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Angra-Pequena. 
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I. Inhaltsverzeichniss, 


nach den Gegenständen alphabetisch geordnet. 


(Vgl. Bd. XLIII; s. auch Deutsche Kolonialpolitik.) 


19. Grossbritannien. Gouverneur der Kapkolonie (Frere) an den 


. 31. 


. 22. 


28. 


2. 


Min. der Kolonien (Kimberley). Ein Artikel der Ber- 
liner Geographischen Nachrichten über deutsche Kolo- 
nisation in Afrika hat Aufsehen erregt . . 
Ausw. Amt an das Kolonial-Amt. Eine deutsche Ko- 
lonie in Afrika hat keine Aussicht auf Unterstützung 
seitens der deutschen Regierung . . 
Geschäftsträger in Berlin (Walsham) an den Engl. Min. 
des Ausw. Die deutsche Regierung ist der Gründung 
von Kolonien nicht geneigt . ee ee 
Ausw. Amt an das Kolonial-Amt. Anfrage der deut- 
schen Regierung, ob England die Suzeränetät über 
Angra-Pequena in Anspruch nimmt . . . . . 
Administrator der Kapkolonie an den Min. der Ko- 
lonien. Englische Ansprüche auf Angra-Pequena . 
Derselbe an denselben. Der Hafen von Angra-Pequena 
ist 1866 annectirt . . ee se 
Kolonialamt an die Admiralität. ‘Bind Berichte eng- 
lischer Schiffe über frühere englische Annexionen bei 
Angra-Pequena vorhanden? es 
Admiralität an das Kolonialamt. Vebersendang der 
verlangten Berichte . + 
Die Kap-Minister an den Administrator. Empfehlen 
Annexion der ganzen Süd-West-Küste . 
Min. d. Kolonien an den Administrator der Kapkolonie. 
Ist die Kapregierang bereit, Angra-Pequena zu über- 
nehmen . 
Kolonial-Institut an das Kolonialamt. Befürwortet die 
Ausschliessung fremder Mächte von der Süd-West- 
Küste Afrika’s. . ne 
Kolonialamt an das Ausw. Amt. Die Kapregierung 
ist zur Uebernahme Angra-Pequena’s bereit . 

a* 


RE 7 DE 
- : 
JA a)" fit 


8388. 


8389. 


8390. 


8391. 


8392. 


8393. 


8394. 


8395. 


8396. 


8397. 


8398. 


8399. 


Sacbregister. — Angra-Pequens. 


4. Grossbritannien. Gouverneur der Kapkolonie an den Min. 


der Kolonien. Die Kapkolonie will die Regierung der 
Küste vom Orange-Fluss bis Walfisch-Bay und die 
Kosten derselben übernehmen . 

Kolonialamt an das Ausw. Amt. Empliehit, “die Kol- 
lision der Ansprüche der engl. und deutschen Firmen 
durch Kommissare beider Länder zu schlichten . . 
Kolonialamt au das Ausw. Amt. Die Annexion der 
Küste, soweit sie nicht von Lüderitz erworben, ist bei 
der Kapregicrung in Anregung zu bringen . . . 
Gouverneur der Kapkolonie an den Min. der Kolonien. 
Die öffentliche Meinung verlangt die Aufrechterhal- 
tung der engl. Autorität über die Küste. . . . 
Ausw. Amt an das Kolonialamt. Nothwendigkeit, die 
deutschen Ansprüche anzuerkennen . . 

Min. der Kolonien an den Gouverneur der Kapkolonie. 
Anregung der Annexion der Küste nördlich von der 


Lüderitz’schen Niederlassung . . . - wee 
Gouverneur der Kapkolonic an den Min. der Kolonien. 
Annexion der ganzen Küste ist beschlossen . . . . 


Gouverneur der Kapkolonie an den Min. der Kolonien. 
Resolution des Kapparlaments zu Gunsten der Annexion 
Min. des Ausw. an den engl. Botschafter in Berlin. 
Der Ausschluss von Strafkolonien in Angra-Pequena 
ist nur ein Wunsch der engl. Regierung, keine Be- 
dingung der Anerkennung des deutschen Protektorats 
Ausw. Amt an das Kolonialamt. Officielle Mitthei- 
lung des deutschen Protektorats. Eine Opposition da- 
gegen.erscheint nicht angängig . . - .. 
Gouverneur der Kapkolonie an den Min. der Kolonien. 
Englische Ansprüche auf Angra-Pequena und die West- 
küste . . . . . . . . . . oo. 
Min. des Ausw. an den engl. Geschäftsträger in Berlin. 
Der deutsche Geschäftsträger hat die Ausdehnung des 
Protektorats bis Kap Frio angezeigt . . . . . . 
Ausw. Amt an das Kolovialamt. Die deutsche Regie- 
rung macht keinen Anspruch auf die zur Kapkolonie 
gehörigen Inseln . . 

.Geschältsträger in Berlin an “den deutschen Staats. 
sekretär des Ausw. Benennung der beanspruchten 
Inch. . . . . 

Gouverneur der Kapkolonie a an den Min. der Kolonien. 








Lüderitz macht Anspruch auf die Inseln. . . . 
Kolonialamt an das Ausw. Amt. Memorandum über 
die englische Politik . . . . . 


Geschäftsträger in Berlin an den engl. Min. des Ausw. 
Vorschlag wegen Lüderitz’ Ansprüche auf die Inseln 
Kolonialamt an das Ausw. Amt. Empfichlt, die von 
Deutschland angebolenen commissarischen Berathungen 
abzulehnen . . . . . 
Botschafter in Berlin an den ‘deutschen Staatssekretär 
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3105. 


8404. 


8405, 


8406. 


8409, 
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817 





Sachregister. — Bündnisse, Conventionen, Verträge, Protokolle etc. V 


des Ausw. Uebersendung der Urkunden, auf welche 

de Pass und Spence ihre Ansprüche stützen . . . 8418. 
1884. Oct. 18. Grossbritannien. Botschafter in Berlin an den engl. Min. des 

Ausw. Lüderitz ist angewiesen, sich aller Eingrifte in 

die Rechte der in Angra-Pequena etablirten Personen 


zu enthalten .... 8419. 
» » 23. — Kolonialamt an das Ausw. Amt, Darlegung der Auf- 

fassung des Kolonialamts über den Conflikt in Angra- 

Pequena . . 8420. 


» » 29. Deutschland. Botschafter in "London an 1 den engl. Min, des 
Ausw. Urkunden, auf Grund deren Lüderitz die privat- 

rechtlichen Ansprüche der Engländer bestreitet . . 8421. 
„ Nov. 13. Grossbritannien. Ausw. Amt an das Kolonialamt. Memo- 
randum, betreffend die staatsrechtlichen Ansprüche 

Englands auf die Inseln bei Angra-Pequena. . . . 8422. 


” Dec, 4 — Min. der Kolonien an den Gouverneur der Kapkolonie. 
Uebersicht der Verhandlungen über die Proclamicung 
des deutschen Protectorats . . 8423. 
» » 10. — Min. des Ausw. an den engl. Botschafter in Berlin. 


Die Expedition nach Bechuanaland ist nicht geeignet, 
die deutschen Interessen zu schädigen . . . . . . 8424. 


Bündnisse, Convontionen, Verträge, Protokolle etc. (Vergl. Bd. XLIII u. vorg.) 


1883. März 20. Belgien, Brasilien, Frankreich. Guatemala, Italien, Nie- 
derlande, Portugal, Salvador, Serbien, Spanien, Schweiz. 
Internationale Convention zum Schutz des industriellen 
Kigenthums vom 20. März 1883 . . . 8553. 
» Mai 15. Deutschland und Madagaskar. Convention zwischen dem 
deutschen Reiche und dem Königreiche Madagaskar 8554. 
» Nov. 26. Deutschland und Korea. Handels-, Freundschafts- und 
Schifffahrtsvertrag zwischen dem Reiche und dem 
Königreiche Korea . . 2 2 2 2 2 2 2 . . . . 8555. 
1354. Febr. 27. Grossbritannien und Transvaal. Convention between Her 
Majesty the Queen of the United Kingdom of Great 
Britain and Ireland and the South African Republic 8556. 
1585. Jan. 26. Deutschland. Reichskanzler an den deutschen Botschafter 
in London. Der Vertrag mit Samoa beeinträchtigt 
weder die Unabhängigkeit der Inseln noch die Rechte 
fremder Unterthanen . . . 00. 8495, 
„ April 25. Grossbritannien, Min. des Ausw. an den deutschen Bot- 
schafter in London. Abgrenzung der beiderseitigen 
Gebiete in Neu-Guinea . . . . 8515. 
„ » 29. Deutschland, Botschafter in London an den engl. Minister 
des Ausw. Zustimmung der deutschen Regierung . 8516. 
„ » » Grossbritannien. Min. des Ausw. an den deutschen Bot- 
schafter in London. Uebereinkommen wegen Abgren- 
zung der gegenseitigen Schutzgebiete am Golf von 


Guinea. . 8547, 
» Mai 7. Deutschland, Botschafter in | London an den engl. “Min. des 
Ausw. Zustimmung zu diesem Uebereinkommen . . 8548. 


» » 16. Grossbritannien. Min. des Ausw. an den deutschen Bot- 





Vi Sachregister. — Deutsche Kolonialpolitik. — Englisch-d. Verhandlungen. — Fidji. 


schafter in London. Handelspolitische Grundsätze, 
welche in dem Golf von Guinea zur Anwendung kommen 

sollen. . . . 8549. 
1585. Juni 2. Deutschland, Botschafter i in | London an den engl. Min. des 
Ausw. Zustimmung der deutschen Regierung zu diesen 

Grundsätzen. . . 8550. 
» » 10. Grossbritannien, Min. des Ausw. an den deutschen Geschäfts. 
träger in London. Bittet um Aufklärung über eine 

Differenz in den gegenseitigen Zusicherungen . . . 8551. 
„ » 16. — Min. des Ausw. an den engl. Botschafter in Berlin. 
Die deutsche Regierung versteht das Uebereinkommen 

in demselben Sinne wie die englische. . . . . 8552. 


Deutsche Kolonialpolitik*). (Vergl. Bd. XLIII: Deutsche Kolonien, s. auch 
Angra-Pequena, Neu-Guinea und Kamerun.) 


1884. Dec. 10. Grossbritannien. Min. des Ausw. an den engl. Botschafter 
in Berlin. Die Expedition nach Bechuanaland ist nicht 

“ geeignet, die deutschen Interessen zu schädigen . . 8421 
„ » 13. — Auszug aus einem Privatbriefe des Mr. Meade an den 
engl. Min. des Ausw. Unterredung mit Busch über 
eine allgemeine Regelung der zwischen Deutschland 

und England schwebenden Kolonial-Streitigkeiten . . 8510. 


„ » 14. — Memorandum Meade’s über eine Unterredung mit Busch 8541. 
» » 24. — Botschafter in Berlin an den engl. Min. des Ausw. 
Berichte Meade’s über Unterredungen mit dem Reichs- 

kanzler, Busch und Kusserow . . . 8542. 
1885. Jan. 24 — Botschafter in Berlin an den engl. Min, des Ausw. 


Unterredung mit Bismarck über die Gründe der Ent- 
fremdung zwischen England und Deutschland . . . 849. 


‚ Febr. 7. — Min. des Ausw. an den engl. Botschafter in Berlin. 
Rechtfertigung der engl. Politik in Angra-Pequena, 

Santa Lucia-Bai, Kamerun und Neu-Guinea . . . 8501. 
„ » 10. — Memorandum Meade’s über den Zweck und den Cha- 


rakter seiner Unterredungen mit dem Reichskanzler 
und Busch. . . . . oe + ee 8544. 


Englisch-deutsche Verhandlungen, s.: Deutsche Kolonialpolitik, Angra- 
Pequena, Neu-Guinea, Kamerun, Fidji. 


Fidji, Deutsche Landreklamationen auf 


1874. Okt. 31. Deutschland. Konsul in Sydney an den Reichskanzler. 
Annexion der Fidji-Inseln durch England . . . . 8356. 
1875. Jan. 17. Deutschland. Reichskanzler an den deutschen Konsul in 
Levuka (Hennings). Dic vom Konsul ausgesprochene 
Befürchtung, dass die Annexion die deutschen Inter- 
essen bedrohe, wird nicht getheilt . . . . . . . 8357. 








—— 


*) Unter dieser Rubrik sind nur die Verhandlun en, welche eine allgemeine Re- 
elung der deutsch-englischen Differenzen im Auge haben, aufgeführt. Die Verhand- 


ungen, welche die einzelnen Kolonien speciell betreffen, s. unter den entsprechenden 
Ländernamen. 


1875, 


1879. 


1582. 
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Sachregister. — Fidji, Deutsche Landreklamationen. 


April 27. Deutschland. Staatssekretär des Ausw. (Bülow) an den deut- 


April 30. 
Mai 23 

» 31. 
Juni 17. 
Jan. 23 
Mai 13 
Juli 14 

» 26. 

» 27. 
Nov. 7 
April 16 
Mai 2 

»» 4. 
Juli 26 


schen Botsch. in London (Münster). Die Anordnungen 
des engl. Gouverneurs der Fidji-Inseln verletzen deutsche 
Interessen . ı 

Botsch. in London | an den "deutschen Staatssekretär 
des Ausw. Lord Derby hat Prüfung der deutschen 
Reklamationen versprochen . . 

Reichskanzler an den deutschen Botsch. in “London. 
Auftrag, das Interesse der deutschen Regierung für 
das Wohl der Reichsangehörigen in Fidji bei jeder Ge- 
legenheit zum Ausdruck zu bringen. . 
Reichskanzler an den deutschen Botsch. in London. 
Auftrag, aus dem Anlass der Anwesenheit des Gou- 
verneurs der Fidji-Inseln auf Erledigung der Land- 
Reklamationen hinzuwirken . . . 

Botschafter in London an den Reichskanzler. Salisbury 
hat den Wunsch der deutschen Regierung zur Kenntniss 
des Kolonialamts gebracht . . 

Botschafter in London an den Reichskanzler. Der 
Gouverneur der Fidji-Inseln hat die sehleunige Er- 
ledigung zugesagt . 

Reichskanzler an den deutschen Botschafter i in "London. 
Das Auftreten des Gouverneurs hat den Erwartungen 
nicht entsprochen. Neue Beschwerden der Deutschen 
Reichskanzler an den deutschen Botschafter in London. 
Ausführliche Darlegung der deutschen Beschwerden . 
Botschafter in London an den Reichskanzler. Gran- 
ville hat genaue Untersuchung der Angelegenheit ver- 
sprochen 

Geschäftsträger in London (Stumm) an den Reichs- 
kanzler. Der engl. Kolonialminister hat sich mit dem 
Vorsitzenden der Fidji-Landkommission in Verbindung 
gesetzt und baldige Beantwortung der Beschwerden 
versprochen . . 

Reichskanzler an den deutschen Geschäftsträger in 
London. Neue Reklamationen. . . 

Geschäftsträger in London an den Reichskanzler. Die 
englische Regierung ist nicht geneigt, die Reklama- 
tionen nochmals zu prüfen . . . 

Staatssekretär des Ausw. an den deutschen Botschafter 
in London. Vorschlag, eine gemischte Commission zur 
Prüfung der Landfrage zu bestellen. . . 
Botschafter in London an den Reichskanzler. Erledi- 
gung von Nr. 8370 . . 

Eingabe des deutschen Konsuls ‘Sahl i in Sydney. "Neue 
Reklamationen . . 

Geschäftsträger in London (Graf Bismarck) an den 
Reichskanzler. Das englische Kolonialamt lehnt die 
Ernennung einer gemischten Kommission ab . . 
Eingabe des Konsuls Sahl in Sydney. Neue Reklama- 
tionen und Werthanschlag der entzogenen Landereien 
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8358. 


8359. 
8360. 


8361. 
8362. 
8363. 


8364. 


8365. 


8366. 


8367. 


8368. 
8369. 


8370. 
8371. 


8372. 


8373. 


8374. 


VIII Sachregister. — Fidji, Deutsche Landreklamationen. — Handelspolitik. * 


1883. Dec. 18. Deutschland. Botschafter in London an den engl. Min. des 
Ausw. Die deutsche Regierung wünscht die Auffassung 
der engl. Regierung, nicht diejenige des Kolonialamts 
zu erfahren . . ern. BT 
— Eingabe des Koneuls ‘Sabi in ‘Sydney. Reklamation, 
betreffend das Levonithal . . . . . . 8376, 
” » 81. — Reichskanzler an den deutschen Botschafter in London. 
Die engl. Regierung ist an Beantwortung des deutschen 
Vorschlages (Nr. 8370) zu erinnern . . . . . . . 8377. 
1884. Jan. 11. — Botschafter in London an den Reichskanzler. Ab- 
lehnung der gemischten Kommission durch die engl. 
Regierung. Memorandum des Kolonialamts. . . SITE. 
» April 8 — Botschafter in London an den engl. Min. des ‘Ausw. 
Entgegnung auf das Memorandum des Kolonialamts . 3379. 
» » 10, — Botschafter in London an den Reichskanzler. Gran- . 
ville ist den deutschen Vorschlagen geneigt, der Wider- 
stand kommt vom Kolonialamt. . . . . . . . 8380. 
» Mai 9. — Derselbe an denselben. Die engl. Regierung bittet um 
Ueberlassung des gesammten Beschwerdematerials und 
wird nach Prüfung desselben die Ernennung einer 


” ” 6 


Kommission, in Erwägung zichen . . . 8381. 
» Juni 7. — Reichskanzler an den deutschen Botschafter i in à London. 

Das engl. Anerbieten ist nicht genügend . . . . . 8382, 
» » 19 — Botschafter in London an den Reichskanzler. Gran- 

ville schlägt Ernennung einer Kommission vor. . . 8383, 
» » 21. — Staatssekretär des Ausw. an den deutschen Botschafter 

in London. Annahme des Vorschlages . . . «SBR 
» Juli 4. — Botschafter in London an den Reichskanzler. Gran- 

ville bittet um Vorschläge für die Zusammensetzung 

der Kommission . . . . 





» Aug. 4. — Botschafter in London an den engl. Min, des Au 
Wünsche bezüglich der Zusammensetzung, des Sitzes 
und der Thätigkeit der Kommission. . . . . 8, 
» Sept. 16. Grossbritannien. Min. des Ausw. an den deutschen Geschäfts. 
träger. Zustimmung zu diesen Vorschlägen. . . . H347. 


Handelspolitik. (S. auch Bündnisse, Conventionen etc.) 


1885. Mai 16. Grossbritannien. Min. des Ausw. an den deutschen Bot- 
schafter in London. Handelspolitische Grundsätze, 
welche in dem Golf von Guinea zur Anwendung kommen 
sollen. . . . . 8549. 

» Juni 2. Deutschland, Botschafter i in à London an den engl. Min. ‘des 
Ausw. Zustimmung der deutschen Regierung zu dicsen 
Grundsätzen . . . . . . . 8550. 
» » 10. Grossbritannien. Min. des Ausw. an den deutschen Geschäfts- 
träger in London. Bittet um Aufklärung über eine 
Differenz in den gegenseitigen Zusicherungen . . . 5551. 
» ». 16. — Min. des Ausw. an den engl. Botschafter in Berlin. 
Die deutsche Regierung versteht das Uebereinkommen 
in demselben Sinne wie die englische . . . . . . 855% 





Kamerun. 


1883. 


Okt. 


Juli 


Sachregister. — Kamerun. 


(Vergl. Bd. XLIUI: Togogebiet und Biafra-Bai.) 


5. Grossbritannien. Ausw. Amt an das Kolonialamt. Die Zeit - 


24. 


28. 


30. 


. 23. 


ist gekommen, Kamerun zu annectiren . 
Dasselbe an dasselbe Die Annexion von Kamerun 
ist beschlossen . 


— Kolonialamt an das Ausw. Amt. Vorschlage ‘über die 


zukünftige Regierung von Victoria (Ambas-Bai) 


Deutschland, Geschäftsträger in London (Vitzthum) an den 


engl. Min. des Ausw. Anzeige der Mission Nachti- 
galls . 


Grossbritannien, Ausw. Amt an 1 das Kolonialamt. Die engl. 


Beamten sind über Nachtigalls Mission zu instruiren 
Unterstaatssekretär des Ausw. an den Consul Hewett. 
Anweisung, sofort auf seinen Posten zurückzukehren. 
Instruktion für die Verhandlungen mit den Häupt- 
lingen an der westafrikanischen Küste . . 
Vice-Consul Buchan an den engl. Min. des Ausw. Pro- 
teste der engl. Kaufleute und von Häuptlingen gegen 
das deutsche Protectorat . . 

Consul Hewett an den engl. Min. des Ausw. Annexion 
von Victoria 

Consul Hewett an den engl. Min. des Ausw. Kamerun 
ist bereits unter deutsches Protectorat gestellt. Ver- 
handlungen mit Nachtigall und den Häuptlingen . 
Min. des Ausw. an den engl. Botschafter in Berlin und 
den engl. Geschäftsträger in Paris. Der engl. Consul 
Hewett ist instruirt, die Abtretung von Kamerun 
seitens der Häuptlinge anzunehmen . . 
Geschäftsträger in Berlin an den engl. Min, des Ausw. 
Die deutsche Regierung hat noch keine Information 
über die Ereignisse in Kamerun . 
Unterstaatssekretär des Ausw. an Consul Hewett. Ver- 
hütung von Unruhen . 

Consul Hewett an den engl. Min. des Ausw. Verhand- 


“ lungen mit den Häuptlingen in Bimbia über die Art, 


wie sie zur Unterschrift der deutschen Verträge ver- 
anlasst sind . . . 

Consul Hewett an den engl. Min, des Ausw. Abschluss 
von Verträgen mit 18 westafrikanischen Häuptlingen 
Admiralität an das Ausw. Amt. Unterhandlungea mit 
den noch nicht unter deutschem Protectorat stehenden 
Häuptlingen in Kamerun . . 

Admiralität an das Ausw. Amt. Unterhandlungen mit 
den gegen Deutschland feindlich gesinnten Häuptlingen 
Min. des Ausw. an den engl. Botschafter in Berlin. 
Vorschlag, das deutsche Protectorat nach Süden aus- 
zudehnen 


9. Deutschland. Botschafter in 1 London an n den engl. Min. des 


Ausw. Die inneren Grenzen des Protectorats kônnen 
noch nicht angegeben werden . 
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Grossbritannien, Botschafter in Berlin an den engl. Min. 
des Ausw. Bismarck würde das Einschliessen der 
deutschen Besitzungen durch engl. Annexionen als eine 
unfreundliche Handlungsweise betrachten . . . 

— Botschafter in Berlin an den deutschen Staatssekretär 
des Ausw. Die Gerüchte, dass England die deutschen 
Gebiete gegen das Innere abschliesse, sind unbegründet 

— Min. des Ausw. an den engl. Botschafter in Berlin. 
Verhandlung mit Münster über das Einschliessen der 
deutschen Besitzungen. . . . . . . . . . . . 

— Kolonialamt an das Ausw. Amt. Brief König Bells, 
betr. die Annahme des deutschen Protectorats . . 

—  Unterstaatssekretär des Ausw. an König Bell. Ant- 
wort auf Nr. 8581 . . . . 

— Min. des Ausw. an den engl. Botschafter in 2 Berlin. 
Deutsche Klagen über die Intriguen der Engländer in 
Kamerun . . . . . sos 

— Min. des Ausw: an den engl. Botschafter in Berlin. 
Das Verhalten der engl. Regierung und der engl. Be- 
amten gegenüber den deutschen Erwerbungen . 

— Min. des Ausw. an den deutschen Botschafter in 
London. Mittheilung der Annexion von Victoria . . 

— Min. des Ausw. an den engl. Botschafter in Berlin. 
Dem deutschen Botschafter ist auf dessen Anfrage 
mitgetheilt, dass der Entschluss, Victoria zu annectiren, 
schon vor der Sendung Nachtigalls gefasst sei . . 

— Botschafter in Berlin an den engl. Min. des Ausw. 
Erwiderung Bismarcks auf die Note vom 20. Januar 

Deutschland. Reichskanzler an den deutschen Botschafter 
in London. Beschwerden über das Verhalten der eng- 
lischen Beamten und Kriegsschiffe in Kamerun. Die 
Abberufung des Vice-Consuls Buchner wird gefordert 

Grossbritannien. Min. des Ausw. an den deutschen Bot- 
schafter in London. Widerlegung der deutschen Be- 
schwerden . . . . 

— Min. des Ausw. an den dentschen Botschafter in 
London. Uebereinkommen wegen Abgrenzung der 
gegenseitigen Schutzgebiete am Golf von Guinea . 


. Deutschland. Botschafter in London an den engl. Min. des 


Ausw. Zustimmung zu diesem Uebereinkommen . . 


. Grossbritannien. Min. des Ausw. an den deutschen Bot- 


schafter in London. lIlandelspolitische Grundsätze, 
welche in dem Golf von Guinea zur Anwendung 
kommen sollen . . . nen 
Deutschland, Botschafter in London an den engl. Min. d 
Ausw. Zustimmung der deutschen Regierung zu diesen 
Grundsätzen . . . sos. 
Grossbritannien. Min. des Ausw. an den deutschen Ge- 
schäftsträger in London. Bittet um Aufklärung über 
eine Differenz in den gegenseitigen Zusicherungen 
— Min. des Ausw. an den engl. Botschafter in Berlin. 
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Die deutsche Regierung versteht das Uebereinkommen 
in demselben Sinne wie die englische . 


(Vergl. Bd. XLIII.) 


Deutschland und Madagaskar. Konvention zwischen dem 
deutschen Reiche und dem Königreiche Madagaskar . 


(Vergl. Bd. XLIII unter: Neu- 


Guinea und deutsche Interessen. in der Südsee.) 


1880: Nov. 


1883. 


Febr. 15. 


Febr. 


April 5. 


Mai 9. 


11. 


6. Grossbritannien. 


Deutschland. Eingabe des Geh. Kommerzienrathes v. Hanse- 
mann, betreffend die deutschen Kolonialbestrebungen 
in der Südsee . . 
Aufzeichnung des stellvertretenden Staatssekretärs im 
Ausw. Amt, Grafen von Limburg-Stirum, über die 
mündliche Beantwortung der Eingabe des Geh, Kom- 
merzienraths von Hansemann vom 11. November 1880 
Generalkonsul in Sydney (Krauel) an den Reichskanzler. 
Aufnahme des Artikels der Augsburger Allgemeinen 
Zeitg. über die Kolonisation von Neu-Guinea 
Derselbe an denselben. Agitation für die Annexion . 
Konsul für die Marschall-Inseln an den Reichskanzler. 
Ausschreitungen englischer Arbeiterschiffe. Zerstörung 
einer deutschen Station durch das engl. Schiff ‘Stanley’ 
Grossbritannien. Kolonialamt an das Ausw. Amt. Ist die 
Einmischung fremder Mächte in Neu-Guinea zu be- 
fürchten? . 
Ausw. Amt an das Kolonialamt. 
dieser Beziehung keine Besorgnisse . . 
Deutschland. Konsulatsverweser in Apia (Stübel) an den 
Reichskanzler. Die deutschen Handlungs-Häuser be- 
fürchten die Annexion der Südsee-Inseln durch die 
australischen Kolonien. . 
Geschäftsträger in London (Plessen) a an den engl. Min. 
des Ausw. Beschwerden über die engl. Arbeiterschiffe, 
insbesondere den ‘Stanley’. .. 
Unterstaatssekretär des Ausw. an den dentschen Bot- 
schafter in London. Information über die Stanley- 
Angelegenheit und über die Annexions-Propayanda in 
den australischen Kölonien . 
Eingabe der Firmen Robertson & Hernsheim und der 
deutschen Handels- und Plantagen -Gesellschaft zu 
Hamburg. Folgen einer engl. Annexion der Südsee- 
Inseln für die deutschen Interessen . . . oe 
Min. des Ausw. an den deutschen Bot- 
schafter in London. Eine engl. Kommission ist mit der 
Frage des Arbeiterhandels in der Südsee beschäftigt 
Deutschland. Staatssekretär des Ausw. an den deutschen 
Botschafter in London. Welche Maassregeln denkt 
die engl. Regierung in Bezug auf den Arbeiterhandel 
. zu ergreifen? . nn. 
Grossbritannien. Min. der Kolonien an die Gouverneure 


Granville net in 
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Sachregister. — Neu-Guinen und Stdsee-Iuseln. 


von Neu-Süd-Wales, Victoria, Süd-Australien, Queens- 
land, Tasmanien, Neu-Seeland und West-Australien. 
Vorläufige Einsetzung eines ‚High-Commissioner‘ für 
Neu-Guinea, Die Kolonien müssen die Kosten über- 
nchmen . . . B . see 
Deutschland. Generalkonsul in Sydney an den Reichs. 
kanzler. Entschädigung der deutschen Firmen. . 
Grossbritannien. Min. des Ausw. an den deutschen Bot- 
schafter in London. Die Untersuchung gegen das 
engl. Schiff ist eingeleitet - . . . . . . . . . 
Deutschland, Konsulats-Verweser in Apia an den Reichs- 
kanzler. Folgen einer Annexion Neu-Guinea’s durch 
England für den deutschen Südsee-Handel . . . . 

— Eingabe der Geh. Kommerzienräthe Hanscmann und 
v. Bleichröder um Gewährung des Schutzes des deut- 
schen Reiches für die von ihnen beabsichtigten Unter- 
nehmungen in der Südsee . . . . . . . . 

— Staatssekretär des Ausw. an den deutschen Botschafter 
in London Die deutsche Regierung wünscht sich mit 
England über die gegenseitigen Interessensphären in 
der Südsee zu verständigen . . . co... 

— Staatssckretär des Ausw. an den deutschen Botschafter 
in London Die Einrichtung von Verbrecher-Kolonien 
ist nicht beabsichtigt; eine dahingehende Verpflichtung 
wird Deutschland aber nicht eingehen . . . . . 

— Botschafter in London an den Reichskanzler. Gün: tige 
Aufnahme des deutschen Vorschlages (Nr. 8: 
London. Die Annexion der Südküste von Neu- 
durch England steht unmittelbar bevor . . . . . 

— Ausw. Amt an den Generalkonsul in Sydney. Im Ar- 
chipel von Neu-Britannien und auf Neu-Guinea wird 
die deutsche Flagge gehisst werden. . . - 

— Reichskanzler an Iansemann und Bleichröder. Beant. 
wortung von Nr. S20. . . . . . « . . . . 

— Generalkonsul in Sydney an den Reichskanzler. Die 
handelspolitischen Interessen der australischen Kolo- 
nien in der Südsee sind schr gering. . . - . 

Grossbritannien. Kolonialamt an das Ausw. Amt. Bean- 
tragt, die Proclamirung des britischen Protectorats 
über gewisse Punkte von Neu-Guinea unverzüglich 
herbeizuführen . . . . . 

Deutschland. Reichskanzler an den deutschen Geschäfts. 
träger in London. Ernennung von Kommissaren für 
die Verhandlungen mit England . . . . . . . . 

— Derselbe an Denselben. Verurtheilung und Begnadigung 
des engl. Kapitäns und des Regierungsagenten . 

Grossbritannien, Geschäftsträger in Berlin an den deutschen 
Staatssekretär des Ausw. Die Annexion von Neu- 
Guinea mit Ausnahme eines Theiles der Nordküste ist 
beschlossen. . . . . . . . . 








. Deutschland. Unterstantssekretär des Ausw. an den deutschen 
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Geschäftsträger in London. Die beabsichtigte Aus- 
dehnung des engl. Protectorats im Norden und Nord- 
Osten kommt der deutschen Regierung unerwartet; 
dieselbe behält sich ihre Stellungnahme dazu vor . 


Deutschland. Geschäftsträger in London an den Reichs- 


kanzler. Granville wünscht die Verhandlungen zunächst 
in Europa zu führen 


— Geschiftstriger in London an den Reichskanzler. Die 


Annexion der Südküste durch England ist von der 
deutschen Regierung als berechtigt anerkannt 


Grossbritannien. Kolonialamt au dic Admiralität. Auftrag, 


das englische Protectorat über die Südküste Neu- 
Guinea’s zu proclamiren . . . 

Geschäftsträger in Berlin an den deutschen Staats- 
sekretär des Ausw. Beschränkung des engl. Protecto- 
rats auf die Südküste . . . . . 


Deutschland. Unterstaatssekretär des Ausw. an ‘den deutschen 


Geschäftsträger in London. London wird als Sitz der 
Kommission acceptirt 


Grossbritannien, Kommodore Erskine | an “die Admiralität. 


Proclamirung des engl. Protectorats. Wortlaut der 
Proclamation . . . . 
Kolonialamt an den Genoral- -Major Scratchley. Er- 
nennung zum Kommissar fir Neu-Guinea. Instruction 


Deutschland. Botsch. in London an den Reichskanzler. 


Kompetenz der Kommission . 


Grossbritannien, Botschafter in Berlin an 1 den engl. Min. 


des Ausw. Gerüchte über beabsichtigte engl. 4 Annexion 
der Samoa- und Tonga-Inseln . . . . . 

Min. des Ausw. an den engl. Botschafter in Berlin. 
England wird die Unabhängigkeit der Samva- und 
Tonga-Inseln respectiren . . . . . 
Kolonialamt an die Admiralität. Die ‘@’Entrecasteaux- 
Inseln’ sind in das Protectorat einzuschliessen . 
Kolonialamt an das Ausw. Amt. Neu-Seeland befür- 
wortet die Annexion der Tonga- und Samoa-Inseln 


Deutschland, Telegraph. Berichte des Kommandanten 


S. M. S. Elisabeth an die Kaiserl. Admiralität u. des 
Kaiserl. Kommissars in Neu-Britannien an das Ausw. 
Amt dd. Cooktown, 17. Dec. 


Grossbritannien. Gonverneur von Neu-Sad-Wales : an den Min. 


der Kolonien. Annexion der ‘d’Entrecasteaux-Inseln’ 
Min. des Ausw. an den engl. Botschafter in Berlin. 
Deutschland rechnet darauf, dass vor Abschluss der 
Unterhandlungen keine neuen engl. Annexionen vor- 
genommen werden . . . . . 

Kolonialamt an das Ausw. Amt. Beantragt, gegen die 
deutschen Annexionen energisch zu protestiren und s0- 
fort den Rest von Neu-Guinea für England zu sichern 
Ausw. Amt an das Kolonialamt. Zustimmung zur 
Ausdehnung des engl. Protectorats . . . . . . . 
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Grossbritannien. Kolonialamt an die Admiralität. Die Aus- 
dehnung des Protectorats ist telegraphisch anzuordnen 
— General-Agent für Victoria an d. Kolonialamt. ,Grenzen- 
lose Erbitterung‘ in den australischen Kolonien über 

die deutschen Annexionen . . 
— Admiralit&t an das Kolonialamt. Die Ausdehnung ‘aes 
Protectorats ist telegraphisch angeordnet . . . . . 
— Kolonialamt an die Admiralität Auch die Inseln sind 
in das Protectorat einzuschliessen . . . . . . . 
Deutschland, Reichskanzler an die deutschen Missionen 
in London, Paris, Madrid, Lissabon, Haag, Brüssel, 
Washington, Rom, Wien, St. Petersburg, Kopenhagen, 
Stockholm. Die betreffende Regierung wird von der 
Errichtung des deutschen Protectorats benachrichtigt 
Grossbritannien. Gouverneur von Victoria an den engl. 
Min. des Ausw. Verletzung der australischen Inter- 
essen durch die deutschen Annexionen . . . . . 


Deutschland. Botsch. in London an den Reichskanzler. 
Erledigung von Nr. 8475. . . . . . . 
— Reichskanzler an den deutschen Botschafter i in n London. 
Verhandlungen mit Mr. Meade. Widerlegung der Be- 
hauptung, dass das Vorgehen Deutschlands in Neu- 
Guinea mit einer früher gegebenen Zusage in Wider- 
spruch stehe . . . . . . . . . . . . . . 
Grossbritannien. Gouverneur von Neu-Seeland an den Min. 
der Koloni Erneutes Drängen, Samoa und Tonga 
zu annectiren . . . . + . . + + . . « + . . 
— Kolonialamt an das Ausw. Amt. Die Handlungsweise 
der deutschen Regierung entbindet England von den 
übernommenen Verpflichtungen; Deutschland ist um 
Aufklärung zu ersuchen. Die Abmachungen über 
Tonga und Samoa sind dalurch in Frage gestellt. . 
— Minister der Kolonien an die Gouverneure von Neu- 
Sud-Wales, Victoria, Queensland und Süd-Australien. 
Die deutschen Annexionen sind ohne Vorwissen der 
engl. Regierung vollzogen. . . . . ee 
— Minister der Kolonien an den Gouverneur von Neu- 
Seeland. Neutralisirung der Tonga- und Samoa-Inseln 
entspricht am besten dem britischen Interesse . . . 
— Ausw. Amt an das Kolonialamt. Konflikt der samoa- 
nischen Regierung mit den Deutschen. Furcht der 
Samoaner vor Annexion durch Deutschland und Bitte 
derselben um britisches Protectorat. . . . . 
— Min. des Ausw. an den engl. Botschafter in Berlin. 
Unterredung mit Münster über diedeutschen Annexionen 
Deutschland. Botschafter in London an den Reichskanzler. 
Unterredung mit Granville bei Mittheilung von Nr. 8478 








. Grossbritannien. Kolonialamt an das Ausw. Amt. Hofft, 


die deutsche Regierung werde das Vorgehen des 
deutschen Konsuls in Samoa desavouiren. . . . . 
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Deutschland. Reichskanzler an den deutschen Bot- 
schafter in London. Erwiderung auf Granville’s Be- 
merkungen . 


Grossbritannien. Botschafter : in Berlin an den deutschen 


Staatssekretär des Ausw. Widerspruch zwischen dem 
Vorgehen Deutschlands und den getroffenen Verein- 
barungen. Mittheilung, dass England die Nordküste 
von Guinea zwischen Huon-Bai und Ostkap zuannectiren 
beabsichtige. Anfrage wegen des Vertrages mit Samoa 
Derselbe an denselben. Welches sind die Grenzen 
des deutschen Protectorats? . 

in. des Ausw. an den engl. Botschafter in Berlin. 
Die deutsche Regierung ist zu ersuchen, möglichst 
alle englischen Mittheilungen von Wichtigkeit in das 
Weissbuch mit aufzunehmen 


Deutschland. Reichskanzler an den deutschen Botschafter 


in London. Die Annexion der Nordküste durch Eng- 
land würde mit deutschen Ansprüchen kollidiren . 
Botsch. in London an den Reichskanzler. Gründe der 
neuen engl. Annexion . . 


Grossbritannien. Botschafter in Berlin an den engl. Min. 


des Ausw. Unterredung mit Bismarck über die Gründe 
der Entfremdung zwischen England und Deutschland 


Deutschland. Reichskanzler an den deutschen Botschafter 


in London. Auftrag, in einer Note Verwahrung gegen 
die neue engl. Annexion einzulegen und zugleich münd- 
lich die Hoffnung auszusprechen, dass der geplanten 
Maasregel keine weitere Folge gegeben werde . 
Derselbe an denselben. Der Vertrag mit Samoa be- 
einträchtigt weder die Unabhängigkeit der Inseln, 
noch die Rechte fremder Unterthanen . 


Grossbritannien. Gouverneur von Queensland an den engl. 


Min. der Kolonien. Hört mit Erstaunen, dass die 
gesammten Kosten der Annexion von den Kolonien 
getragen werden sollen . . . 
Min. des Ausw. an den engl. Botschafter in à Berlin. 
Wünscht baldigen Zusammentritt der Kommission 
Kolonialamt an den General-Agenten für Neu-Süd- 
Wales. Die Regierung hat angenommen, dass die 
Kolonien alle Kosten der Annexion übernehmen würden 
Min. der Kolonien an den Gouverneur von Victoria. 
England hatte kein Recht, den deutschen Annexionen 
zu widersprechen . 

Min. der Kolonien an den Gouverneur von sn Queensland. 
Vor Entscheidung der Kostenfrage können neue Schritte 
nicht gethan werden .. 

Min. des Ausw. an den engl. Botschafter in Berlin. 
Rechtfertigung der engl. Politik in Angra-Pequena, 
Santa Lucia-Bai, Kamerun und Neu-Guinea . . 
Min. des Ausw. an den deutschen Botschafter in London. 
Rechtfertigung der engl. Politik in Neu-Guinea . . 
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9, Grossbritannien. Ausw. Amt an das Kolonialamt. Bismarck 


9. 


16. 


17. 


17. 


hat die Zusicherungen bezüglich Samoa’s wiederholt . 
Kolonialamt an ‘das Ausw. Amt. Bemerkungen über 
den deutsch-samoanischen Vertrag . 

Min. des Ausw. an den deutschen Botschafter i in London. 
Ein dem Promemoria vom 2. Aug. 1884 entsprechendes 
Aide-mémoire ist ihm nicht übergeben worden . 

Min. des Ausw. an den deutschen Botschafter in 
London. Englands Stellung zum deutsch-samoanischen 
Vertrage 

Ausw. Amt an das Kolonialamt. „Uebersendung eines 
Briefes des Königs von Samoa an den deutschen Kaiser 
Kolonialamt an das Ausw. Amt. Widerspruch bezüg- 
lich des Zeitpunktg der Annexion der d’Eintrecasteaux- 
Inseln. . . 

Min. des Ausw. an den deutschen Botschafter i in | London. 
Abgrenzung der beiderseitigen Gebiete in Neu-Guinea 


Deutschland. Botschafter in London an den engl. Minister 


des Ausw. Zustimmung der deutschen Regierung 
Kaiserlicher Schutzbrief der Neu-Guinea-Kompagnie. 
[Reichsanzeiger Nr. 117 am 21. Mai 1885.] . . 


Deutsche Interessen in der Südsee.) 


1884. 


1585, 


Dec. 


Jan. 


1. 


Grossbritannien. Botschafter in Berlin an den engl. Min. 


des Ausw. Gerüchte über beabsichtigte engl. 4 Annexion 
der Samoa- und Tonga-Inseln . 

Min. des Ausw. an den engl. Botschafter in a Berlin. 
England wird die Unabhängigkeit der Somoa- u. Tonga- 
Inseln respectiren . a 
Kolonialamt an das Ausw. Amt. Neu-Seeland befür- 
wortet die Annexion der Tonga- und Samoa-Inseln . 
General - Agent für Victoria an das Kolonialamt. 
„Grenzenlose Erbitterung‘ in den australischen Kolo- 
nicn über die deutschen Annexionen (Anlage 2). 
Gouverneur von Neu-Secland an den Min. der Kolonien. 
Erncutes Drängen, Samoa und Tonga zu annectiren 
Kolonialamt an das Ausw. Amt. Die Handlungsweise 
der deutschen Regierung entbindet England von den 
übernommenen Verpflichtungen; Deutschland ist um 
Aufklärung zu ersuchen. Die Abmachungen über 
Tonga und Samoa sind dadurch in Frage gestellt 
Minister der Kolonien an den Gouverneur von Neu- 
Seeland. Neutralisirung der Tonga- und Samoa-Inseln 
entspricht am besten dem britischen Interesse . 
Ausw. Amt an das Kolonialamt. Konflikt der sa- 
moaischen Regierung mit den Deutschen. Furcht der 
Samoaner vor Annexion durch Deutschland und Bitte 
derselben um britisches Protectorat. . . . 
Kolonialamt an das Ausw. Amt. Hofft, die deutsche 
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Regierung werde das Vorgehen des deutschen Consuls 
in Samoa desavouiren . 
1885. Jan. 17. — Botschafter in Berlin an den deutschen Staatssekretär 
des Ausw. Anfrage wegen des Vertrages mit Samoa. 
26. Deutschland, Reichskanzler an den deutschen Botschafter 
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Nr. 8350. PREUSSEN. — Thronrede bei Eröffnung des Landtages 
verlesen vom Vicepräsidenten des Staatsministeriums 
von Puttkamer am 20. September 1883. 


Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häusern des Landtages! 


P 
Seine Majestät der Kaiser und König haben mich mit der Eröffnung des 20 8ept.1888. 


Landtages der Monarchie zu beauftragen geruhet. 

Die Finanzlage des Staates hat sich günstiger gestaltet. 

Das letzte abgeschlossene Rechnungsjahr hat, dank den erfreulichen Er- 
gebnissen der Staatseisenbahn-Verwaltung, einen verfügbaren Ueberschuss von 
erheblichem Betrage hinterlassen. Das laufende Jahr zeigt ungeachtet des nur 


theilweise befriedigenden Ausfalls der Ernte keinen Rückgang in der bisherigen 


allmäligen Besserung der Verhältnisse und lässt auf wachsende Erträgnisse der 
meisten eigenen Einnahmequellen des Staates auch für das nächste Jahr hoffen. 

Der Staatshaushalts-Etat für 1884/85, der Ihnen alsbald vorgelegt werden 
wird, hat sich unter diesen Umständen, und da wir nach dem bereits festge- 
stellten Reichshaushalts-Etat einen wesentlich geringeren Matrikular-Beitrag 
zu entrichten und wiederum höhere Herauszahlungen aus dem Ertrage der Zölle 
und der Tabaksteuer zu erwarten haben, bei strenger Prüfung und Beschrän- 
kung jedes neuen oder vermehrten Ausgabebedarfs so aufstellen lassen, dass 
die Einnahmen und Ausgaben ohne eine ergänzende Inanspruchnahme des 
Staatskredits das Gleichgewicht halten. 

Hierin kann indessen selbst nur dafür, dass bei weiterem Verzicht auf die 
Befriedigung vieler an sich anzuerkennenden Bedürfnisse die Etats der folgenden 
Jahre sich ebenso gestalten lassen werden, ein genügender Anhalt nicht schon 
gefunden werden. Dagegen ist es gewiss, dass das seit Jahren hervorgetretene 
und von der Staatsregierung geltend gemachte Missverhältniss zwischen den 
Mitteln des Staates und den Aufgaben, die ihm namentlich aus dem immer 
härter empfundenen Drucke der Kommunal- und Schullasten und aus der Un- 
zulänglichkeit der Beamtenbesoldungen erwachsen, unvermindert fortbesteht, 
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Die in dieser Richtung Ihnen bereits angekündigten speziellen Gesetzcut- 


0.Sept.1883. würfe sind inzwischen vorbereitet und zum Theil auch soweit gefördert worden, 


dass Ihnen entsprechende Vorlagen werden gemacht werden können. Soweit 
es an der Hand derselben gelingt, jene Bedürfnisse des Landes, welche über 
die, Preussen allein zur Verfügung gebliebenen Mittel hinausgehen, zu förm- 
licher Anerkennung zu bringen und im Einverständnisse mit Ihnen gesetzlich 
festzustellen, wird auch die Mitwirkung des Reichstages zur endlichen Eröff- 
nung der nothwendigen neuen Hülfsquellen auf dem Gebiete der indirekten 
Steuern, zu welchen die verbündeten Regierungen ihre einmüthige Bereitwilligkeit 
bereits wiederholt ausgesprochen haben, nicht dauernd vergeblich in Anspruch 
genommen werden. Darauf rechnet die Staatsregierung mit derjenigen Zuversicht, 
mit welcher sie von Anfang an jene grossen Ziele nur hat ins Auge fassen 
können und ohne welche sie auf deren weitere Verfolgung zu ihrem tiefen 
Bedauern würde verzichten müssen. 

Die zur besonderen Freude Seiner Majestät in der letzten Session von 
Ihnen angenommene Befreiung wenigstens der zu den beiden untersten Stufen 
der Klassensteuer eingeschätzten Bevölkerung von dem Drucke dieser Steuer 
und der Heimsuchung mit Steuerexekution kann nach übereinstimmender Auf- 


fassung der Staatsregierung und des Landtages nicht als Abschluss einer Reform 


der direkten persönlichen Staatssteuern gelten, sondern nur als der erste dring- 
lichste Schritt zu einer solchen. . 

Dem unveränderten Königlichen Willen folgend, der auf baldige weiter- 
gehende Befreiungen der nur geringes Einkommen habenden Bevölkerungsklassen 
gerichtet ist, und zugleich den bei den Verhandlungen des Landtages in weit- 
gehender Uebereinstimmung geäusserten Ansichten über die sonstigen steuer- 
politischen Ziele gern entgegenkommend, hat die Staatsregierung sich die Aus- 
arbeitung eines weiteren Gesetzentwurfs zur Umgestaltung der direkten per- 
sönlichen Steuern und Einführung einer Kapitalrentensteuer angelegen sein 
lassen, der Ihnen binnen kurzem unterbreitet werden wird. 

Mit der Ueberführung der meisten grösseren Privat-Eisenbahn-Unterneh- 
mungen in die Hände des Staates und der gleichzeitigen Erweiterung des 
Staatseisenbahnnetzes durch Herstellung neuer wichtiger Schienenverbindungen 
ist das Staatseisenbahn-System in dem grössten Theil der Monarchie mit 
steigendem Erfolge zur Durchführung gelangt. Um die bedeutungsvolle Reform 
zum weiteren Abschluss zu fördern und die Vortheile derselben auch denjenigen 
Landestheilen zuzuwenden, welche der Staatsbahnen bisher zum Theil noch gänzlich 
entbehrten, wird Ihnen die Staatsregierung den Erwerb einer weiteren Reihe 
wichtiger Privateisenbahnen in Vorschlag bringen. 

Die mit den Gesellschaften vereinbarten Verträge bieten wiederum zugleich 
die Mittel für eine der Landeswohlfart dienende Erweiterung und Vervollständigung 
des Staatseisenbahnnetzes in den verschiedensten Theilen des Landes; über die 
Verwendung dieser Mittel wird Ihnen eine Vorlage zugehen. 

Von der angelegentlichen und unverminderten Fürsorge, welche die Staats- 
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regierung der Entwickelung der natürlichen wie der künstlichen Wasserstrassen Nr. 8350. 


Preussen. 


zuwendet, wird auch der Entwurf des Staatshaushalts-Etats Zeugniss ablegen. :0 gopt.1888. 


Nachdem, dank ihrer Zustimmung, die Organisation der Verwaltung die 
dem Bedürfnisse des Landes entsprechende einfachere und übersichtlichere 
Einrichtung erfahren hat, ist es an der Zeit, der weiteren Ausdehnung des 
Reformwerkes näher zu treten. Zu dem Ende werden Ihnen zunächst die 
Entwürfe einer Kreis- und Provinzial-Ordnung für die Provinz Hannover vor- 
gelegt werden, da die hiervon abhängige Einfügung dieses Landestheiles in den 
Behördenorganismus der Gesammtmonarchie als eine der dringlichsten Aufgaben 
unserer inneren Politik zu bezeichnen ist. 

Der Entwurf einer für die ganze Monarchie bestimmten Jagdordnung, 
welcher den Mängeln der bestehenden Jagdpolizeigesetze Abhülfe verschaffen 
soll, wird Ihnen im Laufe Ihrer Berathungen zugehen. 

Meine Herren! Indem ich Sie am Eingange einer neuen Session im 
Namen Seiner Majestät begrüsse, lade ich Sie dazu ein, Ihre Arbeiten unter 
dem Schutze gesicherter, friedlicher Verhältnisse wieder aufzunehmen und in 
einträchtigem Zusammenwirken mit der Staatsregierung einem gedeihlichen Ziele 
entgegenzuführen. 

Im Auftrage Sr. Majestät des Kaisers und Königs erkläre ich den Land- 
tag der Monarchie für geöffnet. 





Nr. 8351. GROSSBRITANNIEN. — Thronrede bei Eröffnung des 
Parlaments verlesen vom Lord-Kanzler. 


My Lords and Gentlemen, — I have called you together for tbe fifth Nr. 8351. 


Gross- 


session of this Parliament, that you may again addres yourselves to the dis- „ritannien. 
charge of your arduous and evergrowing duties. || I continue to hold friendly 5. Febr. 1884. 


and harmonious relations with all foreign Powers. || My communications with 
the President of the French Republic, arising out of special incidents in Ma- 
dagascar *), have closed, as I had anticipated, in a manner such as tends to 
confirm the cordial understanding between the two countries. || I have likewise, 
in conjunction with the President, appointed a Commission, which is now 
sitting in Paris, to discuss a basis of arrangement, which I had proposed, 
for the future regulation of the Newfoundland fisheries and the avoidance of 
disputes. || An agreement has been arrived at with Portugal respecting the 
River Congo**) and the adjacent territories. This agreement will be presented 
to you forthwith. || Arrangements are in progress for the resumption of 
diplomatic relations with Mexico, and Special Envoys have been despatched 
by each Government to promote that end. || Negotiations for a Treaty of 


*) Siehe Staatsarchiv Bd. XLIIL Nr. 8213—8217, 
**) S. Bd. XLIIL. Nr. 8194. 
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Nee ste Commerce with Turkey have commenced; an agreement on commercial 

britannien. arrangements with Spain has been signed, which awaits the sanction of the 

5. Febr. 1884. Cortes, a revision of the Commercial Treaty with Japan, on a basis gene- 
rally agreed to by the Treaty Powers, is nearly completed; and a Treaty 
of Commerce and Friendship has likewise been signed with Corea, || Having 
had every reason to be satisfied with the tranquillity of Egypt and with 
the progress made in the establishment of orderly institutions, I gave, 
during the autumn, instructions for the evacuation of Cairo, for the further 
reduction of my military forces, and for their concentration mainly in 
Alexandria. || But in the month of November the Egyptian army, appointed to 
maintain the rule of the Khedive in the Soudan, was defeated and broken up 
with heavy loss. || Upon the occurrence of this defeat, I deemed it wise to 
recall the order I had given, as a precaution against the possible effects of 
the military reverse in Egypt itself, and to preclude all doubt as to the cer- 
tain maintenance of its tranquillity. || While an unforeseen and calamitous 
necessity has thus required me to suspend the measure I had adopted, the aim 
of my occupation, which has been explained to you at former times, continues 
without change. || I have offered to the Egyptian Government such counsels as 
appeared to be required by a prudent regard to the amount of its resources, 
and to the social condition of the country. I have also despatched Major- 
General Gordon to report on the best means of giving effect to the resolution 
of the Khedive to withdraw from the interior of the Soudan, and have per- 
mitted him to act in the execution of the measure. || Papers relating to this 
and to several of the foregoing subjects will be presented to you. || I have 
directed communications to be held with the Delegates whom the Government 
of the Transvaal has sent to this country for the purpose of urging a recon- 
sideration of the Convention of Pretoria. || In this interchange of views atten- 
tion has been principally turned to the question, always one of difficulty in 
South Africa, how best to make provision for the maintenance of order and 
the prevention of oppression on the frontier. || Nothing has occurred to dis- 
courage the expectation, that these communications may be brought to a favour- 
able issue. || Papers will be presented to you on the subject in due course, 
and likewise with respect to the condition of Zululand, which continues to be 
unsettled, as well as to the resumption of direct Imperial authority in Basuto- 
land, which is in immediate contemplation. : 

Gentlemen of the House of Commons, — The Estimate sof charge for 
the public services during the year 1884—85 have been prepared, and will 
speedily be laid before you. || I anticipate, that the Revenue of the current 
year will not fall short of the expectations upon which you founded your 
financial arrangements. 

My Lords and Gentlemen, — The condition of Ireland continues to exhibit 
those features of substantial improvement whichI described on the two occasions 
when I last addressed you. || A measure will at once be presented to you which 
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will have for its principal object the enlargement of the occupation franchise in Nr- 8351. 
Parliamentary elections throughout the United Kingdom. The experience, gained britewaton, 
during half a century by the progressive admission of augmented numbers to a5. Febr. 1884. 
share in our representative system, happily warrants the belief that again, as 
heretofore, the result of a judicious extension of the franchise will be a still closer 
attachment of the nation to the Throne, the law and the institutions of the country. 
| I anticipate a like effect from the extension and the reform of local govern- 
ment. || This comprehensive subject embraces all that relates locally to the 
greater efficiency of administration, to the alleviation of burdens by improved 
arrangements, and to the enlargement of the powers of ratepayers through 
the representative system, including among them the regulation of the traffic 
in intoxicating liquors. || A plan will be laid before you for the extension of 
municipal government to the whole metropolis. || The preparation under this 
head, however, which has been made by my directions, has not been limited 
to London; but the actual presentation of further Bills of the same class must 
depend upon the progress you may be enabled to make with the weighty bu- 

_siness which has been already set forth. || Other public wants have not been 
neglected; and you will be invited to consider Bills relating to the security 
of life and property at sea, to the Railway Commission and its powers, and 
to the repression of corrupt practices at municipal elections. || Measures will 
likewise be laid before you for the better administration of Scottish business, 
for the promotion of education and for the closing of public houses on Sun- 
day, in Ireland, and also for the improvement of intermediate education in 
Wales. || I humbly commend your efforts in the matters I have named to you, 
and in all other particulars, to the blessing of Almighty God. 





Nr. 8352. DEUTSCHLAND. — Thronrede beiEröffnung des Reichs- 
tages verlesen vom Staatssekretär von Bötticher am 
6. März 1884. 


Geehrte Herren! 


Se. Majestät der Kaiser haben mich zu beauftragen geruht, Sie bei dem yy. ass2 
Beginn Ihrer Berathungen willkommen zu heissen... Deutschland. 


Die bedeutsame Aufgabe des Reichstages liegt auch für die bevorstehende “ 
Session auf dem Gebiete der social-politischen Gesetzgebung. Der zu wieder- 
holten Malen feierlich und mit besonderem Nachdruck ausgesprochene Wunsch 
Seiner Majestät des Kaisers, die wirthschaftliche und soziale Lage der Arbeiter 
durch organische Gesetze zu heben und dadurch den Frieden unter den Be- 
völkerungsklassen zu fördern, hat im deutschen Volke volles Verständniss ge- 
funden. Die Verhandlungen über das im vergangenen Jahre — dank Ihrer 
hingebenden Mitarbeit — zu stande gekommene Krankenversicherungsgesetz 
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Nr. 8352. haben den erfreulichen Beweis geliefert, dass der Reichstag sich mit den ver- 


Deutschland. 


6. Mars 1884, bündeten Regierungen in dem Bewusstsein der Bedeutung und Dringlichkeit 


der erstrebten sozialen Reformen begegnet. 

Der nächste Schritt auf diesem Gebiete besteht in der endlichen gesetz- 
lichen Regelung der Fürsorge für die durch Betriebsunfälle verunglückten 
Arbeiter und deren Hinterbliebene. Nachdem auch der im Frühjahr 1882 
Ihnen vorgelegte Entwurf eines Unfallversicherungsgesetzes zum legislatorischen 
Abschluss nicht gelangt war, ist derselbe unter Berücksichtigung der aus dem 
bisherigen Entwickelungsgange geschöpften Erfahrungen nochmals einer sorg- 
fältigen Prüfung unterzogen worden. Dieselbe hat zu dem Plane einer ander- 
weiten Ausgestaltung der in Aussicht genommenen berufsgenossenschaftlichen 
Organisation der gewerblichen Unternehmer auf der Grundlage ausgedehnter 
Selbstverwaltung, sowie einer erweiterten Betheiligung der Arbeiter behufs 
Wahrung ihrer Interessen geführt. Die auf diese Grundlagen gestellte neue 
Vorlage wird Ihnen unverzüglich zugehen. Für die Erledigung derselben hat 
der Reichstag durch die frühzeitige Berathung des Reichshaushalts-Etats für 
1884/85 die erwünschte geschäftliche Freiheit gewonnen. 

Nach dem Zustandekommen des Unfallversicherungsgesetzes wird es unsere 
Aufgabe sein, auf entsprechender organisatorischer Grundlage eine befriedigende 
Ordnung der Fürsorge für die durch Alter oder Invalidität erwerbsunfähig 
werdenden Arbeiter anzustreben. _ 

Die Erfüllung dieser Pflicht gegen die arbeitende Bevölkerung soll in dieser 
die Segnungen der friedlichen Entwickelung des geeinten Vaterlandes zum vollen 
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der hervorgetretenen Missstände und nimmt zu diesem Ende insbesondere die 


Verschärfung der Verantwortlichkeit aller bei der Gründung, Leitung und Be- 6. März 1884. 


aufsichtigung von Aktienunternehmungen betheiligten Personen, sowie die 
Herbeiführung einer wirksamen Kontrole über die Verwaltung der Aktien- 
gesellschaften in Aussicht. 

Die im Jahre 1882 dem Reichstage vorgelegten Gesetzentwürfe, welche 
die Zuwendung der durch das Gesetz vom 20. April 1881 den Wittwen und 
Waisen der Reichsbeamten gewährten Fürsorge auch an die Hinterbliebenen 
von Angehörigen des Reichsheeres und der Marine, sowie im Anschlusse an 
das in Preussen geltende Pensionsrecht eine Verbesserung des Pensionswesens 
für Reichsbeamte und Offiziere in Aussicht nahmen, sind damals zur Ver- 
abschiedung nicht gelangt. Die Verhältnisse, welche zu diesen Entwürfen ge- 
führt haben, bestehen unverändert fort, und wird der Inhalt derselben Ihren 
Beschlüssen von neuem unterbreitet werden. 

Unter dem fortgesetzten Bemühen, den Erzeugnissen unserer Literatur 
und des heimischen Kunstfleisses auch ausserhalb der Grenzen des Reiches in 
immer weiterem Umfange eine durch Rechtsschutz gesicherte Verbreitung zu 
gewährleisten, sind mit Belgien zwei Verträge über den gegenseitigen Schutz 
der Rechte an Werken der Literatur und Kunst sowie über den gegenseitigen 
Schutz der gewerblichen Muster und Modelle vereinbart worden. Dieselben 
werden Ihnen zur verfassungsmässigen Genehmigung zugestellt werden. | 

Die Beziehungen des Reiches zum Auslande bilden für Seine Majestät 
den Kaiser einen Anlass hoher Befriedigung, besonders im Rückblick auf alle 
Befürchtungen und Vorhersagungen, welche nach der Neubildung des deutschen 
Reiches den friedliebenden Charakter seiner Politik in Zweifel gestellt haben. 
Die Gleichheit der friedliebenden Gesinnung, welche die uns benachbarten und 
befreundeten Mächte beseelt, begründet zwischen ihnen und uns eine Soli- 
darität, welche die Erhaltung des Friedens nicht nur für Deutschland nach 
menschlicher Voraussicht als gesichert erscheinen lässt. Die Befestigung der 
ererbten Freundschaft, welche Deutschland und seine Fürsten mit den benach- 
barten Kaiserhöfen verbindet, und die Aufnahme, welche Seine Kaiserliche 
und Königliche Hoheit der Kronprinz in Vertretung Seiner Majestät des | 
Kaisers in Italien und Spanien gefunden hat, beweisen, dass dem Ansehen der 
deutschen Nation im Auslande das Vertrauen der Fürsten und der Völker 
auf unsere Politik zur Seite steht. Seine Majestät der Kaiser rechnet darauf, 
Sich dieses Vertrauen und Deutschland den Frieden mit Gottes Hülfe zu 
erhalten. 





Nr. 8353, 
Gross- 
britannien. 


23. Okt. 1854. 


Nr. 8854, 


Deutschland. 
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Nr. 8353. GROSSBRITANNIEN. — Thronrede bei Eröffnung des 
Parlaments am 23. Oktober 1884. 


My Lords and Gentlemen, — I have brought you together after a recess 
unusually short, in order that you may be enabled at once to give your fur- 
ther consideration to the great subject of the representation of the people 
in Parliament. || I continue to maintain relations of amity with all foreign 
Powers. || The information received from the Soudan includes painful uncertain- 
ties; but the energy, courage and resource, conspicuously displayed by General 
Gordon in the successful defence of Khartoum, deserve my warm recognition. 
|| The advance of my troops to Dongola has for its object the rescue and se- 
curity of that gallant officer and of those who have so faithfully co-operated 
with him. || In Egypt itself I am using my best endeavours to promote further 
improvement; and I have given my support to the Egyptian Government in 
the difficult financial position in which it has been left through the failure 
of the recent Conference. || I have to regret, that circumstances have occurred 
on the south-western frontier of the Transvaal which demand my vigilant at- 
tention. In conjunction with the Government of the Cape Colony I am en- 
gaged in considering the means which may be required to secure the faithful 
observance of the Convention of the present year. || Papers on this subject 
will be presented to you at an early date. 

Gentlemen of the House of Commons, — The operations in the Soudan 
will render it necessary to ask from you a further pecuniary provision. 

My Lords and Gentlemen, — The bill. for the extension of the parlia- 
mentary franchise will at once be introduced. || In conclusion, I humbly and 
most anxiously trust, that the blessing of Almighty God may attend upon 
your labours. 





Nr. 8354. DEUTSCHLAND. — Thronrede des Kaisers bei Er- 
öffnung des Reichstages am 20. November 1884. 
Geehrte Herren! 
Ich freue Mich, dass es Mir vergönnt ist, Sie Selbst zu begrüssen, und 


_ 90,Nov. 1884, neisse Sie im Namen der verbündeten Regierungen willkommen. 


Es gereicht Mir zu besonderer Genugthuung, dass die Wünsche, welche 
Ich in Meiner Botschaft vom 17. November 1881 *) an dieser Stelle kundgegeben, 
seitdem auf dem Wege zu ihrer Erfüllung wesentlich Fortschritte gemacht 
haben; Ich entnehme daraus am Abend Meines Lebens die Zuversicht, dass der 
stufenweise Ausbau der begonnenen Reform schliesslich gelingen und für den 
innern Frieden im Reiche die Bürgschaften herstellen werde, welche nach 
menschlicher Unvollkommenheit erreichbar sind. 

Unsere nächsten Schritte in dieser Richtung werden in der Ausdehnung 


*) 8. Staatsarchiv Bd. XL Nr. 7640. 
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der Unfallversicherung auf die Arbeiter der Landwirthschaft und des Trans- Nr. 8354. 
portwesens und in der Erweiterung der Sparkasseneinrichtungen bestehen, ee 
wofür die Vorlagen Ihnen zugehen werden. 

Der Entwurf des Reichshaushaltsetats für das nächste Rechnungsjahr wird 
Ihnen unverweilt vorgelegt werden. Die Fortentwickelung der Einrichtungen 
des Reiches bedingt naturgemäss ein Anwachsen seiner Ausgaben. Sie werden 
hierin mit Mir eine Mahnung erkennen, neue Einnahmequellen für das Reich 
zu erschliessen. Der Versuch, der Rübenzuckersteuer im Wege der Reform 
höhere Reinerträge abzugewinnen, wird für jetzt durch die Nothlage der be- 
theiligten Industrie und der in Mitleidenschaft stehenden Landwirthschaft 
erschwert. | 

Die Herstellung des einheitlichen Zoll- und Handelsgebietes im Reich ist 
durch Verständigung mit der freien Hansestadt Bremen vorbereitet, und wird 
die Bewilligung eines Betrages Ihnen zur Beschlussnahme vorgelegt werden. 

Im Anschluss an den revidirten Gesetzentwurf wegen Subventionirung 
unserer Dampfschifffahrt werden Ihnen Mittheilungen über die unter den Schutz 
des Reiches gestellten überseeischen Ansiedelungen und die darüber gepflogenen 
auswärtigen Verhandlungen zugehen. Wenn diese Anfänge kolonialer Bestre- 
bungen nicht alle Erwartungen, die sich daran knüpfen, erfüllen können, so 
werden sie doch dazu beitragen, durch Entwickelung der Handelsverbindungen 
und durch Belebung des Unternehmungsgeistes die Ausfuhr unserer Erzeugnisse 
dergestalt zu fördern, dass unsere Industrie zu lohnender Beschäftigung ihrer 
Arbeiter befähigt bleibt. 

Im Einverständniss mit der französischen Regierung habe Ich Vertreter 
der meisten seefahrenden Nationen hierher eingeladen, um über die Mittel zu 
berathen, durch welche der Handel mit Afrika gefördert und vor Störungen 
durch internationale Reibungen gesichert werden kann. Die Bereitwilligkeit 
der betheiligten Regierungen, Meiner Einladung zu entsprechen, ist ein Beweis 
-der freundschaftlichen Gesinnung und des Vertrauens, von welchem alle Staaten 
des Auslandes dem deutschen Reiche gegenüber erfüllt sind. Diesem Wohl- 
wollen liegt die Anerkennung der Thatsache zu Grunde, dass die kriegerischen 
Erfolge, die Gott uns verliehen hat, uns nicht verleiten, das Glück der Völker 
auf anderem Wege als durch Pflege des Friedens und seiner Wohlthaten zu 
suchen. Ich freue Mich dieser Anerkennung und insbesondere darüber, dass 
die Freundschaft mit den, durch die Tradition der Väter, durch die Verwandt- 
schaft der regierenden Häuser und durch die Nachbarschaft der Länder Mir 
besonders nahestehenden Monarchen von Oesterreich und Russland durch 
Unsere Begegnung in Skierniewice der Art hat besiegelt werden können, dass 
Ich ihre ungestörte Dauer für lange Zeit gesichert halten darf. Ich danke 
dem allmächtigen Gott für diese Gewissheit und für die darin beruhende starke 
Bürgschaft des Friedens. 





Nr. 8855. 
Preussen, 
15. Jan. 1885. 
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Nr. 8355. PREUSSEN. — Thronrede bei Eröffnung des Landtages 
verlesen vom Vicepräsidenten des Staatsministeriums 
von Puttkamer am 15. Januar 1885. 


Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häusern des Landtages! 

Seine Majestät der Kaiser und König haben mich mit der Eröffnung des 
Landtages der Monarchie zu beauftragen geruht. 

Die Finanzlage des Staates ist an sich eine befriedigende. Das letzte 
abgeschlossene Rechnungsjahr hat bei fast allen wichtigeren Einnahmezweigen 
namentlich auch wiederum bei der Verwaltung der Staatseisenbahnen günstige 
Resultate und insgesammt einen Ueberschuss von mehr als 20 Millionen Mark 
ergeben, welcher gemäss den gesetzlichen Bestimmungen über die Verwendung 
der Jahresüberschüsse der Eisenbahnverwaltung bis auf einen geringen verfüg- 
bar gebliebenen Betrag zur Tilgung der Staatseisenbahn-Kapitalschuld zu ver- 
wenden gewesen ist. Auch das laufende Jahr lässt nach den bisherigen Wahr- 
nehmungen einen günstigen Abschluss hoffen und einen zu gleicher Verwendung 
kommenden Verwaltungsüberschuss erwarten. Dem entsprechend sind die Ein- 
nahmen für das nächste Jahr erfreulicher Weise wiederum in dem Masse höher 
zu veranschlagen, dass sie zur vollen Deckung des in der bisherigen Weise 
streng geprüften, aber nirgends unwirthschaftlich beschränkten Ausgabebedarfs 
hinreichen würden, wenn dem letzteren nicht eine Erhöhung des Matrikular- 
beitrags für das Reich um mehr als 24 Millionen Mark hinzutrite. 

Schon seit längerer Zeit weist eine Reihe grosser und anders als mit 
neuen Einnahmen vom Reich nicht zu befriedigender Bedürfnisse, namentlich 
die dringend wünschenswerthe Erleichterung des Druckes der Kommunal- und 
Schullasten, wie die Verbesserung der Beamtenbesoldungen, auf die Nothwen- 
digkeit der Eröffnung neuer Einnahmequellen des Reiches hin. Der inzwischen 
hervorgetretene eigene Mehrbedarf des Reiches giebt eine neue Mahnung hier- 
zu, welche, so hofft die Staatsregierung, bald allseitig beachtet werden und in 
naher Zeit wieder zu einer Ermässigung unseres Matrikularbeitrages auf die 
für das laufende Jahr festgestellte Summe führen wird. Inzwischen muss von 
der höheren Bedarfssumme ausgegangen werden und, wenn auch ein Theil der- 
selben noch in den ordentlichen Einnahmen des- Staates Deckung finden kann, 
doch in der Hauptsache zur Deckung derselben eine ausserordentliche Einnahme 
in Aussicht genommen werden. 


Die demgemäss aufgestellten Entwürfe des Staatshaushaltsetats für das 
nächste Jahr und eines Gesetzes wegen Aufnahme einer Anleihe zur entspre- 
chenden Ergänzung der nächstjährigen Einnahmen des Staates werden Ihnen 
alsbald zugehen. 

Der durch die Gesetzgebung des Reiches herbeigeführte Aufschwung der 
Gewerbthätigkeit macht sich in einer allmälig fortschreitenden Entwickelung 
des Volkswohlstandes bemerkbar. Nur die landwirthschaftliche Bevölkerung 
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entbehrt bisher des ihr gebührenden Antheils an den Wohlthaten dieser Ent- Xr. 8855. 
wickelung. 15 Jom 1085, 

Trotz der im Ganzen gesegneten Ernte lastet ein Druck auf der Land- 
wirthschaft. Gegenüber den gestiegenen Produktionskosten und den erhöhten 
öffentlichen Lasten, welche auf diesem wichtigsten Erwerbszweige ruhen, ist 
eine denselben entsprechende Steigerung der Preise der hauptsächlichsten Er- 
zeugnisse nicht eingetreten; dieselben stehen vielmehr niedriger wie seit vielen 
Jahren. Der Absatz im Bereiche der landwirthschaftlichen technischen Neben- 
gewerbe stockt, und es sind die Preise für Zucker und Spiritus auf ein Niveau 
herabgesunken, welches den Betrieb nicht nur nicht mehr lohnend, sondern 
verlustbringend macht. Es wird ein Gegenstand unausgesetzter Fürsorge der 
Regierung Seiner Majestät sein, soviel an ihr ist, die Ursachen dieser 
schweren Krisis aufzuklären und durch ihre Maassnahmen nach Möglichkeit 
Abhülfe zu erstreben. 

Die in der letzten Session nicht erledigten Gesetzentwürfe zur Umgestal- 
tung der direkten persönlichen Steuern und Einführung einer Kapitalrenten- 
steuer sind unter sorgfältiger Prüfung der bei ihrer Vorberathung im Land- 
tage hervorgetretenen Bedenken und Abänderungsvorschläge zum Theil ander- 
weit redigirt worden und werden Ihnen von neuem vorgelegt werden mit dem 
Wunsche und der Hoffnung, dass die damit vor allem beabsichtigten baldigen 
weiteren Befreiungen der wenig begüterten Bevölkerungsklassen von dem Drucke 
der direkten Steuer nicht minder wie die sonstigen steuerpolitischen Ziele 
derselben nunmehr erreicht werden mögen. 

Behufs erhöhter Nutzbarkeit des mit gedeihlichem Erfolge durchgeführten 
Staatseisenbahn-Systems hat die Regierung auf den Erwerb einiger weiteren 
Privateisenbahnen für den Staat Bedacht genommen, als das zweckmässigste 
Mittel zur Lösung der Schwierigkeiten, welche die besonderen Verhältnisse 
der betreffenden Gesellschaften zum Staate der wünschenswerthen Vereinfachung 
der Verwaltung entgegenstellen. Die vereinbarten Verträge werden Ihnen vor- 
gelegt und wegen Verwendung der durch den Abschluss derselben bereit- 
stehenden Mittel für die Ausführung von Meliorationsbahnen Vorschläge ge- 
macht werden. - 

Die Verbesserung der vaterländischen Wasserstrassen schreitet erfolgreich 
fort und wird in planmässiger Weise ihrem Abschlussse entgegengeführt. 

Nachdem in der vorigen Session des Landtages unter Ihrer Mitwirkung 
für die Provinz Hannover eine Kreis- und eine Provinzialordnung auf der 
Grundlage der neuen Verwaltungsgeseizgebung zu Stande gekommen und damit 
der erste Schritt zur Uebertragung der letzteren auf die Provinzen, in denen 
sie noch fehlen, geschehen ist, erscheint die weitere Durchführung der Reform 
der inneren Verwaltung als eine wichtige gesetzgeberische Aufgabe. Von den- 
jenigen Provinzen, welche hier in Frage kommen, ist die Provinz Hessen- 
Nassau wegen der Verschiedenheit ihrer kommunalen und Verwaltungs-Ein- 
richtungen sowohl in der Provinz selbst, wie auch gegenüber den übrigen 
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Presses 8355. Theilen der Monarchie einer Reorganisation am dringendsten bedürftig. Es 
15. Jan. ess. werden Ihnen daher, um dieselbe herbeizuführen, Entwürfe einer neuen Kreis- 
und Provinzialordnung für diese Provinz vorgelegt werden. 

Es werden Ihnen ferner Gesetzentwürfe zugehen, durch welche die be- 
währten Grundsätze der altpreussischen Gesetzgebung über die wirthschaftliche 
Zusammenlegung der in vermengter Lage befindlichen Grundstücke auf das 
Geltungsgebiet des rheinischen Rechts und auf die hohenzollernschen Lande 
unter Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse dieser Landestheile aus- 
gedehnt werden sollen. 

Meine Herren! Indem ich Sie im Namen Seiner Majestät begrüsse, lade 
ich Sie ein, Ihre Arbeiten wieder aufzunehmen, und gebe mich Namens der 
Staatsregierung der Hoffnung hin, dass es gelingen wird, die gewichtigen Auf- 
gaben dieser neuen Session nnter Ihrer patriotischen Mitwirkung einer gedeih- 
lichen Erledigung entgegenzuführen. 

Im Auftrage Seiner Majestät des Kaisers und Königs erkläre ich den 


Landtag der Monarchie für eröffnet. 





Deutsche Land-Reklamationen auf Fidji*). 


Nr. 8356. DEUTSCHLAND. — Konsul in Sydney an den Reichs- 
kanzler. — Annexion der Fidji-Inseln durch England. 


(Auszug.) | Sydney, den 31. Oktober 1874. 
Euerer Durchlaucht: beehre ich mich die Anzeige zu machen, dass ich reel 

am 25. d. M. von Fidji wieder in Sydney eingetroffen bin. || Seine Excellenz sı. oxt. 1884. 
Sir Hercules Robinson, der Gouverneur der Kolonie von Neu-Süd-Wales, von 
der englischen Regierung speziell dazu deputirt, hat die Uebernahme der 
Fidji-Inseln ohne Bedingungen („unconditional Cession“) angetreten. Am 
10. Oktober wurden dieselben unter üblicher Salutirung der Flagge der eng- 
lischen Krone einverleibt. || Wie ich in verschiedenen früheren Berichten er- 
wähnte, ist bedeutendes deutsches Kapital auf diesen Inseln angelegt. Die- 
selben verdanken ihren Fortschritt und ihr Aufblühen zum grössten Theil 
deutscher Energie und Betriebsamkeit; auch sind daselbst schon seit den 
letzten 10 bis 14 Jahren grosse Strecken Landes von deutschen Kolonisten 
käuflich erworben worden. — Es wird gehofft und erwartet, dass die englische 
Regierung in keiner Weise diesen Landbesitz einer Beschränkung unterwerfen, 
sondern die Rechte der Grundbesitzer anerkennen und bestätigen wird; eine 
der ersten Verordnungen jedoch, welche erlassen wurden, ist ein „Statute of 
Limitation“, dem zu Folge Klagen wegen Schuldforderungen, welche vor 
dem 1. Januar 1871 kontrahirt wurden, bei Gericht nicht angenommen werden 
dürfen. — Viele deutsche Kaufleute haben schon seit langen Jahren für 
Waarenlieferungen und Vorschüsse beträchtliche Summen von den Fidji- 
pflanzern zu fordern; während nunmehr die Fidji-Schuldner durch deutsches 
Kapital in die Lage kommen, ihre Verbindlichkeiten allmäblig erfüllen zu 
können, werden die deutschen Kreditoren durch dies neue Gesetz aller Rechts- 
mittel beraubt. — Dieser Punkt hat auch hier in Sydney grosses Aufsehen 
erregt, und es wird erwartet, dass eine Aenderung dieses Statuts eintreten 
wird; widrigenfalls würde ich es für meine Pflicht halten, später hierauf noch- 
mais zurückzukommen, da dem deutschen Interesse ein grosses Unrecht wider- 


m nn nn mn nen nn 


*) Die folgenden Nummern enthalten einen vollständigen Abdruck des im 
Januar 1885 ausgegebenen Weissbuchs. 


Nr, 8356. 
Deutschland. 
- 31, Okt. 1884. 


Nr. 8357. 
Deutschland. 
17. Jan. 1875. 
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fährt. || Unmittelbar nach Einverleibung der Fidji-Inseln setzte Sir Hercules 
Robinson eine Regierung in der Form einer Kronkolonie ein, welche von 
Sydney aus interimistisch durch ihn dirigirt wird, bis ein von England er- 
nannter Gouverneur daselbst ankommt. || Die unter dem neuen Regime zu 
etablirende Ruhe und Ordnung, welche unter der früheren Regierung aller- 
dings so sehr gefehlt hat, wird viel zur Prosperität dieser Inseln beitragen; 
ich halte es indess für meine Pflicht, darauf hinzudeuten, dass deutsches 
Kapital, deutsche Energie und Betriebsthätigkeit sehr viel zu deren Fortschritt 
beigetragen, sowie dass England durch Annektirung dieser Inselgruppe sich 
eine blühende Kolonie erworben hat, || Ehrerbietigst 
Carl L. Sahl. 





Nr. 8357. DEUTSCHLAND. — Reichskanzler an den deutschen 
Konsul in Levuka (Hennings). — Die vom Konsul 
ausgesprochene Befürchtung, dass die Annexion die 
deutschen Interessen bedrohe, wird nicht getheilt. 


(Auszug.) Berlin, den 17. Januar 1875. 
Mittelst gefälligen Berichts vom 15. Oktober v. J.*) haben Euere Wohl- 
geboren mich von den Schritten in Kenntniss gesetzt, welche Sie für noth- 
wendig erachtet haben, um die nach Ihrer Auffassung durch die Besitzergrei- 
fung der Fidji-Inseln seitens Englands bedrohten Interessen der dort an- 
gesessenen Deutschen zu wahren. Ich theile zunächst jene Befürchtung 
nicht, bin vielmehr der Ueberzeugung, dass die eingetretene Aenderung nicht 
nur auf die Verhältnisse des Landes selbst einen nützlichen Einfluss üben, 
sondern auch namentlich die Lage der Fremden zu einer besseren gestalten 
wird, und dass die letzteren, unter dem Schutze einer regelmässigen und 
kräftigen Regierung, eines grösseren Maasses von Sicherheit geniessen und 
damit erst den Boden zur freien Entfaltung ihrer Thätigkeit gewinnen 
werden. Insbesondere ist kein Grund zu der Annahme vorhanden, dass die 
englischen Behörden dem Grundbesitze der Fremden, vorausgesetzt, dass er auf 
rechtlichem Wege erworben ist, die Anerkennung versagen sollten. 
Der Reichskanzler. 
In Vertretung: v. Bülow. 


An den Kaiserlichen Konsul Herrn Hennings, Wohlgeboren. Levuka. 


*) Nicht abgedruckt. 
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Nr. 8358. DEUTSCHLAND. — Staatssekretär des Ausw. (Bülow) 
an den deutschen Botschafter in London (Münster). 
— Die Anordnungen des engl Gouverneurs der Fidji- 
Inseln verletzen deutsche Interessen. 


(Auszug) Berlin, den 27. April 1875. 

Aus der mir übersandten amtlichen Korrespondenz, betreffend die Pesitz- Nr- 8358. 

. eyes . . . Deutschland. 
ergreifung der Fidji-Inseln durch Grossbritannien, ersehe ich, dass nach den 27. apr. 1875. 
vorläufigen Anordnungen und nach den Vorschlägen des mit der Verwaltung 
der neuen Kolonie betrauten Gouverneurs, Sir Hercules Robinson, überhaupt 
keine Schuldforderungen, welche vor dem 1. Januar 1871 kontrahirt worden, 
und keine Reklamationen gegen die frühere Regierung, welche vor diesem 
Termine entstanden sind, klagbar sein oder berücksichtigt werden sollen. || Es 
liegt auf der Hand, dass die strenge Durchführung dieses Prinzips manche 
berechtigte Interessen verletzen würde. Wir hoffen deshalb, es werde die 
grossbritannische Regierung bei definitiver Regelung der Rechtsverhältnisse 
auf den Fidji-Inseln Vorsorge treffen, dass alle wohlbegründeten Ansprüche 
deutscher Reichsangehöriger unter dem neuen Regime nicht nur auf einen 
höheren Grad von Rechtssicherheit, sondern auch auf eine wohlwollendere 
Rücksichtnahme zählen dürfen, als bisher. || Es dürfte Eurerer Excellenz um so 
weniger schwer sein, eine diesfällige Zusage zu erwirken, als die gross-' 
britannische Regierung gewiss gern einen Anlass ergreifen wird, um durch die 
That zu beweisen, dass der Regierungswechsel in Fidji auch den dort lebenden 
Angehörigen des deutschen Reiches, welche durch ihren Fleiss und Unter- 
nehmungsgeist, sowie durch grosse Geldopfer zu dem Aufschwung dieser 
Inseln erheblich beigetragen haben, nicht zum Nachtheil gereicht, und dass 
sich dieselben unter der englischen Administration einer erhöhten Sicherheit 
erfreuen dürfen. || Einem gefälligen Bericht über die Aufnahme Ihrer Mit- 
theilungen werde ich mit Interesse ganz ergebenst entgegensehen. 

von Bülow. 





Nr. 8359. DEUTSCHLAND. — Botsch. in London an den deutschen 
Staatssekretär des Ausw. — Lord Derby hat Prüfung 
der deutschen Reklamationen versprochen. 


(Auszug.) London, den 7. Mai 1875. 

In Folge hohen Erlasses vom 27. v. M., betreffend die deutschen Rekla- Nr. 8359. 
mationen auf den Fidji-Inseln, habe ich Gelegenheit gefunden, sowohl mit Lord Bee 
Derby als auch mit dem Minister für die Kolonien, Lord Carnarvon, zu | 
sprechen. || Beide Minister sagten mir, dass es durchaus nothwendig gewesen 
sei, den zahllosen Reklamationen gegen die frühere Regierung der Fidji- 


Inseln eine gewisse Grenze zu setzen. || Ich habe eine Note an Lord Derby 


Nr. 8359, 
Deutschland. 
7. Mai 1875. 


Nr. 8360. 
Deutschland. 
30. Apr. 1876. 


16 Deutsche Land-Reklamationen auf Fidji. 


gerichtet, und derselbe hat mir versprochen, den Gouverneur Sir Hercules 
Robinson mit der sorgfältigen Prüfung dieser Angelegenheit zu beauftragen. 
Graf Münster. 





Nr. 8360. DEUTSCHLAND. — Reichskanzler an den deutschen 
Botsch. in London. — Auftrag das Interesse der deut- 
schen Regierung für das Wohl der Reichsangehörigen 
in Fidji bei jeder Gelegenheit zum Ausdruck zu bringen. 


(Auszug.) Berlin, den 30. April 1876. 

In Folge des gefälligen Berichts vom 17. v. M.,*) betreffend die deutschen 
Reklamationen auf den Fidji-Inseln, werde ich den Kaiserlichen Konsul zu 
Levuka zu einer Aeusserung auffordern. || Dagegen ersuche ich Euere Excellenz, 
die Aufmerksamkeit Lord Derby’s auf die Stellung der Deutschen gegenüber 
der Kolonialregierung im Allgemeinen zu lenken. Seine Lordschaft wird nicht 
verkennen, dass die Bedenken, welchen Sie in Folge meines Erlasses vom 
27. April v. J. gegen eine strenge Anwendung der Verordnung Sir Hercules 
Robinsons Ausdruck gegeben hatten, in noch weit höherem Maasse durch die 
Ordonnanz Sir Arthur Gordons vom 11. November v. J. hervorgerufen werden, 
welche den Präklusivtermin für die Ansprüche gegen die frühere Fidji- 
regierung vom 1. Januar 1871 bis zum 10. Oktober 1874 vorgerückt hat, 
was einer Spoliation der Interessen nahe zu kommen scheint. || Euerer 
Excellenz ist bekannt, in wie hohem Masse Voreingenommenheit und kommer- 
zielle Eifersucht bei der Beurtheilung der von den Deutschen in der Südsee 
mühsam errungenen Positionen eine Rolle spielen. Die Ihnen mitgetheilten 
Berichte werden Ihnen keinen Zweifel darüber lassen, dass die aus englischen 
Quellen stammenden Urtheile, welche Ihnen dort über die Deutschen auf den 
Fidji-Inseln und andern Inselgruppen der Südsee entgegentreten, mit Vorsicht 
zu behandeln sind. Ich bitte Sie jedenfalls, keine Gelegenheit ungenutzt vor- : 
übergehen lassen zu wollen, um das lebhafte Interesse der Kaiserlichen Re- 
gierung für das fernere Wohlergehen der Deutschen in jenen Gegenden zu 
erkennen zu geben. Bei unserem aufrichtigen, gerade in letzter Zeit bei 
verschiedenen Anlässen wieder bekundeten Wunsche, in allen Fragen von 
maritimer und kommerzieller Bedeutung uns von- der Voraussetzung einer 
Identität der deutschen und englischen Interessen leiten zu lassen, würde uns 
nichts unerfreulicher sein, als wenn gerechte Beschwerden von Angehörigen 
des deutschen Reiches in den englischen Kolonien über Benachtheiligung und 
Verkümmerung wohlerworbener Rechte erhoben und etwa zum Gegenstand von 
Reklamationen und Erörterungen in der Presse oder im Reichstage ge- 
macht würden. Der Reichskanzler. 

In Vertretung: von Bülow. 


—— 


*) Nicht abgedruckt. 


gu, 
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Nr. 8361. DEUTSCHLAND. Reichskanzler an den deutschen Bot- 
schafter in London. — Auftrag, aus Anlass der An- 
wesenheit des Gouverneurs der Fidji-Inseln auf Er- 
ledigung der Land-Reklamationen hinzuwirken. 


(Auszug.) Berlin, den 23. Mai 1879. 


Es empfiehlt sich, die Anwesenheit Sir Arthur Gordons in London, der Nr. 8361. 


dem Vernehmen nach im Juni auf seinen Posten nach Fidji zurückkehren 
wird, noch rechtzeitig zu benutzen, um die seit vielen Jahren unentschiedene 
Angelegenheit der Landtitel auf Fidji zu fördern. || Nach Annexion der Fidji- 
Inseln durch England wurden alle Ländereien zunächst der britischen Krone 
überwiesen, und die Prüfung der Eigenthumstitel an solchen Ländereien, welche 
von Fremden, und zwar in sehr erheblichem Umfange von Deutschen erworben 
worden waren, durch eine hierzu ernannte Kommission vorbehalten. Diese 
Prüfung hat sich bisher zum Nachtheil der Interessenten verzögert. || Wie gross 
dieses Interesse ist, erhellt schon aus der Thatsache, dass es sich bei einer 
einzelnen Firma um ein Anlagekapital von angeblich nahezu 125000 Pfd. 
Sterl. handelt. || Es liegt auf der Hand, dass, solange die Entscheidung der 
Kommission noch aussteht, jede rationelle Verwerthung der Ländereien er- 
schwert ist, und dass die Eigenthümer hierdurch unmittelbare und mittelbare 
Verluste erleiden. || Euere Excellenz beehre ich mich daher ganz ergebenst zu 
ersuchen, Lord Salisbury gefälligst auch auf diese Angelegenheit Namens der 
Kaiserlichen Regierung mündlich und schriftlich aufmerksam machen und über 
den Erfolg Ihrer Bemühungen berichten zu wollen. 
In Vertretung des Reichskanzlers: 
von Bülow. 





Nr. 8362. DEUTSCHLAND. — Botschafter in London an denReichs- 
kanzler. — Salisbury hat den Wunsch der deutschen 
Regierung zur Kenntniss des Kolonialamts gebracht. 


London, den 31. Mai 1879. 


Den hohen Erlass vom 23. Mai d. J., die Prüfung der Eigenthumstitel Nr. 8362. 


auf den Fidji-Inseln betreffend, habe ich zu erhalten die Ehre gehabt und 
nicht verfehlt, im Sinne der mir ertheilten Aufträge eine Note an das 
Foreign Office zu richten. | Euere Durchlaucht wollen aus der in Abschrift 
beifolgenden vorläufigen Rückäusserung des Lord Salisbury hochgeneigtest ent- 
nehmen, dass der Wunsch der Kaiserlichen Regierung, die Anwesenheit des 
Sir Arthur Gordon hierselbst zur Regelung der betreffenden Landtitelfrage zu 
benutzen, zur Kenntniss des Ministers für die Kolonien gebracht worden ist. 
Graf zu Münster, 
Staatsarchiv XLIV, 3 


- 


Nr. 8362. 


Deutschland. 
81. Mai 1879, 


Deutschland. 
17. Jani 1879. ° 
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Anlage. Auswärtiges Amt (London), den 28. Mai 1879. 

Herr Botschafter, — Ich beehre mich, Euere Excellenz zu benachrichtigen, 
dass ich nach Empfang der Note vom 26. d. M. Ihrer Majestät Staatssekretär 
für die Kolonien sofort von Ihrem Wunsche benachrichtigt habe, die Anwesenheit 
Sir Arthur Gordons in London möchte dazu benutzt werden, um auf Erledigung 
der Frage, betreffend die Besitztitel der Fremden an Ländereien auf den 
Fidji-Inseln, hinzuwirken. || Ich beehre mich etc. 

gez. Salisbury. 

Seiner Excellenz dem Grafen Münster. 





Nr. 8363. DEUTSCHLAND. — Botschafter inLondon an denReichs- 
kanzler. — Der Gouverneur der Fidji-Inseln hat die 
schleunige Erledigung zugesagt. 


(Auszug.) London, den 17. Juni 1879. 

Im Verfolg meines Berichts vom 31. v. M. beehre ich mich, Euerer 
Durchlaucht gehorsamst zu melden, dass ich diese Angelegenheit wiederholt 
mit Lord Salisbury besprochen und ihn sehr bereit gefunden habe, den 
Wünschen der Kaiserlichen Regierung so viel wie irgend möglich gerecht zu 
werden. Er versprach mir auch, mit dem jetzt hier anwesenden Gouverneur 
Sir Arthur Gordon über die Angelegenheit zu sprechen, denselben zu einer 
schriftlichen Aeusserung aufzufordern und mir letztere mitzutheilen. || In den 
Anlagen beehre ich mich, Euerer Durchlaucht die mir heute zugegangene 
Note Lord Salisbury’s vom 14, d.M. nebst dem betreffenden, an das Kolonial- 
amt erstatteten Bericht Sir Arthur Gordons vom 3. d. M. in Abschrift ge- 
horsamst zu überreichen. || Aus letzterem Schriftstück wollen Euere Durch- 
laucht geneigtest ersehen, dass allerdings schon viel in Beziehung auf die 
Eigenthumstitel auf den Fidji-Inseln geschehen ist, und dass Sir A. Gordon 
sich ernstlich die schleunige Erledigung der Eigenthumstitelfrage angelegen 
sein lassen will. 

Graf Münster. 


An Seine Durchlaucht den Fürsten von Bismarck. 


Anlage. (Uebersetzung.) 
Auswärtiges Amt (London), den 14. Juni 1879. 
Herr Botschafter. — Unter Bezugnahme auf mein Schreiben vom 28. v. M. be- 
ehre ich mich, beifolgende Abschrift eines von Sir Arthur Gordon an das Kolo- 
nialamt gerichteten Schreibens, betreffend die Landreklamationen von Fremden auf 
Fidjiund den Fortschritt, welcher seit dem Tage der Abtretung in Erledigung der- 


\ 
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selben gemacht worden ist, Euerer Excellenz zur Kenntnissnahme zu über- Da 8868. 


senden. || Ich beehre mich etc. 
Salisbury. 
Seiner Excellenz dem Grafen Münster. 


Anlage. 48 Upper Grosvenor Street, 3. Juni 1879. 
Mein Herr, — Ich habe die Ehre, das Ihrem Schreiben vom 30. v. M. 
beigeschlossene Schreiben des Foreign Office, betreffend die Land-Reklamationen 
Fremder auf Fidji, zurückzusenden. || Der deutsche Botschafter ist nicht richtig 
informirt, wenn er annimmt, dass seit dem Tage der Abtretung kein Fortschritt 
in der Erledigung von Land-Reklamationen gemacht worden sei. Bis zu 
meiner Abreise von Fidji waren zwischen acht- und neunhundert Reklamationen 
geprüft und anerkannt worden, und hierunter befanden sich viele, welche von 
deutschen Unterthanen, insbesondere den Gebrüdern Hennings, Vertretern der 
grossen Firma der Godefroy’s zu Hamburg, erhoben waren. || Die Untersuchun- 
gen haben im vergangenen Jahre langsamere Fortschritte gemacht, theils in 
Folge meiner Abwesenheit, theils wegen Mangels einer ausreichenden Zahl von 
Vermessern, und theils, weil bekannt war, dass das Projekt, die abgewiesenen 
Reklamationen einer erneuten Prüfung zu unterziehen, Ihrer Majestät Regierung 
zur Erwägung vorlag und man natürlicher Weise wünschte, zunächst über 
das Ergebniss der letzteren Gewissheit zu erhalten. || Es ist ganz natürlich, 
dass diejenigen, deren Reklamationen noch nicht untersucht worden sind, über 
die anscheinende Verschleppung ungeduldig werden; aber thatsächlich ist die 
Prüfung von über achthundert Reklamationen, von denen viele sehr schwierig, 
verwickelt und äusserst streitig waren, eine keineswegs unbeträchtliche Arbeit, 
und dabei eine solche, welche bei schnellerer Erledigung unvermeidlich den 
Grund für zukünftige Missverständnisse nnd Prozesse gelegt haben würde. || Es 
liegt indess offenbar eben so sehr im Interesse der Regierung wie der Rekla- 
manten, dass alle diese Fragen schnell zur Entscheidung kommen, und kann 
der deutsche Botschafter meiner fortdauernden und ernstlichen Bemühungen, 
die schleunige Erledigung der fraglichen Reklamaticnen zu fördern, versichert 


sein. || Ich beebre mich ete. 
A. Gordon. 
Dem Unterstaatsekretär für die Kolonien. 





Nr. 8364. DEUTSCHLAND. — Reichskanzler an den deutschen 
Botschafter in London. — Das Auftreten des Gouver- 
neurs hat den Erwartungen nicht entsprochen. Neue 
Beschwerden der Deutschen. 


(Auszug.) Berlin, den 23. Januar 1880. 


Mit Bezug auf den gefälligen Bericht vom 17. Juni v. J., betreffend die Ir 8364. 
Eigenthumstitel von Reichsangehérigen auf den Fidji-Inseln, beehre ich mich, ss Jan, 1880. 


Nr. 8364, 
Deutschland, 
8. Jan. 1880. 
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Euerer Excellenz beifolgend im Auszuge einen Bericht des Kommandanten 
S. M.Kanonenboots „Albatross“, d. d. Sydney, den 5. November 1879, nebst 
Anlage, zu Ihrer gefälligen Information und gelegentlichen Verwerthung im 
Sinne des Erlasses vom 23. Mai v. J. ganz ergebenst zu übersenden. Euere 
Excellenz werden daraus ersehen, wie das erste Auftreten Sir Arthur Gordons 
nach Rückkehr auf seinen Posten nichts weniger als den Erwartungen ent- 
sprochen hat, zu welchen sein, Ihnen von Lord Salisbury mitgetheiltes 
Schreiben vom 30. Juni v. J. (Anlage zu dem oben allegirten Bericht) berech- 
tigte. Denn die Ordonnanz vom 2. Oktoberv.J. macht den praktischen Werth 
auch der wenigen, von der Landkommission getroffenen und als endgültig an- 
gesehenen Entscheidungen wieder illusorisch. 
Der Reichskanzler. 
Im Auftrage: von Philipsborn. 


Anlage 1 (Auszug). Sydney, den 5. November 1879. 

Im Uebrigen habe ich seitens der in Levuka ansässigen Deutschen 
darüber Klage führen hören, dass noch immer keine Entscheidung über die 
Besitztitel der von ihnen vor der im Jahre 1874 erfolgten Annexion der Fidji- 
Inseln durch England erworbenen Ländereien herbeigeführt ist. Im Gegen- 
theil sind die durch frühere Verfügungen des Gouverneurs festgesetzten Be- 
sitztitel durch die letzten Verfügungen des Fidjigouvernements wieder in 
Frage gestellt. 

Mensing |, 
Korvettenkapitän. 
An die Kaiserliche Admiralität zu Berlin. 


Anlage 2. Levuka, den 10. Oktober 1879. 
Euerer Hochwohlgeboren erlauben wir uns ergebenst von folgenden Ver- 
fügungen des hiesigen Governments mit Bezug auf im Besitz von Ansiedlern 
befindliches Grundeigenthum Kenntniss zu geben. || Laut Cessionsurkunde, 
d. d. 10. Oktober 1874, trat der König Cakobau das ganze Territorium der 
Fidji-Inseln bedingungslos an die britische Krone ab, wie es in der betreffen- 
den Urkunde heisst: — which cession the said Ini Viti and other high Chiefs 
relying upon the justice and generosity of Her said Majesty have determined 
to tender unconditionally. || Artikel 4 der Urkunde bestimmt alsdann: „that 
the absolute proprietorship of all lands not shown to be alienated, so as to 
have become bona fide the property of Europeans or other foreigners . . .. 
shall be and is hereby declared to be vested in Her said Majesty Her Heirs 
and Successors“. || Artikel 7 sub 3 bestimmt: ,,that all claims to titles of 
land...... shall in due course be fully investigated and equitably adjus- 


. ted“. || Es wurde in Folge dessen eine Kommission eingesetzt zur Prüfung der 


Rechtstitel des Grundeigenthums, welche bis jetzt einen Theil der Titel unter- 
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sucht, ihre Arbeiten aber noch nicht beendigt hat. In den Fällen der An- Nr. 8364. 
erkennung der Titel wurde amtlich publizirt, dass den betreffenden Eigen- > pores 
thümern ein crown grant für ihr Land ertheilt werden sollte, und nach ge- 
höriger Aufnahme durch Surveyors wurde alsdann der crown grant aus- 
gehändigt. Dieses Dokument wurde als absoluter Besitztitel betrachtet, und 
zwar so, dass Hypotheken und zeitweilige Vorschüsse daraufhin gewährt 
worden sind. Auch Verkäufe von Grundeigenthum haben auf Grundlage 
solcher crown grants stattgefunden, und wurde in solchen Fällen ein Certi- 
ficate of Fiji ertheilt. || Neuerlich — unterm 2. d. M. — ist nun eine „Ordi- 
nance to provide for the final settlement of certain claims to land“ erlassen, 
deren Artikel XIII bestimmt: „No Crown grant, issued before the passing of 
this Ordinance of any lands claimed ...... shall be indefeasible until 
after six months from the passing hereof, and no certificate of title based 
upon the transfer or transmission of any land: comprised in any such Crown 
grant shall be indefeasible until after the like period“. || Diese Verordnung, 
stellt die ganze Sicherheit, mit welcher die crown grants betrachtet wurden 
wieder in Frage, und da wir nicht nur Land auf Grund von crown grants 
erworben, sondern auch Vorschüsse gegen Deponirung von crown grants ge- 
währt haben, so sehen wir in der neuen Verordnung eine erhebliche Schädigung 
unserer Interessen, und wir bitten Euere Hochwohlgeboren ergebenst, diese 
Angelegenheit zur Kenntniss der Kaiserlichen Regierung bringen zu wollen. | 


Wir zeichnen || Euerer Hochwohlgeboren || ergebenste 
Hedemann & Co. 


Sr. Hochwohlgeboren Herrn Korvettenkapitän Mensing, Kommandant 
S. M. Kanonenboots „Albatross“, z. Z. Levuka. 





Nr. 8365. DEUTSCHLAND. — Reichskanzler an den deutschen 
Botschafter in London. — Ausführliche Darlegung 
der deutschen Beschwerden. 


Berlin, den 13. Mai 1882. 

Die Angelegenheit der Eigenthumstitel von Reichsangehérigen auf den 
Fidji-Inseln ist auch bisher leider nicht geregelt worden. Dem Kaiserlichen yr. sses. 
Generalkonsul für die Südsee-Inseln, welchem früher das Konsulat auf Fidji ns 
unterstellt war, hatte sich keine Gelegenheit geboten, dort persönlich für die — | 
deutschen Interessen bei der Kolonialregierung einzutreten. Inzwischen ist 
das Konsulat in Levuka dem Kaiserlichen Generalkonsul für Australien unter- 
stellt worden. Dieser ist in Folge dessen berufen und besonders beauftragt, 
die Reklamationen der deutschen Landbesitzer gegen die englische Kolonial- 
regierung auf Fidji zu prüfen und zu vertreten. Nach den bisherigen Er- 
fahrungen würden indess seine Bemühungen ohne Eingreifen der gross- 
britannischen Regierung nicht ausreichen, um eine beschleunigte oder über- 
haupt befriedigende Behandlung der Sache herbeizuführen. Einer Einwirkung 


” 


Nr. 8365. 
Deutschland. 
13. Mai 1882, 
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unsererseits in London wird es um so mehr bedürfen, als die grossbritannische 
Regierung unseren Nachrichten zufolge eine von der Kolonialregierung im 
Juni 1880 nach London beförderte Beschwerde mehrerer deutschen Land- 
besitzer über die mit Regelung der Landfrage betraute Kommission lediglich 
dahin beantwortet hat, dass sie sich nicht veranlasst finde, die Behörde zur 
Entscheidung der Landfrage anders zu komponiren. || Die Nothwendigkeit einer 
zuvorigen Behandlung der Sache in London folgt auch aus dem Umstande, 
dass die Kolonialregierung in ihrer vorläufigen Antwort auf die vorerwähnte 
Beschwerde einfliessen liess, Herr Sahl (unser kaufmännischer Konsul in 
Sydney, welcher als Theilhaber an dem deutschen Landbesitze auf Fidji die 
Eingabe mit unterzeichnet hatte) sei naturalisirter britischer Unterthan. || Es liegt 
die Vermuthung nahe, dass die Kolonialregierung nicht unterlassen haben wird, 
dieses Moment der grossbritannischen Regierung gegenüber geltend zu machen. 
| Um einer möglichen Einwendung dieser Art von vornherein begegnen zu 
können, haben wir die im Sommer v. J. hier eingelaufene Reklamation des 
Herrn Sahl, als Vertreter der Firma Rabone Feez & Co. in Sydney, gegen 
die Fidjiregierung vorerst nicht in London zur Sprache gebracht, um zuvor 
die Staatsangehörigkeitsverhältnisse der Theilhaber der Firma authentisch auf- 
zuklären. Aus den Berichten des zur Aecusserung hierüber aufgeforderten 
Kaiserlichen Generalkonsuls in Sydney geht hervor, dass Herr Sahl nur vor- 
übergehend die englische Staatsangehörigkeit in Fidji besessen hatte, und dass 
seine sowie der übrigen Theilhaber der Firma Rabone Feez & Co. Legiti- 
mation zur Inanspruchnahme des deutschen Schutzes gegenüber dem Ver- 
halten der Kolonialregierung auf Fidji unbestritten ist. 

Dies vorausgeschickt, beehre ich mich Euerer Excellenz in der Anlage 
Abschrift der Eingabe des Herrn Carl L. Sahl, als Chef der genannten Firma, 
vom 18. Mai v. J. nebst Anlage mit dem ganz ergebensten Ersuchen zu 
übersenden, sich der Vertretung dieser Reklamation bei der grossbritannischen 
Regierung gefälligst anzunehmen. Für Ihre mündliche Besprechung der Sache 
füge ich ein aide-mémoire bei, welches ich Euerer Excellenz anheimstelle 
Lord Granville abschriftlich oder nach Uebertragung in das Englische ver- 
traulich zu übergeben. || Sobald Sie die Sache mit Lord Granville besprochen 
haben werden, bitte ich Euere Excellenz, Sr. Lordschaft das unter den An- 
lagen befindliche englische Memorandum ,,Minute on the Land Question” nebst 
dessen Beilagen mittelst Note zu übersenden. In dieser wollen Euere Ex- 
cellenz, in Anknüpfung an Ihre frühere Korrespondenz über die Sache, Namens 
der Kaiserlichen Regierung den Antrag stellen, dass die grossbritannische 
Regierung durch den baldigen Erlass bündiger Weisungen an die Kolonial- 
regierung auf Fidji dahin wirken möge, dass diese seit nunmehr 8 Jahren 
schwebende Angelegenheit zum befriedigenden Abschluss gebracht werde. Sie 
wollen dabei einfliessen lassen, dass es auch für die englische Regierung nicht 
erwünscht sein könnte, wenn durch das Verhalten der britischen Kolonial- 
behörden die Hoffnungen zerstört würden, welche an die Besitzergreifung 
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solcher auch für den deutschen Handel und das Niederlassungsbedürfniss von 


Nr. 8865. 


Deutschland. 


Reichsangehörigen wichtigen Gebiete durch England im Hinblick auf die da- 5 wa; 180. 


von erwartete Steigerung des Rechtsschutzes früher geknüpft wurden. (Ich 
erinnere in dieser Hinsicht an Euerer Excellenz gefällige Berichte aus dem 
Jahre 1875 und an Ihre damalige Korrespondenz mit der englischen Regierung.) 
Thatsache sei, dass das von Deutschen vor der englischen Besitzergreifung in 
den bis dahin gesetzlichen und landesüblichen Formen erworbene Grund- 
eigenthum nach der Besitzergreifung zum Gegenstand einer Untersuchung durch 
Verwaltungsbehörden gemacht worden, welche, mit Ausschluss des Rechts- 
weges, in diskretionärer Weise den deutschen Eigenthümern die freie Ver- 
fügung über ihren Landsitz entzogen, denselben vielfach hierdurch grosse ge- 
schäftliche Verlegenheiten bereitet und bedeutende Verluste zugefügt und 
einen Theil dieser Ländereien zum Besten des Kolonialfiskus eingezogen 
hätten. || Die Kaiserliche Regierung sei überzeugt, dass die Königlich gross- 
britannische Regierung nicht anstehen werde, anzuerkennen, dass diese Rekla- 
mationen eine wohlwollende Erwägung verdienen, und dass sie die geeigneten 
Instruktionen nach Fidji ertheilen werde, um eine beschleunigte und der 
Gerechtigkeit und Billigkeit entsprechende Erledigung derselben zu veranlassen. | 
Euere Excellenz wollen Lord Granville um eine baldige Antwort bitten, welche 
die Kaiserliche Regierung in den Stand setzen würde, den Kaiserlichen 
Generalkonsul in Sydney mit entsprechender Nachricht zu versehen, da dieser 
beauftragt worden ist, sich nach Fidji zu begeben, um bei der dortigen 
Kolonialregierung die Interessen der deutschen Landeigenthümer zu vertreten. 
In Vertretung des Reichskanzlers: 
Graf von Hatzfeldt. 


Anlage 1. (Auszug). Sydney, den 18. Mai 1881. 
Euerer Durchlaucht hatte ich die besondere Ehre am 18. April1879 bei meiner 
Anwesenheit in Berlin durch das Hohe Auswärtige Amt daselbst einen Bericht über 


die Landfrage auf Fidji einzureichen und in demselben auf die Verluste hinzudeuten, 


welche den Interessenten durch die Kolonialregierung auf der Fidjigruppe ge- 
worden sind. Heute, nach Verlauf weiterer zwei Jahre, sehe ich mich genöthigt, 
an Euere Durchlaucht ganz gehorsamst wegen Schutzes zu appelliren, um den 
vollständigen Untergang deutscher Interessen daselbst zu verhindern. |] Viele 
deutsche Firmen hatten auf Fidji Grundbesitz vor Annektirung durch Gross- 
britannien erworben, welcher denselben jetzt durch die eingesetzte britische 
Kolonialregierung daselbst bestritten und die Bestätigung des Eigenthumrechts 
desselben lange vorenthalten oder verweigert wird. Unter diesen befindet sich 


auch die Firma Rabone Feez & Co., deren Chef ich bin. || Wie aus beifolgendem *) 
D 
*) Von Mittheilung dieser Denkschrift, welche die Fidji-Landfrage ohne Berück- 
sichtigung der speciell deutschen Interessen von einem allgemeinen Gesichtspunkte aus 
behandelt, ist im Hinblick auf ihren Umfang Abstand genommen worden. 
Anm, des Weissbuchs. 


Nr. 8365. 
Deutschland. 
18. Mai 1882. 
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„Minute on the land question in Fiji“ zu sehen ist, bin ich als Chef der 
Firma Rabone Feez & Co. auf genannter Inselgruppe in ausgedehnter 
Weise betheiligt, und hängt die Zukunft der Brüder Hennings, welche mehrere 
Häuser auf den Fidji-Inseln besitzen, davon ab, ob das auf Ländereien vor- 
gestreckte Kapital durch Gewährung oder Bestätigung der Besitzurkunden von 
Seiten der britischen Behörden zurückerhalten werden wird. || Es war 1875, 
als die Fidjigruppe annektirt wurde, und heute, nach beinahe sechs Jahren, 
stellt sich das Resultat der Arbeiten der Kommission in der Landfrage, was 
unseren Besitz anbelangt, wie folgt: 
für 6747 Acres haben wir die Bestätigung (crown grants) des Eigenthums- 
* rechts erhalten, 
„ 3974 , haben wir die Gewissheit der Anerkennung, aber nicht die 
crown grants erhalten, da das Land noch nicht vermessen ist. 
„10570 ,„ auf unseren Namen erworbenes 
und 3620 ,, uns von unseren Schuldnern verschriebenes, aber in deren 
Namen um Bestätigung der Besitzurkunden eingegebenes 
Grundeigenthum haben wir keine crown grants erhalten, 
resp. sind dieselben uns verweigert worden. 
für 66130 ,, Grundbesitz und 
» 2000 ,, Pachtung auf 99 Jahre, welche wir mit 1000 Acres 
Kokosnussbäumen und 100 Acres Baumwollenstauden be- 
pflanzt haben, 
ist uns noch gar keine Entscheidung zugegangen. || Diese Zahlen sprechen für 
sich selbst. Jetzt hat sich die Fidjiregierung ferner geweigert, die Entschei- 
dung der Prüfungskommission eher mitzutheilen, als das Land vermessen ist, 
was die Erledigung der Landfrage noch länger hinausschiebt. || Zur Zeit, als 
uns 1875 alle Ländereien auf Fidji entzogen wurden, hatten wir die Summe 
von 82000 Pfd. Sterl. daselbst angelegt; diese Summe hat nun während 
6 Jahre brach gelegen, und der Zinsenverlust, ea. 8 Prozent pro anno, 
beläuft sich auf 48124 Pfd. Sterl., ganz abgesehen von den grossen Kosten, 
welche entstanden sind, um das Eigenthumsrecht vor der „Enquiry Commission“ 
geltend zu machen, und welche sich auf 7500 Pfd. Sterl. belaufen. Das Land 
kann nicht eher bebaut werden, als der Besitz gesichert ist. Selbst für 
Strecken Landes, welche wir mit Kokusnussbäumen bepflanzten, um die ein- 
gerichteten Plantagen nicht ganz verwildern zu lassen, und trotzdem wir seit 
1875 grosse Summen für dieselben ausgelegt haben, sind uns keine festen 
Besitzurkunden für solche zugegangen. Von den auf diese Art bepflanzten 
Strecken führe ich beispielsweise 1000 Acres in Loma-Loma an. || Wenn nun 
die Kolonialregierung auf Fidji fortfährt, das Eigenthumsrecht auf Grund- 
besitz vorzuenthalten, wie sie es bisher gethan hat, so muss das Endresultat 
sein, dass diejenigen Firmen, welche am meisten auf Fidji interessirt sind, 
ruinirt werden. || Ich bin persönlich mehrere Male seit 1875 auf Fidji gewesen, 
um die Behörden zu ersuchen, die Angelegenheiten zu beschleunigen; ich habe 
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auch Versprechungen erhalten, welche indess niemals erfüllt worden sind. || 


Ich habe lange gewartet, ehe ich Veranlassung nahm, an Euere Durchlaucht 19. Mai 1882, 


mich zu wenden um Schutz und Unterstützung, durch deren hohe Gewährung 
die grossen Interessen, welche ich vertrete, jetzt nur noch gerettet werden 
können. Die Schuld der Verzögerung in vorliegender Sache ist allein der 
Kolonialregierung auf Fidji beizumessen, und ich erlaube mir deshalb, die 
ganz gehorsame Bitte vorzubringen, Euere Durchlaucht möchten an betreffender 
Stelle eine Entschädigung für den mir entstandenen Verlust von 48124 Pfd. 
Sterl. beantragen. Ich appellire gleichfalls gegen die willkürliche Art und 
Weise, mit welcher Ländereien, die uns gehören, uns entzogen werden, und 
ich bitte, um diesem Verfahren Einhalt zu thun, ganz ergebenst, an Hoher 
Seite in Vorschlag zu bringen, dass eine Untersuchung in dieser Landfrage 
eingeleitet werden möchte, welche durch von England aus abgesandte Mitglieder 
zu führen wäre. Letztere hätten wiederum gänzlich unabhängig von der Fidji- 
regierung zu sein, und Bedacht wäre ferner zu nehmen, dass der Gouverneur 
von Fidji keinerlei Einfluss auf dieselben zu üben in der Lage ist. Es wäre 
weiter der Entwickelung der Sache von Vortheil, wenn während der Dauer 
der Untersuchung entweder der Kaiserliche Generalkonsul in Apia oder der- 
jenige zu Sydney zur Wahrnehmung der deutschen Interessen anwesend sein 
würde. || Mit tiefster Ehrerbietung Carl L. Sahl, 

Chef der Firma Rabone Feez & Co. 
Sr. Durchlaucht dem Fürsten von Bismarck. 


Anlage 2. 
Aide-memoire. 

Viele Jahre vor Annexion von Fidji durch Grossbritannien hatten Deutsche 
dort bedeutenden Grundbesitz erworben und zu der Kultivirung dieser frucht- 
baren Inseln und zu ihrem Handelsverkehr den Grund gelegt. || Die Rechte und 
Interessen der Grundbesitzer schienen durch die nachstehenden Bestimmungen 
der Cessionsurkunde des Königs Cakobau vom 10. Oktober 1874 ausreichend 
gewahrt. || Artikel 4 besagte: „that the absolute proprietorship of all lands not 
shown to be alienated, so as to have become bona fide the property of 
Europeans or other foreigners . . . shall be and is hereby declared to be 
vested in Her said Majesty, Her Heirs and Successors“. || Artikel 7 sub 3 be- 
stimmte: „that all claims to titles of land . . . shall in due course be fully 
investigated and equitably adjusted“. || Nach der englischen Besitzergreifung 
ward indess den Landbesitzern die freie Verfügung über ihr Eigenthum ent- 
zogen und die Prüfung der Rechtstitel einem langwierigen Verfahren unter- 
worfen, || Eine besonders hierzu eingerichtete Verwaltungsbehörde, commission, 
ward mit Prüfung der Rechtstitel beauftragt, und der Gouverneur entscheidet 
in erster Instanz. Im Falle der Anerkennung der Titel soll dem betreffenden 
Eigenthümer ein crown grant für sein Land zugesagt werden; er soll denselben 
aber erst nach gehöriger Aufpahme des Landes durch Vermesser (surveyors) 
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erhalten. Im Falle der Versagung des crown grant kann sich der betreffende 
Eigenthümer innerhalb einer bestimmten Frist unter Darlegung seiner Be- 
schwerdepunkte an den Gouverneur wenden, und wird die Sache dann in zweiter 
Instanz durch eine andere Kommission, in welcher letzterer den Vorsitz führt, und in 
welcher auch Mitglieder der erstgenannten Kommission Sitz und Stimme haben, 
endgültig entschieden. || Die in dieser Weise den betreffenden bisherigen bona 
fide Eigenthümern abgesprochenen Ländereien zieht der Gouverneur zum Besten 
des Regierungsfiskus (the crown) ein. || Richten sich die erhobenen Beschwerden 
schon gegen die Zusammensetzung und die Kompetenz dieser Behörden, so ist 
dies noch mehr in Betreff ihrer Praxis der Fall. Die crown grants werden 
angeblich sogar deswegen verweigert, weil das betreffende Land noch nicht in 
Kultur genommen worden ist, während dies häufig nur um deswillen nicht geschehen 
konnte, weil der Eigenthümer seit der Annexion vergeblich darauf gewartet 
hat, dass ihm die freie Verfügung über sein Land zurückgegeben werde. Die 
Verweigerung wird ferner durch die Behauptung begründet, dass die Eigen- 
thümer für die Ländereien früher zu wenig bezahlt hätten, während es auf der 
Hand liegt, dass der jetzige höhere Werth wesentlich den von ihnen im Laufe 
der Jahre gemachten Aufwendungen zu danken ist. Der von dem Eigenthümer 
verlangte positive Beweis dafür, dass die vor langen Jahren stattgehabte Er- 
werbung in landesüblicher Form stattgefunden, kann jetzt mitunter gar nicht 
oder nur unvollkommen erbracht werden. || Bei der Beweiserhebung über die 
früher stattgefundenen Eigenthumserwerbungen werden angeblich mitunter Ein- 
geborene als Zeugen nicht einzeln, sondern in grösserer Anzahl und in Gegen- 
wart ihres Häuptlings vernommen, dessen Aussagen sie nicht zu widersprechen 
wagen, der selbst aber jetzt cin Interesse hat, die frühere rechtmässige Er- 
werbung zu bestreiten, weil er hofft, an den von dem Kolonialfiskus ein- 
gezogenen Ländereien einen Antheil zu erhalten. || In einem der Fälle, welche 
den Gegenstand der jetzt vorliegenden Reklamation bilden, ist die Bestreitung 
der Rechtstitel erst viele Jahre nach der englischen Besitzergreifung erfolgt, 
und zwar unmittelbar nach dem Tode desjenigen Häuptlings, der, wie die Re- 
klamanten glauben, die rechtmässige Erwerbung bezeugt haben würde. || Ueber 
den weitaus grössten Theil ihrer Ländereien haben die Eigenthümer bisher 
(über sieben Jahre nach der Annexion) eine Entscheidung überhaupt nicht er- 
wirken können, und liegen dem Auswärtigen Amt in Berlin die Beweise vor, 
dass einzelne deutsche Grundbesitzer auf Fidji durch die Verschleppung der 
Entscheidungen geradzu ruinirt worden sind. || Die auf Anweisung der Kaiser- 
lichen Regierung wiederholt seitens des Kaiserlichen Botschafters in London ge- 
thanen Schritte, um eine beschleunigte Erledigung der Landfrage in Fidji herbei- 
zuführen, sind bisher erfolglos geblieben. Die Note Lord Salisbury’s vom 14. Juni 
1879 berechtigte zu der Hoffnung, dass der Gouverneur Sir Arthur Gordon nach 
seiner damals bevorstehenden Rückkehr auf seinen Posten die Angelegenheit be- 
schleunigen werde. Statt dessen erliess er unter dem 2. Oktober 1879 eine Ordonnanz, 
nach welcher selbstdie bis dahin,also nach mehreren Jahren endlich ertheilten crown 
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grants abermals innerhalb einer Frist von 6 Monaten angefochten werden konnten. Nr. 8865. 

. . . . Deutschland, 
(No crown grant issued before the passing of this Ordinance of any lands |g, mai 1882. 
claimed . . . shall be indefcasible until after six months hereof, and no certi- 
ficate of title based upon the transfer or transmission of any land comprised 
in any such crown grant shall be indefeasible until after the like period.) || 
Durch diese Verordnung wurde die Sicherheit, welche wenigstens die endlich 
erlangten crown grants den Landbesitzern zu geben schienen, ebenfalls illuso- 
risch gemacht. Da auf die crown grants hin Hypotheken und Vorschüsse ge- 
währt und genommen worden waren, auch Verkäufe stattgefunden hatten, so 
musste durch diese Verordnung grosse Verwirrung und eine abermalige schwere 
Schädigung der davon Betroffenen entstehen. || Unter den Deutschen, welche auf 
den Fidji-Inseln, schon lange vor der englischen Besitzergreifung, Ländereien 
erworben hatten, nimmt dic Firma F. W. Hennings (5 Gebrüder, wovon drei 
ihre deutsche Staatsangehörigkeit bewahrt haben, zwei aber in den britischen 
Unterthanenverband in Fidji getreten sind) eine hervorragende Stelle ein. In 
Folge von Missernten und Fallen der Baumwollenpreise vor etwa 9 bis 10 
Jahren waren sie genöthigt, Kredit zu nehmen und zu gewähren und bei der 
Firma Rabone Feez & Co. zu Sydney ein Anlehn aufzunehmen, für dessen 
Zurückzahlung ihnen in Erwartung, dass sie die crown: grants wenigstens bis 
zum Jahre 1880 erhalten würden, eine Frist von 5 Jahren (von 1875 bis 1880) 
gewährt wurde. Nach Ablauf dieser 5 Jahre waren aber die Besitztitel noch 
nicht über den zehnten Theil der Ländereien ausgestellt worden. Die Gebrüder 
Hennings sahen sich deshalb genöthigt, ihre Landtitel an Zahlungsstatt der 
Firma Rabone Fcez & Co. zu cediren. Hierdurch ist die Vertretung dieser 
Rechte auf Herrn Sahl, als den Chef dieser Firma, übergegangen. Und als 
Vertreter dieser Rechte hat er im Mai 1881 der Kaiserlichen Regierung eine 
Reklamation mit dem Gesuche um deren diplomatische Behandlung in London 
eingereicht. 

Bevor der Kaiserliche Botschafter hierzu angewiesen wurde, ist der Kaiser- 
liche Generalkonsul in Sydney zum Bericht über die Staatsangehörigkeits- 
verhältnisse der Reklamanten und über die Sache selbst aufgefordert worden. 
Seine Berichterstattung liegt jetzt vor. Danach besteht die Firma Rabone 
Feez & Co. aus folgenden Theilhabern: || 1. Frederica Feez, geb. Kayser, | 
2. Amalie Sophie Hamburger, geb. Fecz, || Beide in Deutschland wohnhaft, | 
3. Carl L. Sahl, deutscher Konsul in Sydney. || Was den letzteren anbelangt, 
so wurde demselben, als er sich im Sommer 1880 mit zwei anderen deutschen 
Landbesitzern auf Fidji mit einer Beschwerde über die Landkommission an 
die Kolonialregierung wandte, von dem Kolonialsekrcetär entgegengehalten, dass 
er naturalisirter britischer Unterthan sei. Dem gegenüber ist zu bemerken, 
dass er als Vertreter der Firma Rabone Feez & Co. reklamirt; dass die 
deutsche Staatsangehörigkeit der beiden anderen Theilhaber nicht bestritten 
ist; dass die Gültigkeit der Naturalisirung des Herrn Sahl in Neu-Süd-Wales 
nach den dortigen Gesetzen sich ausschliesslich auf diese Kolonie beschränkt; 
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und dass diese Naturalisation für alle übrigen Gebiete des britischen Reiches 
unwirksam ist; endlich, dass seine Naturalisirung nur eine vorübergehende ge- 
wesen und in Fidji durch eine ausdrückliche Erklärung vom November 1881 
erloschen ist. 

Die Lage der Ländereien, um welche es sich in diesem Falle handelt, 
war im Monate Mai 1881 folgende: || 1. Für 6747 Acres waren crown grants 
ertheilt; || 2. für 3974 Acres war die Ertheilung zugesichert worden, sobald 
das Land vermessen sei; || 3. für 10570 und 3620 Acres (letztere auf Hennings 
Namen zur Bestätigung eingegeben) war die Ertheilung der crown grants ver- 
weigert worden; || 4. über 66 130 Acres Grundbesitz und 2000 Acres Pachtung 
auf 99 Jahre, wovon 1000 Acres mit Kokosnussbäumen und 150 Acres mit 
Baumwollenstauden bepflanzt sind, war noch gar keine Entscheidung gefällt. || 
Als Grund für die Verweigerung von crown grants für die sub 3 erwähnten 
14190 Acres hat die Prüfungskommission für die land claims angegeben, dass 
die Besitzer nicht genug für das Land bezahlt, oder dass sie dasselbe nicht 
vollständig bebaut oder in faktischen Besitz genommen hätten. Die Gebrüder 
Hennings haben diesen Theil der Ländereien, welche den Namen Koroniasatha 
führen, im Jahre 1865 und 1866 von dem Häuptling Tui Thatlauerworben. Die Be- 
streitung der auf dieses Land bezüglichen Rechtstitel erfolgte erst nach dem 
Tode dieses Häuptlings im Jahre 1879. 

Die von Herrn Sahl Namens der obenbezeichneten Interessengemeinschaft 
an die Kaiserliche Regierung gerichteten Anträge gehen dahin: dieselbe möge 
bei der grossbritannischen Regierung beantragen: || 1. dass die Ausfertigung 
der Besitztitel (crown grants) über den gesammten, der Firma Rabone Feez 
& Co. von den Gebrüdern Hennings cedirten Landbesitz beschleunigt und zu 
dem Ende || 2. eine von der Kolonialregierung in Fidji unabhängige Kommis- 
sion mit der Prüfung und Entscheidung im Sinne des Artikels 4 der Cessions- 
urkunde von 1875 nach Recht und Billigkeit, unter eventueller Hinzuziehung _ 
des Kaiserlichen Generalkonsuls in Sydney, betraut werde, und || 3. dass den 
Gebrüdern Hennings für den ihnen bis zum Mai 1881 durch die Schuld der 
Fidjibehörden erwachsenen Schaden eine Summe von 48124 Pfd. Sterl. zu- 
gebilligt werden möchte, bei deren Berechnung davon ausgegangen wird, dass 
die Reklamanten bis zum Jahre 1875, wo ihnen die freie Verfügung über ihr 
Land entzogen wurde, 82000 Pfd. Sterl. darin angelegt hatten, und dass diese 
Summe während 6 Jahren keine Zinsen (& 8 Prozent gerechnet) getragen hatte. 

Für die den Reklamanten von der Kommission bisher erwachsenen Un- 
kosten von über 7500 Pfd. Sterl. beanspruchen dieselben keine Entschädigung. 





Deutsche Land-Reklamationen auf Fidji. 29 


Nr. 8366. DEUTSCHLAND. — BotschafterinLondon an denReichs- 
kanzler. — Granville hat genaue Untersuchung der 
Angelegenheit versprochen. 


(Auszug.) London, den 14. Juli 1882. 

In Gemässheit des hohen Erlasses vom 13. Mai d. J., die Landfrage auf Nr. 8966. 

den Fidji-Inseln betreffend, habe ich seinerzeit die Eingabe des Herrn Carl Sabi Doss leg 
dem Lord Granville persönlich mit der nöthigen dringenden Empfehlung über- 
geben. In der beiliegenden Note vom 1. d. M. sprach ich darauf den Wunsch 
aus, dass der Gouverneur von Fidji umgehend angewiesen werde, der An- 
gelegenheit der Eigenthumstitel seine ganze Aufmerksamkeit zuzuwenden, damit 
dieselbe sobald als möglich und in befriedigender Weise endlich gelöst werde. 
' Lord Granville hat nun, wie er mir gestern in einer vom 8. d. M. datirten 
Note mittheilt, den Befehl ertheilt, die Sache sofort einer genauen Unter- 
suchung zu unterziehen. || Ich werde nicht verfehlen, nöthigenfalls von neuem 
auf eine baldige Entscheidung zu dringen. Münster. 


Anlage. London, den 1. Juli 1882. 
Euerer Excellenz hatte ich die Ehre am 26. v. M. eine an den Fürsten 
Bismarck gerichtete Eingabe des Herrn Carl L. Sahl, Chef der Firma Rabone 
Feez & Co. in Sydney, nebst einem damit in Zusammenhang stehenden Aide- 
mémoire persönlich zu überreichen, in welcher der Bittsteller gegen das Ver- 
fahren der Kolonialregierung auf den Fidji-Inseln in der Landfrage protestirt. 
Wie Euerer Excellenz bekannt, ist diese Angelegenheit bereits früher Gegen- 
stand einer Korrespondenz zwischen der Kaiserlichen Botschaft und Ihrer 
Majestät Regierung gewesen. Ich erinnere in dieser Bezichung an die Note 
Lord Salisbury’s vom 14. Juni 1879. || Den seitdem der Kaiserlichen Regierung 
zugegangenen Nachrichten zu Folge ist eine im Juni 1880 von der Kolonial- 
regierung nach London weitergegebene Beschwerde mehrerer deutschen Land- 
besitzer auf den Fidji-Inseln seitens Ihrer Majestät Regierung dahin beant- 
wortet worden, dass kein Anlass vorliege, die zur Entscheidung der Landfragen 
eingesetzte Behörde anders zu komponiren. Dieser Umstand sowohl wie die 
später eingelaufene Nachricht, dass die Untersuchungen über die Besitztitel der 
in Frage stehenden l.ändereien nunmehr in erster Instanz abgeschlossen seien 
und die Entscheidungen in den meisten Fällen auf Einziehung des Landes zu 
Gunsten der Kolonialregierung oder der eingeborenen Bevölkerung erkannt 
hätten, hat die Kaiserliche Regierung veranlasst, mich anzuweisen, Euerer 
Excellenz gütige Vermittelung dahin in Anspruch zu nehmen, dass die Kolonial- 
regierung in Fidji nunmehr angewiesen werden möge, die jetzt seit acht Jahren 
schwebende Angelegenheit zum befriedigenden Abschluss zu bringen. Der bis- 
herige Gang der Sache hat bei der Kaiserlichen Regierung die Ucberzeugung 
erweckt, dass ohne das Eingreifen Ihrer Majestät Regierung eine den gerechten 
Ansprüchen Rechnung tragende Lösung nicht zu erwarten steht; sie hofft um 
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so mehr auf Euerer Excellenz wohlwollende Unterstützung, als es gewiss auch 
der britischen Regierung nicht erwünscht sein kann, wenn durch das Verhalten 
der Kolonialbehörden die Hoffnungen zerstört werden, welche an die Besitz- 
ergreifung jener Gebiete durch England, im Hinblick auf die davon erwartete 
Steigerung des Rechtsschutzes, seitens der deutschen Reichsangehörigen früher 
geknüpft wurden. In dieser Beziehung beehre ich mich auf die zwischen Lord 
Derby und der Kaiserlichen Botschaft im Jahre 1875 geführte Korrespondenz 
ganz ergebenst aufmerksam zu machen. || Die Kaiserliche Regierung wird der 
Thatsache sich nicht verschliessen können, dass das von Deutschen vor der 
englischen Besitzergreifung in den bis dahin gesetzlichen und landesüblichen 
Formen erworbene Grundeigenthum nach der Besitzergreifung zum Gegenstand 
einer Untersuchung durch Verwaltungsbehörden gemacht worden ist, welche 
den deutschen Eigenthümern das wohlerworbene Recht freier Verfügung über 
ihren Landbesitz ohne Richterspruch entzog und ihnen dadurch bedeutende 
Verluste zugefügt hat. Ein grosser Theil dieser Ländereien ist zum Besten 
der Kolonialregierung eingezogen worden. Die Kaiscrliche Regierung ist über- 
zeugt, dass Euere Excellenz nicht anstehen werden, die Reklamationen der 
deutschen Landbesitzer einer wohlwollenden Erwägung zu unterziehen und eine 
beschleunigte und der Gerechtigkeit entsprechende Erledigung derselben zu 
veranlassen. || Durch eine Mittheilung über das auf meinen vorstehenden Antrag 
Veranlasste würden Eucre Excellenz mich um so mehr zu Dank verpflichten, 
als es der Kaiscrlichen Regierung darauf ankommt, ihren Generalkonsul zu 
Sydney zu informiren, welcher beauftragt ist, sich nach Fidji zu begeben, um 
an Ort und Stelle die Interessen der deutschen Landeigenthümer zu vertreten. 
; Was im Besonderen die von mir Euerer Excellenz übergebene Eingabe des 
Carl L. Sahl betrifft, so erlaube ich mir zur Vermeidung von Missverständ- 
nissen darauf aufmerksam zu machen, dass derselbe, wie aus dem abschriftlich 
ganz ergebenst beigefügten, an den Kolonialsekretär in Fidji gerichteten 
Schreiben vom 17. November 1881 hervorgeht, nur vorübergehend die eng- 
lische Staatsangehörigkeit in Fidji besessen hatte, und dass seine sowie der 
übrigen Theilhaber der Firma Rabone Fecz & Co. Legitimation zur Inanspruch- 
nalıme des deutschen Schutzes gegenüber dem Verhalten der Kolonialregierung 
nicht bestritten werden kann. || Im Anschluss an Vorstehendes beehre ich mich 
zu Euerer Excellenz gefälliger Kenntnissnahme das beifolgende *) „Minute on 
the Land Question in the Colony of Fiji“, auf welches in der Eingangs er- 
wähnten Eingabe des Carl Sahl an den Reichskanzler Bezug genommen ist, 
ganz ergebenst vorzulegen. || Genehmigen ctc. 
Münster. 

Seiner Excellenz dem Herrn Grafen Granville etc. etc. 





*) Nicht mitgetheilt; vergl. Anm. zu Nr. 8365, Anlage 1, S. 23. 
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Nr. 8367. DEUTSCHLAND. — Geschäftsträger in London (Stumm) 
an den Reichskanzler. — Der engl. Kolonialminister 
hat sich mit dem Vorsitzenden der Fidji-Landcommission 
in Verbindung gesetzt und baldige Beantwortung der 
Beschwerden versprochen. 


London, den 26. Juli 1882. 

Im Anschluss an den Bericht des Kaiserlichen Herrn Botschafters vom PR 
14. d.M., die Landfrage auf den Fidji-Inseln betreffend, beehre ich mich Eucrer %. Juli 1888. 
Durchlaucht anliegend Abschrift einer mir jetzt zugehenden Note Lord Gran- 
villes vom 21. d. M. ganz gehorsamst vorzulegen. || Es ergiebt sich aus dieser 
Note, dass der Kolonialminister mit Mr. Victor Williamson, der seit 1879 mit 
der Landfrage beschäftigt war und sich jetzt in England befindet, in Ver- 
bindung getreten ist und binnen kurzem eine erschöpfende Beantwortung der 
deutscherseits zur Sprache gebrachten Beschwerden mir zukommen zu lassen 
hofft. | Lord Kimberley giebt gleichzeitig der Hoffnung Ausdruck, dass die 
Kaiserliche Regierung nicht etwa von dem Gedanken ausgegangen sei, dass 
deutsche Unterthanen anders behandelt worden seien, wie britische Unterthanen 
oder Angehörige anderer Nationen. Stumm. 


Anlage. (Uebersetzung.) Auswärtiges Amt (London), den 21. Juli 1882. 

Herr Botschafter, — Ich beehre mich, Euerer Excellenz mit Bezug auf Ihre 
Note vom 1. d. M. betreffend die deutschen Land-Reklamationen in Fidji, mit- 
zutheilen, dass der Earl of Kimberley mich benachrichtigt hat, Mr. Victor 
Williamson, der von 1879 bis zum gegenwärtigen Jahre mit der Führung von 
Untersuchungen in der Angelegenheit beschäftigt gewesen, sei neuerdings nach 
England zurückgekehrt, und Seine Lordschaft habe sich mit demselben bezüglich 
der von Euerer Excellenz angeführten Fälle in Verbindung gesetzt und hoffe, 
binnen Kurzem vollständige Auskunft über die Sachlage zu geben im Stande 
zu sein. | Lord Kimberley bemerkt indess, er setze voraus, Euerer Excellenz 
Vorstellungen seien nicht aus dem Eindruck hervorgegangen, dass deutsche 
Unterthanen eine andere Behandlung erfahren hätten als die, welche britischen 
Unterthanen oder Personen irgend einer anderen Nationalität zu Theil geworden 
sei, da thatsächlich deutsche Unterthanen, welche in der Kolonie Land besitzen, 
mögen sie dort ansässig sein oder nicht, in Bezug auf ihre Ländereien gleiche 
Rechte haben, wie Ihrer Majestät Unterthanen, und da das Verfahren für die 
Prüfung der Landtitel durch die Kolonialgesetzgebung vorgeschrieben sei. Ich 
beehre mich etc, 

Granville. 

Seiner Excellenz dem Grafen Munster etc. 








Nr. 9368, 
Doutschland. 
37. Juli 1882, 
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Nr. S36S. DEUTSCHLAND. — Reichskanzler an den deutschen 
Geschäftsträger in London. — Neue Reklamationen. 


Berlin, den 27. Juli 1882. 

In der Angelegenheit, betreffend die Eigenthumstitel von Reichsangehôrigen 
auf den Fidji-Inseln, sind mir durch Vermittelung des Kaiserlichen General- 
konsuls in Sydney neuerdings eine Anzahl weiterer Petitionen deutscher Inter- 
essenten bezüglich Wahrung ihrer Rechte zugegangen. || Ich beschränke mich 
darauf, den betreffenden Begleitbericht des Dr. Kraucl vom 25. Mai d. J. zu 
Euerer Hochwohlgeboren gefälliger Kenntnissnahme in Abschrift ergebenst 
anzuschliessen, indem ich zunächst über die Stellung, welche die Königlich 
grossbritannische Regierung generell in der Sache cinnchmen wird, dem- 
nächstiger weiterer Mittheilung nach Maassgabe des gefälligen Berichts vom 
14. d. M. mit Interesse entgegensehe. 

In Vertretung des Reichskanzlers: 
Graf von Hatzfeldt. 


Anlage. Sydney, den 25. Mai 1882. 
Euerer Durchlaucht beehre ich mich in den Anlagen die nachstehenden 
Petitionen von Reichsangehörigen, betreffend Wahrung ihrer Ansprüche auf 
Ländereien in Fidji, zur hochgeneigten Kenntnissnahme ganz gehorsamst zu 
überreichen: || 1. Eingaben des Johann Pflüger in Levuka an das Kaiserliche 
Konsulat daselbst vom 17. Dezember v. J. und 1. Mai d. J., || 2. Eingaben des 
F. C. Hedemann in Sydney an das Kaiserliche Generalkonsulat daselbst vom 
6. und 9. Mai d. J., || 3. Eingaben des Otto Bauer in Levuka als Vertreter 
des Carl L. Sahl, in Firma Rabone Feez & Co. zu Sydney, an das Auswärtige 
Amt in Berlin vom 3. Mai d. J. und des Carl L. Salıl in Sydney an das 
Kaiserliche Generalkonsulat daselbst vom 23. Mai d. J. || Der Kaiserliche 
Konsul in Levuka theilt mir mit, dass er alle Deutschen auf Fidji aufgefordert 
habe, ihm ihre Beschwerden gegen das Verfahren und die Entscheidungen der 
dortigen Landkommission sobald als möglich einzusenden. Es ist daher zu 
erwarten, dass ich demnächst in der Lage sein werde, Euerer Durchlaucht 
eine Anzahl weiterer Petitionen in dieser Angelegenheit zu überreichen. || Bevor 
eine Entscheidung darüber getroffen ist, ob die Kaiserliche Regierung beab- 
sichtigt, Beschwerden der vorliegenden Art, falls sie prima facie begründet 
erscheinen, einzeln bei der grossbritannischen Regierung zu vertreten, oder die 
bedrohten Interessen im Wege einer Kollectivvorstellung zu wahren, halte ich 
es für verfrüht, meinerseits eine gutachtliche Aeusserung über jeden der in den 
Anlagen besprochenen Fälle beizufügen. Nur darauf gestatte ich mir ehr- 
erbietigst aufmerksam zu machen, dass die rechtliche Lage der Sache bei den 
verschiedenen Reklamauten eine verschiedene ist. || In den vier Beschwerde- 
fällen des Herrn Pflüger würde an und für sich noch eine Berufung an die 
von der Kolonialregierung in Fidji eingesetzte zweite Instanz für die Prüfung 
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von Landansprüchen statthaft sein. Der Petent will diesen Weg jedoch nicht 
betreten, weil er in zwei Fällen dadurch den ihm ex gratia zugesprochenen 
Theil seiner Forderung wieder gefährden würde, und weil er überhaupt bei 
der Zusammensetzung der zweiten Instanz kein Zutrauen zu der Unpartei- 
jichkeit derselben hat. Abgesehen hiervon, erklärte mir Herr Pflüger, der sich 
kürzlich auf der Durchreise nach Deutschland hier vorstellte, dass ihm die 
nöthigen Mittel zur Bestreitung der Kosten des zweitinstanzlichen Verfahrens 
fehlten. || Der zweite Beschwerdeführer, Herr Hedemann, dessen Vertreter in 
Fidji zusammen mit den Herren Sahl und A. Busch & Co. bereits unter dem 
11. Juni 1880 in einer auch dem Auswärtigen Amt abschriftlich mitgetheilten 
Eingabe gegen die Zusammensetzung und Kompetenz des Court of Appeals in 
der Fidjilandfrage vorstellig geworden war, will, um der Form zu genügen, die 
vorgesehene Berufung gegen die Abweisung seiner Ansprüche in erster Instanz 
einlegen. Er würde daher auch die Entscheidung der Berufskommission ab- 
warten können, wenn er nicht bei dem ungewissen Zeitpunkt des Zusammen- 
tritts der letzteren Anlass hätte, sich schon jetzt über die in allen Stadien 
der Untersuchung vorgekommene Verschleppung zu beklagen. || Im dritten Falle, 
wo Herr Sahl als Rechtsnachfolger der Gebrüder Hennings petitionirt, liegt 
res judicata vor. In beiden Instanzen hat die Landkommission den Kauf des 
beanspruchten Landes für ungültig erklärt und ausnahmsweise sogar Ent- 
scheidungsgründe angegeben. Da ein weiteres Rechtsmittel nicht vorgesehen 
ist, bleibt dem Petenten, der in Folge dieser Entscheidung das gekaufte Land 
und das Kaufgeld gleichzeitig verlieren würde, nur das Anrufen einer diploma- 
tischen Intervention übrig. Der Fall ist seiner rechtlichen Natur wegen von 
principieller Wichtigkeit. Er würde sich nach meiner unmaassgeblichen Ansicht 
zu einer sofortigen Einzelreklamation eignen, wenn es nicht aus anderen 
Gründen besser erscheinen sollte, im Interesse aller deutschen Landansprüche 
in Fidji zunächst eine generelle Vorstellung an die englische Regierung zu 
richten. || Es ist ferner zu bemerken, dass Herr Sahl durch seinen Vertreter 
auf Fidji die von mir unter dem 11. v. M. mitgetheilte Petition der dortigen 
Landinteressenten an den Earl of Kimberley mitunterzeichnet hat. Die Herren 
Pflüger und Hedemann haben dies nicht gethan, und beabsichtigen auch nicht, 


Nr. 8388. 
Deutschland. 
27. Juli 1882. 


dies zu thun. Die in dieser Petition enthaltene Forderung der Einsetzung : 


eines sachverständigen, von dem Einfluss der Kolonialregierung befreiten Tri- 
bunals zur Entscheidung der Landansprüche scheint mir auch im Interesse der 
deutschen Reklamanten zu liegen. 

Krauel. 


Sr. Durchlaucht dem Fürsten von Bismarck. 





Btaatsarchiv XLIV, 3 





Nr. 8369. 
Deutschland, 
7. Nov. 1882. 
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Nr. 8369. DEUTSCHLAND. — Geschäftsträger in London an den 
Reichskanzler. — Die englische Regierung ist nicht 
geneigt, die Reklamationen nochmals zu prüfen. 


London, den 7. November 1882. 

Euerer Durchlaucht beehre ich mich mit Bezugnahme auf den diesseitigen 
Bericht vom 26. Juli d. J., die Landfrage auf den Fidji-Inseln betreffend, hier- 
neben eine Note Lord Granville’s vom 24. v. M. nebst zwei Anlagen ganz 
gehorsamst einzureichen. || Die Druckanlage enthält ein Schreiben *) des 
Mr. Victor Williamson, früheren Vorsitzenden der Landkommission in Fidji, 
an das hiesige Kolonialamt, in welchem er seine Ansicht bezüglich der Land- 
frage dahin resumirt, dass bei den in dieser Frage gefällten Entscheidungen 
den Grundsätzen des Rechtes und der Billigkeit durchaus entsprochen worden 
sei. Dem Schreiben ist ein gutachtlicher Bericht beigefügt, der den Inhalt 
des der hiesigen Regierung in Gemässheit des Hohen Erlasses vom 13. Maid. J. 
übersandten englischen Memorandums „Minutes on the Land Question“ ein- 
gchend erörtert und die von den Reklamanten in demselben hervorgehobenen 
Umstände im Einzelnen zu widerlegen sucht. Die andere Anlage enthält aus- 
zugsweise Stellen aus dem Schlussbericht der Landkommission, auf welche 
Herr Williamson in seinem gutachtlichen Bericht Bezug nimmt. Von der Ein- 
rcichung des schr umfangreichen Exemplars der Protokolle der zweiten, für 
die Entscheidung jener Beschwerden eingesetzten Kommission, welches der Note 
Lord Granville’s ausserdem noch angeschlossen war, glaube ich einstweilen ab- 
sehen zu sollen, da diese Protokolle nichts auf den speziellen Fall Bezügliches 
enthalten. || Der Inhalt dieser Note Lord Granville’s verweist lediglich auf den 
gedachten Bericht des Herrn Williamson sowie auf die Entscheidungen der in 
dieser Frage zuständigen Kolonialbehörden. || Die englische Regierung erscheint 
also wenig geneigt, die fraglichen Reklamationen auf Grund der diesseits 
geltend gemachten Gesichtspunkte anderweitig auf ihren Werth zu prüfen. 
"Weiteren Weisungen in der in Rede stehenden Angelegenheit darf ich seinerzeit 
ganz gehorsamst entgegensehcn. Stumm. 
Seiner Durchlaucht dem Fürsten von Bismarck. 


Auswärtiges Amt (London), den 24. Oktober 1882. 
Anlage 1. (Ucbersetzung.) 


Herr Botschafter, —In meinem Schreiben vom 21. Juli d. J. erwähnte ich, 
wie Euerer Excellenz erinnerlich sein wird, dass Ihrer Majestät Staatssekretär 
für die Kolonien mit Mr. Victor Williamson, früherem Vorsitzenden der Land- 
kommission auf Fidji, wegen der Verluste in Verbindung getreten sei, welche 
deutsche Unterthanen gelegentlich der Erledigung der Landreklamationen in 


*) Von Mittheilung dieses Schreibens nebst Anlage ist Abstand genommen. 
Vergl. Anm. zu Nr. 8365, Anlage 1. 
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Fidji angeblich crlitten hätten. || Ich beehre mich nunmehr, Abschriften der Dn 8369. 
folgenden, mir vom Earl of Kimberley mitgetheilten Schriftstücke zur In- 7, Nor. 1882 


formation Ihrer Regierung hier beizuschliessen: || Abschrift eines Schreibens 
des Mr. Williamson nebst einem Berichte, in welchem die in der Minute on 
the land question, Anlage zu Euerer Excellenz Schreiben vom 1. Juli, ent- 
haltenen Behauptungen im Einzelnen untersucht werden. || Auszüge aus dem 
Schlussbericht der I,andkommission, auf den Mr. Williamson Bezug nimmt, 
sowie im Abdruck nebst Anlagen die Protokolle der Sitzungen des Executive 
Council von Fidji, welcher eine erneute Prüfung der Landreklamationen vor- 
zunehmen hatte. Um eventuelle Rückgabe der letztgenannten Schriftstücke 
wird gebeten. || Der Staatssekretär für die Kolonien bemerkt, Mr. Williamson 
sei seit 17 Jahren englischer Barrister; als Sir Arthur Gordon im April 1879 
für den ausdrücklichen und einzigen Zweck, die Landreklamationen zu be- 
arbeiten, sich seiner Dienste versicherte, sei er gänzlich ausser Verbindung 
mit der Fidjiregierung gewesen, und seine Verbindung mit der letzteren habe 
aufgehört, als er die Kolonie im Februar d. J. verlassen habe. || Ich darf hoffen, 
dass eine Durchsicht dieser Korrespondenz Ihre Regierung davon überzeugen 
wird, dass keine Mühe gespart worden ist, eine der Billigkeit entsprechende 
Lösung dieser schwierigen Frage herbeizuführen. || Ich bechre mich etc. 
Granville, 


Seiner Excellenz dem Grafen Münster etc. 


Anlage 2. (Uebersetzung.) 


Auseug aus dem Schlussbericht der Kommission zur Untersuchung von 
Landansprüchen auf Fidji. 

3. Seine Excellenz war ferner angewiesen, eine Kommission einzusetzen, 
die sich mit der ganzen Frage, betreffend das Eigenthum und den Besitz an 
Ländereien auf Fidji, zu befassen habe; dieser Kommission sollte er indessen 
„keine weitergehende Kompetenz als die der Untersuchung und Berichterstattung“ 
verleihen und sich selber vorbehalten, unter Beirath seines Executive Council 
anzuordnen, was in jedem einzelnen Falle weiter zu geschehen habe. || 4. In 
Gemässheit dieser Instructionen wurde sofort nach Sir Arthur Gordons Ankunft 
in der Kolonie eine Bekanntmachung (in der „Government Gazette‘ vom 
26. Juni 1875) erlassen, durch welche alle Personen, welche Landansprüche 
hatten, aufgefordert wurden, ihre Reklamationen binnen möglichst kurzer Frist 
einzusenden. Es wurde auch am 8. September, sofort nach der Proklamation 
der Royal Charter, eine Anzeige erlassen, der zu Folge keine Reklamationen 
angenommen oder anerkannt werden würden, welche von in der Kolonie an- 
sässigen Personen nicht vor dem 31. Oktober und von anderswo Ansässigen 
nicht vor dem 31. Dezember 1875 eingereicht worden seien. Die Frist, binnen 
welcher Reklamationen anzumelden waren, wurde indess später für die in der 


Kolonie Ansässigen bis zum 31. Dezember 1875 und für die anderswo An- 
3° 
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Nr. 830. sässigen bis zum 31. März 1876 ausgedehnt. || 5. Aber auch nach diesem 


Deutschland. 


7, Nov. 189, letzteren Datum gingen noch zahlreiche Gesuche ein, in welchen unter Angabe 


der besonderen Gründe, welche die rechtzeitige Anmeldung unmöglich gemacht 
hatten, um Gestattung der Anmeldung in der gewöhnlichen Form gebeten wurde. 
Wie wir glauben, ist fast ausnahmslos die Erlaubniss zu diesen Anmeldungen 
gegeben worden. || 6. Aber die Frist für Einsendung der Anmeldungen wurde 
noch weiter ausgedehnt durch die Lands Claims Ordinance Nr. 25 von 1879, 
Abschnitt 3, durch welche bestimmt wurde, dass alle Ansprüche, die der 
Landkommission noch nicht unterbreitet worden seien, innerhalb sechs Monate 
vom Datum der Ordonnanz (dem 2. Oktober 1879) einzureichen seien. Der 
Abschnitt schliesst mit den Worten: „Jeder Anspruch, der demgemäss nicht 
innerhalb des genanuten Zeitraums von sechs Monaten vorgelegt wird, soll als 
kraft- und wirkungslos angesehen und behandelt werden.“ || 7. Eine ganze 
Anzahl von Personen benutzte diese Ausdehnung der Frist für die Einreichung 
von Anmeldungen, von denen manche, da sie von in der Kolonie ansässigen 
Personen ausgingen, innerhalb der zuerst gestatteten Frist hätten eingereicht 
werden sollen. Als cin Beispiel der Liberalität, mit welcher diese Vorschrift 
seitens der Regierung ausgelegt wurde, dürfen wir erwähnen, dass in dem Falle 
eines Anspruchs auf ein kleines Stück Land in Kadavu ein Gesuch um die 
Erlaubniss der Anmeldung des Anspruchs erst am 11. November 1881 einging, 
also nur ungefähr 10 Tage vor dem thatsächlichen Beginn der Thätigkeit der 
zur Untersuchung der Ansprüche in jenem Bezirk neuerdings eingesetzten 
Kommission, und dass die nachgesuchte Erlaubniss von Euerer Excellenz 
ungeachtet der oben angeführten Schlussworte des 3. Abschnitts ertheilt wurde. 
' 8. Die Ernennung der Kommission wurde zuerst am 30. Oktober 1875 
amtlich veröffentlicht. Dic Kommissare begannen ihre Arbeiten auf der Insel 
Taviuni am 10. Dezember des folgenden Jahres. || 9. Zwischen letzterem Datum 
und dem 31. Dezember 1881 sind in verschiedenen Theilen der 110 Die 
an 27 Orten Kommissionssitzungen abgehalten worden (Anlage A)*). || 10. Die 
Gesammtzahl der bei der Lands Office eingegangenen Anmeldungen betrug 
1683 und diejenige der von der Kommission erstatteten Berichte 1327. Die 
Differenz in den Zahlen erklärt sich leicht durch den Umstand, dass viele 
Anmeldungen von Zeit zu Zeit in verbesserter Form neu eingereicht wurden, 
und dass häufig mehrere Anmeldungen für dasselbe Land von Personen ein- 
gingen, welche verschiedene Rechte daran beanspruchten. 
11. Die Erledigung der 1327**) Berichte zeigt folgendes Ergebniss: 
Dem Antrage gemäss anerkannt. . . . . . in 517 
Vom Rechtsstandpunkt aberkannt, aber „ex gratia‘ 
ganz oder zum Theil, oder unter Modificationen 
anerkannt . . 2 . . . . . . . . . » 390 


*) Die Anlage ist nicht abgedruckt. 
**) Einige Nummern wiederholen sich, z. B. 583 A und B, und wird dadurch die 


Zahl der Berichte etwas erhoht. 
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Aberkannt . . . . . . . ee . . . . in 361 
Zarückgezogen oder anderweitig erledigt*) . . „ 56 
Nicht endgültig entschieden . . . . .. . . , 14 


in 1335 Fällen. 

12. Wir müssen indessen darauf aufmerksam machen, dass diese Zu- 
sammenstellung zu irrthümlichen Auffassungen Anlass geben kann, indem sie 
die bezüglichen Zahlen nicht mit völliger Genauigkeit wiedergiebt. Bei der- 
selben sind nämlich nicht nur die Ansprüche in Betracht gezogen, welche sich 
auf die ursprünglichen Rechtsgeschäfte zwischen den Eingeborenen und den 
ersten Käufern gründen, sondern auch die Ansprüche aus zweiter Hand (sub- 
claims), welche die nachherigen Rechtsgeschäfte zwischen den ursprünglichen 
Käufern und anderen Weissen, an welche die ersteren wiederverkauften, zur 
Grundlage haben. || 13. Ferner finden sich Berichte, die, obwohl nur als ein 
Fall gezäblt, thatsächlich eine ganze Anzahl verschiedener Reklamationen um- 
fassen, welche auf einen gemeinsamen Titel gegründet oder bei denen gleich- 
artige Voraussetzungen vorhanden waren. || 14. Als Beispiel möchten wir den 
Bericht Nr. 71 anführen, welcher 22 Reklamationen der römisch-katholischen 
Mission auf Ländereien auf Totogo umfasst, welche alle, obgleich aberkannt, 
auf Grund erfolgter Besitzergreifung nachträglich anerkannt wurden. Ebenso 
würden die Reklamationen der Polynesia-Kompagnie, welche sämmtlich auf das- 
selbe ursprüngliche Rechtsgeschäft gegründet sind, einzeln gezählt, die Zahl 
der Aberkennungen ausserordentlich vermehren, z, B. Nr. 423, um die von 
13 verschiedenen Reklamationen auf Suva: Nr. 424 von 9. || 15. An- 
dererseits finden sich viele Fälle von Aberkennung, die, obwohl in obiger 
Aufstellung berechnet, nur die unvermeidliche Folge der widersinnigen Hand- 
lungsweise der Weissen sind, z. B. Nr. 804, 805, 806, 808, 809, 810, 811, 
812 und 813. Es sind dies alles Ansprüche zweiter Hand unter einem ur- 
sprünglichen Kaufvertrag der Herren ... und... Diese zwei Herren, welche 
einige 9000 Acres gekauft zu haben glaubten, verkauften Ländereien bis zum 
Umfange von 16000 Acres, ein Rechtsgeschäft, das einigermassen sonderbar 
erscheinen würde, wäre nicht im Beweisverfahren vorgebracht worden, Nr. 814, 
dass die Herren... und... damals „got on the spree“ (s. das Beweis- 
material in der Sache Nr. 814) oder um uns offen auszudrücken, in einem 
chronischen Zustand der Betrunkenheit sich befanden. Es würde daher kaum 
billig sein, als Aberkennungen, die man auf die Strenge oder die Tendenz der 
Regierung schieben könnte, die Zurückweisung von Ansprüchen anzunehmen 
die in Wirklichkeit in den Launen betrunkener Weisser ihren Ursprung hatten. 
| 16. Wir gehen nunmehr zur Prüfung der Methode über, nach welcher die 
Untersuchungen, soweit unsere Erfahrung geht, geführt worden. || 18. Unseres 
unmassgeblichen Erachtens würde unsere Aufgabe, wenn wir gezwungen gewesen 
wären, uns in unserer Untersuchung an die streng technischen Regelu der 


*) Hierunter sind auch alle Generalberichte einbegriffen, 


Nr. 8869, 
Deutschland. 
7. Now, 1882. 


Nr. 8369. 
Deutschland. 
4. Nov. 1882. 
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Beweisführung zu halten, fast nnausführbar gewesen sein. Es musste, wie dies 
auch beabsichtigt .war, im Verfahren mit halbcivilisirten Leuten, wie den 
Fidjianern, die in ihrer ganzen Denkweise von den Weissen so sehr verschieden 
und welche in der für alle halbwilden Rassen, wie wir glauben, charakteristi- 
schen Neigung zu Argwohn und Furchtsamkeit befangen sind, eine grosse Frei- 
heit gestattet werden. || 19. Wir wissen recht wohl, dass vermuthlich auf jeder 
Seite unserer Aufzeichnungen „Hörensagen“-Zeugnisse angeführt werden; dem 
gegenüber ist daran zu erinnern, dass die furchtbare Masernepidemie im Jahre 
1875 die grosse Mehrheit der ursprünglichen Verkäufer, welche gewöhnlich 
die Aeltesten des Volkes waren, hingerafft hat, und dass wir daher, wenn wir 
verweigert hätten, darauf zu achten, was gegenwärtig lebende Personen von 
ihren Vorgängern gehört hatten, eines der wenigen Mittel, Informationen zu 
erhalten, ausgeschlossen haben würden. || 20. Wir haben nichts weiter hinzu- 
zufügen, als dass wir glauben und vertrauen, diese Freiheit im Verfahren un- 
parteilich ‘beiden Parteien zugestanden zu haben, und unsere Ueberzeugung 
auszudrücken, dass cs den Reklamanten ohne solche Freiheit in den meisten 
Fällen unmöglich gewesen sein würde, ihre Ansprüche thatsächlich zu begründen. 
. 21. Es ist aber häufig vorgekommen, dass Reklamanten vor uns erschienen 
sind und beansprucht haben, „to stand upon their deeds“, oder, mit anderen 
Worten, die von ihnen eingereichten Documente oder Urkunden ohne weitere 
Prüfung als entscheidend anzunehmen. Es wird daher von Wichtigkeit sein, 
auf die Natur und den Charakter derartiger Dokumente einzugehen. || 22. In 
vielen Fällen bestanden die sogenannten Urkunden nur aus Verkaufsnoten der 
unregelmässigsten und formlosesten Beschaffenheit; sie waren auf irgend ein 
Stück Papier, das gerade zu bekommen war, und durch irgend eine Person, 
die sich dazu finden liess, geschrieben. Es wurde aber stets die weiteste 
Nachsicht geübt in Betreff von Formlosigkeiten, wenn kein gewichtigerer 
Mangel, als eben der der Formlosigkeit, den Schriftstücken anhaftete. Wenn 
man die Klasse der Personen berücksichtigt, welche die Mehrheit der ersten 
Landkäufer auf Fidji ausmachte, und ihre rauhe, halbwilde Lebensweise, so ist 
vielleicht zu verwundern, dass die Formlosigkeiten und Unregelmässigkeiten 
nicht grösser waren, als es in der That der Fall ist. Die nachstehenden Be- 
merkungen müssen daher in gleichem Maasse für die anspruchsvolleren Doku- 
mente gelten, welche von Personen, dic sich als Notare gerirten, entworfen und 
in legale Formen gebracht wurden; und gerade unter diesen letzteren haben 
wir einige Fälle der skandalösesten Betrügereien, die überhaupt zu unserer 
Kenntniss gekommen sind, entdeckt. Wir sind aus weiter unten anzuführenden 
Gründen der Ansicht, dass die Mchrheit der uns vorgelegten Urkunden nur 
eine sehr geringe Beweiskraft hinsichtlich irgend welcher Einzelheiten des 
Rechtsgeschiiftes besitzen, mit Ausnahme vielleicht hinsichtlich der Absichten 
des Käufers, und wir sind ferner der Ansicht, dass der wohlbekannte englische 
Rechtsgrundsatz, dass eine Verleihungsurkunde im Zweifelsfalle stets zu Un- 
gunsten des Verleihers auszulegen sei, angesichts der früher in Fidji herrschen- 
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umgekehrt werden muss. || 23. In civilisirten Ländern ist die Ausfertigung einer?" 
Urkunde selbstverständlich die feierlichste und beweiskräftigste Form der 
Dokumentirung eines Vertrages, und folglich sind die Gerichte in der Zulassung 
von Zeugenaussagen behufs Auslegung oder Modifizirung von Urkunden sehr 
vorsichtig und betrachten jeden Versuch in dieser Richtung mit grossem Arg- 
wohn. Aber eine Urkunde ist in civilisirten Ländern ein Document, welches 
sorgfältig vorbereitet und in allen seinen Einzelheiten von den Parteien, die, 
wie anzunehmen, in der Lage sind, auf gleichem Fuss mit einander zu ver- 
handeln, gründlich überlegt wird. Dies ist hier nicht der Fall. || 24. Die Ver- 
käufer waren natürlich nicht im Stande, die Dokumente, zu deren Vollziehung 
sie sich bekannten, zu lesen. Sie waren daher für das Verständniss dessen, 
was sie thaten, von derjenigen Erklärung abhängig, die ihnen der Käufer oder 
der Dolmetscher, der von ersterem beschafft, von ihm bezahlt und in vielen 
Fällen fortwährend an ähnlichen Rechtsgeschäften betheiligt war, gaben. |, 
25. Noch weniger waren sie dieselben zu unterschreiben im Stande, und in 
Folge dessen fand die Vollziehung fast ausnahmslos durch ein Handzeichen 
statt. Wir brauchen wohl nicht auf die grosse Leichtigkeit hinzuweisen, die 
allein schon dieser Umstand gewissenlosen Personen darbot, um sich Urkunden, 
die wenig besser als betrügerisch sind, zu verschaffen. Als ein Beispiel wollen 
wir den Fall anführen, dass ein junger Häuptling zur Unterfertigung seines 
Handzeichens bewogen wurde, der zur Zeit, als er die Feder ansetzte, noch 
ein Kind von etwa fünf Jahren war (siehe Fall 317). Auch die Thatsache 
der Beglaubigung der Urkunden ist allein kein Beweis für ihre richtige Voll- 
ziehung, da wir auf Fälle des grübsten Leichtsinns selbst bei einem anständigen 
Manne gestossen sind, der auf die blosse Versicherung des ihm befreundeten 
Käufers hin, dass Alles richtig zugegangen sei, die Beglaubigung der Unter- 
schrift vornahm (siehe Fälle 1060, 1061, 1062). || 26. Bei englischen Urkunden 
können wir in der Regel uns auf die Richtigkeit der als Gegenleistung ange- 
gebenen Summe verlassen. In Fidji ist gerade das Entgegengesetzte der Fall. 
In den weitaus meisten Fällen sind die Zahlungen durch Waarenlieferangen 
bewirkt worden. Wir hatten in Folge dessen fortwährend mit der Schwierig- 
keit zu kämpfen, annähernd richtig abzuschätzen, zunächst woraus die ge- 
lieferten Waaren bestanden hatten und dann inwieweit diese Waaren billiger- 
weise den in der Urkunde angegebenen Betrag repräsentirten. In einigen 
Fällen haben wir die gröbsten und skandalüsesten Unwahrheiten bezüglich der 
angeblich gezahlten Summe entdeckt; z. B. fand sich die letztere in einer 
Verkaufsnote in der Höhe von 50 Pfd. Sterl. angegeben, während in Wirklich- 
keit nur 5 Pfd. Sterl. bezahlt worden waren. Die Entschuldigung für diese 
schmähliche Unwahrheit bestand darin, dass Jemand angedeutet habe, 5 Pfd. 
Sterl, sei ein sehr kleiner Betrag; derselbe „könne ebensogut als 50 Pfd. Sterl. 
angegeben werden“; diese Lüge wurde mit Wissen und Billigung des Rechts- 
enwalts der Reklamanten bei der Anmeldung wiederholt (siehe das Beweis- 


entschland. 
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id material im Falle Nr. 866). || 27. Aber in allen Fällen ist der den Eingeborenen 
7. Nov, 1889, angerechnete Werth der Waaren bedeutend höher, als man ihn in Levuka bei 
Baarbezahlung berechnet haben würde; wir haben Zeugenaussagen dafür, dass 
nach der allgemeinen Schätzung jener Zeit der Werth an der Marcuataküste 
um 100 Procent erhöht wurde. Daher ist es nie möglich, auch nur mit an- 
nähernder Gewissheit festzustellen, wie hoch thatsächlich die Gegenleistung 
war. || 28. Ganz besonders ist dies der Fall, wenn die Gegenleistung darin 
bestand, dass die von den Verkäufern in den Läden der Käufer kontrahirten 
Schulden abgeschrieben wurden. || 38. Diese Betrachtung führt uns von selber 
zu der Frage des alten Herkommens auf Fidji hinsichtlich des Landbesitzes. 
Dasselbe ist sehr geschickt dargestellt sowohl durch Konsul Pritchard (Poly- 
nesian Remembrances p. 242, herausgegeben in 1866), als auch in neuerer 
Zeit durch den Rev. Lorimer Fison in Levuka in seinem ausgezeichneten 
Vortrage, den er in 1880 hielt und der aus dem Journal of the Anthropological 
Institute, Februar 1881, abgedruckt ist. || Die von diesen Herren ausgesprochenen 
Ansichten sind durch unsere ganze Erfahrung vollständig bestätigt worden, 
nämlich, dass das alte Fidji-Landbesitzsystem dem englischen System der 
estates in tail in der Zeit zwischen der Regierung Eduards L und der 
Eduards IV., wo dieselben unveräusserlich waren, ähnlich war. In Folge dessen 
konnten die Verkäufer streng genommen nur das Interesse verkaufen, das sie 
daran selbst besassen, nämlich den Niessbrauch für Lebenszeit (a life estate). 
Wir bezweifeln ferner, ob die Verkäufer, selbst wenn es die „Taukeis“ waren, 
beim Verkaufe von Ländereien je daran dachten, sich gänzlich ihrer eigenen 
Rechte zu entäussern, oder nicht vielmehr nur beabsichtigten, den Käufern 
dieselben Gemeinderechte, die sie selber genossen, zu verleihen, aber ohne ihre 
eigene Theilnahme an denselben aufzugeben. || 40. Wir glauben, diese Theorie 
wird zahlreiche, zu unserer Kenntniss gekommene Fälle von Gewaltthätigkeit 
und selbst Blutvergiessen erklären, welche dadurch verursacht wurden, dass 
dic Weissen die „Taukeis“ der Ländereien, an denen sie Eigenthum erworben 
(purchased in fee) zu haben behaupteten, &ls jederzeit entsetzbare Inhaber der- 
selben (as mere tenants at will) betrachteten und diesen „Taukeis“ gewisse 
Rechte zu nehmen suchten, welche nach deren Anschauung, wie wir glauben, 
unveräusserlich waren. || 41. Wir bezweifeln sehr, dass auch nur ein einziger 
Crowngrant, welcher Eigenthum verlieh, hätte ausgestellt werden können (been 
issued in fee), wenn die Landfrage nur nach dem bei den Eingeborenen gelten- 
den Herkommen, welches schliesslich bis wenige Jahre vor der Annexion die 
einzige Art von Gesetz bildete, beurtheilt worden wäre. Wir gestatten uns 
zu bemerken, dass, wenn man sich eine Ansicht über die Landfrage in dieser 
Kolonie bilden will, man nicht streng genug darauf achten kann, dass zwischen 
den Gesichtspunkten, von denen der Weisse, und dem, von welchem aus der 
Fidjianer das Landbesitzrecht betrachtet, ein fundamentaler Unterschied besteht. | 
42. Diese Ansicht, dass Land unveräusserlich sei, geht so weit, dass, selbst 
wenn ein Stamm unterworfen und von seinen Ländereien durch den Sieger 
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vertrieben oder entfernt wird, der Rechtstitel des Stammes auf dieselben da- Nr. 8369, 


rum noch nicht erlischt; „er betrachtet vielmehr seinen Besitztitel als unaus- 
löschlich, solange er selber seine Existenz nicht verloren hat. Der Besitz- 
titel mag in suspenso bleiben, er kann aber nicht aufgehoben werden.“ || 
43. Wir zweifeln daher nicht, dass die zahlreichen Verkäufe von eroberten 
Ländereien durch die Eroberer, die zu unserer Kenntniss gelangt sind, völlig 
unrechtmässig waren und ziemlich in dieselbe Kategorie gestellt werden müssen, 
als die von einzelnen mächtigen Häuptlingen ohne Rücksicht auf die Zustim- 
mung der „Taukeis“ (oder Gemeindemitglieder) vorgenommenen Verkäufe, von 
denen die bemerkenswerthesten Beispiele die des verstorbenen Tui Cakau auf 
Taviani und Cakaudrove sind. || 44. Wir leugnen nicht, dass er und andere . 
Häuptlinge in Folge ihrer Macht oder des Ansehens ihrer Stellung als hohe 
Häuptlinge im Stande waren zu verkaufen, und es mag auch möglich sein, 
dass sie, wenigstens solange sie lebten, im Stande gewesen wären, die Käufer 
im Besitz zu erhalten, hätten diese versucht, thatsächlich Besitz zu ergreifen. 
Indess zu ihrem Glück tauchte die Frage in vielen Fällen nie auf, indem die 
Käufer keine Niederlassung versuchten oder später ihre Ländereien, auf denen 
sie eine Zeit lang gelebt hatten, wieder aufgaben. Immerhin waren aber der- 
artige Rechtsgeschäfte gegen das alte Herkommen und entsprangen aus dem, 
was in der Fidjisprache „Valavala vakaturaga“ genannt wird, was Mr. Tison 
mit „masterful doings“ (gebieterische Handlungen) solcher Häuptlinge wieder- 
giebt; mit anderen Worten, es war eine Streitfrage zwischen dem Recht, wie 
es durch altes Herkommen repräsentirt wird, und Despotismus oder „Macht 
wider Recht“. || 45. In derartigen Fällen haben wir daher besonders die Aus- 
dehnung berücksichtigt, in welcher unter solchen Umständen gekaufte Län- 
dereien thatsächlich okkupirt worden waren; und wenn auf den Verkauf eine 
genügende Besitzergreifung gefolgt war, haben wir gewöhnlich die Anerken- 
nung des Besitztitels befürwortet. Wo aber der Anspruch sich auf einen Kauf 
bezog, auf welchen niemals solche Besitzergreifung gefolgt war, wurde in der 
That die Regierung ersucht, „to complete a wrong which had remained in- 
complete“. Wir haben erachtet, dass solchem Gesuche nicht stattzugeben 
sei. || Wir würden endlich unserer Ueberzeugung nach unsere Pflicht gegen- 
über einem besonders verdienstvollen Regierungsbeamten sehr vernachlässigen, 
wenn wir nicht vorzüglich die grosse Unterstützung erwähnten, welche uns 
durch die Arbeiten des Mr. E. O’B. Heffernan gewährt wurde. Derselbe war 
zur Zeit der Serua-Kommission, Februar 1880, zum Assistant Native Commis- 
sioner ernannt, damit die Interessen der Eingeborenen vollständig zur Kennt- 
niss der Kommission gebracht würden. Er hat diesen Posten eines Rechts- 
anwalts der Eingeborenen bis zum Schlusse unserer Arbeiten ausgefüllt. Wir 
können nicht genug unsere Anerkennung der Besonnenheit und Vorsichtigkeit 
ausdrücken, mit welcher er eine höchst schwierige und gehässige Aufgabe er- 
ledigt hat, eine Aufgabe, die, wie wir überzeugt sind, Anfangs von den Rekla- 
manten als ein blosser Kunstgriff angesehen wurde, um Ländereien für die 
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Kr. 8369. Eingeborenen wiederzugewinnen und um Widerstand gegen die gerechten An- 
7. Nov. 1882. sprüche der Reklamanten zu erregen. 








Nr. 8370. DEUTSCHLAND. — Staatssckretär des Ausw. an den 
deutschen Botschafter in London. — Vorschlag eine 
gemischte Commission zur Prüfung der Landfrage zu 
bestellen. 


(Auszug.) Berlin, den 16. April 1883. 
Euerer Excellenz beehre ich mich anbei den Entwurf zu einer Note, bc- 


I6.Apriliess, treffend die Landfrage in Fidji, zu übersenden, welche ich Sie ganz ergebenst 


bitte an Lord Granville richten zu wollen. || Diese Note findet ihre Ergän- 
zung in dem zu Euerer Excellenz Information abschriftlich beigefügten Memo- 
randum, welches ich dem englischen Botschafter auf dessen Wunsch mitge- 
theilt habe. Dasselbe enthält u. A. nähere Details über die in dem Noten- 
Entwurf nur obenhin erwähnten Reklamationsfälle wegen der Inseln Nacula und 
Malaki. || Euere Excellenz beehre ich mich im Auftrage des Herrn Reichs- 
kanzlers ganz ergebenst zu ersuchen, bei Besprechung der Angelegenheit mit 
Lord Granville einfliessen zu lassen, wie wir mit Rücksicht auf die England 
von uns auf anderen Gebieten erwiesenen guten Dienste glaubten annehmen zu 
können, dass die grossbritannische Regierung gern die Gelegenheit ergreifen 
werde, um unseren Wünschen, welche zudem eine so klare rechtliche Basis 
hätten, entgegenzukommen. || Lord Ampthill hat mir zugesagt, auch seinerseits 
die Aufmerksamkeit Lord Granville’s auf die allgemeine Bedeutung zu 
lenken, welche die befriedigende Erledigung dieser Angelegenheit für uns hat. |: 
Einem gefälligen Bericht über die Aufnahme Ihrer Mittheilungen werde ich 
mit Interesse entgegensehen. 
Graf von Hatzfeld. 


Anlage 1. (Entwurf zu einer Note.) 

Ich habe seinerzeit nicht unterlassen, die Antwort, mit welcher Euere 
Excellenz mich auf meine Note vom 1. Juli v. J. unter dem 24. Oktober v. J. 
in Betreff der Reklamationen von Reichsangehörigen gegen die in der Land- 
frage ergangenen Entscheidungen der Kolonialbehörden auf Fidji beehrt 
hatten, meiner Regierung vorzulegen. ; Bevor ich den Auftrag erhielt, bei 
Euerer Excellenz auf die Angelegenheit zurückzukommen, wünschte die Kaiser- 
liche Regierung den Eingang von Berichten des mit Begutachtung der deut- 
schen Reklamationen betrauten Kaiserlichen Generalkonsuls in Sydney ab- 
zuwarten. | Durch die Prüfung dieser Berichte und desjenigen Materials, wel- 
ches Euere Excellenz mir zur Verfügung gestellt hatten, ist die Kaiserliche 
Regierung in ihrer Ueberzeugung von der Berechtigung der ihr vorgetragenen 
Beschwerden bestärkt worden. || Die Thatsache steht fest, dass ein sehr grosser 
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Theil des Grund und Bodens, welchen deutsche Reichsangehörige vor Beginn Ha 8870. 
der englischen Herrschaft auf Fidji in landesüblicher Rechtsform erworben je, April1888, 


hatten, denselben durch Entscheidungen von Verwaltungsbehörden, unter Aus- 
schluss des ordentlichen Rechtsweges, zum Besten des Kolonialfiskus und der 
Eingeborenen entzogen worden ist. Die Besitztitel deutscher Reichsangehöriger, 
auf welche sich die Ansprüche derselben stützen, sind zu zahlreich, um die- 
selben im Einzelnen zum Gegenstande einer schriftlichen Erörterung zwischen 
den beiden Regierungen machen zu können. Die endgültige Erledigung wird 
sich nach der Natur der Sache ohnehin nur an Ort und Stelle ermöglichen 
lassen. Die Kaiserliche Regierung hofft aber, sich mit der Königlich gross- 
britannischen Regierung über die dieser Erledigung zu Grunde zu legenden - 
Prinzipien zu verständigen, und zu diesem Zweck bin ich beauftragt, diese 
Note an Euere Excellenz zu richten. 

Die bisher ergangenen Entscheidungen werden auf Grund eines ad hoc erlas- 
senen Kolonialgesetzes als endgültige bezeichnet. Auch ist, wie der Kaiserliche 
Generalkonsul in Sydney berichtet hat, eine Petition der Landbesitzer auf 
Fidji vom April v. J., in welcher über die Zusammensetzung und das Ver- 
fahren der Landkommission Beschwerde geführt und um Einsetzung einer von 
den Kolonialbehörden unabhängigen und unparteiische Urtheile verbürgenden 
Instanz gebeten wurde, von dem englischen Herrn Kolonialminister ablehnend 
beschieden worden. || Meine Regierung hat mir cine zweite Petition mitgetheilt, 
welche der Verein zum Schutze von Landansprüchen auf Fidji (Land Clai- 
mants Protection Association) am 27. November v. J. durch Vermittelung des 
Gouverneurs der Kolonie an die Königlich grossbritannische Regierung ge- 
richtet hat. Der Inhalt derselben überhebt mich der Nothwendigkeit, meinerseits 
auf das Verfahren, welches den Gegenstand der Beschwerden bildet, nochmals 
des Näheren einzugehen. Zur Illustration jenes Verfahrens erlaube ich mir 
indess, Euerer Excellenz Aufmerksamkeit auf die in dieser zweiten Petition 
unter anderen Fällen hervorgehobene Reklamation der Herren Hennings, resp. 
des Rechtsnachfolgers derselben, wegen der Insel Nacula, zu lenken. Diese 
Insel ist trotz Vorlegung einer von dem Fürsten Tui Bua unter Gegenzeich- 
nung des Mr. Wilkinson, nachmaligen Ministers for native affairs, ausgestellten 
Besitzurkunde und trotz späterer Bestätigung dieser Eigenthumsübertragung 
durch König Cakobau dem Reklamanten ohne Schadenersatz endgültig ab- 
genommen worden. || Dasselbe ist der Fall in Betreff der Insel Malaki, obwohl 
hier der Reklamant eine von König Cakobau, unter Gegenzeichnung des da- 
maligen Ministers für Staatsländereien, Mr. Woods, ausgestellte Besitzurkunde 
produzirt hat. 

Es handelt sich in diesen beiden, wie übrigens in den meisten Rekla- 
mationsfällen von deutschen Reichsangehörigen, nicht um Landerwerbungen von 
solchen Eingeborenen, gegen deren Verfügungsrecht hinterher Zweifel geltend 
gemacht werden könnten, sondern um Kaufverträge, die entweder mit Personen, 
in deren Händen seinerzeit die Staatsgewalt ruhte, abgeschlossen, oder um 


44 Deutsche Land-Reklamationen auf Fidji. 


Nr. 8370. solche, die durch die frühere oberste Staatsgewalt bestätigt und welche kon- ° 
16 apriises, sularisch eingetragen worden waren. Wenn bei den ergangenen Entscheidungen 
sogar solche Beweise fiir die bona fides der Landbesitzer als nicht konkludent 
behandelt worden sind, so lasst sich daraus ein Schluss auf das beobachtete 
Verfahren in denjenigen Fällen ziehen, wo die rechtmässige Eigenthumserwer- 
bung nicht mit gleicher Evidenz nachgewiesen werden kann, ohne dass darum 
mala fides zu präsumiren wäre. Wenn die Königlich grossbritannische Regie- 
rung dennoch Anstand nimmt, eine Revision der ergangenen Entscheidungen 
anzuordnen, so entziehen sich die Gründe, welche sie dabei leiten, der Be- 
urtheilung der deutschen Regierung. Gewisse Aeusserungen maassgebender 
Personen auf Fidji berechtigen allerdings zu der Annahme, dass die Kolonial- 
behörden der Königlich grossbritannischen Regierung berichtet haben, eine 
Revision des von den Eingeborenen als endgültig angesehenen Verfahrens, in 
Folge dessen bereits ein Theil der fraglichen Ländereien an Eingeborene über- 
wiesen, ein anderer Theil für Öffentliche Zwecke bestimmt worden ist, würde 
die Ruhe in der Kolonie bedrohen und den dortigen Behörden Verlegenheiten 
bereiten. || Auch wenn dies der Fall wäre, ist die Kaiserliche Regierung doch 
überzeugt, dass die Königlich grossbritannische Regierung Mittel und Wege 
finden wird, um die Maassnahmen ihrer Kolonialbehörden mit der Rücksicht 
auf wohlerworbene Rechte der Angehörigen einer befreundeten Nation in Ein- 
klang zu bringen. || Die Kaiserliche Regierung blickt auf die Erweiterung der 
britischen Autorität in fremden Welttheilen mit dem Vertrauen, dass sie den 
Angehörigen aller civilisirter Nationen neue Bürgschaften für Sicherheit des 
Eigenthums und für eine regelmässige Rechtspflege gewähren werde. Mit 
dieser Auffassung würde es nicht in Einklang stehen, wenn deutschen Unter- 
thanen das Eigenthum, welches sie vor der britischen Besitzergreifung von 
Fidji rechtmässig erworben hatten, durch britische Verwaltung ohne Bechts- 
spruch genommen werden sollte. || Der Cessionsvertrag vom 10. Oktober 1874, 
durch welchen die Königlich grossbritannische Regierung Rechtsnachfolgerin 
der Regierung des Königs Cakobau wurde, und welcher einen Theil des fun- 
damentalen Rechts der Kolonie bildet, hat die bona fides als entscheidend für 
die Anerkennung des vorhandenen privaten Grundeigenthums bezeichnet. So- 
wohl nach dem Wortlaut dieser Urkunde, als nach allgemeinen völkerrecht- 
lichen Grundsätzen könnte daher das Eigenthumsrecht an Ländereien, welche 
deutsche Reichsangehörige dort vor der englischen Annektion erworben haben, 
nur in Fällen nachgewiesener mala fides aberkannt, und sollte nach Ansicht 
der deutschen Regierung in allen Fällen, wo die rechtmässige Erwerbung in 
den unter der früheren Herrschaft als gültig anerkannten Formen amtlich be- 
urkundet ist oder wo in Ermangelung einer solchen Beurkundung nicht posi- 
tive Beweise gegen die bona fide Erwerbung erbracht worden sind, das Eigen- 
thum der betreffenden Angehörigen des deutschen Reiches anerkannt und be- 
stätigt werden. || In denjenigen Fällen indess, auf welche die vorstehenden 
Grundsätze Anwendung finden, wo aber in Folge der ergangenen Entschei- 
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dungen die von deutschen Reichsangehörigen reklamirten Ländereien bereits Nr. 8870. 
an Eingeborene überwiesen oder von den Kolonialbehdrden für öffentliche ram. 
Zwecke verwandt worden sind und die Rückgabe an die nach dem Vorstehen- 
den berechtigten Personen thatsächlich Schwierigkeiten bieten sollte, wäre nach 
diesseitiger Meinung den letzteren eine der Billigkeit entsprechende, von 
Kommissaren der beiden Regierungen zu bestimmende Entschädigung zu ge- 
währen. 

Abgesehen von dem unzweifelhaft begründeten Anspruch der deutschen 
Reklamanten auf die diplomatische Vertretung ihrer wohlerworbenen Rechte 
gegenüber einem Verfahren, bei welchem die Entscheidung über Eigenthums- 
rechte in die Hand von Administrativbeamten gelegt ist, welche als Vertreter 
fiskalischer und politischer Interessen an dem Ausgang nicht uninteressirt sind, 
und bei welchem der sonst gegebene Weg der Rechtsverfolgung vor den 
ordentlichen Gerichten durch ein ad hoc besonders erlassenes Kolonialgesetz 
ausgeschlossen worden ist, hat der von mir beantragte thatsächliche Ausgleich 
für meine Regierung auch noch eine andere prinzipielle Bedeutung. || Die Reichs- 
angehörigen würden, falls gegen die bisherigen Entscheidungen eine Remedur 
in der angedeuteten Richtung versagt bleiben sollte, sich in Zukunft mit Recht 
durch die Besitzergreifung Englands von bisher unabhängigen Gebieten in dem 
Genuss der von ihnen dort mit Opfern und Gefahren erworbenen Eigenthums- 
rechte für bedroht erachten. — Für die Kaiserliche Regierung kann es aber 
nicht gleichgültig sein, wenn der deutsche Handelsstand in seinem Vertrauen 
zu dem Schutze und dem geordneten Rechtsverfahren, welches er überall er- 
wartet, wo die britische Flagge weht, erschüttert wird und in Folge dessen 
auch dort sich genöthigt sieht, das deutsche Reich zur Vertretung seiner 
wohlerworbenen Rechte anzurufen. Euere Excellenz bechre ich mich hiernach 
zu bitten, den Vorschlag der Kaiserlichen Regierung zur befriedigenden Er- 
ledigung der Angelegenheit ia wohlwollende Erwägung zu ziehen und mir das 
Ergebniss derselben mittheilen zu wollen. 


Memorandum. 
Anlage 2. Berlin, den 16. April 1883. 

In dem zwischen Grossbritannien und der Regierung der Fidji-Inseln am 
10.Oktober 1874 abgeschlossenen Cessionsvertrage wurde das auf jenen Inseln 
vorhandene bona fide Grundeigenthum der fremden Ansiedler ausdrücklich an- 
erkannt. || Die Landbesitzer erwarteten mit Recht, dass sie nach dieser Ver- 
heissung und entsprechend den allgemeinen völkerrechtlichen Prinzipien über 
die Respektirung wohlerworbener Privatrechte beim Uebergange eines Landes 
an eine neue Regierung im Genuss ihres Landbesitzes verbleiben, und dass 
nur diejenigen Fälle, bei welchen über die bona fide Erwerbung etwa Anlass 
zu Zweifeln entstände, den Gegenstand einer thunlichst beschleunigten Unter- 
suchung und Entscheidung vor unabhängigen richterlichen Behörden bilden 


Nr. 8370. 
Deutschland. 
16. April 1883. 
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würden. Statt dessen wurde allen Landbesitzern die freie Verfügung über 
ihre Ländereien entzogen, und wurden sämmtliche Besitztitel einem jahrelang 
sich hinzichenden Verfahren vor besonderen, von der Kolonialregierung ab- 
hängigen Administrativbehörden, unter Ausschluss der Berufung an 
die ordentlichen Gerichte, unterworfen. Gegen dieses Verfahren haben 
die Landbesitzer bisher vergeblich protestirt. || Eine im April v. J. an den 
britischen Kolonialminister gerichtete Petition wegen Einsetzung einer von den 
Kolonialbehörden unabhängigen Berufungsinstanz ist erfolglos geblieben. || Durch 
die ergangenen Entscheidungen sind auch mehrere deutsche Reichsangehörige 
des grössten Theiles ihres vor der englischen Besitzergreifung erworbenen 
Grundeigenthums verlustig erklärt worden. || Die Kaiserliche Regierung hat im 
Laufe der letzten Jahre wiederholt die Aufmerksamkeit der Königlich gross- 
britannischen Regierung auf diese Vorgänge zu lenken versucht, um solchen 
Entscheidungen vorzubeugen; ihre Bemühungen blieben jedoch ohne den er- 
warteten Erfolg. || Zuletzt richtete Graf Münster unter dem 1. Juli v. J. eine 
Note an Lord Granville, in welcher er hervorhob, dass es gewiss auch der 
Königlich grossbritannischen Regierung nicht erwünscht sein könne, wenn durch 
das Verhalten der Kolonialbehörden die Hoffnung getäuscht wurde, welche die 
Kaiserliche Regierung seinerzeit an die englische Besitzergreifung mit Rück- 
sicht auf die davon erwartete Steigerung des Rechtsschutzes geknüpft hatte. | 
Mittelst Note vom 24. Oktober v. J. übersandte Lord Granville dem Grafen 
Münster einen Auszug aus einem Berichte des Mr. Williamson, Mitgliedes der 
mit der Untersuchung der fraglichen Landansprüche betrauten Administrativ- 
behörde, indem Seine Lordschaft bemerkte, dass dieser Bericht die Kaiserliche 
Regierung wohl überzeugen werde, wie keine Mühe gespart worden sei, um 
diese schwierige Frage einer billigen Lösung zuzuführen. || Die Kaiserliche 
Regierung hat sich indess auch nach Prüfung dieses Berichtes in Verbindung 
mit dem inzwischen von dem Kaiserlichen Generalkonsulat in Sydney ein- 
gereichten Beweismaterial nicht überzeugen können, dass die ihr vorgetragenen 
Beschwerden ungerechtfertigt seien. Deshalb ist jetzt der Kaiserliche Bot- 
schafter in London veranlasst worden, bei der Königlich grossbritannischen 
Regierung auf die Angelegenheit abermals zurückzukommen. || Die thatsächlichen 
und prinzipiellen Momente, welche den Anspruch der deutschen Reklamanten 
auf eine diplomatische Vertretung ihre Rechte begründen, sind folgende: | 
Nach Artikel 4 des Cessionsvertrages vom 10. Oktober 1874 soll alles nicht 
bona fide Eigenthum von Privatpersonen u. s. w. Kronland werden. Es folgt 
hieraus, dass der Kronfiskus bei allen Untersuchungen und Entscheidungen 
über die bona fide Erwerbung Partei ist. ‘ Das Verlangen der anderen Partei 
nach einer Instanz, welche von fiskalischen und politischen Erwägungen frei 
ist, erscheint nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen berechtigt. Die in den ein- 
zelnen Fällen stattgehabten Untersuchungen und Entscheidungen, welche durch 
ein ad hoc erlassenes Gesetz als endgültig bezeichnet werden, sind aber von 
Behörden ausgegangen, welche nach ihrer Zusammensetzung den Auspruch nicht 
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erheben können, von der anderen Partei als an dem Ausgang des Prozesses Nr. 8870. 
sachlich uninteressirt angesehen zu werden. || Nach der Cessionsurkunde hätte ee. 
die Untersuchung sich auf den thatsächlichen Nachweis der bona fide Erwer- 
bung beschränken müssen, und wäre der Nachweis in denjenigen Fällen als 
erbracht anzusehen gewesen, in denen die Erwerbung mit Berücksichtigung 
der unter der früheren Landesregierung gültigen Formen amtlich bekundet 
war. || Statt dessen haben die zur Untersuchung und Entscheidung berufenen 
Verwaltungsbehörden sogar in solchen Fällen die bona fide Erwerbung nicht 
anerkannt, wo von den Reklamanten Urkunden produzirt wurden, welche den 
Namen von Fürsten und sogar des früheren Königs der Fidji-Inseln und der 
Minister desselben trugen, wie die folgenden Beispiele beweisen: || Der deutsche 
Reichsangehörige Friedrich Wilhelm Hennings erwarb im Jahre 1865 für den 
Kaufpreis von 3000 Dollars die Insel Malaki von einem Engländer, Mr. Swans- 
ton, welcher dieselbe für 500 Dollars am 24. Januar 1861 unter Mitwirkung 
des britischen Konsuls Pritchard von den zur Verfügung über das Eigenthum 
an der Insel berechtigten Häuptlingen gekauft hatte. || Es fand sofort eine 
thatsächliche Okkupirung statt, und liegen Beweise vor, dass auch die Ein- 
geborenen das Eigenthumsrecht des Herrn Hennings stets anerkannten. Dieses 
Recht wurde am 25. Februar 1873 durch eine von König Cakobau ausgestellte 
und von dem Minister Woods gegengezeichnete Urkunde ausdrücklich bestätigt. 
Die Firma zahlte für die Insel sechs Jahre hindurch Grundsteuer, ohne aus 
ihrem Besitze, der ihrer freien Verfügung entzogen war, einen Gewinn erzielen 
zu können. Die Landkommission untersuchte ihr Eigenthumsrecht erst im 
Mai 1880. Auf den Bericht der Kommission wurde der Anspruch des Re- 
*Xlamanten zunächst von der ersten zur Entscheidung berufenen Instanz, dem 
Governor in Council, anerkannt, und am 2. September 1880 ward das vor- 
geschriebene Eigenthums-Certificat ausgehändigt. || Die Kolonialbehörde unter- 
liess jedoch, die durch § 6 des Gesetzes vom 2. Oktober 1879 (An Ordinanco 
to provide for the final settlement of certain claims to Land) vorgeschriebene 
Veröffentlichung der Entscheidung des, Governor in Council in der Royal 
Gazette zu veranstalten. “ Da von dem Datum einer solchen Veröffentlichung 
die gesetzliche zweimonatliche Berufungsfrist berechnet wird, hatte diese Unter- 
lassung zur Folge, dass eine am 10. November 1880 von dem Vertreter der 
Eingeborenen eingereichte Berufung nicht als verspätet abgewiesen, sondern 
dass daraufhin zunächst die bisher versäumte Veröffentlichung in der Royal 
Gazette angeordnet wurde, welche dann am 1. Oktober 1881, also mehr als 
ein Jahr nach der Ausstellung des Eigenthums-Certifikats, erfolgte. ; Auf diese 
Art wurde es ermöglicht, dass der sonst unanfechtbare Anspruch der deutschen 
Ansiedler wieder in Frage gestellt wurde und die Gegenpartei noch nach Ab- 
lauf einer so langen Frist an die Berufungsinstanz appelliren konnte. || Diese 
Behörde, welche in der Hauptsache aus den nämlichen Personen besteht, die 
bereits in erster Instanz thätig waren, hat sodann, ohne dass die betreffenden 
Eingeborenen im Termine erschienen, oder cine Zeugenvernehmung, resp. 
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sonstige Verhandlung stattgefunden hätte, dem Reklamanten das Eigenthum an 
der Insel Malaki endgültig und ohne Schadenersatz aberkannt, obwohl nicht 
nur eine, die bona fide Erwerbung über jeden Zweifel erhebende, vom Staats- 
oberhaupte sanktionirte Besitzurkunde produzirt wurde, sondern hier auch der 
Fall vorlag, wo nach dem gemeinen Recht für den bona fide Erwerber schon 
der Nachweis eines zehnjährigen Besitzes (inter praesentes) genügt, um durch 
Usucapion die Anerkennung seines Eigentums zu erlangen. || In ähnlicher 
Weise wurde hinsichtlich der Insel Nacula verfahren. Das Haus F. W. Hennings, 
welches schon seit dem Jahre 1859 auf Fidji sesshaft ist, verkaufte im Jahre 
1866 einem der mächtigsten Häuptlinge von Fidji, Namens Tui Bua, damals 
unabhängigem Herrscher des Kingdom of Bua, etwa 1200 Schafe für die Summe 
von 870 Pfd. Sterl. Nachdem die hierfür von Tui Bua gegebenen Schuld- 
scheine fällig geworden, übertrug dieser dem Hause Hennings an Zahlungs- 
statt das Eigenthum an der Insel Nacula. Der hierüber aufgenommene Ver- 
kaufsvertrag ist seinerzeit durch den damals im Dienste Tui Bua’s stehenden 
Mr. David Wilkinson, nach der englischen Besitzergreifung Minister „for native 
affairs‘, gegengezeichnet und unter dem 8. September 1869 von dem britischen 
Konsul Thurston im englischen Konsulat zu Levuka eingetragen. Als kurz 
vor der Cession der Fidji-Inseln an England der Häuptling Tui Bua die 
Oberhoheit des Königs Cakobau anerkannte, geschah dies unter der Bedingung, 
dass dieser ausser anderen Regierungsakten Tui Bua’s auch jene Eigenthums- 
übertragung ausdrücklich als zu Recht bestehend anerkannte. || Die zur Ent- 
scheidung dieser Reklamation berufenen Administrativbehörden haben indess 
die von Tui Bua unter Mitwirkung englischer Beamten ausgestellte Besitz- 
urkunde als ungenügend für den Nachweis der bona fide Erwerbung bezeichnet, 
weil das damalige Recht Tui Bua’s, über die Insel Nacula zu verfügen, jetzt von 
Eingeborenen bestritten worden sei. || Es hat also in diesem Falle die zur Prü- 
fung der bona fide Erwerbung berufene Behörde sich für ermächtigt gehalten, über 
die Rechtsbeständigkeit staatsrechtlicher Akte vor der englischen Erwerbung ein 
Urtheil abzugeben, welches geradezu im Widerspruch steht mit der Thatsache, 
dass die Abtretung von Fidji an England auf Grund einer Urkunde erfolgte, 
die von dem Könige Cakobau und den anderen Häuptlingen der Inselgruppe, 
als den Inhabern der rechtmässigen Regierungsgewalt, unterzeichnet war. Ist 
auf englischer Seite die Befugniss der Häuptlinge anerkannt worden, in staats- 
und völkerrechtlicher Beziehung über das von ihnen beherrschte Land zu ver- 
fügen, so können um so weniger die von denselben Häuptlingen vorgenommenen 
Verkäufe von Ländereien an Privatpersonen hinterher wegen angeblich man- 
gelnden Verfügungsrechtes derselben für ungültig erklärt werden. || Die eng- 
lische Krone hat von der Regierung Cakobau’s nicht mehr Recht erwerben 
können, als diese selbst besass, und wenn unter dieser Regierung die Ueber- 
tragung des privaten Eigenthums an den Inseln Malaki und Nacula an deut- 
sche Reichsangehörige in der hergebrachten Form erfolgt war, so hat der 
Cessionsvertrag nicht das Privateigenthum an diesen Inseln hinterher der 
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englischen Krone übertragen können, || Ausser diesen staatsrcchtlichen Gründen Nr. 8870. 
lässt sich in beiden Fällen zu Gunsten der Reklamanten die exceptio rei je,aprilıese. 


venditae et traditae geltend machen, insofern die Reklamanten und die eng- 
lische Krone beiderseits ihren Eigenthumsanspruch von demselben Urheber — 
der früheren rechtmässigen Regierung der Fidji-Inseln — ableiten, den Re- 
klamanten aber früher der Besitz an den streitigen Ländereien übertragen 
worden ist. || Die Anwendbarkeit dieses Einwandes auf völkerrechtliche Ver- 
hältnisse wird von den Völkerrechtslehrern anerkannt. Sogar das Staatseigen- 
thum, welches während einer kriegerischen Okkupation von der feindlichen 
Macht unter lästigem Titel veräussert worden ist, kann nach völkerrechtlichen 
Grundsätzen von der zurückkehrenden Regierung nicht vindizirt werden, weil . 
hier den Erwerber dieselbe Billigkeit schützt, welche auch im Civilrecht die ex- 
ceptio rei venditae et traditae erzeugt. | Wenn dies sogar für die feindliche 
Okkupation gilt, so wird die Einrede um so begründeter in Fällen sein, wie 
in den vorliegenden, wo die vindizirende (die englische) Regierung auf Grund 
freiwilliger Cession Rechtsnachfolgerin derjenigen Staatsgewalt geworden ist, 
welche die Veräusserung vorgenommen, bezw. in formeller Weise sanktionirt 
hat. |' Gleichen Bedenken unterliegen die Entscheidungen in anderen Fällen, 
wo Reichsangehörige ihres wohlerworbenen Besitzes verlustig erklärt worden 
sind. | Dies gilt z. B. hinsichtlich der Reklamation der Herren F. C. Hede- 
mann & Pfeiffer, denen, ungeachtet der Produzirung von Besitzurkunden, wel- 
che die Namen von, nach den damaligen Verhältnissen zur Veräusserung von 
Ländereien unstreitig berechtigten Häuptlingen trugen und konsularisch ein- 
getragen waren, das Eigenthumsrecht an etwa 15 000 Acres aberkannt und im 
Ganzen nur 600 Acres, ex gratia, bewilligt worden sind. || Ein anderer Reichs- 
angehöriger, Johann Pflüger, der gleichfalls nur von ersten Häuptlingen Land 
gekauft hatte, hat seinen ganzen Grundbesitz von etwa 6200 Acres bis auf 
ein ihm, ex gratia, zuerkanntes Stück Land von 100 Acres ohne Entschädigung 
verloren. | Der Verlust, welchen die Herren Hennings, resp. deren Rechtsnach- 
folger, Herr Kaufmann Carl L. Sahl in Sydney, vertreten durch Herrn Otto 
Bauer in Levuka, durch die bis zum Mai v. J. ergangenen und als endgültig 
bezeichneten Entscheidungen erleiden, beläuft sich auf circa 37000 Acres 
Land, ohne diejenigen Ländereien im Umfange von beinahe 25 500 Acres zu 
rechnen, hinsichtlich deren der Reklamant, Angesichts der von den Kolonial- 
behörden adoptirten Praxis, auf eine weitere Verfolgung seiner Eigenthums- 
rechte verzichtet hat. Hinsichtlich eines Areals von über 16000 Acres sollte 
das Verfahren bis Ende vorigen Jahres zum Abschluss gelangen. || Wenn 
trotz aller dieser Umstände die Königlich grossbritannische Regierung sich 
nicht veranlasst finden sollte, die Entscheidungen, gegen welche sich die Re- 
klamationen richten, wieder aufzuheben und eine neue, mit den nöthigen Garan- 
tien für Unabhängigkeit und Unparteilichkeit ausgestattete Behörde mit der 
Prüfung und Entscheidung zu beauftragen, so liegt die Vermuthung nalıe, dass 
dieser Entschluss wesentlich durch Erwägungen der inneren Politik bestimmt 
Staatsarchiv XLIV. 4 
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wird. Acusserungen massgebender Personen in Fidji lassen wenigstens darauf 
schliessen, dass die Kolonialbehörden an die Königlich grossbritannische Re- 
gierung berichtet haben, eine Revision der als endgültig bezeichneten Ent- 
scheidungen, in Folge deren bereits thatsächliche Besitzübertragungen an Ein- 
geborene stattgehabt haben, würde zu Verlegenheiten führen. || Der Kaiserliche 
Botschafter in London ist deshalb angewiesen, der Königlich grossbritannischen 
Regierung cinen Vorschlag zu unterbreiten, welcher bezweckt, eventuell den 
Reklamanten für diejenigen Fälle, wo die Wiedereinsetzung derselben in ihre 
Eigenthumsrechte aus irgend welchen Gründen mit besonderen Schwierigkeiten 
verknüpft und deshalb nicht genchm sein sollte, eine angemessene, von Kom- 
missaren der beiden Regierungen abzuschätzende Entschädigung zu Theil 
werden zu lassen. 





Nr. S371. DEUTSCHLAND. — Botschafter in London an den Reichs- 
kanzler. — Erledigung von Nr. 8370. 


(Auszug.) London, den 2. Mai 1883. 
Den Hohen Erlass vom 16. v. M., die Landfrage in Fidji betreffend, habe 
ich am 25.v.M. zu erhalten die Ehre gehabt und die mir damit übersandte 
Note in der vorgeschriebenen Form an Lord Granville gerichtet. || Da diese 
Note im Zuge des hiesigen Geschäftsganges nach erfulgter Ucbersetzung dem 
Ministerium der Kolonien zur Begutachtung und behufs Feststellung der Ant- 
wort zugeschrieben wird, so habe ich nach einer kurzen Besprechung mit 
Lord Edmond Fitzmaurice, der die Note noch nicht gelesen hatte und dem 
die Fidjifrage überhaupt nicht geläufig war, auf seine Anregung eine Unter- 
haltung mit dem Unterstaatssekretär des Colonial Office, Mr. Evelyn Ashley, 
gesucht und mich diesem gegenüber vertraulich im Sinne des Erlasses und der 
Note ausgesprochen. || Mr. Ashley war gerade beschäftigt, dis vorliegende Frage 
zu studiren, und theilte mir mit, dass die hiesige Regierung beabsichtige, im 
Laufe der nächsten Woche dem Parlament eine Vorlage darüber zu machen. 
Mr. Ashley sprach die Vermuthung aus, dass auf Grund dieser Publikation 
die Fidjifrage im Parlament diskutirt werden würde, und bat mich, eine weitere 
Besprechung derselben bis nach Pfingsten auszusetzen, da eine schriftliche 
Beantwortung meiner Note, die ihm noch nicht bekannt war, doch nicht cher 
würde erfolgen können. || Er erwähnte dabei gleich, wie eine Revision der be- 
reits ergangenen Entscheidungen in der Landvertheilung in Fidji für England 
nicht möglich scin würde, ohne die ganzen dortigen Zustände in die grösste 
Verwirrung zu bringen; es sei ja leicht möglich, dass bei der nach der eng- 
lischen Besitznahme erfolgten Revision des Grundbesitzes auch einige Ungerech- 
tigkeiten vorgekommen seien; die hiesige Regierung habe sich aber streng an- 
gelegen sein lassen, alle in Fidji Angesessenen gleichmässig zu behandeln — 
einerlei, ob sie Englander oder Fremde gewesen seien —; und soviel er wisse, 
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sei in den deutschen Reklamationen und unserem Schriftwechsel auch niemals Nr. 8371. 
eine Beschwerde über ungleiche Behandlung erhoben worden. || Es sei deshalb... mai 1888. 


schwierig, selbst beim besten Willen, den Reklamationen der deutschen An- 
siedler zu entsprechen, weil das erneute stürmische Reklamationen aller, den 
anderen Nationen angehörigen Ansiedler zur Folge haben würde. || Mr. Ashley 
wies darauf hin, wie kurz vor der englischen Okkupation, als man an ihre 
Durchführung glaubte, die ungerechtfertigtsten Besitzergreifungen von Land in 
Fidji stattgefunden hätten. So wären von einem Individuum z. B. mehrere 
tausend Acres für eine alte Flinte, die nicht mehr als 2,,, Mark werth ge- 
wesen sei, erstanden worden. || Solche Willkürlichkeiten hätte man nicht sank- 
tioniren können. Ferner müssten die deutschen Reklamanten doch auch be- 
denken, dass der Grund und Boden in Fidji, seit es englische Kolonie sei, 
ganz bedeutend an Werth gewonnen habe, so dass selbst ihr jetzt verringerter 
Besitz werthvoller sei, als der frühere zur herrenlosen Zeit. || Wenn man die 
Leute aufs Gewissen fragen würde, ob sie die früheren Zustände lieber wieder 
haben wollten, so würde das gewiss Jeder, der die Wahrheit spräche, ver- 
neinen. ' Ich beschränkte mich darauf, Mr. Ashley zu erwidern, dass ich eine 
weitere Besprechung der Sache gern bis nach Pfingsten verschieben wolle, 
und ihm nach Maassgabe des Schlusses des dem Hohen Erlasse vom 16.v.M. 
beiliegenden Memorandums zu sagen, dass meine Regierung die Schwierig- 
keiten, welche eine Neuordnung des Landverhältnisses mit sich bringen würde, 
allerdings nicht verkenne. Sollten sich diese wirklich als unüberwindlich er- 
weisen, so erwarte sie aber, dass die englische Regierung wenigstens die Hand dazu 
bieten würde, um die Ansprüche der deutschen Reklamanten durch eine von 
beiden Regierungen einzusetzende Kommission zu prüfen, und in solchen 
Fällen Kompensationen zu gewähren, in denen die Rechtmässigkeit der deut- 
schen Reklamationen begründet erscheine. ; Mr. Ashley erklärte, er könne 
allerdings keine bindende Zusage nach dieser Richtung geben, da er nicht 
Chef des Colonial office sei, er glaube indess, dass seine Regierung keinen 
Anstand nehmen würde, auf den Vorschlag, beiderseitige Kommissare behufs 
endgültiger Regelung der vorliegenden Frage einzusetzen, einzugehen. 
Graf zu Münster. 





Nr. 8372. DEUTSCHLAND. — Eingabe des deutschen Konsuls Sahl 
in Sydney. — Neue Reklamationen. 


Sydney, Neu-Süd-Wales, den 4. Mai 1883. 


Euer Durchlaucht! — Bezüglich der Landfrage in Fidji, in der ich mit den Nr. 8372. 


Herren F.u. W. Hennings betheiligt bin und worüber ich bereitsin verschiedenen 
früheren Eingaben berichtete, sehe ich mich nun genöthigt, die immer schlimmer 


werdende Lage meiner gerechten Forderungen Euerer Durchlaucht zu unter- 
4° 
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breiten." Wie schon aus meinen oben erwähnten früheren direkten Eingaben so- 
wohl, als auch aus Berichten des diesseitigen Generalkonsulats hervorgeht, hat 
die Verzögerung der Anerkennung der Landbesitztitel seitens der Kolonial- 
regierung in Fidji mir grosse Verluste verursacht, welche mir vom Standpunkte 
der Gerechtigkeit aus kaum auferlegt werden durften.|| Ohne auf die allgemeine 
Frage wieder einzugehen, erlaube ich mir heute ganz ergebenst, die folgenden 
zwei Spezialfälle zur gefälligen Kenntnissnahme Euerer Durchlaucht zu unter- 
breiten. || Die Besitzthimer von Vala-Vala, enthaltend 12 800 Acres, und Natasa, 
2540 Acres, sind die grössten, die ich mit den Herren Hennings gemeinsam 
in Fidji beanspruche. Das erstere wurde am 31. Juli 1867 und letzteres am 
26: August 1870 von dem Häuptling Tui Cakau käuflich erworben, woraufhin 
Plantagen und Handelsstationen angelegt wurden, in Folge dessen ichschon seit 
der Besitznahme durch England mit grosser Spannung die Anerkennung des 
Besitztitels erwarte, um diese Ländereien weiter zu bearbeiten oder zu ver- 
werthen. | Der Werth des benannten Eigenthums, welches mir durch dieses 
ungewisse und unentschiedene Vorgehen der Regierung seit dem Jahre 1874 
quasi nutzlos ist, beläuft sich auf wenigstens 30000 Pfd. Sterl. | Alle unsere 
gemeinsamen Bemühungen und Gesuche an den Gouverneur, unsere Besitz- 


‘ thumsrechte untersuchen zu lassen, blieben für lange Zeit erfolglos, trotzdem, 


dass die Landkommission häufig ganz in der Nähe des besagten Landes ihre 
Sitzungen hielt, und mein Antrag, doch die Aussagen des Häuptlings Tui 
Cakau, des Verkäufers, zu vernehmen, da derselbe alt und schwach war und 
man dessen baldiges Ende befürchtete, wurde abschläglich beschieden. || Erst 
nach dem Tode des Häuptlings, meines wichtigsten Zeugen, hielt die Kom- 
mission im September 1880 ihre Sitzung, während welcher die Verkäufe von 
Vala-Vala und Natasa geprüft wurden, wobei Herr W. Hennings und ich, durch 
die Wichtigkeit der Verhandlung sowie auch durch den Werth des Landes 
veranlasst, gegenwärtig waren. Seitdem ist es mir ganz unmöglich gewesen, 
weder über die Rechtmässigkeit meiner Ansprüche eine Entscheidung zu be- 
kommen, noch deren Veröffentlichung in dem offiziellen Organ (Royal Gazette) 
zu ersehen. Offizids wurde mir mitgetheilt, dass die Regierung sich dahin 
entschieden habe, uns den grössten Theil des Landes zu entziehen; aber bis 
mir diese Entscheidung offiziell mitgetheilt wird, was ganz von der Beendigung 
der Vermessung des Landes abhängt, kann ich nach den lokalen Gesetzen da- 
gegen nicht appelliren oder in Fidji weitere Schritte zur Erlangung meines 
Rechts nehmen. || Im August 1882, während meines Aufenthalts in Fidji, 
stellte ich persönlich aufs genaueste meine Lage dem dortigen Gouverneur 
Mr. des Vocux vor, muss aber leider gestehen, dass derselbe mir wenig 
Hoffnung auf eine Aenderung und schnelle Erledigung meiner Forderungen 
gab; im Gegentheil hielt er mir vor, dass ich bei der deutschen Regierung 
Beschwerde eingereicht habe, und sagte ganz offen: „it makes me inclined to 
treat you with less consideration than one might otherwise have done.“ || Da 
ich sicher bin, dass ein so willkürliches Verfahren seitens des Gouverneurs kaum 
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von der grossbritannischen Regierung gebilligt wird, wende ich mich an Euere Nr. 8372. 
Durchlaucht mit der unterthänigsteu Bitte, sich für mich in meiner Angelegen- un us. 
heit nach Gutdünken zu verwenden und auf eine schnelle Erledigung meiner 
Forderungen geeigneten Orts hinzuwirken, besonders da ich in Folge der 
unerklärlichen Verzögerung in der Entscheidung der Besitzurkunden, 

sehr geschädigt und gänzlich verhindert bin, in Fidji selbst mir Genug- 
thuung zu verschaffen. || Es sind jetzt beinahe 9 Jahre seit der Annektirung 

der Kolonie, während welcher Zeit mir der für mich so werthvolle Landbesitz 
entzogen wurde, und leider sind alle Aussichten vorhanden, dass diese unglück- 

lichen und für mich und die Herren Hennings so schadenbringenden Zustände 

noch geraume Zeit fortdauern werden, falls nicht die lokale Regierung höhere 
Weisung erhält, unsere gerechten Forderungen von Eigenthum, welches längst 

vor der Annektirung erworben wurde, auf zufriedenstellende Weise zu ent- 
scheiden. Ich hoffe, dass Euere Durchlaucht sich in dieser meiner Angelegen- 

heit geneigtest verwenden werden, und zeichne || Euerer Durchlaucht | ganz 
gehorsamster Carl L. Sahl. 





Nr. 8373. DEUTSCHLAND. — Geschäftsträger in London (Graf 
Bismarck) an den Reichskanzler. — Das englische 
Kolonialamt lehnt die Ernennung einer gemischten 
Kommission ab. 


London, den 26. Juli 1883. 

Eurer Durchlaucht beehre ich mich im Anschluss an den Bericht des Nr. s35a 
Herrn Botschafters vom 2. Mai d. J., die Fidjilandfrage betreffend, beifolgend peer 
Abschrift einer Note nebst Anlagen ganz gehorsamst einzureichen, welche Lord 
Granville unter dem 23. d. M. in dieser Angelegenheit an mich gerichtet 
hat. || Die hiesige Regierung glaubt dieser Mittheilung zufolge nicht in der 
Lage zu sein, die Angelegenheit in der diesseits angeregten Weise erledigen 
zu können. Graf Bismarck, 


Anlage 1 (Uebersetzung). 
Auswärtiges Amt (London), 23. Juli 1883. 

Herr Geschäftsträger — In dem Schreiben, welches ich unterm 9. Mai 
d. J. an Seine Excellenz den Grafen Münster zu richten mich beehrte, ver- 
sicherte ich Seine Excellenz, dass. die Vorschläge, bezüglich der Reklama- 
tionen einiger deutschen Unterthanen wegen der Landfrage in Fidji, welche er 
im Auftrage der deutschen Regierung in seinem Schreiben vom 26. April ge- 
macht hatte, von Ihrer Majestät. Regierung in sorgfältige Erwägung gezogen 
werden würden. || Seiner Excellenz Schreiben sowie ein Memorandum der 
Kaiserlichen Regierung zu Berlin, welches ich durch Ihrer Majestät Bot- 
schafter erhalten habe und welches im Wesentlichen dieselben Vorschläge 


Nr, 8373. 
Deutschland. 
26. Jnli 1883. 


54 Deutsche Land-Reklamationen auf Fidji. 


wie die von Graf Münster unterbreiteten enthält, sind seitens Ihrer Majestät 
Staatssekretärs für die Kolonien sehr aufmerksam und eingehend von allen 
Gesichtspunkten aus erwogen worden. || Ich beehre mich nunmehr, Ihnen be- 
hufs Mittheilung an Ihre Regierung Abschrift eines Schreibens zu übersenden, 
welches ich vom Kolonialamt erhalten habe. In demselben werden ausführ- 
lich die Gründe angegeben, welche es dem Earl of Derby unmöglich machen, 
bei der gegenwärtigen Sachlage auf den Vorschlag der deutschen Regierung 
einzugehen. 7ugleich hat die Prüfung der Angelegenheit, wie Sie ersehen 
wollen, Seine Lordschaft zu der Ueberzeugung geführt, dass der Gouverneur 
der Kolonie und scine Beamten in der Behandlung dieser verwickelten Sache 
den grössten Fleiss und die grösste Gerechtigkeit und Umsicht gezeigt haben. 
Sie wollen ersehen, dass in dem Schreiben des Kolonialamts besonders auf ge- 
wisse Dokumente aufmerksam gemacht wird, die sich in einem, dem Parlament 
neuerdings vorgelegten, diesen Gegenstand betreffenden Blaubuch befinden, von 
dem ich ein Exemplar beizufügen mich beehre. Aus denselben geht hervor, 
dass von den 109, seitens der Herren Hennings vorgebrachten Reklamationen 
nicht weniger wie 89 ganz oder zum Theil anerkannt worden sind; bei 12 
Reklamationen ist von der Appellation kein Gebrauch gemacht worden. Als 
Summe der zurückgewiesenen Reklamationen bleiben nur acht übrig, für welche 
und vielleicht auch für die 12 nicht weiter verfolgten Reklamationen, Abhülfe 
gefordert worden ist. || Indem ich diese Dokumente zur Mittheilung an die 
deutsche Regierung unterbreite, kann ich nicht umhin, die Hoffnung auszu- 
drücken, dass eine genauere Kenntniss der thatsächlichen Verhältnisse und der 
Erwägungen, die Ihrer Majestät Staatssekretär zu der Entscheidung geführt 
haben, ihre Wirkung nicht verfehlen werde. Ich beehre mich etc. 
Granville. 

Dem Grafen Herbert von Bismarck. 


Anlage 2 (Uebersetzung). 
Downing Street, den 25. Juni 1883. 

Mein Herr, — Ich bin von dem Earl of Derby beauftragt, den Empfang 
Ihres Schreibens vom 10. v. M., welchem cine Note des deutschen Botschafters 
am hiesigen Hofe, betreffend die Reklamationen deutscher Unterthanen wegen 
Regelung der Landfrage in Fidji, in Uebersetzung beigefügt war, und Ihres 
Schreibens vom 15. v. M., welchem Abschrift einer Depesche des Botschafters 
Ihrer Majestät in Berlin nebst einem Memorandum der Kaiserlichen Regierung 
über denselben Gegenstand beilag, zu bestätigen. || 2. Der deutsche Botschafter 
schlägt vor, dass „in allen Fällen, wo die rechtmässige Erwerbung in den 
unter der früheren Herrschaft als gültig anerkannten Formen ordnungsmässig 
beurkundet ist oder wo in Ermangelung einer solchen Beurkundung nicht po- 
sitive Beweise gegen die bona fide Erwerbung erbracht worden sind, das 
Eigenthum der betreffenden Angehörigen des deutschen Reiches anerkannt 
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und bestätigt werden solle. In denjenigen Fällen indess, auf welche die vor- Nr. 887% 


stehenden Grundsätze Anwendung finden, wo aber in Folge der ergangenen 
Entscheidungen die von deutschen Reichsangehörigen reklamirten Ländereien 
bereits an Eingeborene überwiesen oder von den Kolonialbehörden für öffent- 
liche Zwecke verwandt worden seien und die Rückgabe an die nach dem Vor- 
stehenden berechtigten Personen thatsächlich Schwierigkeiten bieten würde, 
sollte den Letzteren eine der Billigkeit entsprechende, von Kommissaren der 
beiden Regierungen zu bestimmende Entschädigung gewährt werden.“ || Das 
Memorandum, welches in Lord Ampthills Depesche enthalten war, übermittelte 
im Wesentlichen denselben- Vorschlag. || 3. Würde diesem Vorschlage zuge- 
stimmt werden, so würde die Folge sein, dass jeder Reklamant jeder anderen, 
Nationalität, dem es nicht gelungen ist, seinen Rechtstitel von dem zu diesem 
Behuf eingesetzten Gerichtshofe anerkannt zu sehen, dieselbe Rücksicht bean- 
spruchen könnte. Das Ergebniss hiervon würde sein, dass die ganze, nach 
jahrelanger mühevoller Arbeit und unparteiischer Untersuchung erzielte Land- 
regelung der Kolonie wieder von vorn begonnen werden müsste. Ausser dem 
Zustande von Verwirrung und Unruhe, der erfolgen würde, müsste unvermeid- 
lich bei den Eingeborenen das Gefühl entstehen, es geschehe ihnen Unrecht, 
wenn sie finden, dass eine «Regelung, welche sie in loyaler Weise als end- 
gültigen Vergleich acceptirt haben, wieder aufgehoben würde, und dass die 
feierlichsten, im Namen der Königin abgegebenen Versicherungen bezüglich der 
Endgültigkeit jener Regelung und bezüglich ihres vollen Anrechtes auf Be- 
wahrung der Besitzthümer ihrer Vorfahren missachtet würden. Es würde 
dies die verderblichsten Folgen für die Kolonie haben, selbst wenn die weitere 
Untersuchung zur Bestätigung aller früheren Entscheidungen führen sollte. 
Was andererseits den Vorschlag von Entschädigungen anbelangt, so kann 
wenig Zweifel darüber obwalten, dass ihre Zahlung die Kolonie zu hoffnungs- 
losem Bankerott führen würde. || 4. Es würde daher Lord Derby unmöglich 
sein, auf den Vorschlag einzugehen, wenn nicht die klarsten Beweise dafür 
erbracht werden, dass die zu Stande gekommene Regelung in Widerspruch 
stehe mit den allgemeinen Grundsätzen natürlicher Gerechtigkeit, welche bei 
Entwirrung der verwickelten Beziehungen, die in Landfragen zwischen weissen 
Ansiedlern und den Eingeborenen vor der Abtretung von Fidji an Ihre Maje- 
stät bestanden, allein in Anwendung kommen sollten. Dies ist aber durch- 
aus nicht der Fall; im Gegentheil ist Seine Lordschaft der Ansicht, dass der 
Gouverneur der Kolonie und seine Beamten in der Behandlung dieser ver- 
wickelten und schwierigen Sache den grössten Fleiss und die grösste Gerech- 
tigkeit und Umsicht gezeigt haben. || 5. Ich bin angewiesen, beifolgendes 
Exemplar eines vor kurzem dem Parlament vorgelegten Blaubuches (C. — 
3584) Lord Granville zur Berücksichtigung zu übermitteln und besonders 
auf die Schriftstücke Nr. 19, 25, 33 und 34 mit ihren Anlagen aufmerksam 
zu machen. Es ist daraus zu ersehen, dass in Fidji seit unbekannten Zeiten 
und bereits lange vor der Abtretung ein komplizirtes, aber genau bestimmtes 
> 
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System des Rechtes an Landbesitz bestanden hat. Nach demselben waren die 
Inseln in allgemein anerkannte Landbezirke getheilt; jeder dieser Landbezirke 
stand im gemeinsamen Besitze und Gebrauche einer Gemeinschaft von Einge- 
borenen, welche an demselben für ihre Lebenszeit den Niessbrauch ausübten. 
Der Häuptling des Stammes besass keine weitergehenden noch grösseren Rechte 
an dem gemeinsamen Besitzthum als jedes andere Mitglied der Gemeinschaft. || 
Es wird auch klar ersichtlich sein, dass, abgesehen von allen Fragen betreffend 
mala fides, Betrug oder Anwendung von Gewalt seitens der angeblichen Käufer, 
von denen Fälle vorgekommen zu sein scheinen, die Untersuchung von Land- 
ansprüchen nicht nur eine Prüfung des Rechtsgeschäfts zwischen den angeb- 
lichen Verkäufern und Käufern, sondern in vielen Fällen auch eine weitere 
Prüfung der Rechte dritter Parteien nôthig macht. Dies ist z. B. der Fall, 
wenn Eingeborene an dem Lande, welches sie im Besitz haben, Eigenthum 
beanspruchen, weil sie bei dem Verkauf desselben nicht mitgewirkt hätten. || 
6. Es mag zweifelhaft sein, ob die britischen Beamten, welche die Verhand- 
lungen führten, zur Zeit der Abtretung über dieses Landbesitzsystem der Ein- 
geborenen sich ganz klar waren und ob nicht vielmehr die ganze Bedeutung 
desselben erst während der und zum Theil durch die, lange Jahre hindurch fortge- 
setzten Untersuchungen von Landansprüchen aufgeklärt worden ist. Es war in- 
dess bekannt, dass in den Rechtstiteln der weissen Ansiedler grosse Verwirrung 
herrsche und dass die Rechtmässigkeit einiger derselben höchst zweifelhaft sei, 
und man glaubte, dass die bei einzelnen Erwerbungen vorgekommenen Um- 
stände eine Untersuchung nicht würden aushalten können. Es würde daher 
nicht auffallend gewesen sein, wenn der Gouverneur, in der Absicht, weitere 
Verwirrung zu verhindern sowie ferneren Enttäuschungen und möglicherweise 
auch neuen Ungerechtigkeiten vorzubeugen, verboten hätte, dass überhaupt 
diese Ländereien zum Gegenstand des Handels gemacht würden, bis ihre 
Rechtstitel untersucht und beglaubigt worden seien. Diese Maassregel wurde 
indess nicht ergriffen, obgleich unter den jetzt von deutschen Unterthanen vor- 
gebrachten Beschwerden, auf die sich diese Schriftstücke beziehen, die Be- 
hauptung aufgestellt ist: „dass alle Landbesitzer der freien Verfügung über 

ihren Grundbesitz beraubt worden seien“. Thatsache ist, dass diese Herren, | 
mit Ausnahme weniger Monate nach der Abtretung im Jahre 1875, keinerlei 
Einschränkung in der freien Verfügung über ihre Interessen an dem von ihnen 
beanspruchten Lande unterworfen worden sind, selbstverständlich vorbehaltlich 
der endgültigen Feststellung des thatsächlichen Inhaltes dieser Interessen. 
Lord Derby hat Anlass zu glauben, dass viele der Ansprüche der Herren 
Hennings nach der Abtretung erworben sind. || Es ist darauf hinzuweisen, dass 
diese Herren für ihre von Eingeborenen verlichenen Rechtstitel einen britischen 
Crown Grant in fee simple für das ganze von ihnen beanspruchte Land ver- 
langen (C. — 3584, S. 36). Sie behaupten (S. 35), dass das ihnen durch den 
Governor in Council aberkannte Land zu Gunsten der Krone an den Gouver- 
neur falle. Diese Forderung und Behauptung findet, sich in einem Aide-mé- 
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wird augenscheinlich auf eine citirte Stelle der Abtretungsurkunde gestützt. ||, 
In dieser Urkunde wird, nach Aussprechung der Abtretung des Besitzes und 
der vollen Souveränität und Herrschaft über die Inselgruppe an Ihre Majestät, 
in Artikel 4 erklärt: „dass das unbeschränkte Eigenthum aller Ländereien, 
welche nicht zur Zeit als derartig veräussert nachgewiesen werden, dass sie 
bona fide Eigenthum von Europäern oder anderen Fremden geworden sind 
(oder sich zur Zeit nicht im thatsächlichen Niessbrauch oder Besitz eines 
Häuptlings oder Stammes befinden, oder nicht thatsächlich für den wahrschein- 
lichen zukünftigen Unterhalt eines Häuptlings oder Stammes erforderlich sind), 
Ihrer genannten Majestät, ihren Erben und Nachfolgern anheimfalle“. Das 
Aide-mémoire indess sowie die Anlage von Lord Ampthills Depesche unter- 
lässt, denjenigen Theil des Artikels, der sich auf die Eingeborenen bezieht, 
anzuführen, und ist diese Auslassung (oben in Klammern gesetzt) von hoher 
Wichtigkeit. Denn wenn wirklich alles europäischen Reklamanten nicht zu- 
erkannte Land der Krone anheimfiele, so würde dies möglicherweise der in 
dem Aide-mémoire ausgesprochenen und in den Anlagen Ihres Schreibens aus- 
führlicher wiederholten Behauptung einen Schein von Begründung geben, dass 
ein Gerichtshof, der aus dem Gouverneur und anderen Verwaltungsbeamten 
zusammengesetzt sei, nicht als befriedigend, noch frei von Vorurtheil ange- 
sehen werden könne, da dieselben „als Vertreter von fiskalischen und poli- 
tischen Interessen an dem Ausgange nicht uninteressirt seien“. Da sich aber 
herausgestellt hat, dass fast ausnalımslos ganz Fidji von undenklichen Zeiten 
her thatsächlich im Niessbrauch oder im Besitz eines Häuptlings oder Stammes 
sich befand, oder als anerkanntes Eigenthum einer Gemeinschaft von Einge- 
geborenen angehörte, und dass die britische Krone nur den Rechtstitel eines 
ultimus heres in der Zukunft erwirbt für den Fall eines etwaigen Aussterbens 
einer oder mehrerer dieser Gemeinschaften, so muss billigerweise zugestanden 
werden, dass die Möglichkeit des Eintreffens dieses Falles zu entfernt ist, als 
dass man daraufhin den Gerichtshof wegen Interesses an der Sache für be- 
fangen halten könnte. Man wird ferner auch finden (S. 100 von C. — 3584), 
dass thatsächlich nur ein Fall vor den Gerichtshof zweiter Instanz kam, an 
dessen Entscheidung die Krone ein unmittelbares Interesse hatte. || 8. Lord 
Derby will die Gesetzlichkeit oder Angemessenheit, Landreklamationen durch 
einen solchen Gerichtshof anstatt durch die gewöhnlichen Gerichte untersucheu 
zu lassen, nicht erörtern, da dieser Gegenstand endgültig vom Lordkanzler in 
dem auf Seite 92 von C. — 3584 abgedruckten Memorandum behandelt worden 
ist. Um indess die Natur einiger der zu erfüllenden Pflichten zu zeigen, soll 
ich auf die Karten auf Seite 64 jenes Buches hinweisen. In Betreff der Aus- 
dehnung und der schwierigen Beschaffenheit der zu erledigenden Aufgabe soll 
ich auf den Seite 28 abgedruckten Schlussbericht der Landkommission hin- 
deuten, und in Betreff der bei den verschiedenen Fällen aufgewandten Sorg- 
falt und Urtheilsgabe soll auf die Entscheidungen Bezug genommen werden, 
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von denen Beispiele auf den Seiten 94 bis 106 zu finden sind. || 9. Man 
wird ersehen, dass der Hauptbeschwerde- und Wortführer derjenigen, für 
welche die diplomatische Intervention der deutschen Regierung angerufen 
wurde, der deutsche Konsul zu Sydney, Herr Sahl, in Vertretung seiner Firma 
Rabone Feez & Co. ist. Diese zu Sydney ansässige Firma scheint nicht in 
direkter Geschäftsverbindung mit den Eingeborenen gestanden zu haben, son- 
dern hat als Gläubigerin der Fidji-Firma Hennings & Co. die Landansprüche 
und Sicherheiten der letzteren Firma übernommen und verfolgt und würde be- 
deutenden Nutzen daraus ziehen, wenn diese Ansprüche und Sicherheiten in un- 
bestreitbare Rechtstitel umgewandelt oder für dieselben Geldentschädigungen 
gezahlt werden würden. || 10. Was die Natur, den Ursprung und den ver- 
schiedenartigen Charakter dieser Ansprüche und Sicherheiten anbelangt, so soll 
ich auf ein Memorandum Sir Arthur Gordons, S. 90 bis 91 in C. — 3584, 
hinweisen und zugleich auf den liberalen Geist, in welchem seitens der Land- 
kommissare sowie seitens des Gouverneurs und des Executive Council mit ge- 
rade diesen Transaktionen verfahren worden ist. Denn aus demselben Memo- 
randum, 8. 89, ist ersichtlich, dass von einer Zahl von 109 seitens der 
IIerren Hennings erhobenen Ansprüchen nicht weniger als 89 ganz oder theil- 
weise anerkannt, 12 in zweiter Instanz nicht verfolgt wurden, und dass nur 8 
als Gesammtzahl der zurückgewiesenen Ansprüche verbleiben, wegen welcher, 
und vielleicht wegen der 12 nicht weiter verfolgten Ansprüche, nunmehr auf 
diplomatischem Wege reklamirt wird. || 11. Wenn man die oben beschriebene 
Natur des Systems des Landbesitzes der Eingeborenen, die von der Land- 
kommission bei Ermittelung der Thatsachen angewandte Methode (Klausel 17 
bis 20 ihres Schlussberichts auf S. 30) und den Geist der Vermittelung, in 
welchem sie ihre Schlussfolgerungen zog, berücksichtigt, so mag wohl in Frage 
gestellt werden, ob diese Reklamanten ebensogut vor dem Supreme Court fort- 
gekommen wären, wo natürlich starrere Regeln der Beweisführung und 
strongeres Festhalten am absolut gesetzmässigen Rechte die Oberhand be- 
halten haben würden. || 12. In Bezug auf die Reklamationen der Herren 
Iledemann und Pfeiffer und des Herrn Pflüger, welche in der Anlage zu Lord 
Ampthills Depesche erwähnt sind, und auf die Reklamation der Ierren 
Hennings betreffs Malaki Islands hat Lord Derby von Sir Arthur Gordon, der 
sich gegenwärtig in England aufhält, die folgenden Einzelheiten in Erfahrung 
gebracht: || Herrn Pfliger’s Ansprüche auf Ländereien waren sieben an der 
Zahl: Nr. 345, 346, 684, 1004, 1025, 1032, 1033. Von diesen wurden fünf 
anerkannt, einer günzlich und ciner theilweise aberkannt. || Herren Hede- 
manns und Pfeiffers Ansprüche waren drei, Nr. 1157, 1163 und 1164. Von 
diesen wurde einer im Umfange von 670 Acres anerkannt, mit der gewiss ge- 
rechtfertigten Ausschliessung des öffentlichen Badeplatzes der Stadt Veisagi. 
Dieser Anspruch wurde allerdings hinsichtlich des grösseren Theiles, von 
einigen 40000 Acres, mit 13 Städten und ihren Ländereien, über welche die 
Verkäufer keinerlei Rechte hatten, aberkannt. Der zweite wurde aberkannt in 
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die Front anerkannt und mit Seitenlinien soweit, dass die Bodenfläche 500 
Acres ausmacht. (Auf der zweiten Karte auf S. 64 von C. — 3584 ist er- 
sichtlich, dass die Ansprüche dieser Herren bei der Vermessung als auch von 
Anderen beanspruchtes Land umfassend befunden wurden). || 13. In Bezug 
auf die Insel Malaki war die Betheiligung der eingeborenen Eigenthümer an 
dem angeblichen Verkaufe seinerzeit nachgesueht und deren Nothwendigkeit 
anerkannt worden, wie sich aus der Thatsache ergiebt, dass den gedachten 
Eingeborenen Bezahlung angeboten wurde. Es ist indess als ganz zweifellos 
erwiesen worden, dass die Eigenthümer, welche damals Malaki in Besitz 
hatten, die Zahlung nie angenommen, dieselbe im Gegentheil, als sie ihnen 
zugesandt wurde, unverzüglich zurückgeschickt und die Anerkennung der Gül- 
tigkeit des Verkaufs fest und beharrlich verweigert haben. Die Frage lief 
somit wesentlich auf die des thatsächlichen Besitzes hinaus, und obgleich die 
Eingeborenen nachwiesen, dass sie denselben niemals gänzlich aufgegeben 
hätten, so erschien dem Governor-in-Council die Okkupation, welche von den 
Herren Hennings nachgewiesen wurde, obwohl schwäch, doch genügend, um 
die Anerkennung ihres Anspruchs zu rechtfertigen. Da die Eingeborenen gegen 
diese Entscheidung appellirten, wurde der Fall sehr eingehend vor dem Bo- 
ard of Rehearing von neuem verhandelt, wobei den Herren Hennings der ge- 
schickteste Rechtsanwalt in der Kolonie zur Seite stand. Der genannte Ge- 
richtshof gelangte zum Schluss, dass das Recht der Eingeborenen das bessere 
von beiden sei, und verwarf die frühere Entscheidung. || 14. Der einzig übrige, 
in der Anlage zu Lord Ampthills Depesche oder in Graf Münsters Schreiben 
mit Namen angeführte Fall bezieht sich auf die Insel Nacula. In beiden 
Schriftstticken wird derselbe Ihrer Majestät Regierung als ein schlagendes Bei- 
spiel für das Unrecht vorgeführt, welches deutschen Unterthanen zugefügt sei 
durch die Zurückweisung ihrer gerechten Ansprüche, die durch Dokumente, 
welche „den Namen von Fürsten und sogar des früheren Königs der Fidji- 
Inseln und der Minister desselben trugen“, beurkundet gewesen seien. Die 
thatsächlichen Verhältnisse dieses Falles sind in der Entscheidung auf S. 95 
von C. — 3584 geschildert. Daraus geht hervor, dass Tui Bua diese Insel 
verkauft und Cakobau den Verkauf bestätigt hat, ohne dass einer der Beiden 
irgend einen Rechtstitel auf dieselbe besass, indem dieselbe vor, während und 
seit jenem Rechtsgeschäft in ungestörtem Eigenthum und Besitz gewisser Ein- 
geborenen gewesen ist und sich noch befindet, welche sich an dem Verkaufe 
nicht betheiligt haben, und deren Vorfahren seit undenklichen Zeiten als 
Eigenthümer in Besitz gewesen waren. || 15. Ich soll bemerken, dass Lord 
Derby nicht umhin kann, seine Besorgniss auszudrücken, dass die deutsche 
Regierung nur sehr unvollständige Information betreffs der in Frage stehenden 
Beschwerden erhalten haben kann. Ich verbleibe etc. 
John Bramston. 
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Nr. 8374. DEUTSCHLAND. — Eingabe desKonsuls Sahl in Sydney. 
— Neue Reklamationen und Werthanschlag der ent- 
zogenen Ländereien. 


x Sydney, N. S. W., den 16. Oktober 1883. 

Nr. 8374. Mit Bezugnahme auf meine früheren Berichte, betreffend die Regulirung 
peepee meiner Landforderungen, bezw. Ansprüche an die lokale Regierung in Fidji, 
erlaube ich mir heute ganz unterthänigst einen weiteren Fall Euerer Durch- 
laucht behufs Kenntnissnahme des mir geschehenen Unrechts zu unterbreiten. 
Die seinerzeit in meinen Besitz durch Kauf übergegangene Firma F. & 

W. Hennings war am 12. April 1878 vor der durch die Regierung von Fidji 
ernannten Landeskommission vertreten, um ihre Anrechte auf eine Strecke 
Landes „Tui na Taci“ an der Küste von Toi Levu auf Viti Levu geltend zu 
machen und um eine neue Besitzurkunde gegen Rückgabe der Original-Kauf- 
briefe zu erlangen. || Das in Frage stehende Land war im Jahre 1871 durch 
Mainwairing Hugh Frazer von den Eingeborenen angekauft und im Jahre 1873 
mit einigen anderen kleinen Ländereien für 800 Pfd. Sterl. durch dessen Vor- 
mund an die Firma Hennings abgetreten. || Die ursprüngliche Grösse dieses 
Grundbesitzes belief sich auf ungefähr 2000 bis 2700 Acres, von welchen un- 
gefähr 300 bis 400 Acres flaches Land repräsentirten. || Nachdem die Landes- 
kommission die Besitzurkunde eingehend geprüft und ihren Bericht darüber 
dem Gouverneur und Executive Council zur Entscheidung eingereicht hatte, 
wurden mir die nachstehenden Bescheide zu Theil, nämlich, dass nur ein Theil 
des von mir beanspruchten Landes bewilligt wäre und auf meine weitere An- 
frage bei dem Landdepartement, dass sich diese Entscheidung auf 300 Acres 
beziehe. || Da es unter den obwaltenden Umständen unmöglich war, gegen 
diese Entscheidung zu appelliren, war ich gezwungen, mich in dieses, mir an- 
gethane Unrecht zu fügen und die 300 Acres anzunehmen, Als nach langer 
Zeit endlich die Besitzurkunde ausgefertigt war, bemerkte ich, dass die darin 
enthaltene Fläche nur 57 Acres betrug. Ich wies in Folge dessen die An- 
nahme der Urkunde zurück und machte das Gouvernement darauf aufmerksam, 
dass hier ein Irrthum obwalten müsse. || Ich appellirte gegen ein solches Ver- 
fahren bei dem zuständigen Appeal Court; der Fall wurde vertagt, bis die 
Regierung die nöthige Information über die Beweggründe der Abänderung ein- 
ziehen konnte. || Schliesslich im August 1883, bei Eröffnung des Appeal Court, 
wurde mir durch den Gouverneur als Präsident mitgetheilt, dass die Ver- 
messung nur 57 Acres ergeben hatte, dass demnach meine Forderung auf das 
mir zugesprochene Land von 300 Acres abschlägig beschieden werden müsste, 
was um so auffallender war, da dieses Urtheil in Öffentlicher Sitzung des 
Appeal Court und ohne jegliche Vernehmung von Zeugen und Aussagen des 
Landvermessers und ohne Protest seitens der Eingeborenen geschah. || Da den 
Gesetzen gemäss es Niemandem zusteht, den Ausspruch des Gouverneurs im 
Council in irgend einer Weise zu beanstanden oder demselben zuwiderzu- 
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handeln, so würde eine Umstossung der ursprünglichen Entscheidung nur da- Nr. 8%. 
durch ihre Rechtfertigung gefunden haben, wenn gegen das erste Urtheil Dr ai 
teste seitens anderer Parteien, welche angeblichen Anspruch auf dasselbe Land 
haben, eingereicht worden wären, was ja aber in dieser Forderung durchaus nicht 
der Fall ist. || Indem mir nun in der Kolonie von Fidji keine anderen Wege 
offen stehen, zu meinem Recht und Eigenthum zu gelangen, sehe ich mich ge- 
zwungen, Euere Durchlaucht um geneigte Wahrung meiner Interessen in vor- 
benanntem Falle ganz gehorsamst und unterthänigst zu bitten, und zeichne 
Euerer Durchlaucht ete. 

Carl L, Sahl. 


Sydney, N. 8. W., den 18. Oktober 1883. 
Euerer Durchlaucht erlaube ich mir ganz ergebenst einen Werthanschlag 
der Ländereien zu geben, die mir auf unberechtigte Weise von der Fidji- 
regierung entzogen worden sind: 
Insel „Malaki“, Bericht vom 9. Oktober 1882, 500 Acres 
2000 Pfd. Sterl. 
Insel „Nacula“, Bericht vom 3. Mai 1882, 800 Acres 3200 „ » 
oder die Zahlung des Wechsels Tui Bua’s von 
870 Pfd. Sterl. mit 10 Prozent Zinsen von dem 
Jahre 1866 an. 
„Ura“ Tavium (Vakawau), 589 Acres à 5 Sh. Stig. 2945 „ » 
Osonovono, Bericht vom 30. März 1883, 


320 Acres à 5 Sh. Stlg.. . . . + 1600 ,, Pr 
„Tui na Taci“, Berichte vom 16. Oktober 1883, 
243 Acres à 5 Sh. Ste. . . . . . . . . 1215 „ ” 


10960 Pid. Sterl. 

Meine bereits im Bericht vom 4. Mai 1883 erwähnten Ansprüche auf 

die Grundstücke von „Vala Vala“, 12800 Acres, und „Natasa“, 2540 Acres, 
zusammen 15340 Acres, sind jetzt von der grössten Wichtigkeit, besonders 
da, wie mir offiziös durch das Landesdepartement mitgetheilt worden, der Gou- 
verneur in Council entschieden hat, die obgenannten Areale auf 2000 und 
500 Acres resp. zu reduziren, was in solchem Falle mir sämmtliches nutzbares 
Land entzieht und nur Stein- und Bergland, gänzlich ohne Werth, in meinen 
Besitz bringt. Es sind dies die zwei einzigen Landansprüche, die eine grössere 
Ausdehnung haben, um in grösserem Maasstabe Plantagen etc. anlegen zu 
können. Der momentane Werth dieser Grundstücke ist auf 2 Pfd. Sterl. pro 
Acre geschätzt oder 30680 Pfd. Sterl. || Weiteres Unrecht wurde mir dadurch 
zugefügt, dass die Regierung mir in Levuka die Wasserfront entzogen und in 
einem gewissen Falle sogar Erlaubniss gegeben, ein öffentliches Gebäude auf 
reclamirtes (eingefülltes) Land vor meinem Eigenthum aufzubauen, so dass, an- 
statt am Wasser zu liegen, mein Eigenthum in der Hinterstrasse liegt etc. | 
Die wesleyanische Mission, welche sich in einer ähnlichen Wasserfrontange- 





Nr, 8374. 
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legenheit durch die Handlung des Gouverneurs zurückgesetzt fühlte, wendete 
sich durch ihre Vertreter in London an die englische Regierung direkt, mit 
dem Resultate, dass das von derselben beanspruchte Land (Jore shore) und 
sogar noch mehr als die gestellte Forderung derselben zugesprochen wurde 
und sie dafür die nöthige Besitzurkunde erhielt. || Bemerken möchte ich noch, 
dass die Besitzurkunden, worauf ich mein Eigenthumsrecht gründete, denen 
der englischen Mission (und worauf ihr die Wasserfront zuerkannt wurde) 
gleichstehen. || Die Firma Hennings hatte sehr zur Werthbarmachung des 
Eigenthums beigetragen, indem sie diese Wasserfront zur Erbauung von einer 
Werft zur Ein- und Ausladung von Schiffen benutzte. || Ich bitte ganz er- 
gebenst, dahin wirken zu wollen, dass den Herren Hennings und mir die durch 
die willkürliche Handlung des Gouverneurs entzogene Wasscrfront zurückge- 
geben werde, oder uns eine angemessene Geldentschädigung dafür von der 
englischen Regierung geleistet wird. || Die Regieruug hat auf keine Weise 
versucht, diese Wasserfront zu verbessern oder zum Nutzen des Publikums 
zu verwerthen, und die Herren Ilennings und ich sind verhindert, es selbst 
zu thun, trotzdem, dass wir ganz dazu bereit sind und wir uns zu diesem 
Zweck auch der Regierung gegenüber gern verpflichten würden. || Auch den 
Verlust an Zinsen des brachliegenden Kapitals, welcher sich laut meinem Be- 
richt vom 18. Mai 1882 auf 48 142 Pfd. Sterl. stellte, wünsche ich ganz cr- 
gebenst in Erinnerung zu bringen. || Nach meiner heutigen Eingabe ist es 
abermals zu ersehen, dass es durchaus uur durch die Willkür der Regierung 
geschah, dass die Regulirung der Landfrage nicht schon längst und auf eine 
zufriedenstellendere Weise in Ordnung gebracht worden ist. || Im Falle die 
englische Regierung die Wiedereröffnung der Landfrage in Fidji nicht wieder 
anregen will, ersuche ich ganz ergebenst, dass mir eine angemessene Ent- 
schädigung für die mir entzogenen Ländereien gegeben werde, und wende ich 
mich nun an Euere Durchlaucht in vollem Vertrauen, mich im Erlangen meines 
Rechts zu unterstützen und ganz besonders darauf zu bestchen, dass meine An- 
sprüche auf „Vola-Vala“ 12 800 Acres und „Natasa“ 2540 Acres, die noch nicht 
offiziell entschieden sind, nicht nach der Willkür des Gouverneurs von Fidji 
erledigt werden, besonders da er jetzt weniger wie je geneigt sein wird, meine 
gerechten Forderungen anzuerkennen. || Es ist jetzt in Fidji sowohl als auch 
in der Südsee durch das eben publizirte Blue Book der englischen Regierung, 
betreffend die Landfrage, allgemein bekannt, dass ich mich zum Schutze und 
Wahrung meiner Interessen an Euere Durchlaucht gewandt habe, und die Nicht- 
erlangung meiner Rechte wird nicht nur ein schwerer und entmuthigender 
Verlust für mich sein, sondern auch ein Schlag für das ganze deutsche In- 
teressc in der Südsee, auf welches es einen niederdrückenden Einfluss aus- 


üben wird. || Euerer Durchlaucht ete. 
Carl L. Sahl. 
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Nr. 8375. DEUTSCHLAND. — Botschafter in London an den engl. 
Min. des Ausw. — Die deutsche Regierung wünscht 
die Auffassung der engl. Regierung, nicht diejenige 
des Kolonialamts zu erfahren. 


Deutsche Botschaft, den 18. Oktober 1883. 
Mylord, — Die Note, betreffend die Landreklamation auf Fidji, welche Nr. 8875. 
Euere Excellenz unter dem 23. Juli d. J. an mich zu richten die Güte hatten, snr ess 
habe ich seinerzeit nicht verfehlt zur Kenntniss meiner Hohen Regierung zu 
bringen. Die Kaiserliche Regierung hat mit Interesse davon Kenntniss ge- 
nommen, vermisst jedoch in derselben eine bestimmte Antwort auf den aus- 
führlich motivirten Vorschlag, die deutschen Reklamationen durch beiderseitige 
Kommissare erledigen zu lassen. Die Note verweist vielmehr in dieser Be- 
ziehung auf ein beigefügtes Schreiben des Kolonialamts an den Unterstaats- 
sekretär des auswärtigen Amts vom 25. Juni d. J., worin sich ersteres für 
Ablehnung des Vorschlages ausspricht und wegen näherer Motivirung seiner 
Ansichten wiederum auf verschiedene Gutachten in einem der Kaiserlichen Re- 
gierung mitgetheilten Blaubuch über Land Claims in Fidji Bezug nimmt. || Die 
Note vom 30. Juli geht dagegen über die von deutscher Seite in der Ange- 
legenheit geltend gemachten thatsächlichen und rechtlichen Gesichtspunkte hin- 
weg, und drückt nur die Hoffnung aus, dass eine vollständigere Kenntniss des 
Thatbestandes und der Erwägungen, welche zur Entscheidung des Staatssckre- 
tars für die Kolonien geführt haben, ihre volle Wirkung haben werde. || Die 
Kaiserliche Regierung hält jedoch auch nach sorgfiltigster Prüfung der von 
Euerer Excellenz gütigst zur Verfügung gestellten Drucksachen nach wie vor 
an ihrer Ueberzeugung von der Berechtigung der Beschwerden gegen die in 
der Landfrage ergangenen Entscheidungen der Kolonialbehörden auf Fidji fest, 
zumal derselben, soweit Reklamationen von Reichsangehörigen in Betracht 
kommen, ein weit reichhaltigeres Material zu Gebote steht, als in dem 
Schreiben des Kolonialamts vom 25. Juni d. J. oder in dem Blaubuch über 
Fidji Land Claims zu finden ist. || In Betreff der in Euerer Excellenz Note 
vom 23. Juli angezogenen, aus dem in dem Blue Book abgedruckten Memo- 
randum von Sir Arthur Gordon stammenden Notiz betreffs der Reklamationen 
der Gebrüder Hennings erlaube ich mir nur noch zu bemerken, dass dic be- 
züglichen Reklamationen in einem anderen Lichte erscheinen, wenn man die 
in dem Memorandum nur unvollständig mitgetheilten maassgebenden Zahlen 
über die Grösse der den Gebrüdern Hennings zuerkannten oder abgesprochenen 
Grundstücke genauer ins Auge fasst. Nach der dem auswärtigen Amt vor- 
liegenden Statistik hatten die Kolonialbehörden in Fidji von den Hennings’schen 
Eigenthumstiteln für gültig erklärt 80 im Betrage von 28839 Acres Land, 
für ungültig 31 im Betrage von 61719 Acres. In 12 Fällen hat Herr Sahl 
als Rechtsnachfolger der Gebrüder Hennings auf eine weitere Verfolgung der 
Ansprüche auf Ländereien, die ein Areal von 25450 Acrcs umfassen, frei- 


Nr. 8375. 
Deutschland. 
18. Okt. 1883. 


Nr. 8876. 
Deutschland. 
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willig verzichtet. Bringt man diesen Betrag in Abrechnung, so ergiebt sich 
als Resultat, dass den deutschen Reklamanten 36269 Acres genommen und 
28839 Acres zugebilligt sind. Die im Vergleich zu dem Umfang des be- 
willigten Areals grosse Zahl der anerkannten Eigenthumstitel erklärt sich 
daraus, dass letztere vielfach auf kleine Parzellen innerhalb der Stadt Levuka. 
— sogenannte town lots — Bezug haben. || Die Kaiserliche Regierung, welche 
sehr eingehende Informationen über den Gegenstand der vorliegenden Be- 
schwerden besitzt, ist bereit, wenn erforderlich, weitere Beweisstücke vorzu- 
legen, sobald sie durch eine direkte Antwort Euerer Excellenz auf die in der 
Note vom 25. April d. J. enthaltenen Ausführungen in den Stand gesetzt ist, 
die Auffassung der Königlich grossbritanischen Regierung über die vorliegen- 
den Reklamationen, deren prinzipielle Bedeutung für die Kaiserliche Regierung 
ausdrücklich betont ist, näher kennen zu lernen. || Mit der ausgezeichnetsten 


Hochachtung u. s. w. 
Münster. 





Nr. 8376. DEUTSCHLAND. — Eingabe des Konsuls Sahl in Sydney. 
— Reklamation, betreffend das Levonithal, 
(Auszug.) 
Sydney, N. S. Wales, den 6. December 1883. 

Euerer Durchlaucht habe ich wiederum die Ehre eine weitere Ange- 
legenheit betreffs meiner Landforderungen in Fidji zu unterbreiten. || Im 
Jahre 1872 kam der Premierminister der damaligen Regierung von Fidji, Herr 
George Austin Woods, nach Sydney, um eine Staatsanleihe zu erheben. Zu 
diesem Zweck war derselbe mit den üblichen Vollmachtskredenzien » welche 
eigenhändig von König Cakobau und seinem Chefsckretär unterzeichnet waren, 
versehen. || Die zu erhebende Anleihe sollte für nöthige Arbeiten und nütz- 
liche Anschaffungen von der Regierung verwendet werden, und meine Firma 
Rabone Feez & Co. dahier entschloss sich, die gewünschte Anleihe im Be- 
trage von 2000 Pfd. Sterl. abzuschliessen, wogegen als Garantie eine förm- 
liche Hypothek auf verschiedene Ländereien ausgefertigt und am 1. Juni 1872 
von König Cakobau und seinem Ministerium anerkannt und unterzeichnet 
wurde und somit als öffentliche Urkunde in Fidji wohlbekannt war. || Im 
Jahre 1873 wünschte die Regierung, einen Theil der Gelder abzuzahlen, um 
die Schuld zu verringern, was auch geschah, in Folge dessen wir die Rück- 
gabe von 10000 Acres Land, welche auf den Inseln Vau und Viti Levu sich 
befanden, und welche in der Hypothek benannt waren, genehmigten. || Dem- 
nach verblieb meiner Firma nur noch die Hypothek des Levonithales auf der 
Insel Ovalau. || Im Jahre 1874, während meiner Anwesenheit in Fidji, hatte 
ich eine Rücksprache mit Kommodore Goodenough, welcher zur Zeit in einer 
politischen Mission im Auftrage der grossbritannischen Regierung die Insel- 
gruppe von Fidji besuchte und bei welcher Gelegenheit derselbe sehr befür- 





Deutsche Land-Reklamationen auf Fidji. 65 


wortete, dass das Land auf der Insel Ovalau ohne Verzug in den Besitz von Nr. 8876. 
‚Europäern kommen sollte, falls eine Annektirung seitens Englands ausser Mög- 4. neo. 1888. 


lichkeit wäre, um vielleicht mit der Zeit eine ähnliche Kolonie, wie die von 
Hongkong in China, zu etabliren. || Ich setzte nun die Regierung von Fidji 
davon in Kenntnis, dass ich die Besitznahme des mir in der Hypothek über- 
schriebenen Landes im Levonithale auszuführen beabsichtigte, worauf sich die- 
selbe bereit erklärte, mir besagte Schuld durch dieses Land abzuzahlen, und 
dabei dasselbe zu zehn Shillingen per Acre schätzte. | Während diese Arran- 
gements noch unter Diskussion standen, trat die eben ins Leben gerufene Fidji 
Banking Company auf, und da dieselbe unter ihrem Vertrage (Charter) mit der 
Regierung 10000 Acres Land erhalten sollte, worunter auch welches im Le- 
vonithale, so verpflichtete sich dieselbe, unsere Hypothek zu übernehmen, im 
Falle, dass die Regierung ihr einen Besitztitel (Urkunde) für das ganze Areal 
im Levonithale übergebe. Dieser Vorschlag wurde seitens der Regierung an- 
genommen und eine Besitzurkunde demgemäss für 2725 Acres (Betrag meiner 
Hypothek) und 2025 Acres (als Berechtigung unter deren Charter) an die 
Bank ausgefertigt. | Da nun das Areal des Levonithales als ein Ganzes von 
4750 Acres ein werthvolles Eigenthum für Kultivation bildete, so kam ich mit 
der Fidji Banking Company ins Einverständniss, dieses Land gemeinschaftlich 
mit derselben zu bebauen und nutzbar zu machen; aus dieser Ursache und 
dem Grunde, dass die Bank stets an Ort und Stelle war, vertrat dieselbe 
späterhin nach der Annektirung Fidji’s seitens der englischen Regierung meine 
Interessen in dieser Angelegenheit vor der Landkommission. || Zur weiteren 
Aufklärung muss ich noch bemerken, dass während der Zeit, als diese Ver- 
handlungen noch im Gange waren, die vorbenannte Fidji Banking Company 
in den Besitz der Bank of New Zealand überging und letztere sämmtliche 
Aktiva und Passiva der Ersteren übernahm. Es begab sich nun, dass die 
Bank of New Zealand gewisse Forderungen an die englis:he Regierung von 
Fidji hatte und ferner im Besitze von Staats- Werthpapieren der früheren 
Cakobauregierung war, welche von England gezahlt werden sollten. Beim An- 
tritt der Regierung durch Sir Arthur Gordon zeigte sich derselbe schon ab- 
geneigt, unsere gemeinschaftlichen Forderungen zn gewähren, was aus seiner 
Korrespondenz mit Lord Carnarvon aus dem Blaubuch hervorgeht. || Später 
jedoch versprach Sir Arthur Gordon uns dieses Besitzthum unter der Be- 
dingung, dass die Bank seine Konditionen behufs oben erwähnter Forderungen, 
mit denen unsere gemeinschaftliche Forderung gar nichts gemein hatte, an- 
nehmen würde. || Obgleich ich nun wiederholt bei Sir Arthur Gordon gegen 
ein solches Verfahren protestirte und demselben auf’s genaueste vorstellte, 
dass die Forderungen der Bank in keiner Weise irgend etwas mit der ge- 
meinschaftlichen Levoniforderung zu thun hatten und mir durch die Vorent- 
haltung einer Besitzurkunde grosses Unrecht zugefügt würde, so war es mir 
nie vergönnt, Genugthuung zu erlangen. || Endlich, nach geraumer Zeit, nahm 
die Bank die von der Regierung gestellten Bedingungen an, und hofften wir, 
Staatsarchiv XLIV. 5 
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dadurch in den sofortigen, uns versprochenen und von der Annahme obiger 
Bedingungen abhängigen Besitz des Levonithales zu gelangen. Jahre ver- 
flossen, und die Besitzfrage blieb eine schwebende; schliesslich, im Novem- 
ber 1882 erschien eine öffentliche Bekanntmachung in der Royal Gazette, 
welche die Entscheidung des Gouverneurs ausdrückte, nämlich dass unserer 
Forderung kaum zur Hälfte Genüge geleistet werden sollte. || Es stellte sich 
nun heraus, dass der Theil, welcher demnach unser Besitzthum zu werden be- 
stimmt war, nur aus Bergland und Felsen bestand und sämmtliches frucht- 
bare Land davon ausgeschlossen war. || Euerer Durchlaucht erlaube ich mir nun 
ganz unterthänigst obige Angelegenheit zu unterbreiten mit der Bitte, nach 
gefälliger Einsicht darauf hinzuwirken, dass das mir seitens der englischen 
Regierung in Fidji zugefügte Unrecht gutgemacht und ich in den Besitz des 
von mir beanspruchten Landes im Levonithale gesetzt werde, oder dass, wenn 
dieses nicht zulässig, mir der Werth des entzogenen Landes, welches auf 


6 Pfd. Sterl. pro Acre geschätzt ist, vergütet werde. 
Carl L. SahL 


Nr. 8377. DEUTSCHLAND. — Reichskanzler an den deutschen 
Botschafter in London. — Die engl. Regierung ist 
an Beantwortung des deutschen Vorschlages (No. 8370) 

zu erinnern. 

Berlin, den 31. Dezember 1888. 
Unter Bezugnahme auf meinen Erlass vom 1. Oktober d. J.*), die Land- 
frage in Fidji betreffend, beehre ich mich Euere Excellenz zu ersuchen, bei 
der dortigen Regierung gefälligst in Erinnerung bringen zu wollen, dass der 
diesseitige Vorschlag, die deutschen Reklamationen durch beiderseitige Kom- 
missare zu erledigen, bisher unbeantwortet geblieben ist. || Eine baldige Rück- 
äusserung der britischen Regierung erscheint um so wünschenswerther, da 
immer neue Fälle, in denen die Kolonialbehörden in Fidji deutschen Staats- 
angehörigen das Eigenthum an den von ihnen erworbenen Ländereien ohne 
genügenden Grund abgesprochen haben, hier zur Kenntniss gebracht werden. 
Der Reichskanzler. 
Im Auftrage: Busch. 





Nr. 8378. DEUTSCHLAND. — Botschafter in Londonan den Reichs- 
kanzler.— AblehnungdergemischtenKommissiondurch 
die engl. Regierung. Memorandum des Kolonialamts. 


(Auszug.) ‘ London, den 11. Januar 1884. 
In Erledigung des hohen Erlasses vom 31. Dezember v. J. beehre ich 


11.Jan. 1884, mich Euerer Durchlaucht in der Anlage Abschrift einer Note Lord Granville’s 


*) Nicht abgedruckt. Anm. des Weissbuchs. 
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vom 9. d. M. nebst einem Memorandum und dem darin angezogenen Blue Book, en. 
betreffend die Landfrage in Fidji, ganz gehorsamst vorzulegen. || Aus derselben 11. Jan. 1884, 
geht hervor, dass die grossbritannische Regierung nicht geneigt ist den Wünschen 
der Kaiserlichen Regierung bezüglich der Regelung der Landansprüche zu 


entsprechen. Münster. 


Anlage 1. (Uebersetzung.) 
‚Auswärtiges Amt (London), den 9. Januar 1884. 
Herr Botschafter, — Unter Bezugnahme auf meine Note vom 9. November 
v.J. beebre ich mich, Euerer Excellenz behufs Mittheilung an Ihre Regierung 
beifolgend ein Memorandum zu überreichen, welches die Ansichten Ihrer 
Majestät Regierung hinsichtlich der Reklamationen gewisser deutschen Unter- 
thanen auf Ländereien in Fidji wiedergiebt und die Gründe entwickelt, welche 
Ihrer Majestät Regierung zu ihrem Bedauern verhindern, den in Euerer Ex- 
cellenz Note vom 18. Oktober v. J. ausgesprochenen Wünschen zu entsprechen, 
|, Ich beehre mich etc. 
gez. Granville. 
Seiner Excellenz dem Grafen Münster etc, 


Anlage 2. (Uebersetzung.) 
‚Memorandum, betreffend deutsche Landansprüche auf Fidji. 

Die hier behandelten Vorstellungen sind in zwei Noten des Grafen Münster 
vom 18. October v. J. enthalten*), in welchen der von der deutschen Re- 
gierung gemachte Vorschlag wegen Einsetzung einer gemischten Kommission 
behufs „Erledigung der deutschen Reklamationen“ erneuert wird. Der Vor- 
schlag ging ursprünglich von Herrn Sahl, dem deutschen Konsul zu Sydney, 
aus, welcher beantragte, dass „eine von der Kolonialregierung in Fidji unab- 
hängige Kommission mit der (gerechten und unparteiischen) Prüfung und Ent- 
scheidung im Sinne des Artikels 4 der Abtretungsakte von 1875 (gemeint ist 
die Abtretungsurkunde von 1874), unter eventueller Hinzuziehung des Kaiser- 
lichen Generalkonsuls in Sydney, betraut werde.“ || 2. Graf Münster machte 
am 26. April v.J. den Vorschlag, dass „in allen Fällen, wo die rechtmässige 
Erwerbung in den unter der früheren Herrschaft als gültig anerkannten 
Formen ordnungsmässig beurkundet ist, oder wo in Ermangelung einer solchen 
Beurkundung nicht positive Beweise gegen die bona fide Erwerbung gebracht 
worden sind, das Eigenthum der betreffenden Angehörigen des deutschen 
Reiches anerkannt und bestätigt werden sollte. In denjenigen Fällen indess, 


*) Die zweite Note des Grafen Münster vom 18. Oktober 1883, welche eine Be- 
richtigung der englischen Angaben, betreffend die Zahl der erledigten Landreklama- 


tionen, enthält, ist nicht abgedruckt. Anm. des Weissbuchs. 
„ 


Nr. 8878. 
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auf welche die vorstehenden Grundsätze Anwendung finden, wo aber in Folge 


11, Jan. 1884. der ergangenen Entscheidungen die von deutschen Reichsangehörigen rekla- 


mirten Ländereien bereits an Eingeborene überwiesen oder von den Kolonial- 
behörden für öffentliche Zwecke verwandt worden sind und die Rückgabe an 
die nach dem Vorstehenden berechtigten Personen thatsächlich Schwierigkeiten 
bieten würde, sollte den letzteren eine der Billigkeit entsprechende, von Kom- 
missaren der beiden Regierungen zu bestimmende Entschädigung gewährt 
werden.“ || 3. Graf Münsters Note vom 26. April schien die Aufgabe der vor- 
geschlagenen Kommission darauf zu beschränken, dass sie die Höhe der Ent- 
schädigung in gewissen, vorher von einer anderen Körperschaft bestimmten 
Fällen abzumessen habe. Der vorliegende Vorschlag scheint aber darauf hin- 
auszugehen, dass, wie Herr Sahl es wünschte, eine gemischte Kommission nach 
Fidji entsandt werde, um über die deutschen Reklamationen zu entscheiden, 
und dass alle Personen in Fidji, welche mit den fraglichen Ländereien etwas 
zu thun haben, an das gefällte Urtheil gebunden sein sollen. Man glaubt an- 
nehmen zu müssen, dass dies die Absicht des Vorschlages ist; denn es geht 
aus den Fällen Malaki und Na Cula, auf welche sich die §§ 13 und 14 des 
Schreibens des Kolonialamts vom 25. Juni beziehen, deutlich hervor, dass eine 
blosse Prüfung der von Herrn Sahl der deutscheu Regierung eingereichten 
Schriftstücke zu einem befriedigenden Ergebniss nicht würde führen können. | 
4. Lord Derby hat schon in dem soeben erwähnten Schreiben Gründe ange- 
geben, welche es ihm unmöglich machen, auf einen derartigen Vorschlag ein- 
zugehen. Er hat indess nicht verfehlt, die Angelegenheit wiederholt zu prüfen, 
um nicht durch eine Erwiederung. ohne vorhergehende weitere Erwägung des 
dort angenommenen Standpunktes den Schein eines Mangels an Aufmerksam- 
keit gegenüber den Beschwerden einer befreundeten Macht unabsichtlich auf 
sich zu laden. Er bedauert indess nach umfassender und sorgfältiger Er- 
wägung, dass er aus Gerechtigkeit gegen die anderen, an diesen Ländereien 
interessirten Personen zu keinem anderen Schluss, als dem in seinem Schreiben 
vom 23. Juni mitgetheilten, kommen kann. || 5. Ihrer Majestät Regierung be- 
merkt, dass die Note vom 26. April von „dieser wohlbegründeten Forderung 
deutscher Reklamanten auf diplomatische Vertretung ihrer wohlerworbenen 
Rechte“ und dass die gegenwärtige Note von Ländereien spricht, welche den 
deutschen Reklamanten genommen seien. Es kann indess nicht zugegeben 
werden, dass diese Ausdrücke den Thatsachen entsprechen, denn die deutschen 
Reklamanten haben zu zwei verschiedenen Malen Gelegenheit gehabt, ihren 
Rechtstitel vor Tribunalen zu beweisen, die zum Zwecke der Untersuchung 
solcher Reklamationen eingesetzt worden waren, und zu beiden Malen ist es 
ihnen nicht gelungen, das Tribunal davon zu überzeugen, dass sie rechtmässig 
irgend welche Rechte auf dasjenige Land erworben hätten, welches sie jetzt 
in einer dritten Untersuchung vor einer gemischten Kommission, vermuthlich 
auf Grund derselben Beweismittel wie bei den beiden früheren Gelegenheiten, 
zu erlangen suchen. Man kann überdies nicht behaupten, dass das Land 





Deutsche Land-Reklamationen auf Fidji. 69 


den Reklamanten genommen worden sei, wenn man sieht, dass ihr Recht auf Nr. 8878. 
dasselbe nicht anerkannt worden ist, während andererseits ihre Ansprüche nur i Jon 


hätten befriedigt werden können, wenn man das Land dem Besitz und der 
Okkupation derjenigen Personen entzogen hatte, deren Rechtstitel zweimal als 
die besseren auerkannt worden waren. Die Geschichte eines jeden Rechts- 
geschafts ist zweimal an Ort und Stelle untersucht worden; die Reklamanten 
haben alle möglichen Beweise zur Unterstützung ihres Rechts auf das Land 
vorgebracht, und zweimal ist es ihnen misslungen, dieses Recht zur Aner- 
kennung zu bringen. || 6. Nach Ansicht Ihrer Majestät Regierung würde der 
Frage, die Kolonialgesetze dahin abzuändern, dass eine dritte Untersuchung 
gesetzlich zugelassen würde, nur in einem Falle näher getreten werden können, . 
nämlich wenn die Inkompetenz oder Parteilichkeit der früheren Tribunale klar 
bewiesen worden wäre. Letzteres ist aber durchaus nicht der Fall gewesen. | 
7. Vor der Abtretung der Fidji-Inseln an Grossbritannien waren viele auf 
Ländereien hezüglichen Rechtsgeschäfte zwischen Europäern oder Amerikanern 
einerseits und Eingeborenen von Fidji andererseits abgeschlossen worden. 
Dieselben waren durch Dokumente beurkundet worden, welche von den angeb- 
lichen Käufern oder für sie entworfen und in einem Idiom abgefasst waren, 
das von den angeblichen Verkäufern auch beim Sprechen besten Falles nur 
höchst unvollkommen verstanden‘ wurde. Unterzeichnet wurden die Dokumente 
nur mit Handzeichen seitens des Verkäufers, dem der Natur des Falles nach 
keine unabhängigen Rathschläge zur Seite stehen konnten. Auf diese Trans- 
aktionen folgte in einigen Fällen thatsächliche Besitznahme, während in an- 
deren kein Versuch gemacht worden ist, einen Rechtstitel geltend zu machen 
oder das Land zu okkupiren oder zu benutzen, und in einigen dieser Fälle 
Vorgänge höchst unregelmässiger Natur bekannt geworden sind. || 8. Es war 
offenbar eine der ersten Pflichten der britischen Behörden, durch eine Unter- 
suchung und Entscheidung über die Rechtstitel der Personen, welche gekauft 
zu haben behaupteten, alle wohlbegründeten Ansprüche auf eine sichere Grund- 
lage zu stellen. Es wurde die Nothwendigkeit einer solchen Untersuchung in 
der Abtretungsurkunde anerkannt, und als Sir Arthur Gordon zur Uebernahme 
des Gouvernements abreiste, instruirte ihn Lord Carnarvon unterm 4. März 1875 
dahin: „Um bestehenden Landbesitz möglichst wenig zu stören, und um alle 
ehrlichen, vor der Abtretung eingegangenen Verträge (soweit und unter den- 
jenigen Modifikationen, welche in jedem einzelnen Falle von der Gerechtigkeit 
und Staatsweisheit erfordert werden) aufrecht zu erhalten, solle die Kolonial- 
regierung, auf welche in dieser Beziehung alle Rechte der Krone übergegangen 
seien, unverzüglich alle Europäer, welche Land durch Kauf erworben zu haben 

behaupten, auffordern, genügende Beweise für die Rechtsgeschäfte mit den Ein- 
| geborenen, auf welche sie ihren Rechtstitel stützen, beizubringen. Und die 
Kolonialregierung solle, wenn das Land ehrlich und zu einem angemessenen 
Preise erworben erscheine, denjenigen Personen, welche nach gehöriger Unter- 
suchung als Besitzer anerkannt worden seien, Crown grants für das volle 


Nr. 8878, 
Deutschland, 
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Eigenthum (in fee simple) an dem Lande, zu welchem sie berechtigt erscheinen, 
ausfertigen.“ || 9. Es ist daher klar, dass von Anfang an die Einsetzung eines 
besonderen Tribunals in Aussicht genommen war, und ausser den entscheiden- 
den Gründen für diese Maassregel, welche der Lordkanzler in dem auf Seite 92 
in C 3584 abgedruckten Memorandum gegeben hat. ist hier noch zu be- 
merken, dass, wäre die Regelung dieser Reklamationen den gewöhnlichen Ge- 
richten überlassen worden, das Ergebniss wahrscheinlich die gänzliche Zurück- 
weisung wenigstens der grössten Mehrheit derselben gewesen sein würde. Die 
Verträge hätten nothwendigerweise nach den Gesetzen und Gewohnheiten der 
Eingeborenen berutheilt werden müssen, unter denen sie zur Zeit, als eng- 
lisches Recht auf den Inscln noch keine Geltung hatte, abgeschlossen worden 
waren; und da aus den Schriftstücken Nr. 19, 25, 33 und 34 von C 3584 
und ihren Anlagen hervorgeht, dass diese Gesetze und Gewohnheiten eine ab- 
solute Entäusserung von Land, wie sie in europäischen Rechtssystemen be- 
steht und durch die in Rede stehenden Rechtsgeschäfte angeblich herbeige- 
führt sein soll, nicht anerkannten, so darf kaum bezweifelt werden, dass die 
Gerichte der englischen Kolonie gezwungen gewesen wären, die meisten, wenn 
nicht alle, Reklamationen zurückzuweisen. || 10. Eine allgemeine Zurückweisung 
der Reklamationen würde in den Fällen, wo das in gutem Glauben erworbene 
Land jahrelang thatsächlich okkupirt gewesen ist, nicht der Billigkeit ent- 
sprochen haben. Obgleich daher die Gemeinschaften der Eingeborenen dadurch, 
dass die Landsachen nicht von den Gerichten abgeurtheilt wurden, Nachtheil 
und die Europäer Vortheil gehabt haben mögen, so forderte doch die Gerechtig- 
keit gegen Alle, dass ein Tribunal in der höchsten Zusammensetzung, die in 
der Kolonie zu erreichen war, die hier vorliegenden verwickelten und schwie- 
rigen Fragen entscheide. Dieselben wurden demgemäss dem Gouverneur und 
den Mitgliedern des Executive Council, in deren Hand alle höheren Regierungs- 
Machtvollkommenheiten liegen, übertragen, und ihnen wurde der Chief Justice, 
welchem als Einzelrichter die ganze höhere Rechtsprechung obliegt, zugesellt, 
Ihrer Majestät Regierung ist der Ueberzeugung, dass kein besseres Tribunal 
zu finden gewesen sein würde, da alle Mitglieder desselben frei von persön- 
lichem Interesse an den ihnen vorliegenden Fragen waren, und obgleich in 
allgemeinen Ausdrücken behauptet worden ist, dass sie als Regierungsbeamte 
und als „Vertreter von fiskalischen und politischen Interessen an dem Aus- 
gang nicht uninteressirt scien“, so ist schon in dem Schreiben des Kolonial- 
amts an das Foreign Office vom 25. Juni dargelegt worden, dass das Interesse 
der Krone an dem Ausfall der Landreklamationen ein so entferntes war, dass 
die Behauptung der Befangenheit des Tribunals zu Boden fallen muss. Und 
ferner wurde das Tribunal der Appellationsinstanz des Weiteren durch die 
Beigebung eines geschickten englischen Barristers verstärkt, der gänzlich ohne 
Beziehungen zu der Kolonie war und hinsichtlich dessen die Vermuthung 
irgend einer Parteilichkeit offenbar unhaltbar sein würde. || 11. Die Sorgfalt, 
welche der Behandlung dieser Landreklamationen gewidmet wurde, ist aus den 
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Fällen ersichtlich, welche im Anhange zu dem Blaubuche C 3815, von dem 


Nr. 8378. 


Deutschland. 


ein Exemplar beigefügt ist, abgedruckt sind. Ihrer Majestät Regierung ist 31 san. 1884, 


überzeugt, dass die zwei Tribunale ihre Entscheidungen mit dem vollsten Be- 
streben, den Parteien gleichmässige Gerechtigkeit widerfahren zu lassen, ab- 
gegeben haben, und es scheint ihr in der That kein Grund vorzuliegen, auf 
den Vorschlag, die Verhandlungen über diese Angelegenheiten wieder zu er- 
öffnen, einzugehen. Herr Sahl scheint das wirkliche Verhältniss der Krone zu 
dem Landbesitz auf Fidji missverstanden und die grosse Bedeutung der Worte, 
welche er bei Anführung des Artikels 4 der Abtretungsurkunde in seiner durch 
den Grafen Münster im Juli 1882 übermittelten Denkschrift ausgelassen hat, 
nicht erkannt zu haben, als er die deutsche Regierung bewog, die Angelegen- 
heit dieser Landreklamanten auf eine Vermuthung hin aufzunehmen, die zwar 
jeder thatsächlichen Begründung entbehrt, aber einen Schein von Berechtigung 
haben könnte, wenn das Interesse der Krone ein so unmittelbares wäre, 
wie aus der unvollständigen Anführung des Artikels 4 der Cessionsurkunde 
hervorzugehen scheint, welche sowohl in dem von Graf Münster im Juni 1882 
mitgetheilten Aide-mémoire, wie in späteren Schreiben an Ihrer Majestät Re- 
gierung wiederkehrt. || 12. Zur Bequemlichkeit wird hier der Wortlaut des 
Artikels 4 der Cessionsurkunde mit Unterstreichung der ausgelassenen Worte 
wiedergegeben: „Das absolute Eigenthumsrecht an allen Ländereien, die nicht 
als zur Zeit in solcher Weise veräussert erwiesen werden, dass sie das bona 
fide Eigenthum von Europäern und anderen Fremden geworden sind, oder 
die nicht in thatsächlichem Niessbrauch und Besitz von irgend einem Häupt- 
ling oder Stamm sich befinden oder nicht thatsächlich für den wahrschein- 
lichen zukünftigen Unterhalt eines Häuptlings oder Stammes erforderlich 
sind, sollen sein und werden hiermit erklärt als Ihrer genannten Majestät, 
Ihren Erben und Nachfolgern anheimgefallen.“ || 13. Da die Entscheidungen 
der Tribunale in gutem Glauben abgegeben sind, so sieht sich Ihrer Majestät 
Regierung ausser Stande, eine Prüfung dieser Entscheidungen anzuordnen, und 
wird auf die Detailfragen, welche in Graf Münsters Noten vom 18. Oktober 
aufgeworfen sind, hier nicht weiter eingegangen. In Erwiederung dieser Noten 
kann Ihrer Majestät Regierung nur ihr grosses Bedauern ausdrücken, dass sie 
ausser Stande ist, den Wünschen des Grafen Münster entgegenzukommen; sie 
kann es aber nicht auf sich nehmen, eine derartige Aenderung der Gesetze 
von Fidji zu beantragen, als erforderlich sein würde, um die Entscheidungen 
des Court of rehearing in der Kolonie durch cine gemischte Kommission oder 
sonstwie von neuem prüfen zu lassen. 





72 Deutsche Land-Reklamationen auf Fidji. 


Nr. 8379. DEUTSCHLAND. — Botschafter in London an den engl 
Min. des Ausw. — Entgegnung auf das Memorandum 
des Kolonialamts. 


London, den 8. April 1884. 
Dene. . Ich habe nicht unterlassen, die Noten, welche Euere Excellenz in der 
8. April 1884 Fidjilandfrage unter dem 23. Juli v. J. und 9. Januar d. J. an mich zu richten 
die Güte gehabt, nebst den sonst mir zur Verfügung gestellten Materialien 
meiner Regierung vorzulegen. Erhaltenem Auftrage gemäss beehre ich mich, 
auf jene Schreiben Folgendes zu erwidern: : Ich hatte Euerer Excellenz in 
meiner Note vom 18. Oktober v. J. den Wunsch meiner Regierung aus- 
gesprochen, dass es der britischen Regierung gefallen möge, ihrerseits die 
Angelegenheit einer eingehenden Prüfung zu unterziehen. Dieser Wunsch hat, 
zum Bedauern meiner Regierung, keine Erfüllung gefunden; auch Euerer Ex- 
cellenz letzte Antwort nimmt nur auf Ausführungen der Kolonialbehörden 
Bezug und vermeidet noch mehr wie die Note vom 25. Juli v. J. jedes Ein- 
gehen auf die meinerseits geltend gemachten thatsächlichen und rechtlichen 
Gesichtspunkte. | Das vom Kolonialamt an die Hand gegebene Material ist zum 
grossen Theil schriftlich sowie mündlich von mir bereits besprochen worden, 
und ich darf daher davon absehen, meinen früheren Bemerkungen hierüber 
etwas hinzuzufügen. Neu ist das in dem letzten Memorandum des Kolonial- 
amts in Bezug genommene Blaubuch C 3815. Auf dasselbe näher einzugehen, 
erscheint indess entbehrlich, da sein Inhalt für Beurtheilung der deutschen 
Reklamationen überhaupt ohne Werth ist; denn die Entscheidungen sind ohne 
eingehende Motivirung und hinsichtlich der von der deutschen Regierung ver- 
tretenen Ansprüche Aufschlüsse nicht zu finden. || Was den sonstigen Inhalt 
des Memorandums betrifft, so erscheint es nur geboten, solche Pnnkte hervor- 
zuheben, bei denen es sich um irrthümliche Voraussetzungen oder um unrich- 
tige Auslegung diesseitiger Meinungen handelt. Ich gestatte mir, ein Prome- 
moria hier beizufügen, in welchem diese Punkte erörtert sind, und dessen 
Durchsicht, wie ich annehmen möchte, Euere Excellenz zu der Ueberzeugung 
führen wird, dass der diesseitigen Auffassung jedenfalls schwerwiegende Gründe 
zur Seite stehen. Täuscht diese Annahme nicht, so glaube ich auch der 
Hoffnung mich hingeben zu dürfen, dass die englische Regierung, wenn sie 
nicht allein die Ansichten und Wünsche der Kolonialbehörden befragt, sondern 
von ihrem freieren Standpunkte aus auch anderen Interessen sowie politischen 
Erwägungen Beachtung schenkt, geneigt sein wird, den diesseitigen Vorschlägen 
sich zu nähern. || Dass den vorliegenden Beschwerden abgeholfen wird, er- 
scheint um so wünschenswerther, als mehrere, auf Inseln der Südsee etablirte 
deutsche Firmen aus Anlass der Beschlüsse der interkolonialen Konferenz zu 
Sydney, insbesondere der Resolution vom 9. Dezember v. J. über Landkäufe, 
sich an das Auswärtige Amt gewendet und, unter Hinweis auf das Verfahren 
in Fidji, um Schutz ihrer bedrohten Interessen gebeten haben. Meiner 
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Regierung liegt es zwar fern, Beschlüsse, welche die englische Regierung sich N 8379. 
nicht angeeignet hat, zum Gegenstand von Vorstellungen zu machen. Da aber, eg april 1884. 


wie die Eingaben erkennen lassen, das Vertrauen des deutschen Handelsstan- 
des zu dem Rechtsschutz in Folge der Behandlung der Fidjireklamationen er- 
schüttert und somit die in meiner Note vom 26. April v. J. vorgesehene 
Eventualität eingetreten ist, so würde es meiner Regierung sehr erwünscht 
sein, wenn sie durch eine befriedigende Lösung der Fidjilandfrage in den Stand 
gesetzt würde, mit einem Hinweis hierauf die Besorgnisse der deutschen Süd- 
seefirmen zu zerstreuen, und wenn auf diese Weise eine anderweite Sicher- 
stellung ihrer Interessen entbehrlich gemacht werden könnte. || Indem ich mich 
beehre, Euerer Excellenz die reifliche Erwägung der diesseitigen Vorschläge 
nochmals anheimzustellen, spreche ich gleichzeitig die Bitte aus, mich von dem 
Ergebnisse seinerzeit unterrichten zu wollen. | Gemehmigen u. s. w. 
Münster. 

Seiner Excellenz dem Grafen Granville. 


Anlage 1. 
Promemoria, betreffend die Fidjilandfrage. 

In dem der Note Lord Granville’s vom 9. Januar 1884 beigefügten Memo- 
randum des Kolonialamts wird mit besonderem Nachdruck betont, die deutsche 
Regierung setze mit Unrecht voraus, dass die englische Krone ein Interesse 
daran gehabt, die Landansprüche der fremden Residenten nicht anerkannt zu 
sehen; sie sei zu dieser Annahme vermuthlich dadurch verleitet, dass Herr 
Sahl in einem seiner Gesuche den Artikel 4 der Cessionsurkunde vom Jahre 
1874 unvollständig zitirt habe. || In letzterer Beziehung ist zu bemerken, dass 
dem Auswärtigen Amt der Cessionsvertrag bereits im März 1875 eingereicht 
und dass ihm hieraus sowie aus zahlreichen Blaubüchern, Eingaben und 
anderen Schriftstiicken der Wortlaut des Artikels 4 längst vollständig bekannt 
gewesen ist. Auf eine Täuschung ist jene Annahme daher nicht zurückzuführen; 
das Interesse der englischen Regierung, in der neuen Kolonie Land zur Ver- 
fügung zu haben, erschien selbstverständlich; die Annahme wurde bestärkt 
durch die Sir A. Gordon unter dem 4. März 1875 ertheilte Instruktion, durch 
die Bestimmungen des Gesetzes vom 30. Oktober 1880, aus denen hervor- 
gehen dürfte, dass nach Auffassung der englischen Regierung das Land so 
lange der Krone gehört, bis ein Eingeborener sein Recht als Eigenthümer 
dargethan hat, endlich durch den Umstand, dass in manchen Fällen den Re- 
klamanten ex gratia Parzellen bewilligt sind, die britische Krone also sich als 
verfügungsberechtigt und gewissermaassen als Obereigenthümerin des gesammten 
Grund und Bodens ansieht. || Das Kolonialamt lässt es sich weiter angelegen 
sein, darzuthun, dass die Fidjibehörden mit voller Unparteilichkeit verfahren 
seien. || Gerade in dieser Beziehung erscheint es nothwendig, kein Missverständ- 
niss bestehen zu lassen. Es ist daher vorweg zu bemerken, dass von keiner 
Seite behauptet ist, die Deutschen seien schlechter behandelt als Andere. An- 
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Nr. 83:9. gesichts der vielfachen Beschwerden englischer Unterthanen und englischer 
5 ape 1884, Blätter kann ein Zweifel darüber nicht bestehen, dass die Reichsangehörigen 
eine ausnahmsweise ungünstige Behandlung nicht erfahren haben. || Ausser 
den schon früher in Bezug genommenen Auslassungen von englischer Seite ist 
noch zu erwähnen der letzten Eingabe der Land Claimants Protection Asso- 
ciation an Lord Derby, vom 29. November 1883, in welcher mehrfache An- 
gaben in den Blaubüchern direkt als unrichtig bezeichnet werden, der Fiji- 
Times vom 15., 26. und 29. September und des Sydney Morning Herald vom 
31. Oktober v. J. || Ebensu nachdrücklich ist sodann hervorzuheben, dass die 
persönliche Ebrenhaftigkeit der englischen Beamten nirgend in Zweifel gezogen, 
dass nirgend behauptet ist, sie hätten sich von eigenem Interesse leiten lassen. 
| Die Gründe, welche wirklich gegen die mit Erledigung der Landreklama- 
tionen beauftragten Behörden und für Einsetzung einer anderen Kommission 
geltend gemacht sind, kehren in den Eingaben der Interessenten zu häufig 
wieder, als dass es für angebracht erachtet werden könnte, sie hier nochmals 
auseinanderzusetzen. || Nur insofern wird nachstehend auf diesen Punkt ein- 
gegangen werden, als es sich um Richtigstellung von Thatsachen, die für die 
Gesammtbeurtheilung von Wichtigkeit sind, und um eine Vertheidigung Reichs- 
angehöriger gegen Angriffe handelt, welche gegen sie gerichtet worden. || Von 
den Interessenten ist nicht in Abrede gestellt, dass die Landkommission, wie 
das Kolonialamt hervorhebt, so gut zusammengesetzt war, als es an Ort und 
Stelle überhaupt geschehen konnte, sie sind aber der Meinung, dass sich an 
Ort und Stelle keine Kommission bilden liess, welche die nöthige Unbefangen- 
heit besessen hätte, und dass, wenn die Sache den ordentlichen Gerichten 
entzogen werden sollte, besondere Kommissare, wie seinerzeit nach Neu-See- 
land, so auch nach Fidji hätten entsendet werden müssen. || Die Reklamanten 
haben darauf hingewiesen, dass mehr als die Hälfte der Mitglieder der Land- 
kommission theils von der Kolonialregierung, theils von dem Gouverneur ab- 
hängig gewesen seien und deshalb der für ihre Aufgabe unerlässlichen Selb- 
ständigkeit und Unbefangenheit entbehrt hätten. || Namentlich war es die Stel- 
lung und Thätigkeit des Gouverneurs, welche von den fremden Landbesitzern 
beanstandet ist: er vertritt die Rechte der englischen Krone, er ernennt die 
Mitglieder der Kommission, er entscheidet über die Gültigkeit oder Ungültig- 
keit der Besitztitel mit dem Executive Council in erster Instanz und mit zwei 
weiteren Beamten in der Berufungsinstanz; sein Einfluss macht sich daher in 
jedem Stadium der Sache geltend. || Angesichts dieser Machtfülle hat sich der 
fremden Landinteressenten ein Gefühl der Unsicherheit bemächtigt, als sie den 
Gouverneur seine Vorliebe für die Interessen der Eingeborenen mehrfach aus- 
drücklich betonen sahen, z.B.in dem Memorandum vom 18. Juni 1881 (Blau- 
buch C 3584 S. 23 f.). Dies Gefühl verwandelte sich in die Ueberzeugung, 
zurückgesetzt zu sein, als persönliche Angriffe gegen sie gerichtet wurden, als 
die Auslassungen der Kolonialbeamten anfingen, Angaben zu bringen, welche 
nach den Wahrnehmungen der Reklamanten mit den thatsächlichen Verhält- 
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nissen nicht in Einklang standen, und als ihr Verlangen, dass, diese beanstan- Nr. 8379. 
deten Punkte einer Prüfung unterzogen würden, unberücksichtigt blieb. Sos April 1884, 


hat Sir A. Gordon in seinem Berichte vom 27. Februar 1883 den Charakter 
und die kaufmännische Ehrenhaftigkeit der Gebrüder Hennings, von denen 
selbst Herr Williamson erklärt, er habe alles Gute, was er über sie gehört, 
persönlich nur bestätigt gefunden, in ein bedenkliches Licht gestellt. Das, 
was die Herren Hennings zu ihrer Vertheidigung beigebracht haben, ist in 
der anliegenden Erklärung *) enthalten. || Hinsichtlich der Ungenauigkeiten ein- 
zelner Anführungen der Kolonialbeamten bringen die mehrfach in Bezug ge- 
nommenen Kundgebungen der Land Claimants Protection Association ein reich- 
haltigeres Material. || Hier soll nur noch auf einen Punkt aufmerksam gemacht 
werden. || Es war von deutscher Seite geltend gemacht, die Lage der fremden 
Landinteressenten sei dadurch noch besonders erschwert worden, dass eine 
Regierungsverfügung ihnen bis zur Entscheidung über ihre Ansprüche die 
Disposition über Grund und Boden verboten habe. Die Richtigkeit dieser 
Angabe wurde von Sir A. Gordon in Abrede gestellt und behauptet (Bericht 
vom 27. Februar 1883 § 15), er selbst habe dies Verbot Sir H. Robinsons 
bereits im Jahre 1875 aufgehoben. Da den Betheiligten eine solche Anord- 
nung nicht bekannt geworden war, ihre praktischen Erfahrungen auch mit der 
Behauptung Sir A. Gordons in Widerspruch standen, so wandten sie sich an 
Herrn J. H. Garrick, Barrister in Levuka, der mehrere Jahre Attorney Gene- 
ral für die Regierung in Fidji gewesen war, und durch dessen Hände alle 
Gesetze gehen mussten. Die hier beigefügte Antwort des Herrn Garrick er- 
giebt, dass das Verbot von Sir A. Gordon selbst erlassen und nicht aufgehoben 
ist. || In der Auffassung, dass ihre Interessen nicht dieselbe Würdigung fänden, 
wie die der Eingeborenen, sahen sich die fremden Residenten bestärkt, je 
mehr die ihnen ungünstigen Entscheidungen sich häuften und in der Kommis- 
sion Grundsätze zur Anwendung gelangten, die den in der ersten Zeit maass- 
gebenden Regeln widersprachen und nicht minder die Zusicherungen d.r 
Cessionsurkunde und späterer amtlicher Kundgebungen ausser Acht liessen. j 
Ausser den der britischen Regierung bereits mitgetheilten Fällen sind in 
zwischen bei dem Auswärtigen Amt in Berlin noch einige andere angemeldet. 
Es kann jedoch davon abgesehen werden, die neuen Reklamationen hier zu 
Sprache zu bringen, da die Details denen der schon bekannten ähnlich sind; 
es sollen nur kurz noch zwei Sätze aus dem Memorandum des Kolonialamts 
berührt werden. Dasselbe wendet ein, die Ausdrücke: „begründeter Anspruch 
der deutschen Reklamanten auf die diplomatische Vertretung (in dem Blau- 
buch restoration) ihrer wohlerworbenen Rechte“, entsprächen ebensowenig den 
Verhältnissen, als wenn von Land geredet wird, welches den Inhabern von Be- 
sitztiteln „genommen“ sei. Denn die Reklamanten hätten zweimal Gelegenheit 
gehabt, die Berechtigung ihrer Ansprüche darzuthun; beide Mal aber einen, 


*) Ebenso, wie der Bericht Sir A. Gordons vom 27. Februar 1883, nicht abgedruckt, 
Anm. des Weissbuchs. 
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dem Tribunal genügenden Beweis nicht zu erbringen vermocht. Die Einwen- 
dungen treffen die Sache selbst nicht. Es ist nicht nur nicht im Allgemeinen 
von wohlerworbenen Reclıten gesprochen und noch weniger behauptet worden, 
wie das Kolonialamt scheinbar annimmt, die Deutschen seien etwa gewaltsam 
ihres Besitzes entsetzt, sondern es waren im Einzelnen Fälle vorgeführt, wo 
die, mit der Autorität gerichtlicher Urtheile nicht ausgestatteten Entscheidungen 
der Spezialbehörden dem Recht und der Billigkeit zu widersprechen schienen, 
und es war daran der Wunsch und der Antrag geknüpft, dass die britische 
Regierung die Prüfung solcher Fälle ermöglichen und eine Ausgleichung her- 
beiführen möge. Statt dessen ist auf die Gutachten und Berichte der Kolonial- 
behörden, zum Theil gerade der Personen, deren Verfahren Gegenstand der 
Beschwerden bildet, verwiesen. Dass diese Auslassungen die Bedenken zu be- 
seitigen nicht geeignet sind, wird näherer Ausführung kaum bedürfen. || Der 
zweite Satz des Memorandums, der noch hervorzuheben bleibt, ist die Hypo- 
these, dass, wenn die ordentlichen Gerichte über die Reklamation zu ent- 
scheiden gehabt hätten, wahrscheinlich der bei weitem grösste Theil gänzlich 
abgewiesen sein würde. Die Richtigkeit dieser Annahme und des daraus ge- 
zogenen Schlusses, als seien die Landinteressenten durch Einsetzung der ad 
hoc bestellten Kommission noch besonders begünstigt worden, darf aus man- 
chen Gründen bezweifelt werden. Es ist nicht ein Satz partikulärer Gesetz- 
gebung, sondern entspricht allgemeiner Rechtsanschauung, dass die Recht- 
mässigkeit des Erwerbs nicht nach ex post aufgestellten Regeln zu beurtheilen 
ist, und dass dem Erwerber, falls nicht mala fides vorliegt, bei der Restitution 
mindestens der Kaufpreis erstattet werden muss. || Es darfangenommen werden, 
dass englische Gerichte gegen diese Rechtsgrundsätze nicht verstossen haben 
würden. || Wenn aber auch in manchen Punkten eine Verschiedenheit der Be- 
urtheilung besteht: unzweifelhafte Thatsache ist, dass, lange bevor die Fidji- 
Inseln von England in Besitz genommen sind, Deutsche sich dort niedergelassen, 
unter Opfern und Gefahren Handelsverbindungen angeknüpft und zum Theil 
durch ihre Thätigkeit den Erwerb der Inselgruppe erst zu einem begehrens- 
werthen gemacht haben, — dass dieselben Deutschen Landbesitz unter Be- 
obachtung der damals üblichen und ausreichenden Förmlichkeiten erworben, 
dass es sich bei keiner der deutschen Reklamationen um unredliche Geschäfte 
handelt, die bona fides, d. h. die begründete Ueberzeugung, ein gültiges Ge- 
schäft abzuschliessen, vielmehr klar zu Tage liegt, — und dass endlich die 
Käufer nicht nur das Land, sondern gleichzeitig auch den Kaufpreis sowie 
die Aussicht verloren haben, für baare Aufwendungen und Verbesserungen 
Entschädigung zu erhalten. || Herr Williamson erkennt selbst in seinem Schrei- 
ben vom 15. August 1882 an, dass grosse Härten vorgekommen sein mögen. 
Um solche Härten eben handelt es sich bei den Reklamationen, die von der 
deutschen Regierung unterstützt werden, und es besteht die Meinung, dass 
eine gemischte Kommission am besten im Stande sein werde, diese Unbillig- 
keiten auszugleichen. || Der Widerspruch der Kolonialbehörden gegen diesen 
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Vorschlag möchte hauptsächlich durch den Umstand zu erklären sein, dass sie Nr. 8379. 
ihm, wie es scheint, eine viel zu weit gehende Bedeutung beigemessen haben. 2 geil 1894, 
Sie meinen, dass ein Eingehen darauf die grösste Verwirrung erzeugen, die 
Bewilligung von Entschädigungen aber zu hoffnungslosem Bankerott führen 

würde. || Abgesehen davon, dass vom Standpunkte des Rechts dieser Grund 

nicht stichhaltig sein würde, setzt jene Befürchtung die Annahme voraus, als 
verlangte die deutsche Regierung, dass alle Landreklamationen von Reichs- 
angehörigen von neuem der Entscheidung einer zu dem Zwecke bestellten 
gemischten Kommission unterbreitet werden. Diese Voraussetzung trifft nicht 

zu. Zunächst ist der Sachlage, wie sie nun einmal geschaffen ist, soweit Rech- 

nung getragen, dass auf alle Restitutionen in natura verzichtet wird, wenn der 
englischen Krone daraus Verlegenheiten erwachsen würden; sodann aber kann 

in Fällen, wo die Reklamanten ihren Ansprüchen entsagt oder mit den Ent- 
scheidungen der englischen Behörden sich ausdrücklich oder stillschweigend 
einverstanden erklärt haben, von einer Wiederaufnahme der Sache überhaupt 

nicht die Rede sein. Es handelt sich daher um verhältnissmässig wenig Fälle; 

selbst angenommen, dass sie alle zu Gunsten der Reklamanten entschieden 
werden, so würden dadurch doch Opfer, die irgend in Betracht kommen 
könnten, der englischen Krone nicht auferlegt. 


Anlage 2 (Uebersetzung). 
Levuka, den 22. September. 


Geehrter Herr, — Unter Bezugnahme auf Ihre Bemerkungen hinsichtlich 
der Richtigkeit der von Sir Arthur Gordon aufgestellten Behauptung, dass 
sofort nach seiner Ankunft in der Kolonie alle der freien Verfügung über 
Ländereien entstehenden Hindernisse aufgehoben worden seien, vermag ich nur 
zu erwidern, dass die Ordonnanz Nr. III von 1875, welche von Sir Arthur 
Gordon erlassen wurde und seinen Namen als den des derzeitigen Gouverneurs 
trägt, dergleichen Hindernisse enthält. Es ist keine Ordonnanz erlassen wor- 
den, welche diese Ordonnanz aufhebt, vielmehr ist sie noch in Kraft, und sind 
Verfügungen über Ländereien, für welche ein Grant nicht aufgestellt ist, in 
den Kolonialgerichten nicht klagbar. || Im Supreme Court der Kolonie wurde am 
25.April1879 eine Klage eingereicht, um die Ausführung eines Landverkaufs- 
vertrages zu erzwingen. Der Kläger war Herr Parr, der Beklagte Herr 
Stanlake Lee, Ein Vertheidigungsgrund oder vielmehr die klaghindernde Ein- 
rede (the demurrer) hatte folgenden Wortlaut: „dass die Einzelheiten der 
Forderung des Klägers ergeben, dass die Klage einen Titel auf Ländereien 
betrifft, für welche keine Grants unter dem öffentlichen Siegel der Kolonie in 
Gemässheit der Ordonnanz Nr. III dieser Kolonie von 1875 ausgestellt wor- 
den sind.“ || Auf diese Einrede hin entschied das Gericht zu Gunsten des Be- 
klagten. || Ihr ergebener 


H. H. Garrick. 
Herrn C. L, Sahl. 





Nr. 8880. 
Deutschland. 
10. April1884. 


Nr. 8381. 


Deutschland. 


78 Deutsche Land-Reklamationen auf Fidji. 


Nr. 8380. DEUTSCHLAND. — Botschafterin London an denReichs- 
kanzler. — Granville ist den deutschen Vorschlägen 
geneigt, der Widerstand kommt vom Kolonialamt. 


London, den 10. April 1884. 

Der mir durch Hohen Erlass vom 4. d. M.*) ertbeilten Weisung gemäss 
habe ich die Note und das Memorandum wegen der Entschadigungsansprtiche 
deutscher Unterthanen auf den Fidji-Inseln vorgestern abgehen lassen. Ich 
habe diese Angelegenheit wieder mit Lord Granville und Sir Julian Pauncefote 
eingehend besprochen. Ich fand bei beiden das grösste Entgegenkommen, und 
Lord Granville bat mich, Euerer Durchlaucht zu versichern, dass ihm sehr 
viel daran gelegen sei und er Alles daransetzen werde, um, soviel es mög- 
lich sei die Anpsrüche der deutschen Unterthanen zu befriedigen. || Im Kolonial- 
amt ist man leider weniger geneigt dazu; man hält dort die Ansprüche für 
nicht gerechtfertigt, glaubt, dass sie übertrieben würden, und dass die ein- 
zelnen Reklamanten durch die Besitzergreifung durch England und die grosse 
Steigerung, die das Land dadurch erfahren, doch immer sehr gute Geschäfte 
gemacht haben. || Ich sprach mehrere Male mit dem jetzigen Kolonialminister 
Lord Derby darüber. Dieser sagte, er würde auch gern unseren Wünschen 
nachkommen, es sei aber der englischen und amerikanischen Reklamanten 
wegen sehr schwer, die früheren Entscheidungen umzustossen. || Vor allem 
scheut man sich davor, an die einmal geregelten Besitzverhältnisse wieder 
Hand anzulegen. Man wird daher, wo wirklich Härten und Ungerechtigkeiten 
vorliegen, lieber mit Geld als mit Land entschädigen. Lord Granville hatte 
ein Memorandum vom Kolonialamt verlangt. Es soll dabei meine letzte Note 
und das Memorandum berücksichtigt werden. || Lord Granville sagte mir, er 
wisse, welchen Werth Euere Durchlaucht auf diese Angelegenheit legten, und 
von seiner Seite würde Alles geschehen, um zu einer befriedigenden Lösung 
zu gelangen. 

Münster. 





Nr. 8381. DEUTSCHLAND. — Derselbe an denselben. — Die engl. 
Regierung bittet um Ueberlassung des gesammten Be- 
schwerde-Materials und wird nach Prüfung desselben 
die Ernennung einer Kommission in Erwägung ziehen. 


(Auszug). London, den 9. Mai 1884. 
So eben, kurz vor Abgang des Feldjägers, erhalte ich die in Abschrift 


®. Mai 1884, ganz gehorsamst beigefügte Note Lord Granville’s vom heutigen Tage, be- 


treffend die Landfrage auf Fidji. 
Graf Münster. 


—  —— 


*) Nicht abgedruckt. Anm. des Weissbuchs. 
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Anlage (Uebersetzung). eset. 
Auswärtiges Amt (London), den 9. Mai 1884. 9, Mai 1836. 
Herr Botschafter, — Ich beehre mich, den Empfang Eucrer Excellenz 
Schreibens vom 8. April anzuzeigen, welchem ein weiteres Memorandum über 
die Fidji-Landreklamationen beigeschlossen war, in welchem die Gründe aus- 
einandergesetzt werden, aus denen Ihre Regierung noch an der Ansicht fest- 
hält, dass in der Regelung jener Landreklamationen eine Rechtsverweigerung 
oder Rechtsbeugung zum Nachtheil gewisser deutschen Unterthanen stattge- 
funden habe, und dass es daher erwünscht sei, wenn eine neue Untersuchung 
derjenigen Fälle, welche zu Beschwerden Anlass gegeben haben, vor einer ge- 
mischten Kommission erfolge. || Ihrer Majestät Regierung hat zu ihrem grossen 
Bedauern aus der erwähnten Mittheilung ersehen, dass die Auseinandersetzungen 
und Beweisstücke, welche Ihrer Regierung mitgetheilt worden sind, dieselbe 
nicht davon zu überzeugen vermochten, dass die Untersuchung der Landrckla- 
mationen auf Fidji in streng gesetzmässigen Grenzen und im Sinne der Ge- 
rechtigkeit und Unparteilichkeit gegenüber allen betheiligten Parteien, welcher 
Nationalität sie auch angehört haben mögen, geführt worden sei. || Euerer Ex- 
cellenz Schreiben und dessen Anlagen beweisen, dass der entgegengesetzte Ein- 
druck, unter dem Ihre Regierung noch befangen ist, zum grossen Theil aus 
einer irrthümlichen Auffassung gewisser darin berührten Punkte entspringt. 
Ich hoffe dieselbe in einem Memorandum, wegen dessen ich gegenwärtig mit 
dem Staatssekretär für die Kolonien in Verbindung stehe, und welches ich 
baldmöglichst Euerer Excellenz zu übermitteln mich beehren werde, zu be- 
richtigen. || Inzwischen legt Ihrer Majestät Regierung Werth darauf, Euere 
Excellenz ihres ernstlichen Wunsches zu versichern, den Wünschen Ihrer Re- 
gierung soweit entgegenzukommen, als sie es rechtmässig hinsichtlich der- 
jenigen, deutsche Interessen betreffenden Reklamationen zu thun vermag, in 
Bezug auf welche thatsächliche Gründe für die Befürchtung vorliegen, dass 
die angegriffene Entscheidung die Folge irgend welcher Mängel der Kolonial- 
gesetzgebung oder Verwaltung sei. || Wenn Ihre Regierung daher geneigtest 
Ihrer Majestät Regierung das ganze Material für die Begründung einer jeden 
derartigen Reklamation und der gegen die Entscheidung der Kolonialregierung 
erhobenen Einwendungen, sowie der als billig erachteten Höhe der Entschä- 
digung für den Fall, dass es sich als unmöglich herausstellen sollte, den Re- 
klamanten Ländereien zuzuweisen, mittheilen will, so wird Ihrer Majestät Re- 
gierung unverzüglich zur sorgfältigen Prüfung eines jeden derartigen Falles 
schreiten und wird, wenn erforderlich, Ihrer Regierung Vorschlag, denselben 
einer gemischten Kommission vorzulegen, in Erwägung ziehen. || Ich hege das 
Vertrauen, Herr Botschafter, dass durch die vorstehenden Versicherungen jeder 
von Ihrer Regierung etwa gewonnene Eindruck verwischt werde, als bestehe 
seitens Ihrer Majestät Regierung ein Mangel an Bereitwilligkeit, einer Vor- 
stellung seitens einer befreundeten Regierung die aufmerksamste Berücksich- 
tigung zu Theil werden zu lassen, insbesondere wo sie im Interesse von 


Nr. 8381. 
Deutschland. 
9. Mai 1884. 


Nr. 8882. 
Deutschland. 
7. Juni 1884, 


80 Deutsche Land-Reklamationen auf Fidji. 


deutschen Unterthanen gemacht ist, welche so innig mit dem Wohlergehen der 
Kolonie, in der diese Streitfrage entstanden ist, verknüpft sind. || Ich be- 
ehre mich etc. 

Granville, 





Nr. 8382. DEUTSCHLAND. — Reichskanzler an den deutschen 
Botschafter in London. — Das engl. Anerbieten ist 
nicht genügend. 


(Auszug.) Berlin, den 7. Juni 1884. 
Euerer Excellenz gefälliger Bericht vom 9. v. M., die Fidjilandfrage be- 
treffend, ist hier richtig eingegangen. Wir müssen abwarten, was Lord Gran- 
ville uns antworten wird, nachdem ihm das Gutachten oder die Bedingungen 
Lord Derby’s zugegangen sein werden. Die gemischte Kommission ist an sich 
nicht Zweck, sondern ein Mittel zum Zweck; aber auch dieses Mittel wird 
uns in weiter Ferne als ein Ziel gezeigt, welches vielleicht zu erreichen ist. 
Dieser Kommission sollen die Reklamationen nur in solchen Fällen zuge- 
wiesen werden, wo die Entscheidung, über welche Beschwerde geführt wird, 
Mängel der kolonialen Gesetzgebung oder Verwaltung zur Unterlage hat. Eine 
Abhülfe wird also nur in Aussicht gestellt, wenn sich in den Gesetzen oder 
Verordnungen Fehler nachweisen lassen. Es liegt auf der Hand, dass diese 
Bedingung die Zusage illusorisch macht. || Weiter aber verlangt Lord Gran- 
ville, dass der englischen Regierung zunächst die Beschwerden, die in vor- 
stehender Weise begründet sind, vorgelegt werden; dann soll die englische 
Regierung jeden Fall untersuchen, und wenn nöthig, wird sie demnächst unseren 
Vorschlag einer gemischten Kommission in Erwägung ziehen. || Es ist zu be- 
fürchten, dass bei dieser Prozedur mit Hülfe des Kolonialamts das Material 
derart gesichtet wird, dass nur unerhebliche Fälle vor die Kommission gelangen 
würden. || Jedenfalls wird unseren Angehörigen bei allen Reklamationen die Mög- 
lichkeit genommen, vor einem unbefangenen Tribunal ihre Auffassung zur Geltung 
zu bringen. || Dem Wunsche Lord Granville’s, ihm das vollständige Reklamations- 
material mitzutheilen, zu entsprechen, bin ich zur Zeit nicht im Stande, weil wir 
selbst nicht im Besitze desselben sind. Zwar nehme ich keinen Anstand, die- 
jenigen Reklamationen zur Kenntniss der dortigen Regierung zu bringen, welche 
dem Auswärtigen Amt nachträglich noch zugegangen sind. Ich lasse zu dem 
Zwecke die unter Rückerbittung beigefügten Schriftstücke folgen; den Ueber- 
sichten sind die Fälle angefügt, welche bereits früher Gegenstand der Be- 
sprechung gewesen sind. Ich bemerke jedoch, dass dieses Material einer Ent- 
scheidung nicht zur Grundlage dienen kann; es bedarf der Vervollständigung, 
auch insofern, als der Geldwerth der Reklamation noch nicht überall zum Aus- 
druck gebracht ist. Mit diesem Vorbehalte wollen Euere Excellenz von den 
Anlagen Lord Granville gefälligst Mittheilung machen. || Im Uebrigen werde 
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ich die in Aussicht gestellte weitere Eröffnung der dortigen Regierung zu- Re 
nächst abwarten müssen und danach beurtheilen, ob ihre Vorschläge uns die. juni 1894. 


Grundlage für eine annehmbare Regelung der Frage gewähren. || Indem ich 
Euerer Excellenz anheimstelle, nach vorstehender Anleitung die Bedenken, 
welche uns das letzte Anerbieten Lord Granville’s ungenügend erscheinen 
lassen, ihm gegenüber gefälligst zur Sprache zu bringen, werde ich Ihrem Be- 
richt über den weiteren Verlauf der Angelegenheit mit Interesse entgegensehen. 
von Bismarck. 
An den Kaiserlichen Botschafter 
Herrn Grafen zu Münster, Excellenz, London. 


Anlage 28. 
L 
Reklamation des Herrn Johann Pflüger in Levuka, aus Wachbach in 
Württemberg. 


A. Pflüger kaufte im November 1868 ein Stück Land von circa 700 Acres 
in der Provinz Serua, Insel Vitu Levu, für 110 Dollars, Der Kaufvertrag ist 
von dem ersten Häuptling King George, dessen Bruder Ledorodo, dem Häupt- 
ling Naigoro und mehreren Zeugen unterschrieben, am 8. Januar 1869 im 
Konsulat der Vereinigten Staaten im Beisein der Verkäufer registrirt und 
später auch im deutschen Konsulat eingetragen. Die Landkommission hat An- 
fangs des Jahres 1880 nur 300 Acres zugesprochen. 

B. Im Jahre 1869 kaufte Pflüger von der Polynesian Company limited 
60 Shares à 2 Pfd. Sterl. für Land im Luradistrikt. Laut Statut stand ihm 
das Recht zu, sich einen Acre Stadtland und 240 Acres Land in der Um- 
gegend auszuwählen. || Pflüger übertrug die Hälfte der Shares an seinen 
Schwager O. Sullivan, und dieser veräusserte dieselben weiter an Herrn Paul 
Loske in Sura. || Pflüger lies das von ihm ausgewählte Land amtlich vermessen 
und zahlte dafür an Kosten 12 Pfd. SterlL — Die Landkommission hat ihm 
auch diese Ländereien abgesprochen, während sie das Eigenthum des Loske, 
der dasselbe erst von Pflüger herleitet, grösstentheils anerkannt hat. 

C. Am 7. Mai 1870 hat Pflüger in der Provinz Ba (Viti Levu) circa 
4500 Acres von dem Oberhäuptling Tawaka Tui Ba für 250 Dollars baar 
gekauft. Der Kaufvertrag ist von den Kontrahenten sowie von mehreren Häupt- 
lingen und von mehreren Europäern unterzeichnet und im Konsulat der Ver- 
einigten Staaten, sowie später im deutschen Konsulat eingetragen worden. || Von 
1870 bis 1877 blieb Pflüger im ungestörten Besitze des Landes, wurde auch 
von der Regierung des Königs Cakobau in seinem Eigenthum anerkannt, da- 
durch, dass er zu Abgaben und zu militärischer Hülfe gegen rebellische 
Bergbewohner herangezogen wurde. Im Oktober 1881 wies die Landkom- 
mission den Pflüger mit seinen Ansprüchen auf den vorbezeichneten Länder- 


komplex ab. 
Staatsarchiv XLIV, 6 
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na. D. Am 2. September 1872 kaufte Pflüger von dem Häuptling Tawake 

7. Juni 1884. Circa 200 Acres Land an der Ba; der Kaufvertrag wurde im deutschen Kon- 
sulate zu Levuka eingetragen und das Land von Pflüger in Besitz genommen 
und angepflanzt. Der Häuptling Tawake liess auch durch seine Leute für 
Pflüger auf dem verkauften Lande ein Haus errichten. || Bei der Untersuchung 
durch die Landkommission wurden zunächst nur Zeugen der Regierung ver- 
‚nommen. Der Vorsitzende Mr. Williamson erklärte, sich erst das Land an- 
sehen zu wollen, bevor er die Zeugen des Pflüger hörte, und soll bei der 
darauf erfolgten Besichtigung des Landes bemerkt haben, dass wenig Unter- 
schied zwischen den von Pflüger und den von den Eingeborenen angegebenen 
Grenzen bestehe. Auf das nochmalige Ansuchen des Pflüger, seine Zeugen zu 
vernehmen, soll Mr. Williamson erwidert haben, es sei dies nicht nöthig, „your 
case is closed“. || Die Landkommission wies darauf Pflüger mit seinen An- 
sprüchen ab, bewilligte ihm aber ex gratia 100 Acres von dem streitigen 
Grundbesitz. || Der Werth der Parzelle ad B wird mit Rücksicht auf die 
günstige Lage dicht neben Sura auf etwa 5000 Pfd. Sterl., der Werth der 
Parzellen ad A und C auf zusammen etwa 5000 Pfd. Sterl. angegeben. Ad D 
ist eine Werthangabe nicht gemacht. || Das von der britischen Regierung zu- 
sammengestellte Verzeichniss der deutschen Reklamationen führt die Pflüger- 
schen Ansprüche ad A, C und D unter Nr. 684, 1025 und 1004 auf. Der 
Anspruch zu B ist nicht mit aufgeführt. 


IL. | 
Reklamation des Kaufmanns Friedrich Cüsar Hedemann in Sydney, aus 
Hamburg. 

Mittelst der Verträge vom 28. Februar, 1. März und 6. April 1870 
haben die Kaufleute Friedrich Cäsar Hedemann und Christian Detlef Adolf 
Pfeiffer, Inhaber der damaligen Firma Hedemann & Pfeiffer, drei verschiedene 
Parzellen Land an der Macuataküste, Insel Vanua Levu, Fidji, von den ein- 
geborenen Häuptlingen mit Genehmigung des Königs von Macuata, Ratu Ri- 
tova, für 190, 100, bez. 78 Pfd.Sterl. gekauft und den Eigenthumserwerb zu- 
nächst im Konsulat der Vereinigten Staaten sowie am 19. September 1874 im 
deutschen Konsulat eintragen lassen. || Die Untersuchung durch die Landkom- 
mission fand erst im Dezember 1881 statt und hatte das Resultat, dass von 
der 15000 Acres betragenden Fläche nur circa 600 Acres zugesprochen 
wurden. Der Verlust ist auf 26000 Pfd, Sterling angegeben worden. || Die 
Hedemann’schen Ansprüche sind in dem von der britischen Regierung zu- 
sammengestellten Verzeichniss der deutschen Reklamanten unter Nr. 1157, 
1163 und 1164 aufgeführt. 
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IH. Nr. 8889, 
Deutschland. 
Reklamation der Firma Rabone Feez d: Co. in Sydney (vertreten durch Kauf- 7. Juni 1884, 


mann Carl L. Sahl) als Rechtsnachfolger der Firma F. W. Hennings. 


Mittelst eines im Jahre 1875 zwischen der Firma F. W. Hennings und 
der Reklamantin abgeschlossenen Vertrages hat die erstere ihre Landansprüche 
in Fidji der letzteren für eine auf 82000 Pfd. Sterl. aufgelaufene Forderun 
abgetreten. 


Einzelne Reklamationen. 


A. Malaki (Nr. 769 des britischen Verzeichnisses der deutschen Rekla- 
mationen). | Am 24. Januar 1861 wurde die Insel Malaki im Raki Raki-Di- 
strikt von Viti Levu von dem Engländer R. Swanston den eingeborenen Häupt- . 
lingen für 500 Dollars abgekauft und im Jahre 1865 für den Kaufpreis von 
3000 Dollars an F. W. Hennings weiter veräussert. Am 25. Februar 1873 
wurde das Eigenthum dieser Firma durch eine von dem damaligen Könige der 
Fidji-Inseln Cakobau ausgestellte und von dessen Minister der Staatsländereien 
gegengezeichnete Urkunde anerkannt. Trotz dieses formell gültigen Titels wurde 
der Firma Hennings nach der Annexion der Fidji-Inseln auch über die Insel 
Malaki die Disposition entzogen und, wie sich aus den amtlichen Schriftstücken 
ergiebt, das Prüfungsverfahren eingeleitet, welches damit abschloss, dass am 
2. September 1880 eine das Eigenthum der Firma Hennings an der Insel 
Malaki anerkennende Urkunde ausgestellt wurde. Nach Ablauf der zweimo- 
natigen Einspruchsfrist soll von zwei Eingeborenen gegen diese Entscheidung 
Berufung eingelegt worden sein. Die Berufung wurde als zulässig anerkannt 
mit der Begründung, dass die Frist erst von der Publikation des Urtheils in 
der Fiji Government Gazette laufe und der Bescheid vom 2. September 1880 
überhaupt noch nicht publizirt sei. Am 6. Oktober 1881 wurde die Publika- 
tion nachgeholt und am 22. Mai 1882, ohne dass die beiden Eingeborenen im 
Termine erschienen und ohne das eine Verhandlung stattfand, der bereits er- 
theilte Eigenthumstitel kassirt. Der Werth der Insel Malaki wird auf 2000 Pfd. 
Sterl. angegeben. 

B. Korosoniatha (im britischen Verzeichniss nicht aufgeführt). || Im 
Jahre 1865 schenkte der Häuptling Tui Cakau dem W. Hennings bei Gelegen- 
heit eines Volksfestes das Land Korosoniatha. Später wurde wegen der ge- 
setzlich nothwendigen Eintragung im britischen Konsulat ein schriftlicher Kauf- 
vertrag aufgesetzt und dem Tui Thakau ein Gegengeschenk von 1200 Thalern 
ausgezahlt. Im Jahre 1866 wurde das Land vermessen und Karten und Pläne 
angefertigt sowie der Eigenthumsübergang im britischen Konsulat registrirt. 
Hennings ist seitdem im ungestörten Besitz von Korosoniatha geblieben und 
allgemein als Eigenthümer des Landes, welches Henningsland genannt wurde, 
anerkannt worden. Trotzdem hat die Landkommission seine Ansprüche ver- 


worfen und ihm von der circa 12000 Acres betragenden Fläche nur 200 Acres 
6° 


. va 
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Nr. 8382. ex gratia zugesprochen, der Werth des Grundstücks ist nicht angegeben; im 


Deutschland 


7. Jani 1884 Jahre 1866 waren 3000 Thaler darauf verwendet. 


C. Vala Vala und Natasa (ersteres ist im britischen Verzeichniss unter 
Nr. 901 aufgeführt; letzteres ist darin nicht erwähnt). F. W. Hennings hat 
am 31. Juli 1866 Vala Vala mit einem Flächeninbalt von circa 12 800 Acres 
und am 26. August 1870 Natasa mit einem Flächeninhalt von circa 2540 Acres 
von dem Häuptling Tui Cakau gekauft und sofort in Besitz genommen, indem 
er Pflanzungen und Handelsstationen darauf errichtete. Trotz der eifrigsten 
Bemühungen, die Landkommission zu einer Prüfung der erhobenen Ansprüche 
noch bei Lebzeiten des Verkäufers zu bestimmen, geschah dies nicht. Die 
Angelegenheit wurde vielmehr erst im September 1880 (nach dem Tode Tui 
Cakau’s) in Angriff genommen. In der später ergangenen Entscheidung wurden 
Hennings’ Ansprüche abgewiesen, ihm aber ex gratia 2000 bezw. 500 Acres 
zugebilligt. || Der Werth der Grundstücke wird auf 25600, bezw. 5080 Pfd. 
Sterl. angegeben. 

D. Osonovono (Nr. 781 des britischen Verzeichnisses. Am 17. August 
1868 haben die Herren R. Spowart und F. W. Hennings den Länderkomplex 
Osonovono von circa 820 Acres von den Häuptlingen Toga Kula und Tui Le- 
vuka für 5 Pfd. Sterl. gekauft, um eine Kaffeeplantage anzulegen. Das Grund- 
stück ging später in das alleinige Eigenthum von F. W. Hennings über und 
ist seither bis 1877 im ungestörten Besitz desselben verblieben. Im Jahre 
1875 suchte er für das genannte Gebiet ein crown grant nach, wurde aber 
am 21. August 1880 mit seinen Ansprüchen abgewiesen. Die Originalurkun- 
den sind sämmtlich der Landkommission eingereicht. || Der Werth des Grund- 
stücks wird auf 1600 Pfd. Sterl. angegeben. 

E. Nacula (Nr. 472 des britischen Verzeichnisses). || Die Firma F. W. 
Hennings verkaufte und lieferte im Jahre 1869 dem Häuptling Tui Bua 
1200 Schafe zu dem vereinbarten Kaufpreis von 870 Pfd. Sterl. Der Kauf- 
preis wurde durch Wechsel berichtigt. Als am Verfalltage die Wechsel nicht 
eingelöst werden konnten, schlossen Tui Bua und F. W. Hennings unter dem 
14, August 1869 einen Vertrag ab, wonach an Stelle des Kaufgeldes die Insel 
Nacula dem letzteren zum Eigenthum übertragen wurde. Der Vertrag ist im 
englischen Konsulat registrirt worden, und die Regierung des Königs Cakobau 
hat das Eigenthum des F. W. Hennings an Nacula stets anerkannt. || Die 
Landkommission entschied im Jahre 1878 dahin, dass die Reklamantin mit 
ihren Ansprüchen abzuweisen sei. | Der Werth von Nacula ist auf 3200 Pfd. 
Sterl. angegeben. 

F. Tui na Taci (im britischen Verzeichniss nicht aufgeführt). ! Mainwai- 
ring Hugh Frazer hat im Jahre 1871 die Strecke Tui na Taci, an der Küste 
von Tai Levu auf Viti Levu, den Eingeborenen abgekauft und 1873 mit einigen 
anderen kleinen Ländereien für 800 Pfd. Sterl. an die Firma F. W. Hennings 
weiter veräussert. Der Flächeninhalt dieses Grundstücks betrug 2000 bis 
2700 Acres. Die Landkommission bewilligte nur einen Theil dieses Grund- 
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stücks, welcher nach einer von dem Landdepartement ertheilten Auskunft Nr. 8382 
3000 Acres betragen sollte. Die lange Zeit später ausgestellte Besitzurkunde "a tear 
lautete indessen nur über 57 Acres. Die deshalb erhobene Beschwerde wurde 

mit der Begründung zurückgewiesen, dass die Vermessung nicht mehr ergeben 

habe. || Der Werth des Grundstücks ist auf 1215 Pfd. Sterl. angegeben. 

G. „Ura“ Taviuni (Nr. 31 des britischen Verzeichnisses). Es fehlen 
nähere Angaben. Der Flächeninhalt soll 589 Acres und der Werth 2945 Pfd. 
Sterl. betragen. 

H. Levuka (im britischen Verzeichniss nicht aufgeführt). | Die Regierung 
hat einem der Firma F. W. Hennings gehörigen Grundstücke in Levaka die 
Wasserfront entzogen und Erlaubniss gegeben, dass auf aufgefülltem Lande 
ein öffentliches Gebäude errichtet wurde, so dass das Henning’sche Grundstück, 
anstatt am Wasser zu liegen, jetzt auf die Hinterstrasse stösst. || Der Betrag 
einer eventuell beanspruchten Entschädigung ist nicht angegeben. 

L Die Firma Rabone Feez & Co. beansprucht ferner als Ersatz für die 
entzogene Benutzung sämmtlicher Ländereien seit 1875 die Zinsen desjenigen 
Kapitals, welches die Firma F. W. Hennings ihr zu jener Zeit schuldete 
und für welches sie sich die Landansprüche derselben hat abtreten lassen. || 
Die Zinsen jenes 82 000 Pfd. Sterl. betragenden Kapitals sind bis zum 18. Mai 
1882 auf 48142 Pfd. Sterl. berechnet. 

Zusammenstellung der Ansprüche, soweit dieselben in Geld ausgedrückt sind: 

A. Malaki . . . . . . . . . 2000 Pfd. Sterl. 
B. Korosoniatha . . . . . . _ 


. nn 
C. Vala Vala. . . . . . . . 25600 „ ” 

Natasa . . . . . . . . . 5080 „ ” 
D. Osonovono . . . . . . . . 1600 „ ” 
E. Nala . . . . . . . . . 3200 , » 
F. Tui na Taci . . . . . . . 1215 „ » 
G. „Ura“ Tavimi. . . . . . . 2945 „ ” 
H. Levuka . . eee -_—. pp ” 
L Zinsen bis 18. Mai 1882. . 48142 „ ” 





Summa. . . 89782 Pfd. Sterl. 


‚Reklamationen der Firma Rabone Fees & Co. aus eigenem Recht. 

Mittelst Hypothekenurkunde vom 1. Juni 1872 verpfändete die Regie- 
rung des Königs Cakobau in Fidji der Firma Rabone Feez & Co. in Sydney 
die Staatsländereien im Levonithale auf der Insel Ovalau, sowie 10000 Acres 
von den Privatländereien des Königs auf den Inseln Gau und Viti Leva für 
ein Darlehn von 2000 Pfd. Sterl. Im Jahre 1873 wurde ein Theil des Dar- 
lehns zurückgezahlt und die Ländereien anf den Inseln Gau und Viti Leva 
aus der Hypothek entlassen. Im Jahre 1874 erklärte sich die Regierung des 


Nr. 8882, 
Deutschland. 
7. Juni 1884, 


Nr. 8888. 
Deutschland. 
19, Juni 1884. 
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Königs Cakobau damit einverstanden, dass für den Rest der Schuld die noch 
verpfändeten Ländereien im Levonithale der Gläubigerin zu Eigenthum über- 
lassen würden. Ehe die hierüber geführten Verhandlungen ihren formellen 
Abschluss fanden, schloss die eben ins Leben gerufene Fidji Banking Com- 
pany mit der Regierung einen Vertrag, wonach ihr 10000 Acres Land, von 
denen ein Theil im Levonithale lag, überwiesen werden sollten. Es kam nun 
ein weiteres Abkommen zwischen der genannten Bank und der Firma Rabone 
Feez & Co. zu Stande, Inhalts dessen sich die erstere zur Uebernahme der 
noch nicht getilgten Hypothekenschuld verpflichtete, falls ihr die Regierung 
einen Besitztitel für das ganze Areal im Levonithale ausstellte. Die Regie- 
rung trat diesem Abkommen bei und händigte der Fidji-Bank eine Besitz- 
urkunde über das ursprünglich an Rabone Feez & Co. verpfändete Gebiet von 
2725 Acres sowie weitere 2025 Acres für eigene Rechnung aus. || Die ge- 
nannte Bank, welche inzwischen mit Aktiven und Passiven von der Bank of 
New Zealand übernommen wurde, verständigte sich mit der Firma Rabone 
Feez & Co. dahin, dass das überwiesene Land gemeinschaftlich bebaut und 
nutzbar gemacht werden sollte. || Bei der Landkommission wurde der Anspruch 
auf den bezeichneten Grundbesitz gemeinschaftlich geltend gemacht und während 
der Verhandlungen durch die Bank of New Zealand vertreten. Nachdem die 
Angelegenheit Jahre lang hingezogen war, erschien im November 1882 in der 
Royal Gazette eine öffentliche Bekanntmachung der Entscheidung des Gouver- 
neurs dahin, dass das Eigenthum der Reklamanten kaum an der Hälfte des 
gesammten Flächeninhalts anerkannt wurde. Das zugesprochene Land bestand 
ausserdem nur aus Bergland und Felsen, während die fruchtbaren Thalstrecken 
vorenthalten wurden. || Der Werth des entzogenen Landes wird auf 6 Pfd. Sterl. 
pro Acre angegeben. 





Nr. 8383. : DEUTSCHLAND. — Botschafter in London an denReichs- 
kanzler. — Granville schlägt Ernennung einer Kom- 


mission vor, - 
(Telegramm.) London, den 19. Juni 1884. 


Auf den Erlass vom 7. Juli beehre ich mich Folgendes gehorsamst zu 
berichten. || Ich habe die Fidjiangelegenheit mit Lord Granville wiederholt be- 
sprochen, habe ihm vorgestellt, wie ernst Euere Durchlaucht diese Sache auf- 
fassen. || Lord Granville hat mir erklärt, die grossbritannische Regierung habe 
die feste Absicht, Euerer Durchlaucht Wünschen zu entsprechen. Lord Gran- 
ville schlägt vor, eine Kommission, welche aus einem deutschen und einem eng- 
lischen Beamten besteht, zu ernennen. Dieselbe soll die einzelnen Entschädi- 
gungsansprüche prüfen und das Ergebniss dieser Prüfung den beiderseitigen 


Regierungen unterbreiten. 
Münster. 
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Nr. 8384, DEUTSCHLAND. — Staatssekretär des Ausw. an den 


deutschen Botschafter in London. — Annahme des - 
Vorschlages, 
(Telegramm.) . Berlin, den 21. Juni 1884. 
Wir sind mit Lord Granville’s Vorschlag einverstanden. Nr. 8884. 
Deutschland, 
Hatzfeldt. 21. Juni 1884. 





Nr. 8385. DEUTSCHLAND. — Botschafter in London an den Reichs- 
kanzler. — Granville bittet um Vorschläge für die 
Zusammensetzung der Kommission, 


London, den 4. Juli 1884. 

Euerer Durchlaucht beehre ich mich beifolgende Note Lord Granville’s Nr. 8385. 
nebst Anlage vom 3. d. M. ganz gehorsamst einzureichen. Lord Granville en: 
formulirt darin schriftlich seinen schon mündlich gemachten Vorschlag, unsere 
Beschwerden wegen Fidji’s einer gemischten Kommission zur Erledigung vor- 
zulegen. || Euere Durchlaucht bitte ich gehorsamst, mich eventuell durch Ueber- 
sendung eines Noten-Entwurfs in den Stand zu setzen, Lord Granville unsere 
Wünsche wegen der Zusammensetzung und des Vereinigungspunktes der Kom- 
mission mitzutheilen. || Die Beifügung des englischen Memorandums ist von 
nur retrospektivem Interesse. Lord Granville hat den darin noch vor vier 


Wochen eingenommenen Standpunkt aufgegeben. 
Münster. 


Anlage (Uebersetzung). 
Auswärtiges Amt (London), den 3. Juli 1884, 

Herr Botschafter, — In meinem Schreiben vom 9. Mai benachrichtigte 
ich Euere Excellenz, dass ein Memorandum vorbereitet werde, welches die 
verschiedenen, in dem mir durch Ihr Schreiben vom 8. April mitgetheilten 
Promemoria berührten, auf die Regelung der deutschen Landreklamationen auf 
Fidji bezüglichen Punkte besprechen solle. || Seitdem haben die stattgehabten 
weiteren Verhandlungei zu einer Vereinbarung geführt, dergemäss jene Re- 
klamationen durch beiderseitige Kommissare untersucht werden sollen, und es 
ist daher unnöthig, die Diskussion über die im deutschen Promemoria behan- 
delten Punkte fortzusetzen. Da Ihrer Majestät Regierung indess Werth darauf 
legt, dass jede bisher etwa gehegte Vermuthung, die Zusammensetzung des Tri- 
bunals oder seine Verfahrungweise sei direkt oder indirekt den Reklamationen 
deutscher Unterthanen nachtheilig gewesen, beseitigt wird, so füge ich ein mir 
von dem Staatssekretär für die Kolonien zugestelltes Druckexemplar des ver- 
sprochenen Memorandum hier bei*). || Ich sehe gern den Vorschlägen Ihrer Re- 


*) Nicht abgedruckt. Anm. des Weissbuchs. 
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Da gierung bezüglich der Ernennung von Kommissaren behufs Eröffnung der Unter- 

n s 

4. Juli 1884, suchung der fraglichen Reklamationen entgegen. || Ich beehre mich etc. 
Granville. 


Seiner Excellenz dem Grafen Münster. 








Nr. 8386. DEUTSCHLAND. — Botschafter in London an den engl. 
Min. des Ausw. — Wünsche bezüglich der Zusammen- 
setzung, desSitzes und der Thätigkeit der Kommission. 


" London, den 4. August 1884. 
Rave Euerer Excellenz gefällige Note vom 3. d. M. in der Fidjilandfrage habe 
4. Aug. 1884.ich nicht unterlassen zur Kenntniss meiner Hohen Regierung zu bringen. 

Erhaltenem Auftrage gemäss beehre ich mich darauf Folgendes zu erwidern: |! 
Meine Regierung nimmt mit Befriedigung davon Akt, dass sich die britische 
Regierung bereit erklärt hat, die auf den Landbesitz in Fidji bezüglichen Re- 
klamationen deutscher Reichsangehöriger durch eine gemischte Kommission 
untersuchen zu lassen. || Als Kommissar von deutscher Seite ist der Kaiser- 
liche Generalkonsul in Sydney, Dr. Krauel, in Aussicht genommen. || Bezüglich 
des britischen Kommissars erscheint der Wunsch gerechtfertigt, dass derselbe 
nicht aus den an Ort und Stelle befindlichen Beamten entnommen, sondern 
dass eine unparteiische, der lokalen Beeinflussung nicht unterworfene Persön- 
lichkeit von England aus entsendet werde. || Als Vereinigungspunkt der 
Kommission dürfte Levuka oder ein anderer, den Kommissaren besser geeignet 
erscheinender Ort der Fidji-Inseln ins Auge zu fassen sein. || Die Thätigkeit 
der Kommission würde nach Auffassung meiner Regierung sich dahin zu rich- 
ten haben, jede einzelne der anhängig gemachten Reklamationen — soweit 
nicht die betreffenden Reklamanten ihren Ansprüchen bereits entsagt oder mit 
den Entscheidungen der englischen Behörden sich einverstanden erklärt haben 
— einer genauen Prüfung zu unterziehen, die erforderlichen Beweisaufnahmen 
vorzunehmen und in den Fällen beiderseitigen *Einverständnisses selbständig 
die Entscheidung zu treffen. Ueber etwaige streitige Fälle würde die Kom- 
mission hinwegzugehen haben und die Erledigung derselben nach London zu 
transferiren sein, von wo aus Regierungsinstruktionen leichter eingeholt wer- 
den können. || Meine Regierung hofft, dass diese Vorschläge sich des Beifalls 
der britischen Regierung erfreuen werden. Im Falle des Einverständnisses 
glaubt dieselbe demnächst der Bezeichnung des britischen Kommissars sowie 
einer Aeusserung darüber, wann voraussichtlich die Kommission würde in 
Wirksamkeit treten können, entgegenschen zu dürfen. 
Münster. 
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Nr. 8387. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den deutschen 
Geschäftsträger. — Zustimmung zu diesen Vor- 
schlägen. 


(Uebersetzung.) 
Auswärtiges Amt (London), den 16. September 1884. 

Herr Geschäftsträger, — Ich beehre mich, Ihnen mitzutheilen, dass ich Nr Te 
wegen des Inhalts der Note des Grafen Münster vom 4. v. M., in welcher die britannien. 
Zustimmung der deutschen Regierung zu dem Vorschlage, die Reklamationen 18.Bapt.1684. 
der deutschen Unterthanen bezüglich der Fidji-Landfrage durch eine gemischte 
Kommission untersuchen zu lassen, erklärt und gewisse hiermit in Zusammen- 
hang stehende Vereinbarungeu vorgeschlagen werden, mit dem Staatssekretär 
des Kolonialamts in Verbindung getreten bin. || Indem ich Ihnen, Herr Ge- 
schäftsträger, die allgemeine Zustimmung Ihrer Majestät Regierung zu den 
Vorschlägen, welche in dem Schreiben des Grafen Münster enthalten sind, 
ausspreche, bin ich beauftragt, hinzuzufügen, dass Ihrer Majestät Regierung 
sich bemühen wird, eine baldige Absendung des britischen Kommissionärs 
zu bewirken, und dass Ihnen hierüber weitere Mittheilungen werden zu- 
gehen. || Ich habe etc. 

Für Lord Granville 
T. V, Lister. 
An Baron Plessen etc. 


Nr. 8888. 
Gross- 
britannien. 


19. Juli 1880. 


Angra: Pequena’). 


Nr. 8388. GROSSBRITANNIEN. — Gouverneur der Kapkolonie 
| (Frere) an den Min. der Kolonien (Kimberley)*) — Ein 
Artikel der Berliner Geographischen Nachrichten 
über deutsche Kolonisation in Afrika hat Aufsehen 

erregt [I, 1]. 


Government House, Cape Town, July 19, 1880. 

My Lord, — 1 have the honour to forward a translation**) of a remar- 
kable article by Ernst von Weber, published in the Berlin “Geographische 
Nachrichten“ for November last, which has attracted much attention among 
persons interested in South Africa. || It contains a clear and well argued state- 
ment in favour of the plan for a German Colony in South Africa, which was 
much discussed in German commercial and political circles even before the 
Franco-German War, and which was said to have been one of the immediate 
motives of the German mission of scientific inquiry which visited Southern 
and Eastern Africa in 1870—1871. || Recent events have drawn together the 
German and Dutch Republicans in this colony, whose feeling towards the Eng- 
lish Government is sufficiently indicated in Mr. Weber’s paper. I have &c. 

H. B. E. Frere, Governor. 
The Right Hon. the Secretary of State &c. 





*) Die folgenden Aktenstiicke sind den englischen Blaubüchern C— 4190 (August 1884), 
C—4262 und C—4265 (December 1884) entnommen. Die Depeschen, welche in Ueber- 
setzung auf Grund des deutschen Weissbuches bereits in Band XLIII publizirt sind, 
sind hier nicht wiederholt. Die hinter der Inhaltsangabe in [ ] enthaltenen Ver- 
weisungen geben die Nummern, unter welchen die Aktenstücke in den Blaubüchern 
(mit I, II und III bezeichnet) stehen. Anm. der Red. 

**) Nicht aufgenommen. Anm. der Red. 
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8389. GROSSBRITANNIEN. — Ausw. Amt an das Kolonial- 
Amt. — Eine deutsche Kolonie in Afrika hat keine 
Aussicht auf Unterstützung seitens der deutschen 
Regierung [I], 3). 


Foreign Office, September 22, 1880. 
Sir, — With reference to your letter of the 3rd instant, I am directed Nr. 8589. 


by Earl Granville to return to you Sir Bartle Frere’s Despatch, and to trans- britannien 
mit to you at the same time, to be laid before the Earl of Kimberley, copy 22-Sept.1880. 
of a Despatch from Her Majesty’s Ambassador at Berlin, to whom the Ar- 

ticle by Ernst von Weber was forwarded for any observations his Excellency 

might have to offer, from which it would appear, that the plan for a German 

Colony in South Africa has no prospect of success. || I am, &c. 


Julian Pauncefote. 
The Under Secretary of State, Colonial Office. 


Berlin, September 18. 1880. 

My Lord, — I have the honour to acknowledge the receipt of your 
Lordship’s Despatch of the 9th instant, enclosing Sir Bartle Frere’s Despatch 
of the 19th July, forwarding a translation of an Article by Ernst von Weber, 
in favour of a plan for a German Colony in South Africa, which in obedience 
to your Lordship’s instructions, is herewith returned. || Herr von Weber’s plan 
will not meet with any support either at the hands of the German Govern- 
ment or on the part of the German parliament, while German emigrants feel 
more attracted by a republican form of Government than by that of a Crown 
Colony. || The German Government fecl more the want of soldiers than of co- 
lonies and consequently discourage emigration. || The German parliament has 
marked its disinclination to acquire distant dependencies however advantageous 
to German enterprise, by the rejection of the Samoa Bill. || Under present 
circumstances therefore the plan for a German Colon in South Africa has no 
Prospect of success. || I have, &c. 

Odo Russell. 

The Earl Granville, K. G., &c. 





Nr. 8390. GROSSBRITANNIEN. — Geschäftsträger in Berlin(Wals- 
ham) an den engl. Min. des Ausw. — Die deutsche 
Regierung ist der Gründung von Kolonien nicht ge- 
neigt [I, 12]. 


Berlin, August 31, 1883. 
My Lord, — In your Lordshig’s Despatch of the 9th of September 1880, ne. 8890. 
Lord Ampthill’s attention was called to an alleged project for founding a Ger- Gros- 


rita | 
man colony in South Africa, and his Excellency was asked whether there was si Lane 188%, 


02 Angra Pequena. 


Nr 00. any likelihood of the scheme being officially supported by the German Go- 
britannien. vernment. In reply, Her Majesty’s Ambassador stated that’ neither the Ger- 
31.Aug.1888. man Government nor the German Parliament were at the time favourably in- 
clined to emigration from the Empire, nor to the acquisition of distaut 
dependencies, however advantageous to national enterprise the latter might 
appear to be. || I think it right to refer again to this question, as a short time 
ago the Press here published an account of the recent purchase from a 
Hottentot Chief by Herr Luderitz, a Bremen merchant, of territory in the 
Bay of Angra Pequena on the West Coast of South Africa, the extent of the 
territory being given at one hundred and fifty English square miles. || In al- 
luding to this purchase, the Press expresses its satisfaction at learning that 
the German Government have accorded protection to Mr. Luderitz’s underta- 
king; but it is also clear, that the amount of protection to be afforded is pre- 
cisely what would be granted to any other subject of the Empire who had 
settled abroad and acquired property. It would be a mistake to suppose that 
the Imperial Government have any present intention of establishing Crown 
colcnies, or of imitating, as the Press adds, the practice adopted by’ France 
of ussuming a protectorate over any territory acquired by a French traveller 
or explorer. || The German Government are opposed to any plan which might 
hemper their foreign relations, and I believe that what Lord Ampthill stated 
in his despatch, to which I have referred, is as true to-day as it was in 1880. | 
It is impossible in time of peace to put a stog to emigration from Germany, 
and therefore the Government may not be disinclined to see it assume a 
shape which, without compromising Germany, may have a certain national 
character, and lead to the development of the increasing foreign trade of the 
Empire. || I should mention, that even in the Press the Luderitz enterprise is 
never alluded to otherwise than as a “commercial colony“ — ,,Handelsnieder- 
lassung.“ || I have, &c. 
John Walsham. 
The Earl Granville, &c. 





Nr. 8391. GROSSBRITANNIEN — Ausw. Amt an das Kolonial- 
Amt. — Anfrage der deutschen Regierung, ob Eng- 
land die Suzeränetät über Angra Pequena in Anspruch 
nimmt [I, 15]. 


Foreign Office to Colonial Office. 


Foreign Office, September 22, 1883. 
Nr. 8391. Sir, — I am directed by Earl Granville to transmit to you herewith, to 
Me be laid before the Earl of Derby, copy of a Pro Memoria left at this office 
22.8ept.1888. by Baron Plessen, the German Chargé d’Affaires, in which inquiry is made as 


to whether Her Majesty’s Government claim the suzerainty over the Bay of 
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Angra Pequena. || In leaving this memorandum, Baron Plessen explained, that dues 
he was instructed only to ask for the information as to the suzerainty Of vritannien. 
England over Angra Pequena unofficially, for the private information of his 2Sert-1888. 
Government, who would also be glad to know, in case the suzerainty exists, 

on what grounds it rests. || Baron Plessen also asked in the same unofficial 

manner what view Her Majesty’s Government would take of the proceedings 

of M. Luderitz, who proposes to establish a trading establishment on the 

Bay of Angra Pequena, and whether they had any objection to them. || Lam, &c. 

Philip W. Currie. 
The Under Secretary of State, Colonial Office. 


(Translation.) 
Memorandum. 
Communicated by Baron Plessen, September 10, 1883. 

F. A. E. Luderitz, of Bremen, merchant, a subject of the German Em- 
pire, intends to establish factories on the coast territory between the Orange 
River and the Little Fish River on the West Coast of Africa. It appears from 
his statements, that in April last he acquired by purchase from a Hottentot 
chieftain an area of about 150 English square miles on the Bay of Angra 
Pequena in South-west Africa, and that in the month of August he embarked 
with a staff of workmen for Cape Town, with the view of proceeding thence 
to Angra Pequena and further into the interior. 

Since the project of Luderitz has been the subject of considerable dis- 
eussion in the German as well as in the English Press, being last mentioned 
in an article in the „Times“ of the ist of this month, it is the desire of the 
Imperial Government to be informed whether Her Majesty’s Government claim 
the suzerainty of the Bay of Angra Pequena. 





Nr. 8392. GROSSBRITANNIEN. — Administrator der Kapkolonie 
an den Min. der Kolonien. — Englische Ansprüche 
auf Angra Pequena [I, 31]. 


(Received November 28, 1883.) 
Government House, Cape Town, November 6, 1883. 

My Lord, — I have the honour to enclose, for your information, copies Nr. 8302. 
of two Minutes which I have received from Ministers calling attention to the beine. 
present position of the port of Angra Pequena, and the unannexed territory 6 Nor. 1888. 
on the west coast. || I have &e. 

L. Smyth, Lieut.-General, 
Administrator and High Commissioner. 
The Right Hon. the Earl of Derby, &c. 


Nr. 8892. 
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Ministers to Administrator. 


(Minute.) 
Colonial Secretary’s Office, Cape Town, October 31, 1883. 
Ministers have the honour to forward, for the information of his Excel- 
lency the Officer Administering the Government, a letter from Captain John 
Spence, a merchant in this city, forwarding copies of two Deeds of Cession 
of a certain tract of country situate on the west coast of Africa, between 
Walfisch Bay and the boundary of the Colony, made in 1863 and 1864 re- 
spectively, and signed by David Christian, the Chief of the Bondezwart Hot- 
tentot tribe. || Ministers do not think it necessary to make any observations, 
as to the validity or otherwise of these documents, which affect private rights 
beyond the boundary of the Colony; but they think it right to call the at- 
tention of his Excellency to the fact that the existence of such claims may 
very possibly affect the question which has been raised by the recent alleged 
purchase by German traders of land in the same locality. 
John X. Merriman, 
Commissioner for Colonial Secretary. 


Captain Spence to Ilon. John X. Merriman. 
Cape Town, October 29, 1883. 

Sir, — With reference to the report, that certain German traders are 
about to settle at Angra Pequena, and to take possession of the adjacent ter- 
ritory, and that this measure is favoured by the German government, I beg 
to bring to the notice of his Excellency the Administrator of Government the 
fact that British subjects have for years been in possession of a valuable 
tract of country near Angra Pequena, under a grant from the native Chief, 
the late David Christian. || I enclose copy of the grant, dated 21st September 
1863, and the original, for comparison. || The lands were acquired by an Eng- 
lish syndicate, with the object of developing the trade into south-western 
Africa, and to explore and work the mines of copper and silver which are 
known to exist in the locality. || A large sum has been expended in pro- 
specting and determining the existence of the minerals, and testing the quality; 
but more active opcrations have been for some time suspended until further 
means could be raised to construct available roads. || But if the German Co- 


lony is permitted to take possession of the country, without some protection 


to existing British interests being guaranteed, the proprietors of the tract of 
land in question will be deprived of the property which they have hitherto 
possessed and on which they have expended a large sum of money. || On be- 
half, therefore, of these proprietors, whose interest I represent, I respectfully 
bring their case to the favourable consideration of his Excellency, and to pray 
that he will be pleased to represent our case to the Imperial authorities, 
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whose interposition we respectfully solicit with the German government. || a oe 

I have, &c. J. Spence. britannien. 

The Hon. John X. Merriman, 6. Nov. 1888. 
Minister for Crown Lands and Public Works. 


Monday, September 21, 1863. 

I, David Christian, the acknowledged Chief of the territory called Great 
Namaqualand, hereby grant to Captain B. Sinclair and his employers, Messrs. 
de Pass, Spence, & Co., of Cape Town, the tract of coast land from Baker's 
Cove to Angra Pequena, and inland to the 15.50 degree of east longitude, 
and I affixed my signature to the same in the presence of witnesses. || Further, 
1 grant to them, and them only, the right of working mines for any kind of 
minerals in any part of my territory, binding myself to protect them, by force 
if need be, against any party or parties who may try to operate in the same way 
(viz., mining) and prevent them from so operating, unless de Pass and Spence, 
consent to their doing so, and a remuneration accepted by them, de Pass and 
Spence half of which I am to receive. 

Witness: W. Goodman. George Robinson. 
Isaak Frederick. 


To all to whom it may concern. || Whereas David Christian, the Chief of 
the territory called Great Namaqualand, did, on the 21st day of September 
1863, grant unto Captain Benjamin Sinclair, on behalf of his employers 
Messrs. de Pass, Spence & Co., of Cape Town, Merchants, the tract of coast 
and from Baker’s Cove to Angra Pequena, extending inland to the fifteenth 
degree, 50 miles of east longitude, or about 55 miles inland. And whereas I 
did further grant to them the sole and exclusive right of working mines for 
any description of minerals within the above-mentioned territory, under the 
guarantee of my protection against all attempts on the part of third parties 
to dispossess them of the same, or to interfere with the monopoly. I hereby 
granted to said de Pass, Spence & Co., subject known to the conditions that, 
in case the said de Pass, Spence & Co. shall consent to such third parties 
working mines in the before-mentioned territories, hereby granted, one clear 
half of the consideration, if any, paid by such third parties for such consent, 
shall be paid over to me. || And I further grant to said de Pass, Spence & Co. 
& certain mountain called “Nambor Raphonberg,“ with two miles of ground 
round base of said mountain. || This mountain was inspected by Messrs. P. G. 
van der Byl, J. Spence and B. Sinclair, in the month of December 1864, 
with the Captain (David Christian) and his Raad. || It is hereby further under- 
stood and agreed, that the said de Pass, Spence & Co. shall pay to Captain 
David Christian, or whom may succeed him, the sum of twenty shillings ster- 
ling per ton of 21 cwts. of copper ore that the said de Pass, Spence & Co. 
may ship from Angra Pequena or Pomona from the aforesaid mountain. || De 
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Nr. a. Pass, Spence & Co. shall have the right of working the mine at “Nambor 
britannien, Raphonberg“ for the term of forty years from this date. 
6. Nov. 1863. Executed at i Kuies, this 9th day of December, 1864. 
David Christian. 
Witness to D. Christian’s mark:— 
H. Kreft. George Robinson. 
We, the undersigned, approve of the foregoing agreement between Captain 


David Christian and Messrs. de Pass, Spence & Co,: 


Joseph X Francks. Thomas X Klaase. 
Petrus X Boy. Paul < Bantam. 
Johannes X Jacob. Saul X Francks. 
Isaak X Frederick. Johannes X Minie. 
Klass >< Francks. Adam X Lambert. 
Lasanes >< Bantan. Job x ByL 


Witness to the above marks of the members of the Raad. 
H. Kreft. Georges Robinson. 


Ministers to Administrator. 
(Minute.) Colonial Secretary's Office, Cape Town, Cape of Good Hope, 
October 31, 1883. 

In returning the Despatch from the Right Honourable the Secretary of 
State for the Colonies, with enclosures on the subject of the settlement effected 
by certain German traders at or near Angra Pequena, Ministers have to ex- 
press their thanks for the information afforded. || It is impossible to ignore 
the complications which may arise from the creation of a rival interest in a 
country which has hitherto been considered as a kind of commercial depen- 
dency of this Colony, or from the inevitable interference in the interminable 
Native feuds which devastate that part of South Africa by Europeans who pro- . 
fess to acquire anything like a permanent footing in the country. || The policy 
of the Colonial Government, which has been at different time approved by Her 
Majesty’s Government, has been to endeavour to regulate the supply of arms 
introduced through the south-west coast, and with this object, infer alia, in 
1875 the Colonial Parliament consented to undertake the responsibility for the 
Government of Walfisch Bay, which after some delay was, in March 1878, 
with the full concurrence of the Right Honourable the Secretary of State for 
the Colonies, formally annexed to the British Empire, on the understanding 
that the expenses arising therefrom should be defrayed by the Colony. || The 
tract of country then annexed consisted of the harbour of Walfisch Bay and 
a small rayon of surrounding country, and it has since been occupied by a 
magistrate, appointed by, and acting under the instructions of, the Government 
of the Cape Colony. || For a short time after the annexation, a resident was 
appointed with the Damara chief at Okohandja, some distance in the interior; 
but this officer was with drawn in consequence of complications arising out of 
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inter-tribal disputes. || The coast between Walfisch Bay and the Orange River Nr. 839. 
consisting as it does of shifting sand-hills, with one or two fairly commodious Nr 
harbours, has never been formally annexed to the British Empire, unless the 6. Nov. 1888, 
action to which allusion will be hereafter made, can be considered to consti- 
tute a formal act of possession. || Certain small barren islets, valuable only 
for their guano deposits, lying a short distance from the mainland, were, how- 
ever, annexed to the Colony in the year 1867, by a formal act of legislature, 
and the revenue derived from the lease of them has been paid into the Colonial 
Treasury. || The belt of sand-hills is pierced at one or two places by tracks, 
which give access to a less barren country inhabited by the Namaqua Hottentots, 
a congeries of small clans, some indigenous, others refugees from the Cape 
Colony, indolent, thriftless nomads, with a curious facility for adopting a queer tra- 
vesty of European religion and forms of Government unknown to the Negroid tribes. | 
The whole of the country is believed, from indications brought to light by 
superficial prospecting, to be surpassingly rich in mineral deposits, chiefly 
copper, though on the coast silver ore of great richness has been worked. | 
The trade with the interior has hitherto been carried on either through Wal- 
fish Bay, or by traders who start from the Cape Colony and make their 
way inland from the several small harbours between that port and the mouth 
of the Orange River. || In the years 1863 and 1864 a Cape Town firm, Messrs. 
de Pass, Spence & Co., purchased a tract of country, marked on the map 
annexed, extending from Angra Pequena for a considerable distance south- 
ward, with the mineral rights attached, from the Hottentot chieftain, who was 
the ruler of the horde occupying the part of the interior country adjacent to 
it. The deeds of cession, which have been forwarded under a separate Minute, 
appear to have been made with the consent of the representatives of the tribe, 
and to be regular as far as the chief’s rights of disposal extended. || No at- 
tempt was made to obtain recognition of this cession from either the Impe- 
rial or Colonial Government, and beyond an effort that was made to develope 
a silver mine on the coast, abandoned after a few months, the rights of pos- 
session, whatever they might have been, were suffered to lie dormant. || In the 
early part of this year a party of Bremen merchants appear to have purcha- 
sed from a chief, who is in one report styled the Captain of Bethany, a 
piece of ‘ground for a trading station, at a price stated in one account as 
100 guns and 2001. cash, in another as 200 guns and 1001 in cash. || This 
party has established itself, and reports have been freely circulated m the 
press that they have the protection and approval of the German Gouvernment 
in their enterprise. || They are reported to have distributed a considerable 
quantity of ammunition gratis, and the Resident Magistrate of Walfisch Bay 
mentions a report, which has reached him, to the effect that they have sup- 
plied the Hottentots with goods of all kinds at two months’ credit, warning 
them that, if payment is not then forthcoming, it will be enforced. || Whatever 
the value of these reports may be, it is clear that the establishment of a 
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trading station of this kind, must put an end to all hopes of any control 
over the import of arms and ammunition to South-western Africa, while, in 
other respects, the establishment of what is practically a free port will lead 
to a very great disturbance of the ordinary trade which has hitherto existed 
with the Colony. At the same time, the creation of separate proprietary 
rights may very possibly tend to complications and disputes, of an extremely 
inconvenient kind, among the different European interests on the coast. || Mi- 
nisters are glad to learn from ithe despatch and enclosures from the Right 
Hon. the Secretary of State for the Colonies, dated 18th September 1883, 
that the nature of the German enterprise has been considerably misrepresen- 
ted, and that the undertaking may be looked on as a purely commercial and 
in no sense & national one. It is difficult indeed to imagine, that any serious 
idea could have been entertained of establishing a Colony, in the ordinary 
sense, upon so inhospitable a spot; but it is quite within the bounds of pos- 
sibility that, as an inlet for interior trade, or on account of the hitherto un- 
developed mineral wealth, the possession of a territory on this coast might 
be of very considerable value. || Ministers have thought it right briefly to call 
attention to the facts connected with this occupation, and to point out the 
grave consequences which will ensue from the unrestrained trade in arms and 
ammunition, and from the possible disputes between Europeans of different 
nationalities beyond the borders of any civilized jurisdiction, but yet suffici- 
ently close to a very large and singularly mixed population, which is sure to 
take a lively interest in any quarrel that may arise. || They would venture 
to express their opinion that the present would be a suitable occasion to 
define more accurately than hitherto the position of this coast with regard to 
the exercise of sovereign rights. || It appears, that as far back as 1796, as 
reported by Commodore Blanket*), a Captain Alexander, in Her Majesty’s Sloop 
“Star”, landed upon Angra Pequena—25° 40’, Walfisch Bay—22° 50', Wynd- 
ham’s Bay—16° 44', and Alexander’s Bay—15° 22°, taking formal possession 


— — re ms 


*) Colonial Office Records. Cape.of Good Hope. 1796. Vol. 8. 
„America,“ Table Bay, February 17, 1796. 

Sir, — When I had the honour to address you last, I mentioned to you that I 
had despatched Captain Alexander in His Majesty’s sloop ‘‘Star” to examine the coast 
to the northward. He returned yesterday, having proceeded as far as 15° South, and 
has found several bays affording good shelter and excellent anchorage, but entirely 
destitute of wood and fresh water. The names of those bays are St. Hellen’s in 32° 80°, 
Angra Pequena 26° 40‘, Spencers Bay 25° 40’, Walwish Whalefish Bay 22° 55‘, Wynd- 
ham’s Bay 16° 44’, and Alexander’s Bay 15° 22’. Wherever he landed he took posses- 
sion in His Majesty’s name by hoisting the King’s colour, firing three volleys and tur- 
ning over the soil. He saw few of the natives, and those seemed to avoid his people. 
In the Bay of Angra Pequena, he found two English whale fishers, who informed him 
that in the last season there were thirty ships fishing from Thompson’s Island (alone), 
which is in 27° South, and that they had all good success; one half of these ships were 
Americans. He found all the bays full of seals, so that this coast seems to offer a 


Le 
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inter-tribal disputes. || The coast between Walfisch Bay and the Orange River a 8392. 
consisting as it does of shifting sand-hills, with one or two fairly commodious britenaien: 
harbours, has never been formally annexed to the British Empire, unless the 6. Nov. 1888. 


action to which allusion will be hereafter made, can be considered to consti- 
tute a formal act of possession. || Certain small barren islets, valuable only 
for their guano deposits, lying a short distance from the mainland, were, how- 
ever, annexed to the Colony in the year 1867, by a formal act of legislature, 
and the revenue derived from the lease of them has been paid into the Colonial 
Treasury. || The belt of sand-hills is pierced at one or two places by tracks, 
which give access to a less barren country inhabited by the Namaqua Hottentots, 
a congeries of small clans, some indigenous, others refugees from the Cape 
Colony, indolent, thriftless nomads, with a curious facility for adopting a queer tra- 
vesty of European religion and forms of Government unknown to the Negroid tribes. ! 
The whole of the country is believed, from indications brought to light by 
superficial prospecting, to be surpassingly rich in mineral deposits, chiefly 
copper, though on the coast silver ore of great richness has been worked. | 
The trade with the interior has hitherto been carried on either through Wal- 
fish Bay, or by traders who start from the Cape Colony and make their 
way inland from the several small harbours between that port and the mouth 
of the Orange River. || In the years 1863 and 1864 a Cape Town firm, Messrs. 
de Pass, Spence & Co., purchased a tract of country, marked on the map 
annexed, extending from Angra Pequena for a considerable distance south- 
ward, with the mineral rights attached, from the Hottentot chieftain, who was 
the ruler of the horde occupying the part of the interior country adjacent to 
it. The deeds of cession, which have been forwarded under a separate Minute, 
appear to have been made with the consent of the representatives of the tribe, 
and to be regular as far as the chief’s rights of disposal extended. || No at- 
tempt was made to obtain recognition of this cession from either the Impe- 
rial or Colonial Government, and beyond an effort that was made to develope 
a silver mine on the coast, abandoned after a few months, the rights of pos- 
session, whatever they might have been, were suffered to lie dormant. || In the 
early part of this year a party of Bremen merchants appear to have purcha- 
sed from a chief, who is in one report styled the Captain of Bethany, a 
piece of ‘ground for a trading station, at a price stated in one account as 
100 guns and 2001. cash, in another as 200 guns and 1001 in cash. || This 
party has established itself, and reports have been freely circulated m the 
press that they have the protection and approval of the German Gouvernment 
in their enterprise. || They are reported to have distributed a considerable 
quantity of ammunition gratis, and the Resident Magistrate of Walfisch Bay 
mentions a report, which has reached him, to the effect that they have sup- 
plied the Hottentots with goods of all kinds at two months’ credit, warning 
them that, if payment is not then forthcoming, it will be enforced. || Whatever 
the value of these reports may be, it is clear that the establishment of a 
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Nr. 8394. GROSSBRITANNIEN. — Kolonialamt an die Admiralität. 
— Sind Berichte englischer Schiffe über frühere 
englische Annexionen bei Angra Pequena vorhanden? 
I, 34.) 


Downing Street, December 12. 1883. 
gi nie Sir, — With reference to previous correspondence respecting the sove- 
britaunien, Feignty of the Bay of Angra Pequena and adjacent territory, I am directed 
12. Dec. 1888. by the Earl of Derby to transmit to you to be laid before the Lords Com- 

missioners of the Admiralty, an extract of a minute addressed by the Mini- 
stry of the Cape Colony to the Administrator on this subject. | 2. It would 
appear probable from this minute, and also from the report of Captain 
Church of H, M. 8. “Boadicea” dated Ath ultimo, of his recent visit to that 
locality that the territory in question has already been taken possession of in 
the name of Her Majesty, and that a formal and distinct proclamation of the 
frat is all that would now remain necessary to establish the Queen’s sove- 
reignty. Before, however, taking any further steps in the matter, Lord Derby 
would be glad to know whether their ‚Lordships have any record of the pro- 
ceedings of Her Majesty’s Ships referred to by the Cape Ministry and by 
Captain Church, or of any confirmation or disallowance of these proceedings 
by Her Majesty’s Government. || I have &c. 
John Bramston. 
The Secretary to the Admiralty. 


Nr. 8395. GROSSBRITANNIEN. — Admiralitat an das Kolonial- 
amt. — Uebersendung der verlangten Berichte. [I, 36.] 


Admiralty, December 27, 1883. 

Nr. 8895. Sir, — With reference to your letter of the 12th instant, transmitting an 
a extract of a minute addressed by the Ministry of the Cape Colony to the Admini- 
27. Dec. 1883. strator on the subject of the sovereignty of the Bay of Angra Pequena, and as- 
king if there is any record in this Department of the territory in question ha- 

ving been already taken possession of in the name of Her Majesty, I am com- 

manded by my Lords Commissioners of the Admiralty to transmit to you, for the 

Earl of Derby’s perusal, the accompanying memorandum, giving all the in- 
formation on the subject contained in the records of the Admiralty. || I am, &c. 


G. Tryon. 


The following information is derived from Admiralty Records:— 

1. H. M. 8. “Grecian” visited Angra Pequena in 1851; but there is no- 
thing to show, that the ship took possession of any portion of land on behalf 
of the Crown : 

2. Proséedings of H. M. S. “Furious” in 1861. — It would appear, that 
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Her Majesty’s Government on ist April 1861 decided to annex Ichabo Island Nr. 8895. 
(24 miles north of Penquin Island, Angra Pequena) to the Crown, and in June pritannien. 
1861 Captain Jones, of H. M. S. “Furious,” was ordered by the Commander- 27. Dec. 1888. 


in-Chief at the Cape of Good Hope to visit Ichabo on his passage to England, 
and take possession of it, and declare the said Island a dependency of the 
Government of the Cape of Good Hope. || Captain Jones reported to the Admi- 
ralty, in letter dated 20th August 1861, that on 21st June 1861 he took 
possession of Ichabo Island. and put up a notice to the following effect: — | 
“This Island of Ichabo is this day taken possession of, for, and in the name 
of, Her Britannic Majesty Queen Victoria, and ishereby declared a despen- 
dency of the Government of the Cape of Good Hope. 

21st June 1861. Oliver J. Jones, 

Captain H.B. M.S. ‘Furious’.” 

All claims as to right of soil or territory on Ichabo are to be made to 
His Excellency the Governor of the Cape Good Hope. 

“God save the Queen.” 

These proceedings of Captain Jones were communicated to the Colonial 
Office in letter dated 24th August 1861. || It must be observed, that the 
“Furious” did not call at Angra Pequena in 1861 on her way to Ichabo . 
Island. 

Early in 1864, in a correspondence between the Admiralty and Colonial 
Office relative to a statement in Commander-in-Chief’s letter No. 248, dated Si- 
mon’s Bay, 17th December 1863, that “Penguin Island, Angra Pequena, was an- 
nexed to this (Cape) Colony in August 1861,together with Ichabo and others, 
asa guano island, by a Proclamation of Sir George Grey, subject to the approval 
or disallowance of Her Majesty’s Government; but it does not appear to have 
been confirmed or noticed in any way from home.” The Admiralty were in- 
formed by the Colonial Office, 8th February 1864 that “the Island of Ichabo 
was taken possession of in June 1861, as the Lords Commissioners of the 
Admiralty are aware, by Captain Jones of H. M. S. ‘Furious’, with the sanc- 
tion and under the orders of Her Majesty’s Government. But, until the arri- 
val of the present mail, the Duke of Newcastle never heard of the Act by 
which Sir George Grey assumed to declare Penguin Island and certain: other 
rocks and islets on the same part of the Coast of Africa as Ichabo to be 
British territory. || This measure was not submitted to, and has not been con- 
firmed by, Her Majesty’s Government, and it is very doubtful whether in that 
event the Act would in the meanwhile be valid as a point which cannot be 
determined without legal advice. But the opinion of the Law Officers has 
been sought, arising out of the case of the ‘Saxon,’ which occurred in the 
waters where some of these islands are situated, and the result will be com- 
municated to the Lords Commissioners of the Admiralty.” | 

3. Proceedings of. H. M. S. “Valorous” in 1866. — On 9th February 
1866 Her Majesty’s Government sanctioned the annexing to Cape Colony of 
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Penguin and other small islands; and in May the “Valorous” left Simon’s Bay 
to carry out this annexation. || Commodore Cockburn reported to the Admiralty, 
in letter dated Simon’s Bay, 8th June 1866, that their Lordships’ order to 
take possession of the Penguin Islands has been duly performed by Captain 
Forsyth in H. M. S. “Valorous”. || The group consists of a range of small is- 
lands or rocks, the resort of birds, and are useful in giving guano; they ex- 
tend from Hollam’s Bird Island, in latitude 24° 38° S., longitude 14° 23’ EE, 
to Sinclair’s Island, in latitude 27° 41’ S., longitude 15° 31’ E.; Ichabo for- 
ming about the centre. 
Admiralty, 27th December 1883. 





Nr. 8396. GROSSBRITANNIEN. — Die Kap-Minister an den Ad- 
ministrator. — Empfehlen Annexion der ganzen Süd- 
West-Küste. [I, 42. 


Colonial Secretary’s Office, Cape Town, January 30, 1884. 


In returning to His Excellency the Administrator the despatch forwarded 
in his Minute 1884, from the Right Honourable the Secretary of State, dated 
the 13th December 1883, which invites a further expression of opinion on the 
subject of Walfisch Bay, Ministers can only repeat the opinion recorded in 
their Minute of the 3rd October 1883, as to the necessity for this question 
of the south-west coast beyond the borders of the Colony being taken into 
consideration by Her Majesty’s Government with a view of placing it under, 
at any rate, the formal sovereignty of some recognised power. Ministers have 
already drawn attention to the possible consequences which may arise from 
the presence of rival traders of different nationalities in a territorry to which 
both lay claim by right of purchase, and where there already exist elements 
of discord in the shape of a number of petty marauding tribes, who may be 
relied on to join in any adventure which holds out a promise of drink or 
plunder without the penalty of hard work. Later advices from the spot con- 
firm the apprehensions expressed by them, that a practically unlimited free 
trade in arms and ammunition has already been set up which cannot but 
prove entirely destructive to all efforts which the Colonial Government may 
make to control the trade; efforts which have been a different times repea- 
tedly pressed upon this Government by the Right Honourable the Secretary 
of State. The original annexation of Walfisch Bay was mainly undertaken 
with a view of giving some sort of control over one of the main inlets of the 
trade in munitions of war; and Ministers would venture to remind the Right 
Honourable the Secretary of State that it has been conducted without any 
charge to Her Majesty’s Government. They desire, in reply to the request 
contained in the despatch under reply, to put on record their opinion that, 
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in the present circumstances of South Africa, the interests of order and civi- 
lization would be best served by the annexation to the Empire of the re- 


Nr. 8896. 
Gross- 


britannien. 


mainder of the coast from the Portuguese Possessions to the Orange River, 30.Jan. 1884. 


and by the issue of a commission to the officer who may be charged with 
the administration of the Government of the Cape of Good Hope as Governor 
of the territory in a manner similar to that which was followed in the case 
of the territories of Tembuland and St. John’s River, leaving the question of 
the settlement of the amount of effective control and the provision to be made 
in that behalf to be arranged. between Her Majesty’s Government and the 
Government of the Colony. || Such a course would, in their opinion, not only 
provide for cases similar to that under notice at Walfisch Bay, but would at 
‘the same time meet any emergency which might possibly arise out of the 
complications which they have brought to the notice of the Right Honourable 
the Secretary of State in their Minute above quoted. 
John X. Merriman,*) 
Commissioner, for the Colonial Secretary. 





Nr. 8397. GROSSBRITANNIEN. — Min. der Kolonien an den Ad- 
ministrator der Kapkolonie, — Ist die Kapregierung 
bereit, Angra Pequena zu übernehmen? [I, 39. 


Downing Street, February 5, 1884. 
Sir, — With reference to your despatch of the 6th of November last**) 
I have the honour to inform you, that on the 3rd instant I sent you a tele- 


Nr. 8397. 
Gross- 
britannien. 


gram, in which I inquired whether there was any prospect of your Government 5. Febr. 1884. 
undertaking the control of Angra Pequena in the event of that place being — 


declared British, as it might, I informed you, be difficult otherwise to resist 
the representation made by the German Government that, failing other pro- 
tection for German subjects there, they would be compelled to assume juris- 
diction over the place. || 1 have &c. 

Derby. 


The Officer Administering the Government. 


—— — 


*) Before this was received (23. Februar 1884. A. d. R.) the Ministry, of which 
Mr. Merriman was a member, had retired from oftice. 

**) Die Antwort der Kapregierung vom 6. Februar [I, 40] sowie die denselben 
Gegenstand betreffende telegraphische Korrespondenz zwischen Derby und der Kap- 
regierung; (Telegramme vom 7. Mai, 29. Mai, 17 Juni, 9. Juli (I, 45, 54, 60, 71] sind 
nicht besonders abgedruckt, da sie in der Depesche Derby’s vom 4. December 1884 
(Nr. 8423 Absatz 15 und 16) wörtlich reproduzirt sind. - Anm. d. Red. 
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Nr. 8398. GROSSBRITANNIEN. — Kolonial-Institut an das Ko- 
lonialamt. — Befürwortet die Ausschliessung frem- 
der Mächte von der Süd-West-Küste Afrika’s. {I, 52.] 


. 15, Strand, W. C. May 28, 1884. 

Mr. 8398. My Lord, — I am directed to inform jour Lordship, that the Council of 
- britannien, the Royal Colonial Institute have been much concerned at observing recent 
38. Mai 1884. announcements of measures said to have been taken by the Government of 

His Imperial Majesty the Emperor of Germany for the acquisition by that 
country of the Bay of Angra Pequena and adjacent territory on the south- 
west coast of Africa. || Being deeply impressed with the great importance of 
these possessions to the political and commercial interests of Great Britain 
and her South-African Colonies, the Council would respectfully urge upon Her 
Majesty’s Government to maintain the right which your Lordship has claimed 
to exclude foreign powers from the occupation of this valuable harbour and 
the coantry adjacent thereto. || I have &c. 
J. S. O’Halloran, 
The Right Hon. the Earl of Derby, K. G., Secretary. 
H. M. Secretary of State for the Colonies 


Nr. 8399. GROSSBRITANNIEN. — Kolonialamt an das Ausw. 
Amt. — Die Kapregierung ist zur Uebernahme Angra 
Pequena’s bereit. [I, 55.) 


Downing Street, June 2, 1884. 
Sir, — With reference to your letter of the 22nd ultimo, and to pre- 
Nr. 8399. vious correspondence on the subject of the sovereignty of Angra Pequena, I 
Gros- am directed by the Earl of Derby to transmit to you, to be laid before Earl 
Aue Granville, a copy of a telegraphic despatch from the Governor of the Cape 
Colony *), reporting that his Ministers have decided to undertake the control of 
the coast line from Orange River to Walfisch Bay. || 2. Lord Derby would 
suggest, that the German Government be informed that after careful conside- 
ration and communication with the Government of the Cape Colony, Her 
Majesty’s Government have decided that arrangements shall be made for gi- 
ving protection under the British flag to any persons, German as well as 
English, who may have duly acquired concessions, or established commercial 
enterprises, on the coast between these two points; that as full consideration 
will be given to the claims and wishes of German subjects on that coast as 
to those of British subjects; but that as the correspondence indicates that there 
may be a greater or less incompatibility between the claims of Mr. Luderitz 
or other German subjects and those of Messrs. Sinclair and Spence or other 
British subjects on this coast, it would seem desirable to appoint a joint 





*) Vom 29. Mai 1884. Vgl. Anmkg. zu Nr. 8397. 
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Commission to report upon all such claims, in order that they may be so Nr. 83%. 
clearly and authoritatively defined that there shall be no risk of disputes or britanaton 
collisions hereafter, which would be a matter for much regret. || 3. Lord Derby 2: Jusi 188. 


understands, that a German ship-of-war is likely to visit the spot, and it ap- 
pears to him that, for this purpose, it might be convenient to associate the 
naval officer commanding it with a British naval officer. If, however, the 
German Government should prefer another constitution of the joint Com- 
mission, such a proposal could of course be entertained. || 4. I am to add, that 
it would seem desirable to send a British ship-of-war without delay to Angra 
Pequena, in order that there may be no ground for alleging that the conti- 
nued absence of British protection has rendered German intervention neces- 
sary. || I am, &c. 
Robert G. W. Herbert. 

The Under Secretary of State, Foreign Office. 





Nr. 8400. GROSSBRITANNIEN. — Gouverneur der Kapkolonie 
an den Min. der Kolonien. — Die Kapkolonie will 
die Regierung der Küste vom Orange-Fluss bis Wal- 
fisch-Bay und die Kosten derselben übernehmen. 
[I, 63.] 


(Received June 26, 1884.) 
Government House, Cape Town, June 4, 1884. 


My Lord, — With reference to my telegram of the 29th ultimo, I have nr. 8400. 


the honour to enclose for your information a copy of a Minate which I have 


received from Ministers, expressing their readiness to recommend Parliament 4. Juni 1884. 


to undertake the control and cost of the coast line from the Orange River to 

Walfisch Bay. || I have, &c. | 
Hercules Robinson, High Commissioner. 

The Right Hon. the Earl of Derby, &c. 


Ministers to Governor and High Commissioner. 

Minute. | Colonial Secretary’s Office, Cape Town, May 29, 1884. 

With reference to the Minute of his Excellency the Governor of the 9th 
instant, transmitting, for the consideration of Ministers, a telegram from the 
Right Honourable the Secretary of State for the Colonies relative to Angra 
Pequena, and the reply of the late Administration thereto, Ministers have the 
honour to state that, like their predecessors, they would have preferred to avoid 
any extension of responsibilities in connection with the west coast, but, under 
the special circumstances, some such extension seems to be unavoidable. || Two 
courses would appear to be open; first, a declaration of British jurisdiction over 
the coast line to the depth of five or ten miles inland from the Orange River - 


Nr. 8400. 
Gross- 
britannien. 
4. Juni 1884. 


Nr. 8401. 
Gross- 
britannien. 


27. Juni 1884. 
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to the boundary of the Portuguese settlements, and also over such islands ad- 
jacent to the coast as have not already been annexed to this Colony or de- 
clared to be British territory; or, secondly, the annexation of that coast line, 
or part thereof, together with the adjacent islands, to this Colony. The first 
of these courses would, for many reasons, be the more satisfactory; and, while 
retaining British jurisdiction over the coast line merely, it would entail no ex- 
penditure upon Her Majesty’s Imperial Government. || If it be adopted, power 
should be given to govern the ports, such as Walfisch Bay, which is now under 
British jurisdiction, Sandwich Harbour and Angra Pequena, by means of a 
Commission similar to that under which the Port of St. John is now governed, 
the cost of such government being borne by this Colony. || If, however, the 
course suggested be deemed inexpedient, Ministers will be prepared to lay be- 
fore Parliament the proposals necessary for carrying into effect the alternative 
suggestion to the extent of the coast line between the Orange River and Wal- 
fisch Bay. || Responsibility for Walfisch Bay has already been undertaken by 
the Colonial Government, although there has been no formal act of annexation 
to the Colony. Further, by an Act of the Colonial Legislature, No. 4, of 1874, 
the following islands, islets and rocks on the coast line between the Orange 
River and Walfisch Bay have been annexed to this Colony, that is to say, 
Hollands Bird Island, Mercury Island, Long Island, Seal Island, Penguin Island, 
Halifax Island, Possession Island, Albatross Rock, Pomona Island, Plum Pudding 
and Roast Beef or Sinclair’s Island. || Accordingly, the additional responsibility 
to be incurred by the Colony would arise from the control of the coast line 
and harbours only, as Ministers do not desire to extend the responsibilities of 
the Colony into the interior. || In the event of annexation to the Colony being 
sanctioned as proposed, so as to include Walfisch Bay, but no higher, Ministers 
would urge the necessity for the retention of British jurisdiction from that 
place to the Portuguese settlements with a view to the prevention of contra- 
band trade. || Ministers beg to recommend that a telegram be forwarded to 
the Right Honourable the Secretary of State for the Colonies in the terms 
annexed. *) 
Thomas Upington. 


Nr. 8401. GROSSBRITANNIEN. — Kolonialamt an das Ausw. Amt 
— Empfiehlt, die Kollision der Ansprüche der engl. 
und deutschen Firmen durch Kommissare beider 
Länder zu schlichten. 

. Downing Street, June 27, 1884. 
Sir, — With reference to previous correspondence on the subject of 
Angra Pequena, I am directed by the Earl of Derby to transmit to you, to 








*) Vgl. Anmerkung zu No, 8397. 
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be laid before Earl Granville, a copy of a letter from Mr. de Pass, submitting m 8401. 
some further particulars of his own claims as opposed to those of M. Luderitz. britension 
| It appears to Lord Derby that under existing circumstances it would probably 27-Juni 188. 


be desirable, with a view to an amicable and final settlement of the matters 
in dispute, that this inquiry should be made by an English and a German 
Commissioner jointly. || I am, &c. 

Robert G. W. Herbert. 
The Under Secretary of State, Foreign Office. 


Daniel de Pass, Esq., to Colonial Office. 
(Anlage) 128, Leadenhall Street, London, June 26, 1884. 

Sir, — On the 13th July 1883 I adressed an inquiry regarding the origin 
of a report, then circulated at Cape Town, that the Germans had bought and 
occupied Angra Pequena and some miles of inland territory; you then had no 
information to give me. || Having been away from England, my firm have ad- 
dressed you on the 20th August 1883 and the 6th May 1884. I returned 
from Natal last week, hence I have been unable to follow up the inquiries the 
above letters ask for. In going over the various statements which have been 
from time to time made in the Houses of Parliament on this Angra Pequena 
question, I can only rely on newspaper reports. || In the “Daily News” of 
24th May 1884 the Earl of Derby said, in reply to a question put by Viscount 
Sidmouth, viz.:— 

“As to Angra Pequena, two separate questions were involved, that of the 
islands outside the harbour and that of the harbour itself; as to the islands, 
there was no colonial or Imperial agency there. They had been claimed as 
British possessions; but he did not know whether a flag was there or not.” 

The group of Guano Islands was by lease granted to me and others by 
the Governor of Ichaboe and Penguin Islands, who became such Governor by 
Letters Patent dated at Westminster, 27th February 1867. || The Earl of 
Derby was unaware, when he made the statement, that there are Guano islands, 
named on the charts as Seal, Penguin and Shark (called in the lease Long 
Island), which are inside and part of the harbour, and inside shore of the bay, 
The captain of a loaded vessel from Penguin Island informs me that, while 
lying there loading, that it was with difficulty these German depredators could 
be restrained from landing on our islands, and shooting the birds. || Up to a 
very recent date one of my captains held Her Majesty’s commission as Justice 
of the Peace for these parts; but after his death no further commission was 
issued, as during some 15 years of British occupation not a single instance 
occurred requiring this office. Flags have been flown at nearly every island. 
|| Now, keeping within the rights of my lease, I stoutly protest against the 
aggressive action of Mr. Luderitz; he lands at Angra with 40 men, sets up a 
fort, mounts a cannon, and has endeavoured to stop my men in their work 
and in places in the harbour they had been accustomed to land, where our 


Nr. 8401. 
Gross- 
britannion. 
27.J uni 1884. 
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staging has been erccted for some 30 years. || I was quite aware of the visit 
of the “Boadicea” in October last; the captain of that ship saw our old ser- 
vants and obtained all the evidence procurable. I was satisfied, that the report 
would establish a protection for the rights of British subjects, and therefore 
I have not incessantly urged my case. When this report arrived in England, 
I cannot know; possibly it has not come to hand at all, as the statements I 
have alluded to, made by the Earl of Derby, could not have been made with 
such information. || The sum and substance of this position we are now in, is, 
that Germany is going to do what I stated in my letter of July 1883, viz., 
protect the acquisitions of Herr Luderitz, and against this 1 must urge that 
my acquisitions, obtained in 1863 from David Christian as a general grant to 
Captain B. Sinclair on behalf of my firm, and subsequently extended on the 
9th of Decembre 1864 by David Christian and the principal men of the country, 
cannot be overridden by what Herr Luderitz has done. Has he a title which 
includes the different principal men of the country? || We spend some 30,0001. 
in the country in opening up different mines, and David Christian had his 
share of the ore regularly sent him. It has been stated, that the copper mine 
has been abandoned, which is untrue, as Captain Sinclair has his trading 
station at the mine, is there now, and has always been there. || I should be 
very much obliged if you would convey to me the meaning of the language 
used by Prince Bismark at the Budged Committee at Berlin, 23rd instant, as 
to protection of German subjects at Angra Pequena; why do they want pro- 
tection there more than at any other portion of Her Majesty’s dominion? 
Why do German subjects plump down in the midst of British traders to sell 
guns and gunpowder to natives, and tell them that, unless they (the British 
traders of 40 years’ standing) pay a customs tariff to Germany, the goods will 
not be allowed to land. || Do the Germans mean to lay claim to Angra Pe- 
quena harbour with our British islands, called on the map Shark Island (but 
in our lease Long Island) and Seal Island, on the north side of the bay? 
Both of these islands can be at low water considered to form a part of the 
shore of the harbour. || Some 30 years my firm have carried to Angra Pequena 
traders and their merchandize, and have discharged the goods at our landing 
place at the southern portion of the bay. Our grant from David Christian 
and his principal chiefs included this landing place, as described on the map 
herewith handed to you. || In view of Prince Bismark’s statements as reported 
in the “Times” of to-day, it would appear that Herr Luderitz’s recent pur- 
chase will override that of mine, and of my occupation for so many years. 
| I herewith enclose copies of the leases of the mainland, which are indicated 
on the chart, and shall be glad to hear what my position is. || I am, &c. 
Daniel de Pass. 

The Under Secretary of State for the Colonies. 
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Nr. 8402. GROSSBRITANNIEN — Kolonialamt an das Ausw. 
Amt. — Die Annexion der Küste, soweit sie nicht von 
Lüderitz erworben, ist bei der Kapregierung in An- 
regung zu bringen. [I, 70.] ° 


Downing Street, July 8, 1884. 

Sir, — With reference to previous correspondence on the subject of Angra Dos 
Pequena, I am directed by the Earl of Derby to state that, as the Cape Par- britannien. 
liament will be prorogued in about a fortnight from the present time, he pro- 8. Juli 1884. 
poses, with Earl Granville’s concurrence, to telegraph to Sir H. Robinson in- 
forming him that Her Majesty’s Government have determined that they are not 
in a position to oppose the intention of the German Government to afford its 
protection to German subjects having duly acquired concessions or formed 
establishments where no British sovereignty exists, and that so much of the 
country, therefore, at or near Angra Pequena, as may after due inquiry be 
found to have been duly acquired by M. Luderitz will be under German pro- 
tection. || 2. Lord Derby proposes to add, however, that Her Majesty’s Govern- 
ment will be prepared to proclaim British protection and authority over any 
other places on the coast at which British subjects have concessions or esta- 
blishments if the Cape Parliament will make the necessary provision for the . 
cost. || In connexion with this subject, his Lordship would invite Lord Gran- 
ville’s attention to the accompanying copy of a further letter from Mr. de 
Pass, who, it will be seen, states that he has establishments at Sandwich Bay 
and Hottentot Bay as well as at Angra Pequena. Lord Derby proposes to 
point this out to Sir Hercules Robinson, adding that it is inferred that the 
Cape Government will desire British protection over the coast north of M. 
Luderitz’s concession, which is said to extend to latitude 26. || I am, &c. 

Robert G. W. Herbert. 
The Under Secretary of State, Foreign Office, 


Daniel de Pass, Esq. to Colonial Office. 


(Anlage) 128, Leadenhall Street, London, July 4, 1884. 

Sir, — By the last incoming mail from Cape Town, I am advised by 
letter that the Premier of the Cape Parliament had assured Mr. John Spence 
(a gentleman associated with me in the coast business), that the Cape Govern- 
ment had asked the Imperial Government to annex to the Crown the coast 
line from Walfish Bay north up to the Portuguese territories and south to the 
Orange River. 

I beg to mention, for the information of the Colonial Secretary of State, 
that south of Walfisch Bay there is another very fine harbour called Sandwich 
Harbour, at which place I have houses, sheds and drying poles, forming a 
fishery, and a party of 16 to 20 fishermen who have been in constant occu- 


Nr. 8402. 
Gross- 
britannien. 
8. Juli 1884. 


Nr. 8408. 
Gross- 
britannien. 
9. Juli 1884. 


Nr. 8404. 
Gross- 
britannien. 
12. Juli 1884. 
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pation there for some 35 years; latitude 23-20 south, longitude 14°31 east. 
I have also another establishment at Hottentot Bay; latitude 26°7 south, longi- 
tude 14°57 east. 

As the Cape Government have expressed their willingness for the an- 
nexation of the above-mentioned coast line, and the German flag has not yet 
been hoisted, futare misunderstandings would be avoided by the Government 
ordering by cable the “Boadicea”, now in Simon’s Bay, to proceed north to 
perform such annexation, and she would arrive before the German gunboat could 
reach that portion of the coast. || I have, &c. 

Daniel de Pass, 


To the Under Secretary of State for the Colonies. 








Nr. 8403. GROSSBRITANNIEN. — Gouverneur der Kapkolonie 
an den Min. der Kolonien. — Die öffentliche Meinung 
verlangt die Aufrechterhaltung der engl. Autorität 
über die Küste. [I, 71) : 


(Received July 9, 1884.) 

(Telegraphic.) 

9th. Ministers request me to send you a message in following terms. 
Begins:—As Parliament will soon be prorogued, Ministers are anxiously awaiting 
information relative to negotiations with German Empire on question of West 
Coast, referred to in your telegram received on the 18th June. Ministers ad- 
vise me, that feeling in Colony is strongly in favour of retention of British 
authority over coast line from Orange River upwards, and that rumour that 
British jurisdiction over Walfisch Bay is to be abandoned has caused great 
uneasiness. Annexation of Damaraland to German Empire is also greatly de- 
precated. Ends. | | 





Nr. 8404. GROSSBRITANNIEN. — Ausw. Amt an das Kolonial- 
amt. — Nothwendigkeit, die deutschen Ansprüche 
anzuerkennen. [I, 73.] 


Foreign Office, July 12, 1884. 
Sir, — In my letter of the 4th instant I transmitted to you, by direction 
of Earl Granville, for.the information of the Secretary of State for the Colonies, 
copy of a despatch*) which his Lordship addressed on the 14th ultimo to Her 
Majesty’s Ambassador at Berlin, recording the substance of a conversation with 
Count Herbert Bismarck respecting the claims of Germany at Angra Pequena 


*) Gleichen Inhalts wie Nr. 8310. 
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Lord Granville now desires to submit, for the consideration of the Earl of Nr. 804. 
Derby, certain proposals for the settlement of this question. || Count Herbert yritannien. 
Bismarck, in his communications with Lord Granville, explained that the !19-Jui1884 
German Government intended themselves to give henceforth full protection to 
Germans settling in uncivilized countries which were not under the Sovereign 
jurisdiction of other European States. The German Government, however, 
would always scrupulously respect acquired rights, and he added that they 
had no idea of establishing a convict settlement at Angra Pequene. || After 
careful consideration of all the communications which have passed, and of all 
the circumstances of the case, Her Majesty’s Government have come to the 
conclusion that in view of the definitions which have been publicly given by 
them of the limits of the Cape Colony, they cannot contest the claim of the 
German Government to afford protection to German subjects who have esta- 
blished themselves at Angra Pequena under concessions from native chiefs, 
though no doubt can be entertained as to Walfisch Bay and the islands ad- 
jacent to Angra Pequena being British. || I am therefore to request, that you 
will state to the Secretary of State for the Colonies that, if he should concur, 
Lord Granville is disposed to inform the German Government at once that 
Her Majesty’s Government will be prepared to recognize their right to protect 
German subjects at Angra Pequena, as soon as proper arrangements can be 
agreed upon between the two Governments for giving security against the for- 
mation of any penal settlement upon any part of the coast in question, and 
for making provision for the recognition of acquired rights, and the protection 
of the interests of British subjects, who may hold concessions or carry on 
trade in those parts. || It is probable that the best way of deciding all con- 
flicting claims would be to nominate an Anglo-German Commission to examine 
into and decide all such claims on the spot, and Lord Granville will be pre- 
pared to propose to the German Government the appointment of such a Com- 
mission if the course of action indicated in this letter should meet with Lord 
Derby’s approval. || I am, &c. 

J. Pauncefote. 
The Under Secretary of State, Colonial Office. 





Nr. 8405. GROSSBRITANNIEN. — Min. der Kolonien an den Gou- 
verneur der Kapkolonie. — Anregung der Annexion 
der Küste nördlich von der Lüderitz’schen Nieder- 
lassung. [I, 74. 


(Telegraphic.) 
14th July. In reply to your telegram of 9th July, Her Majesty’s Govern- wr. sos, 
ment have determined, that they are not in position to oppose intention German Gros- 


ini Ri i" . . britannie 
Ministry to extend protection to German subjects having acquired concession In 
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Fe. ass or formed settlement where no British jurisdiction already exists. || So much 

britannien, therefore of the country in neighbourhood of Angra Pequena as may be, after 

14.Juli 1884. careful inquiry, found to have been acquired in proper form by Luderitz, will 
be under protection of German Empire. |} Her Majesty’s Government will be 
prepared proclaim under British protection and authority any other places on 
the coast at which British subjects have claims, if Colonial Legislature will 
make arrangements for cost. || De Pass stated, that he has claims at Sandwich 
Bay and Hottentot Bay as well as Angra Pequena. Her Majesty’s Government 
infer Colonial Government will consider it desirable that coast to the north 
of Luderitz concession, which is said to extend to latitude 26°, should be 
placed under British protection. 





Nr. 8406. GROSSBRITANNIEN. — Gouverneur der Kapkolonie 
an den Min. der Kolonien. — Annexion der ganzen 
Küste ist beschlossen. {IL L] 


(Extract.) Telegraphic. 
| Received July 23, 1884. 
Fe Ate. Resolution passed declaring expedient to annex to Colony coast line be- 


britannien. tween Orange River and Walfisch Bay, and between Walfisch Bay and South- 
38. Juli1884. ern Portuguese boundary. Prorogation of Parliament to-morrow. 





Nr. 8407. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
* Botschafter in Berlin. — Der Ausschluss von Straf- 
kolonien in Angra Pequena ist nur ein Wunsch der 
engl. Regierung, keine Bedingung der Anerkennung 
des deutschen Protektorats. (Il, 3.] 


Foreign Office, August 7, 1884. 
ph My Lord, — The German Ambassador called upon me this afternoon, 
britannien. and spoke to me of the objection taken by Prince Bismarck to that passage 
Aug. 1884 in your Excellency’s note to Count Hatzfeld of the 19th ultimo*) which refers 

to the engagement not to establish any penal settlement at Angra Pequena. | 
I stated to his Excellency, that I was a little surprised that official objection 
had been taken to a note which had been agreed upon between Count Her- 
bert Bismarck and myself. || As to the sentence complained of it did not at 
the time strike either Count H. Bismarck or myself as objectionable, and I 
could not help thinking that the objection was not so strong in reality as 
seemed to be felt by Prince Bismarck. The words used were meant only to 
imply, that we wished to be sure that the assurance which Count H. Bismarck 


*) Nr. 8315. 
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had given me would be confirmed by his Government. || But I had no wish to Nr. 907. 
retain the phrase. | The best way of meeting the difficulty would be by a britney. 
common agreement binding both Governments not to establish any convict 7. Aug. 1884. 
settlement on that part of the coast. If, however, this plan were not agrec- 

able to the German Government we should be quite satisfied with a separate 
Despatch confirming Count H. Bismarck’s assurances which had already been 


announced to Parliament. |I am &c. 


- 


Granville. 
His Excellency Lord Ampthill, G.C.B., &c. 





Nr. 8408. GROSSBRITANNIEN. — Ausw. Amt an das Kolonialamt. 
— Officielle Mittheilung des deutschen Protectorats. 
Eine Opposition dagegen erscheint nicht angängig. 
[U, 5.) 
Foreign Office, August 20, 1884. 
Sir, — I am directed by Earl Granville to request, that you will inform Nr. 8408. 
the Earl of Derby that Baron von Plessen, who is now in charge of the Ger- Er 
man Embassy in London, called at this office on the 16th instant, and stated 20.Aug.1884. 
by direction of his Government that the German Admiralty at Berlin had re- 
ceived an official report from Cape Town to the effect that on the 7th instant 
the „Lüderitz territory“, from the Orange River to the 26th degree of south 
latitude, had been placed under the protection of His Majesty the Emperor 
of Germany by one of his Imperial Majesty’s ships. Baron von Plessen stated, 
that he was instructed to make the above communication officialy. I am fur- 
ther to state, that Baron von Plessen called again at this office on the 18th 
instant, and stated by direction of his Government that they felt some em- 
barrassment in consequence of a report having reached them that the Cape 
Government had declared its intention of extending the colonial limits beyond 
the Orange River, over territories which had been brought under the Pro- 
tectorate of Germany. | Lord Granville is disposed to think, that no objection 
can properly be taken to the action of the German Government in this matter, 
but that inquiry should be made as to the nature of the protection referred 
to, and as to the rights and obligations which the German Government claim 
thereunder, and that a general reservation should be made of the rights of 
British subjects in the territory in question. || As regards the reported inten- 
tions of the Cape Government his Lordship would propose to inform the Ger- 
man Government, that they nced apprehend no action on the part of the Co- 
lony which will interfere with their just rights. But his Lordship would sug- 
gest that the Cape Government be informed by telegraph of the communi- 
cation made by the German Government, and be cautioncd against interfering 
with the claims of Germany between the Orange River and the 26th degree 


of south latitude. Lord Granville is also of opinion, that the German Govern- 
Staatsarchiv XLIV. R 
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ah. ment should be urged to proceed at once with the appointment of the Com- 
britannien. Missioners of the two countries who are to report on the various claims of 
2.Aug.18%. British and German subjects on that coast. | I am to request, that you will 
move the Earl of Derby to favour Lord Granville with his observations on 
the communications made by the German Government, and with his views as 
to the action to be taken thereon.||I am, &c. 
J. Pauncefote, 


The Under Secretary of State, Colonial Office. 





Nr. 8409. GROSSBRITANNIEN. — Gouverneur der Kapkolonie 
an den Min. der Kolonien. — Resolution des Kap- 
parlaments zu Gunsten der Annexion. [II, 6.] 


(Received August 25, 1884.) Government House, Cape Town, July 30, 1884. 
Nr. 8409. My Lord, — With reference to your Lordships telegram of the 14th 
on. instant, I have the honour to enclose, for your information, a copy of a mi- 
- 80. Juli 1884. nute which I have received from Ministers covering copies of resolutions of 
both Houses of Parliament in favour of the annexation to this Colony of the 
coast line between Walwich Bay and the mouth of the Orange River, and 
between Walwich Bay and the southern boundary of the Portuguese posses- 
sion. || It have, &c. 
Herkules Robinson, High Commissioner. 
The Right Hon. the Earl of Derby, &c. 


Ministers to Governor and High Commissioner. 
(Minute.) 
Colonial Secretary’s Office, Cape Town, Juli 25, 1884. 

In transmitting resolutions of both Houses of the Legislature affirming 
the expediency of providing for the annexation to this Colony of the coast 
line between Walwich Bay and the mouth of the Orange River and between 
Walwich Bay and the southern boundaries of the Portuguese possessions, Mi- 
nisters have the honour to express to his Excellency the Governor their sa- 
tisfaction with the contents of the telegram of the Right Honourable the Se- 
cretary of State for the Colonies, received on the 15th instant and transmitted 
for the information of Ministers, under cover of His Excellency’s Minute of 
the same date, distinctly pointing out that Her Majesty’s Government is pre- 
pared to assent to the extension of German protection to such German sub- 
jects only as have “acquired concession or formed settlement where no Bri- 
tish jurisdiction already exists.’ Ministers would respectfully submit that, 
according to the Despatch of Sir P. E. Wodehouse, addressed to the Right 
Honourable E. Cardwell, M. P., under date July 18th, 1866, the harbour of 
Angra Pequena was undoubtedly placed under British jurisdiction, for in the 


- 
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words of the then Governor “the sovereignty of the Queen has been proclai- Nr. 840. 
med over the harbour of Angra Pequena.” || Under these circumstances, Mi- en. 
nisters would earnestly urge upon Her Majesty’s Government the advisability 90- Jwli1884. 
of insisting upon the reservation to British jurisdiction of the bay, harbour 

and shores of Angra Pequena. Ministers have no desire whatever to infringe 

upon any rights acquired by Mr. Luderitz upon soil not under British juris- 

diction, but, for the preventing of contraband trade, they strongly advocate 

the necessity for preserving intact under British jurisdiction the coast line 

from the Orange River northwards. 


Thomas Upington. 


Extract from Minute of Legislative Council. 
Friday, 18th July. 
“That it is expedient to provide for the annexation to this Colony of 
the coast line between Walwich Bay and the mouth of the Orange River and 
between Walwich Bay and the southern boundaries of the Portuguese pos- 
sessions.” | 
Motion put and agreed to. 


Clerk, House of Assembly, to Colonial Secretary. 
Annexation on North-west Coast. 
House of Assembly, Cape Town, July 16, 1884. 
Sir, — I have the honour to direct your attention to the resolution of 
the House of Assembly adopted this day: — || That is expedient to provide 
for the annexation to his Colony of the coast line between Walwich Bay and 
the mouth of the Orange River, and between Walwich Bay and the southern 
boundary of the Portuguese possessions, so far as it shall be proclaimed 
British territory. || I have, &c. 
Jno. Noble, Clerk of the House of Assembly. 
The Hon. the Colonial Secretary. 


Nr. 8410. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Geschäftsträger in Berlin. — Der deutsche Geschäfts- 
träger hat die Ausdehnung des Protectorats bis Kap 
Frio angezeigt. [II, 14.] 


Foreign Office, September 13, 1884. 

Sir, — Baron Plessen, the German Chargé d’Affaires, called at this Of- Nr. 8410. 
fice on the 8th instant to give notice on behalf of the German Government men, 
that the West Coast of Africa from 26° South to Cape Frio, excepting Wal- 13.8ept.1884. 
fisch Bay, had been placed under the protection of the German Empire by 
the hoisting of the German flag by the Commander of His Imperial Majesty’s 

ge 
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we ship “Wolf.” || He was also to propose on behalf of his Government that “the 

britannien. Settlement of the question” should be entrusted to Commissioners to be na- 

18.Bept-1884. med for the purpose. || Baron Plessen was asked what he understood by “the 
settlement of the question;” he said he thought it probably referred to the 
delimitation of Walfisch Bay, but he had no explanation in his instructions. | 
I have to request you to inform the German Foreign Office, that Her Majesty’s 
Government will be quite ready to appoint a Commissioner, and await a fur- 
ther communication from the German Government with a view of settling the 
joint instructions to be given to the Commissioners, || I am, &c. 

Granville 

C. S. Scott, Esq., &c. 





Nr. 8411. GROSSBRITANNIEN. — Gouverneur der Kapkolonie 
an den Min. der Kolonien. — Englische Ansprüche 
auf Angra Pequena und die Westküste. [II, 18. 
(Received September, 17, 1884.) 
Government House, Cape Town, August 27, 1884. 
we Balle My Lord, — With reference to my Despatch of the 20th instant, I 
britaunien, have the honour to forward, for your Lordships information, copy of a fur- 
7.408184. ther minute which I have received from Ministers, forwading communications 
from Captain Spence, enclosing copy of the lease by Sir Philip Wodehouse of 
the islands on the West Coast, and copies of the grants of land at Angra 
Pequena made by the Chief David Christian. || I have, &c. 
Hercules Robinson, High Commissioner. 
The Right Hon. the Earl of Derby, &c. 


Colonial Secretary's Office, Cape Town, August 25, 1884. 
(Minute.) 


With reference to their Minute of the 16th instant, relating to the pro- 
clamation of German sovereignty on the West Coast, Ministers have the ho- 
nour to submit, for the information of his Excellency the Governor, copy of 
a letter dated the 19th instant, received from Captain Spence as the re- 
presentative of lessees, under the British Crown, of islands lying within gun- 
shot of the mainland, pointing out that, if the proclamation above referred to 
has been duly made and sovereignty over the islands transferred to a foreign 
Power, his rights as lessce will be interfered with, and, in addition, complai- 
ning of the danger of the sea-birds on the islands being scared away by the 
firing of guns as mentioned in the proclamation of Captain Schering. || A copy 
of the lease made to the lessees by Sir Philip Wodehouse in his capacity as 
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Governor of the islands in question is sent herewith, || Ministers further beg Nr. S11. 
to submit copy of a subsequent communication from the same gentleman re- britannien. 
garding his right to certain lands at Angra Pequena, extending along the sea- *7-Ang. 1884. 
board from Baker’s Cove to Angra Pequena and inland to a distance of 50 miles. |. 
Copies of the grants of the lands claimed by Captain Spence are also sent 
herewith.*) || Finding from a report, which has just reached this Colony, of 
remarks made in the House of Commons, on the 29th ultimo by Mr. Ashley 
and Lord E. Fitzmaurice, that it was the intention af Her Majesty’s Imperial 
Government to assent only to the protection of German subjects at Angra 
Pequena, and that annexation to the German Empire of the coast-line north- 
ward of the Orange River was not contemplated, Ministers would in the in- 
terests of the Colony beg to again urge strongly the necessity for the main- 
tenance of the coast-line, as well as the harbour of Angra Pequena, as British 
possessions to be annexed to the Cape Colony in accordance with proposals 
to that effect made to Her Majesty’s Imperial Government. || It appears from 
the Public Records of this Colony, that so far back as 1796, a precisely si- 
milar course to that recently adopted by Captain Schering acting on behalf 
of the German Empire was adopted by Captain Alexander acting on behalf 
of the British Crown at Angra Pequena. Captain Alexander landed there and 
“took possession, in His Majesty’s name, by hoisting the King’s colours, firing 
three volleys, and turning over the soil.” || Many years later a further formal 
proclamation of the sovereignty of Her Majesty the Queen over the harbour 
of Angra Pequena was made, that is to say, on May 5th, 1866, when Captain 
Forsyth, commanding Her Majesty’s ship “Valorous,“ acting under the orders 
of the officer in.command of Her Majesty’s ships and vessels on the Cape of 
Good Hope Station, issued, with the knowledge and assent of Her Majesty’s 
Imperial Government, a proclamation, copy herewith, declaring that “the so- 
vereignty and dominion of Her Britannic Majesty Queen Victoria was decla- 
red over the harbour commonly known as Angra Pequena.” || Since that time 
Angra Pequena has been considered to be under British jurisdiction, and 
British subjects such as Captain Spence have acquired interests there. || Mi- 
nisters were therefore surprised to find, that Angra Pequena, and also the 
entire coast line from the 26th degree of south latitude downwards to the 
Orange River, together with adjacent islands already forming portion of this 
Colony, had been formerly taken possession of by a foreign Power. |} Ministers 
trust, that it may yet be found possible to accede to the proposals of this 
Colony with regard to the coast-line, including the harbour of Angra Pe- 
quena. || The cost of carrying out such proposals would devolve solely upon 
the Colonial Government, and the Imperial Government would incur no other 
responsibility than that which attaches to it as the head of the empire. 
Thomas Upington. 


*) Siehe Anlagen zu Nr. 8392. 
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A. 
. Bury Street, Cape Town, August 19, 1884. 
Ne Ba. Sir, — My attention has been called to a statement in the newspapers, 
britannien. that the German frigate ”Elizabeth“ has taken formal possession in the name 
27.Aug. 1684. of the German Empire of Angra Pequena on the mainland and of the islands 
within gunshot of the mainland. || If this statement be correct then the Ger- 
man Empire has taken possession of the islands known as Ichaboe, Roast 
Beef (alias Sinclair’s Island), Albatross Rock, Halifax, Possession, Plum Pud- 
ding, Pomona, Seal, Long, Penguin, and 84 islands, which with two other is- 
lets, Mercury and Hollandsbird, lying a little further off, were, by deed dated 
the 11th day of Januar 1869, leased as British possessions to my late firm 
de Pass, Spence and Company, and Robert Augustus Granger, by his Excel- 
lency Sir Philip Edmond Wodehouse, Covernor of Ichaboe and the Penguin 
Islands, thereunto empowered by Royal Letters Patent bearing date ad West- 
minster the 27th day of Juli 1867. || My said firm subsequently acquired the 
share of rights of Mr. Granger, and I am now, under arrangements made at 
the dissolution of my firm, the possessor of a moiety of the lease, and all 
rights thereunder, and Mr. Daniel de Pass, now a resident in England, but 
whom I represent, of the other moiety. || By the said lease, copy of which I 
enclose for fuller information, the said islands were leased to us for a period 
of 21 years, expiring on the 30th July 1895. The consideration was cession 
by us to the Governor of the Patent Slip of Table Bay, on which we had 
expended 22,5001. and the annual rental of 8001, besides the expenditure of 
a large yearly outlay incurred in protecting the guano birds, the staple of 
the island, from molestation. || Ichaboe was formally taken possession of, for 
and on behalf of Her Majesty the Queen, on the 21st of June 1861, and the 
other islands, islets and rocks on the 5th May 1866, and the whole again 
were on the 16th of July 1866 annexed by proclamation of Sir Philip Ed- 
mond Wodehouse to this Colony, and declared to form part thereof, which 
annexation orginally, but, as it subsequently appeared, somewhat informally, 
was confirmed by the Colonial Act, No. 1 of 1873, and thereafter more for- 
mally by the present Act, No. 4 of 1874. || Under the circumstances stated, 
it is clear that the islands said to have been taken possession of are British 
territory, and as much a portion of this Colony as Robben Island at the 
mouth of Table Bay, and that British interests have been jeopardised, and 
private rights disregarded by a foreign Power. || I am quite prepared to hear 
of serious mischief done by the mere act of firing a royal salute at the hoi- 
sting of the German flag in Angra Pequena Bay, as I am informed was done 
on the 7th instant. | The value of Ichaboe, and the Penguin Islands depends 
on the guano annually deposited by sea birds of shy habits, who frequent 
these places to breed, and who are very easily scared away. || The firing of 
cannon will drive away all the birds within reach of the noise, and once 
* scared away, years pass before they revisit the place. So well is this fact 
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known, that Her Majestys cruisers visiting the guano islands have received Nr. sll. . 
instructions to abtstain from firing guns. || I cannot too strongly urge upon bream, 
the consideration of the Government the grievous loss Mr. De Pass and my-27-Aug. 1864. 
self will sustain, if measures are not promptly taken to protect us against the 
threatened appropriation of our property, and the destruction of a valuable 
branch of Colonial trade by the proceedings at Angra Pequena which I have 
the honour to bring under your notice. || I am, &c. 
J. Spence. 

The Hon. Thomas Upington, Q.C., 

Attorney General, &c., Cape Town. 


B, 
To all whom it may concern. 

Whereas by Letters Patent bearing date at Westminster, the twenty-se- 
venth day of February, in the year one thousand eight hundred and sixty- 
seven, it was among other things provided that the Governor of the islands 
of Ichaboe and the Penguin Islands should be authorised and empowered, as 
he might deem expedient, under his hand and seal, to confirm any grant, dis- 
position, lease, or license which might have been made or issued before the 
date of the said Letters Patent to any person or persons in respect of the 
said islands of Ichaboe, or the said Peguin Islands, or any of them or any 
part thereof, by any Governor of the Colony of the Cape of Good Hope. || And 
whereas on the twenty-fourth day of October, in the year one thousand eight 
hundred and sixty-one, the said Governor of the Cape of Good Hope did by 
certain three leases, copies whereof are hereunto annexed, grant unto Thomas 
Watson, William Clifford Knight, Daniel de Pass, John Spence and Robert 
Augustus Granger a certain exclusive right in and over the islands in the 
said leases named respectively for a term of seven years, commencing on the 
first day of August, in the year one thousand eight hundred and sixty-one, 
and terminating on the thirty-first day of July, in the year one thousand eight 
hundred and siyty-eight, and subject to the reservations and conditions in the 
said leases contained respectively. And whereas on the sixteenth day of 
October, in the year one thousand eight hundred and sixty-six, the said Go- 
vernor of the Cape of Good Hope did by certain two other leases, copies 
whereof are also hereunto annexed, grand unto Robert Augustus Granger, re- 
presented by Charles Akin Fairbridge, Daniel de Pass and John Spence, a 
certain exclusive right in and over the islands in the said leases named re- 
spectively for a term of five years, commencing on the first day of August, 
in the year one thousand eight hundred and sixty-eight, and terminating on 
the thirty-first day of July, in the year one thousand eight hundred and se- 
venty-three, and subject to the reservations and conditions in the said lease 
contained respectively. || And whereas on the sixteenth day of August, one 
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thousand eight hundred and sixty seven, I, Sir Philip Edmond Wodehouse, K. 
C. B., Governor of the said islands of Ichaboc and the Penguin Islands, did by 
grant passed under my hand and scal at Cape Town, copy whereof is here- 
unto annexed, confirm each of the said leases herein-before recited. || And 
whereas the sole parties now interested in the said leases and entitled to any 
rights and benefits thereunder, are the said Daniel de Pass and John Spence, 
trading in co-partnership under the style of de Pass, Spence and Company, 
and the said Robert Augustus Granger, in the following proportions, that is 
to say, the said de Pass, Spence and Company to the extent of two-thirds 
share, and the said Robert Augustus Granger to the extent of one-third share, 
as herein-after specially mentioned. || And whereas the said de Pass, Spence 
and Company and Robert Augustus Granger, for the consideration after men- 
tioned, and for other divers good causes them thereunto moving, have jointly 
and severally surrendered to me and wholly renounced, all and singular, their 
right, title, claim, interest, demand in and to and under the said several lea- 
ses and grant of confirmation, declaring the same to be wholly cancelled, null 
and void, and of no legal force and effect whatsoever. || Now know ye, that 
for the consideration aforesaid, and in consideration of the rent and conditions 
herein-after reserved and contained respectively, and on the part of the lessees 
to be paid and performed respectively, and for divers other good considera- 
tions and ander and subject to the provisions herein-after contained, I, the 
said Sir Philip Edmund Wodehouse, as such Governor aforesaid, do hereby 
declare to grant by way of lease the said islands to the said de Pass, Spence 
and Company and Robert Augustus Granger, for the term or period of twen- 
ty-six years and upwards, that is to say from the present day to the thirtieth 
day of June one thousand eight hundred and ninety-five, in the manner, for 
the purposes and on the conditions and stipulations following, that is to say— 

First. The said islands hereby leased shall consist of those known as Icha- 
boe, Roast Beef (alias Sinclair's Island), Albatross Rock, Halifax, Mercury, 
Possession, Plumpudding, Pomona, Seal, Long, Penguin, Hollamsbrid, and Eighty 
Four Islands, and Black Rock and Steeple Rock and Reef. || Second. All rocks 
and islets lying beetween Ilollamsbird Island on the north, and Roast Beef 
(or Sinclair’s Island) on the south, not herein specially named, called the Icha- 
boe Group, shall neveitheless be declared and taken to be included in this 
lease. || Third. The said lessees shall have the sole and exclusive right to re- 
move from the said islands, islets and rocks all or any of the guano, feathers, 
skins, oil, or other produce which the said islands, islets, and rocks may 
yield, minerals and precious stones excepted, which are hereby expressly re- 
served.! Fourth. The said lessees, their heirs, administrators and assigns shall 
respectively have and possess the right at all times during this their lease so 
construct or put up any buildings or other erections, and erect machinery or 
other appliances, or any work calculated to develop their natural resources 
(minerals and precious stones excepted) on the said islands and rocks which 
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may be considered necessary or requisite for their operations, and at any time D 
before the expiration of the said lease they shall he entitled to remove or yritannien, 
sell and dispose of the same and every part thereof. || Fifth. The lease shall 27Anç-1684 
be deemed to have commenced on the first day of August one thousand eight 
hundred and sixty-eight. || Sixth. The said lessees shall during the period of 
their lease take all proper measures to preserve the birds frequenting the 
said islands, and shall collect and remove guano and seal skins during the 
usual proper seasons only, and the said lessees shall not kill or destroy, or 
injure or suffer to be killed, destroyed, or injured, any of the birds called 
malagas birds or other useful birds frequenting the said islands, or any of 
them, without previously obtaining license from the Governor for the time be- 
ing of the said islands, and shall not in any way exceed such license as may 
from time to time be granted by such Governor for any such purposes either 
by killing, destroying, or injuring any birds of a kind to which any such li- 
cense shall not extend, or in a place, or at a time to which any such licence 
shall not extend, or by killing, destroying, or injuring birds of a kind to 
which any such license may extend to an amount or number beyond the 
amount or number of which such license may from time to time authorise the 
killing, destruction, or injury. || Seventh. All guano, birds, eggs, feathers and 
seals, while in the said islands, rocks, or any of them, shall be deemed and 
considered to be lawful personal property of the said lessees, their heirs, ad- 
ministrators and assigns. || Eighth. No duty or tax shall be imposed on the 
export from the said islands, or any article the produce of the said islands, 
exported from the said islands, or any of them, by the said lessees, their heirs, 
administrators and assigns. || Ninth. The said de Pass, Spence and Co. and 
Robert Augustus Granger shall pay annually during the continuance of this 
lease the sum of eight hundred pounds sterling, to be paid on the first day 
of August of each and every year, up to the year one thousand eight hundred 
and ninety-four inclusive, and also on the thirtieth day of June in the year 
one thousand eight hundred and ninety-five, in respect of the tenancy of the 
said islands, during the period from the first day of August one thousand eight 
hundred and ninety-four to the said thirtieth day of June one thousand eight 
hundred and ninety-five, to the Governor for the time being of Ichaboe and 
the Penguin Islands (or to such other person as the said Governor shall order) 
such payments to be made respectively each in one payment, in good, current, 
and lawful money. || Tenth. If the said de Pass, Spence and Company, or the 
said Robert August Granger, shall fail to make such annual payments for two 
consecutive years, the said annual payment shall not only be recoverable by 
process of law, but the said Governor for the time being shall thereupon be 
entitled to cancel these presents, and thereupon all the rights, title and inter- 
est of the said lessees, their heirs, executors, administrators and assigns, and 
all right, title and interest of every person claiming by, through or under 
them or any of them, or under or by virtue of these presents in the said is- 


Nr. 8411. 
Gross- 
britannien. 
27. Aug. 1884, 
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lands, islets and rocks shall be forfeited to Her Majesty the Queen, in re- 
spect of Her sovereignty over the same, || Eleventh. It shall be lawful for the 
said lessees, their heirs, executors, administrators and assigns, if they shall 
see fit during the continuance of the terms hereby granted, to determine the 
said lease by giving twelve calendar months clear notice of their intention 
so to determine the same on the first day of August in any year to the Go- 
vernor of the said islands and premises hereby granted, paying all rent, and 
performing all the conditions of these presents up to the day of actual deter- 
mination thereof, including such day, and thenceforward all the rights, title 
and interest of the said lessees, their heirs, executors, administrators, and as- 
signs, in or to the said islands islets and rocks and premises, shall cease 
and determine. And the same revest in Her Majesty the Queen in respect of 
Her sovereignty over the same premises, fued, and discharged from these pre- 
sents and ‘every incumbrance thereunder, and the said lessees, their heirs, ad- 
ministrators, executors and assigns, shall thenceforward be discharged of all 
rent which would otherwise subsequently accrue under or by virtue of these 
presents and of and from the performance of the other conditions hereof 
which would ‘otherwise have to be performed under the provisions of these 
presents in respect of any obligation, accruing thereunder, subsequently to the 
day on which these presents shall be so determined as aforesaid. || Twelfth. 
Subject to the foregoing stipulations and conditions the said lessees shall be 
entitled to sub-let or to sell and dispose of and convey their right, title and 
interest under this lease. || Thirteenth. It shall be lawful for the Governor for 
the time being of the said islands, islets, and rocks (for the purpose of better 
securing the performance of the conditions of this lease to be observed by 
the lessees), to enter upon the same or any of them, or any part thereof, 
at any time during the continuance of the term by these presents granted, or 
to appoint and authorise any person or persons so to enter from time to time, 
or to remain upon any of the same islands, islets and rocks, and the said 
Governor and every person so to be appointed or authorised by him in that 
behalf, shall have full license and free liberty from the lessees, their heirs, 
executors, administrators, or assigns, and their servants without let or hindrance 
to proceed to every part of the said islands, islets, or rocks (but not so as 
to disturb the birds and seals thereon in any way, or to any degree not ne- 
cessary or reasonably required for securing the performance or detecting the 
non-performance or breach of any of the conditions of the presents), and into 
every building or other erection thereupon made, built, or erected, and shall 
have free access to all parts thereof, or of the said islands, islets, and rocks, 
and to all papers and documents, and books of account, or other writings or 
documents relatings to the business carried on on the said premises hereby 
leased, or in respect of the produce thereof, and the said lessees, their heirs 
and executors, administrators, and assigns, and every other person lawfully 
claiming any right, title, or interest under these presents, their and his ser- 
+ 
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vants, and agents shall and will give every reasonable assistance to the said ll, 
Governor or any person or persons by him appointed or authorised as afore- yritannien, 
said to enable him and them to make such entries and inspections as afore- 27.Aug. 1884. 


said, and shall afford and render, if so required by the said Governor, to him 
and them, extracts and copies of any accounts, papers, documents, books of 
account and other writings which he or they may require, tending to show 
the true state of the business carried on, on the said islands, islets rocks, or 
in respect of the produce thereof respectively. || In witness whereof the 
said parties hereto have hereunto set their hands at Cape Town, Cape of 
Good Hope, this eleventh day of January, one thausand eight hundred and 
sixty-nine. 


As witnesses:— P. E. Wodehouse. 
William Downs Griffith. De Pass, Spence & Co. 
Chas. A. Fairbridge. Robt. A. Granger. 

Cc * 


Cape Town, August 19, 1884. 

Sir, — As it is understood, that the occupation of Angra Pequena by 
Germany is now an accomplished fact, I and Mr. Daniel de Pass, now of Lon- 
don, as the successors and representatives of the late firm of de Pass, Spence 
and Co., British subjects and Cape merchants, beg leave to represent that we 
are the owners of certain lands at Angra Pequena, extending along the sea- 
board from Baker’s Cove to Angra Pequena to 50 miles inland, acquired from 
the native Chief David Christian and Councillors in the years 1863 and 1864, 
as per copy of grants*) enclosed. || This land has been occupied by us ever 
since its acquisition for the purposes of general trade, while the search for 
minerals has been prosecuted at considerable expense. We have expended 
6000 2. on Pomona Mine alone, and our representative and manager, 
Mr. George Hall, with his men, have been at work mining long prior as well 
as subsequently to the arrival of the first German settlers. || The territory 
having now passed into the possession of a friendly Power, with the approval 
of Her Majesty's Government, I respectfully desire to bring the rights of 
Mr. de Pass and myself to its notice through his Excellency the Governor 
and the Government of this Colony, and to pray that interposition may be made 
to secure us in our rights, and to protect us in the possession of our said 
„property. || I have &c. 

J. Spence. 
The Hon. Thomas Upington, Q.C., 
Attorney General, &c., 
Cape Town. 


*) Siehe Anlagen zu Nr. 8392. 
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Proclamation. 


By Charles Codrington Forsyth, Esquire, Captain of Her Majesty's steam 
frigate “Valorous.” 

Having received orders from Commodore James Horsford Cockburn, in 
command of Her Majesty’s ships and vessels on the Cape of Good Hope sta- 
tion, dated at Simon’s Bay, on board Her Majestys ship “Seringapatam,” on 
the 27th day of April 1866, to take possession of the Penguin-Islands situa- 
ted in latitude 26° 30’ south, longitude 15° east, in the name of Her Bri- 
tannic Majesty Queen Victoria, Now, therefore, I do hereby (by the power 
vested in me) proclaim, declare and make known, that the sovereignty and 
dominion of Her said Britannic Majesty Queen Victoria shall be, and the 
same are hereby declared over the following islands or rocks adjacent to 
Ichaboe, that is to say, Hollamsbird, Mercury, Long Island, Seal Island, Pen- 
guin Island, Halifax, Possession, Albatross Rock, Pomona, Plum-pudding, and 
Roast Beef, or Sinclair’s Island, as well as the harbour commonly known as 
Angra Pepuena. This proclamation of Her Majesty’s sovereignty and domini- 
on to take effect from the date hereof. || Given on board Her Majesty’s ship 
“Valorous,” at Penguin Island, the 5th day of May, in the year of Our Lord 
1866. . C. C. Forsyth. 





Nr. 8412. GROSSBRITANNIEN. — Ausw. Amt an das Kolonial- 
amt. — Die deutsche Regierung macht keinen Anspruch 
auf die zur Kap-Kolonie gehörigen Inseln. [II, 24.) 


Foreign Office, September 23, 1884. 
Sir, — I am directed by Earl Granville to request, that you will inform 
the Earl of Derby that Baron Plessen, the German Chargé d’Affaires at this 
Court, called at this office on the 20th instant with the object of informing 
Lord Granville verbally that the islands on the West Coast of Africa which 
were annexed to Cape Colony in 1874 would not be considered as included 
in the Protectorate recently established by the German Government upon that 
coast. || Baron Plessen stated, however, that Shark’s Island, in the Bay of 
Angra Pequena, which is joined to the mainland at low tide, is the property 
of Mr. Luderitz, and does not appear to have been annexed at any time by 
the Cape Colony. || Baron Plessen added, that the islands belonging to the Cape 
Colony on the coast in question are believed by the German Government to 
be ten in number. || Lord Granville would be glad to be favoured with any 
observations which Lord Derby may have to offer on the subject of Baron 
Plessen’s communication, || I am, &c. 
T. V. Lister. 
The Under Secretary of State, Colonial Office. 
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Nr. 8413. GROSSBRITANNIEN. — Geschäftsträger in Berlin an 
den deutschen Staatssekretär des Ausw. — Benen- 
nung der beanspruchten Inseln. [II, 49. 


Her Majesty’s Embassy, Berlin, October 4, 1884. 

M. le Ministre, — With reference to the note which I had the honour kr. ss. 
to adress to his Excellency the Count de Hatzfeldt on the 22nd ultimo*) in re- „Grm 
gard to the protectorate recently proclaimed by the Imperial Government over 4. oct. 1884. 
@ part of the South-West Coast of Africa I am now directed by Her Majesty’s 
Principal Secretary of State for Foreign Affairs to inform the Imperial Govern- 
ment, that the representation, which I was instructed to make in that note in 
regard to the claim of Her Majesty’s Government to the islands on the coast 
with special reference to the German protectorate established north of the 26th 
degree of south latitude, will apply equally to the case of the islands between 
the 26th degree and the Orange River, of which the principal are—Ichaboe, 

Long Island, Seal Island, Penguin Island, Halifax, Possession Island, Albatross 
Rock, Pomona, Plum-pudding and Roast Beef (or Sinclair) Island. || These 
islands were acquired by the Cape Colony under the authority of the Queen’s 
Letters Patent of 27th February 1867 and the Act of the Cape Parliament 
No. 4 of 1874, and are no doubt identical with the ten islands which His 
Imperial Majesty’s Chargé d'Affaires verbally informed Earl Granville would 
not be considered as included in the protectorate recently established by the 
German Government upon the coast in question. || In doing myself the honour 
of making the above communication to your Excellency, as instructed, I am 
to add that a further communication will be made to the Imperial Government 
with reference to Baron Plessen’s verbal statement of the 20th September in 
regard to Shark Island, and probably some other islets and territory in the 
same vicinity. || I avail, &c. 

His Excellency Dr. Busch, &c. C. S. Scott, 





Nr. 8414. GROSSBRITANNIEN. — Gouverneur der Kapkolonie 
an den Min. der Kolonien. — Lüderitz macht An- 
spruch auf die Inseln. 


Telegraphic. (Received October 6, 1884.) 

6th October. Herr Luderitz, of Angra Pequena, claims that through hoisting wr. 8414. 
German flag un mainland, all island on West Coast of Africa from Orange beaten, 
River up to 26° south latitude have come into his possession, and he callse, oct. 1854. 
upon Captain Spence, the lessee of those islands, which have been formally 
annexed to this Colony, to vacate them. || Ministers request me to bring the 
unlawful proceedings of Herr Luderitz to the immediate notice of Her Majesty's 


*) 8. Nr. 8333. 
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Government, with a view to prevention of encroachments upon British terri- 
tories formally annexed to this Colony. 





Nr. 8415. GROSSBRITANNIEN. — Kolonialamt an das Ausw. Amt. 
— Memorandum über die englische Politik *). [II, 46. 


Downing Street, October 7, 1884. 
Sir, — I am directed by the Earl of Derby to transmit to you, to be 
laid before Earl Granville, a copy of the memorandum on the subject of 
the course of events which have taken place respecting Angra Pequena. 
I am, &c. 








John Bramston. 
The Under Secretary of State, Foreign Office. 


Memorandum. 


The note and pro memoria communicated to Earl Granville by Baron 
von Plessen on the 26th of August last **) show, that the German Government 
is under considerable misapprehension as to the course taken by Her Majesty’s 
Government in connexion with the German proceedings at Angra Pequena. It 
is complained that the inquiries made by Count Minster on the 31st of De- 
cembre 1883, as to the existence of British claims to sovereignty over the 
Namaqua-Damara coast, might have been answered in a few days, but that the 
answer was put off for more than six months, and that the interval was uti- 
lised in promoting rival schemes for English annexation of territory, thereby 
implying that the British Government knew of the existence of a scheme of 
“annexation of territory” on the part of Germany, with which an Englisch 
scheme would be in rivalry. Proceeding to details, Baron von Plessen parti- 
cularly complains of Lord Derby’s published telegrams of the 4th of February, 
8th of May and 14th of July, as having first gradually awakened and even 
to the latest date heightened the inclination of the Cape Government for en- 
larging their territory. In answer to this complaint it may be said, that until 
quite a recent date, Her Majesty’s Government had no idea that the German 
Government contemplated any such annexation of territory as appears from 


Baron von Plessen’s letter to have been all along in view. It had been fully 


understood that the founding of Colonies or political protectorates was not an 
object of German national policy, and this understanding was based on the 
information received in London, and still more strongly and constantly from 
Lord Ampthill in his Despatches, some of which contain records of his con- 
versations on the subject with Count Hatzfeldt. The first communication re- 
ceived by the Foreign Office from the German Embassy as to Angra Pequena 


*) Vgl. No. 8333 a. E. Bd, XLIII Seite 317. 
**) Vgl. Nr. 8326 und 8328. 
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was the verbal and unofficial inquiry made by Baron von Plessen in September Nr SAYS. 
1883 as to whether Her Majesty’s Government claimed suzerainty over Angra britaunien. 
Pequena Bay, and if so on what grounds the claim rested. In a pro memoria? Oct. 1884 
which he left at the Foreign Office, it was stated that Mr. Luderitz of Bremen 
had obtained from a Hottentot Chief a concession at Angra Pequena the extent 
of which was about 150 English square miles, and, in the same unofficial 
manner as before, Baron von Plessen inquired what view Her Majesty’s Govern- 
ment would take of the proceedings of Mr. Luderitz, who proposed to establish * 
a trading establishment on the Bay of Angra Pequena, and whether they had 
any objection to them. It may be noted, that in this pro memoria the extent 
of Mr. Luderitz’s territory was, apparently through inaccurate information, 
understated to the extent of more than 2,000 per cent., its real superficies 
being about 3,200 English square miles. It is of importance to notice this 
mistake, because if the size of the region in question had been more correctly 
apprehended from the first, the importance of the question would have appeared 
greater. A concession of 150 square miles in an uncivilised country like 
Damara-Namaqua land, measuring itself some 150,000 square miles, could 
hardly be considered as seriously raising the question of the political supre- 
macy over that country. A concession of over 3,000 square miles is quite a 
different affair, for in itself it is large enough to constitute a province. || The 
next communication received from the German Embassy was a verbal inquiry 
made by Count Minster at the Foreign Office on the 16th of November 1883, 
which was to the same effect as regards the rights of Great Britain as the 
previous inquiry of Baron von Plessen, but does not appear to have included 
any direct reference to M. Luderitz, or to have corrected the miscalculation 
as to the extent of his claim. Neither Baron von Plessen nor Count Munster 
appears to have stated the reason for which information was asked as to the 
rights of Her Majesty, nor was any indication given of an intention, in the 
absence of British rights, to establish any special protectorate over M. Luderitz. 
Indeed, the inquiry of Baron von Plessen appeared to indicate a desire to treat 
with consideration the wishes, no less than the rights, of the British Govern- 
ment, as it included a request for information as to whether Her Majesty’s 
Government objected to an act by a German trader which was lawful and in- 
nocent in itself, and which the British Government would not be likely to 
object to, namely, the opening of a store for purposes of commerce. || Count 
Münster’s official inquiry was replied to by Earl Granville’s note of the 21st 
of November, in which it was stated that Her Majesty’s sovereignty had not 
been proclaimed over any points except Walfisch Bay and the islands, but 
that Her Majesty’s Government considered that any claim to sovereignty or 
jurisdiction by a foreign power on that part of the coast would be an infringe- 
ment of its legitimate rights; and in conclusion, certain remarks were added 
as to what was then understood by England to be the only matter requiring 
attention, namely, the adjustment of the possibly conflicting private interests 
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of certain German and English subjects in a region which had not been claimed 
by either State as part of its dominions. Lord Granville’s note called forth 
Count Münster’s reply of the 31st of December 1883, and it is desirable to 
state explicitly in what sense that communication was understood by Her 
Majesty’s Government. || Notwithstanding that Lord Granville had stated in the 
clearest terms, that this country did not claim sovereignty over the coast in 
question except at certain points, Count Münster argued at considerable length 
against the supposition that this country had acquired such sovereignty. He 
did not, however, question or demur to the intimation which had been for- 
mally made to him that the assumption on that coast of jurisdiction by a 
foreign power would be an unacceptable interference with Her Majesty's po- 
sition. He expressed no desire on the part of the German Government to 
acquire any sort of jurisdiction there, and concluded by asking “what insti- 
tutions England possesses on that coast which could secure such legal pro- 
tection for German subjects in their commercial enterprise as would relieve the 
empire from the duty of providing itself, directly, for its subjects in that terri- 
tory the protection of which they might stand in need.” || It was, therefore, 
understood, that the German Government would be fully satisfied if Her Ma- 
jesty’s Government would exercise such responsibility as circumstances might 
call for in that part of South Africa, and “would make such arrangements as 
might enable the German traders to share (under British supervision)” in the 
occupation of the land at Angra Pequena, reserving to itself the right of esta- 
blishing such protection or jurisdiction as might be necessary in the event of 
this country declining to exercise the functions which primarily devolved upon 
it. It may here be observed, that it is a well understood and well established 
principle that though a non-civilised country may not be under the formal 
sovereignty or even suzerainty of a civilised State, that State may claim to 
exclude the influence and intervention of another State or other States in its 
affairs. Indeed, the examples of such claims of political isolation and exclusion 
are too numerous to admit of the existence of such a right being disputed on 
abstract grounds. || Count Minster, however, as has been stated, did not demur 
to the claim of such a right by Great Britain on a coast line adjacent to one 
of its most important Colonies, and on which British sovercignty has been pro- 
claimed at various points. His note was, therefore, understood to be intended 
as a protest against the assumption of British supremacy on the coast if it 
were not to be accompanied by such effective institutions for the protection 
of trade (including German trade) there, as would relieve the German empire 
from the duty of providing for the needs of its subjects. It was supposed 
that the German Government intended: to renew, in favour of Mr. Luderitz, an 
expression of that desire for effective protection which had been put forward 
in the case of the Rhenish missionaries in 1880, and which appears not to 
have been met in a sense entirely satisfactory to the German Government. 
Great Britain has not been slow to protect German subjects in Africa, where 
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that course appeared to be practicable and in accordance with the interests Mr aus 
of civilisation and the dictates of humanity. One of the objects for which pritannien. 
the Ashanty war was pressed to the point of an invasion of the interior was Oct, 1884. 
to obtain the release of certain Germans held in durance by King Koffec- 
Kalkalli The Zulu war of 1879 partly arose out of a desire to protect Ger- 
man missionaries in Zululand and a German establishment at Luneberg. The 
case of Mr. Luderitz appeared different from the case of the Damara-Namaqua- 
land missionaries, which occurred in 1880, inasmuch as his establishment was 
on the coast, whereas they were established in the interior and divided from 
succour by a belt of thirty miles of waterless desert. As all that seemed to 
be required by the German Government was that our institutions should be 
effective in order that they should be recognised, it was decided to reconsider 
the decision (which had been arrived at some years previously) not to bring 
the coast between the Orange River and the Portuguese boundary under British 
protection, and to extend an effective protectorate over the whole coast, or, 
at all events, over the part in which Mr. Luderitz was interested, if the Cape 
Ministry would agree to bear the ordinary charges of administration, Her 
Majesty’s Government providing at the same time naval protection. Accordingly, 
after consulting Sir H. Robinson, the Governor of the Cape Colony, who was 
then in this country, Lord Derby telegraphed to Cape Town, on the 4th of 
February, asking, “Is there any prospect of the Cape Government undertaking 
the control of Angra Pequena, as, if not, it will be difficult to resist the 
representation of the German Government, that, failing other protection 
for German subjects at that place, they must assume jurisdiction in it.” This 
telegram was not in any way kept secret, and was, in fact, published in the 
Cape Colony. The Cape Ministers asked. that the matter might be kept open 
as the Premicr was away. A change of Government in the Colony ensued, 
and further delayed the answer to Lord Derby’s question; and on the 7th of 
May Lord Derby again telegraphed to the Cape Government, that “it is ne- 
cessary to tell the German Government what is intended by Her Majesty's 
Government respecting Angra Pequena; and if the Colonial Government desire 
that it should be under British jurisdiction they should immediately express 
readiness to accept the responsibility and cost.” And on the 29th of May 
the Cape Government replied, that they would recommend Parliament to under- 
take the control and cost of the coast line from the Orange River to Walfisch Bay. 
‚It has been complained, that Count Munster’s note was left for six months*) 
without a definite reply, though it might have been replied to in three days. 
It has, however, been shown that in so far as that note consisted of an argu- 
ment against the existence of British sovereignty, it had been answered in 


+) See Nos. 62 and 69 of [C. 4190,] (cf. Staatsarchiv No. 8308 und 8310.) The 
delay arose through the change in the Cape Administration. The Colonial Office 
having been unable to obtain replies to its inquiries, which, however, were being 
attented to by the Colonial Government. 
Stastsarchiv XLIV. v 


Nr. 8415. 
" Gross- 


dritannien. 
7. Oct. 1884. 


130 Angra Pequena. 


anticipation by a concession of the point which Count Munster’s argument 
was designed to establish. The part of the letter which appeared to require 
a reply, that is, the part which was understood to demand that British power 
should be made a reality or disclaimed, obviously could not be answered at 
once. It is to be regretted, that Count Munster was not informed that his 
letter was receiving attention, and that Her Majesty’s Government were in 
communication with the Cape Government respecting it; but on the other 
hand it may also be regretted, that the German Government did not revert 
to the subject and further explain their views before taking action. || It could 
not be expected, that a machinery of government would be in existence where 
until Mr. Luderitz made his purchase from Captain Frederick Christian, no 
government was regarded as necessary or demanded by the traders and 
fishermen, mostly British, frequenting it. The machinery of government would 
have to be created, and its creation would require the co-operation of the 
Cape Colony. At the moment when the supposed wishes of the German 
Government were communicated to Cape Town, there was a change of 
Government there, and it was not until May, that the new Ministers had 
satisfied themselves that it would be prudent or possible for the Colony to 
undertake to provide for that British protection which Germany was supposed 
to desire, || And even when Her Majesty’s Government were made aware that 
the German Government had decided to take Mr. Luderitz and his establish- 
ment under its own direct protection, nothing was said as to the establish- 
ment of a territorial protectorate, or the attitude which Germany would 
adopt towards non-Germans on the coast. On the assumption that the pro- 
tection to be given to Mr. Luderitz was, as stated, to be merely personal to 
him and his establishment, there was nothing in the communications of the 
German Government up to that time to preclude action by the British Go- 
vernment in favour of its own subjects on any part of the coast, and even 
within the area included in Captain Christian’s grant to Mr. Luderitz. Still 
less was there any ground for supposing, that Germany would have any such 
objections as those now put forward to action by the British Government 
north of the Luderitz territory. And, accordingly, Lord Derby, in his tele- 
gram of the 14th of July, informed the Cape Government that the country 
acquired by Mr. Luderitz near Angra Pequena would be under German pro- 
tection, but that the British Government would be prepared to proclaim 
under British protection and authority any other places on the coast at 
which British subjects have claims, if the Colonial Legislature would make 
arrangements for the cost of such protection, and that it was inferred that 
the Colonial Government would desire that the coast to the north of the 
Luderitz concession should be placed unter British protection. Such an 
extension of British jurisdiction is represented by Baron von Plessen as being 
a measure calculated to injure „the German undertaking.“ The only „German 


_ undertaking“ of which Her Majesty’s Government has hitherto had notice is 
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that of a single individual, Mr. Luderitz, who is not known to cömmand üUn- Nr. 8415. 
. . TOßSS- 

limited resources, and who has already obtained the right for himself to yritannien, 

exercise his energies and his capital within an area of over three thousand ’?. Oct. 1884. 


square miles. || Baron von Plessen bases his objections to British interference 
to the northward of Mr. Luderitz’s claim on the possession by German sub- 
jects of certain treaties, said to have been obtained from native Chiefs over 
portions of the coast to the nothward. It is not stated who are the sub- 
jects, or who are the Chiefs, nor what are the limits of the concessions, and 
nothing appears to have ever been publicly heard of them in South Africa. 
It is not made plain in Baron von Plessen’s communications whether the 
German Government intends to assume on its own behalf the political rights 
obtained by its subjects; but it may be assumed that this is the case, because 
the exercise of sovereign rights by private individuals would be anomalous, 
and the recognition of their sovereign character could not be claimed for 
them by their Government. This belief is confirmed by the report now 
received of the action taken by the German war vessel „Wolf,“ and accor- 
dingly Her Majesty’s Government have decided to accept, as an arrangement 
likely to prove generally beneficial, the establishment of German protection 
over the whole coast (Walfisch Bay and the British islands always excepted), 
and they entertain the hope of arriving at a permanent and satisfactory 
arrangement of the question of jurisdiction. || It has been already shown, that 
until the recent communications by Baron von Plessen, the British Govern- 
ment had no reason to suppose that the German Government had any terri- 
torial claims or projects inconsistent with its own. But a further justification 
of the construction placed on the proceedings of the German Government is 
to be found in the speeches made by Prince Bismarck in the Reichstag on 
the 23rd and 25th of June. In the latter speech, he is reported to have 
said that his policy was not to found provinces, but mercantile settlements. 
In the previous speech of the 23rd of June, he had referred to an extension 
of the consular system to Angra Pequena, and in the speech of the 25th he 
said that a Consul or Resident would be appointed in such places as Angra 
Pequena to represent the authority of the Empire, and that a Consul would 
be established in Bremen or Hamburg who would decide all disputes between 
the merchants residing in such Colonies. || Before quitting the question of the 
action of Her Majesty’s Government it is necessary to notice the suggestion 
of the German Chargé d’Affaires that it was Lord Derby’s telegrams which 
gradually awakened the inclination of the Cape Government to enlarge its 
territory. || So far from this being the case it will be seen, when the corre- 
spondence is published, that five days before the first of Lord Derby’s tele- 
grams was sent, the Cape Ministry addressed a minute to the Officer Admini- 
stering the Government, recommending the annexation of the whole coast. 
The extension of British jurisdiction over the coast has at various times been 
desired by the Cape Colonists, and as far back as 1875 both Houses of the 
9° 
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Cape Parliament resolved that it was expedicnt that the limits of the Colony 
should be extended so as to include Walfisch Bay, and such tract of country 
inland as may be found necessary, with due regard to the interests of the 
native Chiefs. In furtherance of this resolution a special Commissioner was 
despatched by the then Governor of the Cape and High Commissioner in 1876 
to Damara and Namaqualand, who on the 9th of September in that year, at 
a place called Okahandja, obtained an offer of submission to British juris- 
diction from the Damara or Herero Chiefs of the Whole of their country 
including the seaboard, as far north as what they supposed to be the Portu- 
guese boundary, and as far south as Rehoboth, which lies a little inside the 
tropic. The same officer subsequently received from some of the principal 
Namaqua Chiefs separate offers of submission over a great part of Namaqua- 
land. Her Majesty’s Government did not accept the offers of submission to 
any greater extent than to carry out the annexation of Walfisch Bay with a 
surrounding territory, estimated to contain an area of 300 square miles, and 
the observations of Lord Kimberley, to which such emphatic reference has 
been made by the German representatives, were merely intended to express 
adhesion to the views of his predecessors, who had declined to take action 
in the sense desired by the Cape Colonists. Attention may be drawn, in 
passing, to the fact that it is not correct to assume, as is done by Baron 
von Plessen, that „England had no claim to any part of the territory north 
of the Orange River except Walfisch Bay.“ Leaving out of sight the fact that 
the whole coast was taken possession of in the name of King George, in the 
year 1796, by Captain Alexander, R. N., England may be said to have had 
at one time, and that not so long ago, the best possible claim, namely, a 
provisional cession from the rulers of the country. The action of Captain 
Alexander was not followed up, and is not now of much more than historical 
interest. The offers made by the Chiefs in 1876 have never been finally 
accepted, and public declarations have been made to third parties that they 
will not be accepted; hence British claims are not now insisted on as against 
those of Germany, but it is nevertheless a mistake to use language implying 
that England has desired to intervene in a quarter where it never had any 
scintilla of title. || One more remark may be made in regard to the complaints 
as to Lord Derby’s telegrams, which will probably be regarded as conclusive. 
If their object had been that suggested, they would never have been published. 

Passing next to the complaints of Baron von Plessen against the recent 
action of the Cape Parliament, they may be at once sct at rest by explaining 
that a Colonial Parliament and Government have no power to extend their 
own borders. They can do no more than express a desire that such exten- 
sions should be made, and a willingness to accept the burden therein invol- 
ved. That is what has been done in the present case by the resolutions of 
both Houses of the Cape Parliament. It will be noted that the northern limit 
of the annexation contemplated by this joint resolution is the Portuguese 
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boundary, and that there is therefore absolutely no foundation for the state- Gros- 


ment in a telegram from Mr. Luderitz, that the Cape Parliament had declared rare 
itself willing to agree to tlıe annexation of the coast so far as and beyond 
the Portuguese boundary—a telegram to which Baron von Plessen has stated 
that his Government was inclined to give credence. If the annexation of the 
coast had been determined on its accomplishment would have been the act of 
Her Majesty's Government. It would have been carried out in the first 
instance by the commander of one of Her Majesty’s ships, and afterwards 
made good by the presence, as occasion required, of Her Majesty’s cruizers, 
the control of affairs on shore being entrusted to colonial officers and police. 
These explanations appear to dispose of the fear entertained by Baron von 
Plessen, that the Cape Government would take action on its own responsibility 
inconsistent with the aims of Germany, and his belief that the Cape Parlia- 
ment entertained a theory ,of theoretical annexations of extended and unex- 
plored coasts and stretches of land by means of its decrees published at a 
distance.“ || The assumption that the coast is unexplored should next be noti- 
ced. If British jurisdiction could be objected to on these grounds, the same 
objection would at least equally apply to the claim of Germany. To whatever 
extent the coast has been explored, the bulk of the explorations has been 
the work of English naval officers and mariners, as is plainly indicated by 
the number of English names whith have been given to the features of the 
coast such as False Cape Frio, Ogden Harbour, Sugar Loaf Mountain, Hope 
Bight, Cock’s Comb Mountain, Cape Cross, Half Moon Bay, Pelican Point, 
Sandwich Harbour and Spencer Bay. On the whole, an examination of the 
British nautical records seems to point to the inference that it has been 
rather more carefully examined than its commercial or political importance 
warranted. || In the proclamation of protectorate made by the captain of the 
German frigate “Elizabeth” he is reported to have included all the islands 
within gunshot of the shore. It was supposed, that the fact that these islands 
were British was now definitely known to the German Government, and Prince 
Bismarck is reported to have informed the Reichstag of the fact at least as 
regards the principal island. But the captain of the frigate was not instructed 
in the same sense, and on a review of the correspondence it will be seen 
that in Count Munster’s note of the 30th of December 1883, he appcars to 
have desired to express a doubt as to the fact. The truth is that one of 
them, namely, Ichabo, was taken possession of by a captain in the Royal 
Navy under instructions from Her Majesty’s Government in June 1861, and 
that in June 1866 another British naval captain took possession of the follo- 
wing islands, Hollams Bird, Mercury, Long Island, Seal Island, Penguin Island, 
Halifax, Possession, Albatross Rock, Pomona, Plum-pudding and Roast Beef 
or Sinclair’s Islands. These annexations were formally ratified by Her Ma- 
jesty’s Letters Patent of the 27th of February 1867, and from that date 
became definitively British soil, though for the time not forming a part of 
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- any Colony. In these Letters Patent their incorporation with the Cape Colony 


was authorised on the passing of the necessary Act by the Cape Parliament. 
Such an Act was passed by that body in 1873, and, as Count Minster appears 
to be aware, it was not approved by Her Majesty’s Government, but he is 
wrong in drawing therefrom the inference that the acquisition itself was 
disapproved. That acquisition was the act of the Imperial Government itself, 
and the disapproval of the Cape Law was founded upon reasons of form. 
In the following year, 1874, the Cape Parliament passed an Act in proper 
form, and it was confirmed by Her Majesty in the same year, since which 
the islands have formed part of the Cape Colony. Before February 1867, 
leases of the above-mentioned islands had been granted by Sir Philip Wode- 
house, Governor of the Cape, who by Commission from the Queen, dated 27th 
of February 1867, was appointed Governor of Ichaboe and the Penguin 
Islands, and authorised to confirm existing leases or to grant new ones. 
Eventually the existing leases were surrendered, and on the 7th of January 
1869, the Governor granted a lease to de Pass, Spence and Co. of the above- 
named islands and of two or three others by name, as well as of „all rocks 
and islets lying between Hollams Bird on the north and Roast Beef (or Sin- 
clair’s) Islands on the south, and not therein specially named.“ This Crown 
lease is still in force. || The early definition of the extent and character of 
the jurisdiction to be exercised by Germany on this coast is of urgent impor- 
tance in order to prevent the occurrence of disorders which might cause 
serious complications. It is reported, that Mr. Luderitz and his employés have 
not duly respected the rights of the British lessees to the Penguin Islands, 
where they have disturbed the birds and injured the property; and further 
that it is the intention of the same individuals to expel the trader Radford, 
who has been peaceably settled near Angra Pequena for several years, and 
to levy duties for the benefit of the firm on all goods landed at Angra 
Pequena. A tract of land along the coast which was granted by David Christian 
to Captain Sinclair in 1863, would seem to come within this claim for duties, 
and as there is no evidence that these duties will be applied for any public 
or useful purpose, it is to be apprehended that the British traders will not 
acquiesce in a demand coming from such a quarter; and acts may be com- 
mitted which although hitherto justiciable in the Cape Courts under the Act 
26 & 27 Vict. cap. 35, would not be punishable in the event of the opera- 
tion of that Act being superseded without the establishment of any other 
effective jurisdiction. 
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Nr. 8416. GROSSBRITANNIEN. — Geschäftsträger in Berlin an 
den engl. Min. des Ausw. — Vorschlag wegen Lüderitz’ 
Ansprüche auf die Inseln (UI, 62]. 


Berlin, October 9, 1884. 
My Lord, — On receipt of your Lordship’s telegram of yesterday*), I at Nr. 6416. 
. ws . Gross- 
once called on the Acting Minister for Foreign Affairs, and made a strong hritannien. 
representation to his Excellency in the sense of your Lordship’s instruction in 9. Oct. 1884. 
regard to the action of M. Luderitz at Angra Pequena requesting that in- 
structions might be sent to that gentleman to desist from advancing claims to 
the possession of the islands lying off the West Coast of Africa 26° S. and 
the Orange River, and from interfering with those islands or with the British 
lessee. || Dr. Busch at once admitted, that these islands were the 10 referred 
to by ‘Baron Plessen, as claimed by the Government of the Cape Colony, to 
which the German Protectorate would not extend’, and promised to attend to 
my representation as soon as possible. || His Excellency said, that as there was 
at the present moment no German Consul or authority within easy access to 
Angra Pequena, M. Luderitz had probably acted without full knowledge of the 
latest views and intentions of the Imperial Government in regard to the re- 
cently established protectorate, || I have, &c. 
C. S. Scott. 
The Earl Granville, K.G., &c. 





Nr. 8417. GROSSBRITANNIEN. — Kolonial-Amt an das Ausw. Amt. 
— Empfiehlt, die von Deutschland angebotenen com- 
missarischen Berathungen abzulehnen [II, 63). 


Downing Street, October 17, 1884. 

Sir, — I am directed by the Earl of Derby to acknowledge the receipt Nr. 8417. 
of your letter of the 11th instant, covering a note*) from the German Chargé en 
d’Affaires, dated the 8th instant, respecting the German Protectorate in South- 17.0ct. 1884. 
West Africa and the appointment of the proposed mixed commission. 

2. Before entering into the general question off the duties to be assigned 
to such commission, I am to intimate that Lord Derby learns with much sur- 
prise that the German Government are disposed to question Her Majestys 
right to the sovereignty of any of the islands of the coast. It is a notorious 
fact that certain islands in the immediate vicinity of Angra Pequena have for 
years past been in British occupation as part of Her Majesty’s dominions, and 
Lord Derby cannot but notice with regret that Baron Plessen’s note refrains 
from indicating any grounds for the position assumed by the German Govern- 
ment in questioning the British title to these islands. The omission however 





°Ÿ Nr, 8884. 
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- is supplied by a telegram from the Governor of the Cape, dated the 6th of 


October, in which he reports “Herr Luderitz, of Angra Pequena, claims that 
“through hoisting German flag on mainland, all islands on West Coast of 
“Africa from Orange River up to 26° south latitude have come into his pos- 
“session, and he calls upon Captain Spence, the lessee of those islands, which 
“have been formerly annexed to this Colony, to vacate them.” || Lord Derby 
thinks that this telegram should be communicated to the German Government, 
with an intimation that Her Majestys Government cannot admit that under 
any principle of law one sovereign power by occupying and hoisting its flag 
in territory theretofore unoccupied acquires any rights in islands near the 
coast of such territory which are already in the occupation of another sove- 
reign power, and that they do not perceive that there is any occasion for 
submitting the question to the proposed commission. 

3. I am also to take this opportunity of asking what meaning Lord 
Granville attributes to a protectorate of a territorial character. Lord Derby 
infers, that this long stretch of coast in question, although under the pro- 
tection of the German Empiro does not become German soil, as part of the 
Empire, and consequently will not be subject to any system of German law. 
If Lord Derby is correct in this view the territory would seem to remain 
under Hottentot law, that is to say, no law, and it would appear that the 
Act 26 & 27 Vict. cap 35 is not abrogated, under which British subjects 
committing crimes up to lat. 25° S. are finable by the courts of the Cape 
Colony. Should this view coincide with Lord Granville’s appreciation of the 
position, it would seem that the German scttlers will be protected against 
offences by British settlers, while Her Majesty’s subjects will have no corre- 
sponding protection against the acts of German settlers. || I am, &c. 

John Bramston. 
The Under Secretary ot State, Foreign Office, 





Nr. 8415. GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Berlin an den 
deutschen Staatssekretär des Ausw. — Uebersendung 
der Urkunden, auf welche de Pass und Spence ihre 
Ansprüche stützen [II, 67}. 


Berlin, October 17, 1884. 

M. Le Ministre, — With reference to Mr. Scotts notes to your Excel- 
lency of the 22nd ultimo and the 4th instant, and for the further elucida- 
tion of questions relating to territorial claims in the neighbourhood of Angra 
Pequena, I have the honour to transmit to your Excellency copies of certain 
documents referring to the claims of Messrs. de Pass and Spence as lessees 
of certain islands and rocks under a lease granted to them by the Colonial 
Government, and dated the 11th of January 1869, and, secondly, to*their 
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claim under grants by the Namaqua Chief, David Christian, in 1863— 1864, Nr. 818. 
to the coast line from Baker’s Cove to Angra Pequena, and to certain coun- britennten. 
try and mining rights inland in addition to the islands of the coast. || The 17.0et. 1884. 
documents, of which I have the honour to enclose copies, are the following: 
— Ist Copy of the lease for 26 years of the islands to Messrs. Spence and 
ee Pass from Sir Philip Wodehouse, Governor of the Cape, dated the 11th 
January 1869*). || 2nd. Copies of the grant of certain lands and mining rights 
to Messrs. de Pass, Spence and Co., by David Christian, Chief of the terri- 
tory called Namaqualand, dated respectively the 21st September 1863 and the 
9th December 1864**). || According to a statement made by Mr. Spence the 
land granted by the Chief, David Christian, has been occupied by Messrs. 
Spence and Co. ever since its first acquisition for the purposes of general 
trade, the search for minerals has been prosecuted at considerable expense, 
and their representative manager, with his men, have been at work mining 
long prior as well as subsequently to the arrival of the first German settlers.| 
The above-mentioned documents will enable your Excellency to understand the 
nature and extent of the. title of British subjects to the territory and islands 
in question, as well as the grounds on which Messrs. de Pass and Spence 
rest their claims, and in submitting them to your Excellency’s friendly atten- 
tion. || I avail &c. 
'E. Malet. 
His Excellency the Acting Minister for Foreign Affairs. 





Nr. 8419. GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Berlin an den 
engl. Min. des Ausw. — Lüderitz ist angewiesen, sich 
aller Eingriffe in die Rechte der in Angra Pequena 
etablirten Personen zu enthalten [II, 69]. 


Berlin, October 18, 1884. 

My Lord, — With reference to your Lordship’s telegram of the 8th in- wr. sae 
stant, and to Mr. Scott’s reply of the following day, I have the honour to in- britan Fer 
form your Lordship that Dr. Busch, Acting Minister for Foreign Affairs, in- 18.0ct. 1884. 
formed me to-day that he had sent for Mr. Luderitz, and had informed him 
that he was not to interfere with the rights of persons established at Angra 
Pequena or the neighbourhood, and that all questions as to such rights which 
might be in dispute must be referred for settlement to the Commissioners to 
be appointed by England and Germany. || I have, &c. 

E. B. Malet, 
The Earl Granville, K.G., &c. 











*) Siehe Anlage B zu Nr. 8411. 
**) Siehe Anlage zu Nr. 8392. 
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Nr. 8420. GROSSBRITANNIEN. — Kolonial-Amt an das Ausw. 
Amt. — Darlegung der Auffassung des Kolonial-Amts 
über den Conflikt in Angra Pequena {II, 72]. 


Colonial Office to Foreign Office. 
Downing Street, October 28, 1884. 

Sir, — I have laid before the Earl of Derby your letter of the 21st 
October*) (received here on the 23rd), enclosing a copy of Despatch from the 
German Government, relative to the appointment of a Joint Commission to 
determine the respective rights of certain British and German subjects to 
land at Angra Pequena and its neighbourhood, and I am to refer to the 
letter from this Department of the 17th October **) in which, by Lord Derby’s 
direction, it was asked that before entering upon the general question of the 
duties to be assigned to the Commission, the telegram from Sir Hercules Ro- 
binson of the 6th October ***) might be communicated to the German Government, 
with an intimation that Her Majesty’s Government could not admit that another 
Sovereign Power by occupying and hoisting the flag upon the mainland of a 
country could acquire any rights upon the adjoining islands which were al- 
ready in British occupation as part of the British dominions, and in which it 
was stated that there was no occasion for submitting the question of the Bri- 
tish title to the proposed Commission, Lord Derby remains of this opinion, 
in which Lord Granville doubtless concurs, and I am to ask that this De- 
partment may be furnished with a copy of any communication addressed to 
the German Government in consequence of the letter of the 17the October. 

2. It appears from the documents enclosed in your letter under acknow- 
ledgment, that the British title to these islands is disputed by the German 
Government on the faith of the following passage in Mr. Luderitz’s letter of 
the 30th September, addressed to Sir Hercules Robinson: — [die folgenden 
Absätze stimmen fast wörtlich mit den entsprechenden Absätzen des Memo- 
randum vom 1. November 1884 (Nr. 8423) überein und sind hier ausgelassen.] 
— before such territory can become incorporated in any Colony. 

5. It may be excusable in Mr. Luderitz not to understand, that the Cape 
Colony does not claim these islands as annexed by it on its own behalf; but 
it has been fully explained to the German Government, in the Memorandum 
already communicated to them, that the islands now in question belong to 
Her Majesty, and that after they had been duly taken possession of for Her 
Majesty, and had become part of Her dominions, it pleased the Queen to 
place them under the control of the Cape Government by formally authori- 
sing their annexation to that Colony. The German Government are, as Lord 


*) Mit demselben übersandte das Auswärtige Amt dem Kolonial-Amt die De- 
pesche des Unterstaatssekretärs Busch an Plessen vom 13, October 1884 (Nr. 8835). 
**) Nr. 8417. 
°°) Nr. 8414. 
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Derby presumes, in possession of a copy of the Letters Patent of Febru- Mr 8420, 
ary 1867, which were published in the Cape Government Gazette on the 26th yritannien, 
of April 1867. These are a solemn Act by Her Majesty and Her Privy 28.0et. 1884. 


Council, authenticated under the Great Seal of the United Kingdom, whereby 
after declaring that these islands had at an earlier date been taken possession 
of upon Her behalf, the Queen proceeds to authorise the measures usual for 
incorporating outlying territories in a neighbouring Colony, and Lord Derby 
can only suppose that through some oversight the German Government has 
inadvertently adopted the irresponsible assertions of Mr. Luderitz. 

6. Lord Granville may think it desirable in a friendly and unofficial 
manner to mention this view of the matter to the German Minister of Foreign 
Affairs, and while in no way admitting that Her Majesty’s Government are 
liable to explain to any one the origin of the British occupation, the existence 
of which and its formal adoption by the Queen were duly notified by the issue 
of the Letters Patent of 1867, yet in order to close this part of the question 
in a friendly manner, and to show that Mr. Luderitz is entirely mistaken as 
to the facts, Lord Derby desires me to enclose, for communication to the 
German Government, a copy of a proclamation*) dated the 6th of May 1866, 
made by Captain Forsyth, of H.M.S. “Valorous”, taking, in the name of Her 
Majesty, possession of the islands and the harbour of Angra Pequena, and 
proclaiming Her Majesty’s sovereignty therein; also a copy of a proclamation 
by the Governor of the Cape, Sir Philip Wodehouse, dated the 16th day of 
July 1866, purporting to annex the said islands (but not the harbour) to the 
Colony of the Cape of Good Hope. I am also to enclose, for convenience of 
reference, a copy of the Letters Patent of 1867, and of the subsequent Act 
of the Cape Parliament, and of the leases now held by Messrs. de Pass and 
Spence. 

7. It will be seen, that the harbour of Angra Pequena, which had been 
taken possession of in the name of the King in 1796 by Captain Alexander, 
of His Majesty’s ship “Star”, was thus again formally taken possession of by 
Captain Forsyth, and it was only necessary for Her Majesty to have adopted 
and ratified his act at any time before the hoisting of the German flag in 
order to have completed Her title to the sovereignty over that bay. As re- 
gards the shore of this bay and the mainland generally, when it was known 
that the German Government would take Mr. Luderitz and his establishments 
under their protection, all claim to British sovereignty on the mainland has 
been withdrawn without reserve. 

8. The case is, however, different with respect to the islands, which it 
may be here stated, owe their present value entirely to the exertions and ex- 
penditure of capital by British subjects during the past thirty years. They 
had been for some years in the occupation of British subjects before Captain 


*) Siehe Anlage D zu Nr. 8411. 
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Forsyth, acting under the orders of Her Majesty’s Government, took formal 
possession on behalf of the Queen, and the Queen’s sovereignty was extended 
to the islands in order to secure to these persons the fruits of their enter- 
prise, who received a Crown lease of them at a substantial rent, and partly 
in consideration of the surrender to the Crown of valuable lands at Cape 
Town, and it should be intimated to the German Government that Her Ma- 
jesty still regards them as in every sense part of Her dominions, and that 
after this explanation it is preferable that the inquiries of the Commission 
should be confined to the questions of private rights on the mainland. 

9, Lord Derby had also intended to propose, that all matters on the 
mainland should remain in statu quo until after the Commission had held its 
inquiry, and his Lordship learns with satisfaction from your letter of the 25th 
instant*), that the German Government had already informed Mr. Luderitz that 
that course must be followed. It seems, however, still desirable to maintain 
the British sovereignty in the manner indicated in the earlier portion of this 
letter. 

10. Lord Derby hopes before long to be in a position to propose to 
Earl Granville the name of a gentleman to serve as British Commissioner, 
and he agrees to Cape Town as the place of meeting; but it will doubtless 
be necessary, that the Commissioners should proceed to the localities in ques- 
tion before concluding their labours, | I am, &c. 

John Bramston. 
The Under Secretary of Staate, Foreign Office. 





Nr. 8421. DEUTSCHLAND. — Botschafter in London an den engl. 
Min. des Ausw. — Urkunden, auf Grund deren Lüde- 
ritz die privatrechtlichen Ansprüche der Engländer 
bestreitet [U, 81). 


Londen, October 29, 1884. 

My Lord, — With reference to the Notes from this Embassy of the 8th 
and 15th instant, respecting the Angra Pequena affair, I have the honour, in 
pursuance of instructions which I have received, most respectfully to transmit 
to your Lordship certified copies of the documents in virtue whereof Herr 
Luderitz disputes the English private claims which compete with his rights in 
South-West Africa. || With, &c. 


Münster. 
The Earl Granville, K.G., &c. 





*) Uebersendung von Nr. 8419. 
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Contract of Sale between Captain Joseph Fredriks, of Bethany, Great Nama- m al. 
qualand, and F. A. E. Luderitz, of Bremen, in Germany. britannien. 


. 29. Oct. 1884. 
Translation. 


On this day, the 25th August 1883 (twenty-fifth August one thousand 
eight hundred and eighty-three), Captain Joseph Fredriks, of Bethany, dit sell 
and give up to the firm of F. A. E. Luderitz, of Bremen, in Germany, for 

, à portion of his country, namely, the entire coast from the 
Great or Orange River up. to the twenty-sixth degree of south latitude, in- 
clusive of all harbours and bays; likewise the country up to 20 geographical 
miles inland, reckoned from every point of the coast. 

At the same time, the seller by his signature declares to give up that 
portion of country above described, likewise to have received the... 

The purchaser, on his part, declares by his signature to have taken pos- 
session of the purchased land, and also that the bas been 
handed over. 

Bethany, the 25th August 1883. 

>< Joseph Fredriks, Captain. 
F. A. E. Luderitz. 
Hein Vogelsang, Atty. 

As witnesses: 

J. H. Bam, Rhenish Missionary. C. A. E. von Pestallozzi. 


>< Adam Lambers. x Ruben Fredriks. 
< Jefta Mattys. Daniel Fredriks. 
J. Christian Goliath. A. de Gough. 


I hereby certify, that the foregoing is a true translation of the an- 
nexed copy. 
C. Fred. Silberbauer, 
Sworn Translator to the Supreme Court. 
Cape Town, 5th November 1883. 


I, Josef Fredericks, Captain, of Bethanie, in Great Namaqualand, rightful 
successor of the late Captain David Christian, hereby declare, in concert with 
my council, as follows :— 

1. The grant (not sale) by Captain David Christian under date of 21 Sep- 
tember 1863, to Captain B. Sinclair on behalf of his principal, Messrs. de 
Pass, Spence & Co., merchants at Capetown, comprises the coast land as 
far as 15° 50° longitude E. inland, from the northern head of Baker’s Cove 
to the southern corner of Angra Pequena, so that both bays are excluded from 
this grant. 

2. Under the expression Angra Pequena Bay we understand here on land 
the whole water that, according to the marine chart laid before us (viz., “Coast 
of Africa included between Cape Frio and the Cape of Good Hope,’ London, 
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published by James Imray & Son, 89 and 102, Minories, 1880), extends between 
Diaz Point and North-East, and which embraces Shearwater Bay, Robert Har- 
bour, Angra Bay, Careening Creek, &c. to about 51/, nautical miles to the 
south of the southern point of Shark Island. 

3. I hereby again expressly declare, that the aforesaid tract of land and 
my right thereover was never sold to Messrs. de Pass, Spence & Co., but that 
they acquired only the concession (verguming) thereof. Nor have they ever paid 
anything for it; since the 60/. which they have up to now paid, are by the 
contract concluded with them, of 9 December 1864, were (sic) to be paid for 
the copper ore from the mountain Il Naob or Rapoenberg(?), and these 601. 
have therefore nothing to do with the concession specified in § 1. 

4. Whereas Herr F. A. E. Luderitz, of Bremen, in Germany, in virtue 
of contracts of sale of May 1, 1883, and August 25, 1883, has purchased 
from me the whole coast from 26° S. latitude to the Great (Orange) River, 
including all the havens and bays, as well as the land extending inward from 
each point of the coast for 20 geographical miles, and is thereby become from 
this time the sole and rightful owner thereof, the above-mentioned grant to 
Messrs. de Pass, Spence & Co. ceases herewith of itself. 

5. As respects the shipment of copper ore from the mountain Il Naob 
or Rapoenberg at Angra Pequena, or Pomona, this concession remains valid 
till the 9th December 1904, as laid down in the contract between Captain 
David Christian and Messrs. de Pass, Spence & Co., under date 9 December 1864.— 
Bethanie, November 24, 1883. 
>< Joseph Fredericks, Captain. X Adam Lambert, Sub-Captain. 
>< Reuben Fredericks, Regter X Lucas Zwartbooi, Regter. 


(Magistrate). - >< Lazarus Bantan, » 
>< David Fredericks, » x Klass Saul, » 
J. Christian Goliath, Secretary. Daniel Fredericks, » 
The accuracy of the contents and of the signatures is hereby attested by 
J. H. Bam, 


Rh(enish) Missionary. 


I, Joseph Fredriks, rightful successor of David Christian Fredericks, and 
rightful owner of Bethanie, hereby declare, in concert with my council, as 
follows:— 

1. The original inhabitants of Bethanie were the “Gei-Khan” or “Red Folk.” 

2. About 100 years ago a certain man named Kobus Fredriks came from 
the Colony, which was then Dutch, to these districts. This Kobus Fredriks 
had become a great person under the Dutch Boers. Then he had acquired 
a knowledge of work, not only of agriculture but especially also of smiths’ 
work. When he came here he was an object of general wonder. The ab- 
origines had never before seen a man dressed in clothes. Their astonishmen 





Angra Pequena. 143 


reached its climax when they saw the knives and axes that he made. At first Nr. Sal. 
he lived at Kuru-tabes, but subsequently moved to Bethanie, where he began britannien. 
to till the soil. 39. Oct. 1684 
3. The whole territory bounded on the north by the Tsontab and Useb 
River, on the south by the Great River, on tho north-east by the Gawa-Gam 
River, on the south-east by the Fish River, and on the west by Knibes, was 
assigned by the then captain of the “Red folk,” Tsdomab, for his residence 
and that of his successors. For this territory Kobus Fredriks gave knives, 
axes, harpoons, iron rings, &c. 
4. The territory thus purchased from Isaomab, Kobus Fredricks increased 
by adding the whole coast land between Knibes and the sea, and enriched 
the same by making friendship with the Bushmen, who, as the sole owners 
of these sandy tracts, as yet swarmed in great numbers in the arid country. 
In this wise is old Kobus Fredricks, the sire of the present Amas (Amas is 
understood to mean all descendants of old Kobus Fredriks), become rightful 
owners of the whole country, so that it is now ruled by the present Captain 
Joseph Fredericks. 
5. By the Captain of the “Red Folk,” Cornelius Oaseb, the land old 
Kobus Fredriks bought (see above) from Captain Isaomab, was in the assembly 
of the Chiefs at Hoaxas in the year 1856 expressly declared to be the property 
of David Christian Fredriks and his people. 
By Cornelius Oaseb also were the boundaries of David Christian’s land 
fixed, and thus, to wit, on the north the Tsontab and Useb River, on the 
south the Great River, on the north-east the Gawa-Gam River, on the south- 
east the Fish River, on the west the sea (Atlantic Ocean), The present Amas 
of Fredriks are thus the rightful and sole owners of the territory named. 
6. William Christian, Captain of Warmbad, has no right of any kind, 
however called, over the territory of Joseph Fredriks. 
Bethanie, December 31, 1883. 


X Joseph Fredricks, Captain. >< Klaas Saul, Regter (Magistrate). g 
x Lazarus Bantam. David Fredriks, Regter (Magistrate). 
Daniel Fredriks. T. Christian Goliath, Secretary. 


In attestation of the signatures, 
J. H. Bam, 
Rhfenish] Missionary. 


Rep. No. 1122. I, William Edward Leonhard Koels, hereby certify, after 
careful previous comparison, word with word, and figure with figure, that the 
four preceding transcripts entirely agree with the original documents which 
have been submitted to me. 
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Nr. 8422. GROSSBRITANNIEN. — Ausw. Amt an das Kolonial- 
Amt. — Memorandum, betreffend die staatsrechtlichen 
Ansprüche Englands auf die Inseln bei Angra Pequena. 


Foreign Office, November 13, 1884. 

Sir, — I am directed by Earl Granville to transmit to you herewith, to 
be laid before the Earl of Derby, a printed copy of a Memorandum respecting 
the Crown title to the islands near Angra Pequena, which was delivered by 
Lord Granville to the German Ambassador at this Court on the 11th instant. 
| I am, &c. 

J. Pauncefote. 
The Under Secretary of State, Colonial Office. 


Memorandum. 

On the 8th October Baron von Plessen addressed a note to Earl Gran- 
ville, by direction of his Government, conveying their acceptance of the pro- 
posals of Her Majesty’s Government that a Mixed Commission should be ap- 
pointed to inquire into and secure the rights of British subjects in the terri- 
tories on the south-west coast of Africa, recently placed under the Protectorate 
of Germany, and containing explanations as to the character and extent of 
that Protectorate. || On the same day (the 8th October) Her Majesty’s Chargé 
d’Affaires at Berlin was instructed to make representations to the German 
Government respecting the claim which, aceording to a telegram received from 
the Governor of the Cape Colony, had been preferred by Herr Luderitz to 
certain islands on the south-west coast, which are British territory and form 
part of the Cape Colony. || Mr. Scott reported on the 9th that, in reply to 
his representations, the Acting Minister for Foreign Affairs had at once ad- 
mitted that these islands were those claimed by the Government of the Cape 
Colony to which the German Protectorate would not extend, and that Herr 
Luderitz had probably acted without full knowledge of the latest views and 
intentions of the Imperial Government in regard to the recently established 
Protectorate. || On the 15th October Baron von Plessen communicated to Lord 
Granville a copy of a Despatch addressed to him by his Government on the 
13th October on the subject of the Mixed Commission, to which was appended 
a copy of a letter addressed by Herr Luderitz to the Governor of the Cape 
on the 30th September last. || On the 21st October his Excellency the German 
Ambassador, who had then returned to London, was informed that the above 
communication had been referred to the Secretary of State for the Colonies 
and that a further communication would be addressed to his Excellency on 
the subject. || The following observations are now submitted to the considera- 
tion of the German Government. || In Baron von Plessen’s note of the 8th Oc- 
tober, as well as in his communications of the 15th, it appears to be the desire 
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of the German Government that the title of the islands claimed as British Nr. 28. 
territory should be referred to the Mixed Commission for inquiry. || Her Ma- en. 
jesty’s Government do not feel justified in acceding to that proposal, for they 18-Nov. 
cannot admit that the title of the British Crown to the islands in question, 
which were in British occupation as part of the British dominions long before 
the establishment of the German Protectorate over the adjoining mainland, 
can be affected by such Protectorate. || It appears, that the British title to 
the islands in question is disputed by the German Government on the faith 
of the following passage in M. Luderitz’s letter of the 30th September, 
addressed to Sir Hercules Robinson:— 

„As your Excellency is awarc, I have by purchase acquired the said 
territory with all its privileges from the legitimative [sic] owners, the duly 
recognised native Chiefs. || The contracts’ of sale and receipts given by the 
vendors state, that the object of sale comprises the entire coast from the 
Orange River northward, including all ports and bays as well as 20 geogra- 
phical miles inland, and these documents have been deposited with the Foreign 
Office at Berlin, || In consideration of the fact that according to international 
law all islands, rocks, reefs &c., situated within the reach of a canon-shot 
from the coast belong to the latter, I have naturally taken it for granted 
that all islands, rocks, reefs so situated near the territory acquired by me 
also became my property, and therefore did not deem it necessary specially 
to enumerate the same in the deed of sale. || To my great surprise I have 
now been informed by the Foreign Office at Berlin, that your Excellency, on 
behalf of the Colony of the Cape of Good Hope, claims a right of property 
to these islands, alleging that they have some years ago already been annexed 
by a British ship-master on behalf of the said Colony. According to the 
records this annexation has never been proclaimed, and the British Govern- 
ment in the year 1880 declared that the Cape Colony was bounded on the 
north by the Orange River, thus depriving them of the right of property to 
the territory situated between the latter boundary and the Portuguese Scttle- 
ment, Walwich Bay excepted." 

It is clear from the above extract, that M. Luderitz is dealing with the 
question of private property, and not with that of public sovercignty; and 
that he is under the mistaken impression that the 3 mile doctrine is appli- 
cable to questions of private ownership as well as to questions of sovereign 
territorial jurisdiction; that is to say, M. Luderitz contends that the sale of 
the private ownership of a strip of land along the coast would carry with it 
the cession in private ownership of everything within 3 miles of that coast. 
As to the sovereignty, however, it is possible that the German Government 
may have been misled by M. Ludcritz’s letter into a supposition that the 
Cape title to the islands rests only upon the acts of the authorities of that 
Colony, and it is advisable at once to correct such a misapprehension. || It 
should be explained accordingly that no British Colony possesses any power 

Stastearohiv XLIV, 10 





146 Angra Pequena. 


un 8422.. of adding territory to the Queen’s dominions. Acts of Annexation require the 

pritannien, Previous authority or the subsequent ratification of the Queen, and a further 

18.Nov. 1884 Act by the Queen is necessary before such territory can become incorporated 
in any Colony. 

Herr Luderitz has, no doubt, not understood, that the Cape Colony does 
not claim these islands as annexed by it on its own behalf. It has, however, 
been fully explained in the Memorandum already communicated to the German 
Government that the islands now in question belong to Ier Majesty, and that 
after they had been duly taken possession of for Her Majesty, and had become 
part of Her dominions, it pleased the Queen to place them under the control 
of the Cape Government, by formally authorising their annexation to that 
Colony. || A copy is annexed of the Letters Patent of February 1867, which 
were published in the Cape Government „Gazette“ of the 26th April 1867. 
They are a solemn Act by Her Majesty and her Privy Council, authenticated 
under the Great Seal of the United Kingdom, whereby, after declaring that 
these islands had at an early date been taken possession of upon her behalf, 
the Qucen proceeds to authorise the measures usual for incorporating outlying 
territories in a neighbouring Colony. 

For the fuller information of the German Government, copies are annexed 
of the following papers, viz.:— || 1. Proclamation, dated the 6th May 1866, 
made by Captain Forsyth, of Her Majesty’s ship „Valorous“, taking possession, 
in the name of Her Majesty, of the islands and the harbour of Angra Pequena, 
‘and proclaiming Her Majesty’s sovereignty therein.*). || 2. A Proclamation by 
the Government of the Cape, dated the 16th July 1866, purporting to annex 
the said islands (but not the harbour) to the Colony of the Cape of Good 

, Hope. || 3. Copy of the Letters Patent of 1867, above referred to, appointing 
the Governor of the Colony of the Cape of Good Hope to be Governor of the 
Islands of Ichaboe and the Penguin Islands, and authorising the annexation 
of the aforesaid islands to that Colony. || 4. Subsequent Act of the Cape Par- 
liament, entitled „The Ichaboe and Penguin Islands Acts, 1874“. || 5. The 
lease of the islands now held by Messrs. de Pass and Spence **). 

Before proceeding further with the appointment of the Mixed Commission, 
Her Majesty’s Government desire that no misunderstanding should arise as to 
the scope of its functions, and they can hardly entertain any, doubt that the 
German Government, after an examination of the documents transmitted here- 
with, will entirely concur in their view, that those functions should be restric- 
ted as originally proposed to an inquiry into the private rights of British 
subjects within the limits of the German Protectorate, and should not be 
extended to an inquiry into the title of the British Crown to the islands 
in question. 

Foreign Office, November 1, 1884. 


*) Anlage D zu Nr, 8411. 
**) Anlage B zu Nr. 8411. 
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Proclamation. 


Gross- 
By his Excellency Sir Philip Edmond Wodehouse, Knight Commander of the britannien. 
Most Honourable Order of the Bath, Governor and Commander-in- 13. Nov.1684. 


Chief of Her Majesty’s Colony of the Cape of Good Hope, in South 
Africa, and of the Territories and Dependencies thereof, and Vice- 
Admiral of the same, and Her Majesty’s High Commissioner, &c. 
Whereas, the Island of Ichaboe was on the 21st day of Juni 1861, 
taken possession of for and in the name of Her Britannic Majesty Queen 
Victoria, and declared a dependency of the Cape of Good Hope: And whereas, 
by a Proclamation bearing date the 12th day of August in the same year, 
it was proclaimed and declared that the sovereignty of Her said Majesty 
should be, and the same was, thereby declared over certain islands, islets, or 
rocks on the coast of Africa, adjacent to the said Island of Ichaboe — that 
is tho say, Hollams Bird, Mercury, Long Island, Seal Island, Penguin Island, 
Halifax, Possession, Albatross Rock, Pomona, Plum-Pudding and Roast Beef, 
or Sinclair’s Islands, and that such Proclamation should be subject to Her 
Majesty’s gracious confirmation or disallowance: And whereas, Her Majesty 
was pleased, on such last-mentioned Proclamation being brought to Her know- 
ledge, to disallow the same: And whereas, by a Proclamation bearing date 
the 9th day of May 1864 such disallowance was publicly notified, and it was 
thereby declared that the said several islands, islets, or rocks in the said 
Proclamations of the 12th day of August 1861, and the 9th day of May 1864 
respectively, should not be viewed as British territory: And whereas it has, 
since the date of the Proclamation lastly herein-before recited, seemed good 
to Her said Majesty that the same islands, islets, or rocks should be taken 
possession of for and on behalf of Her Majesty: And whereas, it has also 
seemed and does seem to Her Majesty that it is expedient, and that it is for 
the interest as well of Her Majesty’s dominions and subjects, especially of Her 
said Colony of the Cape of Good Hope and the inhabitants thereof, that the 
same islands, islets, or rocks, and the said Island of Ichaboe, should be 
annexed to and become and form part of the Colony of the Cape of Good 
Hope: And whereas, pursuant to orders in that behalf received, Charles 
Codrington Forsyth, Esq., captain of Her Majesty’s steam frigate “Valorous,” 
did on the 5th day of May last past proceed to Penguin Island aforesaid, 
being one of the said islands, islets, or rocks, and did there, by Proclamation 
bearing date the 5th day of May, take possession of the same in the name 
of all the said islands, islets, or rocks herein-before, an in the said Precla- 
mations of the 12th day of August 1861, and the 9th day of May 1864, 
respectively mention, for and on behalf of Her Majesty, and did thereby 
declare the sovereignty and dominion of Her Majesty over all the same islands, 
islets, or rocks: Now, therefore, I do hereby proclaim and make known that 
the said Island of Ichaboe and the said islands, islets, or rocks adjacent 


thereto, that is to say, Hollams Bird, Mercury, Long Island, Seal Island, 
19* 
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we an $22. Penguin Island, Halifax, Possession, Albatross Rock, Pomona, Plum- Pudding 
ritaunien, and Roast Beef or Sinclar's Islands, shall be from the day of the date hereof, 
18.Nor.1%. and the same are hereby annexed to, and form part of, the said Colony of 
the Cape of Good Hope. 
God save the Queen! 
Given under the public seal of the Settlement of the Cape of Good Hope, 
this 16th day of July 1866. 
P. E Wodehouse, 
By command of his Excellency the Governor. Governor. 
Colonial Secretary. 


(Islands of Ichaboe and Penguin Islands.) 

Draft of Lettres-Patent passed under the Great Seal appointing the Governor 
of the Colony of the Cape of Good Hope to be Governor of the Islands 
of Ichaboe and the Penguin Islands, and authorising the annexation 
of the aforesaid islands to that Colony. 


Letters Patent, dated 27th February 1867. 
Victoria, by the Grace of God, of the United Kingdom of Great Britain and 
Ireland, Queen, Defender of the Faith, to all to whom these presents shall 
come, greeting: 

Whereas the Island of Ichaboe, on the south-west coast of South Africa, 
was on the twenty-first day of June 1861, duly taken possession of for us, 
and on our behalf; || And whereas, on the 5th day of May 1866, certain other 
islands, islets and rocks on the said south-west coast of South Africa, that 
is to say, Hollamsbird, Mercury, Long Island, Seal Island, Penguin Island, 
Halifax, Possession, Albatross Rock, Pomona, Plum-pudding and Roastbeef or 
Sinclair's Island, which said islands, islets and rocks are herein-after called 
the Penguin Islands, were also duly taken posscssion of for us and on our 
behalf; || And whereas by a proclamation, dated the sixteenth day of July, 
1866, by his Excellency Sir Philip Edmond Wodehouse, Governor and Com- 
mander-in-Chief of our Colony of the Cape of Good Hope, and of the terri- 
tories and dependencies thereof, and Vico-Admiral of the same, the said 
Island of Ichaboe and the said Penguin Islands were declared to be annexed 
to, and to form part of, the said Colony of the Cape of Good Hope; || And 
whereas doubts are entertaincd touching the legality of the said annexation 
of the said Island of Ichaboc and the said Penguin Islands by proclamation, 
and it is expedient that such doubts should be removed; || And whereas it is 
further expedient, that the said Island of Ichaboe, and the said Penguin Islands, 
should be annexed to, and form part of, the said Colony of the Cape of 
Good Hope, if the Legislative Council and House of Assembly thereof should 
desire such annexation; || And whereas it is expedient, that until such annex- 
ation the affairs of the said Island of Ichaboc, and of the said Penguin Islands, 
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should be administered by a Governor, to be for that purpose appointed by us; Nr. 82 
Now know ye, that in consideration of the premises, we, of our special ran, 
grace, mere motion, and certain knowledge, have thought fit to constitute and 19-Nor. 1884. 
appoint, and by these presents do constitute and appoint, the Governor and 
Commander-in-Chief for the time being of our said Colony of the Cape of 
Good Hope, to be the Governor of the said Island of Ichaboe and Penguin 
Islands, and we do hereby vest in him all the powers and authorities which 
by these presents are given and granted to the Governor for the time being 
of the said Island of Ichaboe and Penguin Islands. || And we do hereby further 
declare our pleasure to be, that in the event of the death or incapacity of 
the said Governor and Commander-in-Chief for the said Colony of the Cape 
of Good Hope, or in the event of his absenting himself from the said Colony 
otherwise than for the purpose of visiting the said Island of Ichaboe or the 
said Penguin Islands, then and in either of these cases the officer for the 
time being who may be administering the Government of the said Colony of 
the Cape of Good Hope shall be and he is hereby constituted and appointed 
Governor for the time being of the said Island of Ichaboe and Penguin Islands. 
And we do hereby further authorise and empower the said Governor of the 
said Island of Ichaboe and Penguin Islands to make all such rules and regu- 
lations as may lawfully be made by our authority, for the order, peace and 
good government of the said Island of Ichaboc and Penguin Islands, subject, 
nevertheless, to any instructions which may from time to time be hereafter 
given him under our sign-manual and signet, or through one of our Principal 
Sceretaries of State. || And we do hereby further authorise and empower the 
said Governor of the said Island of Ichaboc and Penguin Islands, so long as 
he shall be Governor thereof, by any instrument under his hand and seal, to 
make leases and other dispositions for a term or terms of years, of any of 
the said Islands of Ichaboe or Penguin Islands as aforesaid, or any part or 
parts thereof, and to issue licenses authorising the person ur persons designated 
therein to take guano or other fertilising substances or produce from the 
said Islands of Ichaboe or Penguin Islands, or any of them, and to insert in 
such leases, dispositions, or licenses, as the case may be, all such reserva- 
tions by way of rent or royalty, or otherwise, and all such conditions, excep- 
tions, and stipulations as may to him scem advisable: provided always, that 
in the execution of the powers hereby conferred on him, he shall conform to 
such instructions as he may from time to time reccive from us, under our 
sign-manual and signet, or through one of our Principal Secrctaries of State. 
And we do hereby further authorise and empower the said Governor, as he 
may deem expedient, under his hand and scal, to ‘confirm any grant, dispo- 
sition, lease, or license, which may have been made or issued before the date 
of these presents, to any person or persons in respect of the said Island of 
Ichaboe or the said Penguin Islands, or any of them, or any part thereof, by 
any Governor of the said Colony of the Cape of Good Hope, or to accept 
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a surrender of any such grant, disposition, lease, or license and to make and 
issue any new disposition, lease, or license to the persons surrendering the 
same, or their nominees, under the powers and in the manner herein- before 
declared. || And we do hercby further declare our pleasure to be that, if at 
any time hereafter the Legislative Council and House of Assembly of the said 
Colony of the Cape of Good Hope shall, by resolution or otherwise, request 
the said Governor of the said Island of Ichaboe and Penguin Islands to 
transfer the same to the said Colony of the Cape of Good Hope, for the 
purpose of their being annexed to and forming part of the said Colony, and 
shall by law provide that upon such transfer and annexation all laws which 
may be in force in the said Colony on the day on which the said Island of 
Ichaboe and Penguin Islands shall be annexed thereto, shall immediately upon 
such annexation take effect and be in force in and upon the said islands so 
annexed, then the said Governor shall, and he is hereby authorised and 
empowered to transfer to the said Colony the said Island of Ichaboe and the 
said Penguin Islands, and from and after the date of such transfer the said 
islands so transferred shall be deemed and taken to be and shall be annexed 
to and form part of the said Colony of the Cape of Good Hope. || And we 
further declare our pleasure to be that the said Governor of the said Island 
of Ichaboe and Penguin Islands shall declare by proclamation’ the said trans- 
fer, and from and after the date of such proclamation these presents shall 
cease and be of none effect so far as relates to the appointment of a Gover- 
nor of the said Islands of Ichaboe and Penguin Islands and his powers there- 
under, but not further or otherwise, and not so as to effect any instruments 
acts, matters, or things made or done by him while such Governor as afore- 
said, in pursuance of the powers hereby conferred on him. || And we do 
hereby reserve to us, our heirs and successors full power and authority 
from time to time to revoke, alter, or amend these our letters-patent, as to 
us or them shall scem meet. || In witness, &e. Witnes, &c. 

C. Romilly. 
Westminster, 27the February 1867. | | 





Nr. 8423. GROSSBRITANNIEN. — Min. der Kolonien an den Gou- 
verneur der Kap-Kolonie. — Tebersicht der Ver- 
handlungen über die Proclamirung des deutschen 
Protectorats. [IL 1. 


Downing Street, December 4, 1884. 
Sir, I have the honour to transmit to you, for communication to your 
Ministers, copies of papers about to be presented to Parliament relative to 
the establishment of a German protectorate north of the Orange River, and its 
recognition by this country; and I take the opportunity which thus presents 
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itself of explaining, for the information of your. Government, the course which “m 8438. 


Her Majesty’s Government have taken in this matter. 


2. Before commencing a review of the case, I may premise that acting + Dec. 188. 


on the recognised principle that fresh territory ought not to be acquired 
except for strong and urgent reasons, my predecessors have from time to 
time found it necessary to resist pressure from various quarters in fayour of 
the annexation of the regionnow in question. In 1867 the question was brought be- 
fore my predecessor, the Duke of Buckingham and Chandos, by the then Governor 
of the Cape Colony, the special reason for desiring action being the supposed 
existence of silver in the country. His Grace dealt with and negatived the 
proposal in a Despatch of the 23rd of August 1867. “Her Majesty’s Go- 
vernment,” he wrote, “are not prepared to assume British rights over so long 
a tract of country without some stronger evidence of its necessity and more 
information than it appears to have been in your power to communicate when 
you wrote your Despatches of the 11th of March and 14th of June on this 
subject.” “It must,” he continued, “be borne in mind that a great Power 
cannot declare its sovereignty over an extensive territory, however barren and 
thinly peopled, without the possibility of responsibilities that cannot at the 
time be foreseen” —an observation which he illustrated by referring to events 
which had occurred at the Penguin Islands (then already annexed) during the 
American civil war. 

3. In the following year the question was again urged on the Colonial 
Department — this time by the German missionaries in Damaraland, and by 
Prince (then Count) Bismarck, Chancellor of the North German Confederation. 
On the 6th of November 1868, I, being then at the Foreign Office, recei- 
ved a memorial from the Rhenish Missionary Society urging the intervention 
of the British Government in the affairs of Namaqua-Damaraland (which the 
society believed might be settled by the despatch of a commissioner and 200 
British troops), and suggesting that Walfisch Bay and a small adjacent terri- 
tory might be at the same time declared British, “as it lately happened (so 
said the memorial) with Angra Pequena.” But the memorialists at the same 
time expressed a strong preference for larger measures, viz., for the whole 
of Herero (i.e. Damara) land being “declared British territory, taken under 
British protection, and brought into regular order.” Namaqua-Damaraland, 
it was stated, might be of greater importance than Basutoland for the further 
development of South Africa. 

4. On the 9th of November in the same year I received a note 
from the German Chargé d’Affaires at this Court, referring to the above 
memorial, and arguing in favour of the energetic interference of the British 
Government and the despatch of such instructions to the Governor of Cape 
Town as would lead him to send a British commissioner and 200 soldiers to 
restore those regions to their peaceful condition. Baron von Katte concluded 
his note by stating formally that, by direction of the Chancellor of the North 
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German Confederation, he begged leave earnestly to solicit my favourable con- 
sidcration of the society’s petition. 

5. I communicated these representations to the Secretary of State for the 
Colonies, who, however, was unable to adopt the German views upon the sub- 
ject; but at the same time, under his sanction and authority, measures were 
taken by Sir Philip Wodehouse which eventually, for the time at least brought 
about the end immediately desired by the Germans in the territory and their 
Government at home, namely the pacification of the country. These measures 
included the despatch of a commissioner to Namaqualand and the use of 
pressure and influence in relation to the Southern Namaqua captains, with 
whom the settlement of the question practically lay. Peace was concluded in 
1870, and in forwarding a copy of the treaty to Sir Henry Barkly, Dr. C. H. Hahn, 
the Superintendent of the Rbenish Mission, bore testimony as follows to the effec- 
tiveness of Sir Philip Wodehouse’s measures: — “I have also,” he wrote, “great 
pleasure in informing your Excellency, that we firmly believe that under Provi- 
dence we owe it chiefly to the kind interest taken by your Excellency’s est- 
eemed predecessor, Sir P. E. Wodehouse, who used his best influence with the 
above alluded to Namaqua Chiefs, that things have arrived at this happy 
issue.” — (Annexure p. ii. to Mr. Palgrave’s Report, Cape Parliamentary 
Papers (G. 50—77).) 

6. The establishment of a formal peace did not, however, entirely end 
the troubles of the country or set at rest the question of annexation, which 
continued to be stirred both by natives and Europeans, until in 1875 the 
Cape Parliament passed a resolution in favour of the cxtension of the limits 
of the Colony so as to include Walfisch Bay and as much of the country in- 
land as, with the approval of the Crown, it might be found expedient to ac- 
quire. In pursuance of this resolution Mr. W. Coates Palgrave was despat- 
ched as Special Commissioner to the Damara and Namaqua Chiefs, and (as 
recounted in his Report laid before the Cape Parliament in 1877) he received 
offers of submission from all the important Chiefs in the country. It is plain 
from this Report, that the German missionaries were active on his side, inas- 
much as they officiated as interpreters in his meetings with the Chiefs, coun- 
tersigned the Damara offers of submission, and, in one case where three Na- 
maqua captains appeared strongly bent on holding aloof, a missionary used 
arguments of an energetic character which ip. 79 of Report) proved entirely 
successful. Before leaving the country Mr. Palgrave received from the traders 
a petition in favour of annexation. A majority of the names at the foot of that 
petition appear to be these of Germans and Swedes. 

7. Mr. Palgrave’s Report was brought under the notice of the Earl of 
Carnarvon in a long and able Despatch from Sir Bartle Frere, dated the 13th 
of November 1877 (Imperial Blue Book, C.—2000, p. 1. I note in that Des- 
patch the following passage: — “Neither he (Dr. Hahn) nor the other missio- 
naries who accompanicd him in his interviews with me, nor the many respec- 
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table Damaraland traders whom I saw, had the slightest national or colonial Nr. nl 
bias in the mattter. They were none of them Englishmen or Cape Colonists tritennion 
by birth, though the Cape was their adopted country, and their trade centred 4 Des. 1884 
in Cape Town. But they were unanimous in expressing from various points 

of view their hope, that Mr. Palgrave might be sent back to finish the work 

which he had so well begun.” 

8. Sir Bartle Frere’s recommendations were that, as a first step, an 
Order in Council should be passed empowering the Cape Parliament to legis- 
late for the purpose of annexing the coast up to the Portuguese boundary, 
and that in the meanwhile no time should be lost in hoisting the British flag 
at Walfisch Bay. To this latter step Lord Carnarvon assented, and it was 
shortly afterwards carried into effect; but he did not at the moment feel in a 
position to sanction Sir Bartle Frere’s larger proposals, and within a few days 
he quitted office. Sir Bartle Frere subsequently renewed his representations 
on the subject; but Her Majesty's Government continued of opinion, that no 
action should be taken. Thus matters stood, as regards the question of title, 
when you proceeded to take up your present office in 1880, and it became 
the duty of my immediate predecessor, the Earl of Kimberly, to convey to 
you the views of her Majesty’s Government on the questions of policy which 
were then awaiting solution. It need hardly be said, that since the question 
was last stirred, nothing had happened which could lessen the objections of the 
Imperial Government to annexation beyond the Orange River. This country 
had been put to vast expense by the Cape, Zulu, aud Sikukuni wars, the af- 
fairs of Bechuanaland (then called the Keate Award Territory), were unsettled 
and the condition of Zululand was commencing to cause anxiety. The Cape 
Colony had its hands full with the rebellion in Basutoland and lawlessness 
in the Transkei. Indeed the Government of Mr. Gordon Sprigg appeared in 
no way inclined to an extension of responsibilities north of the Orange River. 
War having broken out about July 1880, between the Damaras and Nama- 
quas, the Cape Government recalled Mr. Palgrave, who was acting as Special 
Commissioner in the Trans-Gariep, and authorised Major Musgrave, the Resi- 
dent at Okahandja, to withdraw himself to Walfisch Bay. These instructions 
were based on the fact that the “moral force hitherto exercised” was “no 
longer producing the desired results,” und it was also expressly stated that 
it had been decided from the very first that no attempt to employ any other 
kind of force should be made.” (p. 8 of C.-2783.) 

9. Lord Kimberley therefore did nothing at variance with the apparent 
policy of the Cape Ministers who were then, as now, in office, when he in- 
structed you that a Resident was not to be pressed in any case on a na- 
tive tribe against its will, that it was necessary that the responsibilities of this 
country should not be extended beyond the present boundaries of Herr Ma- 
jesty’s possessions, that the Orange River should be maintained as the north- 
western boundary of the Cape Colony, and that Wer Majesty’s Government 
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would give no encouragement to schemes for the extension of British juris- 
diction over Great Namaqualand and Damaraland. (C.—2754, p. 8.) 

10. I may note in passing that on the occasion of the outbreak of ho- 
stilities, to which I have alluded, the German Ambassador at this Court com- 
municated a Memorandum to Earl Granville describing the special dangers 
which threatened German life and property in Damaraland, and requesting 
that, since there could be “no question as to an independent proceeding on 
“the part of Germany for the protection of life and property of its subjects 
“in those regions,” the “British Government would direct that any measures 
“ordered or intended for the protection of life and property of English sub- 
“jects might be extended likewise to the German missionaries and traders li- 
“ving there.” (p. 3 of C.—2783)*). 

11. In view of the disinclination of the Cape Government to use other 
than moral force, and the still stronger feeling of Her Majesty’s Government 
against interference, it was impossible to make any other answer to this re- 
quest than that the Cape Government would extend to German subjects, as 
readily as to the subjects of Her Majesty, such protection as it might be in 
its power to give, but that Her Majesty’s Government could not be respon- 
sible for what might take place outside British territory, which only included 
Walfisch Bay and a very small portion of country immediately surrounding it. 
(C.— 2783, p. 10)**). 

12. I now come to the action taken by the German Government in 
1883. As explained in the Colonial Office Memorandum, which has been 
communicated to the German Government, and will be found in the enclosed 
parliamentary papers, that action was not for some time understood in the 
sense in which it has since been explained by the German Government and 
its representatives. It appeared to us to amount to a reiteration, in a new 
and modified form, of the demand, so often made in German interests, that 
British influence should be extended north of the Orange River. The first 
communication was in February 1883 ***), when the German Embassy inquired 
of the Foreign Office whether British protection could be extended to a fact- 
ory about to be established by a Bremen merchant north of the Orange River, 
intimating that if this could not be done they would do their best to extend 
to it the same measure of protection which they give to their subjects in re- 
mote places, but without any design to establish a footing in South Africa. 
There was here no indication of any contemplated interference with British 
possessions or British subjects. There were, indeed, certain new features in 
the situation. On this occasion the German Government seemed to indicate 
that, failing British action, it would itself do, on behalf of German subjects, 


*) S. Staatsarchiv Bd. XLIIL Nr. 8283 gegen Ende. 
**) Nr. 8284. 
“es, Vel. Nr. 8288. 
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what Count Munster had declared in 1880 to be out of the question, namely, rs 
take an independent proceeding. But it appeared to us from the language britannien. 
used in the Ambassador’s note of December 1883,*) that such a proceeding + De. 1884. 
would only be resorted to as an alternative, from which Germany would wil- 

lingly be relieved by action on the part of tho British Government. 1 fully 
understood, that the choice was before us of annexing the country or acquie- 

seing in a German annexation. 

13. Her Majesty’s Government recognised as fully as any of its prede- 
cessors the general arguments against the adoption of the former course. But 
the situation was now different from what it had been at any previous time, 
and Her Majesty’s Government decided that, on the whole, it would be better 
to take such measures as might be in accordance with the wishes both of the 
German Government and of the Cape Colony. In the first place, action only 
appeared to be invited in one portion of the country, and that situated on 
the sea coast, so that the trouble and responsibility to a Power habitually 
maintaining a squadron on the coast was comparatively trifling. Moreover, 
it was conceivable that, however friendly the general relations between this 
country and Germany, the Cape Government might entertain practical ob- 
jections to the establishment at the other side of the Orange River of a 
German protectorate. There would be, for instance, the dangers of smugg- 
ling along the northern border, and of a break-down of the arms policy of 
the Colony by a free introduction of guns and ammunition through the Ger- 
man ports. 

14, The situation, also, had greatly changed in regard to native affairs 
generally, since the time when my immediate predecessor had put such a de- 
cided negative upon the extension of the Colony to the north. The Transkei 
was quiet, and the Colony had been relieved of the charge of Basutoland, ~ 
whilst what was hoped would be a satisfactory solution of the Bechuana dif- 
ficulty, was on the point of being concluded. 

15. In these circumstances, I telegraphed to the Officer Administering 
the Government on the 3rd of February,**) inquiring whether there was any 
prospect of the Cape Government undertaking the control of Angra Peyuena, 
which was the only point then prominently in contemplation, in the event of 
that place being declared British, because, as I explained, it might be diffi- 
cult otherwise to resist the representations of Germany, that, failing other 
protection for German subjects there, that country would be compelled to as- 
sume jurisdiction over the place. On the 6th of February I received a tele- 
graphic reply asking that the matter might be kept open pending a mecting 
of the Cabinet at the Cape, the Premier being away. I heard nothing more 
of the intentions of your Ministers for three months, and on the 7th of May, 


*) Nr. 8295. 
++) Vergl. Nr. 8897 und Anm. dazu. 
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in consequence of certain communications from the German Government, I 
telegraphed again saying that it was necessary to tell the German Minister 
what was intended by Her Majesty’s Government as to Angra Pequena, and 
that, if the Colonial Government desired that it should be under British juris- 
diction, they should immediately express their readiness to accept the respon- 
sibility and cost. 

16. On the 29th of May, you replied by telegram stating that your Mi- 
nisters had decided to recommend Parliament to undertake the control of the 
coast line from the Orange River to Walfisch Bay. I communicated this te- 
legram to the Foreign Office with a suggestion as to the terms of the final 
answer to be made to Count Munster’s inquiries of the previous December; 
but it then proved to be too late for this country to take action as far as 
the Angra Pequena territory was concerned. The German Government had, 
during the interval, made up its mind to take its subjects in that region under 
its protection and, in effect, to adopt the grant to Mr. Luderitz as a grant of 
sovereignty or supremacy to itself. 

17. The views of the German Government having become more clearly 
understood, I telegraphed to you on the 17th June, saying that it would be 
better not to bring forward the vote for the control and cost of the coast 
line and Angra Pequena at present in order to avoid any misunderstanding 
between Her Majesty’s Government and the German Ministry, with whom com- 
munications were proceeding. On the 9th of July you telegraphed to me, that 
your Ministers were anxiously awaiting information relative to the negotiatiors 
with Germany. Your Ministers, you said, advised you that the feeling in the 
Colony was strongly in favour of the retention of British authority over the 
coast line from the Orange River northwards, and that the annexation of Da- 
maraland to the German Empire was also greatly deprecated. On the 14th 
of July I replied by telegram in which I intimated, that Her Majesty’s Go- 
vernment did not consider itself in a position to oppose the German claims 
as I understood them, and that “so much therefore of the country in the 
“neighbourhood of Angra Pequena as may be, after careful inquiry, found to 
“fiave been acquired in proper form by Mr. Luderitz, would be under the 
“protection of the German Empire.” I suggested in conclusion, that the coast 
north of the 26th degree of south latitude should be placed under British 


protection. 


18. The resolutions of the Cape Parliament which were passed on the 
16th of July in consequence of this message, declared in favour of the an- 
nexation of the whole coast line from the Orange River to the Portuguese 
frontier; but before the resolutions of the Cape Parliament could reach this 
country, two very material events had taken place, the first of which was the 
proclamation in situ of a German protectorate by a German man-of-war over 
the coast between the Orange River and the 26th parallel of south latitude. 
This being an act of state, and amounting to a formal annexation by a civil- 
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ised Power of a territory vacant in the eye of International Law, superseded anal 
any necessity for inquiry as regards the public title, though not as regards britannien. 
Mr. Luderitz’s private claims. On the 22nd of August, that is only three 4 Dec. 1884. 
days before the Cape resolutions were received in this country, the second 

event to which I have alluded occurred: the German Chargé d’Affaires called 

at the Foreign Office and notified*) the existence of German claims to the 

north of the 26th parallel in the neighbourhood of Walfisch Bay, and, in effect, 

lodged a counter claim to the whole or to parts of the whole of the northern 

coast on behalf of his owm Government, who appeared to intend to take over 

the acquisitions of its subjects. It thus became difficult to decide how far the 

Cape resolutions could be acted on without coming into collision with German 

claims, and, whilst the matter was under consideration, a second German gun- 

boat, the “Wolf,” set all questions at rest by taking possession of the whole 

of the rest of the coast, Walfisch Bay excepted, in the Empcror’s name. 

Upon this, Her Majesty's Government decided to acquiesce in tho action of 

the German Government and to welcome Germany as a neighbour**) The Ger- 

man Emperor had acquired for himself, by the recognised means, a strip of 
territory to which the Queen of England had no sufficient legal title, and in 

which German trading and missionary interests were apparently more consi- 
derable than those of her own subjects. Great Britain, which already pos- 

sesses large tracts of unoccupied territory, could not fairly grudge to a frie- 

endly Power a country difficult of development, with regard to which it might 

have been said that we had uever thought it worth acquiring until it seemed 

to be wanted by our neighbour. 

19. This being the state of the casc, it remains to consider what should 
now be done to protect British Colonial interests from any inconvenience that 
might possibly result from the presence of a foreign settlement on the fron- 
tier of the Colony. It will be necessary to see, that individual British rights 
in the country are safeguarded, to watch how far the restrictions on the ac- 
quisition of arms by natives are affected, and to guard against smuggling from 
over the Orange River into the Colony. 

20. I glance at this last possibility of danger, because Mr. Palgrave has 
adverted to it in his Report recently laid before the Cape Parliament, but ha- 
ving regard to the absence of such smuggling in the past whilst the coast was 
open to anyone who choose to go there, and having regard to the geographical 
conditions, I am far from thinking that it is likely to become rife. The interests 
of individual British subjects will, I hope, be satisfactorily settled as a result of 
the proposed joint Commission. 

21. If the extent of the importation of arms through the protectorate 
should seem to threaten danger, the obvious and I should hope successful 
course would be to lay the facts and arguments before the German Govern- 


*) Nr. 8325. 
**) Nr. 8833. 
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ment, and invite it to act the part of a good neighbour in counteracting 
the evil. 

22. In other Despatches I have acquainted you with the views taken by 
her Majesty’s Government with regard to the Ichaboe and Penguin Islands, be- 
longing to the Cape Colony, which the commander of the German vessel “Eli- 
zabeth.” erroneously included in his proclamation of protectorate. 

23. I am awaiting a definite declaration as to the ultimate limits of the 
protectorate inland, as to whether German law or some other kind of law is 
to prevail there, and as to whether it remains Kaffir territory, or is to be 
regarded as part of the German Empire. || I have, &c. 

Sir Hercules Robinson. Derby. 


Nr. 8424. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botschafter in Berlin. — Die Expedition nach Bechu- 
analand ist nicht geeignet, die deutschen Interessen 
zu schädigen”). 


Foreign Office, December 10, 1884. 

Sir, — Count Münster called upon me to-day, and told me he had recei- 
ved a letter from Prince Bismarck, in which the Chancellor complained of the 
conduct of Her Majesty’s Government with regard to Samoa, the Cameroons, 
and Bechuanaland. || His Excellency observed that the colonial possessions of 
Great Britain are so enormous that no German Settlement could ever do them 
harm. But public opinion in Germany was much excited about their Colonies, 
and his Excellency added, that it was to be hoped that England should show 
herself friendly to Germany as Germany has been showing herself friendly to 
England on former occasions in Egypt, and by the way she is treating the 
Niger question now. || I stated that, with regard to Samoa, I had already given 
an assurance to Count Hatzfeldt, through your Excellency, that Her Majesty’s 
Government would take no steps, pending the settlement of the questions 
connected with the Pacific which are now being discussed between the two 
Governments, and that I was prepared to exchange reciprocal assurances for 
the maintenance of the independence of Samoa and Tonga. 

As to Bechuanaland and the Chancellor’s complaint, that Sir C. Warren 
has been appointed Commissioner over all the districts that may eventually 
enlace Angra Pequena, I explained to his Excellency that the object of the 
English expedition is to secure the observance of the treaty made last year 
with the Boers by removing the freebooters who have invaded the British 
Protectorate from the Transvaal. || I pointed out, that Bechuanaland is separa- 
ted from Angra Pequena by 700 miles, chiefly of desert land, and I repudia- 
ted any intention on the part of Her Majesty’s Government to connect this 


*) Aus dem Blaubuch ‘Transvaal’. Februar 1885 [C—4310] Nr. 1. 
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expedition in the slightest degree with the German colonial movement. The Nr. 849. 
expeditionary force is large, in consequence of the necessity of guarding vritannien. 
against any risk of interference from sympathisers coming to assist the free- 1. Des. 1884. 
booters from any part of South Africa, but it has at no time been in con- 
templation to employ that force in any part of the country to the westward 
of Bechuanaland. || Count Münster having alluded to a Despatch of Sir H. Ro- 
binson, on which he spoke of jealousy on the part of the Cape Colony of 
German extension, which is in the Parliamentary Paper [C.—4252] recently 
published, I pointed out that there will be found (at p. 37) a distinct decla- 
ration that Her Majesty’s Government, having recognised the German Protec- 
torate on the coast of Damaraland and Namaqualand for 20 miles inland, have 
assented to the conditions on which it was announced to them that it had 
been established (one of wich was that the inland boundary was not to be 
considered as now definitively fixed), and that therefore it would not be in 
accordance with international comity for this country to annex the territory 
immediately adjacent to the existing German limit. || And Lord Derby added 
that, independently of this consideration, Her Majesty’s Government would not 
be at present prepared to entertain the question of annexing any portion of 
Damaraland or Namaqualand. || The country, however, which lies immediately 
north of the Cape Colony to the eastward of the 20th meridian of east longi- 
tude is of special importance to the Cape Colony, which has reasonably sti- 
pulated that under no circumstances should it be “hemmed in” to the north- 
ward; and Her Majesty’s Government have consented to entertain the wish of 
the Cape Government to have the control of the Kalahari country. || There is 
therefore no conflict of interest or of policy between Her Majecty’s Govern- 
ment and the Government of South Africa in respect of these territories, and, 
in fact, Her Majesty’s Government see no reason why Germany should not 
now extend the Angra Pequena Coast Protectorate over as much of Damara- 
land and Namaqualand as the German Government may think it convenient to 
have under their control; and would have no objection to see theinland limit of 
that Protectorate advanced even as far as to the 20th meridian of longitude. 
With respect to the Cameroons, I repeated the assurances given by your 
Excellency to the German Minister of Foreign Affairs, to the effect that Her 
Majesty’s Government had from the first loyally accepted the position which 
had there been acquired by Germany; that they viewed with no jealousy her 
presence in the neighbourhood of our recent acquisitions in the Oil River 
district, nor the extension of her possessions to the upper waters of the old Ca- 
labor or Cross River, which it was understood was the district referred to by 
Prince Bismarck in a recent conversation with your Excellency as the “upper 
country” behind the Cameroons district. || I added, that I did not doubt that if 
any questions should arise as to the actual boundaries between Bimbia and our 
Settlement of Victoria they would be easily susceptible of friendly adjustment 
between the two Governments, || I am &c. Granville, 
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Nr. 8425. DEUTSCHLAND. — Eingabe desGeh. Kommerzienrathes 
v. Hansemann, betreffend die deutschen Kolonialbe- 
strebungen in der Südsee. [1.] 


(Auszug.) Berlin, den 11. November 1880. 

In Verfolg des hohen Erlasses Euerer Durchlaucht vom 7. Mai d. J.**) 
an den Verwaltungsrath der deutschen Seehandelsgesellschaft in Liquidation 
hatte der gehorsamst Unterzeichnete als Vorsitzender dieses Verwaltungsrathes 
die Aufgabe übernommen, eine Denkschrift über die Kolonialbestrebungen in 
der Südsee auszuarbeiten und hieran Vorschläge für die Entwickelung der 
deutschen Interessen in der Südsce zu knüpfen etc. In Folge dessen beehre 
ich mich, hierbei die Denkschrift***) gehorsamst zu überreichen, welche die bei 
unseren Kolonialbestrebungen in der Südsee ins Auge zu fassenden Ziele des 
Näheren darlegt . . . . . . . . . Aus dem Vorstehenden ergeben sich die 
folgenden Vorschläge: 

„Als Ausgangs- und Centralpunkt des Unternehmens soll zunächst Mioko, 
der Hafen der deutschen Admiralität}) auf der Duke of York Insel, die sich 
durch ihre gesunde Lage auszeichnet, dienen.“ 

„Die Vereinigung der ersten Unternehmer wird zwischen Mioko und den 


u eee  — 


*) Die deutschen Aktenstücke sind entnommen aus dem Weissbuch „Deutsche 
Interessen in der Südsee Il“, die englischen, soweit nicht ein anderes Blaubuch aus- 
drücklich angegeben ist, aus dem Blaubuch ‘Neu-Guinea and the Western Pacific Is- 
lands. Februar 1885 [C.— 4273)’ Die in [) hinter der Inhaltsangabe stehende Zahl be- 
zeichnet die Nummer, unter welcher das Aktenstück in dem Blau-, resp. Weissbuch steht. 

**) Nicht abgedruckt. Anm. des Weissbuches. 

***) Nicht abgedruckt. Anm. des Weissbuches. 

.7) d. h. ein vertragsmässig für die Kaiserliche Marine gesicherter Hafen. Anm. 
des Weissbuches. 
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Inselgruppen der Südsee eine regelmässige Dampfschifffahrts - Verbindung er- Br. 8425, ' 
richten, vorausgesetzt, dass letztere durch Frachtgarantie der deutschen Eta- 1 Nor.ısso. 
blissements in Apia, Tongatabu, Levuka, Jaluit etc. sowie durch eine Sub- 
vention des Reiches die genügende Unterlage erhält.“ 

„Von Mioko aus, auf der Duke of York-Insel als Centralstelle, wird die 
Vereinigung die Nordostküste von Neu-Guinea vom Ostkap bis zum 141. Gr. 
0. L. an allen geeigneten Punkten mit Handels- Niederlassungen besetzen, 
während gleichzeitig andere Häfen als Kohlenstationen für die deutsche Marine 
gesichert werden müssen.“ 

Falls Euere Durchlaucht die Vorschläge im Allgemeinen billigen, giebt 
der Unterzeichnete gehorsamst die Bestimmung anheim, in welcher Weise die 
weitere Verhandlung zu führen ist . ........... . Ich verharre Euerer 
Durchlaucht gehorsamster 

A. v. Hansemann. 








Nr. 8426. DEUTSCHLAND. — Aufzeichnung des stellvertretenden 
Staatssekretärs im Ausw. Amt, Grafen von Limburg- 
Stirum, über die mündliche Beantwortung der Ein- 
gabe des Geh. Kommerzienraths von Hansemann vom 
11. November 1880. [2] 


Berlin, den 15. Februar 1881. 

Dem Geheimen Kommerzienrath von Hansemann habe ich heute auf seine No. sas. 
Vorschläge bezüglich der deutschen Handelspolitik in der Südsee Folgendes nn. 
eröffnet. || Der Herr Reichskanzler sei der Meinung, dass nach Ablehnung der 
Samoavorlage es für ihn unthunlich sei, eine kräftige Initiative in einer Rich- 
tung zu nehmen, wie sie jene Eingabe bezwecke. Eine energische Unter- 
stützung des deutschen Handels in den dortigen Gegenden, wie sie Herr von 
Hansemann vorschlage, könne eine Regierung nur dann eintreten lassen, wenn 
sie einen starken Rückhalt Seitens der Nation hinter sich habe. Die Ab- 
stimmung über die Samoavorlage habe gezeigt, dass irgend ein lebhaftes In- 
teresse für solche Unternehmungen dem überwiegenden Theil der Vertreter der 
Nation nicht beiwohne. || Bei der Haltung, die der Reichstag in der Südsee- 
frage eingenommen, könne sich die Regierung auf Okkupationen in der Süd- 
see nicht einlassen. Wie die Sache liege, müsse es den Privatunternehmungen 
überlassen bleiben, auf eigene Hand vorzugehen. Die Regierung werde dem 
von Privatunternehmungen erworbenen Besitz maritimen und konsularischen 
Schutz angedeihen lassen. 

Stirum 
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Nr. 8427. DEUTSCHLAND. — Generalkonsul in Sydney (Krauel) 
an den Reichskanzler. — Aufnahme des Artikels der 
Augsburger Allgemeinen Ztg. über die Kolonisation 
von Neu-Guinea*). [3.] 


Sydney, den 10. Februar 1883. 
(Auszug.) (Eingegangen in Berlin den 22. März 1883.) 
Nr. 8427. Der hier erscheinende Sydney Morning Herald veröffentlichte in seiner 
Deutschland. 
10.Febr.188s Nummer vom 7, d. M. auszugsweise die Uebersetzung eines Artikels der Augs- 
burger Allgemeinen Zeitung vom 27. November v. J., worin die Besitzergreifung 
und Kolonisation Neu-Guinea’s seitens des deutschen Reiches befürwortet wird. 
Der Herald, welcher dieser Uebersetzung unter der sensationellen Ueberschrift 
„German Annexation of New-Guinea“ mittheilte, bemerkte dabei, dass ihm der 
Artikel der „Augsburger Allgemeinen“ seitens des Premierministers von Neu- 
Süd-Wales, Mr. Alex. Stuart, zugegangen wäre. || Der Sydney Morning Herald 
kommt in einem Leitartikel seiner heutigen Nummer auf diese Angelegenheit 
zurück und äussert bei Besprechung der Möglichkeiten einer Besitzergreifung 
Neu-Guinea’s seitens einer europäischen Macht, dass in erster Linie England 
diese Insel annektiren sollte, dass jedoch, falls England nicht wollte, es am 
besten wäre, Neu-Guinea in den Händen von Deutschland zu sehen (if the 
place is to be annexed by any other Power than England, we should be glad 
to see it in the hands of Germany). Krauel. 








Nr. 8428. DEUTSCHLAND. — Derselbe an denselben. — Agitation 
für die Annexion. [4] 


Sydney, den 13. März 1883. 

(Auszug.) (Eingegangen in Berlin den 24. April 1883.) 

In meinem Berichte vom 10. v. M. beehre ich mich die im Sydney Mor- 

nr, se, Ding Herald veröffentlichte Besprechung eines Artikels der Augsburger All- 
Deutschland. gemeinen Zeitung vom 27. November v. J. über die Insel Neu-Guinea zur 
MES hochgeneigten Kenntnissnahme vorzulegen. || Mit demselben Artikel hat sich 
nunmehr auch ein in Brisbane, der Hauptstadt von Queensland, erscheinendes 

Blatt „The Queenslander“ beschäftigt, und zwar wendet sich dasselbe in ziem- 

lich scharfer Weise gegen den Plan einer deutschen Besitzergreifung von Neu- 

Guinea, befürwortet dagegen die Annexion der Insel durch England in der 

Weise, dass die einleitenden Schritte hierzu unter der finanziellen Verantwort- 

lichkeit von Queensland, als dem zunächst interessirten Theile, unternommen 

werden sollen. || Die deutsche „Nord-Australische Zeitung“ in Brisbane be- 

kämpfte ihrerseits diese Anschauungen des „Qucenslander“ und spricht die 
Hoffnung aus, dass das in der „Allgemeinen Zeitung‘ angeregte Unternehmen 


*) Vergl. Bd. XLIII Nr. 8198. und folg. 
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einer deutschen Kolonisation von Neu-Guines zur Thatsache werde. „Wir Nr. 3438. 
selbst würden uns aber freuen, wenn Deutschland endlich aus seiner Austern- een. 
schale heraustreten würde und den Anfang mit einer deutschen Kolonie 
machte, zu welcher Neu-Guinea wie geschaffen erscheint.“ || Aus dieser Zei- 
tungs-Polemik dürfte besonders interessiren, dass auch der „Queenslander“ 
Neu-Guinea als ein sehr geeignetes Kolonisationsgebiet für Europäer bezeich- 
net: „it has extensive and salubrious uplands, which might be profitably occu- 
pied by Europeans with their flocks and herds, and those uplands might be 
approached with comparative ease.“ Die von der Nord-Australischen Zeitung 
vertretene Auffassung beweist andererseits, wie wichtig unter Umständen die 
Stärkung des deutschen Elementes in den australischen Kolonien für alle auf 
eine Erweiterung des deutschen Einflusses in den Südsee-Inseln gerichteten 
Pläne werden kann. || Inzwischen hat sich telegraphischer Nachricht aus Bris- 
bane zufolge die dortige Regierung entschlossen, die in dem mitgetheilten Ar- 
tikel des „Queenslander“ entwickelte Idee einer unter den Auspizien von 
Queensland vorzunehmenden Kolonisation Neu-Guinea’s zur Ausführung zu 
bringen. Das betreffende Zeitungstelegramm, das augenscheinlich offiziösen 
Ursprungs ist, lautet in wörtlicher Uebersetzung folgendermaassen: „Die Re- 
gierung dieser Kolonie hat auf amtlichem Wege die grossbritannische Regie- 
rung aufgefordert, Neu-Guinea zu annektiren. Sie hat dabei zu verstehen ge- 
geben, dass die queensländer Regierung, vorbehaltlich der Zustimmung des Par- 
laments, dort eine Niederlassung gründen und die Kosten der für den Schutz 
der ersten Ansiedler nothwendigen Regierung tragen will. Eine Mittheilung 
dieses Inhalts ist dem General-Agenten in London mit dem Auftrage zuge- 
gangen, dieselbe Lord Derby vorzulegen. Eine Rückäusserung ist noch nicht 
erfolgt. Einleitende Schritte zur formellen Besitzergreifung eines geeigneten 
Punktes an der Küste von Neu-Guinea sind bereits getroffen. || Es ist wohl 
kaum zu erwarten, dass die englische Regierung auf den abenteuerlichen Plan, 
Neu-Guinea in Bausch und Bogen zu annektiren, eingehen wird; doch kann 
die von Queensland ergriffene Initiative immerhin dazu führen, dass zunächst 
eine unter englischem Schutz stehende Niederlassung auf der genannten Insel 
etablirt wird und bei günstiger Entwickelung derselben die Besitzergreifung 
anderer Gebietstheile Neu-Guinea’s erfolgt. Krauel. 





Nr. 8429. DEUTSCHLAND. — Konsul für die Marschall-Inseln 
an den Reichskanzler. — Ausschreitungen englischer 
Arbeiterschiffe. Zerstörung einer deutschen Station 
durch das engl. Schiff ‘Stanley’. [8 


Matupi, Neu-Britannien, den 29. Mai 1883. 
(Auszug.) (Eingegangen in Berlin den 10. August 1883.) 
Der Handel in Neu-Britannien und Neu-Irland ist in stetem Aufschwunge Nr Sm. 
begriffen und, seitdem die letzten englischen Stationen von der deutschen go, wai 1853. 
ue 


Nr, 8429. 
Deutschland. 
29. Mai 1883. 


164 Neu-Guinea und Südsee-Inseln. 


Handels- und Plantagen-Gesellschaft auf Samoa übernommen wurden, soweit 
hier ansässige Firmen in Betracht kommen, vollständig in deutschen Händen. 
Jedoch sind meine im letzten Berichte ausgesprochenen Befürchtungen, dass 
die Arbeiterschiffe von Queensland und Fidji uns hier überschwemmen und 
schädigen würden, leider in vollstem Maasse eingetroffen. Obschon die soge- 
nannte Saison für diesen Handel erst am 1. Mai beginnt, sind bis heute schon 
acht unter englischer Flagge fahrende Arbeiterschiffe hier angelangt, und 
hatten wir schon vielfach Gelegenheit, uns über die Unrechtmässigkeiten im 
Verfahren der Mannschaften dieser Schiffe zu beklagen. || Nach allen Berichten 
ist in allernächster Zeit noch eine Menge weiterer Schiffe zu erwarten, und 
es ist beinahe mit Bestimmtheit anzunehmen, dass durch das Vorgehen der- 
selben, besonders derjenigen, deren Regierungsagenten nicht sehr gewissenhaft 
in der Ausübung ihrer Pflichten sind, in allernächster Zeit die Eingeborenen 
so sehr gereizt werden, dass an eine Sicherheit für irgend welche kommerziellen 
Unternehmungen kaum mehr zu denken ist. || Es ist dies um so mehr zu be- 
klagen, als wir gerade jetzt nach jahrelangen Anstrengungen und Opfern, und 
wesentlich unterstützt durch den kürzlichen Besuch zweier Schiffe der Kaiser- 
lichen Marine, deren Aufenthalt hier sich zum ersten Mal über einige Wochen 
erstreckte, endlich soweit gekommen waren, ein gutes, auf gegenseitigen Vor- 
theil gegründetes Verhältniss mit den eingeborenen Stämmen in diesem Ar- 
chipel erlangt zu haben, dessen civilisatorischer Einfluss sich immerhin schon 
bemerkbar machte. || Es ist die hiesige Arbeiterrekrutirung vollständig ver- 
schieden von der seither auf andern Inselngruppen des südlichen Theils des 
Stillen Oceans betriebenen Anwerbung und würde, wenn die Thatsachen be- 
kennt, ohne allen Zweifel von den englischen Kolonialregierungen nicht ge- 
stattet werden. || Ich habe die genauesten Erkundigungen eingezogen und bin 
zu dem Resultat gelangt, dass die erlassenen Gesetze, welche besonders für 
die von Fidji fahrenden Schiffe strenge sind, einfach umgangen werden, und 
dass die Arbeiteranwerbung in Neu-Britannien und Neu-Irland mit wenigen 
Ausnahmen der reine Sklavenhandel ist, wie derselbe nicht schlimmer in Afrika 
betrieben wurde. || Nur an wenigen Plätzen der so zu sagen schon civilisirten 
Blanche-Bai finden die Schiffe Arbeiter, welche sich freiwillig anwerben lassen. 
Es sind dies „Alleinstehende“, deren Familie gestorben, die ihr Land verkauft 
haben, die zu wenig Eigenthum besitzen, um Weiber zu kaufen, oder schliess- 
lich solche, die irgend etwas verbrochen haben und von ihrem Stamme ge- 
flohen sind. || Dieselben lassen sich durch Versprechungen der Häuptlinge, 
welche den Kaufpreis für sie in Empfang nehmen, bewegen, auf einige Jahre 
wegzugehen, um dann bei ihrer Rückkunft Frauen zu bekommen, oder von 
einflussreichen Landbesitzern adoptirt zu werden. || Der Natur der Sache nach 
sind dies jedoch nur selır wenige, lange nicht genug, um auch nur ein ein- 
ziges der sämmtlich zwischen 100 und 250 Arbeiter fassenden Schiffe zu 
füllen. Alle andern Arbeiter werden einfach von den Häuptlingen gekauft. || 
Unter den Eingeborenen hier ist Sklaverei eine althergebrachte Institution. 
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Un sich Waffen zu verschaffen, verkauft der Häuptling sowohl seine eigenen Nr. 8429. 
Leute, als besonders Kriegsgefangene. || Ausser in Blanche-Bai und der von oo, ua 1882. 
Händlern bearbeiteten Nordküste von Neu-Britannien sind die Eingeborenen 
überall noch ebenso kriegerisch als früher, und die einzelnen Stämme können, 
da sie niemals Reisen unternehmen und auf Strecken von 20 bis 30 Meilen 
schon andere Dialekte haben, sich kaum verstehen, während selbstredend eng- 
lische und andere Sprachen und auch Begriffe civilisirter Nationen ihnen ganz 
fremd sind, sodass von einer richtigen Interpretation, wie die Gesetze Queens- 
lands und Fidji’s sie verlangen, absolut keine Rede sein kann. || Der Regie- 
rungsagent verlässt sich auf den vom Kapitän engagirten Dolmetscher, der die 
vorgelegten Fragen nach seiner Instruction übersetzt und beantwortet. || So- 
bald die Eingeborenen an Bord sind, werden sie streng bewacht; nichtsdesto- 
weniger entweichen viele, was dann regelmässig zu Gefechten zwischen der 
Schiffsmannschaft und dem betreffenden Stamme führt. || Von dem englischen 
Dreimastschooner „Hopeful“ z. B. entwichen von 104 Mann im Ganzen 13, in- 
dem sie sich bei Nacht auch bei weiter Entfernung vom Lande ins Meer 
stürzten. || Sechs derselben soll die Schiffsmannschaft wieder eingefangen haben, 
3 erhielt man auf Drohungen von’dem betreffenden Häuptlinge zurück; der 
Rest soll ertrunken sein. || Jeder in Queensland eingeführte Eingeborene wird 
dem Eigner des Schiffes mit 22 Pfd. Sterl. bezahlt; hiervon erhält der Kapitän 
gewöhnlich 18 bis 20 Sh., der rekrutirende Steuermann 5 bis 10 Sh. pro 
Kopf. Alles Summen, gross genug, um solche Leute zu veranlassen, alle Mittel 
anzuwenden, sich so rasch wie möglich eine grosse Anzahl Eingeborener zu 
verschaffen. || Als Hauptzablungsmittel werden von allen Schiffen Feuerwaffen 
und Munition verwandt, und können durchschnittlich auf je 2 Arbeiter drei 
Gewehre gerechnet werden. || Für je 5 Mann Angeworbener erhält der Häupt- 
ling, welcher sie bringt, eine Extrabezahlung, der für den Einzelnen gegebenen 
gleichkommend. || Der Kommandant 8. M. Korvette „Carola“, Herr Korvetten- 
Kapitän Karcher, bat in einem an mich gerichteten Schreiben, die Ergebnisse 
der Expedition nach den Hermit Inseln besprechend, mich ersucht, im Inter- 
esse der friedlichen Entwickelung des Verkehrs dahin zu wirken, dass der 
Handel mit Feuerwaffen in diesen Gewässern aufhöre. || Aus Obigem geht je- 
doch zur Genüge hervor, dass ein Vorgehen der Deutschen in dieser Richtung 
ganz einseitig und erfolglos bleiben würde, und ich kann auch sonst nach 
meiner langjährigen Erfahrung in der Südsee solche Vorschriften durchaus 
nicht befürworten. || Als Illustration zu dem gewaltthätigen Auftreten der Mann- 
schaften der englischen Arbeiterschiffe einerseits und der dadurch hervorge- 
rufenen Störungen im friedlichen Verkehr und legitimen Handel mit den Ein- 
geborenen andererseits erlaube ich mir nun noch folgende zwei Fälle ganz 
gehorsamst mitzutheilen und wage unterthänigst die Hoffnung auszusprechen, 
dass Euerer Durchlaucht es gefallen möge, mich auf geeignet erachtete Weise 
in der Bemühung zu unterstützen, deutsches Eigenthum auch in diesen Ge- 
wäsgern ebenso vor der Anmaassung der sich hier ausserhalb des Bereiches 
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Nr. 8429. der Gesetze glaubenden Mannschaften englischer Arbeiterschiffe als vor An- 
pero griffen der Eingeborenen zu schützen..Etwa Mitte April kam auf den Laugh- 
lan-Inseln, einer durch die Friedfertigkeit ihrer Eingeborenen bekannten 
Gruppe, auf welcher die Firma Hernsheim & Co. schon seit circa 3 Jahren 
einen Agenten unterhält, der Schooner „Stanley“, Kapitän Davis, von Mary- 
borough an, um auch dort womöglich Arbeiter zu rekrutiren. || Unser Agent, 
ein Deutscher, Namens Tetzlaff, glaubte, sein Interesse werde dadurch ge- 
schädigt, dass die Eingeborenen auf diese Weise in den Besitz von vielen 
Waaren gelangten, die sie sonst von ihm gegen Kopra gekauft hätten, und 
soll dem Könige abgerathen haben, seine Leute gehen zu lassen. ||.Durch dies 
Auftreten wurde der Kapitän des , Stanley“ gegen denselben erbittert und fuhr, 
nach eigener Aussage des Regierungs-Agenten, mit diesem an Land, um Tetz- 
laff mit Güte oder Gewalt zur Revocirung der gemachten Aussagen zu zwingen. 
Bei Annäherung des Bootes soll ein Schuss aus der Station abgefeuert sein; 
als aber das Boot trotzdem anlegte, wurde die Station verlassen gefunden, da 
der Agent, wahrscheinlich aller Art von Gewaltthätigkeiten gewärtig, sich in 
den Busch gerettet hatte. || Kapitän und Regierungs-Agent gaben darauf, wie 
Letzterer mir persönlich prahlend mittheilte, Befehl, die Station sowie seiner 
Angabe nach circa 20 Tons Kopra, welche in einem der Häuser lagerten, in 
Brand zu stecken, um dem Agenten zu zeigen, „dass mit Queensland-Arbeiter- 
schiffen nicht zu spassen sei.“ || Als ich dem Agenten, der mich‘ hier in 
Matupi im Boote besucht hatte, darauf mittheilte, dass die niedergebrannte 
Station sowohl als die darin lagernden Produkte und Waaren das Eigenthum 
der Firma Hernsheim & Co. gewesen, und dass diese ihn und den Kapitän 
des Schiffes jedenfalls dafür verantwortlich machen würde, erklärte er, es thue 
ihm zwar sehr leid, auf diese Weise die Firma geschädigt zu haben; von einer 
Rekompensation könne jedoch keine Rede sein, und ganz Queensland sei viel 
zu sehr an der Arbeiterzufuhr interessirt, als dass man von einem solchen 
Falle Notiz nehmen würde. | Um keine Zeit zu verlieren, habe ich mich durch 
Vermittlung des Kaiserlich deutschen Konsuls in Brisbane direct an den Se- 
kretär der Kolonie gewandt. || Ich erwähne, dass, sobald der Bericht des ge- 
nannten Karl Tetzlaff über diesen Fall eingetroffen ist, meine Firma natürlich 
versuchen wird, ihre Ansprüche gegen das Schiff direct vor dem Gerichtshofe in 
Brisbane geltend zu machen. || Als weiteren Beleg, wie häufig der Verkehr 
dieser Arbeiterschiffe Anlass zu Unruhen und Mordthaten unter den Einge- 
borenen giebt, erlaube ich mir nun noch folgenden, vor etwa 14 Tagen in 
meiner nächsten Nachbarschaft vorgekommenen Fall zur Kenntniss Euerer 
Durchlaucht zu bringen. || Von den seiner Zeit durch die Schiffe des Marquis 
de Rays hierher gelangten Französischen Missionaren hatte sich ein Pöre 
Lanuzel in dem Dorfe Nadup, etwa 4 Meilen von Matupi, angesiedelt und 
war auch, nachdem er vor kurzem auf dem Arbeiterschiffe „Fanny“ von Port 
Maclay, von einer nach Europa unternommenen Reise zurückgekehrt, wieder 
dahin gegangen, um sich bleibend dort niederzulassen, | Der Kapitän der 
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„Fanny“ hatte dann in dem Dorfe einige junge Häuptlinge als Dolmetscher Nr 842. 


und Anwerbungsagenten engagirt und war mit denselben nach der an der Nord- 
küste von Neu-Britannien gelegenen Insel Man gegangen. Dort weigerten sich 
die Eingeborenen, an Bord des Schiffes zu gehen, und es fand ein Gefecht 
zwischen der Mannschaft eines der Boote dieses Schiffes und den Eingeborenen 
statt, in welchem einer der erwähnten Nadup-Häuptlinge erschlagen wurde. | 
Der Kapitän soll den im Boote an Bord gebrachten Leichnam ins Meer haben 
werfen lassen. Er begab sich mit dem Regierungs- Agenten im Boote nach 
dem Dorfe Nadup, um den Eingeborenen das Vorgefallene mitzutheilen und 
für den Erschlagenen eine Entschädigung in Waaren zu bezahlen. || Die Ein- 
geborenen in Nadup wurden durch diese Kunde jedoch so erbittert, dass sie 
zu den Waffen griffen und über den Kapitän und seine Leute sowohl als 
auch über den Missionar herfielen. || Dieselben retteten sich, von ihren Re- 
volvern Gebrauch machend, mit genauer Noth in ihr Boot, und es gelang 
ihnen, das Schiff wieder zu erreichen; doch sollen sowohl der Kapitän als der 
Regierungs-Agent schwer verwundet sein. || Der französische Missionar, dessen 
ganze Habe, die Ausstattung einer römisch - katholischen Kirche mit Ge- 
räthen etc. einbegriffen, von den Eingeborenen hierauf geraubt wurde, wandte 
sich an mich mit der Bitte um Beistand. Ich bin bemüht, die Eingebornen, 
mit welchen wir vor dem Eintreffen dieser Schiffe jahrelang in den besten Be- 
ziehungen standen, dazu zu bewegen, die Sachen dieses allerdings ganz un- 
schuldig Leidenden wieder herauszugeben, werde aber ohne Unterstützung durch 
ein etwa ankommendes Kriegsschiff kaum viel Erfolg haben. Die „Fanny“ ist 
sofort nach dem nächsten australischen Hafen unter Segel gegangen, um die 
Schwerverwundeten unter ärztliche Behandlung zu bringen. || Der in der Nähe 
dieses Platzes ansässige Agent der deutschen Handels- und Plantagen-Gesell- 
schaft hat sein Haus ebenfalls im Stiche lassen müssen, da auch er fürchtete, 
von den Eingeborenen angefallen zu werden. || Ich begnüge mich damit, diese 
Vorfälle ohne weitere Kommentare und Schlüsse Euerer Durchlaucht ganz ge- 
horsamst zu berichten, und wage nun nochmals den ehrerbietigen Wunsch aus- 
zusprechen, dass eines der in der Südsee fahrenden Schiffe der Kaiserlichen 
Marine für einige Zeit hier stationirt werden möge, um nach eingehender Prü- 
fung der Sachlage geeignete Schritte zu ergreifen, die deutschen Interessen 
zu schützen und dem ohne Wissen gegen die Gesetze der australischen Ko- 
lonial-Regierungen von den Unternehmern betriebenen Sklavenhandel ein Ziel 
zu setzen. || Auch von Samoa, von der deutschen Handels- und Plantagen-Ge- 
sellschaft, sind kürzlich drei deutsche Schiffe hier angelangt, um Arbeiter für 
dort zu rekrutiren, und ich werde Gelegenheit nehmen, die Führer derselben 
darauf aufmerksam zu machen, dass ein striktes Befolgen der denselben in 
Samos ertheilten Instructionen im Interesse aller Betheiligten unerlässlich ist, 
um Anlass zu bercchtigten Klagen zu vermeiden. 
Hernsheim. 
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Nr. 8430. GROSSBRITANNIEN. — Kolonialamt an das Ausw. Amt. 
— Ist die Einmischung fremder Mächte in Neu-Guinea 
zu befürchten? [1. 


Colonial Office to Foreign Office. 


Downing Street, June 18, 1883. 

Sir, — Her Majesty’s Government have considered the request of the 
Governments of the Australian Colonies, that the Queen’s sovereignty may 
be established in the eastern part of the islands of New Guinea, posses- 
sion of which was taken in Her Majesty’s name by Mr. Chester, an of- 
ficer of the Queensland Government, on the 4th of April last*), by proclama- 
tion, a copy of which I am to enclose, and they are of opinion that 
sufficient reasons have not been shown for the annexation at the present time 
of so large an extent of territory. || It is, however, very desirable to be 
assured, that no foreign Power will attempt to take possession of, or to exer- 
cise jurisdiction over, any part of the territory included in the proclamation.| 
I am, therefore, directed by the Earl of Derby to request, that Earl Gran- 
ville will have the goodness to inform him whether, having regard to the steps 
which have been taken at various times in recent years, and more particularly 
(1) by Captain Moresby, R.N., when, in the year 1874, he took possession of 
the islands at the south-eastern end of New Guinea; (2) by Her Majesty’s 
Government in annexing to the Colony of Queensland other Islands on the 
south shore of New-Guinea in the year 1878; and (3) to the step lately taken 
under the direction of the Government of Queensland, as well as to the fact 
publicly known through the papers presented to Parliament, that the establis- 
ment of the Queen’s sovereignty in New-Guinea has long been under con- 
sideration, Her Majesty’s Government can rely with full confidence on the 
absence of interference by any foreign Power in New Guinea, pending the 
declaration of the Queen’s pleasure with respect to the prayer of the Austra- 
lian Governments. || Lord Derby does not, of course, suppose that it is pro- 
bable that such interference will take place, but in such a case as this it is 
desirable to guard, as far as possible, against the risk of any foreign claim 
being set up. || In connexion with this point I am to call attention to the 
letter from Sir T. Mc. Ilwraith, printed at page 132 of the Parliamentary 
Paper on New Guinea [C.—3617], lately published, of which I enclose a copy. || 
I am, &c. Robert G. W. Herbert. 


*) Vergl. Bd. XLIII Nr. 8201, 


Neu-Guines und Südsee-Inseln, 169 


Nr. 8431. GROSSBRITANNIEN. — Ausw. Amt an das Kolonialamt. 
— Granville hegt in dieser Beziehung keine Besorg- 
nisse, [2.] 
Foreign Office, June 26, 1883. 

Sir, — I have laid before Lord Granville your letter of the 18th in- wr Ban. 
stant, notifying the decision come to by Her Majesty’s Government with re- britannien. 
ference to the request of the Australian Colonies for the establishment of the ?#-7ani 1888. 
Queen’s sovereignty in the eastern part of New Guinea, that sufficient reasons 
have not been shown for the annexation at the present time of so large an 
extent of territory. In regard to the Earl of Derby's observation that it is 
desirable to be assured that no foreign Power will attempt to take posses- 
sion of, or to exercise jurisdiction over, auy part of the territory included in 
Mr. Chester’s proclamation, and to the wish expressed by his Lordship to be 
informed by Lord Granville whether Her Majesty’s Government can rely with 
fall confidence on the absence of interference by any foreign Power in New 
Guinea pending the declaration of the Queen’s pleasure with respect to the 
prayer of the Australian Governments, I am to request that you will state to 
his Lordship that Lord Granville has reason to believe that no such action 
is intended on the part of any foreign Power. || I am, &c. 

T. V. Lister. 








Nr. 8432. DEUTSCHLAND. — Konsulatsverweser in Apia (Stübel) 
an den Reichskanzler. — Die deutschen Handlungs- 
Häuser befürchten die Annexion der Südsee-Inseln 
durch die australischen Kolonien. [10] 


(Auszug.) Apia, den 8. August 1883. 
(Eingegangen in Berlin den 8. Oktober 1883.) 

Euerer Durchlaucht beehre ich mich im Anschluss an meine früheren Be- nr. 8182. 
richte, betreffend die Verhältnisse in Neu-Britannien, beifolgend eine mir Zu 
gegangene Eingabe der hiesigen Hauptagentur der deutschen Handels- und 
Plantagen-Gesellschaft der Südsee-Inseln vom 6. d. M. ehrerbietigst zu über- 
reichen. Darin werden die deutschen Interessen in der Südsee durch das 
neuerliche, auf Annexionen in der Südsee gerichtete Vorgehen der australischen 
Kolonien als auf das schwerste bedroht dargestellt, und es wird die Hoffnung 
ausgesprochen, dass es noch gelingen werde, der drohenden Gefahr vorzubeugen. 
| Wie weit die ausgesprochenen Befürchtungen für den Augenblick begründet 
sind, lässt sich von hier aus nicht beurtheilen. Das Kritische der augenblick- 
lichen Lage aber ist, dass es nur im englischen Interesse liegt, dem austra- 
lischen Chauvinismus einstweilen Halt zu gebieten und damit den Annexionen 
-seitens anderer Mächte vorzubeugen. Inzwischen kann die englische Kultur- 
arbeit ruhig ihren Fortgang nehmen; wo heute deutsche Interessen ausschliess- 


Nr. 8492. 
Deutschland. 
8. Aug 1883. 
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lich oder überwiegend sind, werden englische Interessen entstehen und das 
Uebergewicht zu erlangen suchen, und damit wird die endliche sichere Annexion 
des Ganzen an England vorbereitet, wo sich heute voraussichtlich nur die An- 
nexion eines Theiles erreichen lassen würde, || Diese Gefahr ist nicht nur in 
Neu-Britannien und den angrenzenden Inselgruppen, sondern, wenn auch in ge- 
ringerem Grade, selbst in Samoa vorhanden. Die angesehene Auckländer Firma 
Mc. Arthur & Co. hat hier bereits Handels- und Plantagen-Interessen. Vor 
kurzem hat sich in Neu-Seeland eine neue Gesellschaft gebildet, um ebenfalls 
Samoa durch Handel und Plantagenbau auszubeuten. Ein Agent der Gesell- 
schaft hält sich hier seit Monaten auf. Auch die Verwerthung des seither 
ungenutzt gelegenen Landbesitzes der amerikanischen Landkompagnie soll in 
Aussicht genommen sein. Der amerikanische Konsul hat in diesen Tagen eine 
Besichtigung des Landes vorgenommen. Zeitungsnachrichten zufolge soll auch 
schon jetzt Neu-Seeland Anspruch auf Samoa erheben. || Man wird das beste 
Zutrauen zu der neuen Leitung der deutschen Handels- und Plantagen-Gesell- 
schaft der Südsee-Inseln haben können und doch daran zweifeln müssen, ob 
die Leitung eines einzigen und selbst des grössten kaufmännischen Geschäftes 
und ob überhaupt die Leitung kaufmännischer Geschäfte allein im Stande sein 
wird, die Bedingungen für einen dauernden Bestand deutscher Interessen in 
der Südsee zu schaffen und zu erhalten. 
Dr. Stuebel. 


Apia, den 6. August 1883. 

Wir erlaubten uns bereits vor einiger Zeit in unserm ganz ergebenen 
Schreiben vom 11. Mai d. J. Veranlassung zu nehmen, auf die folgenschwere 
Tragweite ganz gehorsamst hinzuweisen, welche der damals hier bekannt ge- 
wordenen provisorischen Annexion Neu-Guinea’s durch die Kolonialregierung 
Queenslands mit Bezug auf unsere und die deutschen Interessen in der Süd- 
see überhaupt zweifelsohne innewohnt. || Seither ersehen wir nun aus austra- 
lischen Zeitungsnotizen, dass jenes zu annektirende Territorium alles zwischen 
dem 141 bis 155 Grad O. L. liegende Land, einschliesslich der vorliegenden 
Inseln (adjacent Islands), in sich begreifen soll, also auch Neu-Britannien, Neu- 
Irland u. s. w. || Dass diese Auffassung, bezw. Absicht, zunächst seitens Queens- 
lands, in der Folge aber auch seitens der britischen Regierung thatsächlich 
vorliegt, kann nach den mit letzter Post weiter eingetroffenen, sowohl austra- 
lischen als auch englischen Zeitungsnachrichten keinem Zweifel mehr unter- 
liegen. | Wenn nun auch ferner die ersten sich widersprechenden Meldungen 
— vielleicht inspirirt von diplomatischen Rücksichten — besagten, dass Eng- 
land lediglich die Anlegung von Handelsstationen unter seinem Schutze an der 
Südküste Neu-Guinea’s sanktioniren würde, so lassen doch die nunmehr vor- 
liegenden neueren Nachrichten einen fast allgemeinen Umschwung der Stimmung, 
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auch der Ausschlag gebenden Kreise, zu Gunsten der Bestätigung der von Nr. 382. 
. . . Deutschland, 
Queensland bereits vollzogenen Annexion in vollem Umfange klar erkennen. |: g, aug. 1888. 
Dem Kaiserlichen Konsulat wird nach unseren früheren bezüglichen Darlegungen 
die sich steigernde Unruhe erklärlich sein, mit welcher wir diesen, sich zu 
einer nahen Krisis entwickelnden Vorgängen folgen, und dass wir es als unsere 
Pflicht betrachten, wiederholt die Aufmerksamkeit auf dieselben zu lenken, da 
sich an ihren Ausgang die Frage des Weiterbestehens der deutschen Interessen 
in der Südsee knüpft. || Wir fühlen uns hierzu um so mehr berechtigt, als un- 
sere Gesellschaft (resp. deren Vorgänger) es war, welche mit schweren Opfern 
nicht nur an Geld, sondern auch Menschenleben in Neu-Britannien und Um- 
gegend Handelsbeziehungen zuerst anknüpfte, dank denen jetzt der Handel 
des ganzen dortigen Rayons in deutschen Händen ruht, nämlich den unsern 
und Hernsheims, wie es unsern Anstrengungen auch zuerst gelungen, die dor- 
tige Bevölkerung zur Pflanzungsarbeit heranzuziehen und so ein neues Rekru- 
tirungsfeld für den Plantagenbedarf zu erschliessen. || Ganz abgesehen aber von 
den bestehenden deutschen Handelsinteressen, befinden sich bekanntlich in Neu- 
Britannien auch zwei Häfen, Mioka und Makada, welche im December 1878 
durch S. M. S. „Ariadne“ für das deutsche Reich erworben wurden, welcher 
Akt vom Reichstage bei Gelegenheit der Annahme des Samoa-Vertrages Be- 
stätigung fand. || Gleichzeitig mit diesem Ereignisse nun lesen wir in allen 
Zeitungen von Unterhandlungen, welche zwischen England und Fraukreich über 
die Neu-Hebriden im vollen Gange sind, denen zufolge — wenn ihnen unge- 
störter Verlauf bleibt — diese Inselgruppe sicher einer dieser Mächte zufallen 
wird, wahrscheinlich wohl der letzteren als Remuncration für die Annexion 
Neu-Guinea’s durch England. || Auch in dieser Gruppe haben wir aber eines- 
theils wichtigen Landbesitz, u. a. den schönsten Hafen derselben, Sandwich- 
Hafen auf Malicolo, und die Insel Lenure; anderntheils ist es für uns, wie 
schon neulich betont, von grösster Wichtigkeit, dass diese Gebiete uns nicht 
auch noch für die Arbeiter-Rekrutirung verschlossen werden. Gerade jetzt 
haben wir umfassende Vorbereitungen getroffen, um sowohl auf den Neu- 
Hebriden wie auf der Salomongruppe Arbeiterdepots zu errichten und so durch 
systematische Bearbeitung einer Deckung unseres Bedarfs etwas bessere Gewähr 
zu geben. || Ein Blick auf die Karte genügt, um zu zeigen, dass diejenige Macht, 
oder diejenigen Mächte, welche Neu-Guinea nebst Neu-Britannien sowie die 
Neuen Hebriden anncktiren, gar nicht umhin können, auch die Salomon-Inseln 
zu nehmen und dass diese Absicht, als eine aus jenen vorhergehenden Schritten 
sich einfach ergebende Konsequenz auch faktisch existirt, geht klar aus den 
bezüglichen Aeusserungen der australischen Presse hervor. || Sowie aber alle 
diese Inseln und Gruppen annektirt werden, sind wir dadurch selbstredend 
vom Arbeitermarkt ausgeschlossen, und da wir in der ganzen Südsee auf andern 
Inseln keinen genügenden Ersatz finden können, so würde damit der Lebens- 
nerv unsres Plantagenbaues abgeschnitten sein — es sei denn, dass auch Sa- 
moa von einer dieser Mächte in Besitz genommen würde, womit dann aller- 
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dings die deutschen Interessen in der Südsee ‘als solche ein für allemal zu 
Grabe getragen wären. || Wir haben es uns daher angesichts dieser Sachlage 
nicht versagen können, das Kaiserliche Konsulat auf die Grösse der drohenden 
Gefahr nochmals ganz gehorsamst aufmerksam zu machen, und hoffen, dass es 
noch nicht zu spät ist, eine nachhaltige Sicherstellung der so lange behaupteten 
Position zu erreichen. || Wir verharren in vorzüglicher Hochachtung 
Hauptagentur der Deutschen Handels- & Plantagen-Gesellschaft der Südsee- 
Inseln zu Hamburg. 
Weber. 
An 
das Kaiserlich deutsche Konsulat für die Südsee-Inseln hierselbst. 





Nr. 8433. DEUTSCHLAND. — Geschäftsträger in London (Plessen) 
an den engl. Min. des Ausw. — Beschwerden über die 
engl. Arbeiterschiffe, insbesondere den ,Stanley’, [9.] 


Deutsche Botschaft, den 4. September 1883. 

Milord! — Euerer Excellenz beehre ich mich, erbaltenem Auftrage ge- 
miss, von Nachstehendem vertrauliche Mittheilung za machen. || Nach Berichten, 
welche der Kaiserlich deutschen Regierung von dem Kaiserlichen Konsul 
E. Hernsheim in Jaluit auf den Marshall-Inseln zugegangen sind, wird der 
Insel-Archipel von Neu-Britannien und Neu-Irland in jüngster Zeit häufig von 
Schiffen unter englischer Flagge besucht, die in Queensland oder Fidji zu dem 
Zwecke ausgerüstet sind, um für die dortigen Plantagen Arbeiter unter den 
Südsee-Insulanern zu rekrutiren. Obgleich diese Schiffe regelmässig von Re- 
gierungsbeamten begleitet sind, deren Aufgabe es ist, die Ausführung der ko- 
lonialen Vorschriften über die Anwerbung und den Transport der polynesischen 
Arbeiter zu überwachen, so hat es doch nach den der Kaiserlichen Regierung 
vorliegenden Mittheilungen an Fällen nicht gefehlt, wo die als freie Arbeiter 
bezeichneten Eingeborenen wider ihren Willen an Bord gebracht und gewaltsam 
dort festgehalten wurden. Bei den sozialen Verhältnissen, wie sie, abweichend 
von den Zuständen auf anderen Inselgruppen der Südsee, in Neu-Britannien 
und Neu-Irland herrschen, liegt die Versuchung für die Arbeiterschiffe nahe, 
die zum Schutz der anzuwerbenden Insulaner gegebenen Gesetze nicht allzu 
skrupulös zu beobachten. || Die Zahl der Eingeborenen, die sich aus freien 
Stücken oder aus eigenem Antriebe für den Plantagendienst verdingen, ist unter 
den kriegerischen Stämmen jener entlegenen Eilande eine verhältnissmässig 
geringe. Es verstehen sich dazu meistens nur solche Leute, die keine Familien- 
verbindungen besitzen und zu arm zur Heirath sind, oder die wegenirgend eines 
Vergehens von ihrem Stamme flüchten müssen. Dieselben lassen sich durch 
Versprechungen der Häuptlinge, welche das Handgeld für sie in Empfang 
nehmen, bewegen, für einige Jahre als Arbeiter in die Fremde zu ziehen, um 
dann bei ihrer Rückkehr Frauen zu erhalten oder von einflussreichen Land-. 
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besitzern adoptirt zu werden. Die nicht in diese Kategorie gehörigen Insu- Nr. 8138, 
laner, die sich an Bord der Arbeiterschiffe befinden, sind in der Regel einfach Ken tee 
von den Häuptlingen verkauft. Denn unter den dortigen Eingeborenen ist 
die Sklaverei eine althergebrachte Institution. Um sich Waffen zu verschaffen, 
verkaufen die Häuptlinge insbesondere die einem fremden Stamme abgenom- 
menen Kriegsgefangenen, nicht selten aber auch ihre eigenen Unterthanen. 
Natürlich bleiben die unter solchen Umständen auf die Arbeiterschiffe ge- 
brachten Eingeborenen nicht freiwillig an Bord, sondern müssen streng be- 
wacht werden. Bei den sehr häufigen Fluchtversuchen macht die Schiffemann- 
schaft von ihren Schiesswaffen Gebrauch, und wenn die Verfolgung am Ufer 
fortgesetzt wird, pflegen oft blutige Konflikte zu entstehen. || Als Beispiele hier- 
für dürfen die nachstehenden, der Kaiserlichen Regierung amtlich mitgetheilten 
Vorfälle dienen. Von dem englischen Dreimastschooner „Hopeful“, welcher im 
Mai d. J. zum Zwecke der Rekrutirung von Arbeitern Neu-Britannien und 
Neu-Irland besuchte, entwichen von 104 Mann 13, indem sie sich bei Nacht 
trotz weiter Entfernung vom Lande ins Meer stürzten. Sechs derselben wurden 
durch die Schiffsbemannung wieder eingebracht, 3 in Folge von Drohungen 
durch ihre Häuptlinge zurückgeliefert, die übrigen 4 sollen ertrunken sein, | 
Das von Port Maclay in Queensland kommende Arbeiterschiff „Fanny“ hatte 
in dem Dorfe Nadup, ungefähr 4 Meilen von Matupi (Neu-Britannien), einige 
Häuptlinge als Dolmetscher und Rekrutirungsagenten engagirt und war mit 
denselben im Mai d. J. nach der an der Nordküste von Neu-Britannien ge- 
legenen Insel Man gegangen. Da sich die dortigen Eingeborenen weigerten, 
an Bord der „Fanny“ zu gehen, kam es zwischen ihnen und der Schiffsmann- 
schaft zu Thätlichkeiten, bei welchen einer der Nadup-Häuptlinge erschlagen 
wurde. Der Kapitän der „Fanny“ fuhr darauf nach Nadup zurück, um Mit- 
theilung von dem Vorgefallenen zu machen und für den in seinen Diensten 
umgekommenen Häuptling eine Entschädigung in Waaren zu zahlen. Die Ein- 
wohner des Dorfes wurden jedoch durch die Kunde hiervon so erbittert, dass 
sie zu den Waffen griffen und über den Kapitän und dessen Leute herfielen, 
welche, von ihren Revolvern Gebrauch machend, sich nur mit Mühe retten 
konnten. Der Kapitän sowohl, wie der die „Fanny“ begleitende Agent der 
Queensländer Regierung wurden in diesem Gefechte ernstlich verwundet. Ausser- 
dem kehrte sich die Wuth der Eingeborenen gegen einen, seit längerer Zeit 
in Nadup ansässigen französischen Missionar Namens Lanuzel, der, obgleich 
sn dem fraglichen Vorfall ganz unbetheiligt, flüchten musste und seine ganze 
Habe, einschliesslich der Ausstattung für eine römisch-katholische Kirche, ein- 
büsste. Auch der in der Nähe des genannten Dorfes stationirte Agent der 
deutschen Handels- und Plantagengesellschaft hat sein Haus in Stich lassen 
müssen, aus Furcht, von den Insulanern, welche sich für die erlittene Unbill 
an allen Weissen rächen wollten, angefallen zu werden. Endlich wird noch 
ein dritter Fall gemeldet, in welchem sich die Gewaltthätigkeiten der Arbeiter- 
schiffe freilich nicht gegen die eingeborene Bevölkerung, sondern gegen das 
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Eigenthum einer deutschen Firma richteten. || Etwa Mitte April d. J. kam auf 
den Laughlan-Inseln, einer durch die Friedfertigkeit ihrer Bewohner bekannten 
Gruppe, auf welcher das Hamburger Haus Hernsheim & Co. schon seit drei 
Jahren einen Handelsagenten unterhält, der Queenslander Schooner „Stanley“, 
Kapitän Davis, an, um auch dort womöglich Arbeiter für die Zuckerplantagen 
in Queensland anzuwerben. Der Agent Namens Tetzlaff rieth dem eingeborenen 
Häuptlinge ab, auf diese Werbungen einzugehen, worüber es zwischen ersterem 
und dem Kapitän Davis zu Streitigkeiten kam, die damit endeten, dass die 
dortige, der Firma Hernsheim gehörige Station mit Kopra-Vorräthen im Be- 
trage von ca. 20 Tons auf Befehl des Kapitäns in Brand gesteckt wurde. 
Die genannte Firma hat in Folge dessen Entschädigungsansprüche auf gericht- 
lichem Wege geltend gemacht, während gleichzeitig zum Zwecke der straf- 
rechtlichen Verfolgung der Schuldigen die Kolonial-Regierung in Queensland 
von dem Vorfall in Kenntniss gesetzt ist. || Den Südsee-Insulanern stehen der- 
artige gesetzliche Mittel, sich Genugthuung für widerrechtliche Handlungen 
seitens der Arbeiterschiffe unter englischer Flagge zu verschaffen, nicht zu 
Gebote, sie greifen daher zur Selbstwehr und üben Vergeltung an allen Fremden, 
welche der Zufall mit ihnen in Berührung bringt. Hiervon werden zunächst die 
deutschen Niederlassungen in Neu-Britannien und Neu-Irland betroffen, welche, 


- nachdem die letzten australisch-englischen Handelsstationen im Vorjahre von der 


deutschen Handels- und Plantagen-Gesellschaft auf Samoa übernommen sind, gegen- 
wärtig allein das dortige Geschäft in Händen haben. Die bisherigen guten 
Beziehungen zwischen den deutschen Kaufleuten und Eingeborenen jener Ge- 
genden sind durch die von englischer Seite bei Anwerbung von Arbeitern vor- 
gekommenen Missbräuche und Ausschreitungen gestört, und es werden, wenn 
diesem Treiben nicht rechtzeitig Einhalt geschieht, ernste Gefahren für Leben 
und Eigenthum der dort ansässigen Deutschen befürchtet. || Indem ich von 
Vorstehendem im Auftrage meiner Allerhöchsten Regierung Kenntniss zu geben 
die Ehre habe, darf ich Euere Excellenz ganz ergebenst bitten, mir, wenn 
thunlich, eine geneigte Aeusserung darüber zukommen lassen zu wollen, ob 
die Königlich grossbritannische Regierung bereits Nachrichten über das in 
Neu-Britannien und Neu-Irland befolgte System der Anwerbung von Arbeitern 
für die Kolonien Queensland und Fidji erhalten hat, und ob Maassregeln ein- 
geleitet sind, um die dort angeblich vorgekommenen Unregelmässigkeiten zu 
untersuchen und einer Wiederholung derselben vorzubeugen. Die Kaiserliche 
Regierung ihrerseits beabsichtigt, obgleich derselben bisher ähnliche Vorgänge 
auf deutschen Arbeiterschiffen nicht gemeldet worden sind, die letzteren bei 
etwaigen Besuchen auf den genannten Inselgruppen einer scharfen Kontrole 
zu unterwerfen und zu diesem Zweck während der sogenannten Arbeitersaison 
vom Mai bis Ende September ein Schiff der Kaiserlichen Marine dauernd in 
jenen Gewässern zu stationiren. Diesem Schiff wird auch die Aufgabe zufallen, 
die legitimen deutschen Handelsinteressen in Neu-Britannien und Neu-Irland, 
welche in letzter Zeit an Wichtigkeit zugenommen haben, kräftig zu schützen 
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und Gewaltmaassregeln gegen deutsches Leben und Eigenthum mit Gewalt zu- Nr. 843%, 
rückzuweisen. Die Kaiserliche Regierung rechnet bei ihren Bemthungen, 2 sen ra, 
friedliche und geordnete Zustände in den dortigen Gegenden zu erhalten, auf 

die bereitwillige Unterstützung der Königlich grossbritannischen Regierung, 
welcher nicht weniger als der Kaiserlich deutschen daran liegen dürfte, dass 

nicht die Grenze, welche den gesetzlich gestatteten polynesischen Arbeiter- 

handel vom Sklavenhandel trennt, überschritten und dadurch in die ohnehin 
schwierigen Verhältnisse der Südsee ein neues gefahrdrohendes Element ge- 

worfen werde. || Schliesslich erlaube ich mir, Euerer Excellenz zur geneigten 
Kenntnisnahme Auszug aus einem Bericht des Kommandanten S. M.S. „Carola“ 

über die von ihm in Neu-Britannien gemachten Erfahrungen unter Rückerbit- 

tung hierneben ganz ergebenst mitzutheilen. Dieser Bericht bestätigt, dass in 

Folge des Treibens der Arbeiterschiffe das Leben der auf den in Rede ste- 

henden Inselgruppen ansässigen Weissen ernstlichen Gefahren ausgesetzt ist, 

und enthält ausserdem statistische Angaben über den Umfang der dort vor- 
handenen deutschen Handelsinteressen. || Mit der ausgezeichnetsten Hochachtung 

habe ich die Ehre zu sein etc. 

Plessen. 


Anlage. 
Batavia, den 6. Juli 1883. 

etc. Nach dem, was ich selbst während meines zweimaligen Aufenthalts 
in Neu-Britannien erfahren, sowie was mir Kapitänlieutenant Geiseler über 
seine Wahrnehmungen berichtet hat, seheinen mir die Verhältnisse daselbst 
zur Zeit folgendermaassen zu liegen. || Die Handels- und Plantagengesellschaft, 
mit dem Hauptsitz in Mioko, hat auf dem östlichen Theil von Neu-Britannien 
und an der Westküste von Neu-Irland etwa 18 kleine Handelsstationen, von 
denen zur Zeit circa 10—12 besetzt sind, die Firma Hernsheim & Co. mit 
dem Hauptsitz in Matupi hat 2 oder 3 Stationen auf Neu-Britannien, 2 auf 
der Nordseite von Neu-Irland, je eine auf den Laughlan-, Anchoreten- und 
Hermit-Inseln, von denen die letzteren beiden zur Zeit nicht besetzt sind, aber 
besetzt werden sollen, sobald sich wieder geeignetes Personal findet ete. || Ein 
Grund für eine stete Lebensgefahr der auf den Inseln lebenden weissen An- 
siedler liegt darin, dass, wie schon vorher erwähnt, die Eingeborenen den 
Unterschied der Nationalitäten nicht kennen und nach ihren Sitten ein ihnen 
geschehenes Unrecht an dem Nächsten, dessen sie habhaft werden können, zu 
rächen versuchen. Die Hauptgefahr wird nach Angabe aller Personen, welche 
ich gesprochen, in dieser Beziehung durch das Verfahren der Arbeiterschiffe 
hervorgerufen; selbstverständlich sind die Ansiedler nicht gut auf dieselben zu 
sprechen und mögen manches übertreiben, wenn aber auch nur ein Theil von 
dem wahr ist, was mir vom Konsul, der auch darüber berichtet hat, und von 
andern erzählt ist, so ist die Arbeiteranwerbung nichts anders als Sklaven- 
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handel. Danach kaufen die Kapitäne die Leute nicht nur von den Häupt- 
lingen für Feuerwaffen und zwar Hinterlader mit Munition, sondern sie locken 
die Leute, welche in ihren Kanoes zum Tauschhandel längsseit kommen, an 
Bord und halten sie dann zurück, oder sie rauben auch einfach die Besatzung 
eines Kanoes, welches auf See angetroffen wird. || Wenn der Arbeiteragent 
seiner Instruktion genau nachkommt, wonach nur solche Arbeiter angeworben 
werden dürfen, welche freiwillig kommen und welchen die Natur des einzuge- 
henden Kontraktes begreiflich gemacht ist, so würden die meisten Schiffe gar 
keine Arbeiter erhalten; sie drücken also in den meisten Fällen ein Auge zu 
und lassen sich an der Versicherung des Kapitäns, dass dies geschehen, genü- 
gen; es ist aber ganz unmöglich, dass ein Kapitän sich mit den Eingeborenen, 
deren Sprache er nicht kennt, trotz der manchmal mitgenommenen Dolmetscher 
verständigt, da die Sprache fast in jedem der vielen kleinen Distrikte eine 
verschiedene ist, welche von den Einwohnern der andern garnicht verstanden 
wird; die Dolmetscher dienen in den meisten Fällen wohl nur als Lockvögel, 
um die Eingeborenen an Bord zu locken. Dass es dabei manchmal zu kleinen 
Gefechten kommt, ist natürlich, und ist es mir aufgefallen, dass überall da, 
wo Arbeiterschiffe hinkommen, die Eingeborenen viel scheuer sind, als anders- 
wo; in Buka z. B, wo die Leute in grosser Zahl sofort längsseit kamen, 
flohen sie sämmtlich sofort, als von dem Schiff ein Boot zu Wasser geführt 
wurde; bezeichnend dürfte auch sein, dass z. B. auf den Kapitän der „Fanny“ 
in Nadup mit denselben Snider-Gewehren und Munition gefeuert wurde, welche 
er den Leuten einige Tage vorher verkauft hatte, || Die Weissen sind jetzt ge- 
rade in besonderer Besorgniss, da in diesem Jahre, nachdem der Handel in 
den Neu-Hebriden etc. nicht mehr genügende Arbeiter liefert, eine grosse Zahl 
Arbeiterschiffe, über 20, von Queensland, nach den Küsten von Neu-Britan- 
nien etc. gekommen ist. Bei dem grossen Bedarf an Arbeitern für Queensland 
und der dadurch bedeutenden Ausbeutung dieser Inseln wird die Zufuhr sehr 
bald in’s Stocken gerathen, und werden dadurch die deutschen Interessen auch 
direkt geschädigt, da jetzt Neu-Britannien und -Irland die einzige Gegend ist, 
von wo die Handels- und Plantagengesellschaft in Samoa noch eine nennens- 
werthe Zahl von Arbeitern beziehen kann. 


Der Kommandant Karcher, 


Korvetten-Kapitän. 


An den Chef der Kaiserlichen Admiralität. Berlin. 
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Nr. S434. DEUTSCHLAND. — Unterstaatssckretär des Ausw. an 
den deutschen Botschafter in London. — Information 
über die Stanley-Angelegenheit und über die An- 
nexions-Propaganda in den australischenKolonien. [11.] 


Berlin, den 5. Januar 1884. 
Euerer Excellenz beehre ich mich, in Verfolg meiner Erlasse vom 28. und A . 

29. August v. J.*), betreffend den Arbeiterhandel in Neu-Britannien und Neu-6. Jan. 1884. 
Irland, über deren Erledigung ich einem gefälligen Berichte noch entgegensehe, 
anbei in Abschrift einen Bericht des Konsuls Hernsheim, d. d. Matupi, den 
26. August v. J., zu überscaden. || Euere Excellenz wollen daraus gefälligst er- 
sehen, dass der Anfangs August in Matupi eingetrofiene englische Deputy High 
Commissioner, Mr. Romilly, von den seitens des geschidigten Hauses Herns- 
heim bei der Regierung von Queensland gethanen Schritten ohne eine Ein- 
wirkung in London, keinen Erfolg erwartet. || Ich bitte Euere Excellenz, bei 
Besprechung der Angelegenheit im Sinne der erwähnten Erlasse gefälligst ein- 
fliessen zu lassen, dass wir auch unsererseits einen Berufs-Beamten mit der 
Wahrnehmung der deutschen Interessen im Archipel von Neu-Britannien be- 
trauen werden und der Verweser des Kaiserlichen General-Konsulats für die 
Südsee-Inseln in Apia, Legationsrath Dr. Stübel, mit Entsendung eines Kom- 
missars nach Matupi beauftragt worden ist. || Wir hofften, dass es den ver- 
einten Bemühungen der deutschen und englischen Beamten gelingen werde, 
dort wie in anderen Theilen der Südsce das Gefühl der Rechtssicherheit zu 
befestigen und vor Allem Reibungen zwischen beiderseitigen Unterthanen zu 
verhüten, || Zu Euerer Excellenz eventueller Verwerthung des Inhalts füge ich 
noch in Abschrift einen Bericht des Dr. Stübel d. d. Apia, den 30. September 
v. J., nebst Anlage bei, woraus sich ergiebt, wie zur Förderung der austra- 
lischen Annexionsgelüste hinsichtlich der unabhängigen Inselgebiete der Südsee 
einerseits die vorhandenen deutschen Handelsinteressen geflissentlich verleugnet 
und andererseits nicht bestehende deutsche Annexionsbestrebungen behauptet 
werden. 





Busch. 


Anlage 1. Matupi Neu-Britannien, den 26. August 1883. 
(Eingegangen in Berlin, den 22. November 1883.) 
Im Anschlusse an meinen unterthänigsten früheren Bericht erlaube ich 
mir Euerer Durchlaucht noch weitere, auf den „Stanley“-Vorfall bezügliche 
Schriftstücke **) gehorsamst zu überreichen. || Dieselben wurden von dem hier seit 


+) Nicht abgedruckt; durch dieselben wurde der Kaiserliche Geschäftsträger in 
London beauftrugt, deu Inhalt der Note vom 4. September 1883 (No. 8433.) der Königl. 
grossbritannischen Regierung mitzutheilen. Anm. d. Weissbuchs. 

**) Nicht ahgedruckt. Anm. d. Weissbuchs. .- 
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einigen Wochen anwesenden Deputy High Commissioner A. Romilly aufge- 
nommen und dem Immigration office in Brisbane eingesandt. || Der meiner 
Firma nach den beeidigten Aussagen des Agenten Tetzlaff durch Zerstörung 
der angesammelten Produkte zugefügte Schaden ist demnach von mir viel zu 
niedrig taxirt; er übersteigt, gering geschätzt, die Summe von Tausend Pfund 
Sterling. || Ohne höhere Intervention wird aber auch nach der Meinung des 
Herrn Romilly an Erlangung einer Kompensation vor Queensland - Gerichten 
kaum zu denken sein. || Arbeiterschiffe von Queensland und Fidji kommen noch 
fortwährend hier an, und die Anwesenheit eines englischen Kommissars allein, 
ohne Exekutive, kann kaum, oder doch wenigstens für geraume Zeit noch nicht, 
eine Besserung in den geschilderten Zuständen herbeiführen. 
(gez) E. Hernsheim. 
Seiner Durchlaucht dem Fürsten von Bismarck. 
Berlin. 


Anlage 2. Apia, den 30. September 1883. 
(Eingegangen in Berlin, den 18. December 1883.) 
(Auszug.) 

Euerer Durchlaucht beehre ich mich beifolgend einen Zeitungsausschnitt 
aus dem „Sydney Daily Telegraph“ enthaltend eine Korrespondenz aus Neu- 
Britannien vom 2. Juli d.J. ganz gehorsamst zu überreichen. Die Korrespondenz 
bietet ein lehrreiches Beispiel dafür, auf welche Weise und mit welchen Mitteln 
für die Annexion der ganzen Südsee an England, bezw. die australischen Kolo- 
nien, Propaganda gemacht wird. Besonders beachtenswerth dürfte dabei sein, 
dass der Korrespondent aller Wahrscheinlichkeit nach ein englischer Missionar 
ist. || Dieser Korrespondent muss wissen, dass es, abgesehen von den dort hin- 
kommenden englischen Arbeiterschiffen und einer eben entstehenden Plantage 
des seitherigen Agenten der deutschen Gesellschaft Mr. Farrel, keine anderen 
als deutsche Interessen daselbst giebt. Trotzdem wird diesen deutschen Inter- 
essen jede Bedeutung, ja das Dasein überhaupt abgesprochen. Der Korre- 
spondent muss wissen, dass der Besuch der Kaiserlichen Kriegsschiffe „Carola“ 
und „Hyäne“ in Neu-Britannien mit Annexion absolut nichts zu thun hatte, und 
doch wird daraus in tendenziöser Weise Kapital geschlagen. || Was die Klagen 
über den Verkauf von Feuerwaffen und Munition bezw. den Vertrieb davon 
bei der Arbeiteranwerbung anbelangt, so handelt es sich dabei um einen nicht 
bestrittenen Uebelstand. Es ist nur zweifelhaft, ob die Abstellung desselben 
nicht überhaupt der ganzen Arbeiteranwerbung ein Ende bereiten würde. Jeden- 
falls kann den Deutschen der Vertrieb von Waffen nicht untersagt werden, so 
lange nicht ein gleiches Verbot englischerseits nicht nur erlassen, sondern auch 
streng durchgeführt wird. Im Uebrigen dürfte auch die Behandlung dieser 
Frage von dem Vorwurfe allzugrosser Gefühlsseligkeit nicht freizusprechen sein. 
Dazu wird sie englischerseits als politische Waffe zu eigennützigen Zwecken 
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angewendet. Besonders wir werden Ursache haben, in dieser Beziehung miss- Nr. 8484. 
trauisch zu sein. Auch in der vorliegenden Korrespondenz ist die Frage ten- Fa 
denziös aufgebauscht etc. | 
Dr. StübeL 

Seiner Durchlaucht dem Fürsten Bismarck. 


Berlin. 


Anlage 3. 
Angelegenheiten der Südsee- Inseln, Neu- Brittannien, 2. Juli. 
(Auszugsweise Uebersetzung eines Artikels des „Sydney Daily Telegraph‘‘.) 
Die Uebelstände des Arbeiterhandels. 


Seit meinem letzten Schreiben vom Februar nehmen die Arbeiterfrage 
und die beabsichtigte Annexion von Neu-Britannien und Neu-Irland durch die 
Deutschen, bezüglich deren ich Ihnen ein kurzes Telegramm sandte, das Haupt- 
interesse in Anspruch. Der erste Punkt von Bedeutung, an welchem die 
Australier mehr oder weniger und die Engländer im Allgemeinen interessirt 
sind, ist der Arbeiterhandel. Das gegenwärtig bestehende Arbeitergesetz er- 
füllt weder den Zweck, für den es gegeben ist, noch sorgt es für das Interesse 
der einen oder der anderen Rasse. Wenn in der gegenwärtig üblichen Art, 
Arbeiter zu beschaffen, innerhalb kurzer Zeit keine Besserung geschaffen wird, 
so muss der Arbeiterbezug aufhören. In Neu-Irland und Neu-Britannien ist 
eine dichte Bevölkerung, für deren eigenen Gebrauch kaum Nahrung genug 
hervorgebracht wird. Die Eingeborenen bewohnen ein herrliches Land, welches 
in weiter Ausdehnung für Ackerbau geeignet ist; aber sie wollen auf ihren eigenen 
Inseln nicht arbeiten. Wenn diese Leute unter angemessener Aufsicht ange- 
worben würden, so würden sie eine ergiebige Quelle von werthvollen Arbeits- 
kräften für die Pflanzer in den Kolonien sowohl, als auch für diejenigen bilden, 
welche auf den Inseln wohnen. Das gegenwärtige Arbeiter-Anwerbungssystem 
ist das schlechteste, welches man einführen konnte. In diesem Jahre allein 
hatten wir zwölf Arbeiterschiffe hier, nämlich fünf von Queensland, vier von 
Fidji und drei von Samoa. Von diesen Schiffen mag jedes hundert Arbeiter - 
im Durchschnitt anwerben, Das Hauptzahlungsmittel für die Anwerbung dieser 
Leute sind Feuerwaffen und Munition. Meiner Schätzung sind für die oben- 
gedachten Schiffe 1200 gewöhnliche Musketen und, wie ich annehmen möchte, 

150 Snider- und andere Gewehre feinerer Art nebst entsprechender Munition 
zu rechnen. Wie ich höre, wird der grössere Theil hiervon von Queensland 
und Fidji aus geliefert. Um die Frage, ob die Arbeiter regelmässig ange- 
worben seien, ganz bei Seite zu lassen, was würden der High Commissioner 
und das englische Volk den obigen Thatsachen gegenüber zu sagen haben? 
Möchten sie sich bewusst werden, was sie thunl Das Gesetz wollte niemals 
die Arbeiter-Anwerbung mit den oben genannten Artikeln, welche Verheerung 
unter die Eingeborenen bringen, erlauben. Jeder Stamm, in Neu-Britannien 
12° 


Nr. 8434. 
Deutschland. 
5, Jan. 1884. 
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insbesondere, raubt Eingeborene von den Nachbarstämmen und verkauft sie 
an die Arbeiterschiffe für Feuerwaffen. Die Eingeborenen benutzen dieselben, 
um alsbald auf einander zu schiessen, und höchstwahrscheinlich wird das Ende 
sein, dass sie die weissen Ansiedler ermorden. Das ist ein schlimmer Stand 
der Dinge, und je eher die Behörden demselben Einhalt thun, desto besser 
wird es für beide Rassen sein. Die Mehrzahl der Schiffe geben für jeden 
Arbeiter eine Muskete, Zündhütchen, Pulver und allerlei verschiedene Handels- 
artikel; in manchen Fällen geben sie dem Häuptling ausserdem für je vier 
oder fünf Angeworbene ein Snidergewehr als Prämie. 

Meines Erachtens ist die gegenwärtige Art der Arbeiter-Anwerbung in 
der Südsee mit den mannichfachen Uebelständen, welche sie begleiten, wenig 
besser als Menschenraub (kidnapping). 


Die Nothwendigkeit der Annexion. 


Es ist mir nicht recht klar, wo unter den obwaltenden Umständen die 
Grenze zu ziehen ist, um die Angelegenheit in eine angemessene Lage zu 
bringen. Aber da die hauptsächlich in Betracht kommenden Interessen 
britische sind, so bin ich der Meinung, dass wenigstens alle Inseln, welche 
zwischen Fidji und Neu-Guinea liegen, von Grossbritannien annektirt werden 
sollten. 

Ehe dies geschehen ist, wird es für Weisse und Schwarze kein Glück 
und kein Gedeihen geben. Wenn Grossbritannien nicht annektiren will, so 
müssen die Kolonien es thun. Die oben erwähnten Inseln werden binnen 
kurzer Zeit eine eben so ergiebige Quelle des Reichthums für Australien sein, 
als das letztere es gegenwärtig für Grossbritannien ist. 

Seit November letzten Jahres ist kein britisches Kriegsschiff hier gewesen. 
Sie dürfen sich daher nicht wundern, wenn die britischen Unterthanen die 
Rechtspflege selbst in die Hand nehmen müssen. Geduld ist eine Tugend, die 
wir nicht alle besitzen; je eher ein deputy commissioner hier stationirt wird, 
desto besser wird es für Schwarze und Weisse sein etc. 


Gerüchte von deutschen Annexionsabsichten. 


Was den Besuch der „Carola“ vom 7. Juni betrifft, so waren wir über 
ihre Rückkehr nicht wenig erstaunt, da wir glaubien, dass sie seit Monaten 
nach Europa zurückgegangen sei. Indessen sagte der Kommandant, sie müssten 
Kohlen nehmen und seien nach Batavia bestimmt. Nachdem sie die im Ganzen 
verlangten 50 Tonnen Kohlen erhalten hatten, hiess es, sie seien beauftragt, 
die Hermit-Inseln zu besuchen, um zu sehen, ob sich dort Eingeborene vor- 
fanden; aber bevor die „Carola“ Neu-Britannien verliess, wurde bekannt, dass 
der wirkliche Zweck ihres Besuches der war, mit dem stellvertretenden deut- 
schen Generalkonsul über die Annexion von Neu-Irland und Neu- Britannien 
Rath zu halten. Kapitän Deutsch, der Kaiserlich deutsche Generalkonsul in 
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Samoa, war an Bord. Hierdurch wird einigermaassen ihr schnelles Vorgehen Fr. 3%. 
behufs Bestrafung der Eingeborenen im Januar d. J. sowie der grosse Eifer Sy ee 
erklärt, welchen sie bei Ausübung der Aufsicht in diesen Gewässern entfal- 

teten. Die Offiziere machten gegen Ende ihres hiesigen Besuches aus ihrer 
Mission kein Geheimniss; sie äusserten, es sei ihnen nicht ersichtlich, warum 
Deutschland diesen Theil des stillen Oceans nicht annektiren solle; eine 
Annexion Neu-Guinea’s durch Queensland schien ihnen zu missfallen. Ich ver- 

mag nicht einzusehen, welches Ziel die Deutschen bei dem Wunsch, die oben 
genannten Inseln zu anncktiren, im Auge haben, es möchte denn sein, dass 

sie Grossbritannien in der Zukunft Opposition zu machen beabsichtigen. Es 

ist indessen nicht wahrscheinlich, dass die deutsche Regierung die Inseln über- 
nehmen wird, wie sie solches auch nach der Annexion von Samoa, wo mehr 

oder weniger deutsche Interessen vorhanden sind, nicht gethan hat. In der 

That haben die Deutschen kein wirkliches Interesse in der Südsee, namentlich 

nicht in diesem Theile derselben. 


Die Stimmung bezüglich der Annexion. 


Wir, die Neu-Briten, haben nichts dawider, sondern wir wünschen, dass 
Alt-Britannien oder Alt-Irland Neu-Britannien und Neu-Irlaud annektire, aber 
wir protestiren auf das energischste dagegen, dass dies von irgend einer 
anderen Macht geschehe. Wir wollen hier keine Verbrecherniederlassungen 
haben. Neunzehn von zwanzig Schiffen im stillen Ozean sind englische. Der 
grössere Theil der Waaren, welche auf den Inseln gebraucht werden, ist in 
England produzirt oder fabrizirt, während beinahe die ganze hiesige Produk- 
tion nach England geht. Sämmtliche Vorräthe kommen aus den Kolonien. 
Ich sehe nicht, dass es im südlichen stillen Ozean ausser den englischen 
irgendwelche thatsächlichen oder berechtigten Interessen giebt. Angesichts der 
vorhandenen Interessen und Angesichts insbesondere des Arbeiterhandels, ver- 
mag ich nicht einzuschen, wie die Verhältnisse auf freundschaftlichem Wege 
zum Wohl beider Rassen anders geordnet werden können, als durch eine An- 
nexion sämmtlicher Inseln seitens Grossbritanniens. 








Nr. 8435. DEUTSCHLAND. — Eingabe der Firmen Robertson & 
Hernsheim und derdeutschen Handels- und Plantagen- 
Gesellschaft zu Hamburg. — Folgen einer engl. An- 
nexion der Südsee-Inseln für die deutschen Interessen. 


Hamburg, den 29. Januar 1884. 
Euerer Durchlaucht erlauben sich die Endesunterzeichneten darzustellen, Nr. 813. 
in welch’ schwerer Weise ihre Interessen auf Inseln der Südsee leiden würden, de 
wenn die von der intercolonial convention in Sydney gefassten Resolutionen in 


Bezug auf Annexion in Kraft treten sollten. || In diesen Resolutionen, die im 





Nr. 8435. 
„Deutschland. 
29. Jan. 1884. 


+ 
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Sydney Herald publicirt wurden und zweifelsohne dem Auswärtigen Amt vor- 
liegen, wird die Annexion sämmtlicher zwischen 141° und 170° östlicher 
Länge und vom Aequator bis 20° südlicher Breite gelegenen Inseln verlangt. 
| Es würden somit ausser anderen Inseln, auf denen die Unterzeichneten zur 
Zeit noch keine Niederlassungen haben, die Anchoreten-, Hermit-, Admiralitäts-, 
Laughlan-Inseln, vor allem aber der Neu-Irland- und Neu-Britannien-Archipel 
und sogar das 1500 Meilen von Australien gelegene Nawoda oder Pleasant 
Island in Betracht kommen. || Während nun auf genannten Inseln weder eng- 
lische noch australische Handlungshäuser in irgend welcher Weise thätig sind, 
haben die Unterzeichneten daselbst seit 1875 Tauschhandel betrieben, Nieder- 
lassungen gegründet und da und dort, wo besonders günstige Verhältnisse Ver- 
anlassung dazu gaben, und man sich mit den Eingeborenen genügend verstän- 
digen konnte, kleinere oder grössere Strecken Landes erworben. Alle hierauf 
bezüglichen Kaufakte wurden früher in dem Kaiserlich deutschen Konsulate in 
Hongkong, und seit Errichtung des Konsulats in Jaluit in letzterem, und zwar 
bei der ersten Gelegenheit nach erfolgtem Ankaufe eingetragen. 

Bis Ende 1882 umfassten die Ankäufe: 4 Plätze der Hermit-Inseln, 1 Platz 
der Anchoreten-Inseln, 1 Platz der Laughlan-Inseln, 2 Plätze auf Duke of 
York, 2 Plätze auf Matupi, 7 Plätze auf Neu-Britannien, 9 Plätze auf Neu- 
Irland, und ist dieser Besitz seither noch niemals von den Eingeborenen be- 
zweifelt oder streitig gemacht worden. || Hatten nun schon nach der Annexion 
Fidji’s die deutschen Grundbesitzer der englischen Regierung gegenüber einen 
äusserst schwierigen Standpunkt, und wurde die Rechtsgültigkeit ihrer Kauf- 
akte in vielen Fällen in einer Weise angefochten, dass ein die Regierung be- 
friedigender Beweis schlechterdings nicht zu bringen war, so würde die Lage 
deutscher Grundbesitzer jetzt eine noch weit ungünstigere sein, denn auf An- 
trag des Sir G. William des Voeux hat dic intercolonial convention noch nach- 
träglich eine Resolution angenommen, wonach jeder, vor englischer Annexion 
gemachte Landankauf null und nichtig sein soll. || Englische Unterthanen werden 
von dieser Maassregel nicht betroffen; denn, wie bereits erwähnt, haben die- 
selben auf den angeführten Inseln keinerlei Interessen, und mag es somit die 
Absicht gewesen sein, der voraussichtlich in Folge der Annexionsabsichten er- 
wachenden wilden Landspekulation eine Schranke zu setzen. || Deutsche Hand- 
lungshäuser aber, die allein seit langen Jahren und mit grossen pekuniären 
Opfern diese Inseln erschlossen haben, würden nicht nur durch eine englische 
Annexion und Maassregel, wie die beabsichtigte, schwer geschädigt, sondern sie 
werden auch jetzt schun dadurch wesentlich beeinträchtigt, dass solche Be- 
schlüsse gefasst worden sind. || Denn so lange auch nur die Möglichkeit vor- 
liegt, dass die englische Regierung, sollte sie annektiren, die Rechtsgültigkeit 
aller Titel für Grundbesitz verwirft, muss nothwendig jede weitere Entwickelung 
deutscher Unternehmungen aufhören. || Es erlauben sich daher die Unter- 
zeichneten, ganz gehorsamst zu beantragen, Euere Durchlaucht mögen die 
geeigneten Maassregeln ergreifen, um bereits erworbenen oder noch künftig 





Neu-Guinea und Südsee-Inseln. 183 


zu erwerbenden deutschen Grundbesitz auf den Inseln der Südsee sicher- Nr. 8455. 


zustellen. Robertson & Hernsheim. Apres 


Hamburg, den 30. Januar 1884. 

Unter den Resolutionen, welche die interkoloniale Konferenz in Sydney 
gefasst hat, befindet sich auch eine solche, welche in ihrer letzten Sitzung 
vom. Sonnabend, den 8. Dezember v. J., angenommeu wurde, und die nach dem 
Sydney Herald vom 10. Dezember wie folgt lautet: || “That in the opinion of 
this convention no purchases or pretended purchases of land made before the 
establishment of British jurisdiction or dominion in New Guinea or other is- 
lands of the Pacific not having a recognized Government, should be acknow- 
ledged excepting in respect of small areas of land actually occupied for mis- 
slonary or trading purposes; (dass nach Ansicht der Konferenz kein Kauf von 
Landereien, welcher vor Herstellung britischer Rechtssprechung oder britischer 
Oberhoheit in Neu-Guinea oder auf anderen Inseln des stillen Oceans, die 
keine anerkannte Regierung haben, wirklich oder angeblich erfolgt ist, aner- 
kannt werden sollte. Eine Ausnahme hiervon sollte nur gemacht werden be- 
züglich kleiner Landstrecken, welche für Missions- oder Handelszwecke that- 
sächlich in Besitz genommen sind) u. s. w.” 

Das Faktum, dass diese Resolution auf Antrag des Herrn Gouverneurs 
von Fidji gefasst und das darin enthaltene Prinzip von einem einflussreichen 
Beamten der Hohen englischen Regierung aufgestellt ist, beeinträchtigt in er- 
sichtbarer und erheblicher Weise nicht nur den Verkaufswerth des mehrere 
Tausend Acres umfassenden Besitzes unserer Gesellschaft auf den Duke of 
York-, Mioko- und Salomon- — beziehungsweise eventuell Karolinen- und 
Marshall-Inseln, sondern ist auch durch die dadurch kreirte allgemeine Rechts- 
unsicherheit geignet, uns bei weiteren Erwerbungen von Ländereien, welche 
im Interesse des Bestehenden nothwendig oder sonst wünschenswerth erscheinen 
sollten, zu hemmen — selbst wenn wir die Möglichkeit einer englischen An- 
nexion überhaupt ausschliessen. || Angesichts der schlechten Erfahrungen, welche 
unser Geschäftsfreund und Agent Herr W. Hennings und andere Deutsche in 
Fidji bei Vertretung ihres Besitzes haben machen müssen, halten wir es für 
unsere Pflicht, Euere Durchlaucht auf die durch vorerwähnte, durch den Herrn 
Gouverneur von Fidji veranlasste Resolution beeinträchtigte Lage der Dinge 
betreffs Grundbesitzes in der Südsee aufmerksam zu machen und ganz ergebenst 
zu bitten, Euere Durchlaucht wollen die geeignet erscheinenden Schritte er- 
greifen, um die Interessen unserer Gesellschaft, sowie anderer deutscher Grund- 
eigenthümer in der Südsee, die wir zu vertreten haben, zu schützen. || Wir 
verbleiben etc. 

Direktion der deutschen Handels- und Pläntagen-Gesellschaft 
der Stidsee-Inseln zu Hamburg. 
Godeffroy und Eberhard Schmid. 


(een erg Jan EEE 
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Nr. 8436. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den deutschen 
Botschafter in London. — Eine engl. Kommission ist 
mit der Frage des Arbeiterhandels in der Südsee be- 
schäftigt. [14] 


(Uebersetzung.) Auswärtiges Amt (London), den 6. Februar 1884. 

Nr. 8436. Herr Botschafter! — Ich beehre mich, den Empfang Euerer Excellenz 

seitennion, Note vom 18. v. M.*) welcher Sie ein Memorandum, betreffend den Arbeiter- 

8. Fobr. 1884. handel in Neu-Britannien und Neu-Irland und den in Verbindung hiermit von 
den Herren Hernsheim erlittenen Schaden, beigefügt hatten, zu bestätigen. In 
derselben machten Sie mich von neuem auf den Stand der Dinge im Archipel 
von Neu-Britannien aufmerksam und sprachen die Hoffnung aus, dass alle hier- 
auf bezüglichen Differenzen in befriedigender Weise ausgeglichen werden würden. 
||In Erwiederung hierauf beehre ich mich, Euere Excellenz zu benachrichtigen, 
dass eine vor einiger Zeit eingesetzte Kommission mit einer eingehenden Unter- 
suchung der ganzen Frage des Arbeiterhandels beschäftigt gewesen ist, und 
dass derselben Baron Plessens Mittheilung vom 4. September v. J. vorgelegen 
hat. Man crwartet, dass der Bericht der Kommission binnen kurzem in so 
weit vollendet sein wird, dass er Euerer Excellenz behufs Information der 
deutschen Regierung vorgelegt werden kann. Der Veröffentlichung derselben 
wird es förderlich sein, wenn Euere Excellenz die Güte haben wollen, mich 
zu benachrichtigen, ob Ihre Regierung Einwendungen dagegen haben würde, 
wenn Baron Plessen’s Note nebst einem Auszuge aus der Anlage desselben in 
den gedachten Bericht aufgenommen würde. || Was die einzelnen Punkte be- 
trifft, auf welche in Baron Plessen’s Note aufmerksam gemacht worden ist, 
so gestatte ich mir, Euerer Excellenz den Dank Ihrer Majestät Regierung für 
diese Mittheilung auszusprechen und Ihnen zu versichern, dass seitens derselben 
die Bedeutung, welche gerade der Regelung des Arbeiterhandels beizumessen 
ist, nicht übersehen wird. || Sie werden es begreiflich finden, dass bei der noch 
bevorstehenden Erwägung des Kommissionsberichts die Maassregeln, welche zur 
besseren Beaufsichtigung des Arbeiterhandels zu treffen sind, nicht angegeben 
werden können. || Ich darf hinzufügen, dass der Staatssekretär für die Kolonien 
ersucht werden wird, die Aufmerksamkeit der Regierung von Queensland auf 
die in der Anlage zu Euerer Excellenz Note enthaltenen Bemerkungen zu 
lenken. || Der Bericht des Kapitäns S. M. $. „Carola“ folgt anbei zurück. || Ich 
habe die Ehre etc. 

Granville 











*) Nicht abgedruckt. Anm. d. Weissbuchs. 
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Nr. 8437. DEUTSCHLAND. — Staatssekretär des Ausw. an den 
deutschen Botschafter in London. — Welche Maass- 
regeln denkt die engl. Regierung in Bezug auf den 
Arbeiterhandel zu ergreifen? [15.] 


(Auszug.) | Berlin, den 6. April 1884. 


Wir hoffen, dass die Stationirung eines Kaiserlichen Kriegsschiffes in dem 
westlichen Theile des Südsee-Archipels und die Entsendung eines Beamten 
dorthin die von uns beabsichtigte Folge haben und dazu beitragen werden, 
das freundliche Einvernehmen, welches früher zwischen den Eingeborenen und 
den deutschen Ansiedlern bestand, wiederherzustellen. | Leider hat die in jenen 


Nr. 84987. 
Deutschland. 
5. Apr. 1884. 


Gegenden immer noch vorhandene Erbitterung gegen die Weissen neuerlich 


abermals Ausschreitungen herbeigeführt, welche S. M.Kbt. ,Hyäne‘“ zu sühnen 
genöthigt war. Einer kürzlich eingetroffenen telegraphischen Meldung des 
Schiffskommandanten aus Brisbane zufolge, sind nämlich eine deutsche Station 
auf Nusa, nördlich von Neu-Irland, und bei einer anderen Insel ein Hambur- 
ger Schooner von Eingeborenen zerstört und Europäer bei diesen Vorgängen 
ermordet worden. Die Bestrafung der Eingeborenen erfolgte durch Zerstörung 
mehrerer Dörfer und Erschiessung einiger Ruhestörer. || Euere Excellenz be- 
ehre ich mich zu ersuchen, letztere Vorgänge zu verwerthen und bei Lord 
Granville auf die Sache zurückzukommen. Ich nehme an, dass der angeregte 
Ideenaustausch nicht als durch die Ucbersendung des dem Parlamente vor- 
gelegten Kommissionsberichtes erledigt gelten soll. Ich sehe vielmehr der von 
Lord Granville in seinem Schreiben an Euere Excellenz vom 6. Februar d. J. 
vorbehaltenen Rückäusserung über die Maassnahmen entgegen, welche die 
grossbritannische Regierung zur Verhütung der Wiederkehr der in der Noto 
des Freiherrn von Plessen vom 4. September v. J. zur Sprache gebrachten 
Vorkommnisse beschlossen hat, und werde ausserdem gern von den Weisungen 
Kenntniss nehmen, welche ertheilt wurden, um die Reklamation der Firma 
Hernsheim wegen Zerstörung ihrer Niederlassung durch das englische Schiff 
einer der Billigkeit entsprechenden Erledigung zuzuführen. || Bei dem der eng- 
lischen Regierung unsererseits zu erkennen gegebenen Wunsche, für die Sicher- 
heit der Deutschen und ihrer Handelsunternchmungen in jenen Gegenden ein 
freundschaftliches Einvernehmen mit England aufrecht zu erhalten, ist es für uns 
auch von besonderem Werthe, zu erfahren, welche Folge die grossbritannische 
Regierung den in dem Kommissionsberichte des Parlaments enthaltenen Vor- 
schlägen zu geben beabsichtigt. 
Graf von Hatzfeldt. 





Nr. 8438, 
Gross- 
britannien. 
9. Mai 1884. 
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Nr. 8438. GROSSBRITANNIEN. — Min. der Kolonien an die Gou- 
verneure von Neu-Süd-Wales, Victoria, Süd-Austra- 
lien, Queensland, Tasmanien, Neu-Seeland und West- 
Australien. — Vorläufige Einsetzung eines ‚High- 
Commissioner‘ für Neu-Guinea. Die Kolonien müssen 
die Kosten übernehmen.*) [C—3839 Nr. 26.] 


Downing Street, May 9, 1884. 

My Lord, Sir, — Her Majesty’s Government have not lost sight of the resolu- 
tions adopted by the Convention of representatives ofthe Australasian Colonies at 
Sydney in December last, and have considered the provisions of theDraft Bill 
for constituting a Federal Council, which the representatives pledged them- 
selves to submit to the Legislatures of their respective Colonies. I had been 
led to believe, that addresses in favour of this Bill would be adopted by the 
Colonial Legislatures in time to enable Her Majesty’s Government to intro- 
duce the measure during the present session of Parliament with a good pro- 
spect of its being passed; but the necessary action does not appear to have 
been yet taken in any Colony. As, therefore, the probability of legislation 
during this year is diminishing, it appears desirable to consider the position 
of Her Majesty’s Government and of the Colonial Governments in regard to 
the proposals of the Convention. 

2. I had explained in my Despatch of July 11, 1883*) to the Admini- 
strator of the Government of Queensland, which was before the Convention, 
that in order to place Her Majesty’s Government in a position to consider 
proposals for the protection or government of New Guinea or other places in 
the Western Pacific Ocean, it was desirable for the Australasian Colonies to 
combine together effectively, and provide the cost of carrying out any policy 
which it might be decided to adopt, and that in the meantime Her Majesty’s 
Government must continue to decline proposals for large annexations of terri- 
tory adjacent to Australia; adding, that, if a reasonable annual sum were pro- 
vided by the Colonies, Her Majesty’s Government would be prepared to 
strengthen the naval force on the Australian station, and make the High Com- 
missionership more effective. 

3. The Convention does not appear to have taken this part of my Des- 
patch into consideration, but it agreed that the Governments represented at 
it should recommend their respective Legislatures to make permanent provi- 
sion, in proportion to the population, for the cost of the policy advocated, 
namely, — || (1.) To check, in whatever manner might be deemed wisest and 
most effectual, the further acquisition of dominion in the Pacific South of the 


*) Einen Auszug aus diesem Rundschreiben Derbys übersandte der deutsche 
Generalkonsul in Sydney dem Reichskanzler mit Schreiben vom 26, Juni 1884 (ein- 
gegangen in Berlin am 4. August 1884, [Weissbuch Nr. 6. 

**) Staatsarchiv Nr. 8206. Bd. XLIII. 
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Equator by any Foreign Power; || (2.) To secure the incorporation with the Nr. 8458. 
British Empire of so much of New Guinea and the small islands adjacent pritannien. 
thereto as is not claimed by the Government of the Netherlands; and || (3.) To 9 Mei 1884. 


acquire, if possible, the control of the New Hebrides in the interests of Au- 
stralasia. || The Legislature of Queensland has recorded its entire concurrence 
in these resolutions; but no Colony has taken measures to provide the requi- 
site funds as suggested by the Convention. 

4. As, therefore, in the absence of any joint action by the Colonies, Her 
Majesty’s Government are not in a position to deal with those questions of 
policy to which I have referred, and some further delay seems unavoidable, 
it may be desirable that your Government should consider with the Govern- 
ments of the other Australasian Colonies whether there may not be advan- 
tage in making provision for the intervening pcriod in the manner suggested 
by me in paragraph 7 of my Despatch of July 11th last to Sir A. H. Palmer. 
As I then stated, Her Majesty’s Government are confident that no Foreign 
Power contemplates interference with New Guinea, but in the absence of any 
controlling authority, it is always possible that the subjects of a Forcign Power 
might require the protection or intervention of their Government; and British 
subjects, also, by coming into collision with the natives, or by setting up 
claims to land, might cause complications which would give much trouble 
hereafter. 

5. Her Majesty’s Government are disposed to think, that there should be 
a Iligh Commissioner, or at least a Deputy Commissioner with large powers 
of independent action, stationed on or near the Eastern Coasts of New Gui- 
nea, and that he should be furnished with a steamship independent of Her 
Majesty’s naval squadron, and with a staff sufficient to enable him to exer- 
cise protection in the name of the Queen over those shores. The cost of this 
arrangement cannot be accurately estimated, as I have previously stated; but 
if one or more Colonies will secure to Her Majesty’s Government the pay- 
ment of a sum of (say) 15,000 7. during the year ending 1st June 1885, 
they will be prepared to take immediate steps for establishing the High Com- 
missioner’s jurisdiction, and will render to the contributing Governments an 
account of the expenditure incurred. It would be possible after some months 
to determine whether this arrangement should be further continued, and to 
consider fully with the Colonial Governments (or with the Federal Council if 
established) what arrangements should be made for the future supervision of 
the labour trade, if it should be decided that it can continue to be allowed. 
Her Majesty’s Government have come to no conclusions as to the recommen- 
dations of the Western Parcific Committee, in regard to which the Colonies 
should first be consulted; but I think it doubtful whether it will be 
found practicable to place the regulation of the labour traffic under Im- 
perial control. 

6. I may state in conclusion that the annual expenditure of this country 


Nr. 8488. 
Gross- 
britannien. 
9 Mai 1884. 


Nr. 8439, 
Deutschland. 
23. Mai 1884. 
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in the maintenance of the squadron on the Australian station, including 
schooners and survcying vessels, is estimated as amounting at present to ab- 
out 157,000 2. || I need hardly add, that it is desirable that I should learn as 
soon as possible the result of the careful consideration which I trust that 
this Despatch will receive from your Government in conjunction with the 
Governments of the other Australasian Colonies. || I have, &c. 

Derby. 





Nr. S439. DEUTSCHLAND. — Generalkonsul in Sydney an den 
Reichskanzler. — Entschädigung der deutschen 
Firmen. [17.} 
| Sydney, den 23. Mai 1884. 
(Eingegangen in Berlin, den 5. Juli 1884.) 
In Sachen der Beschwerde der Firma Hernsheim u. Co. in Jaluit gegen 
den Kapitän und die Besatzung des Queensländer Arbeiterschiffes „Stanley“ 
benachrichtigt mich der Konsul Heussler aus Brisbane heute, dass die Queens- 
länder Regierung der genannten Firma eine Entschädigungssumme von 550 Pfd. 
Sterl. zugebilligt hat. || Gegen den Kapitän des „Stanley“, Herrn Davis, und 
den während der Vorfälle auf den Laughlan-Inseln an Bord fungirenden Re- 
gierungs-Agenten Mc. Murdo war ausserdem auf Veranlassung des High Com- 
missioner für den westlichen Theil des stillen Oceans eine Kriminal-Unter- 
suchung eingeleitet. Zu diesem Zweck ist, nachdem das erforderliche Anklage- 
Matcrial gesammelt war, jetzt von dem High Commissioner die Auslieferung 
der in Brisbane befindlichen Angeklagten verlangt worden. Dieselben werden 
dann auf dem englischen Kanonenboot „Raven“ nach Fidji überführt und dort 
vor dem Gerichtshof des High Commissioncr, in dessen Jurisdiktions-Gebiete die 
angeblichen strafbaren Handlungen verübt sind, zur Aburtheilung gestellt werden. 
Die Anklage ist vorläufig auf vier Punkte gerichtet, von denen die drei ersten 
sich auf Ausschreitungen gegen dic Personen und das Eigenthum von Laughlan- 
Insulanern, der vierte auf das Anzünden des Hernsheim’schen Waarenhauses 
bezieht. || Der Deputy Commissioner, Mr. Romilly, welcher die Gefangenen auf 
dem „Raven“ nach Fidji begleiten soll, sagte mir, die englische Regierung habe 
aus Anlass der von uns in London erhobenen Reklamationen die strengste Be- 
strafung der Schuldigen angeordnet. Im gleichen Sinne äusserte sich auch 
Mr. le Hunt, der frühere Privatsekretär von Sir Arthur Gordon, welcher, von 
England kommend, hier kürzlich durchpassirte, um eine Stelle in dem Gerichts- 
hofe des High Commissioner auf Fidji zu übernehmen. 
Krauel. 
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Nr. 8440. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den deut- 
schen Botschafter in London. — Die Untersuchung 
gegen das engl. Schiff ist eingeleitet. [16] 


(Uebersetzung.) Auswärtiges Amt (London), den 9. Juni 1884. 

Herr Botschafter! — Unter Bezugnahme auf meine Note vom 6. Februar, Ne Bu. 
betreffend die angeblich den Herren Iernsheim durch das Vorgehen des Ar- pritannien. 
beiterschiffes „Stanley“ zugefügten Verluste, bechre ich mich Euerer Excellenz% Juni 1884. 
mitzutheilen, dass Ihrer Majestät Staatssekretär für die Kolonien von dem 
stellvertretenden High Commissioner für den westlichen Theil der Südsee De- 
peschen erhalten hat, welche zeigen, dass derselbe die Untersuchung wegen 
des Vorgehens des „Stanley“ auf den Laughlan-Inseln energisch in Angriff ge- 
nommen hat, dass indessen bis jetzt keine Informationen seitens des Gouver- 
neurs von Queensland eingegangen sind. || Ich beehre mich hinzuzufügen, dass 
in Folge der Verzögerung der Ankunft des „Stanley“ nicht für unwahrschein- 
lich gehalten wird, dass derselbe nach seiner Abfahrt von den Laughlan-Inseln 
verloren gegangen ist. || Ich habe die Ehre ete. 








Granville. 
Nr. 8441. DEUTSCHLAND. — Konsulats-Verweser in Apia an 
den Reichskanzler. — Folgen einer Annexion Neu- 


Guinea’s durch England für den deutschen Südsee- 
Handel. [22] 


Apia, den 17. Juni 1884. 
(Auszug.) Eingegangen in Berlin, den 3. August 1n8t. 

Aus einem in den australischen Zeitungen veröffentlichten Telegramm aus a, 
London vom 13. Mai d. J. entnehme ich, dass Lord Derby den Gouverneurs 17. Juni 1884. 
der australischen Kolonien ein Schreiben hat zugehen lassen, wonach die eng- 
lische Regierung bereit ist, Besitz von der Küste Neu-Guinea's zu ergreifen, 
wenn die australischen Kolonien einen bestimmten Betrag der Unkosten be- 
willigen. |] Gestützt auf meine seitherige Berichterstattung, bitte ich, mich da- 
bin äussern zu dürfen, dass in einem solchen Vorgehen Englands eine 
ernste Gefahr für den Fortbestand deutscher Interessen in der Südsee liegen 
würde. Auch in der Südsee ist der Prozess des Auftheilens der noch nicht 
in Besitz genommenen Lünder im Gange. Er kann vielleicht kurze Zeit auf- 
gehalten, er kann nicht mehr rückgängig gemacht werden. Jeder Aufenthalt 
kommt nur England und seinen australischen Kolonien zu Gute. Alle Ver- 
sicherungen des Londoner Kabinets mögen ehrlich gemeint sein. Die Ver- 
hältnisse werden darüber hinweggehen. Es arbeitet hier draussen doch jeder, 
vom höchsten Beamten bis zum kleinsten Händler und Handwerker, an der 
Englischmachung des Ganzen, unbekümmert um solche Versicherungen und von 
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Nr. 841. denselben nicht daran verhindert. Deutschland wird sich auf diese Versiche- 
Jani ise rungen nicht verlassen dürfen, wenn es sich nicht eines Tages vor vollendeten, 
nicht mehr gutzumachenden Thatsachen befinden will. || Die Samoa-Inseln 
allein wären, was Grösse und Bedeutung anbelangt, ein viel zu geringfügiges 
Objekt für eine aktive Kolonialpolitik Deutschlands in der Südsee. Von hier 
aus vertheidigen wir immerhin die bedeutungsvolle Stellung unseres Handels 
in Tonga und den nördlichen Inselgruppen, deren Kleinheit und Verstreutheit 
die Erwerbung von Landeshoheitsrechten keiner Macht nahelegen kann. Aber 
selbst Samoa würde nach allen Richtungen hin ein verlorener Posten sein, 
wenn es uns nicht gelingt, in dem Archipel festen Fuss zu behalten. Zu dem 
Archipel von Neu-Britannien gehört politisch und geographisch die Nordküste 
Neu-Guinea’s. Wenn England Ansprüche auf die Südküste erhebt, weil die 
Bedeutung der Torres-Strasse als englischer Handelsweg es nöthig macht, dass 
beide Ufer sich im englischen Besitz befinden, und weil anders die englische 
Machtstellung in Australien durch eine an der Südküste Neu-Guinea’s sich fest- 
setzende Macht bedroht werden würde, so dürften auch die deutschen Inter- 
essen in dem Archipel von Neu-Britannien es nöthig machen, dass eine 
fremde Macht an der Besitzergreifung des anderen Ufers der Dampier-Strasse, 
d. i. der Nordostküste Neu-Guinea’s, gehindert werde. || Es kann von englischen 
Interessen in Neu-Guinca nur auf der Südseite die Rede sein. Nur hier 
haben sich auch seither englische Missionare niedergelassen. Die bestehenden 
deutschen Interessen in dem Archipel von Ncu-Britannicn dürften es möglich 
machen, eine englische Besitzergreifung von dort fernzuhalten. Die Zukunft 
dieser Interessen verlangt, dass die englische Besitzergreifung auch von der 
Nordküste Neu-Guinca’s ferngehalten werde. Es ist nur eine Frage der Zeit, 
dass die deutschen Firmen im Archipel von Neu-Britannien ihre Handels- 
operationen nach der Nordküste Neu-Guineas ausdehnen. Es würde seitens 
der deutschen Handels- und Tlantagen-Gesellschaft bereits geschehen sein, 
wenn sie nicht den Schooner „Mioko“ verloren hätte. Es wäre gut, wenn 
auch ein anderes deutsches Kapital die Nordküste Neu-Guinea’s mit erobern 
hülfe. Ein Gebiet von der Grösse des Archipels von Neu-Britannien mit der 
Nordküste Neu-Guinea’s wäre erst das würdige Objekt einer deutschen Kolo- 
nial-Unternehmung. Es würde sich an Holländisch-Indien anlehnen, dadurch 
der Gefahr der Erdrückung durch rundherumliegenden englischen Besitz ent- 
zogen sein und uns die Mittel gewähren, Samoa ebensowohl in kommerzieller 
und wirthschaftlicher Beziehung als politisch zu halten. || Gerade dem wird 
England vorbeugen wollen, und es ist im wahrsten Sinne des Wortes eine 
entscheidende Flankenumgchung uuscrer Stellung in der Südsee, wenn England 
von der Nordküste Neu-Guinea’s Besitz crgreift. Es wird die hierin unseren 
Interessen drohende Gefahr nicht ernst genug genommen werden können. || Wir 
werden England die ganze Südküste nehmen lassen dürfen. Von dem Ost-Kap 
bis zum 141° östlicher Länge in Humboldt-Bai, wo nicderlandisches Territo- 
rium anfängt, wird diese Nordostküste von ciner fremden Macht nur zum 
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nicht wieder gutzumachenden Schaden unserer Interessen in Besitz ge- Nr. ML 


nommen werden können. enr 


Dr. Stuebel 





Nr. 8442. DEUTSCHLAND. — Eingabe der Geh. Kommerzienräthe 
Hansemann und von Bleichröder um Gewährung des 
Schutzes des deutschen Reiches für die von ihnen be- 
absichtigten Unternehmungen in der Südsee. [19] 


(Auszug.) Berlin, 27. Juni 1884. 
Euer Durchlaucht! — Als nach dem ablehnenden Beschlusse des Reichs- Nr: 83. 

tages über die Samoa-Vorlage die in Verbindung mit derselben errichtete panne 
deutsche See-Handels-Gesellschaft in Liquidation treten musste, beschrinkte 
sich die Aufgabe nicht auf die Rettung und nothdürftige Reorganisation des 
Unternehmens der deutschen Handels- und Plantagen-Gesellschaft der Südsee- 
Inseln zu Hamburg, sondern zugleich trat aus dem Kreise des Verwaltungs- 
raths der deutschen See-Handels-Gesellschaft das Bestreben hervor, das dieser 
Gesellschaft ursprünglich gesteckte weitere Ziel in anderer Weise zu verfolgen. 
| Nach Lage der Verhältnisse konnte indess der zu diesem Zwecke entworfene 
und Ende des Jahres 1880 Euerer Durchlaucht vorgelegte Plan eines in der 
Südsee, namentlich auf Neu-Guinca, Neu-Britannien und Neu-Irland gerichteten” 
grösseren Unternehmens nicht zur Ausführung gelangen. || Die Aufgabe blieb, 
in veränderter Gestalt den Plan zu verwirklichen. Die Vorbereitungen hierzu 
wurden getroffen, aber mussten unterbrochen werden, als im April 1883 die 
Regierung der australischen Kolonie Queensland den Versuch machte, von 
Neu-Guinea und den anliegenden Inseln durch blosse Erklärung eines Polizei- 
Beamten Besitz zu ergreifen. Erst nachdem sich die Diskussion über diesen 
Vorgang beruhigt hatte, wurde vor einigen Monaten zur Ausführung des Unter- 
nehmens geschritten. || Das Unternehmen soll nach denjenigen Grundsätzen ge- 
leitet werden, welche Euere Durchlaucht bei den jüngsten Verhandlungen des 
Reichstages als maassgebend für den Schutz der deutschen Reichs-Regierung 
erklärt haben. || Nach aussen wird dasselbe als eine Expedition der deutschen 
Handels- und Plantagen-Gesellschaft der Sitdsce-Inseln zu Hamburg erscheinen, 
die im Bereiche ihres gewöhnlichen Geschäftsbetriebes auf die Erweiterung 
ihrer bestehenden und die Errichtung neuer Niederlassungen in der westlichen 
Südsee gerichtet ist. Zu diesem Zwecko ist ein Vertrag abgeschlossen worden, 
nach dessen Bestimmungen die genannte Gesellschaft für Rechnung des Vereins 
handelt, welcher sich zur Ausführung des Unternehmens gebildet hat und 
welcher, aus den folgenden Personen bestchend . .......,., „ die Unterzeich- 
neten mit der Geschäftsleitung betraut hat. Um so cher war die deutsche 
Handels- und Plantagen-Gesellschaft der Südsee-Inseln zu Hamburg zur Mit- 
wirkung berufen und auch hierzu bereit, als sie bei der befriedigenden Ent- 
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Nr. 842 wickelung ihres Geschäfts ihre finanziellen Verhältnisse in neuerer Zeit kon- 


Deutschland. 


%7.Jani 1924, Solidirt hat und hierdurch für die Förderung des deutschen Interesses in der 


Sudsce kräftiger eintreten kann. || Für die Unternchmungsreise hat die Handels- 
und Plantagen-Gesellschaft einen neuen Dampfer in Sydney erworben, welcher 
als deutsches Schiff „Samoa“ auslaufen wird. || Die Leitung des Unternehmens 
übertrug der Vereiu dem Ierrn Dr. Finsch aus Bremen, der durch seinen 
mehrjährigen Aufenthalt in der Südsee, insbesondere in Neu-Britannien und 
Neu-Guinea, mit den Verhältnissen wohlvertraut und seiner Aufgabe wohlge- 
wachsen ist. In Begleitung des Schiffs-Kapitins Dallmann aus Bremen und 
einiger ausgewählter Leute der Schifismannschaft befindet sich Dr. Finsch jetzt 
auf dem Wege nach Sydney, wo er angeblich die Passage auf dem Handels- 
schiff „Samoa“ zu wissenschaftlichen Zwecken benutzen wird. || Dem Dr. Finsch 
und dem Kapitän Dallmann als scinem Stellvertreter ist die Aufgabe gestellt, 
an den zu besuchenden, noch unbekannten oder wenig bekannten Küsten die 
besten Häfen ausfindig zu machen, den freuudlichsten Verkehr mit den Ein- 
geborenen herzustellen und neben der Errichtung von Handelsniederlassungen, 
wozu die Deutsche Handcls- und Plantagen-Gesellschaft die Leute mitgeben 
wird, Land im weitesten Umfange und in solcher Weise zu erwerben, dass 
sieh hieraus unter Vereinigung mit dem Landbesitz und dem weiteren Land- 
erwerb an den bestehenden Niederlassungen der Deutschen Handels- und Plan- 
tagen-Gesellschaft in der westlichen Südsee .eine Kolonie bilden lässt, die zur 
Organisation und Entwicklung auf der gewünschten Grundlage befähigt ist. 
Abgeschen von den Unzuträglichkeiten, welche der labour-trade in der Südsee 
so häufig mit sich bringt, muss derselbe von den für deutsche Niederlassungen 
neu aufzuschliessenden Gebieten ferngehalten werden, weil gerade die Erhal- 
tung der arbeitstüchtigen Kingeborcnen diesen Gebieten gegen andere Inseln 
in der Südsee, auch gegen die Kolonie Queensland, welche der fremden Ar- 
beiter bedürfen, einen wesentlichen Vortheil gewährt. I! Die Deutsche Handels- 
und Plantagen -Gesellschaft musste daher die Verpflichtung eingehen, in den 
fraglichen Gebieten keine Arbeiter-Verträge für Samoa abzuschliessen, so streng 
auch diese Verträge in Bezug auf das Interesse der Arbeiter gehalten werden 
mögen. || Als Hafen zur fortlaufenden Ausrüstung für die Unternehmungsreise 
ist Mioko bestimmt, wo sich die Haupt-Nicderlassung der Deutschen Iandels- 
und Plantagen-Gesellschaft auf Neu-Britaunien befindet. Dr. Finsch und Kapitän 
Dallmaun haben die Instruktion, unter Geheimhaltung ihrer Pläne sich nament- 
lich nach dem südlichen Theil von Neu-Britannien und der gegenüberliegenden 
Nordostküste von Neu-Guinea bis zum 141. Längengrade zu wenden, während 
der Besuch der Sddostkiiste von Neu-Gninea an der Torresstrasse ausdrücklich 
ausgeschlossen ist. || An Euere Durchlaucht richten wir für uns und Namens 
unserer Mitbetheiligten die gehorsamste Bitte: || „dem Unternehmen hochge- 
neigtest Schutz angedeilen zu lassen, soweit sich hierzu die Veranlassung dar- 
bieten sollte.“ 

Insbesondere sprechen wir die Bitte aus: || „die Konsularbeamten und 
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Schiffskommandanten mit den erforderlichen Vollmachten und Befehlen zu ver- ea. 
sehen, um das erworbene Land einzutragen und in den geeigneten Formen gy, Jani1884. 
unter den Schutz des Reiches zu stellen.“ || Wir verharren || Euerer Durchlaucht 
|| gehorsamste 

von Hansemann. von Bleichröder. 


Seiner Durchlaucht dem Fürsten von Bismarck. 





Nr. 8443. DEUTSCHLAND. — Staatssekretär des Ausw. an den 
deutschen Botschafter in London. — Die deutsche 
Regierung wünscht sich mit England über die gegen- 
seitigen Interessensphären in der Südsee zu verstän- 
digen. [20] 


(Auszug.) Berlin, den 2. August 1884. 
Auch in der Südsee befolgt die englische Regierung, bezw. das englische Fe 

Kolonialamt, uns gegenüber die Politik, unsere Mittheilungen, welche den Wunsch », aug. 1884. 
zu einer Verständigung bekunden, in der Hauptsache dilatorisch zu behandeln, 
inzwischen aber mit Hülfe der australischen Kolonien vollendete Thatsachen 
zu schaffen, welche unseren berechtigten Interessen zuwiderlaufen. || Zufolge des 
gefälligen Berichts vom 12. Januar d. J.*) über Ihre Unterredung mit Sir 
Julian Pauncefote aus Anlass einer neuseeländischen Petition, welche die An- 
nexion der Samoa-Inseln durch England bezweckte, hatte der Unterstaats- 
Sekretär sich gegen Euere Excellenz dahin geäussert, „dass die grossbritannische 
Regierung keine Annexionen mehr vorzunehmen und sich keine neuen Kolonien 
mehr aufzubürden beabsichtige, wie dies Lord Derby noch kürzlich den Australiern 
erklärt habe.“ || Nach den neusten Erfahrungen ist diese von Lord Derby ver- 
tretene Kolonial-Politik dahin zu verstehen, dass die englische Regierung die 
Erwerbung von Kron-Kolonien, deren Verwaltungskosten Anfangs dem Mutter- 
lande ganz zur Last liegen, vermeiden, dagegen die Erweiterung der englischen 
Macht- und Interessen-Sphäre mit den hieran haftenden politischen und finan- 
ziellen Verantwortlichkeiten wesentlich den bestehenden Kolonien zuweisen will. 
, Lord Derby hat im vorigen Jahre die Annexions-Bestrebungen der austra- 
lischen Kolonien nicht etwa unbedingt desavouirt; er widersprach vielmehr nur 
der Legitimation der Kolonien, ohne Zustimmung der grossbritannischen Re- 
gierung im Namen der englischen Krone Annexionen vorzunehmen. Die Ent- 
schliessung der englischen Krone machte er davon abhängig, dass die austra- 
lischen Kolonien zu den Kosten beitrügen. Nachdem sich dieselben hierzu be- 
reit erklärt haben, ist die australische Annexions-Politik, wie die Erklärungen 
des Unterstaats-Sekretärs des Kolonialamts, Mr. Ashley, in der Sitzung des 
Unterhauses vom 7. d. M. ergeben, als eine von Lord Derby autorisirte an- 


*) Nicht abgedruckt. Anm. d. Weissbuchs. 
Btaatsarchiv XLIV. 
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Kr. 8443. zuschen. || Für uns aber kann es nicht gleichgültig sein, wenn die unabhängigen 


3. Aug. 188. Gebiete der Südsee, auf welchen sich bisher der deutsche Handel frei entfalten 


konnte, und in welchen er ein Feld auch für deutsche Kolonisations-Bestrebungen 
erblicken durfte, plötzlich für natürliche Domänen Australiens und wenn, im 
Hinblick auf die beabsichtigte Beschlagnahme, schon im voraus alle dort von 
Andern gemachten Erwerbungen für null und nichtig erklärt werden. || Es ist 
daher nothwendig, der Verwirklichung dieser maasslosen Ansprüche rechtzeitig 
vorzubeugen. Wir hoffen, dass dies durch eine von gegenseitigem Wohlwollen 
getragene Verständigung zu erreichen ist, und wünschen deshalb, uns mit der 
englischen Regierung sowohl über die den beiderseitigen Angehörigen gegen- 
über anzuwendenden allgemeinen Grundsätze wie auch über eine Abgrenzung 
derjenigen Gebiete zu verständigen, welche wir beiderseits unter staatlichen 
Schutz zu stellen beabsichtigen. || Euerer Excellenz bechre ich mich anbei ein 
Promemoria zu übersenden, welches das thatsächliche Material und zugleich 
eine Direktive für die Behandlung der Frage enthält. Ich ersuche Sie ergebenst, 
die Angelegenheit gefälligst ohne Verzug in diesem Sinne mit Lord Granville 
freundschaftlich, aber doch unter eventueller Verwahrung gegen Beschränkungen 
unserer bestehenden Handelsverbindungen durch fremde Kontrole, zu besprechen, 
damit hinsichtlich des Werths, welchen wir auf eine baldige Gewissheit über 
die Chancen einer Verständigung mit der grossbritannischen Regierung legen, 
bei dem Ilerrn Minister cin Zweifel nicht entstehen kann. Euere Excellenz 
wollen dabei zu verstehen geben, dass wir die Verantwortlichkeit der englischen 
Kolonial-Regierungen von der der britischen Reichsregicrung nicht trennen 
können. || Einem gefälligen baldigen Berichte über die Erledigung dieses Er- 
lasses werde ich mit Interesse entgegensehen, 
Graf von Hatzfeldt. 


Promemoria, 
Anlage. 

Seitens der englischen Regierung ist eine eigentliche Beantwortung der 
ganz vertraulichen Note des Freiherrn von Plessen an Lord Granville vom 
A, September v. J. nicht erfolgt. Wir würden auf eine solche umsomehr An- 
spruch gehabt haben, als englischerseits unsere Zustimmung zur Publikation 
der Note ausdrücklich erbeten wurde*). Der Bericht der Western Pacific Royal 
Commission, welchem die Note angehängt worden ist, hatte der englischen Re- 
gierung bereits am 16. October v. J. vorgelegen. |! Die im März d. J. erfolgte 
Publikation des Berichts konnten wir nicht als cine Antwort auf unsere Frage 
ansehen, welche Folge die englische Regierung den Vorschlägen der Kommission 
geben werde. |, Dass ein Beschluss hierüber schon im Februar d. J. gefasst 
worden ist, haben wir kürzlich zuerst ans der Kölnischen Zeitung Nr. 169 
vom 1%. Juni d. J. ersehen. || Die Behandlung dieser Angelegenheit durch den 


+) Vergl. No. 8436. 
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Unterstaatssekretär Lord E. Fitzmaurice im englischen Unterhause am 17. März Fre 
d. J. gab Anlass, durch den Erlass vom 5. April d. J. erneut den Werth zu 2 ang. 1884, 
betonen, welchen wir auf Klarheit in dieser Frage legen. || Die mit dem Be- 
richt vom 17. Juni d. J.*) übersandte Note Lord Granville’s vom 9. Juni d. J. 
vermeidet jedes Eingehen auf die generelle Frage und beschränkt sich auf 
die Mittheilung, dass das englische Arbeiterschiff „Stanley“, welches sich der 
Zerstörung einer deutschen Niederlassung auf Neu-Irland schuldig gemacht hat, 
angeblich verloren gegangen sei. Als wir im Begriff standen, darauf aufmerk- 
sam zu machen, dass hiermit die Sache nicht erledigt sein könne, berichtete 
der Kaiserliche General-Konsul in Sydney, dass die queensländer Regierung 
der geschädigten deutschen Firma einen Ersatz von 550 Pfd. Sterling und die 
Schuldigen dem kompetenten Gericht in Fidji überwiesen habe. Der gross- 
britannische Botschafter in Berlin hat sich unter dem 15. Mai und 27. Jwi 
d. J. nur des Auftrags entledigt, einige Schriftstücke über angebliche (nach 
den Berichten des Konsulats-Verwesers für die Südsee-Inseln nicht nachge- 
wiesene) Gewaltthätigkeiten eines deutschen Arbeiterschiffes in Neu-Britannien 
mitzutheilen, und mittelst der letzten Note zugleich zu unserer Kenntniss ge- 
bracht, dass die Regierung von Queensland die Arbeiter-Rekrutirungen auf 
Neu-Britannien, Neu-Irland und den benachbarten Inseln für die queensländer 
Plantagen verboten, sowie dass das englische Kolonialamt den Gouverneur von 
Fidji angewiesen habe, ein gleiches Verbot für die Fidji-Plantagen zu erlassen. 
Auch in diesen englischen Mittheilungen fehlt jede Aeusserung, welche be- 
kundete, dass die englische Regierung die Bedeutung unserer Interessen in der 
Südsee anerkenne und unseren Wunsch nach Verständigung theile. Es ist zu 
befürchten, dass die Verhandlung mit uns sich hinzieht, bis mit llülfe der 
Kolonial-Regierungen durch vollendete Thatsachen eine für uns ungünstige 
Situation herbeigeführt ist, || Aus den von der Kaiserlichen Botschaft in London 
eingereichten Blaubüchern über Neu-Guinea und die unabhängigen Inseln er- 
giebt sich, dass die Bewegung für Annexion dieser freien Gebiete in Australien 
die unmittelbare Folge eines im November 1882 in der Augsburger Allgemeinen 
Zeitung erschienenen Artikels war, welcher Neu-Guinea als ein mögliches Kolo- 
nisationsgebict für Deutschland bezeichnete. || Die Australier erklärten ohne 
Zögern nicht nur Neu-Guinca, sondern auch alle anderen noch freien Gebiete 
in der Südsee für natürliche Annexe ihrer Kolonien. Die hierdurch entstandene 
Beunruhigung in deutschen Handelskreisen legte sich einigermaassen, als um 
die Mitte vorigen Jahres die englische Regierung das eigenmächtige Vorgehen 
der queensländer Regierung, welche die Annexion von Neu-Guinca durch die 
Proklamation eines Polizeibeamten von Thursday-Island ausgesprochen hatte, 
desavouirte, indem sie diesen Akt für null und nichtig erklärte. || Die Reden 
Mr. Gladstone’s, Lord Granville’s und Lord Derby’s (cfr. die „Times“ vom 
3. Juli v. Js.) waren bündige Zurückweisungen dieses eigenmächtigen Vorgehens 
der Kolonien. 


*) Nicht abgedruckt. Die Note vom 9. Juni siehe unter No. 8440. Anm. d. W. 
13° 
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Devas a Auch die in dem Blaubuch tiber Neu-Guinea vom Juli v. J. (vom 24. 
2. Aug. 1884, dess. M.) unter Nr. 21 und 39 abgedruckten Depeschen Lord Derby’s ‘vom 
11. Juli*) und 31. August v. J. begründeten die Hoffnung auf eine maassvolle 
Behandlung dieser Frage von Seiten der grossbritannischen Regierung. Zufolge 
Berichts des Kaiserlichen Botschafters vom 12. Januar d. J. hat Sir Julian 
Pauncefote, als Graf Münster die neuseeländische Bewegung für Annexion von 
Samoa zur Sprache brachte, die Antwort ertheilt: „es sei die bestimmte Ab- 
sicht und Meinung der grossbritannischen Regierung, keine Annexionen vor- 
zunehmen und sich keine Kolonien mehr aufzubürden; England habe so schon 
reichlich viele. Lord Derby habe das auch noch vor kurzem Australien 
gegenüber in Beziehung auf Neu-Guinea auf das bestimmteste betont.“ || Das 
seitdem von der grossbritannischen Regierung in der Angelegenheit von Süd- 
west-Afrika beobachtete Verhalten, ihre Stellungnahme zu den im Dezem- 
ber v. J. von der australischen Intercolonial Convention gefassten Beschlüssen, 
die Nichtbeantwortung der Note des Freiherrn von Plessen, und die unmittel- 
bar nach den Indiskretionen in der Budget-Kommission des Reichstages über 
deutsche Unternehmungen in Neu-Britannien und Neu-Guinea von dem eng- 
lischen Kolonial-Amt im Parlament angekündigte Entsendung eines High Com- 
missioner mit einem Stabe von Deputy Commissioners nach Neu-Guinea und 
den freien Inseln, in Uebereinstimmung mit den Vorschlägen des erwähnten 
Berichts der Western Pacific Royal Commission: dies sind alles Momente, 
welche geeignet sind, den Besorgnissen für die deutschen Unternehmungen in 
der Südsee neue Nahrung zu geben. || Es ist daher an der Zeit, den Versuch 
zu einer Verständigung mit der englischen Regierung zu erneuern. || Die von 
der Intercolonial Convention im Dezember 1883 auf Vorschlag des Gouverneurs von 
Fidji beschlossene Resolution, wonach alle bis zu einer englischen Annexion 
gemachten Landerwerbungen in den unabhängigen Gebieten null und nichtig 
sein sollen, enthält ein Princip, gegen welches wir nicht früh und bestimmt 
genug Verwahrung einlegen können. Die damit in Fidji gemachte Erfahrung 
lässt uns hoffen, dass die englische Regierung für diesen unseren Widerspruch 
zugänglich sein werde. || Die sonstigen Erfahrungen machen es aber für uns 
erwünscht, diejenigen Gebiete, in welchen sich der deutsche Handel in vor- 
herrschender Weise ausgebreitet hat, oder wohin kostspielige Expeditionen, 
deren Berechtigung von Niemand bestritten werden kann, in Ausführung be- 
griffen sind, unter den direkten Schutz des Reiches zu stellen. || Die hervor- 
ragende Stellung des deutschen Handels in der Südsee ist der grossbritanni- 
schen Regierung nicht unbekannt. Sie wird daher auch nicht verkennen, dass 
unser Anspruch auf Gleichberechtigung mit anderen Staaten der thatsächlichen 
Begründung nicht entbehrt, und dass es nur im Interesse einer friedlichen 
Kulturentwickelung in diesen Regionen liegen würde, wenn die beiden befreun- 
deten Regierungen sich über die Grenzen ihres Herrschafts- oder Schutz- 


*) Staatsarchiv, Nr. 8206, 
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gebietes sowie über die beiderseits in Anwendung zu bringenden Grundsätze Fr. & zu 
rechtzeitig verständigten. || Wir wünschen, uns mit der grossbritannischen Re-2 aug. 1884. 
gierung ebensowohl über die geographische Abgrenzung unserer beiderseitigen 
Interessensphären, wie über die Grundsätze zu verständigen, welche wir uns 
gegenseitig verpflichten würden in denjenigen Gebieten zur Anwendung zu 
bringen, welche jeder der beiden Theile unter seinen speziellen Schutz stellen 
wird. | Wir würden daher vorschlagen, unseren beiderseitigen Angehörigen den 
Genuss ihrer wohlerworbenen Rechte zu gewährleisten, für Zweifelfälle ein be- 
sonderes Verfahren zu vereinbaren und in allen Beziehungen des Handels, der 
Schifffahrt, der Niederlassungsfreiheit u. s. w. den Grundsatz der Gleichstel- 
lung zur Geltung zu bringen. Auch über eine gemeinsame, oder gleichmässige 
Kontrolirung des Arbeiterhandels würden wir zu einer Verständigung gern die 
Hand bieten. | Was die geographische Abgrenzung unserer beiderseitigen 
Schutz- oder Herrschaftsgebiete anbelangt, so würde es sich empfehlen, die 
oben erwähnten Depeschen Lord Derby’s vom 11. Juli und 31. August v. J. 
bei den Besprechungen mit Lord Granville zu verwerthen. || Die Depesche vom 
31. August v. J. lehnte unter Nr. 3 und 4 die auf Samoa und Tonga sich 
erstreckenden Annexionsanträge der Australier positiv ab. Unter Nr. 5 trug 
Lord Derby den Rücksichten Rechnung, welche man in Bezug auf die Neu- 
Hebriden und die Loyalty-Inseln den Interessen Frankreichs schulde. Unter 
Nr. 6 erkannte er an, dass es noch eine Anzahl von Gebieten gebe, zu wel- 
chen andere Mächte Beziehungen hätten, welche nicht summarisch ignorirt 
werden könnten. Zu diesen zählte er besonders Neu-Britannien, Neu-Irland, 
die Salomon- und Santa Cruz-Inseln. Wie bereits in dem Erlasse vom 
28. August v.J.*) und in der Note des Baron Plessen vom 4. September v. J.*) 
hervorgehoben, bestehen bis dahin auf Neu-Britannien, Neu-Irland und auf den 
Duke of York-Inseln nur deutsche Handelsniederlassungen. Der einzige dort etab- 
lirte englische Händler ist der im vorigen Jahre von der Deutschen Handels- 
und Plantagen-Gesellschaft entlassene Agent Farrel gewesen, welcher indess 
zufolge neuester Mittheilungen, nachdem er mit einer Komzession zum Arbeiter- 
import Missbrauch getrieben, den Archipel verlassen hat. || Die Note des Kai- 
serlichen Geschäftsträgers vom 4. September v. J. und deren spätere münd- 
liche Ergänzungen werden hoffentlich die Wirkung gehabt haben, diese Insel- 
gruppen in den Augen der englischen Regierung als solche erscheinen zu 
lassen, welche von einer Beschlagnahme seitens Englands oder seiner Kolonien 
auszuschliessen sind. || Das nächste Annexionsprojekt der Australier bildet Neu- 
Guinea. || Den Wunsch der Australier, zu verhüten, dass sich eine fremde 
Macht auf der südlichen Küste von Neu-Guinea an der Torres-Strasse, gegen- 
über von Queensland, festsetze, erkennen wir als berechtigt an. Für ebenso 
unberechtigt aber halten wir den Anspruch, das ganze Gebiet von Neu-Guinea, 
insoweit es nicht von Holland beansprucht wird, schlechthin als ein natür- 


*) Vergl. Nr. 8433 und Anmerkung zu Nr. 8434. 
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Nr. beer liches Annex Australiens zu behandeln und deshalb Landerwerbungen Deutscher 

2. Avg. 184, und dic Ausübung deutschen Schutzes auf der Nordost-Küste als in die be- 
rechtigten Interessen Australiens eingreifend zu bezeichnen. Auch Lord Derby 
schien im vorigen Jahre ebenfalls dieser Ansicht zu sein. Denn in seiner 
Depesche vom 11. Juli v. J. erklärte er nicht nur die Annexion von Neu- 
Guinea durch Queensland an sich für null und nichtig, weil die Kolonial-Re- 
gierung hierzu nicht legitimirt sei, sondern er sprach sich zugleich auch da- 
hin aus, dass er keinen Grund einsehe, aus welchem eine eventuell zu beschlies- 
sende Annexion sich auf einen so grossen Theil der Insel erstrecken sollte, 
wie die Proklamation der Regierung von Queensland beabsichtige. Da bisher 
in Neu-Guines keine staatlichen Einrichtungen bestehen, so wenden wir auf 
diese Insel denselben Grundsatz an, über welchen wir uns mit England bei 
gemeinsamer Zurückweisung der spanischen Ansprüche auf die Karolinen- und 
Pelew-Inseln verständigt hatten, und den wir kürzlich aus Anlass der Angra- 
Pequena-Angelegenheit der englischen Regierung in Erinnerung gebracht haben. 
|| Diejenigen Theile von Neu-Guinea, wo keine thatsächlich ausgeübte Souve- 
ränität einer civilisirten Macht besteht, sind daher ebenso berechtigte Ziel- 
punkte deutscher wie englischer Unternehmungen. || Zur Verhütung von Rei- 
bungen unter den beiderseitigen Angehörigen wünschen wir, uns mit der eng- 
lischen Regierung über die Grenze der beiderseitigen Schutzgebiete auch auf 
dieser Insel, überhaupt in dem Südsee-Archipel, im Interesse unserer beider- 
seitigen Angehörigen im Voraus zu verständigen. 








Nr. 8444. DEUTSCHLAND. — Staatssekretär des Ausw. an den 
deutschen Botschafter in London. — Die Einrichtung 
von Verbrecher-Kolonien ist nicht beabsichtigt; eine 
dahingehende Verpflichtung wird Deutschland aber 
nicht eingehen. [22] 


(Auszug.) Berlin, den 2. August 1884. 
Nr. 8444. ete. Sollte bei den Erörterungen über die Südsee-Angelegenheit die 
Fr Frage der Strafkolonien englischerseits zur Sprache gebracht werden, so bittet 
der Herr Reichskanzler Euere Excellenz, Sich gefälligst dahin zu äussern, dass 
die Idee, auf den Südsee-Inseln Verbrecher zu interniren, uns fern liege; wir 
hätten uns schon ebenso bei den pourparlers über Angra Pequena ausgesprochen; 
Verpflichtungen gingen wir aber nicht ein, ebensowenig wie England dies uns 
gegenüber thäte. 
Graf von Ilatzfeldt. 
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Nr. S445. DEUTSCHLAND. — Botsch. in London an den Reichs- 
kanzler. — Günstige Aufnahme des deutschen Vor- 
schlages (Nr. 8443) in London. Die Annexion der 
Südküste von Neu-Guines durch England steht un- 
mittelbar bevor. 


(Auszug.) London, den 9. August 1384. 
Den hohen Erlass vom 2. d. M, die Südsce-Angelegenheit betreffend, Nr. 815. 
habe ich zu erhalten die Ehre gehabt und Lord Granville in der mir vor-4, peak ea 
geschriebenen Weise gestern von dem Wunsche der Kaiserlichen Regierung, 
sich mit der englischen Regierung zu verständigen, Kenntniss gegeben. Ich 
habe dabei besonders hervorgehoben, welchen Werth wir auf cine baldige Ge- 
wissheit über die Chancen einer Verständigung legen. || Der Herr Minister 
nahm meine Mittheilungen, die er als eine allgemeine und vorbereitende Eröffnung 
ansah, mit lebhaftem Interesse entgegen und erwiederte mir, dass er zunächst 
nur im Allgemeinen darauf antworten könne. Er wünsche vor allem be- 
stimmt von vornherein zu erklären, dass England keinerlei Eifersucht gegen 
deutsche Kolonisationsbestrebungen hege, und er verkenne keineswegs die wich- 
tige Stellung, die Deutschland auf einigen Inseln des Südsce-Archipcls ein- 
nehme. || Soviel er jetzt sagen könnte, würde die britische Regierung nicht nur 
kein Bedenken haben, sondern schr damit einverstanden sein, genau zu de- 
finiren, in welchen Theilen der Einfluss des einen und des anderen Landes 
überwiegend sei. || Was Neu-Guinea anbetrifft, so äusserte Lord Granville, er 
habe bisher nicht gewusst, dass deutsche Interessen dort vertreten seien. Streng 
vertraulich fügte er hinzu, dass der Abschluss der Verhandlungen, die zwischen 
der hiesigen Regierung und der australischen Kolonic wegen Annexion des 
südlichen Theils dieser Insel im Gange seien, unmittelbar bevorstände. || Auf 
verschiedenen Inseln sei der vorwiegende Einfluss Deutschlands unzweifelhaft, 
auf anderen derjenige Englands. Es möchten auch Theile vorhanden sein, wo 
die Interessen beider Länder anscheinend gleichmässig vertreten wären, und 
hier würde eine eingehendere Prüfung erforderlich sein. Er, Lord Granville, 
hege aber gar keinen Zweifel, dass es auch da leicht sein würde, ‘sich Zu ver- 
ständigen. || Lord Granville fügte hinzu, dass er es nicht unerwähnt lassen dürfe, 
wie nach seiner Ansicht eine Verständigung dadurch sehr erleichtert werden 
würde, wenn man ein gegenseitiges Uebereinkommen gegen die Errichtung von 
Strafkolonien abschliessen würde. Nach Maassgabe des hohen Erlasses vom 
2. d. M. äusserte ich dem Herrn Minister gegenüber, dass die Idee, auf den 
Südsee-Inseln Verbrecher zu interniren, uns fern liege, dass wir aber dies- 
bezügliche Verpflichtungen nicht eingehen könnten. Lord Granville erwiederte 
mir darauf, dass er keine Verpflichtungen im Sinne habe, die er nicht auch 
seinerseits zu übernehmen gewillt sei. Diese Frage sei aber für die Kolonien 
so wichtig, dass eine Verständigung hierüber die Verständigung in allen an- 
deren Fragen sehr erleichtern würde. || Wiederholt sprach mir Lord Granville 
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Nr. 845. sein lebhaftes Bedauern darüber aus, dass sich in Deutschland, wie dies 
har IE namentlich aus den Auslassungen der Presse hervorgehe, ein so grosses Miss- 
trauen gegen England bekunde. Bisher hätten wir uns in den überseeischen 
Ländern stets so gut verständigt, und er hoffe bestimmt, dass dies auch in 
Zukunft der Fall sein werde. || In einem mir heute zugegangenen Billet theilt 
mir Lord Granville nach staatgehabter Berathung mit seinen Kollegen mit, die 
Ausdehnung der britischen Oberhoheit auf Neu-Guinea, welche nächstens be- 
kannt gemacht werden solle, werde nur den Theil der Insel umfassen, welcher 
ein spezielles Interesse für die australischen Kolonien habe. Dies werde ohne 
Präjudiz für irgend welche territorialen Fragen jenseit dieser Grenzen ge- 
schehen. || Ich will nicht unerwähnt lassen, dass auch Mr. Gladstone neulich 
eine Gelegenheit ergriffen hat, um mit mir über die deutschen Kolonisations- 
bestrebungen und namentlich über Angra-Pequena zu sprechen, und dass er 
dabei wiederholt hervorgehoben hat, wie er jede deutschen Kolonisationsbestre- 
bung gern sehe und wie sehr er hoffe, dass wir uns über diese Kolonialfragen 
freundschaftlich verständigen würden, wie dies bisher immer der Fall ge- 

wesen sei. Graf zu Münster. 








Nr 8446. DEUTSCHLAND. — Ausw. Amt an den Generalkonsul in 
Sydney. — Im Archipel von Neu-Britannien und auf 
Neu-Guinea wird die deutsche Flagge gehisst wer- 


den. [24.] 
An den Kaiserlichen Generalkonsul in Sydney 
vom 19. August 1884. Telegramm. 
Nr. 8446. Inhalt: Der Kaiserl. Generalkonsul wird beauftragt, den Kaiserl. Kom- 


10 ane 1884, missar in Neu-Britannien Herrn von Oertzen zu benachrichtigen, dass die 
Absicht bestehe, zunächst im Archipel von Neu-Britannien und auf dem 
ausserhalb der berechtigten Interessensphäre ‘der Niederlande und Englands 
liegenden Theile der Nordostküste von Neu-Guinea überall, wo deutsche 
Niederlassungen bereits bestehen oder in Ausführung begriffen sind, alsbald die 
deutsche Flagge zu hissen, und dass er ermächtigt sei, Landerwerbungen von 
Deutschen in den bezeichneten Gebieten durch Abschluss von, Verträgen zu 
unterstützen und vorbehaltlich aller wohlerworbenen Rechte Dritter als deutsches 


Eigenthum einzutragen. 





Nr. 8447. DEUTSCHLAND. — Reichskanzler an Hansemann und 
Bleichröder. — Beantwortung von Nr. 8442. [25]. 


Varzin, den 20. August 1884. 
Nr. 847. Euere Hochwohlgeboren benachrichtige ich auf das in Ihrem eigenen und 


Deutschland. j 
90, Aug. 1864. Ihrer Herren Genossen Namen am 27. Juni d. J. an mich gerichtete Schreiben, 
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dass mit Allerhöchster Ermächtigung die erforderlichen Weisungen ergehen Nr. 847. 
werden, damit Ihrer Unternehmung im westlichen Theil des Südsee-Archipels yy ger ii. 
die zur Sicherung ihres nationalen Charakters erforderliche amtliche Unter- 
stützung zu Theil werde. Die von Ihrer Genossenschaft beabsichtigten Erwer- 

bungen werden in demselben Masse und unter gleichen Formen wie das han- 
seatische Unternehmen in Südwestafrika unter den Schutz des Reiches gestellt 

werden, sobald die Unabhängigkeit der Gebiete, deren Erwerbung von Ihnen 

in Aussicht genommen ist, festgestellt, also der Nachweis geführt sein wird, 

dass Ihre Ansprüche nicht mit wohlerworbenen Rechten anderer Nationen 
kollidiren. von Bismarck 





Nr. 8448. DEUTSCHLAND. — Generalkonsul in Sydney an den 

Reichskanzler. — Die handelspolitischen Interessen 

der australischen Kolonien in der Südsee sind sehr 

gering. [7] 

Sydney, den 20. August 1884. 
(Eingegangen in Berlin den 4. Oktober 1884.) Nr. sus. 
Unter Bezugnahme auf meinen Bericht vom 11. Februar 1882*), betreffend Kur, 

den Handels- und Schiffahrtsverkehr zwischen den australischen Kolonien und “ 
den Südsee-Inseln in 1880, beehre ich mich, beifolgend einen die letzten drei 
Jahre umfassenden Bericht über den gleichen Gegenstand zur hochgeneigten 
Kenntnissnahme ganz gehorsamst zu überreichen**), || Ich habe mich der Aufgabe, 
die vorhandenen Handels-Interessen Australiens in der Südsee zu untersuchen 
und den Umfang derselben statistisch nachzuweisen, nochmals unterzogen, weil 
kürzlich von australischer Seite in ziemlich geräuschvoller Weise der Anspruch 
auf Annexion aller noch unabhängigen Inselgruppen in der Südsee erhoben 
ist. || Wie wenig bisher seitens der australischen Kolonien geschehen ist, um 
eine solche politische Stellung in der Südsee durch Leistungen auf kommer- 
ziellem Gebiete vorzubereiten, geht aus den mitgetheilten Ziffern, die der amt- 
lichen australischen Statistik entnommen sind, unwiderleglich hervor. || Die 
Kolonie Victoria, in welcher der Ruf nach dem Alleinbesitz der Südsee am 
lautesten erschallt, steht bisher nur mit Fidji in Handelsverbindungen; sie im- 
portirt nichts von und exportirt nichts nach allen denjenigen Südsee-Inseln, 
welche sie vor der Begehrlichkeit fremder Nationen: geschützt wissen will. 
Ebenso beschränken sich die Handels - Interessen von Süd- Australien in der 
Südsee auf Mehllieferungen für die französische Strafkolonie in Neu - Kaledo- 
nien, während West-Australien und Tasmanien überhaupt nie versucht haben, 
Beziehungen mit den Inseln des stillen Oceans anzuknüpfen. Neu-Guinea, mit 
dessen Annexion im Gesammtinteresse Australiens jetzt ein praktischer An- 
fang gemacht werden soll, ist bisher ohne alle Bedeutung für deu austra- 


+) Abgedruckt im deutschen Handels-Archiv, Jahrgang 1883, 8. 47 ff 
**) Nicht aufgenommen. A. d. Red. 


Kr. BUS, 


Dontscl 
20. Aug.1884. 


Nr. 8449. 
Grom- 
britannion, 
28, Aug. 1884, 
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lischen Handel gewesen. Qucensland allein führt einige Artikel nach dort 
aus, deren Jahreswerth gegenwärtig vielleicht 20000 Mark betragen mag, 
während die Rückfrachten der queensländer Schiffe von den Küsten Neu-Gui- 
neas hauptsächlich in Béche de mer, einer chinesischen Delikatesse, bestchen, 
die nach China weiter verschifft wird. Aus demsclben Artikel setzt sich der 
Import Queenslands von allen anderen Südsee-Inseln zusammen, während sein 
geringfügiger Export nach dort lediglich Waaren umfasst, welche als Lohn 
für die dort angeworbenen Arbeiter auf den Quecnsländer Zuckerplantagen be- 
stimmt sind. Mit der bevorstehenden Unterdrückung dieses Arbeiter-Handels 
hat es auch mit dem Waaren-Export von Queensland nach der Südsee ein 
Ende. || Wirkliche kaufmännische Interessen in den unabhängigen Inselgruppen 
Polynesiens haben somit nur Neu-Süd-Wales und Neu-Seeland. Die von diesen 
Kolonien dorthin ausgeführten Artikel stammen zu ungefähr 70 Prozent aus 
Europa oder Amerika; die Exporte von der Südsee nach den Kolonien werden 
fast sämmtlich nach europäischen und amerikanischen Häfen weiter verschifft, 
da in Australien kein Markt für Südsce-Produkte ist. Es bleibt somit auch 
in Bezug auf diese Kolonien wenig übrig, um den Anspruch, dass die be- 
stehende Handels-Suprematie die politische Suprematie nach sich ziehen müsse, 
zu begründen. Die Zahlen beweisen vielmehr nur, dass das ganze Gerede 
von den überwiegenden landels-Interessen Australiens in der Südsee auf Un- 
kenntniss oder auf einer wissentlichen Entstellung der Thatsachen beruht, 
Krauel, 





Nr. 8449. GROSSBRITANNIEN. — Kolonialamt an das Ausw. Ant. 
— Beantragt die Proclamirung des britischen Pro- 
tectorats über gewisse Punkte von Neu-Guinea un- 
verzüglich herbeizuführen. (6. 


Colonial Office to Foreign Office. 
Downing Street, August 28, 1884. 

Sir, — With reference to the decision of Her Majesty’s Government to 
advise the Queen to establish Her Majesty’s protectorate over the greater part 
of the coasts of New Guinea lying to the eastward of that part of the island 
which is claimed by the Government of the Netherlands, I am desired by the 
Earl of Derby to enclose a report taken from the “Times” of the 12th of this 
month of an answer given in Parliament by Mr. Gladstone to Sir W. McArthur, 
and to request that you will inform Earl Granville that circumstances render 
it most desirable, in Lord Derby's opinion, that the proclamation of the Queen's 
protectorate over so much of the island as it is intended to bring within the 
scope of it should no longer be delayed, and his Lordship therefore proposes, 
with Lord Granville’s concurrence, to take immediate steps to give effect to 
Her Majesty's intention in this respect. || The portions of New Guinea over 
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which it is proposed that the protectorate of Her Majesty should extend con- Nr. 849. 
sist of all the coasts of the island not in the possession of the Dutch Govern- brifannfen 
ment, with the exception of that portion of the northern coast comprised between %.Avg. 188 
the 145th degree of east longitude and the castern boundary of the territory 
claimed by the Dutch, including the small islands immediately adjacent to 
those portions of the coast over which the protectorate will extend. The 
145th degree of east longitude is proposed as the western limit of the British 
protectorate on the northern coast, in order to include within it the territory 
owned by natives on the „Maclay coast,“ whose claim for such protection was 
& principal consideration with Her Majesty’s Government when they determined 
to advise Her Majesty to assume this responsibility. The Maclay coast ex- 
tends from the neighbourhood of the Cape Croisilles (which is to the eastward 
of longitude 145) to Cape King William, and south of this last-mentioned — 
point commences the narrower portion of New Guinea, the whole of which it 
is necessary to bring under British control. || Lord Derby trusts, that Lord 
Granville will be able to signify at a very early date his concurrence in the 
course proposed to be taken in regard to this question. || I am, &c. 

R. H. Meade. 


New Guinea. 


Sir W. McArthur asked the First Lord of the Treasury whether the 
“Protection” mentioned in Lord Derby’s despatch of May 9, 1884, to the 
Governors of the Australian Colonies, as intended to be established in New 
Guinea, and towards the cost of which the Australian Colonics had agreed to 
pay 15,0002. for the year, would establish the complete jurisdiction of the 
British Government over New Guinea and the adjacent islands, so as to afford 
protection to the natives, not only against the lawlessness of British subjects, 
but against the lawlessness of the subjects of other nations. 

Mr. Gladstone.—The protection mentioned in the despatch of Lord Derby 
is in the nature of a protection which Her Majesty’s Government advised the 
Queen to establish over so much of the coast of New Guinea as lies to the 
eastward of the Dutch claim upon the southern coast of that island, but ex- 
cluding portions on the northern side of the island. I cannot give a minute 
definition now of the line up to which this protectorate will extend, but 
within the limits of it, it will answer the purpose mentioned by my hon. friend 
in his question, that is to say, the jurisdiction of the Government will be 
sufficient to afford protection to the natives against lawless action, by whom- 
soever taken, whether by British subjects or foreigners. The jurisdiction does 
not extend to the islands to the north and cast of New Guinca. 

Sir H. Wolff asked whether the Government of the Netherlands had been 
communicated with on the subject. | 

Mr. Gladstone.—I do not sce why there should by any communication 
with the Government of the Netherlands, inasmuch as everything to which 


Nr, 8449, 
Gross- 
britannien. 
28. Aug.1884. 


Nr. 8450. 
Deutechland. 
31.Aug. 1884. 
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that Government lay claim has been carefully excluded from the arrangement. 
Sir H. Holland asked whether an independent High Commissioner would 
be appointed to govern New Guinea. 
Mr. Ashley replied, that the High Commissioner, when appointed, would 
be entirely independent of the Governor of Fiji. 





Nr. 8450. DEUTSCHLAND. — Reichskanzler an den deutschen 
Geschäftsträger in London. — Ernennung von Kom- 
missaren für die Verhandlungen mit England. [26.] 


(Auszug.) Varzin, den 31. August 1884°). 

Dem Berichte des Grafen Münster vom 9. d. M. habe ich entnommen, 
dass bei Besprechung der Südseefrage mit Lord Granville unsere nach Mass- 
gabe des Erlasses vom 2. d. M. von dem Herrn Botschafter zum Ausdruck 
gebrachten Wünsche eine entgegenkommende Aufnahme gefunden haben. 

Euer Hochwohlgeboren ersuche ich demnach, Lord Granville zu sagen, 
dass wir dem Vorschlage, Kommissare behufs Auseinandersetzung unserer 
beiderseitigen Interessen in der Südsee zu ernennen, gern zustimmen. 

Diesseits sind als Kommissare der Kaiserliche Generalkonsul Dr. Krauel 
in Sydney und der Konsulatsverweser Legationsrath Dr. Stübel in Apia in 
Aussicht genommen. Als Sitz der Kommission erscheint das Gebiet, um wel- 
ches es sich handelt, oder etwa Levuka, besonders geeignet. Eine europäische 
Oertlichkeit würde bei Erkundigungen und Rückfragen viel Zeit erfordern 
und die Betheiligung ortskundiger Personen erschweren. Ich ersuche daher 
Euere Hochwohlgeboren, der grossbritannischen Regierung Levuka in Vorschlag 
zu bringen. Für uns kommt hierbei, wie ich hinzufüge, noch besonders in 
Betracht, dass Generalkonsul Krauel in Angelegenheit der Fidji-Reklamationen 
sich ohnedies dorthin begiebt. || Es liegt uns zunächst nur daran, mit England 
uns darüber zu verständigen, auf welchem Wege die Grenze der beiderseitigen 
Interessen in der Südsee sich am besten ermitteln lässt. || Ich ersuche Euere 
Hochwohlgeboren, mich von der Aufnahme, welche diese Mittheilung findet, 
seiner Zeit in Kenntniss zu setzen und die Namen der von der englischen 
Regierung für die Verhandlungen eventuell in Aussicht genommenen Kommis- 
sare mitzutheilen. 





*) Laut Schreibens des Barons von Plessen vom 4. September [Nr. 27 des Weiss- 
buchs] hat er an diesem Tage der engl. Regierung eine entsprechende Mittheilung 
gemacht. Anm. der Red, 
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Nr. 8451. DEUTSCHLAND. — Derselbe an Denselben. — Ver 
urtheilung und Begnadigung des engl. Kapitäns und &- Sept. 184. 
des Regierungsagenten. [18] (Nr. 8440.) 
(Auszug.) Sydney, den 8. September 1884. 
(Eingegangen in Berlin, den 21. Oktober 1884.) 
Im Verfolg meines früheren Berichtes, betreffend die Beschwerde der 
Firma Robertson & Hernsheim gegen das Arbeiterschiff „Stanley“, beehre ich 
mich ganz gehorsamst anzuzeigen, dass die beiden Angeklagten Kapitän Davis 
und Regierungsagent Mc. Murdo, nach ihrer Auslieferung an den High Com- 
missioner for the Western Pacific, der ihnen zur Last gelegten Vergehen 
schuldig befunden und am 7. v. M. durch das zuständige Gericht in Suva, der 
Hauptstadt der Fidji-Inseln, unter Annahme mildernder Umstände, zu einer 
Gefängnissstrafe von drei Monaten verurtheilt sind. || Durch einen besonderen 
Gnadenakt des High Commissioner ist inzwischen bereits am 14. v. M. die 
Entlassung der Verurtheilten aus dem Gefängniss verfügt worden. 
Krauel 


Nr. 8452. GROSSBRITANNIEN. — Geschäftsträger in Berlin an 
den deutschen Staatssekretär des Ausw. — Die An- 
nexion von Neu-Guinea mit Ausnahme eines Theiles 
der Nordküste ist beschlossen*) [14] 

British Embassy, Berlin, September 19, 1884 **). 

M. le Secrétaire d’Etat, — As your Excellency is doubtless aware, verbal Nr Said 
communications have recently passed between Her Majesty’s Principal Secre- vritannien. 
tary of State for Foreign Affairs and His Majesty’s Ambassador at the Court 19-Sept-1884. 
of St. James with reference to the desire of the Imperial Government to come 
to a friendly understanding with the Government of the Queen as to the pro- 
tection of British and German subjects in the South Sea Archipelago, and as 
to the limits of the islands and territories in those regions over which either 
country might seek to extend its interests and influence. || On that occasion 
his Excellency Count Minster observed, that there were parts of the wild 
country on the north side of New Guinea which might be available as a field 
for German enterprise, and Earl Granville informed the Ambassador that the 
extension of British authority in New Guinea, which would be shortly an- 
nounced, would only embrace that part of the island which specially interests 
the Australian colonists, without prejudice to any territorial questions beyond 
those limits. || The result of the communications which have lately been going 
on between the Home and Colonial Governments is, that Her Majesty’s Go- 
vernment now propose to proclaim and establish the Queen’s prerogative over 





+) Uebersetzung im Weissbuch No. 28. 
**) Der Entwurf dieser Note wurde am 6. September dem Kolonial-Amt vom Ausw. 
Amt übersandt; ersteres sprach am 17. September seine Zustimmung zu derselben aus. 
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wre. all the coasts of New Guinea not occupied by the Netherlands Government, 

"pritanı except that portion of the north coast comprised between the 145th degree 

‘98ept-1884. of cast longitude and the Eastern Dutch Boundary. || The British Protectorate 
will also include the small islands immediately adjacent to those portions of 
the coast over which it is established. | The 145th degree of cast longitude 
has been fixed as the Western British limit on the northern coast, in order 
that it should embrace the territory owned by the natives on the Maclay Coast, 
whose claim for British protection has long been under the consideration of 
Her Majesty's Government, and was one of the principal reasons which de- 
termined the Cabinet to advisc the Queen to assume the responsibility of 
establishing a protectorate in New Guinca. || The Maclay Coast extends to the 
southward as far as Cape King William, where commences that part of the 
coast extending to the Dutch Southern Boundary which for obvious reasons 
it is indispensable to bring under British control. || In making to your Ex- 
cellency this communication, I am instructed by Earl Granville to add that 
Her Majesty's Government have been actuated by their carnest desire to pro- 
mote the fricndly understanding which the Government of the Emperor 
have proposed to establish with reference to these territorial questions. || I 
have, &c. C. Scott. 








Nr. 8453. DEUTSCHLAND. — Unterstaatssckretär des Ausw. an 
den deutschen Geschäftsträger in London. “— Die 
beabsichtigte Ausdehnung des engl. Protectorats im 
Norden und Nord-Osten kommt der deutschen Re- 
gierung unerwartet;dieselbe behält sich ihroStellung- 
nahme dazu vor. [29] 

Berlin, den 25. September 1884. 
asain Euercr Hochwohlgeboren übersende ich anbei Abschrift eines Schreibens des 
75.Bept.ixey, Niesigen Königlich grossbritannischen Geschäftsträgers vom 19. d. M., wonach 

die britische Regierung beabsichtigt, alle Küsten von Neu-Guinca, welche nicht 

von den Nicdorlanden besetzt sind, mit alleiniger Ausnahme des Theiles der 

Nordküste, der zwischen dem 145. Grad östlicher Länge und der Ostgrenze der 

niederländischen Besitzungen belegen ist, unter britisches Protektorat zu stellen. 

Mitinbegriffen sollen die kleinen Inseln sein, welche sich in unmittelbarer Nahe 

der unter englischen Schutz zu stellenden Küstenstriche befinden. || Euer Hoch- 

wohlgeboren ersuche ich, in Erwiederung hierauf der dortigen Regierung mit- 
zutheilen, dass wir von dem Inhalt des vorstehenden Schreibens Kenntniss ge- 
nommen haben, dass aber die beabsichtigte Ausdehnung des britischen Pro- 
tektorates im Norden und Nordosten von Neu-Guinea nach den bisherigen 

Auesserungen Lord Granville’s uns unerwartet kommt und wir uns einstweilen 

vorbehalten, zu derselben Stellung zu nehmen. Unseres Erachtens werde auch 

fiber die Abgrenzung der beiderseitigen Intercssensphären an jener Küsten- 
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strecke eine freundschaftliche Verständigung im Wege kommissarischer Vere et 
handlungen anzustreben sein. ] Ueber dic Ausführung dieses Auftrages sehe ich 25. Sept. 1884. 


Ihrem gefälligen Berichte entgegen. Busch. 








Nr. 8454. DEUTSCHLAND. — Geschäftsträger in London an den 
Reichskanzler. — Granville wünscht die Verhand- 
lungen zunächst in Europa zu führen. [30] 


London, den 27. September 1884. 

Euerer Durchlaucht beehre ich mich mit Bezugnahme auf den hohen Nr. #454. 
Erlass vom 25. d. M., betreffend die Südseefrage, beifolgend Abschrift eines miese. 
Privatschreibens*) ganz gehorsamst einzureichen, welches Lord Granville be- 
züglich des Vorschlages, Kommissare behufs Auseinandersetzung der beider- 
seitigen Interessen in der Südsee zu ernennen, unter dem 25. d. M. an mich * 
gerichtet hat. || Lord Granville spricht darin die Ansicht aus, dass es vortheil- 
hafter sei, wenn dic beiderseitigen Vertreter in Europs, anstatt in unmittel- 
barer Nachbarschaft von Australien, zusammerträfen und dass es nützlich wäre, 
wenn eine vorläufige Besprechung zwischen einer mit den Ansichten Euerer 
Durchlaucht besonders vertrauten und einer in der Sache bewanderten Persön- 
lichkeit hier zunächst stattfinden würde. 

Plessen. 





Nr. $455. DEUTSCHLAND. — Geschäftsträger in London an den 
Reichskanzler. — Die Annexion der Südküste durch 
England ist von der deutschen Regierung als berech- 
tigt anerkannt. [32] 


London, den 8. Oktober 1484 

Euerer Durchlaucht habe ich mittelst Berichtes vom gestrigen Datum**) Nr. #458. 
einen an Mr. Scott gerichteten Erlass Lord Granville's, betreffend die Südsec-" "one ieee 
frage, einzureichen die Ehre gehabt. Bezüglich des Passus in dem Erlass, in 
welchem der Befriedigung darüber Ausdruck gegeben wird, dass die hiesige 
Regierung sich hinsichtlich des nunmehr getroffenen Arrangements in voll- 
kommener Ucbercinstimmung mit Deutschland befinde, erlaube ich mir ganz 
gehorsamst zu bemerken, dass Lord Granville mir gegenüber gestern auf eine 
Mittheilung hingewiesen hat, die der Herr Botschafter demselben in Folge des 
hohen Erlasses vom 2. August d. J.***) und des dem lirlass beigefügt gewe- 
senen Promemoria gemacht hatte. Inhaltlich des letzteren habe die Kaiser- 
liche Regierung den Wunsch der Australier, zu verhüten, dass sich eine fremde 








icht abgedruckt. Anm. des Weissbuchs. 
+) Nicht abgedruckt. Anm. des Weissbuchs. 
*) Vergl. Nr. 8443. 





Nr. 8455. 
Deutschland. 
8. Okt. 1884. 


Nr. 8456. 
Gross- 
dritannien. 
8, Okt. 1884. 
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Macht auf der südlichen Küste von Neu-Guinea an der Törres-Strasse, gegen- 
über von Queensland festsetzc, als berechtigt anerkannt. Plessen, 
An seine Durchlaucht den Fürsten von Bismarck. 





Nr. 8456. GROSSBRITANNIEN. — Kolonialamt an die Admiralität. 
— Auftrag, das engl. Protectorat über die Südküste 
Neu-Guinea’s zu proclamiren. (C—4217 Nr. 32. 


Downing Street, October 8, 1884. 

Sir, — I am directed by the Earl of Derby to acquaint you that Her 
Majesty’s Government have decided that the establishment of the Queen’s Pro- 
tectorate and jurisdiction over the southern coast of New Guinea to the east- 
ward of the 141st meridian of East longitude, as explained by the First Lord 
of the Treasury in the House of Commons on the 11th August, should now 
be proclaimed, and to request the Lords Commissioners of the Admiralty to 
take the necessary steps for carrying the decision into execution. || 2. The Pro- 
tectorate will for the present extend along the southern shore of New Guinea 
and over the country adjacent thereto, from the 141st meridian of East lon- 
gitude before mentioned, eastward as far as East Cape, including any islands 
adjacent to the mainland in Goschen Strait, and to the southward of the 
said straits as far south and cast as to include Kosman Island. No persons 
will be permitted to settle or acquire land within the Protectorate unless ex- 
pressly authorised by an officer of Her Majesty’s Government. || 3. Lord Derby 
understands, that the Commodore on the Australian Station is at present at 
Sydney awaiting instructions on this subject, and his Lordship will be obliged 
if the Lords Commissioners will instruct him by telegraph to proceed forth- 
with to New Guinea and proclaim Her Majesty’s Protectorate as defined in 
this letter at a sufficient number of places along the coast. It is not poss- 
ible to specify the points at which the flag should be hoisted, and other usual 
formalitics gone through, and it may be desirable to leave these details to 
the discretion of the Commodore. || 4. The Lords Commissioners of the Admi- 
ralty were good cnough to give dircctions for the detention at Cooktown of 
H. M. S. “Harrier”, which is proceeding to New Guinea to convey Mr. Deputy 
Commissioner Romilly to New Guinea, and Lord Derby will be obliged if in- 
structions are now given for the “Harrier” to proceed with Mr. Romilly to 
his destination. || 5. Some short time may elapse before the further arrange- 
ments for the Protectorate can be completed, and Lord Derby will be glad 
if the Lords Commissioners of the Admiralty can make provision for the pre- 
sence of one or more of Her Majesty’s ships on the protected coast during 
the remainder of this year. || 1 am, &c. 


The Secretary to the Admiralty. Robert G. W. Herbert. 
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Nr. 8457. GROSSBRITANNIEN. — Geschäftsträger in Berlin an 
den deutschen Staatssekretär des Ausw.*) — Be- 
schränkung des engl. Protectorats auf die Büdküste**) 
[16] 
Berlin, October 9, 1884. Nr. 8457. 
M. le Minister, — With reference to the Note which I had the honour ns 
to address to his Excellency Count Hatzfeldt on the 19th ultimo, in regarde. out. 184. 
to the Protectorate which Her Majesty’s Government propose to proclaim over 
part of the coast of New Guinea, I am now instructed by Her Majesty’s 
Principal Secretary of State for Foreign Affairs to state to the Imperial Govern- 
ment that Her Majesty’s Government have carefully considered the communi- 
cation which Baron Plessen was instructed to make on the proposed limit of 
this Protectorate, and have decided that the declaration to be made shall li- 
mit the British Protectorate to the whole of the south coast, including the 
islands contiguous to it, instead of that which they had at first proposed. | 
This will be done without prejudice to any territorial question beyond these 
limits. || It is with great satisfaction, that Her Majesty's Government have come 
to an arrangement in which they find themselves in perfect accord with Ger- 
many. || In case any questions should arise as to those districts which lie be- 
yond the limits described, Her Majesty’s Government are of opinion that it 
would be better to deal with them diplomatically than to refer them to the 
Commission which it is proposed to appoint with regard to the islands of 
the Pacific. | I have, &c. C. 8. Scott. 


His Excellency the Acting Minister for Foreign Affairs. 








Nr. 8458. DEUTSCHLAND. — Unterstaatssekretär des Ausw. an 
7 den deutschen Geschäftsträger in London. — London 
wird als Sitz der Kommission acceptirt. [33] 


Berlin, den 13. Oktober 1884. 

Euerer Hochwohlgeboren Berichte vom 27. v. M., sowie vom 7.**) und 
8. d. M, betreffend die Südseefrage sind eingegangen. || Zu Ihrer Information britannien. 
übersende ich Ihnen anbei in Abschrift eine Note des hiesigen englischen Ge- '* 918+ 
schäftsträgers vom 9. d. M., mittelst deren die Königlich grossbritannische 
Regierung den Inhalt der Note des Mr. Scott vom 19. v. M. durch die Mit- 
theilung modifizirt, dass sie ihr Protektorat in Neu-Guinea auf die Südküste 
mit Einschluss der in nächster Nähe dieser Küste liegenden Inseln zu be- 


Nr. 8458. 
Gross- 


*) Uebersetzung im Weissbuch Nr. 31. 

**) Verhandlungen über die Fassung dieser Note zwischen dem Ausw. Amt und 
Kolonislamt oder eine vorherige Mittheilung derselben an das Kolonialamt sind aus 
dem Blaubuch nicht ersichtlich. Anm. d. Red. 

®*®) Nicht abgedruckt. Vergl. Anlage zu Nr, 8494. 
Staatsarchiv XLIV. u 
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Raven schränken beabsichtigt. || Wir nehmen mit Befriedigung Akt von dieser Er- 

18.0kt. 1934, Klärung und freuen uns, dass die Königlich grossbritannische Regierung sich 
in dieser Frage in Uebereinstimmung mit uns befindet. Was das Privat- 
schreiben Lord Granville’s an Euere Hochwohlgeboren vom 25. v. M.*) an- 
betrifft, so sind wir bereit, dem darin ausgedrückten Wunsche entgegen- 
zukommen, dass die zur Auseinandersetzung über einige andere Punkte in der 
Südsee in Aussicht genommenen kommissarischen Berathungen nach Europa 
verlegt werden. Demgemäss ist der mit den Südsee-Angelegenheiten besonders 
vertraute General-Konsul Dr. Krauel in Sydney, welcher für das bezügliche 
Kommissorium in Aussicht genommen ist, telegraphisch zur Herreise veran- 
lasst worden, und hat sich derselbe bereits am 7. d. M. in Sydney eingeschifft. 
|| Da Dr. Krauel auch für die kommissarische Untersuchung der Fidji-Rekla- 
mationen der Königlich grossbritannischen Regierung als deutscher Kommissar 
namhaft gemacht worden ist, würde es uns erwünscht sein und vielleicht auch 
der Königlich grossbritannischen Regierung zweckmässig erscheinen, wenn die 
kommissarischen Erörterungen über diese Angelegenheit zwischen Dr. Krauel 
und einem englischen Kommissar zunächst gleichfalls in Europa gepflogen 
werden könnten. || Wir glauben, dass London der geeignete Sitz für die kom- 
missarischen Berathungen über beide Gegenstände sein würde. Insofern es auf 
Erörterungen an Ort und Stelle ankommen sollte, würden dieselben von deut- 
scher Seite, sei es durch Dr. Krauel bei seiner Rückkehr nach Australien, 
sei es von einem anderen Kaiserlichen Beamten, vorgenommen werden können. 
|| Ew. etc. ersuche ich ergebenst, Sich in vorstehendem Sinne gegen Lord 
Granville auszusprechen und über die Aufnahme dieser Mittheilung gefälligst 
zu berichten. 

Busch. 








Nr. 8459. GROSSBRITANNIEN. — Kommodore Erskine an die 
Admiralität. — Proclamirung des engl. Protectorats, 
Wortlaut der Proclamation. [148.] 


“Nelson,” at Port Moresby, New Guinea, November 11, 1884. 
Nr. 9459. Sir, I have the honour to report the progress which I have so far made 
tn, in the mission with which I have been entrusted. || 2. Having on my arrival 
11. Nov.1884. at Brisbane on the 25th October received their Lordship’s telegraphic instruc- 
tions to proceed as ordered, I left Moreton Bay on the 27th ultimo and after 
& favourable passage, arrived and anchored in Port Moresby at 2 p. m., of 
the 2nd instant; on approaching the land, H. M. S. “Espiögle” was sighted 
and she entered the port shortly after us. || 3. Here I found H. M.S. “Raven,” 
“Swinger” and “Harrier,” which vessels had arrived at Port Moresby on the 
following dates respectively, viz. “Uarrier,” 21st October; “Raven,” 25th Oc- 





*) Vergl. Nr. 8454. 
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tober; “Swinger,” 31st October. || 4. I found to my astonishment on arrival Nr. 849. 
the British flag flying at Port Moresby, it having been hoisted on the 23rd an. 
October by Lieutenant Willcox, commanding the “Harrier,” on the requisition !1.Nor.1884. 
of Mr. Deputy Commissioner Romilly; the correspondence which ensued on the 
subject is enclosed. || 5. In order to prevent the appearance of any contre- 
temps, I took no further steps than to direct the Union Jack to be hauled 
down at sunset, and determined, notwithstanding the unauthorised ceremony 
which had already taken place, to carry out my instructions, and to hoist and 
salute the flag and to proclaim Her Majesty’s Protectorate in as formal and 
thorough a manner as possible. | 6. Having procured the invaluable services 
of the Rev. Messrs. Chalmers and Lawes, I despatched the “Espiègle” and 
“Raven” to bring in the Chiefs living to the eastward and westward of Port 
Moresby, and having collected all the influential Chiefs in the Mosu and neigh- 
bouring districts, I invited them on board I. M. S. “Nelson,” when I delivered 
an adress (copy enclosed) which was transladed and read to them in the native 
tongue by the Rev. Mr. Lawes. || 7. At this interview I took the opportunity 
of informing the natives, through their Chiefs, that it was the intention of Her 
Majesty to send a High Officer to live amongst them, and that on my depar- 
ture from the New Guinea Coast, I had been instructed to leave Mr. Romilly 
in temporary charge of the Protectorate, and having introduced that officer to 
them, I enjoined them to bring any complaints they might have to his notice, 
and to submit to his authority and decision in all matters. At the same time 
I singled out “Boe Vagi” the most influential Chief in the Port Moresby Dis- 
trict, and presented him with a handsome present in “trade,” together with a 
stick six of which I had provided at Sydney mounted in silver, with a florin 
let into the head, that side on which Her Majesty's image and superscription 
is displayed being uppermost, and presented it to him as an emblem of his 
authority, and in order that, through the medium of one man in cach dis- 
trict, all circumstances in which the interests of the natives were concerned 
might be brought to the notice of Her Majesty’s Representative. I also pre- 
sented 24 Chiefs of considerable importance with a small present of trade, 
and having shown them the wonders of the “Nelson” and fired two shells and 
some rounds of Nordenfelt and Gardner ammunition, they left for the shore. 
j 8. Between 8.15 and 9 p.m. the ships were illuminated by lights at the 
yard arms and in the gun ports, and several rockets fired, the “Nelson's” 
electric light and siren being also used, which had, I believe, considerable 
effect on the natives. || 9. On the following day at 8 a.m., I publicly proclaimed 
Her Majesty’s Protectorate and hoisted the British flag with the usual forma- 
lities. Notes of the proceedings on this occasion, together with a copy of my 
proclamation and address are enclosed. || 10. On Friday the 7th instant, I left 
Port Moresby in H.M.S.“Nelson” and proceeded to Hall Sound; the “Raven” 
having returned the Motu Chiefs to their homes, joined me there at 6 p.m. 


On the following day, the Chiefs of the following tribes in the neighbourhood 
LOS 
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of Hall Sound, vizt., Lodo, Naara, Maioo, and Kivori, came on board, when 
I addressed them in the same terms as on the previous occasion, and ex- 
plained to them the meaning of the ceremony about to be performed on shore, 
and at the same time I selected “Lavao” the principal Lolo Chief to repre- 
sent this district, and presented him with his stick. | 11. In the afternoon a 
landing party was transferred to the “Raven,” and the British flag was hois- 
ted in the village of Delena, the Proclamation having been first read with 
the same formalities as before, the “Nelson” and “Raven,” firing a Royal 
salute. || 12. On Sunday I proceeded to the northward and anchored off the 
village of Motumotu, the Rev. Mr. Chalmers embarking in the “Raven,” and 
picked up the Chiefs of the villages of Lesi, Iokea and Oiapu. These, to- 
gether with eight of the Chiefs of the Motumotu district, came on board the 
“Nelson” and listened to my address which was translated to them with the 
liveliest interest. || 13. On the following morning, the 10th of November, the 
Proclamation was read and the British flag hoisted in a prominent position at 
the entrance of the river off the village of Motumotu, with the usual forma- 
lities, and in the presence of a large concourse of natives, An old Chief of 
Motumotu, Semese by name, was here selected by me as the representative 
Chief of this district, and present with his staff of office. || 14. The ceremony 
being concluded, I weighed and returned to Port Moresby, and arrived at 
8 am, this day. || 15. It is my intention to proceed along the south-east coast 
of New Guinea and to hoist the flag at various places, probably at Kerepunu, 
Amazon Bay, South Cape, Dinner Island, East Cape and Testa Island, lea- 
ving the latter place for Sydney about the 27th instant. || I have, &c. 
James E. Erskine, Commodore. 

The Secretary of the Admiralty. 


Proclamation. 

Proclamation on behalf of Her most gracious Majesty Victoria, by the 
grace of God, of the United Kingdom of Great Britain and Ireland, Queen, 
Defender of the Faith, Empress of India, establishing a Protectorate of Her 
most gracious Majesty over a portion of New Guinea and the islands adja- 
cent thereto. 

To all to whom these presents shall come. Greeting. 

Whereas it has become essential for the protection of the lives and pro- 
perties of the native inhabitants of New Guinea, and for the purpose of pre- 
venting the occupation of portions of that country by persons whose procee- 
dings, unsanctioned by any lawful authority, might tend to injustice, strife, 
and bloodshed, and who, under the pretence of legitimate trade and inter- 
course, might endanger the liberties and possess themselves of the lands of 
such native inhabitants, that a British Protectorate should be established over 
& certain portion of such country and the islands adjacent thereto 


Neu-Guinea und Südsee-Inseln. 213 


And whereas Her Majesty, having taken into her gracious consideration Nr. 840. 
the urgent necessity of Her protection to such inhabitants, has directed me britanaion, 
to proclaim such protection in a formal manner at this place: Now, I, James 11-Nor.1884 
Elphinstone Erskine, Captain in the Royal Navy and Commodore of the Au- 
stralian station, one of Her Majesty’s Naval Aides-de-Camp, do hereby, in the 
name of Her most gracious Majesty, declare and proclaim the establishment 
of such Protectorate over such portions of the coast and the adjacent islands 
as is more particularly described in the Schedule hereunto annexed. 

And I hereby proclaim and declare that no acquisition of land when- 
soever or howsoever acquired within the limits of the Protectorate hereby 
established will be recognized by Her Majesty. And I do hereby, on behalf of 
Her Majesty, command and enjoin all persons whom it may concern, to take 
notice of this proclamation. 

Schedule. 

All that portion of the southern shores of New Guinea commencing from 
the boundary of that portion of the country claimed by the Government of 
the Netherlands on the 141st meridian of east longitude to East Cape, with 
all islands adjacent thereto south of East Cape to Kosman Island, inclusive, 
together with the islands in the Goschen Straits. 

Given at the harbour of Port Moresby on the 6th day of Novem- 
ber 1884*). 

James E. Erskine, Commodore. 
God save the Queen! 





Nr. 8460. GROSSBRITANNIEN. — Kolonialamt an den General- 
Major Scratchley. — Ernennung zum Kommissar für 
Neu-Guinea, Instruction. [42.] 


Downing Street, November 17, 1884. 
Sir, — You are aware that steps have been taken to proclaim Her Ma- nr. 240. 
jesty’s Protectorate and jurisdiction over the southern shore of New Guinca ain 
and the country adjacent thereto, from the 141st meridian of cast longitude 17.Nor.1884. 


+) Der letzte Absatz erhielt später unter Beibehaltung des ursprünglichen Datums 
folgende Fassung: [Blaubuch No. 167] (Vergl. No. 8467) 

All that portion of the southern shores of New Guinea commencing from the 
boundary of that portion of the country claimed by the Government of the Nether- 
lands on the 1ilst meridian of east longitude to East Cape, with all islands adjacent 
thereto south of East Cape to Kosmann Island inclusive, together with the islands in 
the Goschen Straits, and also the D’Entrecasteaux Group, and smaller islands adjacent. 

Given on board Her Majesty's ship “Nelson,” at the Harbour of Port Moresby, 

on the 6th day of November 1884. 
James Elphinstone Erskine, Commodore. 
God save the Queen! Anm. d. Red. 
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Dies e460. eastward as far as East Cape, including any island adjacent to the mainland 
ae. in Goschen Straits, and to the southward of the said Straits as far south and 
.Nor.1884.- east as to include Kosman Island. || 2. I am now directed by the Earl of 

Derby to inform you, that Her Majesty has been pleased to appoint you to 
be her Special Commissioner, to exercise her authority within this Protecto- 
rate, and that the necessary Commission will shortly be transmitted to you. | 
3. Until Her Majesty shall be pleased to make further provision for adminis- 
tering law in the Protectorate, that territory, as well as all other parts of 
New Guinea up to the 143° east longitude, remain under the operation of 
the Western Pacific Orders in Council; it is, therefore, necessary that you 
should be enabled to exercise the authority which is vested by those Orders 
in the deputies of the High Commissioner, and Sir William des Voeux has 
been instructed to forward to the care of the Governor ef New South Wales 
an instrument appointing you to be a Deputy Commissioner. As it is propo- 
sed to place a steamer at your disposal for the duties of the Protectorate, 
you will have more ready means of access to the islands near New Guinea 
than are at the command of the High Commissioner, and it has accordingly 
been decided that your powers as Deputy Commissioner shall extend to the 
islands lying to the north of latitude 15° south, and to the west of longitude 
160° east, and for so much of the Solomon Island as lies beyond those li- 
mits, Copies of the Western Pacific Orders in Council of 1877, 1879 and 
1880 are forwarded herewith. || 4. You will, hovewer, be independent of the 
High Commissioner in respect to the Protectorate, and will correspond direct 
with the Secretary of State for the Colonies as regards mattcrs occurring be- 
yond the Protectorate; but within the limits assigned to you as Deputy Com- 
missioner you will act on your own discretion, without referring to the High 
Commissioner for instructions; but you should, as far as practicable, inform 
him of your procecdiags. || 5. The Australian Colonies have agreed to provide 
15,000 7. during the year ending June 1, 1885, for the expenses of the Pro: 
tectorate, and upon your arrival in Australia you will ascertain by communi- 
cation with the several Governments whether the Colonies will provide in sub- 
sequent ycars a sum adequate to the due maintenance of the Protectorate, as 
it is clearly understood that the Protectorate is established at the desire of 
the Colonies, and is not to be a source of expense to this country. You will, 
therefore, fully understand that you are not to contemplate or to incur any 
expense in New Guinea for providing buildings for yourself or your officers 
until the wishes of the Colonies as to the continuance of the Protectorate 
have been ascertained, and the necessary funds provided. || 6. Upon your ar- 
rival in New-Guinea you will place yourself in communication with Mr. Ro- 
milly, a Deputy Commissioncr of the Western Pacific, who has been placed 
in temporary charge of the Protectorate pending your arrival, and will take 
over the charge from him. || 7. You will be supplied in Sydney with a copy of 
the- instructions given to him by tho Commodore when leaving him in charge. 
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8. It is not possible for Lord Derby, with the limited information which he Nano. 
possesses as to the circumstances of the country, to now give you instructions yritannien. 
in detail respecting the dutics which you will have to perform as Special !7-Nov.19. 
Commissioner. You should procecd to make yourself acquainted with the 
country, its harbours and general features; and you should lose no time in 
entering into friendly relations with the natives, and in endeavouring by all 
means in your power to inspire their confidence, and acquire their goodwill. 
[ 9. You will especially make it your duty to explain to them that Her Ma- 
jesty, in taking them under her protection, has their welfare in view, and 
that you are sent to secure to them the safety of their persons, the enjoy- 
ment of their property, and particularly to protect them from being deprived 
of their lands by force or fraud. At the same time you will make it known 
to them that if it shall be decided to allow Her Majesty's subjects or others 
to purchase land, such transactions must in every case be conducted through 
you; that their wishes in these matters will be respected, and that the pur- 
chase money willbe paid through you to them, unless in any case it shall ap- 
pear desirable to apply it in their behalf for some object in which they are 
directly interested. You will also explain carefully, and satisfy yoursclf that 
they comprehend, that by the sale of land they deprive themselves of all fur- 
ther claim to it, and that it becomes the absolute property of the purchasers. 
In the event of any such purchases being made, it will be your duty to see 
that both parties agree as to the boundaries of the land, and that these boun- 
daries are defined by beacons or other easily recognisable marks. All such 
transfers should be carefully recorded in 2 register, and all subsequent trans- 
actions must be similarly recorded, or they will not be recognized by Her 
Mayesty’s Government. || 10. You should give all proper encouragement to 
peaceful and legitimate trade between the natives and persons who may visit 
the Protectorate; and in this, and in other matters, you will, doubtless, re- 
ceive willing and efficient aid from the missionaries who have settled in New 
Guinea, and established a friendly intercourse with the natives. || 11. It will, 
however, be your duty to prohibit all dealings with the natives in arms or 
ammunition, explosive substances, or spirituous liquors, and to enforce by all 
means in your power the regulation issued by the Iligh Commissioncr on the 
5th of April 1884, to prohibit the supply of arms, ammunition and explosive 
substances to natives of the Western Pacific Islands; a copy of this regulation 
is enclosed. || 12. It is probable that attempts may be made to engage labou- 
rers for Queensland, and, possibly, other places, from among the natives in the 
Protectorate; and should such attempts be made, it will bo your duty to place 
every lawful obstacle in their way. Natives from New Britain and other 
islands near the Equator have proved not to possess the physique required for 
continuous labour, and heavy mortality followed their introduction into Quecns- 
land The Government of that Colony have, in consequence, prohibited their 
further engagement by vesscls sailing from Qucensland ports, It will be your 
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duty to second these praiseworthy efforts of the Colonial Government, and to 
prevent the recruiting of natives of the Protectorate for employment away 
from their own country. | 13. Power is given to you by your Commission to 
appoint such necessary officers as-you moy think expedient; but at present 
you should make no other appointments than of an officer to give you gene- 
ral assistance, and of a private secretary. You are at liberty to appoint 
Mr. Romilly to the former of those two positions; the experience he already 
possesses of affairs in New Guinea and its neighbourhood should prove of va- 
lue to you, and as he is a Deputy Commissioner for the Western Pacific, you 
will be able to utilize hi¢ services within the Protectorate or beyond it, should 
you find it advisable to detach him for serrices to which you cannot person- 
ally attend; it being intended that in both capacities he should act under your 
immediate instructions. || 14. After your arrival in Australia you ehould report 
to me whether you find other officers indispensable, and you will be at liber- 
ty to engage such as appear to you absolutely necessary, bearing in mind that 
the funds provided by the Colgnies must not in any event be exceeded. | 
15. It is also desirable that you should as soon as possible after arrival re- 
port what arrangements you will be able to make for locomotion, and for keep- 
ing up communication with the Colonies and with England. You are, doubt- 
less, aware that mail steamers run regularly through Torres Straits, calling 
both ways at Thursday Island. || I am, &c. 
Robert G. W. Herbert. 


Nr. 8461. DEUTSCHLAND. — Botsch. in London an den Reichs- 
kanzler. — Kompetenz der Kommission. [34] 


(Auszug) London, den 22. November 1884. 

Unter Bezug auf den hohen Erlass vom 13. v. M., betreffend die Süd- 
seefrage, beehre ich mich, Euerer Durchlaucht gehorsamst zu berichten, dass 
Lord Granville mir heute eine offizielle Erwiderung auf die diesseitigen Mit- 
theilungen hat zugehen lassen. || Inhaltlich derselben stimmt die hiesige Ke- 
gierung unseren Vorschlägen bezüglich der in London abzuhaltenden kommis- 
sarischen Berathungen über die Stidsee- und Fidjiangelegenheiten zu. Sie will 
einen Kommissar ernennen, sobald der mit den Fidjiangelegenheiten vollständig 
vertraute Kolonial-Sekretär Mr. Thurston, welcher auf dem Wege nach Eng- 
land ist, in London eingetroffen sein wird, da sie wünscht, sich zuvor mit 
diesem über die in Frage stehenden Angelegenheiten zu benehmen. || Lord 
Granville bemerkt schliesslich, dass es wohl selbstverständlich sei, dass die 
Vollmachten dieser Kommission darauf beschränkt werden, den beiderseitigen 
Regierungen ihre Vorschläge zur Prüfung vorzulegen. 


Münster. 
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Nr. 8462. GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Berlin an den 
engl. Min. des Ausw. — Gerüchte über beabsichtigte 
engl. Annexion der Samoa- und Tonga-Inseln. [57.] 


(Received by Telegraph, December 1.) Berlin, December 1, 1884. 
My Lord, — I have the honour to report, that Prince Bismarck told me 
to day, in the course of conversation, that he had received a telegram from 


the German Consul at Samoa, to the effect that the King was endeavouring - 


to obtain for that island British Protectorate. || The Chancellor said, that this 
step would create a very bad effect in this country, as the Germans had for 
some years past been interested in the island, and the Reichstag had already 
had before it for consideration the question of a subsidy to a Hamburgh house 
trading with Samoa. The Prince added, that he trusted that I should be able 


pes 


ritannten. 
1. Dec. 1884. 


to give him an assurance that Her Majesty’s Government had no intention of 


annexing the island. || I am informed by Mr. Meade, that there are apprehen- 
sions in New Zealand that the Imperial German Government may, sooner or 
later, annex both Samoa and Tonga. || Will your Lordship authorise me to 
state to Prince Bismarck, that Her Majesty’s Government will give positive 
assurances that the independence of both places will be respected by them, 
provided that reciprocal assurances are made to the Queen’s Government by 
that of His Majesty the Emperor? || I have, &c. 
Edward B. Malet. 








Nr. 8463. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botschafter in Berlin. — England wird die Unabhängig- 
keit der Samoa- und Tonga-Inseln respectiren. [57.] 


Telegramm. 

December 4, 1884.—Your Despatch of the 1st has been received, and 
Her Majesty s Government authorise your Excellency to give assurances, that 
they will respect the independence of Samoa and Tonga, provided that they 
receive reciprocal assurances from the German Government. || You may add 
that, pending the result of the discussion which has been agreed to by the 
two Governments, Her Majesty’s Government do not contemplate any fresh ar- 
rangements in the Pacific, 





Nr. 8464. GROSSBRITANNIEN. — Kolonialamt an die Admiralität. 
— Die ‘d’Entrecasteaux-Inseln’ sind in das Protec- 
torat einzuschliessen. [61.] 
Downing Street, December 6, 1884. 
Sir, — With reference to recent correspondence respecting the New 
Guinea Protectorate I am directed by the Earl of Derby to acquaint you, for 
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‘ the information of the Lords Commissioners of the Admiralty, that Her Ma- 
a, jesty’s Government have decided that the Protectorate should include the 
84 d’Entrecasteaux group of islands on the South-East Coast. || Lord Derby under- 
stands, that one of Her Majesty’s ships is now awaiting orders at Cooktown; 
and his Lordship requests that their Lordships will be so good as to send 
telegraphic instructions to the Commodore on the Australian Station to direct 
that or some other vessel to proceed without delay for the purpose of pro- 
claiming the Queen’s Protectorate over these islands and any smaller islands 
adjacent to them. It is desirable, that he should inform Mr. Romilly when 
he has done so. [ I am, &c. 
Robert G. W. Herbert. 
The Secretary to the Admiralty. 





Nr. 8465. GROSSBRITANNIEN. — Kolonialamt an das Ausw. Amt. 
— Neu Seeland befürwortet die Annexion der Tonga- 
und Samoa-Inseln. [64.] | 


Downing Street, December 11, 1884. 
ma os. Sir, — I am directed by the Earl of Derby to transmit to you to be 
britecnien, laid before Earl Granville, a copy of a telegram*) from the Governor of New 
11. Deo. 1834. Zealand expressing the hope of his Government that in the forthcoming nego- 
ciations with Germany and France, Samoa and Tonga may be secured for New 
Zealand. 

I am also to transmit a copy of a further telegram from Sir Wm. Jer- 
vois, from which it appears that he has forwarded to the Secretary of State 
a petition from the King and chiefs of Samoa to Her Majesty to annex this 
group of islands. 

Lord Derby proposes**) to reply ***) to these telegrams that the represen- 
tations of the New Zealand Government have received due attention, but that 
foreign interests in the islands mentioned preclude Her Majestys Government 
from accepting the cession of the Navigator Islands, and that the German 
Government has recently expressed its desire that no step may bc taken by 
this country which could affect German interests in those islands. || I am, &c 


John Bramston. 





*) Datirt vom 19. November 1884 [No. 46 des Blaubuchs] 
**) Datirt vom 6. December 1884 [No. 60 des Blaubuchs]. 
***) Granville stimmte dieser Antwort durch Schreiben vom 20. December bei [7 
Anm, der Red. 
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Nr. 8466. DEUTSCHLAND. — Telegraphische Berichte des Kom- 
mandanten S. M. S. Elisabeth an die Kaiserliche Ad- 
miralität und des Kaiserlichen Kommissars in Neu- 
Britannien an das Auswärtige Amt dd. Cooktown, 
den 17. Dezember. [36.] 

Inhalt: 

Die von Reichsangehörigen gemachten Landerwerbungen sind durch Ab- wr. sss. 
schluss von Verträgen mit den Häuptlingen unterstützt worden. Zum Schutze Pense 
derselben haben unsere Kriegsschiffe an einigen Punkten der Nordküste von 
Neu-Guinea, östlich von der niederländischen Grenze und im Neu-Britannia- 
Archipel die deutsche Flagge gehisst, 





Nr. 8467. GROSSBRITANNIEN. — Gouverneur von Neu-Süd-Wales 
an den Min. der Kolonien. — Annexion der d’Entre- 
casteaux-Inseln. [151] 

(Received January 28, 1885.) Sydney, December 17, 1884. 

My Lord, — On the receipt of your Lordship’s telegram of the 12th Nr Bus. 
instant*), informing me that it had been decided to include the d’Entrecasteaux britannien. 
group and the small adjacent islands under the Protectorate of the southern 118 
coast of New Guinea, I conferred with Commodore Erskine as to the most 
advisable course to be adopted to carry out your Lordship's instructions. | 
2. We came to the decision, that it would be unadvisable to cancel the pre- 
vious Act of Proclamation, and that the object would be best obtained by 
adding to the Schedule after the word “Goschen Straits” the following: “and 
also the d'Entrecasteaux group and smaller islands adjacent thereto.“ || 3. I 
consequently directed that 200 copics of the amended Proclamation should 
be printed for the Commodore (one hundred of which are on strong cotton). 

These Proclamations will be forwarded by Commodore Erskine to the Naval 

Commander now at Port Moresby, and to Mr. Romilly, to take the place of 

the previous Proclamation. || 4. I have the honour to enclose a copy of the 
amended Proclamation herewith. || 5. I farther enclose copies of telegram and 
correspondence which I have addressed to the Governors of Victoria, South 

Australia, Tasmania, Western Australia, New Zealand and Queensland, in- 

forming them of your Lordship’s instructions, and enclosing copics of the Pro- 
clamation and schedule as published in the Official Gazette of this Colony. | 

T have, &e. Augustus Loftus. 

The Right Hon. the Earl of Derby, K.G., &c. 








+) Dasselbe lautet [No. 65]: Dec. 12, 1884.—Naval Officer Commanding has been 
instructed to included d’Entrecasteaux in the schedule proclamation. Request Australa- 
an Governments notification published in Gazettes. Anm. der Red. 
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Nr. 8468. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botschafter in Berlin. — Deutschland rechnet darauf, 
dass vor Abschluss der Unterhandlungen keine neuen 
engl. Annexionen vorgenommen werden. [73.] 


Foreign Office, December 19, 1884. 

Sir, Count Munster called at this office on the 15th instant, to say that 
Prince Bismarck was very glad to learn from the memorandum which Your 
Excellency had delivered to him that Her Majesty’s Government had the best 
intentions towards the German Government in respect of Samoa and Tonga, 
and his Excellency was instructed to thank me for this communication. || His 
Excellency observed, that some private individuals had been working in those 
islands for British annexation, and it would be desirable if the Government 
of Samoa should be informed that such a mouvement was disapproved by Her 
Majesty’s Government. || As to the proposal of an engagement to respect the 
independence of Somoa and Tonga, the German Government had already de- 
clared in 1879 and in 1880 their willingness to do so, and they were now 
quite willing to enter into negotiations for that object. || With regard to the 
South Sea Islands, his Excellency observed that the Australian Colonies laid 
claim to them, and the annexation of a portion of New Guinea had placed 
Germany at some disadvantage, but the German Government took notice of 
the assurance of Her Majesty’s Government that no further annexation would take 
place until after the proposed discussion as to the British and German interests 
in the South Seas had taken place. || I have, &c. 

| Granville, 

His Excellency Sir E. B. Malet, K.C.B., &c. 





Nr. 8469. GROSSBRITANNIEN. — Kolonialamt an das Ausw. Amt. 
— Beantragt gegen die deutschen Annexionen ener- 
gisch zu protestiren und sofort den Rest von Neu- 
Guinea für England zu sichern. (75. 


Downing Street, December 20, 1884. 

Sir, — I am directed by the Earl of Derby to acknowledge the receipt 
of your letter of the 19th instant, stating that the British Ambassador at 
Berlin had been informed by Prince von Bismarck that the German flag had 
been hoisted at certain spots on the north coast of New Guinea and neigh- 
bouring islands. || Lord Derby would suggest that Sir Edward Malet should be 
instructed to protest strongly against the course taken in regard to New Guinea, 
and to ascertain more precisely the extent of the territory on the coast of 
New Guinea thus occupied, and whether the action taken was in pursuance of 
instructions from home, His Lordship would further recommend that in view 
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of this action on the part of the German Government, the Queen’s Protectorate Nr. 8490. 
should at once be extended to the southernmost limit of this territory, nn. 
and should include Long Island, Rook Island and the Louisiade Group. || 120.Dec. 1884 
am, &c. John Bramston. 





Nr. 8470. GROSSBRITANNIEN. — Ausw. Amt an das Kolonialamt. 
— Zustimmung zur Ausdehnung des engl. Protectorats. 
(76. 


Foreign Office, December 20, 1884. 

Sir, — With reference to your letter of to-day, recommending, by desire Nr. 8470. 
of the Earl of Derby, that in view of the action of the German Government trae, 
in hoisting the German flag on the north coast of New Guinea and the neigh- 90. Dec. 1884. 
bouring islands, the Queen’s Protectorate should at once be extended to the 
southernmost limit of the territory thus annexed by Germany, and should in- 
clude Long Island, Rook Island and the Louisiade group, I am directed by 
Her Majesty’s Secretary uf State for Foreign Affairs to request, that you will 
state to Lord Derby that Lord Granville has no objection to offer to the pro- 

Posed extension of the British Protectorate, | I am, &c. 
J. Pauncefote. 





Nr. 8471. GROSSBRITANNIEN. — Kolonialamt an die Admiralitat. 
— Die Ausdehnung des Protectorats ist telegraphisch 
anzuordnen. [79] 


Downing Street, December 21, 1884. 

Sir, — I am directed by the Earl of Derby to transmit to you, to be nr. az. 
laid before the Lords Commissioners of the Admiralty, copy of a letter from | cn 
the Foreign Office, of the 19th instant, stating that Prince Bismarck had in- 2, Dec. 1884. 
formed Her Majesty’s Ambassador at Berlin, that the German flag has been 
hoisted at three places in New Guinea, and at ten places in New Britain, 

New Ireland and Sable Land. || This communication confirms the intelligence 
conveyed in your letter of the 17th instant, and I um now directed to ac- 
quaint you, that Her Majesty’s Government have in consequence decided that 
the coast of New Guinea, from East Cape to Huon Gulf, at the point where 
the German Protectorate ceases, should, with the land adjacent, be brought 
under Her Majesty’s protection and jurisdiction in the same manner as the 
southern coast and adjacent lands have already been brought, as far as East 
Cape; and I am to request, that the necessary instructions may be telegraphed 
to the Commodore. || I am, &c. 

Robert G. W. Herbert 
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Nr. 8472. GROSSBRITANNIEN. — General-Agent für Victoria an 
das Kolonialamt. — ‚Grenzenlose Erbitterung’ in den 
australischen Kolonien über die deutschen Annexio- 
nen. [80.) 


8, Victoria Chambers, Victoria Street, 
Westminster, S.W., Decemher 22, 1884. 

My Lord, — 1 have the honour to enclose, for your information, copies 
of two telegraphic Despatches which I have received from my Government on 
the subject of alleged annexations of territory by the German Government in 
the South Seas. 

2. I have farther to request your Lordship’s attention to the following 
resolutions adopted unanimously on the 5th of December 1883 by the Australa- 
sian Governments assembled at the Convention of Sydney:— || I. “That further 
acquisition of dominion in the Pacific south of the Equator by any foreign 
power would be highly detrimental to the safety and well-being of the British 
possessions in Australasia, and injurious to the interests of the Empire.” — 
II. “That this Convention refrains from suggesting the action by which effect 
can best be given to the foregoing resolution in the confident belief that the 
Imperial Government will promptly adopt the wisest and most effectual measures 
for securing the safety and contentment of this portion of Her Majesty's do- 
minions.” || III. “That having regard to the geographical position of the Island 
of New Guinea, the rapid extension of British trade and enterprise in Torres 
Straits, the certainty that the island will shortly be the resort of many ad- 
venturous subjects of Great Britain and other nations, and the absence or in- 
adequacy of any existing laws for regulating their relations with the native 
tribes, this Convention, while fully recognising that the responsibility of ex- 
tending the boundaries of the Empire belongs to the Imperial Government, is 
emphatically of opinion that such steps should be immediately taken as will 
most conveniently and effectively secure the incorporation with the British 
Empire of so much of New Guinea, and the small islands adjacent thereto, as 
is not claimed by the Government of the Netherlands.” || And I am to inquire 
whether Her Majesty’s Government are prepared to recognise any such an- 
nexations if it should prove to be true that they have been attempted. || I 
have, &c. 

7 Robt. Murray Smith. 
Government of Victoria to Agent-General, December 20, 1884*). 
(Telegraphic Despatch.) 

“At last the end has come. Information received reliable source that 

Germany has hoisted flag on New Britain, New Ireland and north coast New 





*) Aehnliche Vorstellungen gingen von andern Kolonien ein (No. 74, 90, 92, 98 
des Blaubuchs). Anm, der Red. 
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Guinea. The exasperation here is boundless. We protest in the name of the Fr. 872. 
present and the future of Australia if England does not yet save us from the Fer 
danger and disgrace, as far at least as New Guinea is concerned, the bitter- 22-Dee.1884. 
ness of feeling towards her will not die out with this generation. We 
now appeal in terms Lord Derby’s Despatch, 11th January 1883*), second 
paragraph.” 
Government of Victoria to Agent-General, December 21, 1884, 

Telegraphic Despatch. 

“We have reason to expect that Samoa and Tonga will follow next.” 





Nr. 8473. GROSSBRITANNIEN. — Admiralität an das Kolonialamt. 
Die Ausdehnung des Protectorats ist telegraphisch 
angeordnet. [81.) 


Admiralty, December 22, 1884. 

Sir, — With reference to your letter of the 12st instant, I am commanded Nr. 8473. 
by my Lords Commissioners of the Admiralty to request you will state to en. 
the Earl of Derby that the following telegram was despatched yesterday to 22. Dec.1884. 
Commodore Erskine at Sydney: — “Send ship to proclaim Protectorate New 
Guinea between East Cape and Huon Gulf up to German boundary. Hoist 
flag at various places. Dispatch is necessary. Report arrangements you make.” 

1 am, &c. Evan MacGregor. 





Nr. 8474. GROSSBRITANNIEN. — Kolonialamt an die Admiralitat. 
— Auch die Inseln sind in das Protectorat einzu- 
schliessen. (82. 


Downing Street, December 22, 1884. 

Sir, — With reference to your letter of this date, intimating that Com- nr. 54. 
modore Erskine had been instructed by telegraph to proclaim Her Majesty’s tt. 
Protectorate over the coast of New Guinea, between East Cape and Huon Gulf, 22. Dec.1884. 
up to the German boundary, I am directed by the Earl of Derby to request 
that further instructions may be sent to the Commodore to extend the Pro- 
tectorate to the Louisiade and Woodlark groups, and to Long Island and 
Rook Island, should it appear that the two last-named islands are not included 
in the German Protectorate. || I am, &c. 

Robert G. W. Herbert, 
The Secretary to the Admiralty. 











®) Soll wohl heisgen: “11th July 1883”. Vgl. No. 8206. Anm. der Red. 
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Gross- 
. britannien. 
23. Dec. 1884. 
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Nr. 8475. DEUTSCHLAND. — Reichskanzler an die deutschen 
Missionen in London*), Paris, Madrid, Lissabon, Haag, 
Brüssel, Washington, Rom, Wien, St. Petersburg, 
Kopenhagen, Stockholm. — Die betreffende Regie- 
rung wird von der Errichtung des deutschen Protec- 
torats benachrichtigt. [37.] 


Berlin, den 23. December 1884. 

Euere etc. ersuche ich ergebenst, die dortige Regierung mittelst einer Note, 
deren Entwurf hier beiliegt, von der jüngst erfolgten Unterstellung einiger Ge- 
biete in der Südsee unter den Schutz des Reiches gefälligst amtlich zu be- 
nachrichtigen. 

Zusatz für die Kaiserl. Botschaft in London: 

Euere etc. wollen Lord Granville mündlich sagen, dass durch diese unsere 
Besitzergreifungen ebensowenig, wie durch die jüngst proklamirte Unterstellung 
der Südküste von Neu-Guinea unter britisches Protectorat, der in Aussicht 
genommenen kommissarischen Verhandlung über Abgrenzung der beidersei- 
tigen Machtsphären in der Südsee präjudizirt werde. 


von Bismarck. 
An 
die Kaiserlichen Missionen in London, Paris, Madrid, Lissabon, Haag, Brüssel, 
Washington, Rom, Wien, St. Petersburg, Kopenhagen, Stockholm. 


Anlage. 

Nachdem auf der östlich von der niederländischen Grenze gelegenen Nord- 
küste von Neu-Guinea und auf den Inseln im neubritannischen Archipel An- 
gehörige des deutschen Reiches Faktoreien begründet und durch Kaufverträge 
mit den Eingeborenen Landerwerbungen gemacht haben, sind die betreffenden 
Gebiete, vorbehaltlich wohlerworbener Rechte Dritter, unter den Schutz Seiner 
Majestät des Kaisers gestellt und ist die Deutsche Flagge zum Zeichen der 
Besitzergreifung daselbst gehisst worden. 

Der Unterzeichnete ist angewiesen, der ................. u... 
Regierung hiervon amtlich Mittheilung zu machen, und hat die Ehre, sich 
dieses Auftrages zu entledigen, indem er diesen Anlass benutzt, um Seiner etc. 
die Versicherung etc. 








*) In London übergeben am 26. December [Blaubuch No. 91] A. d. Red. 
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Nr. 8476. GROSSBRITANNIEN. — Gouverneur von Victoria an 
den engl. Min. des Ausw. — Verletzung der austra- 
lischen Interessen durch die deutschen Annexionen. 
[161] 


(Received February 2, 1885.) Government Ilouse, Melbourne, 
December 24, 1884. 

My Lord, — I have the honour to transmit a memorandum which has Nr. 476. 
been sent to me by Mr. Service, with reference to the recent annexation of en 
part of the North Coast of New Guinea by Germany, in which he expresses 21. Dec. 1824. 
the views of the Government of Victoria upon the present position of the 
Colonies in relation to that question, and his reasons for believing the Austra- 
lian Colonists may rely with confidence, that their interest in the island of 
New Guinea will be secured by Her Majesty’s Imperial Government, and that 
consequently Her Majesty’s Government will not acknowledge the action taken 
by Germany with respect to the establishment of a protectorate over any part 
of that country. || I have, &c. 

Henry B, Loch. 


Memorandum for His Excellency the Governor. 


Premier’s Office, Melbourne, December 20, 1884. 

Mr. Service begs to draw your Excellency’s serious attention to the at- 

tached clipping from a second edition of “The Age” newspaper of the 19th 
instant, headed “German Annexation in the Pacific,“ also to a clipping from 
“The Argus” of the 20th idem on the same subject. || The intelligence therein 
conveyed of definite steps being taken by Germany to annex or establish a 
Protectorate, not only over the more important islands of the Western Pacific, 
but even in the Northern portion of New Guinea, has already created con- 
Sternation in this community. 

2. The surprise thus created is based upon the following facts:— || Your 
Excellency is aware that the Convention which met in Sydney last year, re- 
Presenting the Governments of all the British Colonies of Australasia, passed, 
&s the first of its resolutions, the following, viz.:—“That further acquisition 
Of dominion in the Western Pacific, south of the equator, by any foreign 
Power would be highly detrimental to the safety and well-being of the British 
Possessions in Australasia, and injurious to the interests of the Empire.” À 
“The Right Honourable the Secretary of State for the Colonies, writing sub- 
Sequently to this, viz., on the 9th May 1884, gave this assurance, viz:— || 
“*Her Majesty’s Government are confident, that no foreign Power contemplates 
interference with New Guinea.” || Again, in the House of Commons on the 24th 
‘October 1884, the Lord Mayor asked, whether the Government had come to 
an understanding with Germany as to the occupation by the latter Power of 
the northern portion of New Guinea, to which the Honourable Mr. Evelyn 

Staatsarchiv ZLIV. bad 





Nr. 8476, 
Grom- 
britannien. 
24. Dec. 1884. 


226 Neu-Guinea und Büdsee-Inseln. 


Ashley replied; || “The answer is in the negative.” || Prior to this, on the 2nd 
of July 1883, the Earl of Derby had publicly announced in the House of 
Lords, that it would be regarded as an “unfriendly act” if any other country 
attempted to make a settlement on the coast of New Guinea. || Further, in the 
telegram announcing General Scratchley's appointment as High Commissioner 
to contro] the New Guinea Protectorate, it was stated that he would also be 
Deputy Commissioner for portions of New Guinea outside the Protectorate. 

8. In view of all these assurances, Mr. Service submits, that Australian 
Colonists were entitled to rest in perfect confidence that their interest in the 
neighbouring island of New Guinea was secured by Her Majesty's Imperial 
Government, and it must be supposed that the reported action of a foreign 
Power, if it be a fact, is without the knowledge or consent of Her Majesty’s 
Government. Yet the reports are so detailed and circumstantial, and, fartheri 
so entirely in accord with the published utterances of the German Chancellor, 
that it seems vain to doubt them. 

4. Mr. Service must, in duty to this Colony, represent to your Excellency 
that not only surprise but indignation will be the feeling here, if the reports 
referred to should prove to be true. That feeling will no doubt be intensi- 
fied, by the recollection, that when Colonists acted in their own interests and 
hoisted, in Her Majesty’s name, the Union Jack in New Guinea, Her Majesty’s 
Government thought fit to repudiate and cancel that proceeding, alleging (to 
quote from Lord Derby’s despatch of 11th July 1883) that—“The appre- 
hension entertained in Australia that some foreign Power was about to esta- 
blish itself on the shores of New Guinea appears to have been altogether in- 
definite and unfounded.” 

In Mr. Service's communication of 18th June 1883, to his Excellency 
the Governor, Mr. Service in referring to this, and urging action by the Im- 
perial Government, represented that:— || “Australia is, in this respect, fettered 
in her action by her forming part of the British Empire. She cannot take 
the course which her truest interest dictates without the authority of the 
Crown * * * * * a strong feeling of dissatisfaction will spread through- 
out these Colonies, if England, while holding Australia back from acting in 
her own interests, at the same time neglects to take a step which Australia 
deems essential to her future security and welfare.” || The present position of 
matters is this, that Australia is not allowed to act for herself; neither will 
the Imperial Government act for her, and meanwhile she has to stand by and 
see territories, the possession of which she regards as essential to her safety 
and well-being, pass to another Power. |! As one who strongly cherishes the 
connexion of the Colonies with the Empire, Mr. Service cannot adequately ex- 
press the feeling of disappointment which he entertains at the want of response 
by Her Majesty's Government to the aspirations of the Colonies. || Whether 
this report should prove to be truc, or whether exaggerated, in either case 
it illustrates the extreme unwisdom of slighting the perpetual and strong re- 
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presentations which have unceasingly been adressed to the Imperial Govern- Nr. #476. 
ment on this subject for the last 18 months. : en. 
5. But in the present situation it becomes necessary to consider what is 24. Dec 1884 
yet practicable. In Lord Derby's despatch of the 11th July 1883, before re- 
ferred to, it is stated that “If there had been any evidence of the intention 
which is said to have been apprehended, of a foreign Power to take possession 
of any part of New Guinea, the views and proposals of the Colonial Govern- 
ment could have been placed before Her Majesty's Government by telegraph, 
and if the circumstances had justified immediate action, it could have been 
taken without a delay of more than a very fews hours.” || Mr. Service now 
submits to your Excellency the evidence of the accompanying reports which 
ean be confirmed or disproved by the Commodore on the Australian station. 
Mr. Service now records the request already verbally made, that your Excel- 
lency will be pleased to telegraph the intelligence to the Secretary of State, 
with a request that steps may be at once anthorised by telegraph, to save to 
Australasia such of the neighbouring islands as are yet available. 
6. Mr. Service further asks your Excellency to convey his strong protest, 
on behalf of the Colony of Victoria, against the inaction which gives an open 
invitation to foreign Powers to come and take possession of lands in which 
no Power can be so much interested as the neighbouring and important com- 
munities of Australasia. James Service, Premier. 





Nr. 8477. DEUTSCHLAND. — Botsch. in London an den Reichs- 
kanzler. — Erledigung von Nr. 8475. [38.] 


London, den 29. December 1884. 

Die dem hohen Erlass vom 23. d. M. im Entwurf beigefügte Note, be- 
treffs der jüngst erfolgten Unterstellung einiger Gebiete in der Südsee unter Nr. 
den Schutz des Reichs, habe ich der grossbritannischen Regierung unter dem peutse 
26. d. M. übersandt. Des ferneren Auftrages, zu sagen, dass durch diese unsere *-Dec. 1884. 
Besitzergreifungen ebenso wenig wie durch die jüngst proklamirte Unterstellung 
der Südküste von Neu-Guinea unter britisches Protektorat der in Aussicht ge- 
nommenen kommissarischen Verhandlung über Abgrenzung der beiderseitigen 
Machtsphiren in der Südsee präjudizirt werde, habe ich mich vor einigen 
Tagen Sir Julian Pauncefote und heute Lord Granville gegenüber mündlich 
entledigt. Lord Granville, dem die in Folge des hohen Erlasses vom 2. August 
d. J.*) meinerseits gemachten Eröffnungen nicht mehr ganz gegenwärtig zu sein 
schienen, war nicht in der Lage, weiter auf die Frage einzugehen. 

Graf zu Münster. 
Seiner Durchlaucht dem Fürsten von Bismarck. 














Vergl. Nr. 8443. 
LS 


Nr. BAR. 
Deutschland. 
29. Dor, 1884. 
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Nr. 8478, DEUTSCHLAND. — Reichskanzler an den deutschen 
Botschafter in London. — Verhandlungen mit Mr. 
Meade.*) Widerlegung der Behauptung, dass das Vor- 
gehen Deutschlands in Neu-Guinea mit einer früher 
gegebenen Zusage in Widerspruch stehe. [39.] 


Berlin, den 29. December 1884. 

Der in Eurer Excellenz gefälligem Bericht vom 10. d. M.**) erwähnte eng- 
lische Konferenz-Delegirte Mr. Meade hatte vor einiger Zeit dem Unterstaats- 
sekretär des Auswärtigen Amts den Wunsch nach einer vertraulichen Be- 
sprechung über Kolonial-Angelegenheiten ausgedrückt, die, wie er hinzufügte, 
dazu dienen solle, bestehende Missverständnisse aufzuklären und cine spätere 
amtliche Verständigung über Abgrenzung der beiderseitigen Interessensphären 
vorzubereiten. Bei der hierauf stattgehabten ersten Unterredung zwischen 
Dr. Busch und Mr. Meade entwickelte Letzterer folgende Vorschläge, die er 
als private, seiner persönlichen Initiative entspringende bezeichnete, für die 
er aber glanbte später die Genehmigung seiner Regierung beibringen zu können, 
falls sie ung annehmbar erschienen. 

1. In der Südsee sollte das englische Protektorat sich über ganz Neu- 
Guinea (ausser dem holländischen Theile) mit Einschluss der Louisiaden und 
aller Inselgruppen in einer Entfernung von 20 bis 25 Seemeilen von der Küste 
erstrecken. || Dafür würde England das Protektorat Deutschlands über Neu- 
Britannien, Neu-Irland, Duke of York und andere angrenzende Inseln aner- 
kennen. || Die übrigen, noch unter keiner anerkannten Herrschaft stehenden 
Inseln der Südsee, namentlich Samoa und Tonga, sollten durch internationale 
Vereinbarung neutralisirt werden. |] Die Neu-Hebriden würde man Frankreich 
überlassen. 

2. In Westafrika würde England uns, gegen Abfindung der englischen 
Privat-Interessenten, die vor Angra Pequena liegenden Inseln, ohne die Walfisch 
Bai, abtreten. || Wir sollten uns dagegen verpflichten, die unter den Schutz des 
deutschen Reichs gestellten Gebiete an der Goldküste, wie Bagaida, Togo 
u. s. w., zunächst England anzubieten, falls wir dieselben jemals aufzugeben 
Willens sein sollten. Obwohl mir diese Vorschläge nicht annehmbar erschienen, 
entsprach ich doch dem in Euerer Excellenz Bericht vom 10. d. M. ausge- 
drückten Wunsche Lord Granville’s, Herrn Meade persönlich zu schen, in der 
Hoffnung, dass unsere Unterredung dazu beitragen könnte, die Situation zu 
klären. Bei unserer Unterhaltung am 24. d. M. entwickelte Herr Meade auch 
mir gegenüber das oben wiedergegebene Programm. 

Ich erwiederte ihm, dass nach unseren Nachrichten der Werth der Inseln 
bei Angra Pequena nach Erschöpfung der Guanolager auf das Robbenschlagen 
beschränkt sei. Die staatsrechtliche Bedeutung der Inseln sei nicht so gross, 


*) Vgl. unten Nr. 8540 u. fig. 
**) Nicht abgedruckt. Anm. des Weissbuchs. 
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um den Besitz unsererseits durch unverhältnissmässige Opfer zu erkaufen. | Nr. 478 


Deutschland, 


Was dic Südsee anlangt, so musste Herr Meade zugeben, dass weder in Neu- 99, nec. 1884. 


Gainca, noch im neu-britannischen Archipel irgend welche nennenswerthen eng- 
lischen Niederlassungen beständen, und dass das Verlangen nach dem Besitz 
dieser Gebiete auf englischer Seite erst in dem Augenblicke lebendig geworden 
sei, wo die deutsche Unternehmung sich denselben zugewandt habe. || Ebenso 
konnte Hr. Meade nicht in Abrede stellen, dass die einzige Nation, für welche 
vermöge ihrer langjährigen Niederlassungen der neu-britannische Archipel von 
Werth sei, die deutsche ist. Hieraus ergiebt sich aber auch, dass für uns 
kein Anlass vorliegt, für die Anerkennuug unseres Protektorats über dieses 
Inselgebiet anderweit Opfer zu bringen. || Zur Motivirung des von ihm ver- 
tretenen englischen Anspruchs auf den ganzen, nicht den Holländern gehörigen 
Theil von Neu-Guinea las Mr. Meade mir cin Telegram des Gouverneurs der 
Kolonie Victoria an das Kolonial-Amt vor,*) dessen starke Ausdrücke darauf 
schliessen lassen, dass dasselbe den Eindruck bei uns erzeugen sollte, als ob 
die Aufregung in Australien über eine Theilung des freien Gebiets von Neu- 
Guinea zwischen England und Deutschland als eine gröbliche Verletzung wich- 
tiger Interessen Australiens angesehen werde. Ich machte ihn darauf auf- 
merksam, dass der öffentlichen Meinung in Australien die öffentliche Meinung 
in Deutschland gleichberechtigt gegenüberstände, ohne dass ich der eng- 
lischen Regierung zumuthe, sich Sn ihren Entschliessungen darnach zu richten. 
|| Als die Rede auf die anderen, nach dem Vorschlage des Herrn Meade zu 
neutralisirenden Inseln kam, bemerkte ich, wie auf den meisten jener Inseln 
die deutschen Niederlassungen prävalirten und die Neutralisirung derselben 
daher ein Zugeständniss nicht sowehl Englands, als Deutschlands sein würde. 
Insbesondere für Samoa komme das zwischen Deutschland, England und Nord- 
Amerika bestehende Abkommen in Betracht, dessen einseitiges Brechen Herr 
Meade selbst als eine “meanness” bezeichnen zu sollen glaubte. || Ein Verzicht 
Englands auf die neuseeländischen Annexionsbestrebungen hinsichtlich Samoa’s 
könnte deshalb nicht als ein von uns zu erkaufendes Zugeständniss angesehen 
werden. 

Schliesslich brachte Herr Meade zur Sprache, wie durch das jüngst ge- 
meldete Vorgehen Kaiserlicher Kriegsschiffe an der Nordküste von Neu-Guinea 
die Kaiserliche Regierung sich in Widerspruch gesetzt habe mit einer der eng- 
lischen Regierung ertheilten Zusage, bis zum Abschluss der in Aussicht ge- 
nommenen Verhandlungen sich einer Besitzergreifung in Neu-Guinca zu ent- 
halten. Er berief sich hierbei auf Noten, die im September und Oktober d.J. 
zwischen den beiden Regierungen gewechselt seien. || Ich erwiederte ihm, dass 
ich zwar an die thatsächliche Berechtigung seines Vorwurfes nicht glauben 
könne, mir aber eine weitere Acusserung hierüber vorbehalten müsse, bis ich 
mich über die Einzelheiten näher informirt haben würde, da ich um die frag- 





*) No. 8472. 
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Mr. Be liche Zeit von Berlin abwesend gewesen und mir der genaue Verlauf der be- 

3.Dec. 1884, züglichen diplomatischen Verhandlungon nicht gegenwärtig sci. || Ich habe in- 
zwischen die diesseitigen Akten einer Durchsicht unterziehen lassen, und finde 
ich darnach, dass Herr Meade den Versuch gemacht hat, mir einen Wider- 
spruch ins Gewissen zu schieben, der in der That nicht besteht. || Zu Ihrer 
Orientirung übersende ich Euerer Excellenz anbei einen Auszug aus den be- 
treffenden Akten. | Nach dem darin resümirten Ilergange kaun ein Zweifel dar- 
über nicht bestehen, dass die englische Regierung sich uns gegenüber 
durch die Note ihres Geschäftsträgers vom 9. Oktober d. J. in amtlicher Weise 
verpflichtet und ausserdem durch Proklamation und Aeusserungen im Parla- 
ment erklärt hat, ihr Protektorat auf die Südküste von Neu-Guinea zu be- 
schränken. Eine Verpflichtung unsererseits, von denjenigen Massnahmen 
hinsichtlich Nord-Guineas Abstand zu nehmen, deren Anordnung bereits vorher 
im Sommer d. J. erfolgt war, liegt thatsächlich nicht vor. | Wäre uns eine 
solche Verpflichtung zugemuthet worden, so würden wir sie abgelchnt haben, 
mit dem Hinweis darauf, dass England nicht von uns das Beharren bei dem 
status quo verlangen könne, in demselben Augenblick, wo es selbst diesen 
status quo durch Besitzergreifung der Südküste im Wege der Proklamation 
ohne thatsächliche Besiedelung alterire. 

Mit Rücksicht auf die in letzter Zeit von Lord Granville wiederholt ab- 
gegebenen Versicherungen, dass die englische Regierung unserer kolonialen 
Entwickelung in der Südsee wie in Westafrika sympathisch gegenüberstehe, 
kann ich nur annehmen, dass der Vorschlag des Mr. Meade zu einem Ab- 
kommen der Auffassung des englischen Auswärtigen Amts nicht entsprechen 
kann. Ich betrachte diesen Vorschlag vielmehr nur als ein neues Symptom 
dafür, dass die Gesinnungen Lord Granville’s für uns wohlwollender sind, als 
die Politik des englischen Kolonialamtes. || Euere Excellenz ersuche ich er- 
gebenst, diese Angelegenheit mit Lord Granville in vorstehendem Sinne zu be- 
sprechen und hierbei keinen Zweifel bestehen zu lassen, dass wir in einem 
nachträglichen Versuche, den deutschen Unternehmungen auf der Nordküste von 
Neu-Guinea zwischen der holländischen Grenze und dem Ostkap englischer- 
oder australischerseits Schwierigkeiten in den Weg zu legen, mit der 
uns seitens der englischen Regierung bei der Besitzergreifung von der Std- 
küste ertheilten Zusage, das englische Protektorat auf diesen südlichen 
Theil der Insel zu beschränken, nicht würden in Einklang bringen können. ! 
Wenn ich unter den Umständen auch von einer fortgesetzten Verhandlung mit 
Mr. Meade mir keinen Erfolg verspräche, so seien wir gleichwohl nach wie 
vor bereit, uns über die inneren Grenzen zwischen den beiderseitigen Pro- 
tektoratsgebieten auf Neu-Guinea und wegen der Ausdehnung unserer beider- 
seitigen Machtsphären über die unabhängigen Inseln der Südsee, sowie die 
gegenüber den Angehörigen des andern Theils beiderseits zur Anwendung zu 
bringenden Grundsätze mit der englischen Regierung in der früher besprochenen 
Form kommissarischer Verhandlungen zu verständigen. von Bismarck. 
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Akten- Auszug, betreffend unsere Verhandlungen mit England über Neu-Guinea. Nr 8458. ! 
Schon im Juni d. J. zeigte uns eine Genossenschaft deutscher Reichs- 29. Dec. 1884. 


angehöriger an, dass sie im Begriff stehe, ein bereits im Jahre 1880 beab- 
sichtigtes, unter dem Eindruck der Ablehnung der Samoa-Vorlage zurück- 
gestelltes Unternehmen nach der Nord-Ostküste von Neu-Guinea und dem 
neubritannischen Archipel zur Ausführung zu bringen*). Sie verband hiermit 
den Antrag, dass ihr hierfür der Schutz der Kaiserlichen Regierung in dem- 
selben Umfange wie den deutschen Unternehmungen in Westafrika gewährt 
werden möchte. Diesem Antrage wurde seitens der Kaiserlichen Regierung 
entsprochen; unsere Konsularbeamten und Schiffskommandanten in der Südsee 
wurden schon damals ermächtigt, die unabhängigen Gebiete auf der Nordküste 
von Neu-Guinea, östlich von der holländischen Grenze, sowie im Archipel von 
Neu-Britannien, wo deutsche Niederlassungen beständen, oder Ländererwerbungen 
durch Reichsangehörige bewirkt würden, unter den Schutz Seiner Majestät des 
Kaisers zu stellen. Vermittelst des Erlasses an den Kaiserlichen Botschafter 
in London vom 2. August**) sprachen wir der englischen Regierung gegen- 
über den Wunsch aus, uns mit ihr über eine Abgrenzung der beiderseitigen 
Machtsphären in der ganzen Südsee und über die von jedem Theile den An- 
gehörigen des anderen Theils gegenüber in Anwendung zu bringenden Grund- 
sätze zu verständigen. In dem Promemoria, welches jenem Erlasse beigefügt 
war und dessen Inhalt später Lord Granville als aide-m&moire mitgetheilt 
wurde***), war mit Bezug auf Neu-(ruinea ausdrücklich bemerkt, dass wir zwar 
den Wunsch der Australier, den der Kolonie Queensland gegenüberliegenden un- 
abhängigen Theil der Südküste der Insel zu besitzen, für berechtigt, dagegen 
einen gleichen Anspruch auf die Nord-Ostküste für unberechtigt ansähen. An 
und für sich seien die unabhängigen Theile von Neu-Guinea ebenso berechtigte 
Zielpunkte deutscher wie englischer Unternehmungen. Wir beabsichtigten nun- 
mehr, wie in Westafrika, so auch in der Südsee diejenigen Gebiete, welche 
durch vorherrschende Ausbreitung des deutschen Handels oder in Folge der 
Vorbereitungen zu dieser als geeignet dazu erschienen, unter den direkten 
Schutz des Reichs zu stellen. || Zufolge Berichts des Kaiserlichen Botschafters 
in London vom 9. August d. J.+) über Ausführung jenes Erlasses war Lord 
Granville auf unsere Anregung wegen einer freundschaftlichen Auseinander- 
setzung bereitwillig eingegangen. Bezüglich Neu-Guinea’s äusserte er sich ver- 
traulich, dass die Verhandlungen zwischen der englischen Regierung und der 
australischen Kolonie (Queensland) wegen Annexion des südlichen Theils von 
Neu-Guinea dem Abschlusse nahe seien. || Lord Granville erkannte ferner an, 
dass auf verschiedenen Inseln der Einfluss Deutschlands, auf anderen der- 
jenige Englands vorwiege, dass aber auch Inseln vorhanden seien, wo die 
*) Vergl. Nr. 8442. 
**) Vergl. Nr. 8443. 


***) Vergl dagegen unten Nr. 8543, 
+) Vergl. Nr. 3445. 
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Nr. 478. Interessen beider Länder anscheinend sich die Wage hielten; namentlich für 

2.Dec.ıgsı. diese sei eine eingehondo gemeinschaftliche Prüfung und eine Verständigung 
erwünscht. |] Ein gleichzeitig von dem Kaiserlichen Botschafter übersandtes 
Privatbillet Lord Granville’s vom 9. August besagte: || “The extension of some 
form of british authority in New-Guinea which will be shortly announced, 
will only embrace that part of the island which specially interests the 
Australian Colonies, without any prejudice to any territorial questions beyond 
these limits.” || (Die Ausdehnung der britischen Oberhoheit auf Neu-Guinea in 
irgend einer Form, welche nächstens bekannt gemacht werden soll, wird nur 
den Theil der Insel umfassen, welcher ein spezielles Interesse für die austra- 
lischen Kolonien hat. Dies wird ohne Präjudiz für irgend welche territorialen 
Fragen jenseits dieser Grenzen geschehen. 

Durch Erlass vom 31. August*) erklärten wir unsere Zustimmung zu 
der von Lord Grauville gegebenen Anregung, unsere beiderseitigen Interessen 
in der Südsee zum Gegenstande einer kommissarischen Auseinandersetzung 
zu machen. Wir bezeichneten den Generalkonsul Dr. Krauel in Sydney und 
den Konsulatsverweser in Apia, Legationsrath Dr. Stübel, als unsere Kommis- 
sare und empfahlen als Sitz der Kommission: Levuka, da ohnehin Dr. Krauel 
schon angewiesen sei, sich als Kommissar für die Regelung der Fidji-Rekla- 
mationen dorthin zu begeben. || In einer Note des hiesigen englischen Geschäfts- 
trägers vom 19. September**) — es ist dies das erste derjenigen Schrift- 
stücke, auf welche Herr Meade seinen Vorwurf gründete — kündigte uns die 
grossbritannische Regierung überraschender Weise an, dass sie im Begriff 
stehe, ihr Protektorat über das ganze, nicht unter niederländischer Hoheit 
stehende Küstengebiet von Neu-Guinca mit einziger Ausnahme des zwischen 
der niederländischen Grenze und dem 145° östlicher Länge liegenden Strichs 
der Nordküste zu proklamiren. || Diese Mittheilung stand im Widerspruch mit 
unseren Vorschlägen für eine Verständigung vem August und mit den vorer- 
wäbnten Acusscrungen Lord Granville’s. Herr von Plessen ward deshalb durch 
Erlass vom 25. September***) angewiesen, Lord Granville zu sagen, dass uns 
die beabsichtigte Ausdehnung des englischen Protektorats im Norden und 
Nordosten von Neu-Guinea nach den bisherigen Erklärungen unerwartet komme 
und wir uns vorbehalten müssten, zu derselben Stellung zu nehmen, Im 
Uebrigen werde unseres Erachtens sich die kommissarische Erörterung auch 
auf die Abgrenzung der beiderseitigen Interessensphären bezüglich jenes Küsten- 
strichs erstrecken können. || Freiherr von Plessen überreichte unter dem 
27. September) einen Privatbrief Lord Granville's vom 25. desselben Monats, 
worin der Wunsch ausgesprochen wurde, dass die kommissarischen Be- 
rathungen, welche für die Auseinandersetzung über die kleineren Inseln in 


*) Vergl. Nr. 8150. 
**) Vergl. Nr. #452. 
ve) Vergl. Nr. 8453. 

+) Vergl. Nr. 8154. 
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der Südsee in Aussicht genommen seien, licber in Europa, statt in der un- Bde A 
mittelbaren Nachbarschaft von Australien stattfinden möchten. In Folge dessen 29. Dec. 18%: 
wurde unser Generalkonsul Dr. Krauel von Sydney hierher berufen. || Die 
mittelst botschaftlichen Berichts vom 7. Oktober angekündigte und unter 
dem 9. desselben Monats von dem englischen Geschäftsträger hier übergebene 
Note*) — es ist dies das zweite der von Herrn Meade angezogenen Schrift- 
stüeke — enthält die ausdrückliche Erklärung, dass die englische Regierung 
nach sorgfültiger Erwägung der von Baron von Plessen in Betreff der Grenze 
des englischen Protektorats in Neu-Guinea gemachten Mittheilung beschlossen 
habe, dieses Protektorat auf die südliche Küste mit Einschluss der vor- 
liegenden Inseln zu beschränken, statt ihm die Anfangs beabsichtigte Aus- 
dehnung zu geben. Dies werde ohne Präjudiz für irgend welche terri- 
torialen Fragen jenseits dieser Grenzen geschehen. || Die Note enthielt ferner 
den Wunsch, etwaige Fragen, welche in Betreff der ausserhalb der bezeich- 
neten Grenze liegenden Distrikte von Neu-Guinea entstehen sollten, lieber 
diplomatisch zu regeln, als dieselben der Kommission zu überweisen, welche 
mit Bezug auf die Inseln in der Südsee einzusetzen beabsichtigt werde. 
(Diese Note ist der Kaiserlichen Botschaft mit Erlass vom 13. Oktober **) mit- 
getheilt worden.) Unter dem 8. Oktober ***) berichtete Freiherr von Plessen, dass 
Lord Granville ihm gegenüber ausdrücklich auf den Passus des, dem Erlass 
vom 2. August beigefügt gewesenen Promemoria hingewiesen habe, wonach die 
Kaiserliche Regierung den Wunsch der Australier, zu verhüten, dass sich eine 
fremde Macht auf der südlichen Küste von Neu Guinea festsetze, als be- 
rechtigt anerkenne. || Unter dem 11. Oktober +) reichte Herr von Plessen den 
Inhalt der englischen Proklamation ein, wonach das britische Protektorat über 
die Südküste von Neu-Guinea östlich vom 141 Grad östlicher Linge und 
über die vor diesem Küstenstrich liegenden Inseln erklärt wurde. || Auf eine 
Interpellation im Parlamente am 25. Oktober in Betreff der räumlichen Aus- 
dehnung des britischen Protektorats auf Neu-Guinea antwortete der Unter- 
staatssekretär im Kolonial-Amt, Mr. Ashley, dass dieses Protektorat nur an 
der Südküste und über die vorliegenden Inseln proklamirt und dass es zur 
Zeit nicht möglich sei, die Inlandgrenzen des englischen Protektorats zu de- 
finiren; dasselbe werde sich soweit ausdehnen, als die lokalen Verhältnisse 
dies erfordern würden. || Das mit botschaftlichem Bericht vom 30. November ++) 
eingereichte Blaubuch “New-Guinea and the Western Pacific Islands” (C. 4217) 
enthält eine Karte, welche die englische Protektoratsgrenze in Neu-Guinea 


*) Vergl. Nr. 8157. 
**) Vergl. Nr. 8152. 
°°°) Vergl. Nr. 4150. 
+) Der Bericht ist nicht abgedruckt. (Anm. des Weissbuchs.) Wegen des 
Wortlauts der Proklamation vergl. No. 8459. 
tt) Nicht abgedruckt. Anm. des Weissbuchs. 
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auf die Südküste zwischen der holländischen Grenze und dem Ostkap unter 
Einschluss der unmittelbar vor dieser Küste liegenden kleinen Inseln mit deut- 
lichen Linien beschränkt. 








Nr. 8479. GROSSBRITANNIEN. — Gouverneur vonNeu-Sceland an 
den Min. der Kolonien. — Erneutes Drängen, Samoa 
und Tonga zu annectiren. (97. 
(Telegraphic.) Received December 31, 1881. 
Intelligence has been received by my Ministry from Samoa to the effect, 
that tho Petition which I forwarded to you 6th December, of the King and 
Chiefs for annexation to Great Britain or New Zealand, is a genuine expres- 
sion of the views of the people of Samoa, who arc especially desirous to come 
under British or New Zealand rule. It is urged by my Ministry, that both 
Samoa and Tonga should be annexed, and they are prepared to propose to 
Parliament that New Zealand shall bear the expense. Should Her Majesty’s 
Government desire they are also prepared to take over government of Fiji. 
My Government prepose, meanwhile, seven days hence to despatch New Zea- 
land Government steamer to Samoa with the Colonial Secretary to accurately 
ascertain Samoan feeling. 





Nr. 8480. GROSSBRITANNIEN. — Kolonialamt an das Ausw. Amt. 
— Die Handlungsweise der deutschen Regierung ent- 
bindet England von den übernommenen Verpflich- 
tungen; Deutschland ist um Aufklärung zu ersuchen. 
— Die Abmachungen über Tonga und Samoa sind 
dadurch in Frage gestellt. [100, 102, 103.) 

Downing Street, December 31, 1884. 
Sir, — In reply to your letter of the 20th instant, I am dirccted by the 

Earl of Derby to observe, that it appears from a telegram published in the 

“Daily News” newspaper of the 23rd instant, that the recent German annexa- 

tions in New Guinea and the adjaccut islands wero effected by the “Hyaene” 

and the “Elizabeth,” which left Sydney on the 23rd of September and the 
16th of Oktober respectively. In view of these facts, and of Baron Plessen’s 
note of the 27th of September, enclosed in your letter of the 29th of the 
same month, Lord Derby is of opinion that the action taken by the German 

Government before the meeting of the Commission which had been agrecd 

upon, seems to entitle Her Majesty’s Government to recover their freedom of 

action. || It was with this view that Lord Derby caused the letter from this 

Department of the 20th instant to be addressed to you. | I am &c. 

John Bramston. 
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Downing Street, December 31, 1884. Nr. 8480. 
Sir, — With reference to previous correspondence respecting the recent , Pi 


German annexation in the South Seas, including a portion of New Guinea, 81. Dec. 1884. 
I am directed by the Earl of Derby to transmit to you, to be laid before 
Earl Granville, a copy of a letter from the Agent-General of Victoria, enclo- 
sing two telegrams which he had received from his Government on the subject. 
| As the German Chargé d’Affairs in London had, on the 27th September last, 
intimated that the delimitation of the areas which interest Germany and Eng- 
land on the north coast of New Guinea should, in the opinion of the German 
Government, be the subject of a friendly understanding by means of a Com- 
mission, the course now taken in proclaiming German jurisdiction over that 
coast, without any previous communication with Her Majesty’s Government, ap- 
pears to require explanation. || I am &c. John Bramston. 

The Under Secretary of State, Foreign Office. 


Downing Street, December 31, 1884. 

Sir, — I am directed by the Earl of Derby to acknowledge the receipt 
of your letter of the 19th instant, enclosing a copy of a Despatch addressed 
by Earl Granville to Sir Edward Malet, reporting a verbal communication 
made to his Lordship by the German Ambassador in London, relating to the 
proposal for a mutual engagement between this country and Germany to re- 
spect the independence of Samoa and Tonga, and to the question of further 
annexation by Great Britain in the South Seas, pending the discussion ‘which 
had been proposed as to British and German interests in those seas. || Before 
causing any communication to be made to the Samoan Government in the 
sense suggested by the German Ambassador, Lord Derby would be glad if 
Lord Granville would consider the point whether, after the course recently 
taken by Germany with regard to the annexation of a part of New Guinea 
and other places in the South Pacific Ocean, the arrangements and understan- 
dings referred to in the verbal communication made by Count Münster can be 
considered to be still in existence and binding. || 1 am also to suggest, for 
Lord Granville’s consideration, whether, with reference to the concluding para- 
graph of his Lordship’s Depatch of the 19th instant, it may not be desirable 
to intimate to the German Government that their action in New Guinea had 
rendered it necessary for Her Majety’s Goverment to extend Her Majesty’s 
protection over the remaining portions of New Guinea and the islands in the 
neighbourhoods. || I am, &c. John Bramston. 
The Under Secretary of State, Foreign Office. 


P.S. --- I am also to acknowledge the receipt of your letter of the 
30th instant, covering a copy of a Despatch to Sir Edward Malet on the 
same subject. 
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Nr. 8481. GROSSBRITANNIEN. — Minister der Kolonien an die 
Gouverneure von Neu-Süd-Wales, Victoria, Queens- 
land und Süd-Australien. — Dic deutschen Annexionen 
sindohne Vorwissender engl. Regierung vollzogen. [108.] 


(Telegraphic.) 
Nr. 8481. 3rd January, 1885. — The German annexation in New Guinea has not 
en. been made in concert with the Government of this country. Her Majesty’s 
3. Jan. 1855. Goverument aro in communication with the Government of Germany on the 
subject. || In addition to the southern portion of the island, the British Protec- 
torate now includes a considerable part of the north-eastern part, as well as 
the Louisiade, Woodlark, d’Entrecasteaux and other important islands. 





Nr. 8482. GROSSBRITANNIEN. — Minister der Kolonien an den 
Gouverneur von Neu-Seeland. — Neutralisirung der 
Tonga- und Samoa-Inseln entspricht am besten dem 
britischen Interesse. [109 


(Telegraphic.) 

Br Base. 3rd January, 1885. — In reply to yours 31st December. Her Majesty’s 

britunnien, Government regret, that they are unable to meet wishes New Zealand Govern- 

3. Jan. 1885. ment, My telegram 24th ultimo reminded foreign interests Samoa and Tonga 
impede British annexation: see paragraph 3 letter to Agents-Gencral, 31st 
August, 1883. German Government has given and received renewed assu- 
rance within last few days that independence of these islands shall be main- 
tained. If, therefore, Colonial Government should unfortunately send Colonial 
Secretary Samoa, German Government would have strong justification for an- 
nexing islands accordingly. Her Majesty’s Government hope that New Zca- 
land Government will not preclude internationalization of the islands, which 
is obviously best course for British interests at present juncture. 








Nr. $483. GROSSBRITANNIEN. — Ausw. Amt an das Kolonialamt. 
— Konflikt der Samoanischen Regierung mit den 
Deutschen. Furcht der Samoaner vor Annexion 
durch Deutschland und Bitte derselben um britisches 
Protectorat. 


Foreign Office, January 3, 1885. 
Nr. 8123. Sir, — With reference to your letter of the 11th ultimo, relating to the 
url, wish of the King of Samoa for British annexation, and to my letter of the 
3. Jan. 1885. 19th, I am directed by Earl Granville to transmit to you, for the information 
of the Secretary of State for the Colonies, the accompanying despatch recei- 
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ved from the Acting British Consul at Samoa, together with its enclosures, | Nr. 8483. 
Tam, &c. Gross- 
Philip W. Currie. 8. Jan. 1885. 


British Consulate, Samos, November 11, 1884. 

My Lord, — I have the honour to inclose a copy of a despatch sent by 
me to the Consul-General at Fiji, concerning Samoan affairs, since which events 
have occurred that, a chance opportunity offering, I feel it my duty to report 
direct. || On the 9th instant I received a visit from the King, who in great 
distress sought my advice. He told me, that on the previous day the German 
Consul had sent his interpreter to him, who read a document to the Govern- 
ment virtually giving a preponderance of infuence to the Germans, such as 
establishing a police under German officers, having a German treasurer, and 
other such things. He asked, that the document be left with him for discus- 
sion, but was refused, and was informed that he would be required to sign 
it the following day. He complained most bitterly, that he was being made 
under threats of man-of-war compulsion to sign an act that he was not allo- 
wed to discuss. || The next day I received the inclosed letters which themsel- 
ves will give your Lordship a truc statement of Samoan feeling. I was, until 
I received copies, in utter ignorance that such action had been taken, which I 
believe was done in accordance with my advice given long since, viz., that 
any such subject must be from themselves without any foreign aid. || There is . 
no doubt whatever that the feeling is universal and genuine, and that the 
Samoans have now the greatest and sterling anxiety to be saved from what 
they openly state to be an existence of slavery. I beg, that your Lordship 
will pardon this hurried despatch, caused by the unexpected chance of sen- 
ding this information. A complete report will be forwarded on first opportu- 
nity. || I have, &c. 

W. B. Churchward, Acting British Consul. 

Her Britannie Majesty’s Principal Secretary of State, for Foreign Affairs. 


British Consulate, Samoa, October 28, 1884. 

Sir, — Referring to my Despatch of the 6th December 1883, I have now 
the honour to inform your Excellency that the anticipation stated therein of 
8 certain action being taken by the Germans is likely to be realised, Mr. Weber, 
as owner of Mulinu Point, the seat of Government, having called upon the 
Samoans to redeem or vacate this property. 

My information is obtained from as reliable a source as is procurable, 
viz., from a party of natives commissioned to ask my advice and opinion in 
the matter subsequent to a Fono held amongst themselves. 

They were most earnest in the matter and informed me that after a 
Government consultation they had offered payment, but it had been refused on 
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Nr. 48% account of a speech from the Vice-King on the subject, at which the German 

Writaunien, Authorities ‘had taken offence. 

3. Jan. 1888. This speech, I have since ascertained, was to the effect of protesting 
against the unfairness of the trial that deprived them of Mulinu, also against 
paying for land that was considered to be really their own. || There existed, in 
my belief, another reason for this act of severity, viz., that the Samoan Govern- 
ment intended to reopen the question, and for that purpose had arrested the 
principal witness on whose evidence the case was given against them at the 
trial. || This man, a chief of Atua, and one whose name is affixed to more bad 
land deeds than any other single man in the country, made his escape in the 
night, as is claimed, by outside assistance, consequently the trial could not 
come off. He is now in Atua amongst his own people, from whence it is 
highly improbable, if not impossible, for the Government to get him back. || 
My visitors also informed me, that it was the general opinion the Germans 
wished to pick a quarrel with their government for annexation purposes. This 
they said was made clear by speeches to them, by the man-of-war placing 
flags on various parts of their coast, and also planting cocoa nuts on the reef 
islands. || Of course I could give no advice or opinion on the first subject, as 
such would certainly be made public and no doubt have caused bad feeling 
as an act of interference in what did not concern my office; but I explained: 
that the flags were merely for surveying purposes, and that the planting cocoa 
nuts could harm no one, and was not to be taken for an act of possession as 
such is understood in their own custom. || I knew they had already been to the 
German Consul concerning the last two subjects, and on my asking why they 
came to me after interviewing him, they replied that as he belonged to the 
nationality of the man-of-war whose captain was present at their interview, 
they were not sure they were correctly informed. || Shortly after this I had 
to abruptly dismiss them, for becoming excited, they commenced a conversation 
that I could not listen to in this consulate, such as they would all fight any- 
one who hoisted any other flag than the British flag over them, and that 
they would all like to see flying over them. || There can be no doubt, that 
the natives are really alarmed at the many reports of German aunexation, and 
as a body resent the idea, The increasing loud talk of German power and 
importance impressed upon them every day of their lives, backed up by the 
newspaper reports of German desire for land acquisition, all of which in a 
more or less distorted condition they attain knowledge of and formally dis- 
cuss, naturally cause them to think very seriously of the matter. || There is a 
report here that distinct orders have been received from home to enhance in 
every possible manner the value of German interests in the group, and to lose 
no opportunity for impressing the natives with Geaman importance, with the 
view of establishing a Protectorate. || From the very loud and decided manner 
in which some of the principal Germans have been talking lately, and all of 
them generally, there would appear to be some reason for believing this re- 
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port to be a fact. A noticeable thing is that few of the German remarks of ph 
their own intentions of advance are unaccompanied with corresponding de- pritasnien. 
preciation of British ideas. | A source of great personal annoyance to the® Fan. 18%. 


Germans is of course the undeniable and increasing preference that the Sa- 
moans have for the British, coupled with the moral certainty, as shown by 
recent events, of soon being in active commercial opposition with British en- 
terprise and capital. || The preference for the British here has almost taken 
an official character, as instanced by an entirely unprecedented act on the 
part of the King, who, previously to the departure of the British Syndicate 
that came here to negotiate the acquisition of the American and McArthur’s 
land claim, sent the principal member some handsome mats, a ring, &c. These 
presents were publicly brought to the hotel and delivered by the King’s wife, 
who was escorted by some of the government police. This could not have 
been done without the consent or knowledge of the whole government, who to 
a noticeable degree keep His Majesty a sort of prisoner, and regulate all that 
he does. There can be but little doubt, that the pressure put upon the Sa- 
moans in the Mulinu affair has very much more to do with their openly ex- 
pressed opinion of British sympathy than the speech complained of, which in 
itself was nothing more than a natural grumble from the loser of a lawsuit, 
for the vice-king was the man whose claim was disallowed. Before the 
arrival of the British Land Syndicate, although an arrival was expected, yet 
it was thought to be in the American interest. Of this the Germans took 
little or no notice, although a considerable quantity of land is claimed by — 
both parties; but when it was found to be a British enterprise, which, if 
carried out, would place the Germans very much in the shade, the loud talk 
became redoubled, and has continued so ever since. || The last cause for com- 
plaint is that the missionaries at their annual meeting made use of the word 
Peretania (Britannia) too frequently, in fact the smallest accidental circumstance 
forms a subject for loud-spoken suspicion. 

30th October — I have just received a message from Mulinu to the 
effect that the King, Taimua and Taipule, intend doing or saying nothing un- 
til the arrival of a British man-of-war, by which they expect a letter in ans- 
wer to the king’s sent last November through Captain Acland, of H. M. S. “Mi- 
randa.” This is in itself a certain proof of the now universal desire for 
British influence here. When the letter in question was sent no one appea- 
red in the matter but the King himself and two or three of his people, al- 
though others were cognisant of it, yet His Majesty did not wish it to be 
known what had been done. || Now, I am assured, that the whole Government 
as a body are most anxious for a favourable answer, and have privately sent 
me word that it is the desire of the whole people. If they do not receive 
a favourable answer, they hint at doing something mysterious of their own 
accord. They have not told me what that is; but I imagine it is what they 
have threatened to do before, viz., hoist the British flag, and proclaim them- 
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Fr. 48. selves British. In anticipation of such an occurrence I should be glad of 
beaten, your Excellency’s advice in the matter. 

3, Jan. 1885. 81st October. — This morning the annexation alarm amongst the natives 
was vastly increased by the quite unexpected arrival of the German 12-gun 
corvette “Marie.” This appeared to corroborate all the previous reports that 
had been spread abroad. The “Elizabeth,” 19-gun corvette, being also daily 
expected, seemed to surely point to a naval demonstration of some sort or 

+ other in these parts. The next day I received a visit from the Commander 
of the “Marie” and the German Consul, The former told me, that he sud- 
denly received telegraphic orders at Callao to proceed without delay to this 
station. Dr. Stuebel at the same time stated, that he was left in complete 
ignorance of her mission further than that she had been ordered for service 
on this station, She is, I understand, to wait here for orders presumably to 
arrive per “Elizabeth.” Although Dr. Stuebel informs me, that he has had 
no intimation of the “Elizabeth” calling at all. I have been informed from 
several sources, that the German Consul will, now the “Marie” is in port, pro- 
ceed to enforce a settlement of certain German causes of complaint against 
Samoans, the nature and importance of which I have not as yet been able to 
ascertain, This will have the effect of still more alarming the Samoans. || 
Finally, I would respectfully again ask your Excellency for instructions as to 
line of conduct to be observed should the natives carry out their threat and 
hoist the British flag as against aggression, and proclaim their desire to be- 
come British. This, I am confident, they will do, should they come to any 
difficulties with the Germans, which at present is very likely; and should these 
difficulties not occur, it is more than probable that before long, perhaps on 
the arrival of a British man-of-war, an offer of cession will be made. || It is 
on this account that I am anxious to know your Fxcellency's views as to the 
line of conduct to be observed. 

W. B. Churchward. 
Her Britannic Majesty’s Consul General in the Pacific Islands. 


To W. B. Churchward, Esq. Acting British Consul. 

Mulinuu, November 11, 1884. 
Sir, — 1 wish to make known to you that on the 5th day of this 
month we wrote our prayer to Her Majesty the Queen of Great Britain and 
Ireland. || Also we wrote an earnest request to the Governor and assistant 
rulers in the Government of New-Zealand, that they would support our prayer 
to Her Majesty the Queen of Great Britain and Ireland. || I send you copies 
of these two letters. || I also beg of you to render what assistance you can in 
regard to this difficulty (agreement with Germany), concerning which we talked 

together last night. May you live. 
Malietoa, The King of Samos, 
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To their Excellencies the Governor and Chief Assistant Rulers of New Zealand. oa ui. 


Mulinun, Samoa, November 5, 1884, ire 

Your Excellencies, — We are the King and rulers of Samoa. We write 
to you to make known our prayer and entreaty to Her Highness the Queen 
of England in order that there may be set up the sovereignty of the Govern- 
ment of Her Majesty the Queen of England in our islands, and that it should 
be entirely at the disposal of Her Majesty’s Government as to whether they 
should be formed into an English colony or be connected with your Govern- 
ment in New Zealand. || Our King wrote nearly a year ago giving over the 
sovereignty of these islands to Her Majesty the Queen and the Government 
of England. We have also been very anxious for an answer, but no answer 
has yet reached us. || We, therefore, send this entreaty to you in order that 
you may forward it to Her Majesty and the Government of England. || We 
earnestly entreat you to assist us by praying Her Majesty the Queen of Eng- 
land to accept our request. || We earnestly beg, that you will listen to our 
prayer, and will render us all possible assistance, for our fear is great on ac- 
count of the information we have received that our islands are about to be 
seized by Germany. || We love much and respect the Government of England, 
because we know the Government of England acts justly and protects well 
the people who are under its rule. We do not want any other government 
to take possession of our government, || We earnestly entreat and beg your 
Excellencies to make known our prayer to the Queen and the Government of 
England by means of a telegram. || We rely on Her Majesty the Queen of 
England to devise some mcans to prevent Germany from taking possession of 
our islands, which is not according to our desire. || We trust, that your Ex- 
cellencies, by your aid and by your entreaty to Her Majesty the Queen, will 
bring to pass the setting up of ler sovereignty in Samoa. || May your Ex- 
cellencies live. 

We are. 


To Her Majesty Queen Victoria, Queen of Great Britain and Ireland. 

Mulinuu, November 5, 1884. 
Your Majesty, — We arc thc King and Chiefs of Samoa, who write to 
your Majesty to pray and entreat you to receive our request. It is now ne- 
arly a year ago since our King wrote to give over to your Majesty the sove- 
reignty of Samoa. || We have been very anxious while waiting for answer, but 
no answer has been received. || Your Majesty, great is our regard for your 
Government, for we know well our pcople will be protected, and we shall 
have peace under your rule. || Therefore, we entrect your Majesty, that our 
anxiety may be relieved, which arises from our carnest desire that Samoa 
may be given over to your Government. || It is entirely at the disposal of 
Your Majesty as to whether it is better for us to become an English colony, 
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Fr un or be connected with the Government of New-Zealand. Your Majesty, our 

britannien. Hearts are grieved and our fear is very great indeed with regard to other 

3. Jan. 1885. governments who desire to take possession of our Government, which is not 
according to our wish. Therefore we entreat Your Majesty, that you will spec- 
.dily come to our assistance in order that you may save us according to the 
sentiment expressed in our request. || We wish to make clear to Your Majesty, 
we, the King and Chiefs of Samoa, give over our islands to the sovereignty 
of the Government of England. || We rely on the Government of Your Majesty 
to protect our people. We hope and pray to God, that Your Majesty and 
your Government may prosper. 


(Translation.) 
To his Highness the Vice-Consul of England, 


Mulinuu, November 11, 1884. 

Sir,—1 wish to inform your highness, that I have now written to Her 
Majesty the Queen of Great Britain, and made known to Her Majesty our 
petition which has been committed (placed in the hands of) the Governor of 
New Zealand. It is mentioned also in that letter. || I beg (have begged) your 
highness, that you would explain to Her Majesty every-thing that gave rise 
to my receiving the agreement which was made last night with Germany. | 
I and my Government have been much distresscd lest our group of islands 
should be taken by Germany. I wrote yesterday to the German Consul to 
givo me a copy of the agreement with me and my Government. But the 
German Consul replied that he could not give me and my Government a copy. 
Then the whole Government met together and deliberated what was right to do, 
and it ended in our rejecting the agreement; it was not received. " Notwithstanding 
that our distress still continucd; it was getting very near the hour of the 
night that was fixed to hold the meeting, and I was walking in the road when 
Tupua Tamasese came down. He spoke distressfully and told me that bad 
story, and 1 became again very anxious; and I said, “Let us both go and re- 
ceive the agreement, in order that we may be at peace to-day, and let us 
wait some decision from Great Britain.” || I beg your highness to make known 
to Her Majesty the great regard (love) of myself and my Government to the 
Government of Great Britain; and also our strong desire to give up our group 
of islands to the Government of Great Britain. I hope in Her Majesty. Do 
not bear in mind (as an injury) this agreement with Germany. I am deter- 
mined that when the sovereignty of Iler Majesty is exereised over these islands, 
then that agreement shall end. Let not your highness be offended, but do 
you make these things clear to Her Majesty the Queen of Great Britain, and 
do you send this letter by the steamer at Tutuila. 


Malietoa, the King of Samos, 


Neu-Guinea und Südsee-Inseln. 243 


To Her Majesty Queen Victoria, Queen of Great Britain and Ireland. 
Mulinuu, November 11, 1884. 


Your Majesty, — This is to make known to your Majesty, that I, the” 


King of Samoa, and the Chiefs of my islands have sent a petition to your 
Majesty that you would set up your Government in Samoa. || We have sent 
that petition to the Governor of New Zealand, and have besought him to 
send it by means of a telegram to your Majesty, and make known to your 
Majesty that he has received our petition. || We have informed your Majesty 
in our petition, that painful anxiety has taken possession of our minds, be- 
cause we are very much afraid of Germany lest they should take our islands 
against our will. || Your Majesty! We arc in distress on account of the 
Government of Germany, lest they should take our islands. Therefore we 
have accepted another treaty with Germany. I wish, in consequence, to make 
clear to your Majesty, that I have accepted that treaty against my will, like- 
wise also against the will of my Government; but I have accepted it on ac- 
count of my fear, for I have thought if your Government should be sct up 
in these islands then that. treaty will become of no effect. || I have entreated 
the English Consul here that he will Make clear to your Majesty all the 
reasons of our fear which have led us to accept that treaty, and to make 
clear also to your Majesty the meaning of that treaty, and to inform you 
also of the great regard of myself and my Government for your Majesty and 
the Government of England, and our very great desire to give over our islands 
to the Government of your Majesty. 1 respect excecdingly the Government of 
your Majesty, and I trust that specdily you will receive favourably our petition. 
ı May your Government be established. 
Malietoa the King, 
Samoa, 
your humble servant. 


Nr. 8484. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botschafter in Berlin. — Unterredung mit Münster 
über die deutschen Annexionen. 





Foreign Office, January 3, 1845. 
Sir, — Count Münster spoke to me to-day ou the subject of New 
Guinca. 


Nr. 8484, 
Grow 


britannien, 


His Excellency said, that he had received a letter from Prince Bismarck ®- Jan. 18. 


on the matter. The Chancellor did not understand the objections which had 
been made by the English public to the German annexation in New Guinea. 
i He was ready to treat about the boundarics of our respective possessions 
in New Guinca, aud also about the islauds in the South Sca, in the way that 


was formerly agrecd. || The Chancellor had understood, that Her Majesty’s 
16° 


Nr. 8484. 
Gross- 
britannion. 
3. Jan. 1885 


Nr. 8485. 
Deutschland. 


5. Jan. 1885. 
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Government had given Germany full latitude as regarded the North of New 
Guinea, by what was communicated by Mr. Scott on the 9th October last. | 
I read to Count Münster the words used by Mr. Scott, which conveyed the 
decision arrived at by Her Majesty’s Government after consideration of the 
communication which Baron von Plessen made on behalf of his Government 
respecting the limits of the British Protectorate, viz., that the declaration shall 
limit the Protectorate to the whole of the southern coast, including the is- 
lands contiguous to it, instead of that which they had first proposed. || “This 
will be without prejudice to any territorial questions beyond these limits. || It 
is with great satisfaction, that Her Majesty’s Government have come to an ar- 
rangement in which they find themselves in perfect accord with Germany. | 
They are of opinion that, if any questions should arise as to those districts 
which lie beyond the limits described, it will be better to deal with them 
diplomatically than to refer them to the Commission which it is proposed to 
appoint with regard to the islands in the Pacific;” andIsaid that I could not 
put the same interpretation on them as Prince Bismarck had done; and this 
view was confirmed by what Count Münster had said in conversation with me 
on the 15th of December, namely, that “with regard to the South Sea Islands, 
the Australian colonies laid claim to them, and the annexation of a portion 
of New Guinea had placed Germany at some disadvantage, but the German 
Government took notice of the assurance of Her Majesty’s Government that no 
further annexation would take place until after the proposed discussion as to 
the British and German interests in the South Seas had taken place.” 

Count Münster said, that‘it applied to us only, an opinion to which I stated 
it was impossible to agree. || I added that the Cabinet had considered the matter 
to-day, and that I should write a despatch on the whole subject in a short time. 
' In the meanwhile, Lord Derby would answer some pointed questions put from 
Australia by saying that the German annexation has been made without a pre- 
vious intimation, and that Her Majesty’s Government were now in communication 
with Germany on the whole subject. || I have, &c. 

Granville. 





Nr. 8485. DEUTSCHLAND. — Botschafter in London an den Reichs- 
kanzler. — Unterredung mit Granville bei Mittheilung 
von Nr. 8478. [40.] 


London, den 5. Januar 1885. 
Ich habe, der mir durch hohen Erlass Euerer Durchlaucht vom 29. Dezember 
ertheilten Weisung gemäss, die Südsee-Frage besprochen. || Lord Granville war 
sehr erfreut und dankbar dafür, dass Euere Durchlaucht mit Mr. Meade dio 
Kolonialfrage besprochen hatten, bedauerte aber, dass dessen Vorschläge von 
Euerer Durchlaucht für unannehmbar gehalten würden. || Lord Granville wollte 
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die Note Mr. Scotts vom 9. Oktober so interpretiren, als sei darin ausgedrückt Pe 
gewesen, dass beide Theile sich einer weiteren Besitzergreifung in Neu-Guinea 5, Jan. 1885. 
bis auf weitere Abmachungen enthalten sollten, eine Interpretation, der ich 
entschieden entgegentrat; ich betonte, dass die Note Mr. Scotts die bestimmte 
Zusage erhalten habe, dass das englische Protektorat auf den südlichen Theil 
der Insel beschränkt bleiben solle, und wir einen nachträglichen Versuch, den 
Unternehmungen der deutschen Unterthanen auf der Nordküste von Neu-Guinea 
zwischen der holländischen Grenze und dem Ostkap englischer- oder austra- 
lischerseits Schwierigkeiten zu bereiten, damit nicht in Einklang bringen 
könnten. || Lord Granville sagte mir, die Angelegenheit sei im Kabinet be- 
sprochen. Die Aufregung in Australien sei sehr gross; es sei bekannt, dass 
wegen Neu-Guinea’s das Verhältniss zwischen dem Mutterlande und den austra- 
lischen Kolonien seit einiger Zeit ein sehr gespanntes gewesen und die Lage 
der Regierung den letzteren gegenüber jetzt sehr erschwert worden sei. Lord 
Derby sei vom Kabinet ermächtigt worden, Anfragen, die ihm von Australien 
aus gestellt werden, dahin zu beantworten, dass die deutsche Besitzergreifung 
ohne vorherige Mittheilung und ohne dass die hiesige Regierung im voraus 
Kenntniss davon gehabt habe, erfolgt sei, dass aber über die ganze Frage mit 
der Kaiserlich deutschen Regierung noch verhandelt werde. || Ich erklärte Lord 
Granville, dass meine hohe Regierung bereit sei, in der früher besprochenen 
Weise über die inneren Grenzen zwischen den beiderseitigen Protektorats- 
Gebieten auf Neu-Guinea und wegen der Ausdehnung unserer beiderseitigen 
Machtsphären in der Südsee durch kommissarische Verhandlungen sich mit der 
englischen Regierung zu verständigen. || Lord Granville erwiederte, dass er hoffe, 
nächstens in der Lage zu sein, die Auffassung der hiesigen Regierung in 
einem längeren Erlasse an Sir Edward Malet niederzulegen und ihn mit In- 
struktion zu verschen. 
Graf zu Münster. 








Nr. 8486. GROSSBRITANNIEN. — Kolonialamt an das Ausw. Amt. 
— Hofft, die deutsche Regierung werde das Vorgehen 
des deutschen Konsuls in Samoa desavouiren. 


Downing Street, January 8, 1885. 
Sir, — I am directed by the Earl of Derby to acknowledge the receipt of Mr. 8486, 
your letter of the 3rd instant, with its enclosures, respecting (rerman proceedings 
in Samoa, || I am to enclose a copy of a telegram from the Governor of NewWe ays, 1s, 
Zealand, giving intelligence respecting the proceedings of two German vessels in 
regard to a treaty with Germany, which, it is intimated, the King of Samoa was 
forced to sign. || The proceedings of the German officials, if correctly reported, 
as they doubtless are, for the telegram corroborates Mr. Churchward’s despatch, 
are altogether in contravention of the assurances given on the 15th ultimo by 





Ne. 6, 
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Count Münster, and recorded in the enclosure to your letter of the 19th ultimo; 
and J am to suggest, for the consideration of Earl Granville, that Sir E. Malet 


8. Jun. 18%. should be instructed to inform the German Government that Her Majesty's Go- 


Nr. RAR, 
Deutschland, 
10. Jan. 1685. 


vernment fully rely upon the assurances then given, and are confident that the 
action reported to have been taken at Samoa will be disallowed in so far as it 
may prove to be inconsistent with those assurances. || A letter has been addressed 
to the Admiralty, requesting that a vessel may be sent as soon as may be pos- 
sible to ascertain the present state of affairs in the islands. || I am, &e. 

John Bramston. 





. $487. DEUTSCHLAND. — Reichskanzler an den deutschen 
Botschafter in London. — Erwiderung auf Granville’s 
Bemerkungen. [41.] 


Berlin, den 10. Januar 1885. 

Mit Bezug auf den gefälligen Bericht vom 5. d. Mts., die Südsce-Frage 
betreffend, ersuche ich Euere Excellenz ergebenst, Sich gegen Lord Granville 
in folgendem Sinne auszusprechen: || Das Bedauern, welches Lord Granville 
Euerer Excellenz darüber zu erkennen gegeben hat, dass mir die Vorschläge 
des Mr. Meade unannchmbar erschienen seien, betrachte ich als eine Höflich- 
keitswendung, da ich nicht glauben könnte, dass jene Vorschläge in den Augen 
des englischen Herrn Staatssekretärs der auswärtigen Angelegenheiten für uns 
annehmbar seien. || Was die Note des Mr. Scott vom 9. Oktober v. J. anbe- 
langt, so wäre aus der nicht prägnanten Fassung derselben der ihr von Lord 
Granville oder Lord Derby beigelegte Sinn nicht zu entnehmen. Ich hätte 
beim Durchlesen dieser Note vielmehr den Eindruck gehabt, dass die gross- 
britannische Regierung mit Rücksicht auf den seit Anfang August stattgehab- 
ten Meinungs-Austauch uns durch diese Note mittheile, dass sie, abweichend 
von dem kurz zuvor durch die Note des Mr. Scott vom 19. September zu er- 
kennen gegebenen Vorhaben, gegen das unsererseits Einspruch erhoben wor- 
den war, ihr beabsichtigtes Protektorat auf die südliche Küste von Neu-Guinea 
beschränke, und dass sie hiermit aussprechen wollte, dass die Besitzergreifung 
der Nordküste seitens des deutschen Reichs mit keinen englischen Interessen 
kollidiren würde. Ich sei hiervon so überzeugt gewesen, dass ich s. Z. zur 
Beruhigung der durch die ungemessenen australischen Ansprüche beunruhigten 
Interessentenkreise in Deutschland eine jener Auffassung entsprechende Mit- 
theilung in den öffentlichen Blättern veranlasst hätte. || Wenn das englische 
Kabinet aus Gründen der. inneren Politik jetzt Lord Derby ermächtigt habe, 
Anfragen, die ihm von Australien aus gestellt würden, dahin zu beantworten, 
dass die deutsche Besitzergreifung ohne vorherige Mittheilung von unserer 
Seite erfolgt sci, so könnten wir nicht zugeben, dass hierdurch an den That- 
sachen etwas zu unserem Nachtheil geändert werde. Die Mittheilungen, welche 
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von Euerer Excellenz in Folge des Erlasses vom 2. August v. J. der englischen Nr. 8481. 
. . . Dontschland. 

Regierung gemacht worden seien, hätten deutlich unsere Absicht zu erkennen jo Jan. 1888. 

gegeben, den nicht unter nicderländischer Hoheit stehenden Theil der Nord- 

küste von Neu-Guinea unter deutschen Schutz zu stellen. Wir hätten schon 

damals ausdrücklich erklärt, dass wir die Berechtigung der australischen An- 

sprüche auf diese Küste nicht zugäben, dieses Gebiet vielmehr als ein berech- 

tigtes Kolonisationsobjekt für Deutsche und Andere ansähen. Wir hätten 

schon damals kein Hehl daraus gemacht, dass Expeditionen dorthin unterwegs 

seien. || Eure Excellenz ermächtige ich, Lord Granville ein der Anlage meines 

Erlasses vom 29. Dezember v. J. entsprechendes aide-mémoire zu übergeben. 


(gez) Fürst von Bismarck. 





Nr. S1SS. GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Berlin an den 
deutschen Staatssekretär des Ausw. — Widerspruch 
zwischen dem Vorgehen Deutschlands und den ge- 
troffenen Vereinbarungen. Mittheilung, dass Eng- 
land die Nordküste von Guinea zwischen Huon-Bai 
und Ostkap zu annectiren beabsichtige Anfrage 
wegen des Vertrages mit Samoa. [136.] 


Berlin, January 17, 1885. 

M. le Secrétaire d’Etat, — Earl Granville, Her Majesty’s Principal Se- xr 8488, 
cretary of State for Foreign Affairs, has received from his Excellency Count brite naan. 
Münster, the Imperial Ambassador in London, a letter notifying officially to 17. Jan. 1886. 
Her Majesty's Government that the German flag has been hoisted in token of 
annexation on the north coast of New Guinea, and on the islands of the New 
Britain Archipelago. || Prince Bismarck, on the 19th ultimo, had already ap- 
prised me of this fact through Dr. Busch, Under Secretary of State for Foreign 
Affairs. || Her Majesty’s Government were quite unprepared for such an an- 
nouncement, for the recent negotiations with the Imperial Government, which 
I will briefly recapitulate, had led them to believe that a friendly understan- 
ding had been arrived at between the two Governments, in virtue of which 
neither Power would make fresh acquisitions in the Pacific Ocean pending 
the meeting of the Anglo-German Commission which had been agreed upon. | 
On the 8th August last the Imperial Ambassador intimated to Earl Granville 
the wish of the Government of His Imperial Majesty to come to a friendly 
understanding with Her Majesty’s Government as to the general principles to 
be observed for the protection of the subjects of the two countries respectively 
in the islands of the South Sea Archipelago, and also as to the limits of the 
islands and territories in which either country was most interested. || Whilst 
recognising as natural the wish of the Australian Colonies to be paramount 
in the part of New Guinea opposite their coast, his Excellency said that the 


Nr. 8488. 
Groas- 
britaanien, 
17. Jan. 1885, 
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Government of the Empcror were of opinion that there were parts of the wild 
country on the north coast of New Guinea which might be available as a field 
for German enterprise. || Earl Granville pointed out to his Excellency, how- 
ever, that Germany had as yet founded no establishments there, adding that 
the Government of the Emperor already knew that communications had taken 
place between the Home and the Colonial Governments respecting New Guinea, 
and his Lordship mentioned, in confidence, that these communications were 
nearer a conclusion than the public yet knew. || On the following day, after 
consultation with his collegues, Earl Granville informed Count Münster that 
Her Majesty’s Government had no desire to oppose the extension of German 
colonization in the islands of the South Seas which were unoccupied by any 
civilized Power; but his Lordship warned his Excellency that the extension of 
some form of British authority in New Guinea would be shortly announced, 
explaining, however, that it would only embrace that part of the island which 
specially interested the Australian Colonics, without prejudice to any territorial 
questions beyond those limits. | On the 19th September Mr. Scott, Her Ma- 
jesty’s Chargé d’Affaires at this Court, informed the Government of the Em- 
peror that, in consequence of the communications which had lately taken place 
between the Home and Colonial Governments, Her Majesty’s Government pro- 
posed to proclaim and establish the Queen’s Protectorate over all the coasts 
of New Guinea not occupied by the Netherlands, except that portion of the 
north coast comprised between the 145° of east longitude and the eastern 
Dutch boundary. || It was at the same time explained, that the British Pro- 
tectorate would include the small islands immediately adjacent to those parts 
of the coast over which it was established, and that the 145° of east longitude 
had been fixed as the western British limit on the northern coast in order 
that it might embrace the territory owned by natives on the Maclay Coast 
whose claim for British protection had long been under the consideration of 
Her Majesty’s Government. || On the 27th September Baron Plessen, ‘the Ger- 
man Chargé d’Affaires in London, made a communication from the Imperial 
Government to the effect that the proposed extension of the British Protectorate 
to the north and north-east of New Guinea was unexpected, and that the Em- 
peror’s Government wished temporarily to reserve the attitude to be taken 
up by them, and it was added that, according to the conception of the Im- 
perial Government, the delimitation of the areas which interest both sides, on 
that stretch of coast, should be the object of a friendly understanding by 
means of a communication. || On the 9th October Mr. Scott, Her Majestys 
Chargé d’Affaires here, informed the Imperial Government that Her Majesty’s 
Government, having carefully considered the above communication, had decided 
that they would limit the British Protectorate to the whole of the southern 
coast, including the islands contiguous to it, but without prejudice to any 
territorial question beyond these limits. || Mr. Scott cxpressed the satisfaction 
of Her Majesty's Government at having come to an arrangement as to which 





Neu-Guinea und Südsee-Inseln. 249 


they found themselves in perfect accord with Germany, and added that, in the Nr. 8488. 
opinion of the British Cabinet, if any questions should arise as to those a an 
districts which lie beyond the limit described, it would be better to deal with 17. Jan. 1885. 
them diplomatically then to refer them to the Commission which it was pro- 
posed to appoint with regard to the islands of the Pacific. || On the 15th Oc- 
tober Baron Plessen expressed the satisfaction of the Imperial Government 
at the limitation of the British Protectorate, and suggested that the discussion 
of the points connected with English and German interests in the South Seas 
should take place in London. || After consulting Her Majesty’s Secretary of 
State for the Colonies, Earl Granville informed the Imperial Ambassador in 
London on the 19th November last, that Her Majesty’s Government agreed to 
the proposals of the Imperial Government, and that they would appoint a Com- 
missioner to meet the German Commissioner, Dr. Krauel. || On the 5th De- 
cember, acting under instructions from Earl Granville, I gave assurances to 
the Emperor’s Government respecting the islands of Samoa and Tonga, and I 
added that Her Majesty’s Government did not contemplate any fresh arrange- 
ments in the Pacific Ocean pending the result of the negotiations agreed to be- 
tween the two Governments. || On the 15th December Count Minster expressed 
the satisfaction of the Emperor’s Government at these assurances. || As regards 
the South Sea Islands, his Excellency observed at the same time, that the 
Australian Colonies laid claim to them, and that the annexation of a portion of 
New Guinea had placed Germany at some disadvantage, but that His Imperial 
Majesty’s Government took notice of the assurance of Her Majesty’s Government 
hat no further annexations would take place until after the proposed discus- 
sion respecting British and German interests in the South Seas had taken 
place, || On the 19th December, only four days later, I informed Earl Gran- 
ville, by telegraph, that I had received an intimation from Prince Bismarck 
hat the German flag had been hoisted at three places on the north coast of 
New Guinea, and at ten places in New Britain, New Ireland and Sable Land; 
and on the 26th his Lordship received an official communication from the 
Imperial Ambassador in London to the same effect. || His Excellency Count 
Minster has further informed Lord Granville that he is instructed to state, 
that the Government of the Emperor do not consider the establishment by 
Germany of this Protectorate to be prejudicial to the proposed Commission, 
any more than the establishment of the British Protectorate on the south-east 
coast can be so considered. || Earl Granville has since had a further commu- 
nication from his Excellency in explanation of the course pursued by the Im- 
perial Government, and his Lordship has informed his Excellency that Her 
Majesty’s Government cannot acquiesce in the interpretation which the Imperial 
Government put upon the negotiations which have passed between the two 
Governments on the subject of New Guinca. || In view of the action of the 
Emperor’s Government, instructions have’ been sent to the Commodore on the 
Australian Station, desiring him to proclaim the Queen’s Protectorate in New 
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es Guinea, from East Cape to the Gulf of Huon, which is understood to be the 

ritannien, limit of the German anncxations, and over the Louisiade and Woodlark groups 

17.30.1885. of islands. || The d’Entrecasteaux Islands are included in the previous Procla- 
mation. || I am now instructed by Her Majesty’s Principal Secretary of State 
for Foreign Affairs to notify to the Government of the Emperor the steps 
thus taken by Her Majesty’s Government to extend Her Majesty’s Protectorate 
in New Guinea. |] In doing so, I am to explain the view taken by Her Ma- 
jesty’s Government of the late negotiations, and to add that the recent action 
of the Queen's Government has been prompted in a great measure by the de- 
sire to obviate all inconveniences that might arise from an absence of juris- 
diction on the coast of New Guinea between the limits of the British and 
German Protectorates. || I am, moreover, empowered to say that, should the 
Imperial Government still desire it, Her Majesty's Government are ready, with 
a view to clearing up the question and removing chances of differences be- 
tween the two Governments, to proceed with the proposed Commission for the 
consideration of questions affecting British and German interests in the Pacific. 
! Finally, T am desired to say, that Her Majesty's Government have recently 
received reports that a Treaty has been signed between the Representative of 
Germany and the King of Samoa, and I am to inform the Government of the 
Emperor, with reference to these proceedings, that Her Majesty’s Government 
fully realy on the assurances which have been exchanged between the two Govern- 
ments in regard to the independence of Samoa and Tonga, and anticipate that 
any Treaty which may have been signed will not be ratified, so far as it may be 
inconsistent with those assurances. || I have, &c. 

Edward B. Malet. 





Nr. 8489. GROSSBRITANNIEN. — Derselhe an denselben. — Wel- 
ches sind dieGrenzen des deutschen Protectorats? [136.] 


Berlin, January 17, 1885. 

M. le Secrétaire d’Etat, — With reference to my note of to-day’s date 

respecting the German and British Protectorates on the Island of New Guinea, 
„and to the communication which Ilis Serene Highness Prince Bismarck caused 
to be made to me on the 19th ultimo to the effect that the German flag had 
been hoisted in three places on the north coast of New Guinea, I should be 
much obliged to your Excellency if you would give me, for communication to 
Earl Granville, such further information as may since have reached the Im- 
perial Government with reference to the extent and limits of the territory 
which has been occupied by Germany on the coast of New Guinea. || I 
have, &c. 





Edward B, Malet. 
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Nr. 8490. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botsch. in Berlin. — Die deutsche Regierung ist zu 
ersuchen, möglichst alle englischen Mittheilungen von 
Wichtigkeit in das Weissbuch mit aufzunehmen. [142] 


Foreign Office, January 19, 1885. 

Sir, — I mentioned to Count Münster to-day, that I had heard that Nr. 8490, 
the German Government intended to publish at once a new White Book vr, 
upon the subject of New Guinea, and I observed that in the recent Angra 19.Jan. 16% 
Pequens White Book the memorandum*) communicated by Mr. Scott to the 
German Government on October 10 of last year had been omitted. || This 
omission, I said, probably arose from inadvertence; but as there was some 
excitement upon Colonial questions, both in Germany and in England, and as 
I believed that both Governments wished and considered that such questions 
might be amicably and satisfactorily arranged, I thought it desirable that in 
each country the public should understand clearly the position of the other. 

I hoped therefore, that care would be taken not to omit from the White Book 
about to be published any important communications from Her Majesty’s 
Government, and I specified more particularly the two notes which Your 
Excellency addressed to the German Government on the 17th instant. |] I 
am, &c. 

Granville, 
His Excellency Sir E. Malet, K.C.B., &c. 





Nr. 8491. DEUTSCHLAND. — Reichskanzler an den deutschen 
Botschafter in London. — Die Annexion der Nord- 
küste durch England würde mit deutschen Ansprüchen 
kollidiren. [44] 


Berlin, den 20. Januar 1885. 
(Telegramm.) Einer Mittheilung des hiesigen Königlich grossbritanni- Nr. sısı. 
schen Botschafters zufolge beabsichtigt England, die Nordküste Neu-Guinea’s yyy 
von der Huon-Bai bis zum Ostkap in Besitz zu nehmen. || Die englischen und 
deutschen Ansprüche würden kollidiren, wenn die angekündigte Maassregel aus- 
geführt wird. Durch dieselbe würde sich die grossbritannische Regierung mit 
der von Lord Granville Eurer Excellenz im August v. J. gegebenen und durch 
Note des hiesigen englischen Geschäftsträgers vom 9. Oktober v. J. wieder- 
holten Zusage, wonach das englische Protektorat auf die Südküste Neu-Guinea’s 
und die vorliegenden Inseln beschränkt sein sollte, in Widerspruch setzen. 
von Bismarck, 
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Nr. 8492. DEUTSCHLAND. — Botsch. in London an den Reichs- 
kanzler. — Gründe der neuen engl. Annexion. [45] 


London, den 22. Januar 1885, 
Nr. 8492, (Telegramm.) Auf meine Anfrage, betreffend Neu-Guinea, antwortete mir 
eet Lord Granville, es sei nicht bekannt gewesen, dass Deutschland weitere Be- 
sitzergreifungen in Neu-Guinea beabsichtige. Die Gründe für die in Aussicht 
genommene englische Annexion der zwischen Huon-Bai und dem Ostkap be- 
legenen Küste von Neu-Guinea seien in einer Depesche an den grossbritan- 
nischen Botschafter in Berlin dargelegt. Das von Holland, Deutschland und 
England nicht besetzte Gebiet freizulassen, sei bedenklich gewesen, weil sich 
Freibeuter auf demselben hätten niederlassen können. || Die mit der Annexion 
beauftragten Kriegsschiffe seien angewiesen worden, die deutschen Besitzer- 

greifungen zu respektiren. 
(gez) Graf Münster. 








Nr. $493. GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Berlin an den 
engl. Min. des Ausw. — Unterredung mit Bismarck 
über die Gründe der Entfremdung zwischen England 
und Deutschland*). 


Berlin, Jannary 24, 1885. 
MyLord, — With reference to my Despatch of to-day’s date, I have the 
honour to inform your Lordship that after I had finished reading to Prince 
. Bismarck your Lordship’s Despatch of the 20th instant, he spoke to me at 





*) Dieser Bericht trägt im Blaubuch die Nummer 1488; ferner ist derselbe ab- 
weichend von den anderen Aktenstücken, welche durch Vermittelung des Auswärtigen 
Amts dem Kolonialamt zugegangen sind, ohne das übliche Uebersendungsschreiben 
abgedruckt. Beides scheint darauf zu denten, dass dieser Bericht erst im letzten Mo- 
ment zur Publikation im Blaubuch bestimmt worden. 

Die „Nordd. Allg. Ztg.“ vom 2. März schreibt über die Veröffentlichung dieses Akten- 
stücks: 

„Unter den Indiskretionen, welche die jüngsten englischen Blaubücher enthalten, 
ist die Veröffentlichung des Berichtes, welchen der englische Botschafter in Berlin am 
25. Januar über eine Unterredung mit dem Reichskanzler erstattet hat, soweit unsere 
bisherigen Forschungen reichen, die auffälligste und hedanerlichste. Die Möglichkeit 
erfolgreicher Diplomatie beruht wesentlich auf dem Vertrauen, von welchem der per- 
sönliche Verkehr der Diplomaten und auswärtigen Minister helerrscht wird, Kann in 
demselben nur das gesprochen werden, was sich zu sofortiger polemischer Publication 
eignet, so wird natürlich die Thätigkeit der Diplomatie eine ziemlich unfruchtbare und 
man kann wohl sagen, überflüssige werden; denn die Art des Verkehrs, die dann übrig 
bleibt, kann, wie der Reichskanzler vorgestern richtig bemerkte, auch durch die Post 
besorgt werden; man braucht sich deshalb nicht den Luxus einer Botschaft und den 
Steuerptlichtigen die Kosten dafür aufzulegen. Der Reichskanzler ist durch seine 
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length on the circumstances leading to the present political estrangement be- Nr. 8498. 


tween the two countries. || He said, that at every point at which Germany had britennien. 
24. Jan. 1885. 





freundschaftlichen Beziehungen zu dem verstorbenen Lord Ampthill gewöhnt gewesen, 
mit dem englischen Botschafter am diesseitigen Ilofe vertraulich und offen zu ver- 
kehren, und er hat diese Gewohnheit auf dessen Nachfolger um so leichter übertragen 
können, als beide Herren seit länger als 30 Jahren in Beziehungen stehen, die sich 
auf das kollegialische und freundschaftliche Verhältniss gründen, welches in Frank- 
furt a. M. zwischen den Eltern des jetzigen Herrn Botschafters und dem Hause des 
Reichskanzlers stattfand. So erklärt es sich, dass Fürst Bismarck in seiner Unterredung 
mit Sir Edward Malet, um diesem den Nacliweiss seiner ehrlichen, aber fruchtlosen Be- 
mühungen um Englands Freundschaft zu liefern, sich mit der riickhaltlosen Offenheit, 
ausgesprochen hat, von welcher der darüber erstattete Bericht Zeugniss giebt. Dass dieser 
Bericht in der Art, wie er vorliegt, überhaupt erstattet wurde, darin liegt nichts, was zum 
Vorwurf berechtigte; aber wir sind überzeugt, er würde nicht in diesem Umfange erstattet 
worden sein, wenn sein Verfasser darauf hätte rechnen können, dass er sofort und in 
extenso veröffentlicht werden würde. In dieser Veröffentlichung liegt eine Indiskretion, 
welche vertrauliche Auslassungen zwischen den Staatsmännern beider Regierungen für 
die Zukunft abschneidet. Der praktische Zweck, den man im Auge gehabt haben 
kann, wenn man sich in diesem Maasse über die Tradition im Verkehre befreundeter 
Regierungen hinwegsetzte, ist schwer erkennbar. Man sagt, und entsprechende Zei- 
tungsartikel lassen cs vermuthen, dass damit in Frankreich Misstrauen gegen Deutsch- 
land hätte geschaffen werden sollen. Ein solcher Wunsch wäre ja begreiflich; der eng- 
lischen Politik kann weniger an einer Feindschaft zwischen Deutschland und England 
als an einer solchen zwischen Deutschland und Frankreich gelegen sein. England mag 
annehmen, dass es Frankreich seinen Wünschen gefügiger finden würde, wenn es da- 
rauf rechnen könnte, dass Frankreich mit der Feindschaft Deutschlands von Hause 
aus belastet ist. Beide Nationen sind gleich stark; stehen sie sich also feindlich gegen- 
über, so wird der Ucberschuss an Kraft; den eine von ihnen noch gegen eine dritte 
Grossmacht verwenden könnte, immer nicht bedeutend sein. Wir begreifen also, dass 
es im Interesse der englischen Politik liegt, in Frankreich Misstrauen gegen Deutsch- 
land zu erregen Wird das aber mit der Veröffentlichung dieser Depesche wirklich 
erreicht? Wir glauben es nicht, auch wenn der Theil der englischen und französi- 
schen Presse, welcher das gleiche Interesse hat, sich noch weiter bemüht, die Veröffent- 
lichung dahin auszubeuten. Der Bericht des englischen Botschafters liefert nur einen 
neuen Beweis für die Geradheit und Offenheit der deutschen Politik. Am 5. Mai hat 
Graf Münster den Auftrag erhalten, zu verstehen zu geben, dass Deutschland, wenn 
England sich der Verständigung versage, eine solche mit Frankreich suchen werde. 
England hat sich dem deutschen Entgegenkommen versagt, und sobald das deutsche 
Kabinet sich hiervon überzeugt, hat dasselbe, seiner in London gemachten Vorher- 
sagung entsprechend, den Weg der Annäherung an Frankreich betreten. Derselbe hat 
zu der Verständigung zwischen Frankreich und Deutschland zunächst über die Kongo- 
frage und die Konferenz, dann aber auch über die ägyptische Frage und zur Ucber- 
einstimmung der kontinentalen Mächte in der letzteren geführt. Diese Thatsachen 
sind weltkundig, und liegt in ihnen nichts, wodurch das Vertrauen, welches die franzö- 
sische Regierung in die Ehrlichkeit der deutschen Politik setzt, abgeschwächt werden 
könnte. Dies ist um so mehr der Fall, als der Bericht Sir Edwards selbst die That- 
sache konstatirt, dass der Versuch, die französisch-deutschen Beziehungen wiederum 
zu lockern, an der Ablehnung des Fürsten Bismarck unter Bezugnahme auf die Pflich- 
ten gegen Frankreich scheiterte. Ganz unerfindlich ist der Grund, welcher den Leiter 
der englischen Veröffentlichung dazu bewogen hat, Aeusserungen über den deutschen 
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endeavoured to found a Colony England had closed in, making new acquisi- 


. tions, so as to restrict Germany’s power of expansion. He proceeded to the 
+. question of New Guinea, and he asserted that he had understood from Mr. 


Scott’s note of the 9th October that we had accorded him free hand with 
regard to the north; that, to his understanding, the words “without prejudice 
to any territorrial question beyond these limits” gave him such liberty. || I 
argued with the Prince on both points to the effect, that we had not extended 
our protectorates in the order stated; that we had, on the contrary, been 
going even to the Cameroons before we were in any way aware that Germany 
intended to establish a protectorate there; that in regard to New Guinea, when 
first Count Minster had spoken about it, your Lordship had informed him that 
steps towards annexation had already gone further than was known; as to 
the words “without prejudice conveying such a meaning as the Prince attached 
to them, I assured him that the only meaning which could be attached to 
them in the English language was that the question with regard to the rest 
of New Guinca remained as it was before, and that, in any case, the words 
were followed by the statement of opinion that questions regarding territorics 
beyond those which we had annexed should be dealt with diplomatically. The 
Prince persisted, that he had understood the words in an entirely different 
sense, and had considered that he was free to annex that which we had not 
annexed. || He proceeded to say, that in order to show me how different were 
our relations only a year ago, and how much he had desired that the good 
relations then subsisting should continue, he would read mo a Despatch which 
he had addressed to Count Münster on the 5th of last May. || He must believe, 
that Her Majesty’s Government had entirely failed to appreciate the impor- 
tance which his Government attached to the colonial question, as he could 
not suppose that, if your Lordship had understood it, the successive annoy- 
ances to which Germany had been exposed would not have been averted. 
This Despatch of the 5th May to Count Münster was a very remarkable 
one. || It stated the great importance which the Prince attached to the colo- 
nial question, and also to the friendship of Germany and England. || It pointed 
out, that in the commencement of German colonial enterprise, England 
might render signal service to Germany, and said that for such service 
Germany would use her best endeavours in England’s behalf in questions 
affecting her interests nearer home. It pressed these considerations with 
arguments to show the mutual advantage which such understanding would 
produce, and it then proceeded to instruct Count Münster to say if it 
could not be effected the result would be that Germany would seek from 
France the assistance which she had failed to obtained from England, aud 
would draw closer to her on the same lines on which she now endea- 
Botschafter, Grafen zu Münster, welche der Reichskanzler in seinen vertraulichen 
Unterhaltungen gethan haben soll, der Oeffentlichkeit zu übergeben. Hierin liegt eine 
persönliche Gehässigkeit, für welche uns jede Erklärung fehl.“ Anm. d. Red. 





Neu-Guinea und Südsee-Inseln. 955 


voured to meet England. Tho Despatch was a long one, and the Prince read Nr. 498. 
it to me in German, but the above was the gist of it. || Prince Bismarck went britennten: 
on to say that, not being satisfied with the result, and attributing it in part 2t-Jan. 188. 


to the Ambassador not having stated the points with precision, he sent his 
son, Count Herbert Bismarck, to England, in the hope that he might succeed 
where Count Minster had failed, but that he, unfortunately, had only succeed- 
ed in obtaining those general friendly assurances of goodwill which were of 
little value in the face of subsequent occurrences. || The Prince then read to 
me a draft of a Despatch which he is now sending to Count Münster, in 
which he takes up a remark, which his Excellency attributes to your Lord- 
ship, in a Report on the Egyptian question, to the effect that the attitude of 
Germany on the colonial question makes it difficult for your Lordship to be 
conciliatory on other points. || The Prince next reverted to what he termed. 
our closing-up system, and he mentioned Zululand, observing that the Boers 
claimed a cession dating from 1840 with King Panda. || I said, that I feared 
the Prince’s good faith had been imposed upon, as no such State as the Trans- 
vaal had cxisted at that date, and that the only Boers who could have obtain- 
ed a cession of territory, if such existed, were our own subjects. || The Prince 
replicd, that it was not a question which a lawsuit would settle. || I then said 
to the Prince that the whole situation was undoubtedly a very unsatisfactory 
one, and that it gave me grcat pain, as it had been my hopc and endeavour, 
under instructions from your Lordship, to bring about a more cordial under- 
standing between the two Powers; that I knew that it had never been the 
intention of Ier Majesty’s Government to thwart the colonial aspirations of 
Germany, and that, in my opinion, our action had repeatedly shown this 
desire; but I said, that it would be impossible for us to act so as to mect 
his wishes, even where it was easy for us to do so, unless we knew what those 
wishes werc, and I therefore begged him to tell me what now, at this mo- 
ment, he wantcd; was it the parts of New Guinea which we were now annex- 
ing? Was it Zululand? I said, that the knowledge of his wishes, whatever 
they might be, was better than that we should go on mutually acting in the 
dark, and consequently running against cach other. || The Prince replicd, that 
the understanding which he had arrived at with France in consequence of 
his failure to come to one with us, put it out of his power to take up the 
question now, as he had expounded it to us in May. The long conversation 
came to an end by his saying, that he had been anxious to explain to me the 
serics of circumstances that had preceded the present phase of the political 
relations betwcen the two countries, which he was sure I must regret as much 
as he did. || I have, &c. 
Edward B. Malet. 





Nr. 8404, 
Deutschland. 
28. Jan, 1885, 
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Nr. 8494. DEUTSCHLAND. — Reichskanzier an den deutschen 
Botschafter in London. — Auftrag, in einer Note Ver- 
wahrung gegen die neue engl. Annexion einzulegen und 
zugleich mündlich die Hoffnung auszusprechen, dass 

- der geplanten Maassregel keine weitere Folge ge- 
geben werde. [46.) 


Berlin, den 26. Januar 1885. 

Euerer Excellenz beehre ich mich im Anschluss an meine Mittheilung vom 
20. d. Mts.*), betreffend Neu-Guinea, anbei in Abschrift zwei Noten Sir Edward 
Malets vom 17. d. Mts. zu Ihrer Information zu übersenden. || Ich ersuche 
Euere Excellenz ergebenst, eine dem beiliegenden Entwurf entsprechende Note 
an Lord Granville zu richten. || Die unter dem 22. d. Mts. berichteten Aeusse- 
rungen Lord Granville’s bitte ich folgendermaassen mündlich zu beantworten: 
| Wenn es der grossbritannischen Regierung nicht bekannt gewesen sein sollte, 
«lass Deutschland auch östlich von der Huon-Bai weitere Annexionen machen 
wollte, so könnte dies nur darauf zurückgeführt werden, dass unsere Mitthei- 
lungen in diesen Angelegenheiten seitens der grossbritannischen Regierung 
nicht den Grad von Beachtung gefunden haben, welchen wir bei den freund- 
schaftlichen Beziehungen beider Länder erwarteten. || Nach der Note Sir Edward 
Malets vom 17. Januar nahm die grossbritannische Regierung den Standpunkt 
ein, dass die Regelung der Besitzverhältnisse zwischen Deutschland und Eng- 
land, besonders auf dem östlichsten Theile der Insel, den Gegenstand einer 
noch ausstehenden diplomatischen Verhandlung zwischen den beiden Regierun- 
gen bilden solle. Diesem Standpunkt würde es entsprochen haben, wenn die 
englische Regierung vor Ertheilung der Befehle zur Besitzergreifung des an- 
geblich den Unternehmungen von Freibeutern ausgesetzten Küstenstrichs sich 
hierüber zunächst mit der Regierung Seiner Majestät des Kaisers ins Einver- 
nehmen gesctzt hätte. || Da die behauptete Ungewissheit über die Absichten 
Deutschlands nunmehr aufgeklärt ist, so hoffen wir, dass die englische Regie- 
rung nach Prüfung unserer Antwort auf die Note Sir Edward Malets vom 
17, d. M. geneigt sein werde, jener Maassregel keine weitere Folge zu geben. 

von Bismarck. 


Anlage. 
Entwurf zu einer Note des Kaiserlichen Botschafters an Lord Granville. 
London, den Januar 1885*) 
Nachdem der Unterzeichnete durch Note vom 26. Dezember v. J. die 
Ehre gehabt hat, der Königlich grossbritannischen Regierung anzuzeigen, dass 
die deutschen Niederlassungen auf der Nordküste von Neu-Guinea und im 





*) Die Note wurde vom 28. Januar datirt (Blaubuch No. 164, Inclosure 1). 
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neubritannischen Archipel unter den Schutz Seiner Majestät des Kaisers ge- Nr. 8494. 


Deutschland. 


stellt worden sind, hat Sir Edward Malet unter dem 17. d M. an die Regie- vg, Jan. 1885. 


rung Seiner Majestät eine Note gerichtet, um ihr mitzutheilen, dass der Kom- 
modore der australischen Station den Befehl erhalten habe, das Protektorat 
Ihrer Majestät in Neu-Guinea vom Ostkap bis zum Golf von Huon zu pro- 
klamiren, welcher dem Vernehmen nach als die Grenze der deutschen Anne- 
xionen angesehen werden dürfe, sowie über die Louisiaden- und Woodlark- 
Inselgruppen. In der Note wird gleichzeitig bemerkt, dass die d’Entrecasteaux- 
Inseln in der früheren Proklamation mit einbegriffen gewesen seien. 

Der Unterzeichnete ist beauftragt, diese Note wie folgt zu beantworten: 

Nach den Verhandlungen, welche über diese Angelegenheit zwischen den 
beiden Kabinetten seit Anfang August v. J. gepflogen worden sind, kann die 
Königlich grossbritannische Regierung die Mittheilung von der deutschen Be- 
sitzergreifung nicht unvorbereiteter erhalten haben, als die Regierung Seiner 
Majestät des Kaisers im Oktober v. J. die Nachricht, dass England die ganze 
Südküste von Neu-Guinea und die vorliegenden Inseln durch Proklamation in 
Besitz genommen habe. || Infolge der ihm unter dem 2. August v. J.*) zugegan- 
genen Instruktion seiner Regierung war der Unterzeichnete in der Lage, am 
8. desselben Monats Seiner Excellenz dem Königlich grossbritannischen Herrn 
Staatssekretär der Auswärtigen Angelegenheiten mitzutheilen, dass die Kaiser- 
liche Regierung beabsichtige, wie in Westafrika, so nunmehr auch in der Süd- 
sce diejenigen Gebiete, in welchen sich der deutsche Handel in vorherrschen- 
der Weise ausgebreitet hat, oder wohin Expeditionen, deren Berechtigung 
von Niemand bestritten werden kann, in Ausführung begriffen seien, unter 
den direkten Schutz des Reichs zu stellen. Zugleich sprach der Unter- 
zeichnete den Wunsch seiner Regierung aus, sich mit der Königlich gross- 
britannischen Regierung über die geographische Abgrenzung der beiderseiti- 
gen Herrschafts- oder Schutzgebiete in der Südsee, sowie im Allgemeinen über 
die innerhalb dieser Gebiete beiderseits, namentlich den Angehörigen des an- 
deren Theils gegenüber, zur Anwendung zu bringenden Grundsätze zu verstän- 
digen. Dass hierbei eine Verständigung über die Grenzen von bevorstehen- 
den Besitzergreifungen gemeint sei, ergiebt sich aus der Thatsache, dass da- 
mals deutsche Herrschaftsgebiete in der Südsee noch nicht existirten, sondern 
nur solche, „in denen der deutsche Handel vorherrschte“, oder wohin „Expe- 
ditionen in Ausführung begriffen seien“. | Was Neu-Guinea anbelangt, so be- 
zeichnete der Unterzeichnete den seit dem Erscheinen eines deutschen Zeitungs- 
artikels vom Jahre 1882, welcher den nicht unter niederländischer Hoheit 
stehenden Theil der Insel für deutsche Kolonisation empfohlen hatte, in Austra- 
- lien laut gewordenen Anspruch auf diesen ganzen Theil als jeder Berechti- 
gung entbehrend. Er erinnerte daran, dass England bisher in Neu-Guinea 
überhaupt keinen staatlichen Besitz ergriffen habe, und dass für die Regic- 





*) Vergl. Nr. 8443. 
Staatsarchiv XLIV. 17 
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a FEDS Seiner Majestät des Kaisers dort, wie in der Angra-Pequena-Angelegen- 
28. Jan, 1ge5, heit der vor 10 Jahren gemeinsam mit England in Angelegenheit der Karo- 
linenj, Pelew- und Sulu-Inseln Spanien gegenüber mit Erfolg geltend gemachte 
Grundsatz massgebend bleibe, wonach nur solche Souveränitätsansprüche an- 
zuerkennen sind, die thatsächlich ausgeübt werden. Obwohl daher an 
sich der ganze unabhängige Theil von Neu-Guinca prinzipiell ein ebenso be- 
rechtigter Zielpunkt deutscher wie englischer Unternehmungen sein würde, 
wolle die Kaiserliche Regierung gleichwohl die Berechtigung des Wunsches 
der Australier zugeben, dass sich keine fremde Macht auf der südlichen 
Küste von Neu-Guinea an der Torresstrasse gegenüber von Queensland fest- 
setze. || Da die Kaiserlicho Regierung cin Naturrecht der Australier auf Neu- 
Guinea und die anderen unabhängigen Inselgebiete in der Südsee grundsätz- 
lich bestreitet, so konnte jener Schritt nicht etwa bezwecken, die Genehmi- 
gung der grossbritannischen Regierung zu den beabsichtigten Erwerbungen 
nachzusuchen. || Der Zweck jenes Schrittes war vielmehr der Wunsch, der Müg- 
lichkeit von Kollisionen vorzubeugen. Nachdem das seit dem Frühjahr v. J. 
in Angriff genommene und unter dem Schutz des Reichs stehende Uuternch- 
men nach Neu-Guinea und dem neubritannischen Archipel in Folge von Ent- 
hüllungen und Angriffen auf die Reichspolitik, welche am 27. Juni in der 
Budgetkommission des deutschen Reichstags stattfanden, in Australien bekannt 
geworden war, stand zu besorgen, dass englische Unterthanen den Versuch 
machen würden, diesem Unternehmen Schwierigkeiten in den Weg zu legen, 
welchen zuvorzukommen der Zweck dos deutschen Vorgehens war. || Der Unter- 
redung vom 8. August v. J. folgte ein Meinungsaustausch, welcher, wie die 
Kaiserliche Regierung bisher angenommen hatte, mit der bestimmten Zusage 
der Königlich grossbritannischen Regierung endigte, dass sie das ihrerseits 
beabsichtigte Protektorat in Neu-Guinea auf die Australien gegenüber liegende 
Südküste und die vor dieser Küste liegenden Iuseln beschräuken werde. 
Die Kaiserliche Regierung ist daher durch den Inhalt der Note Sir Edward 
Mulets vom 17. d. M. peinlicher überrascht worden, als die Königlich gruss- 
britannische Regierung es durch irgend ein diesseitiges Vorgehen sein konnte. 
| Zunächst hat der Unterzeichnete sich dagegen zu verwahren, dass er in der 
Unterredung mit Lord Granville vom 8. August v. J. die Absichten Deutsch- 
lands auf die Nordküste von Neu-Guinea dahin eingeschränkt habe, „dass es 
einige Theile des wilden Landes auf dieser Küste gebe, welche sich als cin 
Feld der Kolonisation für deutsche Unternehmungen eignen könnten“. Er hat 
vielmehr den ganzen unabhängigen Theil der Nordküste als den Gegenstand 
eines in Ausführung begriffenen deutschen Kolonial-Unternehmens bezeichnet. 
Richtig ist es, dass Lord Granville damals bemerkte, dass Deutschland wenig- 
stens bis dahin in Neu-Guinea keine Niederlassungen begründet habe. Seine 
Excellenz konnte aber nicht umhin, seinerseits einzuräumen, dass es englische 
Niederlassungen dort überhaupt nicht gebe. || Der Herr Staatssekretär bemerkte 
sodaun dem Unterzeichneten einstweilen vertraulich, dass mit den australischen 
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Kolonieen über Neu-Guinca Verhandlungen schwebten und dass deren Abschluss Nr. 849. 
im Sinne der Annexion des südlichen Theils dieser Insel bevorstehe. || Ein Fe 
Zweifel über die geographische Ausdehnung dieses Gebiets konnte bei dem 
Unterzeichneten um so weniger entstehen, als ihm Lord Granville nach er- 
folgter Besprechung der Angelegenheit mit den andern englischen Ministern 
am 9. August das Folgende mittheilte: || „The extension of some form of Bri- 
tish authority in New-Guinea which will be shortiy announced, will only em- 
brace that part of the island which specially interests the Australian Co- 
lonies, without any prejudice to any territorial questions beyond these 
limits.“ || Die Schlussworte dieses Schreibens: „without prejudice‘ u. s. w., 
konnten nach der stattgehabten Besprechung von dem Unterzeichneten und 
seiner Regierung nicht anders verstanden werden, als dass die englische Be- 
sitzergreifung sich auf die Küste beyond these limits nicht erstrecke, auf die- 
ser vielmehr der status quo ante, in welchem sic staatlich res nullius war, 
fortbestehe. Die Kaiserliche Regierung würde daher vollständig berechtigt 
gewesen sein, ohne weiteres den Befehl zu ertheilen, die ganze Nordküste bis 
zum Ostkap in Besitz zu nehmen. Dies unterblieb jedoch, weil deutscherseits 
angenommen wurde, dass die vorbehaltene kommissarische Auseinandersetzung 
über die geographische Abgrenzung der beiderseitigen Machtgebiete in der 
Südsee sich, insoweit Neu-Guinea in Betracht kam, auf die inneren Grenzen 
der Insel beziehen solle. Letztere aber konnte in der schmalen Ostspitze 
derselben mehr Schwierigkeiten als westlich im Innern bieten. 

Um so überraschter war daher die Kaiserliche Regierung, als ihr eine 
Note des grossbritannischen Geschäftsträgers in Berlin vom 19. September zu- 
ging*), in welcher ihr, im Widerspruch mit der Mittheilung Lord Granville’s 
vom 9. August**), angezeigt wurde, die englische Regierung beabsichtige ihr 
Protektorat über alle nicht von den Niederlanden okkupirten Küsten Neu- 
Guinca’s, also über die ganze Südküste, und ausserdem auch über die Nord- 
küste mit Ausnahme des zwischen der niederländischen Grenze und dem 145° 
östlicher Länge gelegenen Theils dieser Küste, zu erklären. Die Bemerkung 
in der Note vom 19. September, auf welche jetzt in der Note Sir Edward 
Malets vom 17. d. Mts. Bezug genommen wird, und welche lautete: || „The 
145th degree of East Longitude has been fixed as the Westeru British limit 
on the Nortliern Coast, in order that it should embrace the territory owned 
by the natives on the Maclay Coast, whose claim for British Protection has 
long been under the consideration of Her Majesty’s Government, and was one 
of the principal reasons which determined the Cabinet to advise The Queen 
to assume the responsibility of establishing a Protectorate in New-Guinea“***), 
| war kein überzeugender Grund für die Kaiserliche Regierung, um auf die 
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Fe Erfüllung der ihr englischerseits am 9. August ertheilten Zusage zu verzich- 

%.Jan.ıggs ten. Auch der Kaiserlichen Regierung haben seit dem Bestehen des Reichs 
viele Petitionen wegen Inbesitznahme herrenloser Gebiete vorgelegen, ohne dass 
sie bekanntlich bis vor 2 Jahren sich dazu entschlossen hätte, einigen dieser 
Wünsche zu entsprechen. || Der Unterzeichnete hat bereits Anlass gehabt, der 
Königlich grossbritannischen Regierung mitzutheilen, dass gerade das nach der 
Nordküste von Neu-Guinea gerichtete Unternehmen schon seit dem Jahre 1880 
beabsichtigt war und seitdem den Gegenstand der Erwägung der Regierung 
Seiner Majestät des Kaisers gebildet hat. Dagegen ergeben die englischen 
Blaubücher, dass die jetzt von der englischen Regierung geltend gemachten 
Petitionen früher wiederholt abgewiesen worden sind. Nach den Erfahrungen, 
die wir in Angra Pequena, an der Goldküste und jüngst auch in Zululand ge- 
macht haben, hat es den Anschein, dass auch der Besitz von Neu-Guinca erst 
von dem Augenblick an begehrenswerth für Engiand geworden ist, seit Deutsch- 
land sein Auge darauf geworfen hat. Ein Bedürfniss der australischen Kolo- 
nien wird gegenüber der Thatsache nicht behauptet werden können, dass deren 
Bevölkerung, namentlich in Queensland, noch nicht ausreicht, um auch nur das 
Küstenland des australischen Kontinents zu besiedeln. || Der Kaiscrliche Ge- 
schäftsträger Baron von Plessen ward deshalb unter dem 25. September v. J. 
beauftragt, auf den Widerspruch zwischen dem Inhalt der Note des Mr. Scott 
vom 19. September und der Zusage Lord Granville’s vom 9. August aufmerk- 
sam zu machen. 

Hierauf erhielt die Kaiserliche Regierung zu ihrer Genugthuung mittelst 
einer Note des Mr. Scott vom 9. Oktober die folgende, mit der Zusage vom 
9. August übereinstimmende Erklärung: „that Her Majesty's Government have 
carefully considered the communication which Baron von Plessen was instructed 
to make on the proposed limit of this protectorate, and have decided that 
the declaration to be made shall limit the British Protectorate to the whole 
of the Southern Coast including the islands contiguous to it, instead of that 
which they had at first proposed. This will be done without prejudice 
to any territorial question beyond these limits“*) || Wenige Tage darauf 
wurde seitens der englischen Regierung eine der vorstehenden Erklärung genau 
entsprechende Proklamation nebst einer die Ausdehnung des englischen Pro- 
tektorats veranschaulichenden Karte publizirt. || Hiernach durfte die Kaiserliche 
Regierung sich überzeugt halten, dass nunmchr die freibleibende Nordküste 
der Insel nicht nur als herrenlos, sondern auch mit vollem Einverständniss der 
englischen Regierung für deutsche Besitzergreifung offen stände, und dass nur 
erübrigte, die gegenseitige Abgrenzung nach dem Innern der Insel zu bestim- 
men, und dass hiermit die Möglichkeit eines Missverständnisses oder gar eins 
Widerstreits der Interessen ausgeschlossen sci. Für sie schien auch jedes 
formelle Hinderniss beseitigt, nunmehr auch ihrerseits die Besitzergreifung der 
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Küstenstrecke von der Huon-Bai bis zum Ostkap anzuordnen. In dieser Ueber- Nr. 849. 
zeugung war sie gerade durch den in der Note Sir Edward Malets vom ee 
d. M. weiter citirten Passus der Note des Mr. Scott vom 9. Oktober be- 
stärkt worden, welcher lautete: „It is with great satisfaction that Her Maje- 
sty’s Government have come to an arrangement in which they find them- 
selves in perfect accord with Germany“. 

Für die Kaiserliche Regierung ist es um so unerwarteter, wenn trotzdem 
die von Baron Plessen, bei Gelegenheit seiner Mittheilung vom 27. Septem- 
ber gemachte Bemerkung, dass nach Ansicht der Kaiserlichen Regierung auch 
über die Abgrenzung der beiderseitigen Interessensphären an jener Küsten- 
strecke eine freundschaftliche Verständigung im Wege kommissarischer Ver- 
handlungen anzustreben sei, so gedeutet wird, als ob Deutschland in der 
Hoffnung auf einen ihm günstigen Ausgang der vorgeschlagenen kommissari- 
schen Verhandlungen sich auf ungewisse Zeit gebunden hätte, auch während 
jahrelanger Verhandlungen überhaupt auf Neu-Guinea und anderwärts nichts in 
Besitz zu nehmen, während England vorweg die ganze Südküste von Neu- 
Guinea einschliesslich des Küstenstrichs in der Ostecke in Beschlag zu neh- 
men sich für berechtigt hielt. Diese Annahme widerspricht der ersten Voraus- 
setzung der von uns vorgeschlagenen freundlichen Verständigung, nämlich dem 
Prinzip der Gleichberechtigung beider Nationen. || Darauf, dass uns englischer- 
seits eine solche Zumuthung ernstlich gestellt werden könnte, sind wir erst 
jüngst durch den als englischer Konferenz-Delegirter hier anwesenden Mr. 
Meade aufmerksam gemacht worden, dessen Vorschläge darauf hinziclten, uns 
aus Neu-Guinea ganz auszuschliessen. Die Ansicht der Kaiserlichen Regie- 
rung über diese Vorschläge hat der Unterzeichnete zufolge der ihm unter dem 
29. Dezember v. J.*) und 10. Januar d. J.**) ertheilten Instruktionen zur 
Kenntniss der Königlich grossbritannischen Regierung gebracht. 

In der Note des Mr. Scott vom 9. Oktober war folgender Passus ent- 
halten: „In case any questions should rise as to those districts (of New-Gui- 
nea) which lie beyond the limit described, Her Majesty’s Government are of 
opinion that it would be better to deal with them diplomatically, than 
to refer them to the commission, which it is proposed to appoint with re- 
gard to the Islands in the Pacific“. || Wenn die Königlich grossbritannische 
Regierung von der Ansicht ausging, dass bis zu einem Ergebniss der diplo- 
matischen Verhandlungen jede Besitzergreifung auf Neu-Guinea zu unterblei- 
ben habe, so hat sie durch die nach dieser ihrer Erklärung von ihr ange- 
ordnete Proklamirung des englischen Protektorats über die ganze Südküste, 
einschliesslich des östlichen Theils von Neu-Guinea, sich zuerst mit ihrer Er- 
klärung in Widerspruch gesetzt. Die Kaiserliche Regierung hatte ihre Befehle 
wegen .des Hissens der Flagge schon im August v. J. gleich nach Empfang 
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der Erklärung Lord Granville’s vom 9. desselben Monats*) ertheilt und ver- 
wahrt sich ihrerseits gegen den Vorwurf, einer von ihr eingegangenen Ver- 
pflichtung zuwidergehandelt zu haben. 

Aus den Erklärungen der grossbritannischen Regierung und aus der be- 
reits erwähnten amtlichen englischen Karte ergiebt sich mit voller Klarheit, 
dass das englische Protektorat südlich vom Ostkap durch eine etwa mit dem 
152. Grad östlicher Länge (Greenwich) zusammenfallende Linie begrenzt sein 
sollte. Die in der Note Sir Edward Malets vom 17. d. M. enthaltene An- 
gabe, dass die — vor der Nordküste liegenden — d’Entrecasteaux-Inseln be- 
reits in der Proklamation des englischen Protektorats vom 6. November v. J.**) 
einbegriffen gewesen seien, widerstreitet ebenso sehr den uns englischerseits 
ertheilten Zusagen vom 9. August und 9. Oktober v. J.***) wie dem Wort- 
laut der Proklamation und der deutlich eingezeichneten Abgrenzung auf der 
amtlich veröffentlichten Karte+) || Hiermit erledigt sich auch die in einer 
zweiten Note Sir Edward Malets vom 17. d. M. an die Kaiserliche Regie- 
rung gerichtete Anfrage über die Ausdehnung des deutschen Protektorats. 
Denn die Kaiserliche Regierung hat von Anfang an beabsichtigt, die ganze 
Nordküste, von der niederländischen Grenze bis zum Ostkap nebst den vor- 
liegenden Inseln, unter ihren Schutz zu stellen. || An wieviel Stellen die Kaiser- 
liche Flagge zur äusseren Bekundung des deutschen Protektorats auf der 
Nordküste gehisst worden, ist nicht entscheidend. Diese Frage ist. von Seiten 
der englischen Regierung um so auffallender, als bekanntlich die ganze Süd- 
küste der Insel ebenfalls nur durch den an wenigen Punkten vorgenommenen 
symbolischen Akt des Flaggehissens unter das Protektorat Ihrer Majestät der 
Königin von England gestellt worden ist. || Das Recht Deutschlands auf die 
ganze Nordküste würde auch dadurch nicht entkräftet werden können, wenn 
im Gegensatz mit der im August, bezw. Oktober, stattgehabten Verständigung 
zwischen den beiden Regierungen jetzt zu unserm Bedauern die englische 
Flagge auf einzelnen Theilen der Nordküste und auf den vor derselben lie- 
genden Inseln gehisst worden sein sollte. || Die Motivirung des von der eng- 
lischen Regierung beschlossenen Vorgehens mit dem Wunsche, den aus dem 
Mangel einer Jurisdiktion auf der Küste von Neu-Guinea sich ergebenden Un- 
zuträglichkeiten abzuhelfen, vermag die Regierung Seiner Majestät des Kaisers 
nicht als zutreffend anzuerkennen. Denn schon bei dem im August v. J. statt- 
gohabten Meinungsaustausch ist die Frage der Einrichtung einer ausreichen- 
den Jurisdiktion in den beiderseitigen Protektoratsgebieten von dem Unter- 
zeichneten zur Sprache gebracht worden. In Abwesenheit jeder englischen 
Niederlassung kann ein dringenderes Bedürfniss hierzu gerade von Seiten Eng- 
lands nicht geltend gemacht werden. Was die Inseln im neubritannischen 
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Archipel anbelangt, so bemerkt der Unterzeichnete, dass die Inbesitznahme Nr. 8494 
dieser Inseln zum Gegenstande einer Verhandlung zwischen Deutschland und tees. 
England zu machen seitens der Kaiserlichen Regierung niemals beabsichtigt 
war. Denn auf diesen Inselgruppen bestehen, wie dies von dem Unterzeich- 
neten schon in seiner Unterredung vom 8. Auggst bemerkt wurde, seit langer 
Zeit ausschliesslich deutsche Niederlassungen, und zwar in einem Um- 
fange, dessen zehnter Theil für die englische Regierung genügt haben würde, 
um schon längst von diesem Archipel Besitz zu ergreifen. Wenn englischer- 
seits beansprucht werden sollte, dass wir vor dieser Besitzergreifung uns 
wegen eines möglichen Interesses Englands oder sciner Kolonien daran mit der 
grossbritannischen Regierung hätten verständigen sollen, so steht ein solcher 
Anspruch nicht im Einklange mit dem Vorgehen Englands gegenüber Deutsch- 
land an den Küsten von Afrika. Denn es genügte die erste Nachricht über 
einige dort gemachte deutsche Erwerbungen, um zu bewirken, dass von eng- 
lischer Seite sofort und auch nach erfolgter Einladung zur westafrikanischen 
Konferenz Maassregeln hervorgerufen oder gebilligt wurden, welche bezweck- 
ten, durch Beschlagnahme grosser Küstenstrecken, wie derjenigen zwischen 
Bimbia und Lagos, den deutschen Erwerbungen selbst die Möglichkeit einer 
weiteren Ausdehnung im Golf von Guinea abzuschneiden. || Nach diesen Erfah- 
rungen würde die Kaiserliche Regierung möglicherweise jetzt auch die Nach- 
richt von der Aufpflanzung der englischen Flagge im neubritannischen Archipel 
zu gewärtigen haben, wenn sie nicht rechtzeitig die dortigen Niederlassungen 
unter ihren Schutz gestellt hätte. 
Der Unterzeichnete ist beauftragt, gegen die in der Note Sir Edward 
- Malets vom 17. d. Mts. angekündigte und zufolge einer telegraphischen Mel- 
dung aus Melbourne anscheinend bereits erfolgte Proklamirung des Protekto- 
rats Ihrer. Majestät der Königin von Grossbritannien und Irland über den 
zwischen dem Ostkap und der Huon-Bai gelegenen Theil der Nordküste von 
Neu-Guinea, sowie über die d’Entrecasteaux-, Woodlark- und andere, vor der 
Nordküste liegende Inseln als im Widerspruch mit der uns in amtlichen 
Schriftstücken ertheilten Zusage der englischen Regierung stehend, Verwah- 
rung einzulegen. || Die Kaiserliche Regierung wünscht jedoch auch ihrer- 
seits zur Verhütung jeden Anlasses von Differenzen zwischen den beiden Re- 
gierungen sich über die inneren Grenzen der beiderseitigen Protcktoratsgebiete 
auf Neu-Guinea, und zwar namentlich auch in der mehrerwähnten Ostecke 
der Insel, sowie hinsichtlich der noch unabhängigen Inseln der Südsee, wo 
die Interessen bald der einen, bald der anderen Nation vorwiegen, und über 
die gegenseitig zur Anwendung zu bringenden Grundsätze mit der grossbritan- 
nischen Regierung im Wege der vorbehaltenen kommissarischen Verhandlung 
zu verständigen. | Die Ankunft des zu diesem Zweck aus Sydney berufenen 
Kaiserlichen General-Konsuls Dr. Krauel hat der Unterzeichnete bereits unter 
dem 29. Dezember v. J. Sr. Excellenz dem Herrn Grafen Granville anzu- 
zeigen die Ehre gehabt. || Die Schlussbemerkung der Note Sir Edward Malets, 
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PR heen betreffend ein von dem Kaiserlichen General-Konsul in Apia mit dem Könige 
96. Jan. 1885, von Samoa abgeschlossenes Uehereinkommen, wird der Unterzeichnete in einer 


besonderen Note beantworten. || Er benutzt auch diesen Anlass, um etc. 


Nr. 8495. DEUTSCHLAND, — Reichskanzler an den deutschen 
Botschafter in London. — Der Vertrag mit Samoa 
beeinträchtigt weder die Unabhängigkeit der Inseln 
noch die Rechte fremder Unterthanen. [47.] 


Berlin, den 26. Januar 1885. 
Be Unter Bezugnahme auf meinen Erlass von heute, betreffend Neu-Guinea, 
28. Jan. 18es, beehre ich mich Euerer Excellenz beifolgend den Entwurf einer Note zu über- 

senden, welche die Erwiederung auf die in der Note Sir Edward Malet’s vom 
17. d. M. gemachten Bemerkungen über den Abschluss eines deutsch-samoa- 
nischen Vertrages enthält. Euere Excellenz bitte ich, eine entsprechende Note 
gleichzeitig mit der Note, welche sich auf Neu-Guinea bezieht, an Lord Gran- 
ville zu richten. || Abschrift der zwischen Generalkonsul Dr. Stuebel und der 
Samoa-Regierung am 10. November v. J. getroffenen Uebereinkunft sowie der 
Petitionen des Königs und der Häuptlinge von Samoa an die Königin von Eng- 
land und den Gouverneur und die Minister der Kolonie Neu-Seeland vom 
5. November v. J.*) folgt zur Kenntnissnahme und eventnellen Verwerthung 
bei. || Ich beabsichtige, von dem Abschluss der gedachten Uebereinkunft auch 
die Regierung der Vereinigten Staaten in Kenntniss zu setzen. 
v. Bismarck. 


Entwurf einer Note des Kaiserlichen Botschafters in London an Lord Granville. 


London, den Januar 1885**). 

Die Note, welche der Königlich grossbritannische Botschafter in Berlin 
unter dem 17. d. M. mit Bezug auf Neu-Guinea an den Kaiserlichen Staats- 
sekretär des auswärtigen Amts gerichtet hat, enthält am Schluss die Mitthei- 
lung, dass die Königlich grossbritannische Regierung kürzlich Berichte über 
den Abschlusss eines Vertrages zwischen den Vertretern Deutschlands und 
dem Könige in Samoa empfangen habe und voraussetze, dieser Vertrag werde 
nicht ratifizirt werden, soweit die Bestimmungen desselben mit. den früher 
zwischen Deutschland und England ausgetauschten Erklärungen über die Auf- 
rechterhaltung der Unabhängigkeit Samoa’s nicht in Einklang ständen. || Der 
Unterzeichnete ist angewiesen, auf diesen Punkt, der mit der Neu-Guineafrage 
nicht direkt zusammenhängt, in einer besonderen Note zu antworten, und 
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beehrt sich demgemäss im Auftrage seiner Regierung Folgendes zur Kenntniss Nr: 849%. 
Seiner Excellenz des Grafen Granville zu bringen. || Die Regierung Seiner 99, Jan. 1888. 


Majestät des Kaisers vermuthet, dass die der Königlich grossbritannischen 
Regierung zugegangene Mittheilung über den Abschluss eines deutsch-samoa- 
nischen Vertrages sich auf das Uebereinkommen bezieht, welches in Ausfüh- 
rung von Artikel VII des deutsch-samoanischen Freundschafts-Vertrages vom 
24. Januar 1879*) zwischen dem Kaiserlichen Vertreter in Samoa, General- 
Konsul Dr. Stuebel, und der dortigen Regierung am 10. November v. J. in 
Apia unterzeichnet ist. || Indem der Unterzeichnete sich beehrt, anliegende 
deutsche Uebersetzung dieses Uebereinkommens zur Kenntnissnahme beizu- 
fügen, giebt er der Hoffnung Seiner Regierung Ausdruck, die Königlich gross- 
britannische Regierung werde sich daraus überzeugen, dass die getroffenen 
Vereinbarungen sich innerhalb des Rahmens des deutschen Vertrages mit 
Samoa halten und weder die Unabhängigkeit dieser Inselgruppe noch die von 
anderen Nationen dort erworbenen Rechte beeinträchtigen. || Die Wohlthaten 
einer grösseren Rechtssicherheit und einer verbesserten Strafpflege in Samoa, 
deren Herstellung das vorliegende Uebereinkommen bezweckt, werden auch 
den dort ansässigen Angehörigen der anderen Vertragsmächte zu Gute kom- 
men, während zu den Kosten der getroffenen Einrichtungen nach Artikel VII 
nur die deutschen Interessenten herangezogen werden. || Die Kaiserliche Regie- 
rung beabsichtigt, diese Uebereinkunft, vorbehaltlich der näheren Prüfung von | 
Einzelheiten, zu ratifiziren und darüber zu wachen, dass die Bestimmungen 
derselben auch von samoanischer Seite genau ausgeführt werden. || Sie rechnet 
darauf, dass ihre Bemühungen, auf jener Inselgruppe geordnete Zustände zu 
schaffen, nicht von anderer Seite durchkreuzt werden. || Der Unterzeichnete ist 
beauftragt, in dieser Beziehung auf die Petitionen zurückzukommen, welche 
unter dem 5. November v. J. seitens des Königs und der Häuptlinge von 
Samoa an Ihre Majestät die Königin von England und an den Gouverneur 
und die Minister der Kolonie Neu-Seeland gerichtet sind. || Der Text die- 
ser Petitionen liegt der Kaiserlichen Regierung jetzt vor und bestätigt die 
schon früher geäusserte Vermuthung, dass dieselben von englischen Unter- 
thanen verfasst und unter dem Einfluss falscher Vorspiegelungen über einen 
von deutscher Seite geplanten Gewaltakt gegen die Unabhängigkeit Samoa’s 
unterzeichnet sind. Es geht ferner daraus hervor, dass schon zu Anfang vo- 
rigen Jahres der König Malietoa mittelst einer ähnlichen Petition die Herrschaft 
über sein Land im Geheimen der Königlich grossbritannischen Regierung an- 
getragen hatte. | Das einstweilige Ausbleiben einer Missbilligung des Verhal- 
tens derjenigen, welche den König zu diesem Schritte verleitet hatten, hat 
offenbar dazu beigetragen, weitere Versuche in dieser Richtung zu ermuthigen. 
Die Kaiserliche Regierung erwartet mit Zuversicht, dass die jetzt in Aussicht 
gestellten Instruktionen der Königlich grossbritannischen Regierung auch den 
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Erfolg haben werden, der von Neu-Seeland aus betriebenen gleichartigen Agi- 


%.Jan, rss, tation ein Ende zu machen. 


(Uebersetzung.) 

Um den in Samoa lebenden Deutschen die Vortheile einer guten Regie- 
rung zu sichern und in Ausführung von Artikel VII des deutsch-samoanischen 
Freundschaftsvertrages vom 24. Januar 1879 haben sich den Verweser des 
Kaiserlichen Konsulates für die Südsee-Inseln und der König, der Vizekönig 
und die Regierung von Samoa über die nachstehenden Bestimmungen geeinigt: 

Art. I. Es wird ein deutsch-samoanischer Staatsrath gebildet. Zu dem- 
selben sollen gehören der deutsche Konsul oder dessen Stellvertreter, zwei 
Samoaner, von denen der eine von dem Könige, der andere von dem Vizekönig 
im Einvernehmen mit den Taimus und Faipule ernannt werden, und zwei 
Deutsche, welche von dem deutschen Konsul ernannt werden. 

Art. IL. Der deutsch-samosnische Staatsrath soll über alle Gesetze und 
Einrichtungen berathen und Beschluss fassen, deren Einführung dem gemein- 
samen Interesse der Samoa-Regicrung und der in Samoa lebenden Deutschen 
entspricht. Er wird insbesondere gesetzliche Vorschriften aufstellen, welche 
auf die strafbaren Handlungen von Samoanern Anwendung leiden, wenn da- 
mit ein Deutscher oder ein in deutschen Diensten stehender Angehöriger eines 
anderen Staates oder ein in deutschen Diensten stehender farbiger Arbeiter 
oder das Eigenthum solcher Personen verletzt worden ist. Die gleichen Vor- 
schriften sollen auf die strafbaren Handlungen der in deutschen Diensten stehen- 
den farbigen Arbeiter Anwendung leiden. 

Art. III. Die von dem deutsch-samoanischen Staatsrath aufgestellten 
Vorschriften werden von dem König und dem Vizekénig unter ihrer Unter- 
schrift als Gesetz erlassen. In dem Fingang ist zu erwähnen, dass das (ie- 
setz nach vorgängiger Feststellung durch den deutsch-samoanischen Staatsrath 
erlassen wird. 

Art. 1V. Der König wird im Einvernehmen mit dem deutschen Konsul einen 
deutschen Beamten der Samoa-Kegierung ernennen. Derselbe wird der Sckretär 
und der Rathgeber des Königs in allen Angelegenheiten sein, welche die in 
Samoa lebenden Deutschen betreffen. Er wird in den Strafsachen, an welchen 
die in Samoa lebenden Deutschen ein Interesse haben, sofern nicht auf mehr 
als zwei Jahre Gefängniss mit harter Arbeit erkannt werden kann, das Amt 
eines deutschen Richters ausüben; in Gemeinschaft mit einem samoanischen 
Richter über Samoaner und farbige Arbeiter, welche sich der Verletzung von 
Samoanern oder von samoanischem Eigenthum schuldig gemacht haben, allein 
über farbige Arbeiter wegen der von denselben unter einander begangenen 
strafbaren Handlungen. Wenn auf mehr als zwei Jahre Gefängniss mit har- 
ter Arbeit erkannt werden kann, wird der deutsche Konsul, neben einem sa- 
moanischen Richter, das Richteramt selber übernehmen oder den deutschen 
Beamten der Samoa-Regierung oder eine dritte Person damit beauftragen. 
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Art. V. Zur Unterbringung der Strafgefangenen aus Strafsachen, an wel- 
chen die in Samoa lebenden Deutschen ein Interesse haben, wird ein Gefäng- 
niss errichtet werden. Die zu Gefängniss mit harter Arbeit Verurtheilten 
sollen zu angemessener Arbeit angehalten werden, welche zur Deckung der 
entstehenden Verwaltungskosten verwerthet werden kann. Der deutsche Be- 
amte der Samoa-Regierung wird die Aufsicht über das Gefängnisswesen führen. 

Art. VI. Der König wird im Einvernehmen mit dem deutschen Konsul 
Polizisten anstellen, welche den Gefängnissdienst und den Sicherheitsdienst auf 
den deutschen Pflanzungen versehen werden. Dieselben unterstehen dem Be- 
fehle des deutschen Beamten der Samoa-Regierung. 

Art. VII. Die in Folge dieser Vereinbarung sich nöthig machenden Aus- 
gaben werden aus den eingehenden Gerichtsgebühren, Geldstrafen, Einkünften 
aus der Gefangenenarbeit und aus den Steuern gedeckt werden, welche von 
den deutschen Interessenten aufzubringen sind. || Mit Verwaltung dieser Gelder 
soll ein Vertreter der deutschen Steuerzahler beauftragt werden. Die Um- 
legung der Steuern sowie die Feststellung der Höhe der Ausgaben erfolgt 
durch den deutsch-samoanischen Staatsrath. 

Art. VIII. Dieses Uebereinkommen tritt sofort in Kraft vorbehaltlich 
der Genehmigung durch die Kaiserlich deutsche Regierung. Solange diese 
nicht erfolgt ist, soll von Deutschen die Zahlung von Steuern nicht verlangt 
werden können. Dic Kaiserlich deutsche Regierung soll das Recht haben, 
dieses Uebereinkommen zu kündigen, welchenfalls dasselbe nach sechs Monaten 
ausser Kraft tritt. 

Zu Urkunde dessen haben wir hierunter unsere Unterschriften gesetzt. 

Geschehen im Kaiserlichen Konsulate zu Apia am 10. November 1884. 


Dr. Stuebel. Malietoa. 
Kaiserlicher Konsulats-Verweser. Le Tupu o Samoa. 
Th. Weber, Tupua, 
als Zeuge. Le Sui Tupu. 


Es wird hierdurch bescheinigt, dass Vorstehendes eine getreue Ueber- 
setzung des im Archiv des Kaiserlichen Konsulats aufbewahrten, in samoani- 
scher Sprache abgefassten Originals ist. 

Apia, den 11. November 1884. 

Der Kaiserliche Konsulats-Verweser. Dr. Stuebel. 


Nr. 8496. GROSSBRITANNIEN. — Gouverneur von Queensland an 
den engl. Min. der Kolonien. — Hört mit Erstaunen, 
dass die gesammten Kosten der Annexion von den 
Kolonien getragen werden sollen. [160.] 

(Telegraphic.) (Received February 1, 1885.) 

Brisbane, 31st January 1885. — Scratchley instructions have been recei- 
ved, carefully considered. Government learn with surprise, only now in indi- 


Nr. 8408. 
Deutschland. 
96. Jan. 1885. 


Nr. 8496, 
Gross- 
britannien. 
31. Jan, 1885, 
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Nr. 8496. rect communication, it is expected that the whole of the expenditure should 

. Gross- . . . 

britannien, be paid by Australian Colonies. Australian Colonies undertook to defray ex- 

31. Jan. 1885. penses in what proportion required, on the understanding that Her Majesty’s 
Government complete arrangements for exercise of jurisdiction. Queensland 
most probably would have been willing to contribute towards the full amount 
if requested. It was expected, that on appointment of Scratchley full infor- 
mation would have been given us. What is intended by Her Majesty’s Go- 
vernment? What arrangements have been made for exercise of jurisdiction? 
In what mannner, to what extent territorial, by what law? Announcement of 
proposed annexation has been received with much satisfaction; further infor- 
mation urgently required. It will be essential, that full information given us 
what is intended by Her Majesty’s Government before decision arrived at in- 
crease of our continuance of contribution. Despatch follows by mail. 


Nr. 8497. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botschafter in Berlin. — Wünscht baldigen Zusammen- 
tritt der Kommission, [174.] 


Foreign Office, February 3, 1885. 
Mn Sun. Sir, — I informed the German Ambassador this afternon, that Mr. Thur- 
britennien, 8ton, the Colonial Secretary of Fiji, would be Her Majesty’s Commissioner for 
8. Pebr.1885.the inquiry into British and German interests in the Pacific, and that, as far 
as we were concerned, the Commissioners might meet as soon as possible. On 
the other hand, if the German Gonvernment would prefer that the general 
question should first be negotiated directly between the two Governments, we 
had no objection to that course. || I am, &c. 
His Excellency Sir E. Malet, K. C. B. 
Granville. 


Nr. 8498. GROSSBRITANNIEN. — Kolonialamt an den General- 
Agenten für Neu-Süd-Wales. — Die Regierung hat 
angenommen, dass die Kolonien alle Kosten der An- 
nexion übernehmen würden. [168.] 


Downing Street, February 4, 1885. 
Nr. 8498. Sir, — I am directed by the Earl of Derby to acknowledge the receipt 
5 pe of your letter of the 29th ultimo, enclosing a copy of a telegram which you had 
4. Febr. 1885. received from your Government relating to the position of General Scratchley 
in connexion with the administration of New Guinea. || The suggestion contained 
in this telegram that this country should bear part of the expense connected 
with the administration of New Guinea, had not been expected by Her Majesty’s 


Government, and places the whole question in a new aspect. || It has at every stage 
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of the proceedings connected with the acquisition of New Guinea been distinctly pou 
understood by Her Majesty’s Government, and they have never doubted that the pritannien. 
same was the understanding of the Convention at Sydney and of all the Govern- 4: Febr. 1886. 
ments of the Australasian Colonies, that the Colonies, or some of them, were 
pledged to bear the whole cost of any action that might be taken in conne- 

xion with New-Guinea in pursuance of the wishes of the Colonies. || It has, 
therefore, become necessary for Her Majesty’s Government to reconsider the 

subject, more particularly with regard to the contemplated proclamation of 

British sovereignty in New Guinea, as that step, once taken, would entail grea- 

ter and more permanent obligations than those of a Protectorate, ard the 
suggestion of your Government shall receive immediate attention. |] Lord Derby 

has telegraphed to Lord A. Loftus his acceptance of the very liberal offer of 

the “Wolverene.” His Lordship had hesitated to do so in conscquence of the 

belief of the Admiralty that the ship was not in a sea-going condition, but 

he now understands that she is being thoroughly refitted, and the Joan of 

her will be a very valuable assistance to General Scratchley. || I am, &c. 


Robert G. W. Herbert. 





Nr. 8199. GROSSBRITANNIEN. — Min. der Kolonien an den Gou- 
verneur von Victoria. —- England hatte kein Recht, 
den dcutschen Annexionen zu widersprechen. [171.] 


Downing Street, February 5, 1885. 

Sir, — I have the honour to acknowledge the receipt of your Despatch Nr. 849. 
of the 24th of December last*), enclosing a memorandum by Mr. Service re- en 
specting the annexation of part of the Northern Coast of New-Guinea by Ger- 5. Febr. 1885. 
many. || I would observe, with reference to this memorandum, that Her Maje- 
stys Government have at all stages of this question given the fullest conside- 
ration to the wishes of the Australasian Colonies with regard to New Guinca 
and the islands of the Western Pacific, but they have also had to consider 
the intentions and reasonable wishes of other Powers having large interests 
in that part of the world; and there is no ground on which it is possible to 
base an objection to the occupation by Germany of places which lic at a con- 
siderable distance from any of the British Colonies, and in which there have 
been and are no British settlers or traders. || I have, &c. 


Sir H. B. Loch. 
Derby. 





*) No. 8476, 
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Nr. 8500. GROSSBRITANNIEN. — Min. der Kolonien an den Gou- 


verneur von Queensland. — Vor Entscheidung der 
Kostenfrage können neue Schritte nicht gethan wer- 
den. [175.] 


(Telegraphic.) 

7th February 1885. — It was intended, that Scratchley (5th paragraph 
of instructions) should communicate with Australasian Governments respecting 
expenditure. My telegram of 24th January informed you that jurisdiction 
would bo completed by establishing sovercignty. Always fully understood New- 
Guinea would entail no cost on this country, and annexation to be effective 
would require increased expenditure, therefore no further step can be taken 
pending settlement of financial question. I shall shortly send telegram Colu- 
nial Governments on this subject. Much obliged for your telegram 30th Ja- 
nuary. Colonial Government will have opportunity for consideration of arran- 
gements. 





Nr. S501. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botschafter in Berlin. — Rechtfertigung der engl. 
Politik in Angra Pequena, Santa Lucia-Bai, Kamerun 
und Neu-Guinea*). [176.] 


Foreign Office, February 7, 1885. 
Sir, — I have received your Excellency’s Despatch of the 24th ultimo, 
and I have read with interest the account which it contains of the important 
conversation which you had with Prince Bismarck at your interview of the 
24th, when you read to him my Despatch of the 20th ultimo. || The Prince 


*) Die „Nordd. Allg. Ztg.“ vom 2. März schreibt über die Veröffentlichung dieser 
Depesche: 

„In den Publikationen des letzten, Ende vorigen Monats ausgegebenen Blaubuchs 
ist dus englische Auswärtige Amt in bemerkenswerther Weise von seinen bisher stets 
beobachteten Traditionen internationaler Courtoisie abgewichen. Es war sonst stets 
Gebrauch, dass vor der Veröffentlichung von Noten oder von Berichten, welche ver- 
trauliche Unterredungen wiedergaben, eine Anfrage an die betheiligte Regierung gerich- 
tet wurde, ob dieselbe damit einverstanden wäre. Dasselhe Verfahren ist, soviel wir 
wissen, auch seitens des deutschen Auswärtigen Amtes bei Zusammenstellung der Weiss- 
bücher eingeschlagen worden. Die englische Regierung bat diesmal diese Rücksicht 
ausser Acht gelassen: sie ist darin so weit gegangen, dass sie z. B. in dem Blaubuch 
C. 4273 Seite 164 einen an den Kaiser gerichteten Brief des samoanischen Königs 
Malietoa eher gedruckt hat, als derselbe sich in den Händen Seiner Majestät befand. 
Es ist dies bezeichnend für die Genesis des Briefes. Auch Lord Granville’s Note vom 
21. v. M., betreffend Kamerun, lag dem englischen Varlament bereits im Druck vor, 
che sie auf diplomatischem Wege hier bekannt sein konnte. 

In dem Erlass Lord Granville’s vom 7. v. M. an den englischen Botschafter in 
Berlin ist der Inhalt eines von diesem selbst geschriebenen Berichtes über eine ganz 
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on that occasion spoke on the circumstances leading to the present politica) Nr. 8501. 


estrangement between England and Germany, and proceeded to explain its britannien. 
causes from the German point of view. || He stated, that in his opinion Her 7 Febr. 188. 
Majesty’s Government had entirely failed to appreciate the importance which 
his Government attached to their projects of colonization and the value which 
they sct upon the friendship of England; for he could not suppose, had it 
been otherwise, that the successive annoyances to which Germany had been 
exposed would not have been averted. He laid much stress on an important 
Despatch which he appears to have addressed on the 5th May last to the 
German ambassador in London, and in which Count Münster was instructed 
to point out to Her Majesty’s Government the service which England could 
render to Germany at the commencement of her colonial enterprise; that in 
return for such service Germany would support the interests of England 
nearer home, and that such an understanding would be productive of mutual 
advantage. The Prince added, that he had sent his son, Count Herbert Bis- 
marck, to England in the hope that he might be able to promote the object 
in view; but neither his son nor Count Minster had succeeded in obtaining 
more than general assurances of good-will, which were of little value in the 
face of subsequent events. ‘The Prince complained of the “closing-up” system 
which he maintained bad been pursued by England at every point at which 
Germany had endeavoured to found a Colony, so as to restrict her field of 


vertrauliche Unterredung, die er mit dem Reichskanzler gehabt hatte, reproduzirt und 

auf diese Weise der Oeffentlichkeit übergeben worden. Die „Köln. Ztg.“ meint, dass 
dabei die Absicht vorgewaltet habe, Misstrauen zwischen Deutschland und Frankreich 

zu sien. Wir können kaum glauben, dass dies die Absicht gewesen sei; denu wir 
sehen nicht, welchen Grund zum Misstrauen Frankreich aus jenen Andeutungen Lord ° 
Granville’s schöpfen könnte. Wir schen in dem Vorgange allerdings einen Vertrauens- 
bruch, aber einen solchen, der von Lord Granville persönlich nicht beabsichtigt sein 
kann; er ist nutzlos und verdankt sein Entstehen walırscheiulich der Unmöglichkeit, 

in welcher Lord Granville sich befand, seine Zeit in diesem Augenblick der Ueber- 
wachung der Redaktion von Noten zu widmen. 

Unserem Reichskanzler ist es stets als ein Hauptverdienst in der Diplomatie an- 
gerechnet worden, dass er die Wahrheit spricht und eingegangene Verpflichtungen 
hält: darauf beruht das Vertrauen, dessen er sich bei den fremden Kabinetten erfreut. 
Dieses Vertrauen kann durch diese und durch weitere Veröffentlichung von Akten- 
stücken nur gestärkt werden; denn aus derselben wird hervorgehen, dass die deutsche 
Politik sich weder durch Angriffe in der Presse, noch durch Lockungen in der Politik 
loyaler und friedliebender Nachbarschaft irre machen lässt, welche es Frankreich 
gegenüber beobachtet. Einen irrthümlichen Eindruck könnte der Umstand machen, 
dass der von Sir E. Malet gemeldete Inhalt der Instruktion an Graf Münster voın 
5. Mai v. J. in Präsensform gefasst ist, so dass bei jedem oberflächlich Lesenden der 
Eindrack hervorgerufen werden muss, als hätte der Reichskanzler jetzt gesagt, „that 
Germany would support“, während es heissen müsste „would have supported“ und so 
fort, soweit es sich um die Erwähnung jener älteren Instruktion handelt. Es ist dies 
ein lapsus calami in der englischen Redaktion, auf dessen Richtigstellung wir Werth 
legen.“ 
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expansion. || Referring to the action of Germany in New-Guinea, the Prince 
defended the establishment of the German protectorate there, on the ground 
that Mr. Scott’s note of the 9th October was understood as giving to the 
German Government full liberty of action with regard to the northern part 
of that island. || He then questioned the right of England to hoist her flag in 
Zululand, on the ground of a prior cession from King Panda to the Boers in 
1840. || Finally, the Prince intimaded, that the understanding which Germany 
had arrived at with France, owing to her failure to come to terms with 
England, precluded him from taking up the question again on the basis pro- 
posed in his Despatch to Count Münster of the 5th May last. 

Such appears to be the substance of the Prince’s remarks, as reported 
in your Despatch, and I need hardly say that Her Majesty’s Government 
would deeply regret that he should consider that there is anything which 
approaches to a political estrangement between the two countries, But in 
their opinion the foregoing views of their policy and action and of the pre- 
sent situation are not warranted by the real facts of the case. || In the first 
place, I may unhesitatingly affirm that whatever feeling of estrangement may 
exist in Germany against England, and whatever may be its cause, that fce- 
ling has found no echo in this country. The sentiment here remains, as it 
always has been, most friendly to the German Empire, and far from any de- 
sire existing on the part of the British Government to obstruct in any way 
the expansion of the colonial policy of Germany, they view with great satis- 
faction the opening up of new countries and the development of trade by a 
people so long united to Englishmen by a community of sentiments and of 
interests, and by all the ties which can bind two nations together. || The mis- 
understandings referred to by Prince Bismarck in his conversation with your 
Excellency are due to the suddenness with which Her Majesty’s Government 
became acquainted with the departure by Germany from her traditional policy 
in regard to colonization; and the misconceptions which have produced a 
change of attitude on the part of Prince Bismarck towards this country can 
only be attributed to causes for which, as I will presently show, Her Maje- 
sty’s Government are not responsible. || That Germany should be brought into 
closer relations of amity with France cannot be a subject of regret to this 
country, but Her Majesty’s Government would greatly deplore any diminution 
of her friendship towards England, especially if it were based on an erro- 
neous impreßsion of the views and objects of Her Majesty’s Government and 
of the feelings of the British people. || The belief of Prince Bismarck, that the 
policy of Her Majesty’s Government has been intentionally hostile to German 
colonization, is so devoid of any real foundation, that I think it desirable to 
enter at some length into the history of the case, from the Fritish point 
of view. 

I may begin by stating, that the despatch of Prince Bismarck to Count 
Minster of the 5th May, containing an exposition of the policy of Germany 
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as to colonization and of the understanding which he desired to bring about Nr. 8501. 
between England and Germany, was never communicated to me. || Until the britaanies. 
receipt of a report from Lord Ampthill of the 14th June last of conver- 7. Febr. 1885. 
sations he had had with Prince Bismarck, and up to the interviews which I 
had about the same time with Count Herbert Bismarck, I was under the be- 
lief that the Chancellor was personally opposed to German colonization. || The 
reports of Lord Ampthill were continuously and strongly to that effect, and 
ou the 15th March 1884, his Excellency, referring to the agitation on the 
subject among the shipping and commercial classes in Germany, stated that 
it was well known that the Prince was absolutely opposed to their ardent de- 
sire for the acquisition of Colonies by Germany, and was determined to com- 
bat and oppose their growing influence. || The anxiety expressed by Count 
Miinster on behalf of his Government, that German subjects should be pro- 
tected at Angra Pequena, in no way removed the misapprehension on my part. 
| But after the information received in June Lord Derby and I, together with 
our colleagues, desired to meet the Prince’s views with regard to Angra Pe- 
quena in every way compatible with the private rights of British subjects, and 
I know not how it can be said that we departed from that course. || With re- 
gard to the observation, that my assurances to Count Herbert Bismarck were 
only of a vague and general character, I must recall the fact that Count H. Bis- 
marck expressed to me his satisfaction with what I had said, a satisfaction re- 
peated in very friendly terms by the Chancellor to Lord Ampthill. || It was 
even then not clear whether the wishes of the German Government went 
beyond the extension of the necessary protection to Herr Luderitz and the 
German settlers on that coast. That right was not contested, and everything 
was done by Her Majesty’s Government to meet Prince Bismarck’s views in 
that respect. | It was not until the announcement that the German flag had 
been hoisted at Angra Pequena by the Commander of an Imperial ship of war, 
that fer Majesty’s Government were made positively aware that the intention 
of the German Government was the foundation of a territorial Protectorate, 

Immediately on receipt of this intelligence, Her Majesty’s Chargé d’Affaires 
at Berlin was instructed *) to inform the German Government that, if that were 
their intention, Her Majesty’s Government would welcome Germany as a neigh- 
bour on those parts of the South-west Coast which were not already within 
the limits of the cape Colony, and not actually in British possession; and from 
that time Her Majesty’s Government declined to sanction the proposals of the 
Cape Colony for further annexations on that coast. || Prince Bismarck is mis- 
taken in attributing to the action of the Sccretary of State for the Colonies 
a step taken in that direction by the Cape Government after the announce- 
ment of the German Protectorate, for so far from this being the case, it has 
been very clearly shown in the Memorandum communicated by your Excellency 





*) No. 8333 Bd. XLIII. 
Staatsarchiv XLIV. 18 
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to the German Government on the 10th October last*), that the project of 
extending British jurisdiction on that coast originated from the Cape Govern- 
ment, and that as soon as the establishment of the German Protectorate was 
known to Her Majesty’s Government they declined to give their sanction to 
the Resolution of the Cape Parliament, which was passed shortly before that 
event. || After the establishment of the German Protectorate of Angra Pequena 
and the explanations which followed, there could no longer be any doubt as 
to the policy of colonization adopted by Prince Bismarck, and since vigorously 
pursued by Germany, and Her Majesty’s Government have generally had no 
reason to oppose it. Indeed, a field was open to Germany, both in the East 
and the West, without cutrenching on the legitimate sphere of action of Great 
Britain. But Wer Majesty's Government would have been unmindful of their 
duties had they neglected to place under the protection of the British flag 
territories contiguous to British Colonies, tho occupation of which by any 
other Power would seriously prejudice British interests. The introduction of 
a foreign administrative and commercial régime in territories where British 
traders had long been settled, and had carried on a flourishing and unrestrict- 
ed trade, would have obviously raised important practical questions for the 
consideration of Her Majesty's Government. Moreover, the possibility of the 
creation by some Powers of penal settlements in the vicinity of British Colo- 
nies was a contingency which Her Majesty's Government wore bound, if poss- 
ible, to avert, as being highly injurious to the well-being and prosperity of 
those communities. || There were also territories to which the British Crown 
had an inchoate title by cession or otherwise, which had not been perfected 
by actual possession. || Impelled, therefore, by the above consideration, and 
certainly not by any wish to oppose the colonial policy of Germany, Her Ma- 
jesty's Government took measures to secure British influence and control over 
territories to which they conceived that this country had an equitable and 
preferential claim, or the acquisition of which was deemed essential to the 
safety or welfare of some neighbouring British possession. 

I do not propose in this Despatch to enter into the history of each par- 
ticular case. 1 will only touch at present on the points referred to by Prince 
Bismarck in conversation with your Excellency, and commencing with Santa 
Lucia Bay, I have to express my approval of the reply which your Excellency 
returned to the Chancellor's remarks respecting the hoisting of the British 
flag in that locality. 

The history of the case is as follows: — |! On the 5th October 1843, 
Panda, King of the Zulus by a decd, of which a copy has been already 
furnished to the Imperial Government, ceded the bay and mouth of the River 
Umvoloosi to Her Majesty the Queen. || The title thus acquired by this country 
has been recognised, and has never been relinquished, and during recent years 





*) No. S115, 
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Great Britain has been in possession of the Transvaal, so that there can be Nr. 8501. 
no question as to the extinction of all prior claims if any such existed. britannien. 
The bay is marked as British in German maps. || It is only some 40 miles 7-Febr. 1865. 
distant from the boundary of the Zulu reserve, and if the troubles on the 

frontier of the reserve should continue to increase, it would be of the first 
importance to Her Majesty’s Government to be able to check the impor- 

tation of arms and ammunition through this port. || This they could not 

do were the port in the hands of any foreign Power, and accordingly the 

British flag was hoisted over it. || The reasons, therefore, which actuated this 

step were in no way founded on any jealousy of foreign trade, but solely on 

the necessity of securing over the district in question that measure of Im- 

perial control, without which the good order and government of the neigh- 

bouring possessions of Her Majesty might have been seriously impcrilled. 

| For similar and equally cogent reasons, Her Majesty’s Government felt them- 

selves compelled to proclaim a British Protectorate over the coast of the 

country known as Pondoland, which lies between the Cape Colony and the 

Colony of Natal. 

As regards the Cameroons and adjacent territories, their annexation or 
Protectorate had been under the consideration of Her Majesty’s Government 
as far back as 1879, though for various reasons they deferred any final action 
in the matter until a recent date. || British interests, however, in those terri- 
tories, are notoriously paramount, and indeed, with the exception of the Ger- 
man houses in the Cameroons, the whole trade may be said to be in British 
hands. || In November 1883, therefore, the British Cabinet decided to annex 
the Settlement of Victoria to the dominions of the Crown, and to establish 
her Majesty’s Protectorate over the adjacent territories commonly known as 
“the Oil River districts.” || The actual Proclamation as regards Victoria was 
made on the 19th July 1884, and Treaties establishing the Oil River Pro- 
tectorates have also been concluded. 

The question of New Guinea I propose to deal with separately in reply 
to a note which I have since received on the 29th ultimo from the German 
Ambassador. || I need merely say at present that I approve your Excellency’s 
language to Prince Bismarck on that subject. | I have only now to observe 
upon the gemark which has been attributed to me, to the effect that the 
attitude of Germany on the colonial question made it difficult for me to 
be conciliatory on other points. I have never used any threat to obstruct 
the colonial policy of Germany, or conveyed anything more than the mere 
fact that the recent attitude of Germany as to Egypt had for the mo- 
ment changed from the friendly onc previously maintained towards this country. 
All my declarations in public and private, as well as those of Mr. Gladstone, 
and many of my colleagues, have been most favourable to German coloniza- 
tion. || I authorise your Excellency to leave a copy of this Despatch with 
Prince Bismarck. I am &c. Granville. 
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Nr. 8502. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den deutschen 
Botschafter in London. — Rechtfertigung der engl. 
Politik in Neu-Guinea. [178] 


Foreign Office, February 7, 1885. 

M. l’Ambassandeur, — On the 14th ultimo I had the honour to receive 
from your Excellency a pro memoria respecting the negotiations between the 
British and German Governments in relation to New-Guinea. || On the previous 
day I had addressed a despatch to Her Majesty’s Ambassador at Berlin, in- 
structing him to make a communication to the German Government on the 
same subject, and to notify to them the extension of the Queen’s Protectorate 
from East Cape to the Gulf of Huon. That instruction was carried out by 
his Excellency in a note to Count Ilatzfeld of the 17th ultimo. || On the 21st 
ultimo your Excellency called at this Office and communicated the substance 
of a telegram from your Government, directing you to inquire whether it was 
true, as stated by Sir E. Malet, that Her Majesty’s Government had proclai- 
med a Protectorate over that portion of the coast of New-Guinea which lay 
between East Cape and the Huon Gulf, because, in the opinion of the Ger- 
man Government, their proclamation of sovereignty over the northern coast 
included the district in question, and the step stated to have been taken by 
Her Majesty’s Government was also, in the opinion of the Gcrman Govern- 
ment, not in keeping with the terms of Mr. Scott’s note of the 9th October, 
by which Wer Majesty’s Government undertook to limit their Protecto- 
rate to the southern coast. || On the 29th ultimo I had the honour to re- 
ceive from your Excellency a note, dated the previous day, communicating 
the answer which you had been instructed by your Government to return 
to Sir E. Malet’s note of the 17th ultimo. || Your Excellency’s note re- 
capitulates the whole course of the negotiations from the point of view of 
your Government, and concludes with a protest against the extension of the 
Queen’s Protectorate in New Guinea, as notified by Her Majesty’s Ambassador. 
" I do not intend at present to deal in detail with the various statements and 
arguments contained in your Excellency’s note, but I am anxious, without 
further delay, to make the following observations. || The chicf point at issue 
would secm to be whether in September last, when Her Majesty’s Government 
abandoned their original project of establishing a British Protectorate over 
all the coasts of New-Guinea not occupied by the Netherlands, except that 
portion of the north coast comprised between the 141st and 145th degree of 
east longitude, and when they consequently restricted their Protectorate to the 
south coast, there was not an understanding between the two Governments 
that neither of them should take any step involving the annexation of any 
portion of the still unoccupied coasts of New-Guinea without a previous agrec- 
ment by means of a Commission or of diplomatic negotiations. || That such an 
understanding did exist appcars very clearly from the following correspon- 
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dence. || On the 19th September Mr. Scott, Her Majesty’s Chargé d'Affaires at Nr. 8502. 
Berlin, announced to the German Government the original project of Iler ne 
Majesty’s Government to proclaim the British Protectorate as far as the 145th7. 1885. 
degree of east longitude. || On the 27th September Baron Plessen, the German 
Chargé d’Affaires in this country, informed Iler Majesty's Government, that 
their proposal to include in the British Protectorate the north and north-east 
coasts of New-Guinea was unexpected by the Imperial Government, and that, 
according to their conception, the delimitation of the areas which interest both 
sides on that stretch of coast should be the object of a friendly understand- 
ing by means of a Commission. || 1 do not propose to deal here with the re- 
asons, given in your Excellency’s note, for the opposition raised by your Go- 
vernment at that time to the establishment of the British Protectorate as far 
as the 145th degree of east longitude. But 1 desire to advert to those pas- 
sages in which it is stated, that, on the 8th August last, your Excellency had 
informed me that the German Government intended to place under their direct 
protection districts in which German commerce was predominant, or to which 
German expeditions “were about to be undertaken”, and, further, that the whole 
independent part of the north coast “was the subject of a German colonial 
undertaking already in course of being carried out.” || The argument which is 
apparently sought to be deduced from those passages is, that on the Sth Au- 
gust your Excellency had, in fact, given notice to Her Majesty's Government 
of the intention of the German Government to occupy the north coast of 
New-Guinea. || It is with regret, M. l'Ambassadeur, that I must here take ex- 
ception to your account of what passed between us on the 8th August last, 
, 1 inclose a copy of my despatch to the late Lord Ampthill of the 9th Au- 
gust recording our conversation upon the occasion in question, and I beg to 
remind your Excellency that I submitted the draft of that despatch to you 
at the time, and that you agreed with me that it contained a correct account 
of our conversation, In it no mention is made of any German colomal under- 
taking in New-Guinea, or of any decision on the part of the German Govern- 
ment, either expressed or implied, to establish a Protectorate over any part 
of that island. || Nor did Baron Plessen’s note of the 27th September contain 
any intimation of the kind; but it expressed, as above stated, the wish of his 
Government that the stretch of coast on the north and north-east should be 
the subject of a friendly arrangement. || Accordingly, in answer to that note, 
Mr. Scott, Her Majesty's Chargé d’Aflaires at Berlin, was instructed to inform 
the German Government that, having considered Baron Plessen’s communica- 
tion, Her Majesty’s Government had decided to restrict the British Protecto- 
rate to the southern coast and contiguous islands, but “without prejudice to 
any territorial question beyond these limits.” || Those words, which have appa- 
rently been missapprehended by the German Government, had especial reference 
to the statement in Baron Plessen’s note of the 27th, that, in the opinion of 
his Government, the question of the delimitation of the interests of the two 
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on countries on the north and north-east coasts should be the subject of a friendly 
britannien. understanding by means of a Commission; and I desire particularly to draw 
7, Febr. 1885. the attention of your Government to the terms of Mr. Scott’s note to Dr. 
Busch of the 9th October, conveying the reply of Iler Majesty's Government, 
in which it was stated that, if any questions should arise with regard to the 
districts beyond the southern coast, to which Her Majesty’s Government had 
consented to restrict the British Protectorate, it would be better to deal with 
them diplomatically than to refer them to the Commission, as suggested by 
the German Government. || Ier Majesty’s Government, therefore, consider them- 
selves justified in maintaining that the adoption of East Cape as the British 
northern limit was a provisional arrangement. || From that time until the an- 
nouncement of the hoisting of the German flag in New-Guinea, Her Majesty's 
Government received no communication from the Imperial Government which 
could lead them to suppose that they did not entirely acquiesce in that arran- 
gement. || On the contrary, as recently as the 15th December your Excellency, 
in a verbal communication, expressed the satisfaction of your Goverment at 
the receipt of Sir E. Malet's memorandum of the 5th Docember respecting the 
islands of Samoa and Tonga, in which it was stated that Her Majesty’s Go- 
verment did not contemplate any fresh arrangements in the Pacific pending 
the result of the discussion agreed to between the two Governments, and your 
Excellency was instructed to observe that the anncxation of a portion of New- 
Guinea by Great Britain had placed Germany at some disadvantage, but that 
your Government took note of the assurance of Her Majesty’s Government, 
that no further annexations would take place until after the proposed discus- 
sion of the British and German interests in the South Seas. || It could not 
for a moment be supposed, that such a communication was intended to mean 
that Germany should be at liberty to make annexations in New-Guinea and 
elsewhere in the South Scas while England was to be debarred from so doing. 
|. It was, therefore, with surprise that Ier Majesty’s Government received, on 
the 19th December, the announcement, through Sir E. Malet, that, without 
any previous understanding, the German flag had been hoisted at ten places 
in New-Britain, New-Ireland, and Sableland, and at three places on the north 
coast of New-Guinca. || On the same day Her Majesty’s Government. received 
a telegram from the British Commodore on the Australian Station, reporting 
that the Commander of the German ship-of-war “Elisabeth” had stated to the 
Commander of Her Majesty’s ship “Swinger” that the German flag had been 
hoisted on the north coast of New-Guinea from the 141st degree to Iluon 
Gulf, including the Admiralty, Hermit, Anchorite, New-Britain and New-Ire- 
land groups. || Immediately on receipt of this intelligence, and in consequence 
of the action of the German Government, instructions were despatched by 
Her Majesty’s Government to the Commodore on the Australian Station to 
proclaim the British Protectorate between Fast Cape and the Gulf of Huon 
up to the German boundary, and also over the Louisiade and Woodlark groups, 
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and Long Island and Rook Island, provided he found no evidence of a Ger- Nr. 8502. 
main Protectorate having been proclaimed over the two latter islands. || This en. 
shows, that it has throughout been the intention of Her Majesty’s Government that ?-Febr. 1885. 
the German boundary should not be encroached upon wherever it had been 
established. || The British naval officer, who was entrusted with the execution 
of the above instructions, reported that there was no sign of the German flag, 
and that nothing was known of Germans by the natives up to Cape King 
William; that he had accordingly hoisted the British flag on that cape as 
the northern point of British occupation, and also over the islands mentioned 
in his instructions. || It will be remembered, that Cape King William is the 
point at which, as stated in Mr. Scott’s note of the 19th September, “com- 
mences that part of the coast extending to the Dutch southern boundary, 
which, for obvious reasons, it is indispensable to bring under British con- 
trol.” || The Imperial Government has itself admitted that the desire of 
the Australian Colonies to have control over the south coast of New-Guinea 
was reasonable, and I would now point out to your Excellency that, if, in 
September last, Her Majesty’s Government had insisted on proclaiming the 
British Protectorate not only along the south coast, but up to the 145th 
degree of east longitude, as they originally intended, they would have been 
within their strict rights. || But out of deference to the representations of the 
German Government, Her Majesty's Government consented to restrict their 
Protectorate to East Cape, upon the understanding, as I have shown, that all 
questions having reference to the districts beyond that limit should be reser- 
ved for ulterior discussion. || The sudden establishment, therefore, of the Ger- 
man Protectorate over a portion of the coast from which Her Majesty's Go- 
vernment had thus withdrawn, and over the vast islands lying off the north- 
east coast of New Guinea, without any previous understanding with Her Ma- 
jesty's Government, entirely altered the position, and Her Majesty’s Govern- 
ment consider that they were fully entitled to resume their liberty of action 
as regards the extension of their Protectorate up to the German boundary. 
| It has been argued in your Excellency’s note, that the understanding as to 
the delimitation of the respective territorics in the South Seas had reference, 
so far as New-Guinea is concerned, to the interior of the island. || But, in the 
opinion of Her Majesty's Government, there can be no reasonable ground for 
such an interpretation, which, moreover, would be opposed to the express 
words of Baron Plessen’s note of the 27th September, where it is stated that, 
according to the conception of your Government, the delimitation of the areas 
which interest both sides (“interessen-sphären”) on that stretch of coast should 
be the object of a fricndly understanding by means of a Commission. || Her 
Majesty’s Government cannot, therefore, admit the validity of the protest, which 
your Excellency has been instructed to make on behalf of your Government, 
against the extension of the British Protectorate over the north-east of New- 
Guinea and the islands adjacent; but as the claims advanced by the German 
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Nr 8502. Government appear to extend beyond the limits of the coast actually taken 
britaunien. Possession of by its officers, if the German Government continue of opinion 
1. Febr. 1884. that the boundary proclaimed by Her Majesty’s naval officiers has encroached 
upon the limits of the German Protectorate, and that there has been a mu- 
tual misunderstanding on the subject, Her Majesty’s Governement are willing 
to examine the question in a friendly manner with the German Government, 
in order to settle the best point on the north-east coast of New Guinca for 
the boundary of the British and German Protectorates. I have, &c. 
(Signed) Granville. 





Nr. 8503. GROSSBRITANNIEN. — Ausw. Amt an das Kolonialamt. 
— Bismarck hat die Zusicherungen bezüglich Samoa’s 
wiederholt. (177.] 


Foreign Office, February 9, 1885. 
Nr. 8503. Sir, — I am directed by Earl Granville to request, that you will state 
britannien. t0 the Earl of Derby that Her Majesty’s Ambassador has been informed by 
9. Febr. 1885. the German Government that their Consul at Apia telegraphs that, in reprisal 
for acts of violence by some Samoan Natives in regard to land near the seat 
of Government, he has seized the land in question and hoisted the German 
flag on it. || Prince Bismarck has asked for explanations by telegraph, as he 
does not understand the action of the Consul. || He has assured Her Majesty’s 
Ambassador, that he has no intention of sanctioning the annexation of Samoa 
or the establishment of a German Protectorate there, and that he adheres 
strictly to the terms of the agreement with Her Majesty’s Government in re- 

gard to the island. || I am, &c. 
J. Pauncefote. 





Nr. 8504. GROSSBRITANNIEN. — Kolonialamt an das Ausw. Amt. 
— Bemerkungen über den deutsch-samoanischen Ver- 
trag. [179.) 


Downing Street, February 9, 1885. 
Nr. 8504. Sir, — In reply to your letter of the 2nd instant, forwarding, for the 
a consideration of the Earl of Derby, a printed copy of a note from Count 
9. Febr. 1885. Münster, dated the 28th of January, respecting Samoa, I 4m directed by his 
Lordship to submit the following observations: — || A State Council in, which 
Germans alone are represented, will, in the opinion of Lord Derby, give to 
that nationality a preponderance in the political relations of the Samoans to- 
wards other foreigners, which cannot but be injurious to the interests of 
British settlers in the islands, for the arrival of a British mercantile compe- 


titor might be alleged as a danger to German interests, and the state Coun- 
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cil be pressed to determine upon laws and regulations to operate exclusively 
in favour of the Germans; and as it would not be possible for Her Majesty’s 


Nr. 8504. 


ross- 
britannien, 


Government to accept a position of less influence and consideration than is ?.Febr. 1885. 


given to Germany by this treaty, it would apparently be necessary for Her Ma- 
jesty’s Government to call upon the Samoan King to enter into a precisely similar 
treaty for the benefit of British subjects, in order to secure the most favour- 
ed nation treatment guaranteed by Art. Il. of the British Treaty of August 28, 
1879.*) || If this treaty had been confined to the establishment of a Court, 
and the procedure to be observed in civil or criminal cases, and the punish- 
ment of offences in which German subjects are concerned, for which alone 
Art. VII. of the German Treaty of 1879**) provides, the provisions of it would 
not be open to criticism; but the creation of a State Council, the appoint- 
ment of a German officer of the Samoan Government, and the enrolment of 
a German police to protect the plantations of German subjects appears to 
place Her Majesty’s subjects at a disadvantage, and will prevent the Samoan 
Government from acting independently in matters which affect the whole com- 
munity. The arrangement seems to give to Germany alone much of the in- 
fluence which Lord Granville in September 7, 1880, thought was too great 
an interference with the island government to allow of its being assumed by 
the representatives of England, Germany, and the United States of Amcrika, 
conjointly. || Lord Derby has no knowledge of the circumstances attending the 
preparation of the petitions from the King and Chiefs of Samoa of the 5th 
of November last, beyond what is stated by Mr. Churchward in his despatch 
of the 11th November 1884, and in the telegrams from the Governor of New 
Zealand of December 31, and 6th and 9th January last, and his Lordship has 
no reason to suppose that there is any foundation for Count Münster’s com- 
plaints. The feeling in Samoa in favour of English annexation appears to be 
spontaneous, national and genuine. || I am, &c. 
The Under Secretary of State, Foreign Office. 
Robert G. W. Herbert. 


Nr. $505. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den deutschen 
Botschafter in London. — Ein dem Promemoria vom 
2. Aug. 1884 [Nr. 8443] entsprechendes Aide-memoire 
ist ihm nicht übergeben worden. [182.) 


Foreign Office, February 14, 1885. 
M. l’Ambassadeur, — I sce, that it is stated at page 59 of the recent 
German White Book respecting German interests in the South Seas that the 


Nr . 8505. 
Gross- 
britannien, 


pro memoria attached to Count Hatzfeldt’s Despatch to your Excellency of 14.Fobr.188, 


— un. 


*) S. Staatsarchiv Bd. XXXVIU No. 7293. 
**) Bd. XXXVI No. 7026. 
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Ne in: August 2nd of last year was communicated to me in the form of an aide- 
ritannien. Mémoire, || The same statement was made to Mr. Meade when conversing 
14 Febr.1885. with Dr. Busch and M. von Kusserow in December last, and I enclose for 
your Excellency’s imformation a copy of a despatch which I addressed to 
Her Majesty's Ambassador at that time, explaining that no aide-mémoire on 
the subject of the Pacific had been given to me by your Excellency. || As 
this statement has now appeared in an official publication of the German Go- 
vernment, and, being contrary to fact, is calculated to mislead public opinion, 
I have to beg that you will be good enough to call the attention of your Go- 
vernment to the inaccuracy. || I have, &c. 
His Excellency the Count Munster, &c. 
Granville. 


Foreign Office, December 29, 1884. 
Sir, — From Mr. Meade’s memorandum of his recent conversation with 
Dr. Busch and M. von Kusserow, of the German Foreign Office, inclosed in 
your Despatch of the 14th instant, it appears that they stated that in July 
or August of this year, Count Münster was ordered to inform Her Majesty’s 
Government that a German expedition was going to the north coast of New- 
Guinea, and that later his Excellency was desired to leave an aide-mémoire 
with me on the.subject. || I have to acquaint your Excellency, that no aide- 
mémoire on the subject of the islands in the South Pacific has been given to 
me by Count Münster. || He communicated to me on the 8th of August the 
substance of one which he had received from Berlin, and you will find it re- 
corded together with the terms of my reply in my Despatch to the late Lord 
Ampthill, of the 9th of August. || I submitted the draft of this Despatch to 
Count Minster, who agreed with me that it contained a correct reflect of our 

conversation upon the occasion in question. || I am, &c. 
His Excellency Sir Edward Malet, K.C.B., &c. 
Granville. 





Nr. $506. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den deutschen 
Botschafter in London. — Englands Stellung zum 
deutsch-samoanischen Vertrage. [184] 


Foreign Office, February 16, 1885. 
Nr. 8506. M L’Ambassadeur, — Her Majesty's Government have attentively consi- 
pritannion, dered your Excellency’s note of the 28th ultimo, enclosing a German trans- 
16.Febr.18%5. Jation of the Agreement signed on the 10th Nowember last between the Im- 
perial Representative in Samoa and the Government of that country. || Before 
discussing the same permit me to remind your Excellency, that I informed 


you on the 3rd instant that Mr, Thurston, the Colonial Secretary of Fiji, had 
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been selected to act as the British Commissioner for the enquiry into British Nr. 8506. 
and German interests in the Pacific. || I stated at the same time, that as far un 
as Her Majesty’s Government were concerned, the Commissioners might meet 16.Febr.188s. 
as soon as possible, but that on the other hand, if the German Government 
preferred that the general question should first be negotiated directly between 
the two countries, Her Majesty’s Government had no objection to such a 
course. I should be glad to receive an carly intimation of the wishes of your 
Government upon this point. || I will now procced to offer a few remarks in 
reply to your Excellency’s communication of the 28th ultimo. || Your Excel- 
lency expresses the hope of your Government, that an examination of the terms 
of the recent Agreement between Germany and Samoa will convince Her Ma- 
jesty’s Government that the points agreed upon are within the limits of the 
German Treaty with Samoa of January 24th, 1879, and encroach neither on 
the independence of this group of islands, nor on the rights acquired there 
by other nations. || If, M. l’Ambassadeur, this Agreement had been confined 
to the establishment of a Court, and of the procedure to be observed in ci- 
vil and criminal cases, and the punishment of offences in which German sub- 
jects are concerned, for which alone Article VII of the German Treaty in 
1879 provides, its provisions would not in the opinion of Her Majesty’s Go- 
vernment have been open to criticism, but the creation of a State Council, 
the appointment of a German officer of the Samoan Governmeut, and the en- 
rolment of & German police to protect the plantations of German subjects, 
appear to place Iler Majesty’s subjects at a disadvantage, and will prevent 
the Samoan Government from acting independently in matters which affect the 
whole community. The arrangement seems in fact to give to Germany alone 
much of the influence with which in 1880 it was proposed to invest an Ex- 
ecutive Council, to be composed of one English, one German and one United 
States member. To this arrangement Her Majesty’s Government declined to 
accede on the ground, that it involved too great an interference with the Go- 
vernment of the Island to allow of its being assumed by the Representatives 
of Great Britain, Germany and the United States conjointly. || It will not be 
possible for Her Majesty's Government to accept a position of less influence 
and consideration than is given to Germany by the agreement under discus- 
sion. If therefore, it should be ratified by the Imperial Government in all 
its essential points, it may become necessary for Her Majesty's (iovernment 
to call upon the Samoan Government to enter into a precisely similar agree- 
ment for the benefit of British subjects, in order to secure the most fa- 
voured nation treatment guaranteed to this country by Article Il of the Bri- 
tish Treaty with Samoa of August 29, 1879. 

Your Excellency has further been instructed to revert to the petitions 
which have been addressed by the King and Chiefs of Samoa to Iler Majesty 
the Queen, and to the Governor and Ministers of the Colony of New-Zealand 
praying for annexation to Great Britain, and you state that the text of these 
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pos petitions confirms the suppositions that they were drawn up by British sub- 
britannien, jects whose efforts in this direction have been encouraged by thé absence of 
16.Febr.1885. any expression of disapproval of such conduct on the part of Her Majesty’s 
Government. || I have no knowledge, M. l'Ambassadeur, of the circumstances 
attending the preparation of these petitions beyond the fact that they were for- 
warded to the Acting British Consul at the time of the recent German nego- 
tiations with Samoa, and I have no reason to suppose that there is any foun- 
dation for your Excellency’s complaints. || The feeling in Samoa in favour of 
English annexation appears to be spontaneous and genuine, and there seems 
no more reason to suppose that it has been instigated by Englishmen, than 
that it has been intensified by the recent action of the German Representa- 
tives. I have so recently informed your Government of the conditions upon 
which Her Majesty’s Government were prepared to respect the independence 
of both Samoa and Tonga that I need hardly repeat my assurances on this 
subject. I beg, however, to take this opportunity of expressing the gratifi- 
cation with which I had learnt from Her Majesty's Ambassador at Berlin, and 
from your Excellency that your Government had promptly repudiated the 
action of their Consul at Apia in hoisting the German flag over some land 
there. || It is unavoidable, that in places far distant from Europe the action 
not only of British and German individuals, but even of official servants of each 
State may be such as, unchecked, might lead to unnecessary complications. | 
Immediate enquiry and consequent action on the part of the respective Go- 
vernments, such as the German Government have now adopted, and which Her 
Majesty’s Government are ready to adopt, on all similar occasions are the 
best antidotes against this risk. || I have, &c. 
Granville. 

His Excellency Count Minster, &c. 





Nr. 8507. GROSSBRITANNIEN. — Ausw. Amt an das Kolonialant. 
— Uebersendung eines Briefs des Königs von Samoa 
an den deutschen Kaiser*). [185.] 


Foreign Office, February 17, 1835. 


Nr. 8507. Sir, — I am directed by Earl Granville to transmit to you herewith, for 

brite sen, the information of the Earl of Derby, copy of a Despatch from the Acting 

17,Febr.1885. British Consul at Samoa, forwarding a translation of a letter addressed by 
the King of Samoa to His Majesty the Emperor of Germany. || I am, &c. 


T, V. Lister. 


*) Vergl. Anm. zu Nr. 8501 Seite 270. 
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British Consulate, Samoa, January 5, 1885. Nr. 8507. 
My Lord, — I have the honour to enclose for the information of your ee 
Lordship a translation of a copy of a letter forwarded by the King of Samoa 1, 
to His Majesty the Emperor of Germany, and furnished me by Malictoa, who 
had previously informed me of his intention to appeal to the German Govern- 
ment. || Beyond the return of the German man-of-war “Albatross,” sent spe- 
cially to New-Zealand to telegraph home for instructions, nothing worthy of 
mention has occurred. || The native desire as expressed in their petition still 
remains unchanged, but strengthened, in spite of strong private efforts to shake 
it. | I am &c. 
The Earl Granville, K.G., &e. W. B. Churchward. 








To His Imperial Majesty the Emperor of Germany. 
Mulinu, December 29, 1864. 

Your Majesty, —I am writing to Your Majesty to make known my dis- 
tress on account of difficulties which arc being caused to me and my Govern- 
ment by gentlemen of your Government who arc resident in Samoa. || I hum- 
ble myself and beg and entreat Your Majesty to listen to my complaint. || The 
first thing concerning which I wish to make known my complaint to Your 
Majesty is this. || The agreement made on the 10th November between the 
Government of Germany and the Government of Samoa. || The means by which 
that agreement was procured were unjust; for we did not want it and we 
were not permitted to deliberate and consider well concerning it. || I wrote to 
the German Consul to give mc a copy of that agreement in order that we 
might understand clearly the words in the agreement. But he was unwilling 
to give me a copy of that agreement in order that we might understand 
clearly the words in the agreement. But he did not reply, as he was unwil- 
ling tv give me and my Government a copy unless we should first accept it, 
after which he would deliver up a copy to me and my Government. But the 
reason for my accepting it and for writing our names, Malietoa and Tupua, 
was on account of our fear through our being continually threatened. || I make 
known this to Your Majesty in order that our withdrawal from the agreement 
may be known on account of its containing many impracticable clauses. || 
Therefore I beseech Your Majesty not to assent to that agreement. || There is 
another matter concerning which I complain to Your Majesty. It is in re- 
ference to difficulties which are being caused at the present time by a subject 
of your Government, M. Weber. He is continually endeavouring to produce 
divisions which will bring about wars and quarrels in Samoa. I have many 
accounts of his acts which he is doing at the present time in order to cause 
difficulties in Samoa. He is scheming with certain Samoan Chiefs and keeps 
giving them money, in order that they may obey his will, and bring insurrec- 
tions against my Government. I complain to Your Majesty on account of the 
wrong things donc by M. Weber in order that you may check that gentlemen 





Br. 8507. 
Gross- 


deitannien. 


286 Neu-Guinea und Südsee-Inzeln. 


and prevent him from continuing to cause matters to arise which will lead to 
the shedding of the blood of men of my Government. || I trust, that Your 


17.Fobr.1885. Majesty and your Government may prosper. || I am, 


Rr, 8508. 
Gross- 
britannien, 


Malietoa, King of Samoa. 





Nr. 8508. GROSSBRITANNIEN. — Kolonialamt an das Ausw. Amt. 
— Widerspruch bezüglich des Zeitpunkts der An- 
nexion der d’Entrecasteaux-Inseln*) [186.] 
Downing Street, February 18, 1845. 
Sir, — With reference to your letter of the second instant, covering co- 
pies of Count Münster’s Notes of the 28th of January, I am directed by the 
Earl of Derby to state that his Lordship has deferred noticing the Ambassa- 


18.Febr.iges. dor’s observations respecting the d’Entrecasteaux Islands until he was able to 


transmit to Earl Granville printed copies of the enclosed Despatch from Lord 
A. Loftus, dated 17th December last, which is now in type for presentation 
to Parliament. || Lord Derby would suggest, that it might be explained to Count 
Münster that Her Majesty's Government in deciding to include the d’Entre- 
casteaux Islands in the New-Guinea-Protectorate did not consider that they 
were precluded from so doing by reason of the Notes of the 9th of August 
and 9th of October; for these islands, which his Excellency by some misap- 
prehension speaks of as “lying off the North Coast” of New-Guinea, arc at 
the south end of the Island contiguous to East Cape and Goschen Straits, and 
from their position specially interest the Australian Cvlonics, || It might also 
be intimated, that Her Majesty’s Government having accordingly decided to in- 
clude this group of Islands in the Protectorate, it was thought that this step 
might be most conveniently effected by inserting them in the schedule to the 
original proclamation which had not them appeared in the official gazettes of 
the Australian Colonics, though it was on the point of being published; and 
by hoisting the flag in the group, and by promulgating the amended schedule 
there, and at places in the Protectorate where the Proclamation had been pre- 
viously made. These measures have accordingly been carried out, and 1 am 
to point out that they were actually in progress before Her Majesty’s Govern- 
ment were aware that the German Government intended to hoist their flag 
in New-Guinea. || Count Münster will, therefore, have no difficulty in preceiv- 
ing that the language in which Sir E. Malet was instructed to communicate 
to the German Government the inclusion of these islands in the British‘ Pro- 
tectorate was really consistent with the facts of the case. The map to which 
his Excellency refers shows, and was only intended to show, the effect où the 
instructions originally transmitted to the naval officers in Australia. |] I am,de. 
John Bramston. \ 








i_ 
_ i 


*) Vgl. Seite 262 und Anm. zu No. 8459 Seite 213. ; 
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Nr. 8509. DEUTSCHLAND. — Kaiserlicher Schutzbrief der Neu- 
Guinea-Kompagnie. [Reichsanzeiger Nr. 117 am 21. Mai 1885.] 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden deutscher Kaiser, König von Preussen etc., Nr. #50. 
Rae ji Deutschland, 
thun kund und fügen hiermit zu wissen: 17. Mai 1888. 

Nachdem Wir im August 1884 einer Gemeinschaft von Reichsangehörigen, 
welche inzwischen den Namen „Neu-Guinea-Kompagnie“ angenommen hat, für 
ein von derselben eingeleitetes Kolonialunternehmen auf Inselgebieten im west- 
lichen Theile der Südsee, welche nicht unter der Oberhoheit einer anderen 
Macht stehen, Unseren Schutz verheissen hatten; nachdem diese Kompagnie 
durch eine von ihr ausgerüstete Expedition in jenen Gebieten unter der Kon-- 
trole Unseres dortigen Kommissars Häfen und Küstenstrecken zum Zwecke der 
Kultur und zur Errichtung von Handelsniederlassungen erworben und in Be- 
sitz genommen hat und demnächst auf Unseren Befehl diese Gebiete durch 
Uusere Kriegsschiffe unter Unseren Schutz gestellt worden sind; nachdem die 
beiden deutschen Ilandelshäuser, welche in einem Theile jener Gebiete schon 
früher Faktoreien errichtet und Grundeigenthum erworben hatten, der Kom- 
pagnie beigetreten sind, und nachdem die Kompagnie, rechtlich vertreten durch 
Unseren Geheimen Kommerzienrath Adolph von Hansemann, nunmehr an- 
gezeigt hat, dass sie es übernehme, die zur Förderung des Handels und der 
wirthschaftlichen Nutzbarmachung des Grund und Bodens sowie zur Herstellung 

“und Befestigung eines friedlichen Verkehrs mit den Eingeborenen und zu deren 
Civilisirung dienlichen staatlichen Einrichtungen in dem Schutzgebiete auf ihre 
Kosten zu treffen und zu erhalten, auch damit den Antrag verbunden hat, dass 
ihr zur Erreichung dieses Zweckes durch einen kaiserlichen Schutzbrief das 
Recht zur Ausübung landeshoheitlicher Befugnisse unter Unserer Oberhoheit 
zugleich mit dem ausschliesslichen Recht, unter der Oberaufsicht Unserer 
Regierung herrenloses Land in Besitz zu nchmen und darüber zu verfügen und 
Verträge mit den Eingeborenen über Land und Grundberechtigungen abzu- 
schliessen, verliehen werden möchte: 
so bewilligen Wir der Neu-Guinca-Kompagnic diesen Unseren Schutz- 
brief und bestätigen hiermit, dass Wir über die betreffenden Gebiete 
die Oberhoheit übernommen haben. 

Diese Gebiete sind die folgenden: 

1) Der Theil des Festlandes von Neu-Guinca, welcher nicht unter englischer 
oder niedenländischer Oberhoheit steht. Dieses Gebiet, welches Wir auf An- 
trag der Kompagnie „Kaiser Wilhelms-Land“ zu nennen gestattet haben, 
erstreckt sich an der Nordostküste der Insel vom 141. Grade östlicher Länge 
(Greenwich) bis zu dem Punkte in der Nähe von Mitre Rock, wo der 8. Grad 
südlicher Breite die Küste schneidet, und wird nach Süden und Westen durch 
eine Linie begrenzt, welche zunächst dem 8. Breitengrade bis zu dem Punkte 
folgt, wo derselbe vom 147. Grade östlicher Länge durchschnitten wird, dann 
in einer geraden Linie in nordwestlicher Richtung auf den Schneidepunkt des 


Nr. 8509. 
Deutschland. 
17. Mai 1885. 


288 Neu-Guinea und Südsee-Inseln. 


6. Grades südlicher Breite und des 144. Grades östlicher Länge und weiter in 
west-nord-westlicher Richtung auf den Schneidepunkt des 5. Grades südlicher 
Breite und des 141. Grades östlicher Lange zuläuft und von hier ab nach 
Norden diesem Längengrade folgend wieder das Meer erreicht. 

2) Die vor der Küste dieses Theiles von Neu-Guinea liegenden Inseln 
sowie die Inseln des Archipels, welcher bisher als der von Neu-Britanien be- 
zeichnet worden ist und auf Antrag der Kompagnie mit Unserer Ermächtigung 
den Namen „Bismarck-Archipel“ tragen soll, und alle anderen, nordöstlich 
von Neu-Guinea zwischen dem Aequator und dem 8. Grade südlicher Breite 
und zwischen dem 141. und 154. Grade östlicher Länge liegenden Inseln. 

Ingleichen verleihen Wir der besagten Kompagnie, gegen die Verpflichtung, 
die von ihr übernommenen staatlichen Einrichtungen zu treffen und zu crhal- 
ten, auch die Kosten für eine ausreichende Rechtspflege zu bestreiten, hiermit 
die entsprechenden Rechte der Landeshoheit, zugleich mit dem ausschliess- 
lichen Recht, in dem Schutzgebiet herrenloses Land in Besitz zu nehmen und 
darüber zu verfügen und Verträge mit den Eingeborenen über Land und Grund- 
berechtigungen abzuschliessen, dies alles unter der Oberaufsicht Unserer Re- 
gicrung, welche die zur Wahrung früherer wohlerworbencr Eigenthumsrechtc 
und zum Schutz der Eingeborenen erforderlichen Bestimmungen erlassen wird. 

Die Ordnung der Rechtspflege sowie die Regelung und Leitung der Be- 
ziehungen zwischen dem Schutzgebiete und den fremden Regierungen bleiben 
Unserer Regierung vorbehalten. 

Wir verheissen und befehlen hiermit, dass Unsere Beamten und Offiziere 
durch Schutz und Unterstützung der Gesellschaft und ihrer Beamten in allen 
gesetzlichen Dingen diesen Unseren Schutzbrief zur Ausführung bringen werden. 

Diesen Unseren Kaiserlichen Schutzbrief gewähren Wir der Neu-Guinea- 
Kompagnie unter der Bedingung, dass dieselbe bis spätestens ein Jahr vom 
heutigen Tage ab ihre rechtlichen Verhältnisse nach Maassgabe der deutschen 
Gesetze ordnet, dass die Mitglieder ihres Vorstandes oder der sonst mit der 
Leitung betrauten Personen Angehörige des deutschen Reiches sind, und unter 
dem Vorbehalt späterer Ergänzungen dieses Unseres Schutzbricfes und der von 
Unserer Regierung zu seiner Ausführung zu crlassenden Bestimmungen sowie 
der in Ausübung Unserer Oberhoheit über das Schutzgebiet ferner zu treffen- 
den Anordnungen, zu deren Befolgung die Kompagnic bei Verlust des Anspruchs 
auf Unseren Schutz verpflichtet ist. 

Zu Urkund dessen haben Wir diesen Unseren Schutzbrief Höchsteigenhändig 
vollzogen und mit Unscrem Kaiserlichen Insiegel verschen lassen. 

Gegeben Berlin, den 17. Mai 1885. Wilhelm. 

von Bismarck. 


Kamerun‘). 


Nr. 8510. GROSSBRITANNIEN. — Ausw. Amt an das Kolonialamt. 
— Die Zeit ist gekommen, Kamerun zu annectiren. [10] 


Foreign Office, October 5, 1883. 

Sir —- L am directed by Earl Granville to acknowledge the receipt of your Nr. ssıo. 
letter of the 18th ultimo, containing a letter from the Rev. W. Collings, which Fee 
advocates the annexation of the Cameroons by Her Majesty’s Government. |is. oct, 1883. 
The Earl of Derby is aware of the importance which Earl Granville 
attaches to preserving intact all the rights and freedom now enjoyed by British 
commerce on the West Coast of Africa, and to averting the dangers to which 
it will be exposed if other nations now step in, and by annexation of or 
Protectorates over the native States, gather the fruits of British energy and 
perseverance, and Earl Granville would submit that the time has now come 
when it is desirable that Her Majesty’s Governmeut should decide in what 
way they can best protect British trade in the present, and encourage and 
secure it in the future, in those parts of the West Coast of Africa which lie 
between Capes St. Paul and St. John, in the Bights of Benin and Biafra, and 
which comprise the healthy regions round the Cameroons and the rich districts 
of the Niger and Oil Rivers, with a trade which there is reason to believe 
would, if properly developed, render them a more valuable possession than 
the existing British Colonies on that coast. | I am, &c. 


« 


T. V. Lister. 


Nr. 8511. GROSSBRITANNIEN. — Ausw. Amt an das Kolonialamt. 
— Die Annexion von Kamerun ist beschlossen. [13.] 


(Extract.) Foreign Office, November 29, 1883. 
I am directed by Earl Granville to transmit to you, to be laid before wr. ast. 
the Secretary of State for the Colonies, the following documents:— || 1. A 'Gres- 


letter to the Queen, dated the 7th August, 1879, from King Acqua (or Aka) oreo a 








*) Die folgenden Aktenstücke sind dem englischen Blaubuch Afrika No. 1 (1885) 
(C—4279] entnommen. Die Nummern des Blaubuchs sind hinter der Inhaltsangabe in 
E ] angegeben. — Vgl. Staatsarchiv Bd. XLII No. 8269 fig. Anm. d. Red. 
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and four Princes of Acqua Town, Cameroons River, offering their territory 
to the British Government. || 2. A letter from Kings Bell and Acqua to Mr. 
Gladstone, renewing the offer of the sovereignty of their country to the British 
Government. || 3. A letter to Consul Hewett from King Bell, urging the accept- 
ance by Her Majesty’s Government of the offer made to them. 4. A despatch 
from Consul Hewett, inclosing two Petitions from the Chiefs of two towns at 
Bimbia, requesting that their territories, which lie at the foot of the Cameroons 
Mountain, may be taken under British protection, and || 5. A Petition to Con- 
sul Hewett from the inhabitants of Victoria, Amboises Bay, a station belonging 
to the Baptist Missionary Society, praying to be taken under British protection. 

Lord Derby is aware, that Her Majesty’s Government have decided that 
these offers by native Chiefs of territory in the Cameroons River and at the 
foot of the Cameroons Mountain, with any similar offers that it may possibly 
be found necessary to entertain in order to secure the control of the rivers 
or creeks lying between those points, be accepted, and that protection be 
extended to such a limited distance inland as may be found necessary in order 
to fulfil the engagements entered into with those Chiefs. || Her Majesty’s 
Government, as his Lordship is also aware, consider it essential to include in 
the arrangement the Settlement held by the British missionaries in Ambas 
Bay, and to take it under their control, so that there may be no question as 
to the jurisdiction of the Queen over that bay and the adjacent country. || I 
am to request, that you will suggest to Lord Derby that, as Mr. Consul Hewett 
will very shortly proceed to the West Coast, to negotiate Treaties with Chiefs 
in the Oil Rivers, it would be desirable that he should, at the same time, 
take out with him Treaties for the cession of the territories in the Cameroons 
districts and the necessary communication to the Baptist Missionary Society 
at Victoria; and as Lord Granville concludes that the Treaties will be drawn 
up at the Colonial Office, I am to point out that it would be advisable that 
they should be prepared as soon as possible. 





Nr. 8512. GROSSBRITANNIEN. — Kolonialamt an das Ausw. Amt. 
— Vorschläge über die zukünftige Regierung von 
Victoria (Ambas-Bai). [15.] 


(Extract.) Received February 14. Downing Street, February 13, 1884. 

With regard to Ambas Bay, Lord Derby is of opinion, that the best course 
will be for Consul Hewett to visit that place, and inform the residents that Her 
Majesty's Government have acceded to the request made by them and by the 
parent Society that the Settlement should be taken under‘ the protection and 
control of the British Crown. A notice might then be issued declaring that 
the Scttlement had been acquired and taken over by Her Majesty. 

I am to add, that Lord Derby thinks that it would be as well if Mr. 
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Hewett were desired to report the name or names of the principal men of Nr. 8512 
the Settlement to one or more of whom, as may be advisable, powers of britannion. 
government might properly be entrusted, and that on receiving this information 19-Febr.18%. 
his Lordship will take the necessary steps for passing an Order in Council 

under the Act 6 Vict., cap. 13. 





Nr. 8513. DEUTSCHLAND. — Geschäftsträger in London(Vitzthum) 
an den engl. Min. des Ausw. — Anzeige der Mission 
Nachtigalls. ([16.] 


(Translation.)*) Received April 20. German Embassy, April 19, 1884. 

My Lord — I have the honour to state to your Lordship that the Imperial wr su 
Consul-General, Dr. Nachtigal, has been commissioned by my Government to vritannien. 
visit the West Coast of Africa in the course of the next months, in order to 19-April1864. 
complete the information now in the possession of the Foreign Office at Berlin 
On the state of German commerce on that coast. || With this object, Dr. Nach- 
tigal will shortly embark at Lisbon on board the gun-boat “Möwe.” He 
will put himself into communication with the authorities in the English posses- 
sions on the said coast, and is authorized to conduct, on behalf of the Imperial 
Government, negotiations connected with certain questions. || I venture, in 
accordance with my instructions, to beg your Excellency to be so good as to 
cause the authorities in the British possessions in West Africa to be furnished 
with suitable recommendations, and have, &c. Vitzthum. 





Nr. $514. GROSSBRITANNIEN. — Ausw. Amt an das Kolonislamt. 
— Die engl. Boamten sind über Nachtigalls Mission 
zu instruiren. [18.] 


Foreign Office, April 23, 1884. 

Sir, — Earl Granville has been informed by the German Chargé d’Affaires ah 
in this country, that Consul-General Dr. Nachtigal has instructions from his britannien. 
Government to visit the West Coast of Afrika next month, and report on %Aprilléee. 
the position of German commerce there. Dr. Nachtigal will be empowered 
to discuss certain outstanding questions with the British authorities, and I am 
accordingly to request that you will move the Earl of Derby to cause them 
to be informed of the nature of his mission, in order that Dr. Nachtigal may 
meet with a proper reception. He expects to leave Lisbon shortly on board 
the German gun-boat “Môve”. || I am, &c. 


T. V. Lister. 








*) Der deutsche Text ist nicht publizirt. Anm. d. Red. 
19° 
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Nr. 8515. GROSSBRITANNIEN. — Unterstaatssecretär des Ausw. 
an den Consul Hewett. — Anweisung, sofort auf seinen 
Posten zurückzukehren. Instruction für die Ver- 
handlungen mit den Häuptlingen an der westafrika- 
nischen Küste. [22.] 


(Extract.) Foreign Office, May 16, 1884. 

I am directed by Earl Granville to state to you, that it is desirable that 
you should return to your post without delay, as the arrangements which have 
been for some time under consideration for strengthening tle Consular staff 
in the Niger and Oil River district are now complete. || Her Majesty’s Govern- 
ment have given full weight to the representations that have reached them 
from various quarters as to the development of British trade in that region, 
and as to the importance of proper protection being afforded to the traders 
and their agents. While, on the one hand, they have felt it imperative to pause 
before sanctioning increased Consular expenditure, they have, on the other hand, 
recognized that it is unquestionable that British trade is largely on the in- 
crease, that the absence of a civilized rule makes it essential that the lives 
and property of the traders should be protected by British officials, and that 
effectual steps should be taken to guard against the danger to commercial cnter- 
prise resulting from the ignorance, greed and weakness of many of the native 
Chiefs. || It is arranged that on your arrival you shall be met by a man-of- 
war at Bonny, and you should lose no time in visiting in her the various native 


* Chiefs, with many of whom you are already acquainted. You should explain 


to them, that you have special instructions to express to them the desire of 
Her Majesty to maintain and strengthen the relations of peace and friendship 
which have for a long time existed: you should state, that she is willig, if re- 
quested to extend to them her favour and protection, on condition that they give 
such guarantces as shall be considered satisfactory for the lives and property of 
British subjects, and for the freedom of commercial intercourse and religious 
worship. You will further make it clear to them, that it is not Her Majesty’s 
desire to obtain any exclusive privileges for British subjects, but that, in order 
to prevent such exclusive privileges being granted to the subjects of other 
Powers, you are instructed to require of them that they should refrain from 
entcring into agreements with other Powers without the knowledge or sanction 
of Her Majesty. Should you succced in obtaining assent to these terms, you 
will be authorized to conclude engagements binding the Chiefs to observe them. 
The Chiefs will understand that the British Consular officers to be stationed 
on the coast will watch to sec that the conditions are faithfully executed, and 
will be ready to assist at all times with fricndly advice. The Chiefs will, 
as hitherto, manage their own affairs but will have always at hand counsellors 
and arbitrators in matters of difficulty or dispute. || A somewhat exceptional 
treatment will be required as regards the Chiefs of the Cameroons, who 
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have expressed an urgent wish to cede their territory to Her Majesty. . In N ae 
their case it is not proposed to accept the cession at present, as by so toe, 
doing the necessity would be entailed of establishing in that particular spot 16. Mai 1884. 
a British Colony or Settlement, with the requisite machinery for government; 

but the Chiefs will be asked to undertake that they will, if required, cede 

such portions of their territory as it may be thought desirable to acquire. j 

Special treatment will also have to be accorded to the Settlement at Ambas 

Bay, which is the property of the Baptist Missionary Society. You should 

take an early opportunity of visiting the Settlement, and of informing the 
residents that Her Majesty’s Government have acceded to the request made by 

them and by the parent Society that it should be taken under the protection 

and control of the British Crown. You should then issue a notice declaring, 

that the Settlement has been acquired and taken over by Her Majesty. You 
should, when this has been done, report the name or names of the principal 
residents, to one or more of whom, as might be advisable, powers of govern- 

ment might properly be intrusted under an Order in Council which would be 

passed for the purpose. || You would probably, in the first instance, after the 
Treaties should have been concluded, fix your own residence in the neighbourhood 

of the Cameroons; one of the Vice-Consuls would be placed at Old Calabar, 

or you would yourself reside at the latter, and place the Vice-Consul at the 

former post. Discretion will be given to you as to the selection of the station 

of the second Vice-Consul. It is possible, that arrangements may be made for 
procuring the services of an unpaid Vice-Consul on the Niger. || You will keep 

me well informed of your proceedings, and I am directed by Lord Granville 

to state that he is confident from your antecedents that he may rely on finding 

in you the zeal and judgment necessary for the proper performance of duties 

which will require considerable energy and discretion, 





Nr. 8516. GROSSBRITANNIEN. — Vice-Consul Buchan an d. engl. 
Min. des Ausw. — Proteste der engl. Kaufleute und 
von Häuptlingen gegen das deutsche Protectorat. [32.] 

(Received September 8.) Cameroons River, July 24, 1884. Nr. 8516. 

My Lord, — In compliance with the instructions of Mr. Consul Hewett, Fer 

I have the honour to forward to your Lordship a protest. from the English 24. sati 1834." 

traders in the above-named river. || I also beg to inform your Lordship, that 
protests have been sent in from Hickory Town and Joss Town, and there are 
seven other smaller towns which have not signed either way. They prefer the 
English, but are waiting to see what the Germans will give them to sign for 
them, declaring that all those who have signed for the Germans have either 
received presents (or “dashes”), or a promise of one. These presents, I am 
afraid, will be the first thing to cause a disturbance, and King Bell informed 
me that his Chiefs were already giving him a lot of trouble, intimating to him 
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Mr, 856. that the Acqua Chiefs had received their presents, and that they wanted their. 
teltanelee, || Mail communication is very uncertain at this port, and all that I can at pre- 
‘24.Juli 1884. sent state is, that I will use my utmost endeavours to carry out the instruc- 


britanı 





tions left me by Mr. Consul Hewett. || I have &c. 
F. Buchan. 


The British Traders in the Cameroons to Earl Granville. 
Cameroons River, July 24, 1884. 

My Lord, — We, the British traders in the Cameroons River, respectfully 
approach your Lordship on the subject of the action recently taken by the 
Germans in annexing this country to the German Empire. | We deem it our 
duty most strongly to protest against the step so taken, as being opponent to 
the understanding arrived at between Mr. Consul Hewett and the native Kings 
and Chiefs of Cameroon last year. | On the occasion of his visit in March and 
April 1883, he invited.both the English and German traders to a meeting, 
where matters were discussed, and it was unanimously agreed that we should 
be better off were we taken under British protection. || At the request of the 
Kings and Chiefs of this river, he drew up a Treaty between them for the 
better preservation of peace in their country, inserting fines, &c., therein, 
which they begged him to enforce, stating at the same time their inability to 
govern their own country. This Threaty was signed by all the Chiefs, and 
witnessed by the English and German traders, and J. J. Fuller (missionary), 
interpreter. || We also beg to state, that Mr. Consul Hewett settled the then 
existing palavers among the natives, and re-established the Court of Equity. 
As opposed to the open and straightforward manner in which Mr. Consul He- 
wett acted, the German authorities held their meetings at night, and the first 
intimation we had of the annexation was the hoisting of the German flag. 
Many Chiefs have strongly protested against this, and dissatisfaction now exists 
among the natives, and no doubt disturbances will arise greatly affecting the 
trade of this river. || We humbly beg your Lordship will give this matter your 
serious consideration, and we have, &c. 


F. Buchan, W. A. J. Harris. 
Thomas Richards. G. Allan. 
J. W. Ewart. T. W. Hamilton. 


Walter E. Trott. 





Nr. 8517. GROSSBRITANNIEN. — Consul Hewett an den engl. 
Min. des Ausw. — Annexion von Victoria. (30. 
(Extract.) (Received September 7.) “Flirt,” at Brass River, July 28, 1884. 
In obedience to your Lordship’s instructions conveyed to me in despatch 
of the 16th May, I annexed to the dominions of Her Majesty the Queen the 


8, Juli 1884. Settlement of the Baptist Society called Victoria, in Amboises Bay, by the issue 
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on the 19th instant of the notice, of which the inclosure is a copy, the draft Nr. 9517. 
having been supplied to me in the above-mentioned despatch. brite enn. 
98. Juli 1884. 


Assumption of Sovereignty over the Settlement at Amboises Bay, West Coast 
of Africa. | 


I, Edward Hyde Hewett, Her Britannic Majesty’s Consul for the Bights 
of Benin and Biafra, do hereby notify to all whom it may concern that, in 
compliance with the wish of the inhabitants, the territory which has long been 
in the possession and occupation of certain British subjects, viz., the Baptist 
Missionary Society, at Amboises Bay, constituting the Settlement of Victoria, 
has now been taken over by Her Majesty the Queen of Great Britain and 
Ireland, and forms an integral part of her dominions. 

Given under my hand on board Her Britannic Majesty’s ship “Opal”, 
anchored in Amboises Bay, this 19th day of July. 1884. 

Edward Hyde Hewett. 





Nr. So18. GROSSBRITANNIEN. — Consul Hewett an den engl. Min. 
des Ausw. — Kamerun ist bereits unter deutsches Pro- 
tectorat gestellt. Verhandlungen mit Nachtigall und 
den Häuptlingen. (31.] 


(Received September 7.) “Flirt,” at Sea, July 30, 1884. 

My Lord, I have the honour to report, that on the 15th instant, while Nr. 85:8. 
at Benin, I received information of a German gun-boat having been spoken en. 
between Brass and Bonny, proceeding to the eastward, and that she had s0.Juli 1884. 
visited and taken possession of Bay Beach and Bagadah, near to the Gold 
Coast Colony. I determined to leave as soon as possible for Cameroon. The 
next day Her Majesty’s ship “Forward” arrived from Amboises Bay with a 
message from the Senior Officer, Captain Brooke, of the “Opal,” to the effect 
that a German gun-boat was at Cameroon, and that a Treaty was being 
negotiated with the Kings and Chiefs for the transfer of their country to 
Germany. Lieutenant and Commander Furlonger, of the “Forward,” told me 
that King Bell had promised not to sign any Treaty for a weck, in order 
to give me time to get to Cameroon. The following morning we left Benin 
and arrived at Amboises Bay early in the morning of the 19th. Captain 
Brooke and Mr. Lewis, the missionary at Victoria, could give me no certain 
information respecting the Germans at Cameroon; but the latter had heard 
that the only Agreement made by the King and Chiefs at Bimbia was for 
the sale of some land to one of the German firms at Cameroon. My presence 
at Cameroon I thought was most urgent, so Captain Brooke kindly undertook 
at my request, to go to Bimbia, and, if possible, make a Treaty extending to 
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the country British protection; but when I afterwards met him at Fernando 
Po, I learnt that he was too late, the Germans having already possession of 
Bimbia. He succeeded in obtaining a copy of the Agreement (Inclosure 1 *), 
by which the King and Chiefs delivered over their country to the Germans. 
This does not appear to have been legalized, but doubtless the one in Dr. 
Nachtigal’s possession has been. || In the afternoon of the 19th we reached 
Cameroon, where we found the German gun boat “Möwe” at anchor, and the 
German national flag flying at Bell and Akwa Towns. From the British 
traders I received an account of what hat lately taken place there, and I 
obtained farther information from King Bell. The Chairman of the Court of 
Equity handed me copies of two letters addressed to the British traders. 
The first (Inclosure 2*) announced, that the country had been placed under 
the suzerainty of the Emperor of Germany, and that this act did not affect 
English trade. The second (Inclosure 3*) stated, that the Court of Equity 
could not continue to exist, and proposed the establishment of a similar 
institution under the name of the “Cameroon Council,” to be presided over by 
Dr. Nachtigal’s representative, and concluded by inviting the English traders 
to attend a meeting, in order to come to a mutual understanding. || On the 
morning after my arrival I paid a visit to Dr. Nachtigal, the Imperial German 
Commissioner and Consul-General for the West Coast of Africa. He was not 
on board the “Möwe,” but he returned my visit shortly afterwards. He gave 
me an account of how the Cameroon country had been annexed, and told me 
that the agents of the two German firms there had made an Agreement with 
Kings Bell and Akwa and the Chiefs, that this Agreement had been afterwards 
legalized by the German Consul from Gaboon, and that he (Dr. Nachtigal) 
had then placed the country under the suzerainty of the Emperor of Germany. 
In answer to my request to be. allowed a copy of the document, which might 
affect British interests, he said he could not give me one before the original, 
of which there was but one, and that was in his possession, had been sub- 
mitted to bis Government. I then informed him, that Bell and Akwa had 
written in 1881, begging that their country might be taken over by England; 
that in consequence of that letter I had, by the directions of Her Majesty’s 
Government, visited Cameroon in 1882, to make a Report on the country, &c., 
and to ascertain if it was the general and sincere wish of the Kings, Chiefs, 
and people that England should undertake the government of their country, 
and this I found, without doubt, to be the case; that subsequently I went to 
England, when, on the strength of what I reported, Her Majesty’s Government 
had deputed me to take certain steps; that, in fact, the negotiations with Bell 
and Akwa had not been closed. Dr. Nachtigal told me he was aware of Bell 
and Akwa’s request, and also of my subsequent visit to Cameroon. I inquired 


*) Nicht aufgenommen. Vgl. den Bericht Nachtigalls vom 16. August 1884. 
Nr. 8280. Bd. XLIII 8. 264. Anm. d. Red. 
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if I should be permitted to continue to exercise my functions at Cameroon, to pas 
which he replied that certainly I should. I then spoke of the abolition of the yritaunien. 
Court of Equity, which I pointed out had been established by Treaty; that 30.Juli 1884. 


the two Kings of the country had been parties to that Treaty, and were 
members of the Court, which was under the British Consul to all intents and 
purposes, since to him lay appeals against its decisions. I concluded by making 
a verbal protest against the step which had been taken with regard to the 
Cameroon country and the Court of Equity. As to the latter, in view of what 
I had laid before him, Dr. Nachtigal was good enough to allow the Court to 
continue as heretofore, only requesting his representative to be permitted to 
attend its meetings. I promised, that his wish should be complied with, and 
assured him that I would co-operate with that officer, and would ask the 
British traders to do so likewisc, to keep peace in the river and the trade 
open, but that whatever I did was to be considered as without prejudice to 
any action Her Majesty’s Government might think proper to take. Dr. Nach- 
tigal, whom I found most courteous and friendly, said he would give Dr. Buchner, 
his representative, instructions about the Court of Equity, and would direct 
him to call on me the next day. He then returned to the “Möve,” which 
immediately got under weigh and left Cameroon River. || Dr. Buchner being now 
Acting Commissioner, Commander Craigie, of the “Flirt,” and I went to call 
on him. He was out; but we met him afterwards, when I renewed to him 
the assurance I had given to Dr. Nachtigal of my cordial support to maintain 
the peace of the river, &c., and invited him to attend a meeting of the Court 
of Equity the following morning. Having parted from him, we called at the 
Mission-house, and there we were assured that the general feeling of the people 
was against the German protection. We next went to King Bell, from whom, 
and his son Manga, we obtained some particulars of the Treaty, which, so far 
as they could remember, they said, embraced the following conditions for allo- 
wing the Germans to take the country:— || 1. Natives to be allowed to continue 
to buy women. || 2. There are to be no taxes imposed. || 3. There are to be no 
duties on trade. || 4. The Germans are not to go to native markets. || 5. “Comey” 
to be paid as heretofore. || 6. Heavy penalty to be inflicted on Germans in 
case they rape native women. || 7. Germans to have nothing to do with the 
farms of natives, @.e., the land in the occupation of the natives to continue 
to belong to them. || There was a promise of a present, but no stipulation was 
made as to its value. Akwa had received a present, but Bell nothing. || Bell 
acknowledged to his great regret at having signed the Treaty, and excused 
himself for having entered into negotiations with the Germans on the ground 
of having received no definite answer to the letter which he and Akwa had 
addressed to Mr. Gladstone in 1881. He assured me, that he had signed the 
Treaty for his own towns only, as did also Akwa and the Chiefs for their 
respective towns. Of the eight towns, besides his own, which Bell told me had 
been signed for, one he was not certain about. With respect to another, I 
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w „sin was snbsequently assured he was mistaken. While a third consists of some 
weiteren, runaway people from Hickory Town, belonging to Lock Preso, who is strongly 
‘90. Jali 1884. opposed to the Germans. These runaways Bell promised me last year to get 
back to Hickory Town. From what I could gather, not half the number of the 
towns, the people of which frade at the factories and hulks, have been signed 
for in the Treaty, and even in those whose Chiefs have “sold themselves to 
the Germans,” as the natives call it, the German protection has been received 
with but little favour by the multitade. I do not doubt, that great pressure 
was brought to bear on Bell for him to have broken his promise to the Com- 
mander of the “Goshawk,” that he would not sign for a week or ten days. | I 
was asked by natives to hoist the Union Jack on Hickory side of the river, 
and was told that if I did so half of the Bell Town people, and those of other 
towns whose Chiefs had signed the Treaty, would immediately flock over to it 
to seek British protection. || One of Akwa’s Chiefs told me, that some Akwa 
town people were talking of hauling down the German flag, to show their 
dissatisfaction. I bade my informant recommend them strongly to do nothing 
of the sort, and added, that it was a step I could not approve of, and it 
would without doubt entail on them severe punishment. || During my short 
stay in the river I urged those who came to complain to me about the Ger- 
mans taking their country to remain quict, attend to their trade as usual, and 
await the decision of the Governments of England and Germany, to whom the 
question would be referred. || When asked by Bell and others what course they 
could adopt to undo the harm that had been done, I suggested, if they were 
really sorry for having signed the Treaty, that they should act straightforwardly, 
and frankly tell the German authorities so, or petition the Emperor not to 
approve the Treaty, and I further told them that this advice was the only 
help I could give them. || Feeling convinced, that there was a great probability 
of an outbreak among the natives, and that this might be averted by some 
British authority being present to advise and check them, I appointed Mr. Frederick 
Buchan, British Vice-Consul for the Cameroon country. He has spent many 
years there, has acquired much influence among the natives, and his being 
generally selected as Chairman of the Court of Equity is a proof of the good 
opinion his colleagues have of him. In addition to the instructions conveyed 
to Mr. Buchan in the letter of appointment, copy of which I have the honour 
to forward herein (Inclosure 4), I directed him to communicate directly to 
your Lordship any occurrence of importance in the river; this I did, as my 
moving about might cause delay in the receipt of the information by your 
Lordship if it had to be forwarded by me. The appointment of Mr. Buchan 
was intended only as a temporary measure against an impending danger, and 
I trust it will meet with your Lordship’s approval. || As regards the Treaty, the 
great objection I have to it is that the native markets remain closed against 
European traders; that I take to be the spirit of the clause prohibiting the Ger- 
mans going to them, for it will not only stop the development of the country up 
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the river, but by the Cameroon people continuing to act as brokers between wr 8518. 
the Europeans and the inland natives they will remain neglectful of their own britansten. 
rich land, the cultivation of which should prove a source of wealth to them %. Juli 1684 
and of advantage to trade. || There was a report, that trade was not to be 

taxed with any further duties than the “comey,” as paid hitherto, for the next 

ten years. I heard nothing of this from Bell or his son, nor does Dr. Nachtigal 

in his letter (Inclosure 2) refer to this subject. || The Treaty has been concluded 

with the Heads of less than half of the towns of Cameroon—each King or 

Chief who signed signing only for his own town, and even in these towns 

signed for the German protection is objected to. English is very generally 

spoken in Cameroon, while not one knows a word of German. The sympathies 

of the country are with us, and very naturally they should be, for we are the 

only nation that has looked after these people at all, and shown any interest 

in them. It cannot be wondered at, then, that the solution of the question 

as to whether their country is to be under the protection of Great Britain 

or Germany is awaited by the Cameroon people with the greatest anxiety. | 

I have, &c. Edward Hyde Hewett. 


Consul Hewett to Vice-Consul Buchan. 


“Flirt,” Cameroon River, July 21, 1884. 

Sir — In view of the probability of disturbances taking place in this 
river in consequence of the diversity of opinion among the natives, as to 
whether the protection of Cameroon should have been assumed by England 
as it was asked for when I was last here, or whether Kings Bell and Akwa, 
and others, were justified, in my absence, in signing a document whereby the 
protection of their country has been assumed by the Germans and being of 
opinion that to preserve peace in the river a Vice-Consul should be here, I 
hereby appoint you to be British Vice-Consul for the Cameroon country. || 
You will best carry out my wishes by using your good offices to keep order 
among the natives by the influence which I know you possess with them, and 
by the sound advice your are so capable of offering them. Your long resi- 
dence in this river, and the respect which you have gained among the natives, 
must give you great power, and this, I believe, will be still further increased 
by your position as Vice-Consul. I further desire you to co-operate with 
Dr. Buchner, Acting German Commissioner and Consul-General, in any way 
he may ask, for the preservation of good order, the interests of trade and 
the settlement of palavers. || I find, that the Heads of many of the towns have 
not signed the Treaty with the Germans, because they wished for British 
protection. I should like to have the names of these, but you are not to 
extend to them British protection; you may give them advice, however, how 
they should act in case of emergency. If any attempt should be made to 
induce them to sign a document, recommend them to obtain a copy of it, 
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that they may show you and obtain your advice as to whether they should 
sign the original || I hope to be back in the course of a month or six weeks, 
if only to remain a few days. In the meantime, I rely upon your jugment 
and tact to prevent any disturbance of the good order and trade of the river. 
| I am, &c. Edward Hyde Hewett. 


P.S. — You will understand, that this letter of appointment is, of course, 
subject to be rescinded at any time by order of Her Majesty’s Secretary of 
State for Foreign Affairs. E. H. H. 


Nr. 8519. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botschafter in Berlin und den engl. Geschäftsträger 
in Paris. — Der engl. Consul Hewett ist instruirt, die 
Abtretung von Kamerun seitens der Häuptlinge anzu- 
nehmen*) [24.] 


Foreign Office, 23 August 1884. 

My Lord, — I have to request your Excellency to make a communication 
to the German Government in the sense of the following observations. || For 
some years past the native Chiefs of various towns and villages within the 
Oil River and Cameroons districts have petitioned Her Majesty to grant them 
her protection, and expressed their anxiety to place themselves under English 
rule. Amongst others, Kings Bell and Acqua, with other Cameroon Chiefs, 
addressed Petitions in this sense on the 7th August, 1879, and 6th November, 1881. 
They were informed in March 1882, that the matter would be examined, and 
a further communication made to them. || Her Majesty’s Consul for the district, 
who was then on leave, was accordingly sent out with instructions to ascer- 
tain the necessary details to enable Her Majesty’s Government to form a 
decision. He visited the district in November 1882, and whilst there received 
Petitions for annexation from the natives of Bimbia also. In April 1883 Kings 
Bell and Acqua again wrote: “We cannot afford to let any but the British 
Government annex the country, whilst we have voluntarily invited that Go- 
vernment to take us and our own country under its protection, and are almost 
daily expecting to see our wish fullfilled.” || Circumstances prevented. the return 
of Her Majesty’s Consul to the coast until - May of this year, when he left 
with instructions to accept, under certain conditions, the cession of the Came- 
roons, and to take at once under the protection and control of the British 
Crown the territories at Ambas Bay, where a British Settlement has long been 
established. || I am, &c. Granville. 








*) Vgl. Staatsarchiv Bd. XLII. Nr. 8279. 
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Nr. 8520. GROSSBRITANNIEN. — Geschäftsträger in Berlin an 
den engl. Min. des Ausw. — Die deutsche Regierung 
hat noch keine Information über die Ereignisse in 
Kamerun. [33.] 


(Extract.) (Received September 8.) Berlin, September 8, 1884. 
The Acting Minister for Foreign Affairs spoke to me to-day on the sub- a 
ject of the communication which Lord Ampthill had been instructed by your yritınnien. 
Lordship’s despatch of the 23rd ultimo*) to make in regard to the relations 3. Sert. 1884. 
of Her Majesty’s Government with the Chiefs of various towns and villages in 
the Oil Rivers and Cameroons district. || Dr. Busch said, that the accounts of 
Dr. Nachtigal’s proceedings in the same district, which had appeared in the 
German press, were based vn purely private letters. The sole information 
the Imperial Government had on the subject was contained in a telegram from 
Dr. Nachtigal, transmitted from Madeira in a form so condensed that its con- 
tents were almost unintelligible, and that he would therefore be obliged to 
await the arrival of the extended Report before forming a judgment on Dr. 
Nachtigal’s action or its consequences, or making any official observations on 
the communication which I had made to him. || Ie was at the same time 
happy to say, that it seemed quite clear that there had been no conflict 
between any German and English authority in those parts, although it was 
understood that a reserve had been entered on the spot in favour of any 
English claims by one of Her Majesty’s naval officers. 'He had been searching 
in vain at his office for a map sufficiently exact to enable him to follow the 
description of the localities referred to; but he did not apprehend any mate- 
rial difficulty in reconciling the interests of our two Governments in this and 
similar questions on the West African coast. || The interests of several coun- 
tries appeared to be represented in the neighbourhood of the Cameroons and 
Oil Rivers district, and the French Government, who had also claims in those 
parts, had expressed themselves grateful to the German authoritics for some 
services rendered to them at Little Popo. || I ventured, while on this topic, to 
repeat tu his Excellency the assurances given by your Lordship to Count 
Minster, that Her Majesty’s Government had no jealousy of German coloni- 
zation, unless in any particular case it should clash with the acquired rights 
of England. || Dr. Busch said, that jour Lordship’s remarks had been thoroughly 
appreciated, and would, he understood, be cordially responded to on the part 
of Germany, with a sincere desire to respect all vested rights and interests. 








*) Staatsarchiv Bd. XLIII No. 8279. 


302 Kamerun. 


Nr. 8521. GROSSBRITANNIEN. — Unterstaatssekretär des Ausw. 
an Consul Hewett, — Verhütung von Unruhen. [35.] 


(Extract.) Foreign Office, September 12, 1884. 

a. Earl Granville has received from Mr. Buchan a despatch of the 24th 

Writannien. July, of which he has no doubt furnished you with a copy, containing a pro- 

1280pt.1884. test, signed by himself and other merchants of the Cameroons, against the 
annexation of the country by Germany. As regards the future of the country, 
you should inform Mr. Buchan that the matter will be considered in com- 
munication with the German Government, and that meantime he should use his 
best endeavours to prevent any disturbance on the part of the traders or 
natives. 





Nr. 8522. GROSSBRITANNIEN. — Consul Hewett an den engl 
Min. des Ausw.— Verhandlungen mit den Häuptlingen 
in Bimbia über die Art, wie sie zur Unterschrift der 
deutschen Verträge veranlasst sind. [47.] 


(Received October 13.) „Flirt,” at Opobo, September 14, 1884. 

My Lord, — I have the honour to inform your Lordship, that I visited 
. Bimbia yesterday, with the Chiefs of which the Germans have entered into 
1Bopt.18&4. Treaties, either of protection or annexation, as reported in my despatch of the 
30th July. || The report given me verbally and in writing by Lieutenant and 
Commander Furlonger, of Her Majesty’s ship “Forward”, of the dissatisfaction 
of the Chiefs at the Germans taking their country, was fully confirmed by the 
Head and other Chiefs of the three principal towns, who came off to see me. 
I took down statements made by these, copies of which are inclosed. The 
earnestness and apparent sincerity with which the Chicfs spoke disarmed Com- 
mander Craigie and myself of all suspicion that they were telling us anything 
but the truth, || I venture to hope, that when the German Government is 
apprised of the manner in which the signatures of the Bimbians were obtained 
to the Treaties they will, before ratifying them, take measures to ascertain if 
the Bimbians were aware of what the paper contained to which they affixed 
their marks. || I have, &c. 





Edward Hyde Hewett, 


Statement of the Head Chief of Dikölo Town, Bimbia, as to how the Treaty 
was concluded with the Germans, 


Dick Merchant, country name Ekin, head Chief of Dikölo Town, came on 
board Her Majesty’s ship “Flirt,” anchored off Bimbia, this 13th September, 
1884, and stated that the day M. Schmidt came to Bimbia he sent for him 
to mect him on the beach at King William Town, and so he went, M. Schmidt 
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said he wanted to buy Dikölo Town, so Dick said he wonld not sell it; he had pions 
heard, that Germans would send the Bimbians to bush country when they bad vritsanien. 
bought their town. M. Schmidt promised, that he would come and set all !4-Spt-188. 


palavers; but Dick said, that he was going to give his town to the Queen. 
M. Schmidt told him he must sign a paper, which was produced, and which 
M. Schmidt said was a promise to put a factory in his town. M. Schmidt 
did not tell him, that by signing the paper he gave up his country to the 
Germans. Had he told him so he would not have signed. All that he recei- 
ved was a drink of rum, nor has he had a present or any payment from him 
since. M. Schmidt sent by his clerk, named Isaac Johnson, a German flag to 
Dick. The clerk told him he must hoist it, but Dick would not take it; but 
the clerk told him he had better accept it from him, and return it to M. 
Schmidt when he came, so Dick took the flag, which has never been hoisted 
in his town, but has remained in the box ever since. He will give back the 
flag when he sees Schmidt. || The above statement was read over to and ex- 
plained to Dick, who declared in our presence that it was true, only adding 
that he wanted a missionary in his town to teach his people. 


R. W. Craigie, Commander, Her 
Majesty’s ship “Flirt.” 

R. G. Paynter. 

Peter N. John Stone. 


P. S. — This statement of Dick Merchant was taken down by me, and 
signed by Commander Craigie, Mr. Paynter, and Peter N. Stone, in my pre- 
sence, this 13th September 1884. 

Edward Hyde Hewett, 
Her Britannic Majesty’s Consul. 


Statement of the Chiefs of Money Town, Bimbia, as to how the Treaty was 
° concluded with the Germans. 


Money (head Chief), Nako, Jomu, Yellow, Old Bilét, Young Money, Djako, 
Chiefs of Money Town, came on board Her Majesty’s ship “Flirt” on the 
13th September, 1884, when anchored off their town, and stated that when 
Consul came last year he (Money) told him the country was not quiet, and 
as he was not an old man all the old men had died, that the people would — 
not obey him, and he asked the Consul to put government for his country; 
that he wanted to live under the Queen. M. Schmidt, of Cameroon River, 
was present at that time. The Consul said, that he agreed with him, that he 
had better write to ask the Queen to take his country, and that he would 
come later and tell him what answer the Queen send. He waited à long time 
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and then went to “bush country” (é. e., inland). When he was there M. Schmidt 
sent six of his (Money’s) boys to say, that he (M. Schmidt) wanted him, and 
they said that M. Schmidt sent word that the Consul was there (at the town), 
which led him to suppose that it was the Englisb Consul, whom he had been 
expecting for a long time. || He went to town, and when he arrived found the 
Germans (Schmidt and Woermann). M. Schmidt said, “Money, I come for take 
your town;” so he replied, “That time you come with Consul I done sign book 
for Queen.” Then he (Schmidt) said, “Why do you not agree to sell your 
town; King William people sell their town, and you will not agree.’ Money 
said, “Well, I do not agree; I want to hear from Consul.” Schmidt said, “How 
long Consul be gone, and has not sent any answer; he does not want Bimbia.” 
Money said, “I do not want to sell my country. I will wait till Consul come.” 
Schmidt said, “If Consul come and say he no want Bimbia, will you agree 
for German to take you;” and Money answered, “If the Consul does not want 
Bimbia, then I agree to let German take my town.” Then M. Schmidt said, 
“You must put that down for book.” He produced a paper which he (Money) 
signed, supposing that the document was to show that he consented to the 
Germans taking his town in the cvent of the English Consul refusing to take 
him and his country under English protection. When he had signed, M. 
Schmidt said he must take pay for his country; but he (Money) declined to 
receive anything until such time as he had seen Consul (English). M. Schmidt 
said, “Why will you not; King William’s people have taken pay;” but Money 
still refused till he had seen the Consul. M. Schmidt then left. || Directly 
after Money had signed the paper he returned to the bush country, and came 
back to town again. M. Schmidt was there, and said to him, “I want to put 
stick (flag-staff) for your town;” but Money would not agree, and reminded 
him of what he had said about seeing the Consul before he would let the 
Germans take his country. M. Schmidt said, “You don’t want me to put stick 
(flag-staff) for your town; I have done so already in King William Town 
and Nicoll Island“, which King Bell had given them. Money on this got 
vexed with King William Town people for dividing the country. Money 
still held out, and told M. Schmidt, “I do not care if you give me noth- 
ing; I will not agree till Consul come” When the English man-of-war 
(,Opal”) was at Bimbia Money was away at bush country at back of 
Victoria. Word was sent to him, and he started to come to town, but on 
arriving at Victoria he found the man-of-war had left. M. Schmidt came 
after this in a German man-of-war, and wanted to take him with him; but 
Money said he did not know what he would do with him and refused to go, 
so M. Schmidt, Kongolo and Kwan [sic]. After this Money saw no more of 
M. Schmidt. The above was what Money stated; the other Chiefs had nothing 
to do with the Germans in Money’s absence. || The above statement was read 
over and explained to Money and his Chiefs, who declared it in our presence 
to be true, and they still maintained that they, as did their grandfathers, live 
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under the Queen, and that they do not now wish to let the Germans have Du 
their country. an. 
R. W. Craigie, Commander, Her 24.Sept. 1884. 
Majesty’s ship “Flirt.” 
R. G. Paynter. 
Peter N. Stone. 


P. S. — This statement of the Chiefs of Money Town was taken down 
by me, and signed by Commander Craigie, Mr. Paynters and Peter N. Stone, 
in my presence, this 13th September, 1884. 

Edward Hyde Hewett, 
Her Britannic Majesty’, Consul. 


Statement of the Chiefs of King William Town, Rimbia, as to how the Treaty 
was concluded with the Germans. 


William Bertram (Head Chief of King William Town, Bimbia), Charles 
Smart, John Priso-Beskwang (Chiefs of same town), appeared on board Her 
Majesty’s ship “Flirt,” anchored off Bimbia, the 13th September, 1884, and 
stated that the Consul had been to Bimbia last year, when he was accom- 
panied by M. Schmidt, of Cameroon, a palaver with whose clerk the Consul 
then set. About three months ago M. Schmidt came to Bimbia and said to 
the Chiefs of William Town that he wanted to buy their town; they said they 
did not agree to that, as they had already signed a paper with the Consul 
to give their country to Queen of England. M. Schmidt said, that they must 
look to him that “Germans be all the same for English, they be one.” Then 
he told them, that if any palaver came they must send for him. They agreed, 
on the strength of what M. Schmidt had said, to sell him half the town from 
Jubilee Point to Man-of-War Bay. They then signed a paper which was re- 
presented to them by M. Schmidt as being an Agreement to sell the ground 
above-mentioned, and he paid them in goods to the value of 150 kroos. The 
above transaction was all done in about half-an-hour: they asked to be 
allowed to consult together; but M. Schmidt would not let them. M. Schmidt 
left the same day, taking the signed paper with him, and not leaving a copy 
or duplicate with them. After a lapse of some days, M. Schmidt came again 
in a man-of-war (German) and went on shore with a number of soldiers 
(marines) and the German Consul, who read a paper, which they did not 
understand; after which the soldiers hoisted the German flag and fired guns. 
M. Schmidt interpreted something the Consul said, and told them King Wil- 
liam Town, Money Town, Dikölo Town, and Nicoll Island belonged to the Em- 
peror of Germany, and then gave them some rum and gin to drink, and then 
they left in the man-of-war. About a fortnight ago two German men-of-war 
came: M. Schmidt was on board; he went on shore, called two men, Kongolo 

Staatsarchiv XLIV, 2 
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and Kwan, and took them with him. They asked where he was going to 
take them. He replied, “To Victoria” After the ship weighed from Amboises 
Bay they again asked him were they were to be taken, and he then told 
them he was going to take them to Bibundi, and that he was going to put 
up a factory there. Kongolo said to M. Schmidt he could not agree to that, 
that the English had already taken that place. When the ship arrived at 
Bibundi, M. Schmidt landed with the Consul and Kongolo and Kwan. The 
people came to the beach and told them the English had taken the place, 
Kongolo and Kwan brought away some kernels they had there and the King 
Bifongo. They left Bibundi, and M. Schmidt landed the two Bimbians and 
the King at Bimbia and wend away. At the first meeting with them they 
told him (M. Schmidt), that he was present when they signed the paper for the 
Consul (English), and that from the time of their old fathers their country 
was protected by England. M. Schmidt told them not to mind, and that if 
any palaver came he would “stand,” à. e., that they would have to send for 
him if the Consul came and made an objection to what they had done. They 
do not like the Germans, M. Schmidt agreed to buy half the town, and 
afterwards the (German) Consul came and took it all. They pulled down the 
German flag, but were told by Captain of English man-of-war that they might 
get punished for doing that, that they had better keep it till the Consul 
(English) came, when he would tell them what to do. They want England to 
take them, “because their fathers lived under the English flag.” || The above 
statement was read over and explaincd to William Bertram (native name of 
whom is Kongolo), Charles Smart, John Priso and Beskwang, who stated that 
it was all true, and that as to the desire to live under English protection, 
they spoke in the name of all the people of King William Town. || The state- 
ment was made and taken down in the presence of us. 

R. W. Craigie, Commander, Her 

Majesty's ship “Flirt.” 
R. G. Paynter. 
Peter N. John Stone. 


P. S. — This statement of the Chiefs of King William Town was taken 
down by me, and signed by Commander Craigie, Mr. Paynter and Peter N. 
John Stone, in my presence, this 13th September, 1884. 

Edward Hyde Hewett, 
Her Britannic Majesty’s Consul. 








Kamerun. ı §07 


Nr. 8523. GROSSBRITANNIEN. — Consul Hewett an den engl 
Min. des Ausw. — Abschluss von Verträgen mit 18 
westafrikanischen Häuptlingen. (62. 


(Extract.) (Received November 5.) Akassa, September 24, 1884. 

Old Calabar has signed the full Treaty, with additions to Articles IV Mr. 8528, 
and V, the elimination of Article VI, and an addition to Article IX, to re- britannien, 
lieve them of liability for the actions of the Tom Shot people. The Chiefs of 2-Sert.1884, 
Tom Shot country, of Efut, the country about the River del Rey, and of 
Idombi, the country about the River Rumby, made declarations that they were 
subject to Old Calabar. These declarations will be found attached to the Old 
Calabar Treaty. || The Preliminary Treaties with the small countries to the 
south of the River Rumby and adjoining Victoria were made by Lieutenant 
and Commander Furlonger. I have not had time to visit these places; but 
I intend doing so when time admits of it, in order to get full Treaties signed. 

Your Lordship will observe that the Bota Treaty is made with M. Stefan 
Szole Rogozinski, King George and the Chief Molendé. M. Rogozinski, of 
whom mention is made in my despatch of the 13th September, made a Treaty 
on the 24th July last with King George and Molendé, a copy of which is in 
my possession. By this I find that he has purchased some land in Bota; he 
gives certain rights to the people, while, on the other hand, he obtains some 
for himself, among which I notice that “no palaver with any person foreign 
to Bota, or with any other town or cuuntry, can from this day be kept by 
King and people of Bota, but must be every time brought before M. Stefan 
Szole Rogozinski, or the person to whom he gave the right.” I did not deem 
it expedient to question his right to being a party to the Treaty. When the 
Treaty was made Lieutenant and Commander Furlonger gave an undertaking, 
which is attached to the Treaty, “that none of their palavers shall be settled 
by the Court of Victoria so long as the said Preliminary Treaty shall hold 
good.” M. Rogozinski’s objection is to be subject to the jurisdiction of a 
Court composed as a present. || The Treaties which I now respectfully place 
in your Lordship’s hands embrace the district from Old Calabar to Victoria.*) 





— nc _ ——- — — m 


List of Treaties sent home in Consul Hewett’s ‘despatch of the 24th September, 
arranged in geographical order, from Old Calabar to Cameroons. 


Name of Place or Chief | Date. 


| 
ee ee ee ee ee 





1884, 
Old Calabar, Creek Town . . . 2 . . . . . . | July 23. 
Ditto, Duke Town . . . . „ 24 


Ditto, including Chiefs of Tom Shot, Efut and Idomby . September 10. 
*) Die Verträge selbst sind hier nicht aufgenommen. Anm. d. Red. 
90° 
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NE BD 
Gross- Name or Place of Chief. Date. 
britamnien, 00V od BE 
24, Sept.1884. | 1884. nn 
Ba Musso. ........ . =. . . . . . | September 6. 
Byenda . . 2. 1. ew ee ew . . . . . . . ” 7. 


Betika Ngang ...... .. =... +. . | August 31. 
Betika Madai . . . eo rn » 31. 


Luünya . ... . . «© . ew ee . . . . | September 1. 
Jandgi Kolleh . . . nn „ 1. 
Likundu . . 00000 en 5 1. 
Bibundi . .......+ . . . « « « « « August 30. 
Isobe 2. 1. 1 we ew wt tw lk kl » 29. 
Ndgondge . . . « 2. © 6 2 es ew ew . . . . » 29. 
Mobange . » .... +... . . . . . . | September 1. 
Bakingi . ......... . . . . . . | August 29. 
Batoki . . . . . 2. 1. ee ee ee 5 28. 
Bota, also signed by M. Rogozinski . . . . . . . » 28. 
Victoria, Ambas Bay . . . . 2 . . . . . ~~. . | July 19. 





Nr. 8524. GROSSBRITANNIEN. — Admiralität an das Ausw. Amt. 
Unterhandlungen mit den noch nicht unter deutschem 
Protectorat stehenden Häuptlingen in Kamerun. (41.) 


(Received October 6.) Admiralty, October 3, 1884 
Ne. 8524. Sir, — I am commanded by my Lords Commissioners of the Admiralty 
britannion, (0 transmit to you, for Earl Granville’s perusal, the accompanying extract of a 
8. Oct. 1584. letter, dated at Bonny on the 25th August last, from Commander Craigie, of 
Her Majesty’s ship “Flirt” (with an inclosure), reporting the proceedings of 
that vessel on the West Coast of Africa. || 1 am, &c. 
Evan Macgregor. 


Commander Craigie to Rear-Admiral Salmon. 


(Extract.) “Flirt,” at Bonny, August 25, 1884. 

On the 20th I went to Breaker Island, where the “Forward” was at 
anchor, she having returned from Cameroons. || Breaker Island is a good place 
for a ship that has been some time in the rivers to visit. There is gencrally 
a fresh sea breeze; it is perfectly healthy; plenty of fish to be got by seining, and 
no liquor can be obtained there. || I beg to inclose Lieutenant and Commander 
Furlonger’s letter of procecdings. || It appears from Lieutenant and Commander 
Furlonger’s Report, that those Chiefs in the Cameroons River who did not 
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sign the German Treaty, viz., Lock Preso and Green Joss, of Hickory Town, “ee S524. 


1085- 


on the north bank, and some Chiefs on the south bank, are still anxious for pritannien. 
British protection, and that the Germans are constantly offering them “dashes,” 3- Oct. 1884. 


and holding out threats if they do not sign. I have therefore sent the “For- 
ward” to the Cameroons at the Consul’s request, which I inclose, to tell these 
Chiefs that the Consul hopes to go there shortly, then proceed to the coast 
between Rio del Rey and Victoria, to conclude preliminary Treaties with the 
Kings and Chiefs there. The town of Bibandi has, I hear, a large trade. || The 
River Mungo, which is not marked on our charts, appear to be of great 
importance to the ivory trade; the delta of this river is not yet under German 
protection. || Rogozinski, who is a Pole, says he has bought a large extent of 
land round Bota, which the missionaries at Victoria state belongs to them. 


Lieutenant-Commander Furlonger to Commander Craigie. 


“Forward,”at Bonny, August 21, 1884. 
Sir, — Having forwarded to you my letter of proceedings of the 17th 
instant, I beg now to inclose the following obsernations:— || In Cameroons 
River I would submit that the advantage to England would be very conside- 
rable, geographically speaking, if we extended our protection to the Chiefs in 
possession of the land north of Cameroons River, including therein all the 
islands which form the delta of the Mungo River, which is a good waterway 
towards Central Africa, joins the source of the Rio del Rey, and nearly appro- 
aches the Old Calabar River, about 30 miles in latitude 5° north and longi- 

tude 9° 20’ east. || I have &c. A. Furlonger. 


Mr. Lister to the Bristol Incorporated Chamber of Commerce and Shipping. 


Foreign Office, October 7, 1884. 
Gentlemen, — I am directed by Earl Granville to acknowledge the reccipt, 
through Mr. 8. Morley, M P., of your Memorial of the 24th ultimo relative 
to the territories on the West Coast of Africa, recently taken under German 
protection; and I am to inform you, in reply, that Her Majesty’s Government 
arc in communication with the German Government on the subject. || I am &c. 
T. V. Lister. 


Nr. 8525. GROSSBRITANNIEN. — Admiralität an das Ausw. Amt. 
— Unterhandlungen mit den gegen Deutschland 
feindlich gesinnten Häuptlingen. [48.] 


(Received October 15.) Admiralty, October 14, 1884. 


Sir, — I am commanded by my Lords Commissioners of the Admiralty Nr. 8525, 
to transmit, for the information of the Secretary of State for Foreign Affairs, Nr 


the inclosed extract of a letter, dated the 6th September, from Commander 14. Oct, 1884. 
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ne ane Craigie, of Her Majesty’s ship “Flirt,” relative to the state of affairs at Came- 
britannien, roons, &c. I am, &c. 
14. Oct, 1884. (Signed) Evan Macgregor. 


Commander Craigie to Rear-Admiral Salmon. 


(Extrakt) “Flirt,” at Old Calaber, September 6, 1884. 

I left Opobo on the 1st September and crossed the bar by the east 
channel at 11.30 am. Buoy in line with the beacon, least water 12 feet, 
and anchored off King Bell’s Town, Cameroon River at 4 p.m. the following 
day. || Dr. Nachtigal arrived there in the “Möwe” on the 28th August, and 
the same evening hoisted the German flag at Hickory Town, and then hauled 
it down immediately, and took the flag-staff away before any of the Chiefs 
could interfere. || Lock Preso Bell, Green Joss Bell and all the principal Chiefs 
at once wrote a very strong letter of remonstrance to Dr. Nachtigal against 
this act, and the Acting British Vice-Consul, Captain Buchan, also protested 
against it. Dr. Nachtigal sailed the next day for Bimbia; and Dr. Buchner, 
the Acting Commissioncr, wrote a letter in reply, saying that this act of sove- 
reignty had been done because Hickory Town belonged to King Bell. But 
King Bell distinctly stated, that he signed the Treaty for his own town only, 
and the Chiefs say he had no power to sign for any of the other towns 
without their consent; as Dr. Nachtigal had made a verbal agreement with 
Mr, Consul Hewett. the last time we were at Cameroons that no further steps 
should be taken until the matter had been settled by the home Governments, 
the German flag ought not to have been hoisted at Hickory Town against the 
wish of the people. || Captain Buchan informed me, that the “Möwe” had been 
to Lagos, and also that the French gun-vessel “Voltigeur” anchored at the 
mouth of the river on the 24th July. || Captain Buchan also told me, that 
King Money, the principal Chief of Bimbia, had refused to sign the German 
Treaty. || Lock Preso and Green Joss, the principal Chiefs of Hickory, came 
on board to see the Consul, and declared they would never sign a Treaty 
with the Germans, as they wished for English protection; the Consul told 
them to wait until the result of the decision of the home Government was 
made known, and to remain quiet until then. King Bell and King Acqua 
were both up at the markets, so we did not see them. || Lieutenant and Com- 
mander Furlonger has been very successful in making preliminary Treaties 
with the Kings and Chiefs of Bota, Bibundi, and other towns between Rio del 
Rey and Victoria, and apparently only just in time, as he met His Imperial 
German Majesty’s ships, “Leipsic,” with Dr. Nachtigal on board, and the 
“Mowe”, steering direct for Bibundi, the Germans wishing to obtain that place, 
as all the Bimbian trade comes from there; but Bibundi is a perfectly inde- 
pendent town, and does not belong to the Bimbians, although they have great 
power there, and it appears from Lieutenant and Commander Furlonger’s Re- 
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port that these Bimbians are prepared to give back the German “dash,” and Nr. 8525. 
desire English protection. || With reference to Bimbia, it is reported that King britannien. 
Bell has sold Nicoll Island to a German firm; but I have been assured by 14-Oct. 1884. 
Lock Preso Bell and others, that King Bell sold it many years ago to a Mr. 

Nicoll, who, I believe, is a marine officer, and the island was called after 

him. || I have the honour to bring before your notice the great assistance 
Lieutnant and Commander Furlon ger has afforded me, and the efficient way in 

which he has carried out the instructions of Mr. Consul Hewett in making 

these preliminary Treaties. || M. Rogozinski has bought a large extent of land 

near Bota, adjacent to the territory of Victoria; and it its reported, that he 

is preparing the way for the establishment of Jesuit missionaries there. 


Nr. 8526. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botschafter in Berlin*, — Vorschlag, das deutsche 
Protectorat nach Süden auszudehnen. [57.] 


Foreign Office, October 23, 1884. 

Sir, — With reference to Mr. Scott’s despatch of the 3rd ultimo, and Nr. 8526. 
subsequent despatches relating to the recent proceedings of Dr. Nachtigal in Mieter 
the Cameroons, I have to request your Excellency to inquire of the German 2. Oct. 1884. 
Government whether they are now in possession of reliable information as to 
what has taken place, and to add that Her Majesty’s Government would be 
glad to learn what is the cxtent of the Protectorate established by Germany 
in that quarter, and also whether they may feel satisfied that due provision 
has been made for the security of British subjects and trade in the protected 
district. 

ler Majesty’s Government, being solely actuated by the desire to secure 
freedom of trade for all countries in the Cameroon district, are far from 
viewing with distrust the recent movements of German Agents; they are, on 
the contrary, so confident that the views of the two countries are in harmony 
that they would suggest that the Protectorate already acquired by Germany 
in the neighbourhvod of the Cameroons should be extended ‘over the adjoin- 
ing rivers in a southerly direction, viz., the Langasi, Donga Creek, and Qua 
Qua River, and up to whatever may be the northerly limit of the territory 
claimed by France as having been acquired by Treaty with King Pass All of 


Malimba.* *) 
I have to request your Excellency to make a communication in the 


above sense to the German Government. || I am, &c. Granville. 





*) Die entsprechende Note Malets an den deutschen Staatssecretär des Auswärtigen 
ist vom 22. October datirt [Nr. 60). Anm. d. Red. 

**) Dieser Absatz entspricht einer Anregung, welche das Kolonialamt durch 
Schreiben vom 7. October 1884 [No. 43] gegeben hatte. Anm, d. Red. 





Nr. 8527. 
Deutschland. 
9. Nov. 1884. 
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Nr. 8527. DEUTSCHLAND. — Botschafter in London an den engl. 
Min. des Ausw. — Die inneren Grenzen des Protecto- 
rats können noch nicht angegeben werden. [65.] 


(Translation)*). 
(Received November 10.) German Embassy, London, November 9, 1884. 

In execution of his instructions, the Undersigned has the honour to reply 
as follows to the note which Her Majesty’s Ambassador in Berlin addressed 
to the German Government on the 27th ultimo, on the subject of the Cameroon 
territory. || The first question in that note, namely, whether his Majesty’s Go- 
vernment had yet received reliable information as to the proceedings in the 
Cameroon territory, and what was the extent of the German Protectorate in that 
neighbourhood, has, in the opinion of His Majesty’s Government, been already 
answered by the information given in the note of the German Chargé d’Affaires 
of the 15th ultimo, regarding the placing of certain territories on the West 
African coast under the protection of His Majesty. || The distance to which the 
frontiers of the German Protectorate extend inland cannot at present be defined. 
In regard to this the Imperial Government reserves its freedom of decision in 
the same way as the English do in the occupation of portions of a coast-line, 
as shown recently by the proclamation of a British Protectorate over the south 
coast of New Guinea, as to which Mr. Ashley stated on the 25th ultimo, in the 
House of Commons, that it was not then possible to define the inland frontiers 
of the English Protectorate, but that the Protectorate would be extended as far 
as local circumstances might demand. || As for the districts south of the Came- 
roon, mentioned in Sir Edward Malet’s note as those which Her Majesty’s Go- 
vernment would wish to see placed under German protection, they already belong 
to the territorries which were described in the note from this Embassy of the 
15th ultimo as having been placed under the protection of His Majesty the Em- 
peror. || With reference to the question whether His Majesty's Government is 
convinced, that effective precautions will be taken for the safety of British sub- 
jects and trade in the Cameroons, Her Majesty’s Government may rest assured 
that the rights and interests of English subjects in the districts which have been 
placed under His Majesty’s protection will remain no less secure than before. | 
Matters have not yet been developed in these districts, but the Imperial Govern- 
ment is occupying itself in making the necessary arrangements which may be 
expected of it in view of the Protectorate which it has assumed. English sub- 
jects will there be just as favourably treated as Germans are in English Co- 
lonies and Protectorates. || The Undersigned, &c. Münster. 





*) Der deutsche Text ist nicht publicirt. Anm. d. Red 
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Nr. 8528. GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Berlin an den 
englischen Min. des Ausw. — Bismarck würde das Ein- 
schliessen der deutschen Besitzungen durch engl. 
Annexionen als eine unfreundliche Handlungsweise 
betrachten. [70.] 


(Extract.) (Received December 7.) Berlin, December 1, 1884. 

Prince Bismarck said to me to-day, in the course of conversation, that Nr. 8528 
he bad been informed that the British authorities were gradually surrounding brine ate. 
the territory of the Cameroons by further annexations; that he did not know !. Dec. 1884. 
whether the report in question were true or not, but if it proved correct, | 
that he should regard it as an unfriendly act, as the Imperial Covernment 
desired to extend the commerce and trade of the Cameroons Colony inland, 
and to maintain its communications with the upper country free. 





Nr. S529. GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Berlin an den 
deutschen Staatssekretär des Ausw. — Die Gerüchte, 
dass England die deutschen Gebiete gegen das Innere 
abschliesse, sind unbegründet. [71.] 


(Extract.) Berlin, December 5, 1884. 

In the course of conversation on the 1st instant Prince Bismarck spoke Nr. 8590. 
to me regarding a rumour respecting the Cameroons, to which he requested b Pr 
me to call the attention of Her Majesty’s Government. || I beg to inclose tos. Dec. 1884. 
your Excellency a Memorandum dealing with this rumour, and to request 


you to be so good as to let Prince Bismarck see it. 


Memorandun. 


Representations having been made to the Imperial Government, that we 
were contemplating a gradual surrounding of the territory of the Cameroons in 
such a manner as to cut off the Settlement from free communication with 
the interior, I am desired by Lord Granville to say that there is absolutely 
no foundation for it, that the policy Her Majesty’s Government has been 
loyally to accept the position of the Germans on the Cameroons River, and 
that they will in no way endeavour to impede its extension inland to the 
upper country. 

December 5, 1884. Edward B. Malet. 
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Nr. 8530. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl 
Botschafter in Berlin. — Verhandlung mit Minster aber 
das Einschliesson der deutschen Besitzungen. (72. 


(Extract.) Foreign Oftice, December 10, 1884. 

Ke. 8530. Count Münster called upon me to-day, and told me he had received a 

tritannien, letter from Prince Bismarck, in which the Chancellor complained of the con- 

10. Dee. 184. duct of Her Majesty's Government with regard to the Cameroons. || His 
Excellency observed, that the colonial possessions of Great Britain are so 
enormous that no German Settlement could ever do them harm. But public 
opinion in Germany was much excited about their Colonies, and his Excellency 
added that it was to be hoped that England should show herself friendly to 
Germany as Germany has been showing herself friendly to England on former 
occasions in Egypt, and by the way she is treating the Niger question now. |, 
In reply, I repeated the assurances given by your Excellency to the German 
Minister for Foreign Affairs to the effect that Her Majesty's Government had 
from the first loyally accepted the position which had been acquired by Ger- 
many in the Cameroons; that they viewed with no jealousy her presence in 
the neighbourhood of our recent acquisitions in the Oil River district, nor 
the extension of her possessions to the upper waters of the Old Calabar or 
Cross River, which it was understood was the district referred to by Prince 
Bismarck in a recent conversation with your Excellency as the “upper country“ 
behind the Cameroons district, || I added, that 1 did not doubt that if any 
questions should arise as to the actual boundarics between Bimbia and our 
Settlement of Victoria they would be easily susceptible of friendly adjustment 
between the two Governments. 








Nr. 8531. GROSSBRITANNIEN. — Kolonialamt an das Ausw. Amt. 
— Brief König Bells, betr. dieAnnahme des deutschen 
Protectorats. [80.] 


(Received January 3.) Downing Street, January 2, 1885. 
Nr. 8531, Sir, — I am directed by the Earl of Derby to transmit to you a letter 
vien. purporting to come from King Bell, of the Cameroons River, explaining his 
2. Jan. 1885. policy in accepting German protection. || The letter should have been addressed 
to Karl Granville, who will doubtless decide whether this letter requires an 


answer. || I am, &c. John Bramston. 


King Bell to the Earl of Derby. 
Bell Town, Cameroons River, September 30, 184. 
My Lord, — Ilaving written to you, through the English Consuls on the 
West Coast, several times, covering the space of over five years, in which 
letters I anxiously inquired to know if the English Government would take 
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by annexation my country, I at last despaired, having not received any answer 
from the many applications I made through the Consuls, as also by these 


Nr. 8531. 


ross- 
britannien. 


letters to the English Government. || I was thereby induced to accept the offer 2. Jan. 1885. 


of the German Government for annexation, which I did on the 14th July, 1884, 
on which date the annexation took place. || Previous to taking this decided 
step, more than three years previous, the English Consul, now acting, came 
in the river and, calling all the people, with the Chiefs and King, asked us 
if we would abide by all English law if annexed to the English Government, 
and we replied unanimously that we would. Notwithstanding this, I received 
no answer again from the affair. || This is the reason I changed my mind, 
apd in auswer to the German Consul, asking for my country, I made the 
delivering of my country to Germany, through the German Consul, in a paper 
signed by all the Chiefs, excepting the Chiefs of Hickory Town. || I write this 
to you that, if any one, who of my Chiefs or principal men, wish to change 
their mind, or be influenced for money, you may know that they have signed 
their names to this, and that I did not annex my country for money for 
myself, but desired to annex it in a proper manner. || Had I received any 
answer to my letters sent to the English Government, I would have been 
encouraged to wait their pleasure. But there was none. I hence concluded 
that neither the Consuls nor yet the English Government cared anything about 
my country, not answering me in this long time. [| I shall be pleased with an 
answer to say if you got this as any other of my communications. || Yours, &c. 
King Bell. 





Nr. 8532. GROSSBRITANNIEN. — Unterstaatssckretär des Ausw 

an König Bell. — Antwort auf Nr. 8531. [82] 

Foreign Office, January 12, 1885. 
Sir, — I am directed by Earl Granville to acknowledge the receipt of 
your communication of the 30th September last, stating that, failing to learn 
the views of Iler Majesty’s Government with regard to the offer that you had 
made them to place your territory under British protection, you had decided 
to accept a German Protectorate. || In reply, I am to point out to you that 
you could not have failed to be aware, both from written and verbal com- 
munications with Mr. Hewett, Her Majesty’s Consul at Old Calabar, that Her 
Majesty’s Government were considering your offer, and that only a week 
before you signed the Treaty making over your territory to Germany you were 
cognizant, from communications with the Captain of Her Majesty’s ship ,,For- 
ward,“ that Consul Hewett was on his way to you with an offer of British 
protection, || Under such circumstances, 1 am to add that the only advice IIer 
Majesty’s Government can now tender to you is to remain loyal to the country 

under whose Protectorate you have placed yourself. | I am, &c. 
T. V. Lister. 





Nr. 8532. 
Gross- 
britannien. 
12. Jan. 1885, 
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Nr. 8533. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botschafter in Berlin. — Deutsche Klagen über die 
Intriguen der Engländer in Kamerun. (85) 


Foreign Office, January 13. 1885. 
Mr no Sir, — Count Münster called upon Sir Julian Pauncefote to-day, and 
britannien, said that he was instructed to state that the complaint of the German Govern- 
8. Jan. 1885. ment against the agent of Messrs. Holt and and Mr. Co. Buchan, Acting British Vice- 
Consul in the Camaroons, of stirring up the natives against the Germans, is 
confirmed by the latest reports received by the German Government from the 
Cameroons; that the natives have become unruly in consequence, and have 
attacked Europeaus, and among others an English captain of a ship. || His 
Excellency added, that the German Government are taking measures to punish 
the offenders, and hope that Her Majesty’s Government, in accordance with 
the kind assurance already given by them, will use their best efforts to prevent 
a continuance of such conduct on the part of the persons referred to. || I am, &c. 
Granville. 








Nr. 8534. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botschafter in Berlin. — Das Verhalten der engl. 
Regierung und der engl. Beamten gegenüber den 
deutschen Erwerbungen. (87. 


Foreign Office, January 20, 1885. 
Br. 85%. Sir, — In view of the speech made by Prince Bismarck in the Reichs- 
nn. tag on the 10th instant, of which a Report and précis were sent home in your 
.Jan.1885. Excellency’s despatch of the 11th instant, Her Majesty’s Government think it 
desirable to recall to the Chancellor's recollection the note addressed by 
Mr. Scott to Dr. Busch on the 29th August last,*) which explained the 
position of Her Majesty’s Government in the Cameroons district up to the 
date of the latest reports which they had then received from the coast. ! 
That note remains unanswered. || In the absence of any official intimation of 
the intentions of the German Government in regard to the Cameroons, Her 
Majesty’s Government did not hesitate, at Prince Bismarck’s request conveyed 
in Count Vitzthum’s note of the 19th April, 1884, to instruct their officials 
on the West Coast of Africa to give Dr. Nachtigall all the assistance in their 
power in the prosecution of a mission, which was described on the part of 
the German Government as having for its object the collection of information 
on the state of German trade, and the settlement of certain questions which 
had arisen. || It is evident that had Her Majesty’s Government supposed that 


*) Staatsarchiv Nr. 8279. 
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Dr. Nachtigal was authorized to annex territories in which they took a special re 
interest, and over which they had then decided to proclaim the Queen's Pro- vritannien. 
tectorate, they would have exchanged explanations with the German Govern- 21e. 188$. 
ment, which must have prevented the present state of things. || When Mr. Hewett, 
Her Britannic Majesty’s Consul, arrived at Benin on the 15th July last, he 
first heard reports of the views of the German Government in regard to the 
Cameroons, and at the same time was informed that Kings Bell and Acqua 
had promised to sign no Treaty before he reached the Cameroons. He arrived 
there on July 19, and found the “Möwe” at anchor, and the German national 
flag flying at Bell and Acqua towns. It would not have been unnatural for 
Consul Hewett, on finding himself thus forostalled, to have shown some signs 
of irritation. But, on the contrary, Her Majesty’s Government are pleased to 
think that, as stated by Dr. Nachtigal in his Report to the German Govern- 
ment of the 16th August, the attitude of Her Majesty’s Consul and the 
English traders was on that occasion friendly and conciliatory. Consul Hewett 
did, indeed, lodge a verbal protest against Dr. Nachtigal’s action; but having 
performed this formal act, he assured both Dr Nachtigal and Dr. Buchner, 
the German Vice Consul, of his cordial support in maintaining the peace of 
the river; and his advice to the natives and traders was that they should 
remain quiet, and attend to their trade as usual. Moreover, on being asked 
by the inhabitants of Hickory Town (who do uot recognize the rights claimed 
over them by Kings Bell and Acqua) to hoist the British flag over the town, 
he not only refused to do so, but warned them that any such step on their 
part was likely to meet with severe punishment. So anxious was Mr. Hewett 
to do all he could in the interests of peace and good order in this district, 
where he felt that the English sympathics of the natives who have been so 
long under English control, were likely to lead to trouble on the assertion 
of German supremacy, that he appointed Mr. Buchan, an old resident and 
trader of repute, as British Vice-Consul, stating, in his letter of appointment, 
that Mr. Buchan would best carry out his wishes by using his good offices 
to kecp order among the natives and by cooperating with Dr. Buchner, in 
any way he might ask, for the preservation of good order, the interests of 
trade and the settlement of palavers; adding that he was not to extend 
British protection to those heads of houses who had signed the German 
Treaty. || Consul Hewett then left the Cameroons to visit other parts of his 
Consular district and, beyond a flying visit in the early part of September, 
he has not, so far as Her Majesty’s Government are aware, been there since. 
Her Majesty’s Government are convinced, that a perusal of the above facts 
will remove from Prince Bismarck’s mind any suspicion that their Agents, 
apart from the special orders given them, are not as anxious for the main- 
tenance of good order as Her Majesty’s Government are themselves; but it is 
evident, that neither Her Majesty's Government nor their Agents can be held 
responsible for it in districts taken under the German flag, and in regard 


318 Kamerun, 


ue Weg to which Count Münster bas, in pursuanco of instructions, assured Her Majesty's 

en. Government that “the rights and interests of British subjects” . . . . “will 

20. Jan. 1885. remain no less secure than before.” This assurance can hardly be maid to 
have been completely carried out if, as stated by the Hamburg Syndicate, 
and repeated by the Chancellor, the natives have since taken prisoner the 
captain of an English vessel and killed two of his crew. || Prince Bismarck, 
in alluding to this circumstance, stated that Count Münster had received 
instructions to make a communication on the subject; but no such represen- 
tation had then been made, nor was it received till the 13th instant, when 
Count Münster called at this Office and stated that a German ship of war 
had been sent to obtain redress. || Her Majesty's Government are unable to 
appreciate the value of the article from a Polish newspaper in regard to the 
proceedings of Lieutenant Rogozinski, to which the Chancellor appeared to 
attach considerable importance, but their inquiries as to that gentleman’s 
character and antecedents have been satisfactorily answered. He has, however, 
no connection whatever with Her Majesty’s Government, who have never had 
any direct communications with him, nor, so far as they know, has he ever 
been on board Her Majesty's ships of war on the African coast, though it 
is, of course, possible that he may have done so. || As regards the alleged 
misconduct of the agent of Messrs John Holt and Co., and the allusions to 
the expulsion of onc of their agents from the Gaboon, Her Majesty's Govern- 
ment have received a protest from that firm who, while repudiating the 
charges brought against their agent, are desirous of learning their exact 
nature, a request of which Her Majesty's Government feel sure Prince Bis- 
marck will admit the justice. || In conclusion, I have only to point out that, 
while Her Majesty's Government have found it expedient, in pursuance of a 
policy formed before they had any idea of the interest taken by Germany in 
the West Coast of Africa, to place under the sovereignty or protection of 
Her Majesty the Queen the territories extending from Ambas Bay to the 
limits of the Lagos Colony, they have no intention and no desire to hamper 
or interfere with the legitimate growth and extension of the German acqui- 
sitions in the Cameroons; and they can only repeat, that, should it be found 
that the boundaries of the two Settlements require any local adjustment, they 
will be ready to approach the question in the most friendly spirit. || Your 
Excellency will be good enough to read this despatch to Prince Bismarck, 
and to leave a copy of it with him. || I am, &c. 


Granville. 
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Nr. 8535. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den deut- 
schen Botschafter in London. — Mittheilung der 
Annexion von Victoria, (88.] 


(Extract.) Foreign Office, January 21, 1885. 

Ou the 15th and 16th instant Baron Plessen called, on behalf of your ‘ SS. 
Excellency, on Sir J. Pauncefote, and inquired whether it was the fact that Mer 
the British flag had been hoisted at Victoria, Ambas Bay. Baron Plessen ?!- Jan. 188. 
was informed, that the British flag had been hoisted at the place named, but 
that an answer in writing would be given to your Excellency. || I have, 
accordingly, now the honour to state that the Settlement of Victoria, Ambas Bay, 
was formally annexed to the dominions of Her Majesty the Queen on the 
19th July, 1884, by a Notice, of which a copy is inclosed, and an aunoun- 
cement to that effect was made by Lord E, Fitzmaurice in the House of 
Commons on the 7th November last. 


Nr. 8536. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botschafter in Berlin. — Dem deutschen Botschafter 
ist auf dessen Anfrage mitgetheilt, dass der Entschluss, 
Victoria zu annectiren, schon vor der Sendung Nach- 
tigalls gefasst sci. [91.] 


Foreign Office, January 21, 1885. 
Sir, — The German Ambassador called on Lord E. Fitzmaurice this Nr. 8588. 
. a . . . Gross- 

afternoon aud made inquiries as to the date of the decision of Her Majesty’s pritannion. 
Government to occupy the Settlement of Victoria, Ambas Bay. His Excellency 2!. Jan. 1885. 
was informed, that that decision was taken in the winter of 1883, and that 
Mr. Consul Hewett had left England at the end of May last to put it into 
exccution. || Count Münster said, that what the German Government wanted to 
know was whether that decision had been taken prior to any ‚knowledge by 
Her Majesty’s Government of the proceedings of Dr. Nachtigal, not in con- 
sequence of that knowledge. || Lord Edmond replicd, that the date showed that 
the decision of Her Majesty’s Government was taken prior to their having 
any such knowledge. Count Münster having observed that at the time of 
the actual occupation there was something like a race, Lord Edmond said 
that perhaps that was so, but that he could not suppose that, under any 
circumstances, Dr. Nachtigal would have taken upon himself to hoist the Ger- 
man flag over a place which, though not at that moment under British sover- 
eignty, was nevertheless British in character and in history, and the acquisition 
of which had been pressed on Her Majcsty's Government by an important 
English religious body. || Count Münster did not appcar to dissent from these 
observations. || I am, &o. Granville. 
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Nr. 8537. GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Berlin an den 
engl. Min. des Ausw. — Erwiderung Bismarcks auf 
die Note vom 20, Januar. [95.] 

(Received January 26.) Berlin, January 24, 1886. 
an. My Lord, — With reference to your Lordship’s despateh of the 20th instant, 
britannien. ON the subject of certain remarks in regard to events in the Cameroons, which 
%.Jan.1885. Prince Bismarck had made in the course of a recent speech in the Reichs- 
tag, I have the honour to inform your Lordship that, in obedience to the 
instructions contained at the close of that despatch, I to-day read it to the 
Prince, and left a copy of it with him. || ‘The only remark which he made 
during the reading of the despatch was on the sentence stating that the 
object of Dr. Nachtigal’s mission to the West Coast of Africa had had for 
its object “collection of information on the state of German trade.“ On this 
the Prince observed, that it had had for its object the protection of German 
trade, not merely the collection of information regarding it. || When I had 
finished reading the despatch Prince Bismarck said, that he would offer no 
remarks on it, but would examine the copy, which I left with him, at leisure. À 

I have, &c. Edward B. Malet. 


Nr. 8538. DEUTSCHLAND. — Reichskanzler an den deutschen 
Botschafter in London. — Beschwerden über das Ver- 
halten der englischen Beamten und Kriegsschiffe in 
Kamerun. Die Abberufung des Vice-Consuls Buchner 
wird gefordert. 

(Communicated to Earl Granville by Count Münster, February 7.) 

(Translation.)*) Berlin, February 5, 1885. 

na I have the honour to transmit herewith, for your Excellency's information, 
britannien, Copy of a despatch from Lord Granville of the 20th ultimo, which was read 
5.Febr. 1985.t9 me, and a copy of which was left with me by Sir F. Malet on the 24th 
ultimo. |] In the first place, it is stated in this despatch that Mr. Scott’s 
note of the 29th August last, explaining the position of the British Government 
towards the Cameroon territory, has remained unanswered. || In reply to this 

I would observe, that that note merely conveyed the information that the 

English Government, in view of previous demands for protection by the native 

Chiefs, would themselves have taken this territory under their protection if it 

had not been put under that of Germany. There was no proposal or inquiry 

connected with this communication. To the verbal question of the Chargé 
d'Affaires as to the extent of our Protecturate, the ouly answer which could 
be given at the time was that we were still without any details of the 
proceedings of Dr. Nachtigal. || As soon as these were received, we gave 





*) Der deutsche Text ist nicht publicirt. Anm, d. Red. 
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Her Majesty’s Government, in Baron Plessen’s note of the 15th October D 
last, official information concerning our annexations on the West Coast of britannies. 
Africa, and especially in the Cameroon district. || This official communication S-Febr. 1686. 
of ours remained without any direct answer. On the 27th of the same month, 
however, the English Ambassador handed in a note to the Imperial Government, 
in which he reverted to the question of the extent of our Protectorate 
over Cameroon, and, amongst other things, stated that not only did his 
Government not look upon the Protectorate we had assumed in the Cameroon 
district with any distrust, but that, on the contrary, they suggested that the 
German Government should extend it over some neighbouring territories to 
the south. || Your Excellency answered this communication by 8 note of the 
9th November *) last, in which the question of the boundaries was gone into 
thoroughly, and, amongst other things, it was said that the territories alluded 
to in the suggestion of Her Majesty’s Government already formed part of 
the German Protectorate. || From the above it will be seen, that it is not 
correct to, say, that Mr. Scott's note of the 29th August last remained 
unanswered. || As regards the remark in Lord Granville’s despatch of the 
20th ultimo, that Her Majesty’s Government had not been prepared for the 
proceedings of Dr. Nachtigal in the Cameroons, I can only refer to what has 
taken place since our first annexations became known, which proves that 
English officials would have prevented German acquisitions if it had been 
known beforehand at what points it was intended to make them. || A special 
proof of this is the fact alluded to by Lord Granville, that as soon as Consul 
Hewett, on his arrival at Benin on the 15th July last, heard of the 
proceedings of Dr. Nachtigal in the Cameroons, he hastened there with a 
view of forestalling the German annexation, and that immediately afterwards 
he did all he could, by his action on the coast between Bimbia and Lagos, 
to prevent an extension of the German possessions on the coast. || The 
protest of the firm of John Holt and Co. against the accusation brought against 
their agents of unfriendly conduct towards Germany, which is mentioned in 
Lord Granville’s note, has been brought to the knowledge of the Syndicate 
for West Africa, and of the military and civil German officials in the 
Cameroons, so as to give them an opportunity of further explanations. || As 
regards the question of the Acting British Vice-Consul in the Cameroons, 
Mr. Buchan, I would first remark that Her Majesty’s Government has omitted 
to ask for our Exequatur to allow this gentleman to exercise official functions 
although his appointment was made after the proclamation of the German 
Protectorate. Looking at the complaints which we have received against 
Mr. Bachan, we should have been justified in refusing to allow him to 
perform his official functions. We contented ourselves, however, with the 
instruction to your Excellency of the 27th November, to call the attention 





*) No. 8527. 
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Nr. 8538. of Her Majesty’s Government to the proceedings of Mr. Buchan and his 
Me continued irregular attitude towards us. In answer to your Excellency’s 
5. Febr. 1885. communication on this subject, Lord Granville, in his note of the 11th 
December, forwarded by your Excellency on the 15th of the same month, 
confined himself to saying, that he would call for a report on the proceedings 
of this official from his immediate superior. || The Reports which have been 
recently received from the Commander-in-chief of His Majesty’s West African 
squadron on the subject of the latest events in the Cameroons make it, 
however, impossible, in the interests of peace and good order, for the 
Imperial Government to delay its decision any longer. Admiral Knorr has 
found the opinion, already frequently expressed by the Imperial Representative, 
Dr. Buchner, to be confirmed by independent information, that the difficulties 
prepared by a part of the native population in the way of the strengthening 
of the German Protectorate is owing, in a great measure, to Mr. Buchan. 
The Admiral has consequently proposed, that Mr. Buchan should be forbidden 
the further exercise of his official functions in the Cameroons. Before we 
proceed to this extremity, we ask Her Majesty’s Government to be good 
enough to relieve Mr. Buchan of his functions. || According to a further 
Report from Admiral Knorr, the English gun-boat “Watchful” arrived in the 
Cameroons on the 25th December last with Consul Hewett. He and 
Mr. Buchan on their own account assembled a meeting of the Court of 
Equity in the German territory. Admiral Knorr, who, in virtue of his full 
powers and in view of the premeditated disturbances which had broken 
out, had taken into his own hands the exercise of all supreme powers, could 
not under the existing circumstances permit the assertion of any authority so 
near and yet so independent of him, the presence of which was likely to 
support the doubts felt by the natives and encouraged by the English as to 
the reality of the German authority. In spite of this, Consul Hewett considered 
himself justified in demanding a written explanation from Dr. Buchner of his 
action, taken in concert with the Admiral, in suspending the Court of Equity. 
I inclose herewith, for such steps as may be proper, copies of the two letters 
of the 29th and 30th December last, which closed the correspondence 
exchanged between the English Consul and the German Representative. || On 
the 26th December the English corvette “Rapid” appeared off the anchorage 
, at Cameroon. As Admiral Knorr reports, this man-of-war omitted to salute 
the German flag in the usual manner as the territorial flag. To a question 
put to him on this subject by the Imperial Admiral, Captain Campbell, the 
Commander of the “Rapid,’ answered that he had only received private 
information of the German annexation. Her Majesty’s Government will not 
fail to perceive how easily the omission reported by Captain Campbell of an 
official notification to English officers and officials of the assumption of a 
German Protectorate of the Cameroons might, without the temperate forbearance 
of the German Commandant, have led to misunderstandings between the ships 
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of two nations which are at peace with one another, and both of which wish Nr. 8538. 
to remain so. || According to Admiral Knorr’s Report, it is further proved by ci 
the evidence of the officers and men of the German landing party that during 5. Febr. 1885 
the fights which took place the rebel negroes availed themselves of English 
factories and Mission-houses as places of shelter, and from them fired upon 
the German troops whilst the English flag was flying over the buildings. | 
It can scarcely be supposed, that this could have been possible without the 
conuivance of the English factory owners and missionaries. Notwithstanding 
this, the Admiral’s orders to respect all British property were carefully 
observed and carried out during the fights. || With reference to the case men- 
tioned by me in the Reichstag, and by Lord Granville in his despatch of the 
20th January, of the capture of a captain of an English ship, and the murder 
of one of his people by negroes, the answer of the Admiral to the in- 
structions which have been given to him to inquire into the matter and 
punish the guilty persons has not yet been received. It appears, however, 
from private communications received by the Syndicate for West Africa, that 
it was a question of an act of vengeance on the part of the native population, 
which was caused by an act of the captain of an English ship, who had 
shortly before taken the law into his own hands in a manner which we, in 
view of the German Protectorate, must characterize as illegal. || As regards 
our statement, of which Lord Granville reminds us in his despatch of the 
20th January, to the effect that the rights and interests of British subjects 
would enjoy no less security under German Protectorate than they did before, 
and his statement that this assurance had not been fully fulfilled, we regret 
to say that according to all reports we have received from the Cameroons 
English subjects are not free from blame. || I request your Excellency to be 
so good as to bring the foregoing to Lord Granville’s knowledge, and to ask 
(“beantragen”), first, that Mr. Buchan may be informed that he cannot be 
permitted to exercise Consular functions in the Cameroon territory; secondly, 
that, to avoid future difficulties, British officials and captains of ships should 
be officially reminded of the obligations imposed upon their conduct, whilst 
within our Protectorate, by the recognition by Her Majesty’s Government of 
the German Protectorate, and especially that Consul Hewett and the Com- 
mander of the British corvette “Rapid” should be made to understand how 
far their conduct in the Cameroons is out of harmony with those duties. | 
With reference to the concluding sentence of Lord Granville’s despatch of 
the 20th January, I would remark that in face of the foregoing facts we un- 
fortunately cannot avoid the impression that the acquisitions made by Eng- 
land on the coast between Ambas Bay and the Colony of Lagos since our 
annexation of the Cameroons were intended, in spite of the assurances to the 
contrary, to prevent the possibility of an extension of our possession. It 
stands to reason, that we will willingly concur in the suggestion made by his 
Excellency for negotiations for marking out a suitable boundary of the terri- 
21° 
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Nr. 8588. tories of the two Powers, and we are glad to look upon this proposal as 
ritannien, the commencement of a policy which will admit of the development of our 
5. Febr. 1885. colonial aspirations in a more benevolent spirit than hitherto. 

v. Bismarck 


Consul Hewett to Dr. Buchner. 


„Watchful‘“, River Cameroon, December 29, 1884. 

Sir, — The letter of yesterday’s date, which you did Mr. Vice-Consul 
Buchan the honour of addressing to him, has been forwarded to me. In that 
letter you state, that Corvette Capitän Bendemann forbids the meeting of the 
Court of Equity which was to take place to-day. I have the honeur to request 
you to inform me, for my guidance, whether that officer forbids the meeting 
as commanding the German naval forces in the port of Cameroon, or if he 
has superseded you in the civil authority with which, as I understand from 
Dr. Nachtigal, you have been invested as Acting Commissioner. I may remind 
you, that Dr. Nachtigal permitted the Court of Equity to continue its function, 
and that I have since then received no intimation that any change has taken 
place in the administration of affairs in Cameroons that affects the decision of 
Dr. Nachtigal that the Court of Equity should still hold its meetings. I notice 
in your letter, that no reason is assigned for not permitting the Court meeting 
to-day, and that the prohibition is not extended to the future. I would be 
much obliged to you, Sir, by your letting me know the grounds for Corvette 
Capitän Bendemann forbidding the meeting of the Court, and also if he 
intends to continue to forbid the Court to meet and yet to sanction its exi- 
stence. || I have, &c. 

Hewett. 


Dr. Buchner to Consul Hewett. 


Cameroon, December 30, 1884. 

Sir, — In reply to your favour of yesterday, I have the honour to inform 
you that the prohibition of the meeting of the Court of Equity was issued 
by Corvette Capitän Bendemann, on instructions received from Rear-Admiral 
Knorr, commanding the German West African squadron, and endowed with 
full power by the Imperial Government. At the actual state of rebellion, 
war and excitement which reigns in Cameroon, the meeting of an international 
body of jurisdiction not connected with the said authority, and therefore apt 
to raise doubts and complications, had certainly to appear inadmissible. The 
same actual state of war induced not my supersedence, but undoubtedly my 
subordination under the said authority. The Court of Equity, although per- 
mitted to continue by Dr. Nachtigal, was always to be considered as a pro- 
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visional institution only, which one day had to be replaced by a national Nr. 8588. 


German one. About this latter object, an order of Rear-Admiral Knorr will 


be issued as soon as the pacification of the country will be completed. ||». Febr. 1885. 


I have, &c. Buchner. 





Nr. 8539. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den deut- 
schen Botschafter in London*). — Widerlegung der 
deutschen Beschwerden. 


Foreign Office, February 21, 1885. 


M. l’Ambassadeur. — I had the honour, on the 9th instant, to receive from Nr. 8539. 


your Excellency the copy of Prince Bismarck’s note to your Excellency of 


*) Ueber diese Depesche schreibt die „Norddeutsche Allgemeine Zeitung“ vom 
3. März: 

Der Inhalt der jüngsten englischen Blaubücher kontrastirt in auffälliger Weise 
mit den sonstigen Gewohnheiten der Diplomatie, wie sie unter den europäischen 
Mächten üblich sind. Wenn wir auf die anderthalb Jahrzehnte zurückblicken, die seit 
dem französischen Kriege vergangen sind, so werden wir kaum auf eine öffentliche 
und amtliche Correspondenz zwischen zwei Cabinetten stossen, welche mit den diplo- 
matischen Traditionen mehr im Widerspruch stände, als die jüngsten Veröffentlichungen 
der englischen Blaubücher. Die an Graf Münster gerichtete Note vom 21. Februar, 
mit welcher die deutschen Beschwerden über das Verhalten englischer Offiziere, Be- 
amten und Privatleute in Kamerun beantwortet werden, kann man, ohne ihr Unrecht 
zu thun, als eine grobe Abfertigung bezeichnen. Kein souveräner Gerichtshof könnte 
frivole Beschwerden in einer geringschätzigeren Art zur Ruhe verweisen. Die Tonart 
des Aktenstücks ist nicht die einer Staatsschrift, ausgehend von einer befreundeten 
Regierung, sondern die einer polemischen Parlamentsrede, welche mehr den Zweck 
hat, zu verletzen, als zu überzeugen. Dem entsprechend spitzt sich der Schluss zur An- 
meldung einer Entschädigungsforderung zu Gunsten angeblich durch britische Unterthanen 
bei der Aktion der deutschen Streitkräfte in Kamerun erlittener Verluste zu. Es ist 
unmöglich, dass am 21. Februar, dem Datum der Note, die englische Regierung schon 
im Besitz sicherer Beweismittel über das Vorhandensein solcher Beschädigungen sein 
konnte. Solange die Schäden aber nicht ihr selbst überzeugend nachgewiesen waren, 
hatte sie weder das Interesse, noch den Beruf, in einem amtlichen Aktenstück der 
deutschen Regierung eine Forderung dafür in Aussicht zu stellen sowie eine solche 
Forderung in einer unfreundlich stylisirten Fassung der amtlichen Oeffentlichkeit zu 
übergeben, und zwar, bevor die an den deutschen Botschafter in London gerichtete 
Mittheilung in den Händen der Regierung sein konnte, für die sie bestimmt war. Die 
amtlichen Untersuchungen an Ort und Stelle werden erst ausweisen, welche Forde- 
rungen das deutsche Reich oder seine Angehörigen England gegenüber geltend zu 
machen in der Lage sein werden wegen der Betheiligung englischer Beamten und 
Unterthanen an den Vorgängen in Kamerun. Die englische Regierung hat vor bald 
drei Jahren eine der grössten Handelsstädte, Alexandrien, durch ihre Flotte zusammen- 
schiessen lassen, ohne dass die Nothwendigkeit der Abwehr von Angriffen auf das 
Leben oder Eigenthum englischer Unterthanen die Rechtfertigung dafür geboten hätte. 
England hat für die durch seine Geschütze angerichteten Zerstörungen bisher eine 
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- the 5th instant, in which he replies to the communication made to him by 


Her Majesty’s Ambassador at Berlin on the 24th ultimo, on the subject of 
the Cameroons. || I observe, that in that note Prince Bismarck admits that he 
considered it necessary, when asking Her Majesty’s Government to afford 
facilities for Dr. Nachtigal’s journey, to conceal its real object lest he should 
be forestalled by them. || The German Government are well aware, that the 
trade in the Oil River districts on the West Coast of Africa is almost exclu- 
sively in British hands, and that the natives and traders have long been 
accustomed to look to British officials for advice and protection. || As I have 
already informed the German Government, Her Majesty’s Government had 
since 1879 been considering the best means of strengthening and extending 
this protection, and, some months before receiving the application of the 
German Government, they had finally settled the course to be adopted. || 
Relying upon the statements contained in Count Vitzthum’s note of the 19th 
April, they immediately complied with Prince Bismarck’s request. But Consul 
Hewett would have been wanting in his duty to Her Majesty’s Government 
if, on learning the real object of Dr. Nachtigal’s journey, he had not at once 
fulfilled his instructions and secured to this country what was left of that 
coast. || It is perfectly clear, that this was not done in consequence of the 
German movement, but in execution of a policy previously determined upon; 
and it would be as reasonable for Her Majesty’s Government to accuse Prince 
Bismarck of a desire to annex the Cameroons because Her Majesty’s Govern- 
ment wished to do so, as it is for the German Government to assert that the 
British Protectorate was decided upon in order to hinder the extension of a 
German Colony. || Before leaving this part of the subject I would add, that 
the readiness of Her Majesty’s Government to settle any question of frontier 
in the Cameroons by means of a local Commission, which is alluded to in the 
last paragraph of Prince Bismarck’s note, was only intended to apply to the 


Entschädigung nicht gezahlt, scheint dies auch nicht zu beabsichtigen, sondern die 
Verpflichtung dazu auf Aegypten, das von ihm okkupirte Pfand völkerrechtlicher Ver- 
pflichtungen, definitiv abbürden zu wollen. Die Gläubiger Aegyptens sollen durch 
Reduktion ihrer vertragsmässigen Zinsen in Gestalt einer Besteuerung und durch Ver- 
zicht auf die ihnen vertragsmässig zugesicherte Amortisation den Schaden bezahlen, 
den das englische Bombardement angerichtet hat. Die Indemnitäten sind seit Jahren 
in ihrem Betrage festgestellt, aber noch unbezahlt, ohne dass den Beschädigten von 
England wenigstens Verzugszinsen vergütigt würden. Es scheint uns, dass England 
in den beiden Fällen von Alexandrien und Kamerun mit ungleichem Maasse misst. 
Wir werden unser Urtheil suspendiren, bis wir sehen, in welcher Weise die 
englischen und die deutschen gegenseitigen Entschädigungsforderungen für die Vor- 
gänge in Kamerun dokumentirt sein werden; aber wir sind überzeugt, dass Deutsch- 
land darauf halten wird, dass Englands Verfahren in Aegypten, auf dem durch euro- 
päische Verträge geschützten Gebiete der Pforte, und das Verfahren der deutschen 
Flotte auf dem Gebiete der deutschen Kolonie Kamerun mit Gerechtigkeit gegenein- 
ander abgewogen werden. (Vgl. Anm. zu Nr. 8493 und 8501.) 
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boundaries between Bimbia and Ambas Bay Settlement, and could not be Me 8559. 
O088- 

extended to the west, where there can be no question as to the frontiers. || ‚britennien, 

I will now deal with the charges brought against Mr. Buchan and other British 21-Febr.1885, 


traders and the exercise of Vice-Consular functions by the former. || Her Ma- 
jesty’s Government observe, that no proofs are given in support of any of the 
charges and consequently they are not in a position to discuss their accuracy. 
It is well known, that the German movement was not a popular one among 
the majority of the residents; but Her Majesty’s Government would much 
regret if it were proved that British subjects had really taken active steps 
to resist it. || It is not the practice of Her Majesty’s Government to ask for 
Exequaturs for unpaid Vice-Consuls, whose recognition by the local autho- 
rities is considered sufficient to enable them to carry on the simple Consular 
duties demanded by them. In the case of Mr. Buchan any special formality 
would have been peculiarly uncalled for and unusual, as his appointment was 
only of a temporary nature and met with no opposition on the part of Dr. 
Buchner, the Acting German Commissioner and Consul-General, with whom 
he was instructed to co-operate in every way for the preservation of good 
order and in the interests of trade. {| The creation of a British Vice-Consulate 
in the Cameroon River had been decided on before the annexation of the 
district by the German authorities; and the delay in appointing a permanent 
Vice-Consul has been owing to some difficulty of selection, which has now 
been got over by the appointment of Mr. Blair, who will immediately repair 
to his post. 

It remains for me to deal with the accusations of international discourtesy 
brought against Captain Campbell, of Her Majesty’s ship “Rapid”, and Mr. 
Consul Hewett. || Her Majesty’s Government cannot but think, that the Admiral 
commanding the German West African Squadron was more than necessarily 
susceptible on the points complained of, and they can conceive no ground for 
the assertion that but for remarkable forbearance on his part a collision 
might have occurred between the vessels of the two Powers. || If Captain 
Campbell had not at that time received instructions to recognize the German 
flag at the Cameroons, he was strictly within his rights in not saluting it, 
on his own responsibility, as a territorial flag, and such- an omission cannot 
be construed as an act of disrespect to a friendly Power. || As regards the 
action of Consul Hewett in calling together the Court of Equity, it will be 
within Prince Bismarck’s recollection that Dr. Nachtigal and Consul Hewett 
had agreed that these Courts should continue as before, and, though it might 
have been better under the circumstances that the Court should not have 
been summoned, Her Majestv’s Government are unable to see in this act or 
in the correspondence which is inclosed in Prince Bismarck’s note, anything 
which could give just grounds for accusing Consul Hewett of proceedings 
calculated to impair the authority of the German Admiral. || Finally, as regards 
the alleged participation of English missionaries and traders in the recent 
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Ds hostilities, and the shelter said to have been afforded by their buildings to 
ritannien, the natives, Her Majestys Government have no information to show that these 
-@1.Febr.185. charges are founded. On the other hand, they have received claims for losses 
sustained by British subjects from the action of the German forces, and they 
reserve the right, which is usual under such circumstances, of claiming damages 
from the German Governmeat' on their behalf. || I have, &c. 
. Granville 


— 
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Nr. 8540. GROSSBRITANNIEN. — Auszug aus einem Privatbriefe 
des Mr. Meade an den engl. Min. des Ausw. — Unter- 
redung mit Busch über eine allgemeine Regelung der 
zwischen Deutschland und England schwebenden Ko- 
lonial-Streitigkeiten. 

(Private.) 

(Received December 15.) Hétel Royal, Berlin, December 13, 1884. 

I have had a long talk with Dr. Busch, the Under Secretary, and I said Nr. 8540. 
all that I wanted to say. As we got friendly and confidential, I developed britenaton. 
a scheme I had been considering for a general settlement of all the Colonial 13: Dec. 1884. 
questions affecting the two countries. || I need scarcely say, that it was a 
purely unofficial communication, but I had no hesitation in broaching the 
subject when I found Dr. Busch willing to entertain it. || I enclose you a 
copy of the Memorandum recording what passed at our interview, and also 
of the letter to Dr. Busch in which I sent it to him, asking him to be good 
enough to say if in any respect I had not done justice to what he said. || On 
the only occasion on which I saw the lessee of the Angra Pequena Islands, 
he told me that he was quite prepared to make terms with the Germans, and 
only desired to be placed in communication with the German Government, so 
I do not anticipate difficulty in that quarter. If he is satisfied and we secure 
promise of fair treatment for any others of our countrymen established within 
the new German Protectorate, I do not think that the Cape would object to 
the cession of these islands and rocks to Germany. || I have not had time to 

_ make another copy of my Memorandum or of the letter to Busch to send to 
Herbert. Perhaps you would send this on to him to see, and his copying 
department can take a copy for the Colonial Office. || I was careful to explain 
that I only spoke for myself, and I need not say that I shall be very anxious 


*) Die Nummern 8540—8544 sind entnommen aus dem Blaubuch C—4290 (Febr. 1885): 
‘Memoranda of Conversations between Mr. Meade and Prince Bismarck and Dr. Busch.’ 
Ueber die Veranlassung zu ihrer Veröffentlichung siehe No. 8544. Vgl. auch Nr. 
8478. — Nr. 8545 und 8546 sind aus dem Blaubuch, Neu-Guinea Nr. 1 (1885) (C — 4441]; 
Nr. 8547, 8549, 8551 und 8552 aus dem Blaubuch, Afrika Nr. 6 (1885) [C—4442]; 
Nr. 8548 und 8550 aus dem deutschen Reichsanzeiger vom 20. Juni 1885 (Nr. 142), 
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Gross- 
britannien. 
13. Dee, 1884. 
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to hear whether you and Lord Derby approve what I have done. || If it has 
not already been done, I think that it would be a very good thing if Governor 
Young on the Gold Coast and Consul Hewett were both told that as all our 
disputes on the West Coast may now be considered as having been settled 
by our respective annexations and Protectorates, he should be careful to 
cultivate the most friendly relations with the German authorities, Mr. Young 
with those of Bageidah, and Mr. Hewett with the Cameroons, and that as 
regards the latter, Mr. Hewett should do what he can to smooth matters 
down, using whatever influence he may possess with the natives to accept 
their new masters, and with the English traders to keep quiet, and not raise 
difficulties. 


Memorandum. 


I had yesterday a long and interesting conversation, which by mutual 
agreement was to be of a purely unofficial and private character, with 
Dr. Busch, at the Foreign Office. || I told him, that it would be very useful 
to me if he would let me frankly put before him what I had to say, looking 
at the recent discussions between our two Governments, from the Colonial 
Office point of view. || I assured him, that we at the Colonial Office had no 
jealousy whatever of the recent development of German colonial enterprise, 
that we felt that the world was large enough for all, and that since I had 
been in Berlin, I had taken every opportunity to use this language, speaking 
more especially on the subject with Herr Woermann. || I said it would be mere 
affectation on my part to pretend, that there is not a very strong feeling of 
suspicion on the part of Germany of English policy in this respect, and that 
in the last week I had noticed three proofs of it, which gave me great pain, 
and which I feared showed that all I had said had fallen on barren ground, 
for I had learned that suspicions had been entertained of our intentions at 
the Cameroons, the Island of Samoa and Bechuanaland. 

As regards the first, I said that we were doing and contemplating 
nothing which could militate in any way against their free action at the 
Cameroons, or hamper their development and communication with the interior; 
that we wished the Germans all success, that no intrigues were or would be 
tolerated by us, that there was, no doubt, some natural feeling of irritation 
on the part of the English residents when the German Protectorate was 
announced, but that this was all past; we certainly had intended to take the 
Cameroons, but they had forestalled us, and we had no other wish now than 
for their success; that at this moment Mr. Baynes, the Secretary of the 
Baptist Missionary Society, was in Berlin, anxious to explain to the Foreign 
Office that though he would have preferred the sovereignty of our own 
country, he was quite prepared loyally to accept the new order of things at 
the Cameroons, and to express his readiness to offer the co-operation of his 
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Society in facilitating the establishment of German rule. || I said, that we could Nr. 854. 
not control the intrigues of rival traders, but they would not be countenanced pritassien. 
by us, and that from what I had heard, the English houses were prepared 1$- Dec. 1884. 
to work with the new rulers of the country in a friendly manner. 

As regards Samoa, I said that we were perfectly guiltless in the matter, 
that Prince Bismarck’s inquiry was the first intimation we received that the 
King had taken recent steps to obtain definitive protection from us. || It is 
quite true, that New Zealand has long been anxious to acquire Samoa*), and 
it is possible that Colonial Ministers may have said things which might alarm 
the German Consul, but the German Government should receive with great 
caution statements as to the intentions of Her Majesty’s Government received 
from their Consuls in British Colonies. || A Colonial Government could not 
undertake annexations, and I believed that much misapprehension had been 
caused by too great readiness to accept the views expressed by a Colonial 
Ministry as those of the Imperial Government. || I added, that it would have 
been especially mean on the part of my Government if they had really done 
anything of the kind imputed to them when the two Governments had agreed 
to examine the whole question together, so soon as the German Consul at 
Sydney reaches Europe. 

With regard to Bechuanaland, I said that we were engaged in clearing 
out certain freebooters from the British Protectorate, whose conduct was 
condemned by all the respectable community, Dutch and English alike, 
throughout South Africa; that the Transvaal had not observed the provisions 
of the Treaty in this respect, signed in London so lately as February in 
this year; that it was necessary to enforce those provisions, ond that I had 
every hope there would be no figthing at all, but that we could not afford 
to risk another Majuba Hill, and that it was necessary to send a force before 
which resistance would be unavailing; to send a weak force would, on the 
contrary, invite resistance, and that I did not think the 3,500 men of all 
ranks, including Commissariat, was in excess of the requirements of the ser- 
vice by a single man. || I pointed out, that Angra Pequeña, the inland limits 
of which are stated by Germany to be 20 miles, is separated from Bechuanaland 
by over 700 miles, of which the greater part is desert, and that there could be 
no possible connexion between our expedition and the interests of the German 
Colony, and the German Government might rest assured that we had no 
ulterior designs on it whatever. 

I reminded Dr. Busch, that on a recent occasion Prince Bismarck had 
said that it was all very well dealing with the English Forcign Office, but 
that when the matter in discussion went to the Colonial Office we were in 
the habit of looking at things from a purely “British interest” point of view. 
I said, that it was our duty to do so, and it was a compliment which is not 


*) Vergl. Staatsarchiv Nr. 8462 und 8465. 
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sl often paid to the Colonial Office by Colonial Governments, who generally 

britannien, AcCuse us of sacrificing their interests to the exigencies of European diplomacy. 

18.Deo. 1834. But that while standing up, of course, for our own actually acquired rights, 
we had no jealousy whatever of German colonial extension. || In proof of this 
I told him, that as soon as we at the Colonial Office realized that Germany 
wished to found a Colony at Angra Pequena, we at once acquiesced, and had 
no wish to enter into a quarrel with Germany on such a point. || Further, 
I said that when we learned that the Germans had definitively taken the 
Cameroons, it was the Colonial Office that suggested to the Foreign Office 
that it should be proposed to Germany, having taken the Cameroon rivers, 
that she would do well in annexing the remaining rivers, the Lungassi, Qua 
Qua &c., between them and the French. || The German Government had re- 
plied, that they had already done so. We were not aware of this at the time, 
and the proposal coming from the Colonial Office shows that that Department 
is not as hostile to Germany as Prince Bismarck would appear to suppose. || 
I expressed a hope, that as they learn that we have no feeling of this kind, 
they will attach less importance to the numberless rumours that busybodies 
all over the world are ready to invent. I said, that, whenever we heard some 
rumour of hostile designs on the part of Germany, we did not found upon 
them complaints. For instance, I said, we sometimes heard rumours that 
Germany had designs on the strip of coast between Natal and Delagon Bay. 
We knew, that this was impossible, as we had rights there founded on treaties, 
and that Zululand was especially under our influence and protection. Yet we 
do not at once write and ask for explanations. We know, that the story is but 
an idle rumour, and treat it as such. || We send 3,500 men into the interior 
of South Africa on a matter which in no way concerns any other European 
power, and the Germans ask us what we are doing. || It never occurred to us 
to attribute dark designs to the German Government when they sent an unu- 
sually powerful squadron of five ships to visit their new acquisitions on the 
West Coast of Africa. We did not express any uneasiness and imagine, that 
& coup de main was intended by Germany against any of our colonial pos- 
sessions, || Dr. Busch replied by thanking me for this frank statement, and 
said that he was very glad to hear it, and would repeat what I had said to 
Prince Bismarck, and he hoped it would bear good fruit. I interrupted him 
for a moment by saying, that I trusted he would till the ground and cultivate 
the seed I had sown, which he laughingly promised to do. || He went on to 
say that, as regards the Cameroons, he certainly had heard that considerable 
opposition had been offered to German proceedings by Consul Hewett, and 
that he hoped that he and our other subordinate officers would receive in- 
structions to co-operate with the German officers, so that mutually they miht 
assist each other. || I assured him, that this was the wish of our Government, thet 
I thought instructions had been already given to this effect, that any sorened 
of feeling at being forestalled, which some of our subordinate officers on the, 
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spot might have felt, is now a thing of the past. || As regards Bechuanaland, Nr. 8540. 
he said that Prince Bismarck feared we were about to use the large force britennion. 
we had collected forcibly to annex further territories, cutting the Germans off 13. Dec. 1884. 
from any extension inland beyond their general limit of 20 miles, but that 
he was very glad to hear that we had no ulterior objects in sending the 
force into the Protectorate than those I had mentioned*). || He went on to 
say that, as regards the five ships, there was a strong feeling in Germany in 
favour of adequately protecting their new acquisitions; and it was thought 
wise to send a large force in case there should be any difficulty with the 
natives. || I begged him to understand, that I did not mean to imply that the 
fact that they sent five ships required any explanation; I had only referred 
to the subject as an illustration in my argument, but he insisted on explai- 
ning it | On the general subject he said, that he looked on this step taken 
by Germany as an experiment. It might succeed or it might fail. If it suc- 
ceeded, in all probability England would reap a large share of the reward 
by the opening up of fresh trade routes. If, as was possible, it should fail, 
then at least something would have been done by Germany, and whatever 
fruit there might be would then certainly be gathered by England. || I then 
discussed with him a subject which, I said, seemed to me very desirable: 
whether we could not come to some general arrangement embracing all the 
questions which affect the two countries in South Africa and the Pacific. | 
I told him, that I had no overture to make, that I was not authorised in any 
way to discuss the subject, a portion of which relating to the islands in the 
Pacific, indeed, it is proposed to examine by means of a Commission; that 
I thought that, when two Commissioners meet to discuss each separate subject, 
necessarily going into great detail, there is almost inevitably a tendency to- 
wards a spirit of rivalry which renders difficult a satisfactory settlement. |; 
That I had been turning the subject over in my mind, and that I thought I 
could sketch out a scheme which would meet the wishes of both countries, 
and satisfy their respective aspirations, and on his assurance that he would 
receive it in the same spirit, as a perfectly unofficial and confidential com- 
munication between us as two friends and not in our official capacities, I pro- 
ceeded in the following manner. || I said, that they, the Germans, were much ham- 
pered at Angra Pequena by our possession of the islands; that those islands 
were as much British territory as the Isle of Wight, or as Berlin is German 
soil, and it would be impossible for us to submit a question of this kind to 
a Commission. || We, on the other hand, were hampered by our desire to meet 
Prince Bismarck’s wishes by taking as little of New Guinea as possible, and 
that, in consequence, we found great inconvenience in having for the moment 
limited our Protectorate to the south shore with the islands. || The lower part 
of New Guinea is very narrow, and at the lowest part it is only 19 miles 


*) Vergl. Staatsarchiv Nr. 8424. 
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broad. Therefore, the establishment of another Power, or of filibusters and 
escaped convicts from New Caledonia, would be especially dangerous to the 
British Protectorate. Half way up the coast is the Maclay territory, the na- 
tives of which have specially asked for British protection, and if any portion 
of the north end (on which it is believed there are no German traders 
established) is left unoccupied, the result will be that it will become an 
Alsatia, in which all the crimes will be committed which the Protectorate is 
designed to prevent. || The establishment of our Protectorate on the southern 
shore was only just in time to stop a scheme, possessing exceptionally ob- 
jectionable features, which was to be carried out under the protection of a 
foreign flag. || Any arrangement which embraced the Pacific would have to be 
in some degree of a tripartite nature, as France has claims and would have 
to be considered. || I thought that we should be free to extend our Protecto-' 
rate to the whole or to as much as we thought proper, of New Guinea, east- 
ward of the 141° of east longitude, including Rock Island, Long Island the 
Louisiade Group as far as Rossel Island and Woodlark Island, with whatever 
contiguous islands may belong to New Guinea and are within, say, 20 or 
25 miles of the coast. || Germany to take the sole charge, including, of course, 
sovereignty, of New Britain, New Ireland, Duke of York’s Island, and the 
other contiguous islands forming that group, and where there are some 
German trading ports already established: Germany, of course, recognising and 
protecting any English traders who may be there. || It would be necessary, to 
soothe the susceptibilities of Australia and New Zealand, that an assurance 
should be given that convicts would not be sent to the South Seas. Dr. 
Busch explained, that, as regards Germany, she could not send any, there 
being no Imperial German convicts, cach State in the Empire disposing of 
their own convicts. || I said, that this being so it would be easy to set their 
minds at rest by giving such an undertaking. || There should also be a mutual 
agreement to repress outrages on natives in connexion with the labour traffic. 
I reminded Dr. Busch, that it is in Germany’s interest to do what she pro- 
perly can to conciliate Australasian sympathy in view of the trade relations 
she is cultivating in that part of the world and of her new subsidized steam 
lines. || Tonga and Samoa, with any other quasi-civilised islands (if such there 
are) to be internationalised in some manner, so as to remain free for the 
commercial enterprise of everybody. Probably the simplest plan would be an 
arrangement whereby the Powers interested should mutually agree to respect 
their independence. || I pointed out, that this would give Germany perfect free- 
dom to develop their commercial enterprise in Samoa should the German 
Parliament make the necessary appropriation. || France to be allowed to take 
the New Hebrides Group, which lic away from the others, and would natu- 
rally fall into the New Caledonian system. || Germany to undertake to respect 
and protect the rights of the lessee or lessees of the Angra Pequena Islands, 
or to purchase their rights; the lessee being placed in communication with 
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the German Government for that purpose, and when a satisfactory arrange- "r. 540. 
ment is made in this respect, England to cede the islands to Germany. britannien. 
i Bageidah and Togo, &c., on the confines of the Gold Coast, have been taken !5Dec- 1834. 
by Germany, and we are content to have Germany as our neighbour. The 

strip of country is, however, very small, and is wedged in between English 

and French territories. If, therefore, at any time Germany should desire to: 

quit that portion of the coast, she should undertake to give Great Britain 

the refusal of it before offering it to any other Power. || I said, that I thought 

that this would make a general scheme satisfactory to both parties, that 

I had no power to offer it, but it was one which I could press on the 
acceptance of my Government, and though I did not expect him then and 

there to give a final opinion on its merits, if I could receive from him an 
assurance equally of an unofficial character that the scheme seems acceptable, 

I would at once endeavour to get the adhesion of my Government to it, and 

ask them to make the proposal officially. | He asked me to give him some- 

thing in writing which should possess the same confidential and unofficial 
character as our conversation; and he would then let me know what reply 

he could make, but that, speaking generally and subject to consideration, he 

was disposed to think favourably of it, and that it was quite possible we 


might come to some satisfactory arrangement by means of this friendly talk. 
December 7, 1884. R. H. Meade. 


Mr. Meade to Dr. Busch. 
Hötel Royal, Berlin, December 8, 1884. 

Dear Dr. Busch, — At the interview you were good enough to give me 
on Sunday I promised to send you a Memorandum of the general scheme on 
which, in my opinion, a satisfactory settlement could be made of all the 
questions in which our two Governments are jointly interested. || I am anxious 
to preserve as accurate a recollection as possible of our conversation, and 
I therefore venture to ask you to glance over the accompanying Memorandum, . 
which gives the substance of our talk, and also of the scheme which I sugge- 
sted to you. || If I have omitted anything material in what you said, or have 
failed to catch your meaning correctly, I hope you will kindly tell me, and 
that you will treat this letter on the same confidential and unofficial form as 
our conversation. || In returning it, perhaps you may be able to tell me, 
confidentially, whether the scheme for the suggested settlement is one likely 
to commend itself to the acceptance of your Government, in which case 
I would earnestly press it on my Government, and it might then be made 
the subject of an official communication. || I have not been able to find in 
the shops here a satisfactory map, but I enclose a tracing which shows New 
Guinea and some of the islands with which I propose to deal. || Thanking 
you once more for the kindness with which you received me || I remain, &c. 

R. H. Meade. 
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Nr. 8541. GROSSBRITANNIEN. — Memorandum Meade’s über eine 
Unterredung mit Busch. 


Dr. Busch called on me to-day and said he had no alteration to suggest 
in the above Memorandum, which was a complete record of what had passed. 


14-Dec.18# Prince Bismarck desired him to say, that he would see me himself in the 


course of a few days, and in the meantime, he, Dr. Busch, was to make in- 
quiries and ascertain whether any German firms contemplated or had already 
made any establishments on New Guinea. He thought from what he had 
heard that this was the case, but he had received instructions to clear this 
up. He was also to make inquiries about New Britain, New Ireland, &c. * 
Dr. Busch said, that with regard to the Cameroons and their complaints of 
our intrigues, he found that they were partly founded on a report of the 
language of Consul Hewett and the captain of an English vessel of war (the 
“Forward,” he thought), held to the natives, telling them they were great 
fools for selling themselves to Germany, and they would find out later that 
they would have done better to accept English rather than German pro- 
tection. || I said this, if correctly reported, could only have. been the ex- 
pression of a not unnatural irritation at being forestalled, which no doubt had 
now passed away. R.M. 
December 14, 1884. 


Nr. 8542. GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Berlin an den 
engl. Min. des Ausw. — Berichte Meade’s über Unter- 
redungen mit dem Reichskanzler, Busch und Kusserow. 


(Confidential.) Berlin, December 24, 1884. 
My Lord, — I have the honour to enclose herewith two Memoranda by 
Mr. Meade of conversations on Colonial questions which he has had to-day, 
in the first instance with Prince Bismarck and, secondly, with Dr. Basch, 
Under Secretary of State for Foreign Affairs, and Herr von Kusserow, the 
third German Plenipotentiary at the West African Conference. || I have, &c. 
Edward B. Malet, 


Memorandum by Mr. Meade. 
(Extract.) 

I called by appointment this morning on Prince Bismarck. He received 
me kindly, and our conversation lasted over an hour. | He commenced by 
saying, that German trade got on very well in British Colonics, at least in 
those posscasing Responsible Government, but that in colonics belonging to 
some other Powers this was not the case. || His principle is to follow his 
traders when they establish themselves on territory under no civilized juris- 
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diction, and to afford them protection, not against competition by levying Mr te. 
differential duties, but against direct aggression from without. | ion. 

I told him, that there was no difference in the commercial system of our %- Dec. 1884. 
Colonies under Crown Government, and I gave him as an example that, fin- 
ding a few months ago a local law at the Gambia which restricted the navi- 
gation of that river to the flag of France only among foreign nations, we had 
at once directed its repeal, thus throwing open to all nations the freedom of 
the river, though we were assured that the old law was a dead letter, and 
never acted upon; that we did this because it was against our whole system 
to apply differential treatment. || I told him much, that I had already said to 
Dr. Busch, as I found that the only part of my Memorandum which was 
shown to him was that relating to the suggested settlement as between Eng- 
land and Germany. 

H.S. H. went back over the old ground ‘as to our intrigues in the 
Cameroons, though to-day he referred to a new point, the supposed difficulty 
the Germans would be in by reason of the missionaries buying land behind 
them, and so, to use his own phrase, “girdling in the German Settlement and 
cutting them off from the interior.” 

I repeated the assurances given by Lord Granville, and I told him, as 
I had told Dr. Busch, of the object Mr. Baynes, the Secretary of the Paptist 
Missionary Society, had in coming to Berlin, and that I believed he had ~ 
assured M. von Kusserow that their only desire was to carry on their work 
and to act hand in hand with the Germans, and by their influence with the 
natives to facilitate their rule, frankly accepting the new order of things. 
I added, that they were not a trading society, and purely occupied themselves 
with their mission work. || I was also able to inform him, that orders had 
actually been sent to all British authorities on the coast to co-operate with 
German officers, and to be careful to throw no difficulties in their way. 

The Prince then again referred to our supposed desire to cramp their 
energies at Angra Pequena. || He said, that the coast was barren and of no 
value except as it gave access to the interior. || He produced a map and sho- 
wed me the Kalahari desert, and said that he was informed that it was 
erroneously described a desert, that there are elephants there, trees, grass 
and water. I told him, that we were within our rights in taking over the 
Kalahari district, which merges into Bechuanaland, but that behind the coast 
line of Angra Pequena was a waterless tract some 30 miles broad, but behind 
that again was a better country, and that Lord Granville had said that there 
was no desire to interfere with Damaraland or Namaqualand behind the coast 
line, and that there could be no objection from our point of view to Germany 
going into the interior even as far as the 20th degree of longitude, which 
I pointed out to him on his map, and beyond which westward we did not 
propose to go. 

I told him that, encouraged by the conversation I had had with Dr. Busch, 
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I had ventured to sketch out to him a plan, which was purely my own, made 
without the knowledge of Lord Granville, which I thought might form a basis 
on which our mutual relations in the Australasian waters might be satis- 
factorily adjusted. || Dr. Busch told me 10 days ago, that he (the Prince) wish- 
ed to discuss the matter with me himself, and I should be glad to hear his 
opinion on the subject. 

Prince Bismarck said, that when it was first suggested to him he was 
disposed to think well of it, as he preferred a group of islands all to him- 
self to being mixed up with other people on the mainland; that he had con- 
sulted the Association interested in that trade. He learned from them that 
the islands (the New Britain group) were of little valuc, but that the north 
coast was especially valuable, that his system was to follow trade, not to 
precede it; and when he found that German houses were established in a 
country under no foreign jurisdiction, to afford them the protection of the 
German flag; that some months past he had been urged to annex the north 
coast of New Guinea; that he had not precisely ordered the flag to be hoi- 
sted on this occasion, but that he had generally replied to the request for 
protection that, where German trade was established in a place where there 
is no foreign jurisdiction, he would afford support, and that, in consequence, 
the flag had been hoisted on the north coast of New Guinea, and on hearing 
from us that we had taken the south coast he considered that the action 
could not be open to any objection whatever. 

I replied, that I could not expect him to take my opinion on the rela- 
tive value of these places, but, as a matter of fact, I could state that no 
German establishments were on the mainland, while several were on the is- 
lands, where, as I learn from his White Book, there is only one English 
trader. As regards the north and south coasts, I could only say, that this 
was not the view I took of it, and I asked to be allowed to tell him frankly 
how it struck me. I said, that I was not a diplomatist, and I trusted to the 
kindness with which he had received me to forgive me if I said anything 
which & trained diplomatist would put differently. || I told him, that the result 
of his hoisting the flag on New Guinea would have a deplorable effect in 
Australia; that we had announced to him our intention to declare a Pro- 
tectorate up to a certain point in New Guinea, and that I considered that 
we were entitled to rest assured that, pending our negotiations with him, 
Germany would not take possession of the most important portion of the 
territory in question. || I told him, that on the 19th September Mr. Scott 
wrote & note*) to Dr. Busch announcing that Her Majesty's Government 
intended to establish a Protectorate over the coast, together with the conti- 
guous islands, with the exception of that portion of the coast between the 
145th degree of longitude and the castern Dutch boundary. || On the 9th Oc- 





*) Staatsarchiv 8452. 
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tober*) Mr. Scott, in consequence of certain representations made in London Nr. 8542. 
by Baron von Plessen, wrote that, as an act of courtesy, Her Majesty’s britensten, 
Government would, for the moment, limit the immediate declaration to the 2. Dec. 1881. 


south coast and islands, it being understood that this was done without pre- 
judice to any territorial question beyond that limit, adding that any question 
as to districts lying beyond the limit actually taken should be dealt with, in 
the opinion of Her Majesty’s Government, diplomatically rather than be re- 
ferred to the South Sea Committee as suggested by Baron von Plessen. | 
Having thus, from a feeling of courtesy, temporarily withdrawn from assuming 
the Protectorate we had formally announced our intention of taking, we 
could never suppose that Germany would, herself, annex a portion of the 
territory in question without waiting for its suggested treatment, whether by 
means of the Committee or by the ordinary diplomatic procedure. 

Prince Bismarck told me, that this correspondence was new to him; that 
he had no recollection of seeing it, and that he had understood that he was 
free to take the north shore, when we had limited our Protectorate to the 
south side. 

I told him this was not the case. I gave him the dates of Mr. Scott’s 
two notes and begged him to read them. 

He then said, that we had immense possessions in that part of the world, 
that we already had more land than we could colonize for years to come, 
that our navy was strong enough to protect those possessions, and that it 
was not worthy of us to grudge Germany a Settlement on the coast of New 
Guinea, separated from Australia by the islands and the south shore which 
we had taken. 

I said, that the population of our possessions in Australasia were now 
counted in millions, and it was their fixed idea, however idle he might think 
it, that a foreign establishment on the mainland of New Guinea would be a 
source of danger, I said that Germany is interested in conciliating Austral- 
asian opinion, as she is developing her trade there, and is about to establish 
steam lines of communication. H. S. H. replied by asking if I really believed 
in this supposed strong feeling in Australia. I told him there could be no 
doubt of it whatever, that already we had heard that a bitter feeling of 
resentment against the mother country had been aroused, and that his own 
agents, I felt confident, would tell him the same story. I told him I had in 
my pocket a copy of a telegram from the Prime Minister of Victoria, one of 
the most important of the Australian Group. I had not intended, of course, 
to read it to him, but that under the circumstances I would do so confiden- 
tially. It ran as follows**): “At last the end has come. Information received 
reliable source that Germany has hoisted flag on New Britain, New Ireland 


*) Staatsarchiv Nr. 8457. 
**) Staatsarchiv Nr. 8472. Vergl. Bd. XLII Nr. 8206. 
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and north coast of New Guinea. The exasperation here is boundless. We 
protest in the name of the present and future of Australia; if England does 
not yet save us from the danger and disgrace as far at least as New Guinea 
is concerned, the bitterness of feeling towards her will not die out with this 
generation. We now appeal in terms Derby, Despatch 11th July 1883, 
second paragraph.” || I explained, that this Despatch stated that, if there had 
been any evidence of a foreign Power intending to take possession of any 
part of New Guinea, Her Majesty’s Government would have taken it without 
the delay of more than a few hours, and that Her Majesty’s Government were 
satisfied then, in July 1883, that no such step was contemplated by any 
foreign Power. 

The Prince then argued, that this strip of New Guinea wes very small 
and of little value to England. I said, that it included the Maclay coast, in 
which we were specially interested, and I asked him whether Germany would 
think of annexing land, with or without value, which she had just proposed 
should form the subject of special negotiation. || He seemed displeased at this 
question, and rather sharply replied that that sort of question should be 
treated on general grounds of policy. Up to two years ago he had done 
everything he could to facilitate English policy in Egypt and elsewhere; but 
for some time past he has been treated in a different manner by England, 
whose actions do not accord with her professions. || As for Samoa, it was all 


‘very well for me to propose that its independence should be respected; but 


that was no concession to Germany, — she and the United States, equally 
with England, had interests in that island. || With regard to Angra Pequena, 
he said that he attached no value to these islands. He said, that the guano 
would soon be exhausted, when they would become valueless. I then showed 
him a map, which, at my request, Mr. Bolton had prepared for me, which I 
told him showed the islands which I had suggested might be ceded under 
certain conditions to Germany. || He interrupted me with the question, “Inclu- 
ding Walfisch Bay?” To which I replied, “Oh, no; that is a regular British 
Settlement on the mainland; I am only proposing to deal with the islands.” 
I then showed him their position, remarking that they were as much British 
territory as the soil on which Berlm stands is German territory, and I thought 
it would be very inconvenient to Germany to have islands subject to a foreign 
jurisdiction close to her new territory, and some lying in the very mouth of 
the principal harbour. || Prince Bismarck said he had considered this and 
attached no importance to it, he made no alternative proposal, and he wound 
up by saying, “I do not find your proposals sufficient.” 

I expressed my regret, that this was so, saying that I was in the painful 
position of falling between two stools, as he rejected my scheme, and I had 
not in any way been authorised by my own Government to propose it. 

With this my visit terminated. R. M. 

Berlin, December 24, 1884. 
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Memorandum by Mr. Meade. 


After my visit to Prince Bismarck I thought that it would be useful if Nr 8542. 
I went to see Dr. Busch, and explain to him the view I had expressed tO yritannien 
Prince Bismarck of the correspondence which had passed between our two %- Dec. 1884. 


Governments. 

Dr. Busch began by explaining to me, that he was desirous of assuring 
me that when he saw me he was not aware of the orders given, or that the 
German flag was in fact already hoisted on the north coast of New Guinea; 
that he was only imperfectly informed on the subject, but he was anxious to 
remove from my mind any fecling that he had acted unfairly. 

I entirely accepted his assurances, and went on to tell him what I had 
told the Chancellor, and especially what 1 had said respecting our two notes 
of the 19th September*) and the 9th October, on which I contended we had 
not been fairly treated, and that, as Prince Bismarck would speak to him, I 
wanted to make my point quite clear to him. He then sent for M. de Kus- 
serow, as being thoroughly conversant with the matter, and I found that they 
put an interpretation on these communications of a wholly different character. 
They look upon our second note as a final withdrawal from any claim to go 
to the northward of the limit we then fixed, and that the question to be diplo- 
matically treated was, not whether we should ultimately go further up the 
coast, but merely how far inland towards the interior from the south coast. 
M. de Kusserow reminded me, that, when a question was asked in Parliament as 
to our limits inland, the reply was that it would depend on local require- 
ments, and would be decided later; and this was the question, in their view, 
which was left open for diplomatic treatment. 

I altogether denied this, aud J begged them, before seeing the Chan- 
cellor, to look at the two notes from the British Embassy and at the com- 
munication **) made by Baron von Plessen, and they would see that the two 
notes hung together, that the interior limits were in no way referred to, and 
that the sole question to be diplomatically considered, or referred to the 
Committee, was how far up the coast we should go beyond our temporary 
limits. 

They told me, that in July or August of this year Count Münster was 
ordered to tell us that a German expedition was going to the north coast of 
New Guinea, and that they were apprehensive of the jealousy of the Austra- 
lian Colonies, who had actually recommended that everything in that quarter 
of the Globe not already British territory should be at once annexed. || Later, 
Count Miinster was desired to leave an aide-mémoire with Lord Granville, 
so that their intentions might be clearly made known. || We had therefore full 


*) Staatsarchiv No. 8452 und 8457. 
**) Datirt vom 27. September 1884; inhaltlich identisch mit No. 8453. 
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N oe warning, they said, that this expedition was about to be made. It is being 
britannien, Carried out by the same Association—something like our own East India Com- 
34.Dec.1884 pany—as that which some years ago would have undertaken a similar task 

in Samoa, and was only prevented by the refusal of the German Parliament 
to vote the necessary funds. M. de Kusserow supposed, that they had gone 
to an expense of 1,000,000 (marks?) in fitting out this expedition. 

I pointed out on the map the part of our proposed Protectorate they 
had taken, viz. from the 145th degree of longitude southwards as far as the 
Gulf of Huon. He asked me if that was the southern point they had taken. 
I said, that I understood that the German flag has been hoisted on three 
points between longitude 141° and the Gulf of Huon. 

He replied, that the orders given were that this trading association should 
be recognised and the protection of the German flag accorded to it if they 
established themselves at any point between the Dutch limit, 141st degree of 
longitude, and East Cape, which is our limit on the southern coast. || This 
expedition, I gathered, sailed (I presume from some Australian port) in July 
or August, I think the latter. The name of the principal person in it is 
Finsch, which I said sounded like an English name. 1 was told, however, 
that he is a German from Silesia. || As regards New Guinea, therefore, their 
case may shortly be summed up that they had duly warned us that an ex- 
pedition was going to New Guinea, that they had always contended that the 
north coast should be open to them; that they looked on the limits of our 
Protectorate on the south coast as finally settled by Mr. Scott’s note of the 
9th October, and that the only question remaining open was how far the 
limits of our Protectorate inland should extend, so as not to clash with theirs 
on the opposite coast. 

I asked whether further annexations were contemplated in the South Seas, 
or whether I might rest assured that nothing would be done now, in Samoa, 
for instance, pending the discussion of these questions by the proposed Com- 
mittee. I reminded them, that so far as I was aware Lord Granville had 
received no reply to his offer of assurances to respect Samoa if Prince Bis- 
marck would give reciprocal assurances. They replied that we might safely 
assume that nothing would be done by them in the South Seas pending the 
deliberations of the Committee. || I took back the Memorandum which I had 
given Dr. Busch, confidentially, detailing our conversation of the 7th, regret- 
ting that it should have come to nothing, and I asked them to do two things. 
To read the two notes of the 19th September and 9th October, together 
with Baron von Plessen’s communication, and to let me know whether it did 
not bear out the construction I put upon it; and secondly, whether it was 
too late for any arrangement to be made by which we could go to the 146th 
degree of longitude, and I remarked that there need be no difficulty on the 
score of the Association, which is said to have established itself within this 
territory, as we could undertake their protection. 
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They said, that, having promised the protection of the German flag, they Me Soa. 
did not think it would be possible to withdraw it. || They asked if I was yritannien. 
remaining in Berlin, and I said that, if I could see any chance of a settle- %- Deo. 1884. 
ment and of being useful, I would willingly stay for any length of time, and 
that I would not, therefore, now leave Berlin. They finally said, that they 
would communicate with me again when they had looked up the subject and 
spoken to the Chancellor. R. M. 

Berlin, 24th December 1884. 





Nr. 8543. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botschafter in Berlin. — Die angebliche Mittheilung 
der Pläne der deutschen Regierung, betreffend die 
Kolonisation von Neu-Guinea, ist nicht erfolgt. 


Foreign Office, December 29, 1884. 


Sir, — From Mr. Meade’s memorandum of his recent conversation with Nr. 854. 
Dr. Busch and M. von Kusserow, of the German Foreign Office, enclosed in b ee 


your Despatch, Confidential, of the 24th instant, it appears that they stated 20. Dec. 1884. 
that in July or August of this year Count Münster was ordered to inform 
Her Majesty’s Government that a German expedition was going to the North 
Coast of New Guinea, and that later his Excellency was desired to leave an 
aide-mémoire with me on the subject. || I have to acquaint your Excellency 
that no aide-mémoire on the subject of the islands in the South Pacific has 
been given to me by Count Minster. || He communicated to me, on the 8th August, 
the substance of one which he had received from Berlin*), and you will find 
it recorded, together with the terms of my reply, in my Despatch to the late 
Lord Ampthill of the 9th August**) || I submitted the draft of this Despatch 


*) Staatsarchiv Nr. 8443. 

**) Blaubuch C. 4273 Nr. 5. Dieselbe lautet: Foreign Office, August 9, 1884. 

My Lord, — The German Ambassador called upon me yesterday by appoint- 
ment, and informed me that his government wished to take steps to protect more 
efficiently those islands, and those parts of islands in the South Sea Archipelago, 
where German trade is largely developed and is daily increasing. They desired, there- 
fore, to come to a friendly understanding with Her Majesty’s Government as to the 
general principles to be observed for the protection of subjects of the two countries 
respectively, and also as to the limits of the islands and territories in which either 
country is most interested.! || Count Munster added, that the wish of the Australian 
colonies to settle on the side of New Guinea opposite to Australia, and to exclude 
from that part of the island settlements or establishments of other countries was 
regarded by the German Government as perfectly natural. But the German Govern- 
ment were of opinion, that there are parts of the wild country on the north side of 
New Guinea which might be available as a field for German enterprise. || I observed 
to Count Minster, that the statement which he had just made appeared to me to be 
of a general and preliminary character. I could only answer in a general way and 
from a personal knowledge of the views of the Colonial Office on these subjects. ! I must 


Nr. 8543. 
Gross- 
britannien. 
89. Dec. 1884. 


Nr. 8544. 
Gross- 
britannien. 
10.Febr. 1885. 


344 Deutsche Kolonialpolitik. 


to Count Miinster, who agreed with me that it contained a correct report of 
our conversation upon the occasion in question. || I am, &c. 
Granville. 








Nr. 8544. GROSSBRITANNIEN. — Memorandum Meade’s über den 
Zweck und den Charakter seiner Unterredungen mit 
dem Reichskanzler und Busch. 


Hotel Royal, Berlin, February 10, 1885. 

I observe, that the “White Book” on the subject of New Guinea and the 
Western Pacific, just issued, contains some portion of the Confidential Memo- 
randum which I handed to Dr. Busch after my conversation with him of 
December 7*). || As this has given rise to misconceptions, it may perhaps be 
thought right to present to Parliament the whole of that Memorandum, as 


repeat, I said, that we had no jealously of German colonisation, unless in any parti- 
cular case it should clash with the acquired rights of this country. I was quite aware 
of the important positions which Germany occupies in some of the islands alluded to. 
The German Government, on the other hand, must also be aware of those in which 
Great Britain has a great interest. I did not think, that the Colonial Office would 
object to; on the contrary‘I believed, that they would approve of, a more precise 
definition of the places in which the two countries respectively held a predominant 
position. || With regard to New Guinea, on which island Germany had as yet founded 
no establishment, the German Government knew that communications had been taking 
place between the Home and Colonial Governments, and I might mention, but at pre- 
sent in confidence, that those communications are nearer a conclusion than is as yet 
known to the public. || I added, that there were islands on which the predominance of 
Germany is undoubted, there were others on which that of Great Britain is clear. 
There might be spots where the interest of the two countries is more equal, and 
where the arrangements to be made would require more careful consideration; but I 
believed, that there ought to be no difficulty in coming to conclusions satisfactory to 
both countries. || It appeared to me, I said, that it would facilitate a good under- 
standing if the two Governments were to come to some such common agreement 
against the foundation of convict establishments, as I had recently proposed with 
regard to South Africa. | I begged Count Münster to consider this answer as informal. 
It was only intended to encourage the German Government to give a more distinct 
idea of their views, and further explanations as to the particular islands and parts 
of islands referred to as being those where German trade is largely developed and 
is daily increasing. || After consultation with my colleagues, I was able this afternoon 
further to inform Count Münster that Her Majesty’s Government had no desire to 
oppose the extension of German colonisation in the islands of the South Seas which 
are unoccupied by any civilized Power. || I added, that the extension of some form of 
British authority in New Guinea, which will be shortly announced, will only embrace 
that part of the island which specially interests the Australian colonies, without pre- 
judice to any territorial questions beyond those limits. || 1 am, &c. 
His Excellency Lord Ampthill, G. C. B., Granville. 
&c. &c. &c. 
*) Staatsarchiv Nr. 8478. 
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well as my further reports, including that of the interview which His Serene Fr. 854. 
Highness Prince Bismarck was good enough to give me on December 24. yritsanien. 
The conversation with Dr. Busch, in which I developed to thim a suggestion 10.Febr.1886, 


of my own for the general arrangement of questions pending between us in 
New Guinea and the South Seas, was purely personal and unofficial. I took 
every possible precaution, that this should be clear, and it was so accepted by 
Dr. Busch. || He called on me a week later to tell me, that Prince Bismarck 
wished to discuss the matter with me himself. If I had anticipated, that the 
confidential character of my proposal would thereby be removed, and that it 
would be published, I should have either refrained from carrying on the 
discussion or gone into much greater detail. || Finding in Berlin a strong im- 
pression as to our supposed antagonism to German colonization, I thought it 
would be well to endeavour to define some general policy which might place 
our Colonial relations with Germany on a better footing. Hence my conver- 
sation with Dr. Busch of December 7. || Had I been given any hint a the time 
of this conversation that Germany, in contravention of what every one of us 
at home believed to be the understanding between the two Governments, had 
assumed a protectorate over any part of New Guinea, I should never have 
broached the subject, but it was discussed between us as if no such step had 
ever been contemplated. || There seems to be some not unnatural misapprehen- 
sion in England, and consequently, I fear, in the Colonies, as to my obser- 
vations in regard to the New Hebrides, and I should like to explain that my 
reference to those Islands was solely intended to show that Germany and Eng- 
land are not the only Powers interested in the South Seas. The questions 
between England and France respecting this particular group were our own 
concern, and I therefore merely mentioned the subject, without going into the 
details of what we should require from France as an equivalent for the with- 
drawal of the understanding as to the independence of the New Hebrides. | 
It is of course obvious that I never intended to propose to give the New 
Hebrides to France as part of a bargain with Germany, or to surrender any 
British claims there, except upon terms which would be thoroughly satis- 
factory to the Australasian Colonies, and this was fully understood at the 
Foreign Office and the Colonial Office when my Memorandum was received. 
R. H. Meade. 





Nr. 8545. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Auswärtigen an den 
deutschen Botschafter in London. — Abgrenzung der 
beiderseitigen Gebiete in Neu-Guinea. 

Foreign Office, April 25, 1885. 


M. l’Ambassadeur, — In the note which I did myself the honour to Nr. 8545. 


address to you on the 16th ultimo, I stated that Her Majesty’s Government 


were disposed to suggest that the boundary between the British and German 25. Apr. 1885. 
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Br BAS, Protectorates in New Guinea should be on the north-eastern coast, the point 
britannien. Of intersection of the 8th parallel of south latitude, and that, as regards the 
35. apr. 1885. interior, a fair and equal division of the territories should be arrived at by 
means of a conventional line or lines, to be drawn from the coast boundary 
to some point on the 141st meridian of cast longitude, which divides the 
Dutch possessions from the rest of the island. || Her Majesty's Government are 
now prepared to propose a line which will, in their opinion, answer to these 
conditions. It would run as follows: — || Starting from the coast near Mitre 
Rock on the 8th parallel of south latitude, it would follow that parallel until 
it is intersected by the meridian of 147° east longitude; would proceed thence 
in a straight line in a north-westerly direction to the point of intersection 
of the Gth parallel of south latitude, with the 144th meridian of east longi- 
tude, and would continue thence in a west-north-westerly direction until it 
mects the point of intersection of the 5th parallel of south latitude with the 
141st meridian of cast longitude. || This line would give an arca on the Ger- 
man side of about 67,000, on the English side of about 63,000, square miles, 
and would nearly approach the waterparting line, or natural boundary. |; 
I should be glad to hear from your Excellency whether it would be consi- 
dered by the German Government to be a satisfactory frontier. || I have, &c. 


Granville, 








Nr. 8546. DEUTSCHLAND. — Botschafter in London an den engl. 
Minister des Ausw. — Zustimmung der deutschen Re- 
gierung. 


(Translation.) German Embassy, London, April 29, 1885. 
Nr. 8546. My Lord, — I have the honour to acknowledge the receipt of your note 
Pease way of the 25th instant, in which, with reference to the contents of your Excel- 
leney’s note of the 16th ultimo, the proposal of Her Majestys Government 
with regard to the settlement of the boundaries of the German and British 
Possessions in New Guinea is communicated. || This proposal is to the effect 
that the point on the north-east coast of New Guinea, where the 8th parallel 
of south latitude cuts the coast, should form the boundary, and that the line 
described as under should determine the boundaries inland of the respective 
territories. 
[Folgt Absatz 3 von No. 8645. 
Having submitted the above proposal for regulating the boundary to my 
Government, I am empowered to announce the acceptance of it on the part 
of the Imperial Government. || I have, &c. 
Münster. 
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Nr. 8547. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Auswärtigen an den 
deutschen Botschafter in London. — Uebereinkommen 
wegen Abgrenzung der gegenseitigen Schutzgebiete 
am Golf von Guinea. 


Earl Granville to Count Münster, 


Foreign Office, April 29, 1885. 

M. l’Ambassadeur, — In my note of the 19th ultimo I had the honour Don 
to forward to your Excellency the draft of a Memorandum of Agreement for britannien. 
separating and defining the spheres of action of Great Britain and Germany ??-4Pr- 1686. 
in those parts of Africa where the Colonial interests of the two countries 
might conflict. In the subsequent negotiations it has been notified, that the 
German Government accept the proposed Agreement with certain modifications. 
I am consequently now in a position to state, that Her Majesty’s Government 
are prepared, on receiving the assent of the German Government, formally to 
adhere to the following arrangement. || Great Britain engages not to make 
acquisitions of territory, accept Protectorates, or interfere with the extension 
of German influences in that part of the coast of the Gulf of Guinea, or in 
the interior districts to the east of the following line; that is, on the coast, 
the right river bank of the Rio del Rey entering the sea between 8° 42‘ and 
8° 46‘ longitude east of Greenwich; in the interior a line following the right 
river bank of the Rio del Rey from the said mouth to its source, thence 
striking direct to the left river bank of the Old Calabar or Cross River, and 
terminating after crossing that river at the point about 9° 8! of longitude 
east of Greenwich, marked “Rapids” on the English Admiralty Chart. || Ger- 
many engages not to make acquisitions, accept Protectorates, or interfere 
with the extension of British influence in that part of the coast of the Gulf 
of Guinea lying between the right river bank of the mouth of the Rio del 
Rey, as above described, and the British Colony of Lagos, nor in the in- 
terior to the west of the line traced in the preceding paragraph. || Both 
Powers agree to withdraw any Protectorates already established within the 
limits thus assigned to the other, a reservation being specially made as to 
the settlement of Victoria, Ambas Bay, which will continue to be a British 
possession. || Germany engages to withdraw her protest against the hoisting of 
the British flag at Santa Lucia Bay, and to refrain from making acquisitions 
of territory or cstablishing Protectorates on the coast between the Colony of 
Natal und Delagoa Bay. || I shall be glad to receive from your Exeellency a 
formal notification, that the German Government accept the arrangement above 
recorded, || I have, &c. Granville. 


Foreign Office, April 29, 1885. 
M. l’Ambassadeur, — Your Excellency is aware that, in the Agreement 
for defining the limits of the territorial jurisdiction of Great Britain and Ger- 


Nr. 8547. 


rease- 
britannien. 
29. Apr. 1885. 


Nr. 8548. 
Deutschland. 
7. Mai 1885. 
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many on the West Coast of Africa in the neighbourhood of the Cameroons, 
which I proposed to Count Herbert Bismarck, and of which I am to-day 
requesting the formal acceptance by the German Government, I made an express 
exception as regards Ambas Bay on account of the rights there of a settle- 
ment of Baptist missionaries whom Her Majesty’s Government could not 
undertake to transfer against their will to German jurisdiction. || I stated, 
however, at the time, and I have the authority of the Secretary of State for 
the Colonies to repeat, that if, the German Government should be able them- 
selves to come to a satisfactory arrangement with the missionaries, there 
being no political necessity involved, the difficulty as to the cession of Ambas 
Bay would disappear, and Her Majesty’s Government would be ready to agree 
to its being included in the territories to be placed, in accordance with the 
arrangement, under German protection. || I have, &c. 
Granville, 








Nr. 8548. DEUTSCHLAND. — Botschafter in London an den engl. 
Min. des Ausw. — Zustimmung zu diesem Ueberein- 
kommen, 


Deutsche Botschaft. London, den 7. Mai 1885. 
Mylord, — Eurer Excellenz Note vom 29. April d. J., betreffend die Ver- 
handlungen zwischen der Kaiserlichen und der Königlich grossbritannischen 
Regierung über eine Trennung und Abgrenzung der beiderseitigen Machtsphären 
in den Gebieten am Golf von Guinea, habe ich zu erhalten die Ehre gehabt. 
Es wird darin ein Uebereinkommen nachstehenden Inhalts vorgeschlagen: 
[Folgt eine wörtliche Uebersetzung der Absätze 2—5 von No. 8547.] 
Nachdem Eure Excellenz in der oben erwähnten Note vom 29. April mir 
mitgetheilt haben, dass die Königlich grossbritannische Regierung bereit sei, 
sobald die deutsche Regierung ihre Zustimmung erkläre, das vorstehend vor- 
geschlagene Uebereinkommen formell als bindend anzuerkennen, bin ich er- 
mächtigt worden, die Annahme dieses Uebereinkommens seitens der Kaiser- 
lichen Regierung zu erklären. || Ich benutze diesen Anlass, Mylord, etc. etc. 
Münster, 


Deutsche Botschaft. London, den 7. Mai 1885. 
Mylord, — In der Note Eurer Excellenz vom 29. April d. J., welche sich 
auf die Abgrenzung der deutschen und englischen Machtsphären im Golf von 
Guinea bezieht, ist ausgesprochen, dass die Niederlassung von Victoria in der 
Ambas-Bai einstweilen eine britische Besitzung bleibe. Eure Excellenz haben 
jedoch mit Bezug auf die über die Cession der Ambas-Bai stattgehabten Ver- 
handlungen durch Note von demselben Tage im Einverständniss mit dem Herrn 
Staatssekretär für die Kolonien die dem Grafen Bismarck gegebene Zusage 
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wiederholt, dass die Cession der Ambas-Bai keine politische Schwierigkeit Deunehnnd. 
biete, und dass die englische Regierung derselben zustimmen werde, sobald, wai 1885. 
die deutsche Regierung eine Verständigung mit der englischen Missionsgesell- 
schaft herbeigeführt baben wird. || Indem ich den Empfang dieser Note und 
das Einverständniss beider Regierungen über den Inhalt derselben bestätige, 


benutze ich die Gelegenheit, um Eure Excellenz etc. Münster. 








Nr. 8549. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Auswärtigen an den 
deutschen Botsch. in London. — Handelspolitische 
Grundsätze, welche in dem Golf von Guinea zur An- 
wendung kommen sollen. 


Foreign Office, May 16, 1885. 

M. Ambassadeur, — Dr. Krauel, in his recent interviews respecting the Nr. 8540. 
arrangement now concluded regarding the Protectorates of Great Britain and britannien, 
Germany on the African coast, stated that it is the wish of the German !®. Mai 1885, 
Government that the settlement of the boundary between the British and 
German Protectorates on the Gulf of Guinea should be followed by negotia- 
tions for a commercial arrangement insuring equality of treatment for the 
trade of the two countries in the respective Protectorates. || It was pointed 
out that while Her Majesty’s Government fully accepted the principle of equa- 
lity of treatment, it was premature to negotiate the adoption of formal en- 
gagements as the question of the administration of the Protectorates must 
first be settled. Dr. Krauel urged, that at any rate such assurances might be . 
exchanged as might satisfy traders that there would be not differential treat- 
ment, and that no excessive duties would be imposed. These assurances Her 
Majesty’s Government have no difficulty in giving, and I have consequently 
to request your Excellency to convey to the German Government the follo- 
wing expression of their views and intentions. || Her Majesty’s Government 
cannot at present make any definite declaration as to the limit of duties to 
be imposed, but they are prepared to give the assurance that those duties will 
be levied solely for the purpose of meeting the expenses necessary to enable 
them to carry out the obligations imposed upon them by the Protectorates, 
and that they will be as moderate as possible. || They are prepared to give 
every assurance that there shall be no differential treatment of fureigners or 
foreign goods. || They will be fully prepared to apply to the British Pro- 
tectorates the provisions of the second paragraph of the Vth Article of the 
Act of Berlin, which secures protection to the persons and property of for- 
eigners, and to engage that there shall be no differential treatment of foreigners 
as to settlement or access to the markets, it being understood that the re- 
gulation of these questions must be subject to administrative dispositions in 
the interests of commerce and of order. || They are ready to undertake that 
no less than four months’ notice shall be given by the local authorities of 
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es the adoption of any alteration in the Tariff of duties. || 1 have to request your 
britsunien, Excellency to explain, that these assurances are given subject only to the 
16: Mai 1885, receipt of a reciprocal undertaking from the German Government as regards 

the German Protectorates, and I shall be glad to learn from your Excellency 

whether the German Government are prepared to give such an undertaking. 

I have, &c. Granville. 








Nr. 8550. DEUTSCHLAND. — Botschafter in London an den engl. 
Min. des Ausw. — Zustimmung der deutschen Regie- 
rung zu diesen Grundsätzen. 


(Deutsche Botschaft.) London, 2. Juni 1885. 


Nr. 8550. Mylord, — Euere Excellenz haben mir in der Note vom 16. d. M. eine 
Dre Zusammenstellung derjenigen Grundsätze übermittelt, welche die Königlich gross- 
britannische Regierung zum Zwecke der Regelung des Handels und Verkehrs in 
den ihrer Schutzherrschaft unterworfenen Gebieten am Golf von Guinca einzuhalten 
bereit ist. Euere Excellenz fügten hinzu, dass die Verpflichtung, diese Grund- 
sätze zur Anwendung zu bringen, unter der Bedingung ausgesprochen wäre, 
dass für die deutschen Schutzgebiete am Golf von Guinea Seitens der Kaiser- 
lichen Regierung gleiche Zusicherungen ertheilt würden. Ich habe nicht unter- 
lassen, meiner Hohen Regierung die erwähnte Note Euerer Excellenz zu unter- 
breiten, und bin jetzt ermächtigt worden, dieselbe, wie folgt, zu beautworten. 
Mit Rücksicht auf die von der Königlich grossbritannischen Regierung er- 
theilten Zusagen erklärt sich die Regierung Sr. Majestät des Kaisers bereit, 
in ihren Schutzgebieten am Golf von Guinca die nachstehenden Verpflichtungen 
zu übernehmen: : Zölle sollen nur insoweit erhoben werden, als’ dies zur 
Deckung der durch die Uebernahme der Schutzherrschaft entstehenden Kosten 
für erforderlich erachtet wird. Die Zollsätze sollen so niedrig als möglich 
bemessen werden, ohne jedoch an einen bestimmten Ilöchstbetrag gebunden 
zu sein. : Es soll keine ungleiche Behandlung von englischen Unterthanen oder 
von englischen Gütern stattfinden. || Die in Absatz 2 Artikel 5 der General- 
Akte der Berliner Konferenz vom 26. Februar d. J. enthaltenen Bestimmungen, 
welche der Person und dem Eigenthum von Ausländern Schutz gewährleisten, 
sollen in den deutschen Schutzgebieten für englische Unterthanen zur Anwen- 
dung kommen, und vorbehaltlich gewisser Verwaltungsvorschriften im Interesse 
des Handels und der öftentlichen Ordnung soll keine ungleiche Behandlung 
von englischen Unterthanen in Bezug auf Niederlassung oder Zugang zu den 
Handelsmärkten gestattet sein. || Etwaige Abänderungen in dem Zolltarif sollen 
mindestens vier Monate vor ihrer Einführung von den Ortsbehörden bekannt 


gemacht werden. || Ich benutze u. 8. w. 
Münster. 
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Nr. 8551. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Auswärtigen an den 
deutschen Geschäftsträger in London. — Bittet um 
Aufklärung über eine Differenz in den gegenseitigen 
Zusicherungen. 
Foreign Office, June 10, 1885. 
M. le Baron, — I have the honour to request, that you will be good 


enough to furnish me with an explanation of the point which is not altoge- britsnnien. 


ther clear in the note from his Excellency Count Münster of the 2nd instant, 
on the subject of the commercial relations of Great Britain and Germany in 
the territories in the Gulf of Guinea under their Protectorate. || In my note 
of the 16th May I said, that Her Majesty’s Government would be ready to 
give every assurance that there should, in the British Protectorate, be 
no differential treatment of foreigners. I added, that they would be p:.°nared 
to engage that there should be no differential treatment as to settlement ‘vr 
access to the markets, it being understood that the regulation of these que- 
stions, as well as of the application of the provisions of Article V of the Act 
of Berlin, must be subject to administrative dispositions in the interests of 
commerce and of order. || In Count Münster’s reply a corresponding general 
assecurance was given as to differential treatment, and in response to the sug- 
gestion as to the additional engagement, the following words are used: “es 
soll ... vorbehaltlich gewisser Verwaltungsvorschriften im Interesse des Handels 
und der öffentlichen Ordnung keine ungleiche Behandlung von englischen 
Unterthanen in Bezug auf Niederlassung oder Zugang zu den Handelsmärkten 
gestattet sein” I have the honour to inquire whether the meaning of these 
words is that the equality of treatment of British subjects as to settlement 
or access to markets is subject to regulations to be made from time to time; 
and if this is the meaning, as it doubtless will have arisen from a miscon- 
ception of the phrase used in my note, I have to explain that the assurance 
which it was intended that the two Governments should exchange was that 
there should be absolute equality of treatment on these points. In making 
the reservation respecting regulations my object was to let it be understood, 
that foreigners would be subject, equally with British subjects, to such rules 
as regards settlement and access as the Administration might think proper 
to impose. || I have &c. Granville. 











Nr. 8552. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botschafter in Berlin. — Die deutsche Regierung 
versteht das Uebereinkommen in demselben Sinne 
wie die englische, 
Foreign Office, June 16, 1885. 


Sir, — Baron von Plessen called to-day and stated that he had been Gros- 


instructed to explain, in reply to my note to Count Münster of the 10th in- 


Wr. 8552. 
Gross- 
britannien 
16.Juni 1885, 


Nr. 8558. 
20.März1883, 
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stant, that the passage in his Excellency’s note to which I had referred was 
meant to be a translation of the corresponding passage in my note of the 
16th May. He said, that he was authorized to state that the German Govern- 
ment understood the assurance given by them in the same sense as that in 
which Her Majesty’s Government interpreted the assurance given on the part 
of England. || I am, &c. 

Granville. 





Nr. 8553. BELGIEN, BRASILIEN, FRANKREICH, GUATEMALA, ITA- 
LIEN, NIEDERLANDE, PORTUGAL, SALVADOR, SERBIEN, 
SPANIEN, SCHWEIZ*) — Internationale Convention zum 
Schutz des industriellen Eigenthums vom 20. Marz 1883. 


[Die Ratifikations-Urkunden sind ausgetauscht zu Paris am 6. Juni 1884.] 
Paris, March 20, 1888. 

SA Majesté le Roi des Belges, Sa Majesté l’Empereur du Brésil, Sa Ma- 
jesté le Roi d’Espagne, le Président de la République Francaise, le Président 
de la République de Guatemala, Sa Majesté le Roi d’Italie, Sa Majesté le Roi 
des Pays-Bas, Sa Majesté le Roi de Portugal et des Algarves, le Président de 
la République de Salvador, Sa Majesté le Roi de Serbie et le Conseil Fédéral 
de la Confédération Suisse, | Également animés du désir d’assurer, d’un com- 
mon accord, une complète et efficace protection à l’industrie et au commerce 
des nationaux de leurs États respectifs et de contribuer à la garantie des droits 
des inventeurs et de la loyauté des transactions commerciales, ont résolu de 
conclure une Convention à cet effet et ont nommé pour leurs Plénipotentiaires, 
savoir: [Folgen die Namen der Bevollmächtigten] 

Lesquels, après s’étre communiqué leurs pleins pouvoirs respectifs, trouvés 
en bonne et due forme, sont convenus des Articles suivants:— 

Art. I. Les Gouvernerhents de la Belgique, du Brésil, de l'Espagne, de 
la France, du Guatemala, de l'Italie, des Pays-Bas, du Portugal, du Salvador, 
de la Serbie et de la Suisse sont constitués à l’état d'Union pour la protection 
de la Propriété Industrielle. 

Art. II. Les sujets ou citoyens de chacun des États Contractants jouiront, 
dans tous les autres États de l’Union, en ce qui concerne les brevets d’in- 
vention, les dessins ou modèles industriels, les marques de fabrique ou de com- 
merce et le nom commercial, des avantages que les lois respectives accordent 


*) Grossbritannien ist dem Vertrage am 17. März 1884 (Blaubuch Commercial 
Nr. 28 [1884] C—4043) beigetreten. Deutschland hat den Beitritt abgelehnt. 
Anm. der Red. 
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actuellement ou accorderont par la suite aux nationaux. || En conséquence, ils 
auront la méme protection que ceux-ci et le méme recours légal contre toute 
atteinte portée à leurs droits, sous réserve de l’accomplissement des formalités 
et des conditions imposées aux nationaux par la législation intérieure de cha- 
que État. 

Art. III. Sont assimilés aux sujets ou citoyens des États Contractants 
les sujets ou citoyens des États ne faisant pas partie de l’Union qui sont do- 
miciliés ou ont des établissements industriels ou commerciaux sur le territoire 
de l’un des États de l’Union. 

Art. IV. Celui qui aura régulièrement fait le dépôt d'une demande de 
brevet d'invention, d’un dessin ou modèle industriel, d’une marque de fabrique 
ou de commerce, dans l’un des États Contractants, jouira, pour effectuer le 
dépôt dans les autres États, et sous réserve des droits des tiers, d’un droit 
de priorité pendant les délais déterminés ci-après. | En conséquence, le dépôt 
ultérieurement opéré dans l’un des autres États de l’Union avant l'expiration 
des ces délais'ne pourra être invalidé par des faits accomplis dans l'intervalle, 
soit, notamment, par un autre dépôt, par la publication de l'invention ou son 
exploitation par un tiers, par la mise en vente d’exemplaires du dessin ou du 
modèle, par l’emploi de la marque. || Les délais de priorité mentionnés ci-dessus 
seront de six mois pour les brevets d’invention, et de trois mois pour les 
dessins ou modèles industriels, ainsi que pour les marques de fabrique ou de 
commerce. Ils seront augmentés d’un mois pour les pays d’outre-mer. 

Art. V. L'introduction par le breveté, dans le pays où le brevet a été 
délivré, d'objets fabriqués dans l’un ou l’autre des Etats de l’Union, n’entrai- 
nera pas la déchéance. || Toutefois le breveté restera soumis à l'obligation 
d'exploiter son brevet conformément aux lois du pays où il introduit les ob- 
jets brevetés. 

Art. VI. Toute marque de fabrique ou de commerce régulièrement dé- 
posée dans le pays d’origine sera admise au dépôt et protégée telle quelle 
dans tous les autres pays de l’Union. || Sera considéré comme pays d’origine 
le pays où le déposant a son principal établissement. || Si ce principal éta- 
blissement n’est point situé dans un des pays de l’Union, sera considéré comme 
pays d’origine celui auquel appartient le déposant. || Le dépôt pourra être re- 
fusé, si l’objet pour lequel il est demandé est considéré comme contraire à la 
morale ou à l'ordre public. 

Art. VII. La nature du produit sur lequel la marque de fabrique ou de 
commerce doit être apposée ne peut, dans aucun cas, faire obstacle au dépôt 
de la marque. 

Art. VIIL Le nom commercial sera protégé dans tous les pays de l’Union 
sans obligation de dépôt, qu'il fasse ou non partie d’une marque de fabrique 
ou de commerce. 

Art. IX. Tout produit portant illicitement une marque de fabrique ou 


de commerce, ou un nom commercial, pourra être saisi à l’importation dans 
Staatsarchiv XLIV. 23 
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ceux des États de l’Union dans lesquels cette marque ou ce nom commercial 
ont droit à la protection légale. || La saisie aura lieu à la requête soit du Mi- 
nistère Public, soit de la partie intéressée, conformément à la législation in- 
térieure de chaque État. 

Art. X. Les dispositions de l'Article précédent seront applicables à tout 
produit portant faussement, comme indication de provenance, le nom d’une lo- 
calité déterminée, lorsque cette indication sera jointe à un nom commercial 
fictif ou emprunté dans une intention frauduleuse. || Est réputé partie intéressée 
tout fabricant ou commerçant engagé dans la fabrication ou le commerce de 
ce produit, et établi dans la localité faussement indiquée comme provenance. 

Art. XI. Les Hautes Parties Contractantes s'engagent à accorder une 
protection temporaire aux inventions brevetables, aux dessins ou modèles in- 
dustriels, ainsi qu'aux marques de fabrique ou de commerce, pour les produits 
qui figureront aux Expositions Internationales officielles ou officiellement re- 
connues. 

Art. XII. (Chacune des Hautes Parties Contractantes s’engage à établir 
un service spécial de la Propriété Industrielle et un dépôt central, pour la 
communication au public des brevets d’invention, des dessins ou modèles in- 
dustriels et des marques de fabrique ou de commerce. 

Art. XIII. Un office international sera organisé sous le titre de “Bureau 
International de l’Union pour la Protection de la Propriété Industrielle.“ || Ce 
bureau, dont Jes frais seront supportés par les Administrations de tous les 
Etats Contractants, sera placé sous la haute autorité de l’Administration Supé- 
rieure de la Confédération Suisse, et fonctionnera sous sa surveillance. Les 
attributions en seront déterminées d’un commun accord entre les Etats de l’Union. 

Art. XIV. La présente Convention sera soumise à des révisions périodi- 
ques en vue d’y introduire les améliorations de nature & perfectionner le sy- 
stème de l’Union. || A cet effet, des Conferences auront lieu successivement, 
dans l’un des États Contractants, entre les Délégnés des dits États. || La pro- 
chaine réunion aura lieu en 1885, à Rome. 

Art. XV. Il est entendu que les Hautes Parties Contractantes se ré- 
servent respectivement le droit de prendre séparément, entre elles, des arrange- 
ments particuliers pour la protection de la Propriété Industrielle, en tant que 
ces arrangements ne contreviendraient point aux dispositions de la présente 
Convention. 

Art. XVI. Les États qui n'ont point pris part à la présente Convention 
seront admis à y adhérer sur leur demande. || Cette adhésion sera notifiée par 
la voie diplomatique au Gouvernement de la Confédération Suisse, et par celui- 
ci à tous les autres. || Elle emportera, de plein droit, accession à toutes les 
clauses et admission à tous les avantages stipulés par la présente Convention. 

Art. XVII L’exécution des engagements réciproques contenus dans la 
présente Convention est subordonnée, en tant que de besoin, à l’accomplisse- 
ment des formalités et règles établies par les lois constitutionnelles de celles 
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des Hautes Parties Contractantes qui sont tenues d’en provoquer l'application, ? ok. Re 


ce qu’elles s’obligent à faire dans le plus bref délai possible. 

Art. XVIII. La présente Convention sera mise à exécution dans le délai 
d’un mois à partir de l’échange des ratifications et demeurera en vigueur pen- 
dant un temps indéterminé, jusqu'à l'expiration d’une année à partir du jour 
où la dénonciation en sera faite. || Cette dénonciation sera adressée au Gou- 
vernement chargé de recevoir les adhésions. Elle ne produira son effet qu’à 
l'égard de l’État qui l’aura faite, la Convention restant exécutoire pour les autres 
Parties Contractantes. 

Art. XIX. La présente Convention sera ratifiée, et les ratifications en 
seront échangées à Paris, dans le délai d’un an au plus tard. || En foi de quoi 
les Plénipotentiaires respectifs l’ont signée et y ont apposé leurs cachets. 

Fait à Paris, le 20 Mars, 1883. 


Beyens. Baron de Zuylen de Nyevelt. 
Villeneuve. Jose da Silva Mendes Leal. 
Duc de Fernan-Nunez. F. dAzevedo. 

P. Challemel-Lacour. J.-M. Torres-Caicedo. 

Ch. Hérisson. Sima M. Marinovitch. 

Ch. Jagerschmidt. . Lardy. 

Crisanto-Medina . . J. Weibel. 

Ressman. 


Final Protocol. 


Au moment de procéder à la signature de la Convention conclue, à la 
date de ce jour, entre les Gouvernements de la Belgique, du Brésil, de l’Es- 
pagne, de la France, du Guatemala, de l’Italie, des Pays-Bas, du Portugal, du 
Salvador, de la Serbie et de la Suisse, pour la protection de la Propriété 
Industrielle, les Plénipotentiaires soussignés sont convenus de ce qui suit: || 
1. Les mots “Propriété Industrielle“ doivent être entendus dans leur acception 
- Ja plus large, en ce sens qu'ils s’appliquent non seulement aux produits de 
l’industrie proprement dite, mais également aux produits de l’agriculture (vins, 
grains, fruits, bestiaux, &c.) et aux produits minéraux livrés au commerce (eaux 
minérales, &c.). || 2. Sous le nom de „Brevets d’Invention“ sont comprises les 
diverses especes de brevets industriels admises par les législations des Etats 
Contractants, telles que brevets d’importation, brevets de perfectionnement, &c. 
| 3. Il est entendu que la disposition finale de l’Article II de la Convention 
ne porte aucune atteinte & la législation de chacun des Etats Contractants, 
en ce qui concerne la procédure suivie devant les Tribunaux et la compétence 
de ces Tribunaux. || 4. Le paragraphe 1° de l'Article VI doit être entendu 
en ce sens qu'aucune marque de fabrique ou de commerce ne pourra être 
exclue de la protection dans l’un des États de l’Union par le fait seul quelle 
ne satisferait pas, au point de vue des signes qui la composent, aux conditions 
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Xr. hee de la législation de cet Etat, pourvu qu'elle satisfasse, sur ce point, à la lé 


2. Mira 


gislation du pays d'origine et qu’elle ait été, dans ce dernier pays, l'objet d'an 
dépôt régulier. Sauf cette exception, qui ne concerne que la forme de la mar- 
que, et sous réserve des dispositions des autres Articles de la Convention, la 
législation intérieure de chacun des États recevra son application. || Pour éviter 
toute fausse interprétation, il est entendu que l’usage des armoiries publiques 
et des décorations peut être considéré comme contraire à l’ordre public, dans 
le sens du paragraphe final de l’Articte VI. || 5. L'organisation du service spé- 
cial de la Propriété Industrielle mentionné à l'Article XII comprendra, autant 
que possible, la publication, dans chaque État, d’une feuille officielle périodique. 
|| 6. Les frais communs du Bureau International institué par l'Article XIII ne 
pourront, en aucun cas, dépasser, par année, une somme totale représentant 
une moyenne de 2,000 fr. par chaque Etat Contractant. || Pour déterminer ls 
part contributive de chacun des États dans cette somme totale des frais, les 
États Contractants et ceux qui adhéreraient ultérieurement à l'Union seront 
divisés en six classes contribuant chacune dans la proportion d'un certain 
nombre d’unités, savoir :— 


1% classe . . . . . . . . . . . . . . . . 26 unités 
2 classe . . . . . . . . . . . . . . . . 20 , 
3° classe . . . . . . . . . . . . . . . . 16 , 
4 classe . . . . . . . . . . . . . . . . 10 „ 
B° classe . . . . . . . . . . . . . . . . BG 
6° classe see . 3 „ 


Ces coefficients seront multipliés par le nombre des “États .de chaque 
classe, et la somme des produits ainsi obtenus fournira le nombre d'unités par 
lequel la dépense totale doit être divisée. Le quotient donnera le montant de 
l'unité de dépense. | Les Etats Contractants sont classés ainsi qu'il suit, en 
vue de la répartition des frais: — 


1 classe . . . . . . . . . . France, Italie. 

2 classe . . . . . . . . . . Espagne. 

8° classe . . . . . . . . . . Belgique, Brésil, Portugal, Suisse. 
4° classe . . . . . . . . . . Pays-Bas. 

5° classe . . . . . . . . . . Serbie. 

6° classe + + + + + + + . Guatemala, Salvador, 


L’ Administration Suisse surveillera les dépenses du Bureau International, 
fera les avances nécessaires et établira le compte annuel, qni sera communi- 
qué & toutes les autres Administrations. || Le Burcau International centralisera 
les renscignements de toute nature relatifs 4 la protection de la Propriété 
Industrielle et les réunira en une statistique générale qui sera distribuée à 
toutes les Administrations. Il procédera aux études d'utilité commune in- 
téressant l’Union et rédigera, à l’aide des documents qui seront mis à sa 
disposition par les diverses Administrations, une feuille périodique, en langue 
Française, sur les questions concernant l’objet de l'Union. || Les numéros de 
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cette feuille, de m&me que tous les documents publiés par le Bureau Inter- 
national, seront répartis entre les Administrations des Etats de l’Union, dans 
la proportion du nombre des unités contributives ci-dessus mentionnées. Les 
exemplaires et documents supplémentaires qui seraient réclamés, soit par les 
dites Administrations, soit par des Sociétés ou des particuliers, seront payés 
& part. || Le Bureau International devra se tenir en tout temps & la disposi- 
tion des membres de l’Union, pour leur fournir, sur les questions relatives 
au service international de la Propriété Industrielle, les renseignements spéciaux 
dont ils pourraient avoir besoin. || L’Administration du pays où doit siéger la 
prochaine Conférence préparera, avec le concours du Bureau International, 
les travaux de cette Conférence. || Le Directeur du Bureau International assi- 
stera aux séances des Conférences et prendra part aux discussions sans voix 
délibérative. Il fera, sur sa gestion, un Rapport annuel, qui sera communi- 
qué à tous les membres de l’Union. || La langue officielle du Bureau Inter- 
national sera la langue Française. 

7. Le présent Protocole de Clôture, qui sera ratifié en même temps que 
la Convention conclue à la date de ce jour, sera considéré comme faisant 
partie intégrante de cette Convention, et aura mêmes force, valeur et durée. 

En foi de quoi, les Plénipotentiaires soussignés ont dressé le présent 
Protocole. 

[Folgen dieselben Unterschriften wie oben.] 


Nr. 8554. DEUTSCHLAND und MADAGASKAR. — Konvention zwi- 
schen dem deutschen Reiche und demKönigreiche Ma- 
dagaskar. Vom 15. Mai 1883, 


[Reichsgesetzblatt Nr. 20 von 1885.) 


Seine Majestät der deutsche Kaiser Wilhelm I., König von Preussen, im 
Namen des deutschen Reiches einerseits, und Ihre Majestät Ranavalomanjaka II. 
Königin von Madagaskar, andererseits, von dem Wunsche geleitet, das zwischen 
dem deutschen Reiche und dem Königreiche Madagaskar glücklicherweise be- 
stehende gute Einvernehmen zu erhalten und den Handelsverkehr zwischen 
beiden Ländern zu fördern, haben beschlossen, den Unterthanen und Ange- 
hörigen des einen Landes in dem anderen Lande alle Rechte zu sichern, 
welche die Unterthanen und Angehörigen der meistbegünstigten Nationen dort 
geniessen; zu diesem Zweck sind die folgenden Artikel zwischen dem Grafen 
Paul von Hatzfeldt-Wildenburg, Staatsminister und Staatssckretär des Aus- 
wärtigen Amts, der hierzu von Seiner Majestät dem deutschen Kaiser, König 


Nr. 8858. 
20.M&rz1888, 


Nr. 8554, 
Deutschland 
und 


n 
Madagaskar. 
15. Mai 1883. 


von Preussen, gehörig bevollmächtigt worden ist, und Ravoninahitriniarivo, der . 


15. Rangklasse, Offizier des Palastes und erster Staatssekretär für die aus- 
wärtigen Angelegenheiten, und Ramaniraka, der 14. Rangklasse, Offizier des 
Palastes, Mitglied des Geheimen Staatsrathes, welche hierzu von Ihrer Majestät 
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der Königin von Madagaskar ermächtigt worden sind, vereinbart und unter- 
zeichnet worden: 

Art. I. Friede, Freundschaft und gutes Einvernehmen soll für alle Zeit 
zwischen Seiner Majestät dem deutschen Kaiser, König von Preussen, und 
Ihrer Majestät der Königin von Madagaskar, Ihren Erben und Nachfolgern, 
und zwischen den Unterthanen und Angehörigen des deutschen Reiches und 
des Königreiches Madagaskar fortbestehen. 

Art. If. Die diplomatischen, konsularischen und maritimen Vertreter, 
Agenten und Offiziere des einen vertragschliessenden Theiles sollen in Aus- 
übung ihrer Pflichten innerhalb der Besitzungen des anderen Theiles, und die 
Unterthanen und Angehörigen des einen Landes sollen für ihre Person und 
ihr Eigenthum und in Ansehung des Handels, des Gewerbes und der Schiff- 
fahrt und in jeder anderen Beziehung in dem anderen Lande denselben Schutz 
und dieselben Rechte, Privilegien, Vortheile, Immunitäten und Befreiungen ge- 
nicssen, welche nach den Gesetzen dieses Landes jetzt oder in Zukunft den 
diplomatischen, konsularischen und maritimen Vertretern, Agenten und Offizieren 
und den Unterthanen und Angehörigen der meistbegünstigten Nation ein- 
geräumt werden. | 

Art. III. Diese Konvention soll von beiden Hohen vertragschliessenden 
Theilen ratifizirt, und die Ratifikations-Urkunden sollen beiden Regierungen 
durch Vermittelung des deutschen Konsulates in Tamatave übersandt werden. || 
Diese Konvention wird in dem Königreich Madagaskar mit dem Tage der 
Ratifizirung durch Ihre Majestät die Königin von Madagaskar, welche so früh 
als möglich innerhalb von drei Monaten nach der Unterzeichnung erfolgen 
soll, und in dem deutschen Reiche mit dem Tage ihrer Ratifizirung durch 
Seine Majestät den deutschen Kaiser, König von Preussen, welche sobald als 
möglich innerhalb von sechs Monaten nach der Ratifizirung durch Ihre Majestät 
die Königin von Madagaskar stattfinden soll in Kraft treten. 

In doppelten, in deutscher und malegassischer Sprache ausgefertigten 
Originalen, unter Anheftung einer englischen Uebersetzung, unterzeichnet und 
gesiegelt zu Berlin, den 15. Mai des Jahres 1883. 

Graf von Hatzfeldt. Ravoninahitriniarivo, 

Ramaniraka. 





Nr. 8555. DEUTSCHLAND und KOREA. — Handels-, Freundschafts- 
und Schifffahrtsvertrag zwischen demReiche und dem 
Königreiche Korea. Vom 26. November 1883. 


[Reichs-Gesetzblatt 1885 S. 221.] 


Seine Majestät der Deutsche Kaiser, König von Preussen, im Namen des 
Deutschen Reichs einerseits, und Seine Majestät der König von Korea anderer- 
seits, von dem Wunsche geleitet, die Beziehungen zwischen den beiden Reichen 
dauernd freundschaftlich zu gestalten und den Handelsverkehr zwischen den 
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beiderseitigen Staatsangchérigen zu erleichtern, haben den Entschluss gefasst, Deutsch 
zur Erreichung dieser Zwecke cinen Vertrag abzuschliessen, und haben ZU gna Korea. 
diesem Ende zu Ihren Bevollmächtigten ernannt: || Seine Majestät der deutsche *5-Nov. 1883. 
Kaiser, König von Preussen, Allerhöchstihren Generalkonsul in Yokohama, 
Eduard Zappe, Seine Majestät der König von Korea Allerhöchstihren Präsi- 
denten des Auswärtigen Amts, Würdenträger des ersten Ranges, ersten Vice- 
präsidenten des Staatsrathes, Mitglied des Königlichen Geheimen Rathes und 
zweiten Vormund des Kronprinzen, Min Jöng-mok, welche, nachdem sie sich 
ihre Vollmachten gegenseitig mitgetheilt und solche in guter und gehöriger 
Form befunden haben, über nachstehende Artikel übereingekommen sind. 

Art. I. 1, Zwischen Seiner Majestät dem deutschen Kaiser, König von 
Preussen, und Seiner Majestät dem König von Korea sowie zwischen den An- 
gehörigen des deutschen Reiches und des Königreiches Korea soll dauernd 
Friede und Freundschaft bestehen; auch sollen Deutsche in Korea und Koreaner 
in Deutschland Schutz und Sicherheit für Leben und Eigenthum in vollem 
Umfange geniessen. || 2. Sollten zwischen Einem der vertragschliessenden 
Theile und einer dritten Macht Streitigkeiten entstehen, so wird der andere 
vertragschliessende Theil auf ein diesfallsiges Ersuchen seine guten Dienste 
leihen und eine freundschaftliche Erledigung des Streites herbeizuführen suchen. 

Art. II. 1. Die vertragschliessenden Theile bewilligen sich gegenseitig 
das Recht, einen diplomatischen Agenten zu ernennen, welcher seinen Wohn- 
sitz dauernd oder vorübergehend in der Hauptstadt des anderen Theiles 
nimmt, desgleichen einen Generalkonsul sowie Konsuln oder Vicekonsuln für 
die in den beiderseitigen Gebieten dem Handel geöffneten Häfen und Plätze 
zu bestellen. || Die diplomatischen Agenten sowie die Konsularbeamten jedes 
der vertragschliessenden Theile sollen in ihrem persönlichen oder schriftlichen 
Verkehr mit den Behörden des anderen Theiles ebenso frei und unbehindert 
sein, auch ebensolche Vorrechte und Freiheiten geniessen, wie dieselben in 
anderen Staaten den diplomatischen und konsularischen Beamten gewährt sind. | 
2. Der diplomatische Agent und die Konsularbeamten jedes der beiden ver- 
tragschliessenden Theile sowie ihre Untergebenen sollen das Recht haben, in 
der ganzen Ausdehnung der Gebiete des anderen Theiles ohne Hinderniss zu 
reisen. Die koreanischen Behörden werden den deutschen Beamten für diese 
Reisen Pässe ausstellen und ihnen zu ihrem Schutze eine Eskorte in einer 
den Umständen entsprechenden Stärke beigeben. || 3. Die Generalkonsuln, 
Konsuln und Vicekonsuln der vertragschliessenden Theile werden die Aus- 
übung ihrer amtlichen Thätigkeit erst beginnen, nachdem ihnen von dem 
Souverän oder der Regierung des Landes, in welchem sie ihren Sitz haben, 
das Exequatur ertheilt ist. || Handelsgeschäfte zu betreiben, soll denselben 
nicht gestattet sein. 

Art. III. 1. Die Gerichtsbarkeit über deutsche Reichsangehörige und ihr 
Eigenthum soll in Korea ausschliesslich den gehörig ermächtigten deutschen 
Behörden zustehen. || Vor diesen Behörden soll die Verhandlung und Ent- 
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a scheidung aller Klagen stattfinden, welche gegen deutsche Reichsangehörige 
‘und Korea, von solchen oder von Angehörigen anderer fremder Staaten angebracht werden, 
2.Nor. 183. und die koreaniechen Behörden haben sich jeder Einmischung zu enthalten. | 
2. Klagen und Beschwerden, von koreanischen Behörden oder Unterthanen 
gegen deutsche Reichsangehörige in Korea erhoben, sollen vor den deutschen 
Behörden verhandelt und von ihnen entschieden werden. || 3. Klagen oder 
Beschwerden, von deutschen Behörden und Staatsangehörigen gegen koreanische 
Unterthanen in Korea erhoben, sollen vor den koreanischen Behörden ver- 
handelt und von diesen entschieden werden. || 4. Ein Deutscher, welcher in 
Korea eine strafbare Handlung begeht, soll von den deutschen Behörden nach 
den deutschen Gesetzen verfolgt und bestraft werden. || 5. Ein Koreaner, 
welcher in Kores cine gegen einen deutschen Reichsangehörigen gerichtete 
strafbare Handlung begeht, soll von den koreanischen Behörden in Gemäss- 
heit der koreanischen Gesetze abgeurtheilt und bestraft werden. || 6. Alle 
Ansprüche auf Geldstrafen oder Konfiskationen für Zuwiderhandlungen gegen 
Bestimmungen dieses Vertrages oder einer auf Grund desselben erlassenen 
oder später zu erlassenden Verordnung sollen vor den deutschen Behörden 
zur Verhandlung und Entscheidung gebracht werden. Die Geldstrafen oder 
Konfiskationen, welche von diesen letzteren ausgesprochen werden, sollen der 
koreanischen Regierung zufallen. || 7. Deutsche Güter, welche in einem offenen 
Hafen von den koreanischen Behörden mit Beschlag belegt werden, sollen von 
den korcanischen und den deutschen Behörden versiegelt und von den ersteren 
so lange in Verwahrung gehalten werden, bis die letzteren ihre Entscheidung 
gefällt haben, Fällt diese Entscheidung zu Gunsten des Eigenthümers der 
Güter aus, so sollen dieselben sofort der deutschen Behörde zur weiteren 
Verfügung ausgehändigt werden. Hat jedoch der Eigenthümer der mit Be- 
schlag belegten Güter ihren Werth bei den koreanischen Behörden deponirt, 
so sind ihm dieselben noch vor der Entscheidung der deutschen Behörde 
auszufolgen. || 8. In allen Civil- und Strafsachen, welche in Korea vor korea- 
nischen Gerichten oder vor deutschen Konsulargerichten verhandelt werden, 
können die Behörden des Klägers einen Beamten abordnen, um bei den Ver- 
handlungen zugegen zu sein. Der zu diesem Zwecke abgeordncte Beamte soll 
mit gebührender Rücksicht behandelt werden, und es soll ihm gestattet scin, 
Zeugen vorzuladen und vernehmen zu lassen, auch gegen das Verfahren oder 
die Entscheidung Einspruch zu erheben. || 9. Wenn cin Koreaner, der an- 
geschuldigt ist, die Gesetze seines Landes übertreten zu haben, in dem Be- 
sitzthum eines Deutschen oder auf einem deutschen Kauffahrteischiffe Zuflucht 
sucht, so sollen die deutschen Behörden auf den Antrag der koreanischen 
Behörden die nüthigen Schritte thun, um den Angeschuldigten zu ergreifen 
und ihn behufs Aburtheilung auszuliefern. Ohne die Ermächtigung der zu- 
ständigen deutschen Behörde aber soll es koreanischen Beamten weder ge- 
stattet sein, das Besitzthum eines deutschen Reichsangehôrigen ohne dessen 
Einwilligung, noch ein deutsches Handelsschiff ohne die Zustimmung des Schiffs- 
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führers oder seines Vertreters zu betreten. || 10. Auf das Ersuchen der RS 
zuständigen deutschen Behörden sollen die koreanischen Behörden deutsche und Korea. 
Reichsangehörige, welche strafbarer Handlungen beschuldigt sind, sowie Deser- 26.Nov. 1888. 
teure von deutschen Kriegs- oder Handelsschiffen verhaften und dieselben der 
requirirenden Behörde ausliefern. 

Art. IV. 1. Für den deutschen Handel sollen von dem Tage, an welchem 
dieser Vertrag in Kraft tritt, die folgenden Plätze geöffnet sein: a) die Häfen 
Chemulpo (Jenchuan), Wönsan (Gensan) und Pusan (Fusan), oder, wenn der 
letztere Hafen nicht entsprechen sollte, irgend ein anderer Hafen in der Nähe 
desselben; b) die Städte Hanyang (Seoul) und Yanghwachin, oder an Stelle des 
letzteren irgend ein anderer Platz in dessen Nähe. || 2. Die deutschen Reichs- 
angehörigen sollen berechtigt sein, an den oben genannten Plätzen Grundstücke 
oder lIläuser zu kaufen oder zu miethen und Wohnhäuser, Magazine und 
Fabriken zu errichten; auch sollen sie das Recht freier Religionsübung ge- 
niessen. Alle Maassregeln, welche die Auswahl, Abgrenzung und Vermessung 
der für die Niederlassung der Fremden bestimmten Ländereien oder den Ver- 
kauf von Grundstücken in den verschiedenen koreanischen, dem fremden Handel 
eröffneten Häfen und Plätzen betreffen, sollen von den koreanischen Behörden 
gemeinschaftlich mit den zuständigen fremden Behörden vereinbart werden. i 
3. Diese Ländereien sollen von der koreanischen Regierung den Eigenthümern 
abgekauft und für die Benutzung hergerichtet werden. Die dadurch erwachsenen 
Kosten sollen in erster Linie aus dem Ertrage der Landverkäufe gutgemacht 
werden. Die jährliche Grundabgabe, welche von den korcanischen Behörden in Ge- 
meinschaft mit den fremden Behörden vereinbart werden wird, sollan die ersteren 
zahlbar scin, welche einen angemessenen Theil derselben als Entschädigung 
für die Grundsteuer zurückbehalten werden. Der Ueberschuss und die aus 
den Landverkiiufen etwa erübrigten Summen fliessen cinem Munizipalfonds zu, 
welcher von einem Gemeindcrath verwaltet werden soll, über dessen Zusammen- 
setzung von den korcanischen Behörden in Gemeinschaft mit den zuständigen 
fremden Behörden Bestimmung zu treffen ist. || 4. Deutsche Reichsangehörige 
können ausserhalb der Grenzen der fremden Niederlassungen, in einem Um- 
kreise von zehn koreanischen Li, Grundstücke oder Häuser kaufen oder miethen. 
Derartiger Grundbesitz soll aber allen Verordnungen und Grundabgaben unter- 
worfen sein, welche die koreanischen Bchörden dafür festsetzen werden. " 
5. Die koreanischen Behörden werden in jedem der dem fremden Handel cr- 
öffneten Orte ein passendes Grundstück als Begräbnissplatz für die Fremden 
kostenfrei zur Verfügung stellen. Derselbe unterliegt keinerlei Pacht, Grund- 
steuer oder anderweitigen Abgaben, und seine Verwaltung wird dem oben bc- 
zeichneten Munizipalrath überlassen bleiben. || 6. Innerhalb einer Entfernung 
von einhundert koreanischen Li von den dem fremden Handel geöffneten lläfen 
und Plätzen, oder innerhalb solcher Grenzen, wie sie von den zuständigen 
Behörden beider Länder in Zukunft vereinbart werden, soll es deutschen 
Reichsangehörigen gestattet scin, sich ohne Pass nach Belieben zu bewegen. 
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Da 4 Dieselben sollen auch berechtigt sein, in allen Theilen des Landes zum Ver- 
und Korea. gnügen oder zu Handelszwecken zu reisen, mit Ausnahme von Büchern und 
26.Nov. 1883. Drucksachen, welche der koreanischen Regierung nicht genehm sind, Waaren 
aller Art zu transportiren und zu verkaufen, sowie Landesprodukte einzukaufen, 
Zu diesem Ende müssen sie sich aber mit Pässen versehen, welche von den 
Konsularbehörden ausgestellt und von den koreanischen Lokalbehörden gegen- 
gezeichnet oder abgestempelt werden. Die Pässe müssen von den Reisenden 
auf Verlangen in den Distrikten, welche sie berühren, vorgezeigt werden. 
Sind dieselben ordnungsmässig, so ist dem Inhaber die Fortsetzung der Reise 
zu gestatten, und es soll ihm freistehen, sich die von ihm benöthigten Trans- 
portmittel zu verschaffen. Reist ein Deutscher ausserhalb der obenbezeichneten 
Grenzen ohne Pass, oder begeht er im Innern eine ungesetzliche Handlung, 
so soll er verhaftet und der nächsten deutschen Konsularbehörde zur Be- 
strafung übergeben werden. Wer die genannten Grenzen ohne Pass über- 
schreitet, wird mit einer Geldstrafe bis zu einhundert Dollars bestraft, neben 
welcher auf Gefängniss bis zu einem Monat erkannt werden kann. || 7. Deutsche 
Reichsangehörige in Korea sollen den Munizipal- und Polizeiverordnungen 
unterworfen sein, welche für die Erhaltung der Ruhe und Öffentlichen Ord- 
nung von den zuständigen Behörden der beiden Länder vereinbart werden. 
Diese Verordnungen sind, um denselben für deutsche Reichsangehörige ver- 
bindliche Kraft zu geben, durch die zuständigen deutschen Behörden vor- 
schriftsmässig zu verkünden; desgleichen sollen Zuwiderhandlungen gegen die- 
selben von den deutschen Behörden bestraft werden. 

Art. V. 1. In jedem der dem fremden Handel eröffneten Plätze sollen 
deutsche Reichsangehörige das unbeschränkte Recht haben, von allen fremden 
und den geöffneten koreanischen Häfen Güter einzuführen, mit den Unter- 
thanen Korea’s oder anderer Staaten Kaufs- und Verkaufsgeschäfte zu verein- 
baren, ferner nach allen fremden und den geöffneten koreanischen Häfen 
Güter aller Art, mit Ausnahme der vertragsmässig verbotenen Waaren, gegen 
Zahlung der in dem angehängten Tarif vorgesehenen Zölle auszuführen. Sie 
haben das Recht, ihre Geschäfte mit koreanischen Unterthanen oder An- 
gehörigen anderer Staaten unbehindert und ohne Dazwischenkunft koreanischer 
Beamten oder sonstiger Personen abzuschliessen; auch soll es ihnen freistehen, 
jede Art industrieller Unternehmungen zu betreiben. | 2. Die Eigenthümer 
oder Konsignatäre aller aus einem fremden Hafen eingeführten Waaren, für 
welche der tarifmässige Zoll entrichtet worden ist, sind berechtigt, bei Wieder- 
ausfuhr der Waaren nach irgend einem fremden Hafen, falls dieselbe inner- 
halb von dreizehn Monaten koreanischer Zeitrechnung nach dem Tage der 
Einfuhr stattfindet, einen Rückzollschein über den Betrag des gezahlten 
Einfuhrzolles zu beanspruchen, vorausgesetzt, dass die Originalverpackung noch 
unversehrt ist. Diese Rückzollscheine sollen von den koreanischen Zollämtern 
entweder bei Vorzeigung in baar eingelöst oder in jedem offenen koreanischen 
Hafen bei Entrichtung von Zöllen an Zahlungsstatt angenommen werden. | 
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3. Werden koreanische Waaren von einem koreanischen offenen Hafen nach N”. 855. 
einem anderen versandt, so soll der bei der Ausfuhr gezahlte Zoll in dem and Korea. 


Verschiffungshafen zurückbezahlt werden, sobald durch eine zollamtliche Be- 
scheinigung nachgewiesen wird, dass die Waare im Bestimmungshafen an- 
gekommen ist, oder falls genügender Nachweis geliefert wird, dass die be- 
treffenden Güter durch Schiffbruch verloren gegangen sind. || 4. Alle von 
Angehörigen des deutschen Reiches nach Korea eingeführten Waaren, von 
welchen die tarifmässigen Zölle entrichtet worden sind, können nach irgend 
cinem anderen koreanischen Hafen zollfrei versandt werden, und wenn sie in 
das Innere transportirt werden, sollen sie in keinem Theile des Landes irgend 
einer weiteren Abgabe, Steuer oder einem Durchgangszoll unterliegen. In 
gleicher Weise soll der Versandt aller für die Ausfuhr bestimmten koreanischen 
Produkte und Waaren nach den offenen Häfen völlig frei von jeglicher Be- 
schränkung vor sich gehen, und dieselben sollen keinerlei Abgaben, Steuern 
oder Durchgangszöllen unterliegen, weder am Produktionsorte, noch auf dem 
Wege zu einem offenen Hafen, gleichviel aus welchem Theile Koreas sie 
kommen. || 5. Der koreanischen Regierung steht es frei, für den Transport 
von Gütern oder Passagieren nach nicht offenen Häfen Korea’s deutsche Kauf- 
fahrteischiffe zu chartern. Auch koreanischen Unterthanen soll dies gestattet 
scin, wenn die koreanischen Behörden ihre Zustimmung dazu ertheilen. || 
6. Wenn die koreanische Regierung gegründete Besorgniss hegt, dass eine 
Hungersnoth im Lande ausbrechen könnte, so wird Seine Majestät der König 
von Korea durch Dekret zeitweise die Ausfuhr von Cerealien nach fremden 
Ländern verbieten, sei es von allen geöffneten koreanischen Häfen, sei es von 
einigen oder von einem derselben, und ein solches Verbot soll verbindliche 
Kraft für deutsche Reichsangehörige in Korea nach Ablauf eines Monats cr- 
langen, von dem Zeitpunkt an gerechnet, an welchem dasselbe von den korea- 
nischen Behörden zur amtlichen *Kenntniss des deutschen Konsuls in den in 
Frage kommenden Häfen gebracht worden ist; es soll aber nicht länger, als 
durchaus erforderlich, in Kraft bleiben. || 7. Deutsche Kauffahrteischiffe sollen 
für die Registertonne dreissig mexikanische Cents Tonnengelder bezahlen. 
Eine einmalige Entrichtung der Tonnengelder giebt dem Schiffe das Recht, 
alle koreanischen offenen Häfen während eines Zeitraums von vier Monaten 
zu besuchen, ohne dass es weiteren Abgaben unterliegt. Alle Tonnengelder 
sollen verwandt werden für die Einrichtung von Leuchtthürmen und Baken 
sowie die Auslegung von Bojen an den koreanischen Küsten und vor allen 
Dingen an den Zugängen zu den geöffneten Häfen und für die Vertiefung oder 
sonstige Verbesserung ihrer Ankerstellen. Fahrzeuge, welche in den offenen 
Häfen zum Löschen und Laden verwandt werden, zahlen keine Tonnengelder. | 
8. Es wird hiermit vereinbart, dass gleichzeitig mit diesem Vertrage der Tarif 
und die Handelsbestimmungen, welche ihm angehängt sind, in Kraft treten. 
Die Behörden beider Länder können die Handelsbestimmungen von Zeit zu 
Zeit einer Revision unterziehen, um im Wege gemeinsamer Verständigung 
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solche Abänderungen vorzunehmen und solche Zusätze anzufügen, deren Zweck- 


und Korea, mässigkeit durch die Erfahrung dargethan ist. Jedoch sollen die von den 
26.Nov. 1883. boiderseitigen Behörden getroffenen Vereinbarungen für deutsche Reichsange- 


hörige erst nach ihrer Bestätigung durch die Kaiserlich deutsche Regierung 
in Kraft treten. 


Art. VI. Ein deutscher Reichsangehöriger, welcher Waaren in einen 
dem fremden Handel nicht geöffneten koreanischen Hafen oder sonstigen Ort 
eingeschmuggelt, soll den doppelten Betrag des Werthes der geschmuggelten 
Güter verwirken, und diese selbst unterliegen ausserdem der Konfiskation. 
Der Versuch ist in gleicher Weise zu bestrafen. Die koreanischen Lokal- 
behörden können derartige Waaren mit Beschlag belegen und jeden deutschen 
Reichsangehörigen festnehmen, der bei dom Schmuggel oder dem Versuche des 
Schmuggels betheiligt ist. Die festgenommenen Personen sollen sie sofort der 
nächsten deutschen Konsularbehörde behufs Untersuchung der Sache zuführen 
lassen, während sie die Waaren so lange festhalten dürfen, bis eine endgültige 
Entscheidung über den Fall abgegeben worden ist. 


Art. VII. 1. Wenn ein deutsches Schiff an den Küsten Korea’s Schiff- 
bruch leidet oder strandet, so sollen die Lokalbehörden unverweilt die nöthigen 
Schritte thun, um das Schiff und seine Güter vor Plünderung, die zu dem- 
selben gehörigen Personen aber vor jeder Unbill zu bewahren, sowie um 
ausserdem etwa erforderliche Hülfe zu leisten. Die Lokalbehörden sollen die 
nächste deutsche Konsularbehörde von dem Vorfalle in Kenntniss setzen; auch 
sollen sie, falls dies nöthig ist, den Schiffbrüchigen diejenigen Transportmittel 
zur Verfügung stellen, deren sie bedürfen, um zum nächsten offenen Hafen zu 
gelangen. || 2. Alle Ausgaben, welche der koreanischen Regierung aus der Ret- 
tung schiffbrüchiger deutscher Reichsangehöriger, aus Beschaffung von Klei- 
dung, aus Verpflegung oder für aufgewandte Reisckosten, aus der Auffindung 
der Leichen Ertrunkener, aus der ärztlichen Behandlung Kranker und Ver- 
letzter und aus der Bestattung der Todten erwachsen, sollen ihr von der 
deutschen Regierung erstattet werden. || 3. Was aber diejenigen Ausgaben be- 
trifft, die gemacht werden, um ein wrackes Schiff oder das an Bord befindliche 
Eigenthum zu bergen, beziehungsweise zu erhalten, so soll die deutsche Regic- 
rung für die Erstattung derselben nicht verantworlich sein. Für derartige 
Ausgaben sollen die geborgenen Güter haften, und sind sie von den Interessenten 
bei Empfang der letzteren zurückzubezahlen. || 4. Aufwendungen, welche den 
Regierungsbeamten, den Lokal- und Polizeibehörden durch Reise zum Wrack, 
Eskortirung der Schiffbrüchigen oder durch amtliche Korrespondenz verursacht 
werden, sind der deutschen Regierung nicht in Rechnung zu stellen, sondern 
sollen von der koreanischen Regierung getragen werden. || 5. Wenn deutsche 
Schiffe in Folge von Unwetter, oder Mangel an Brennmaterial oder Vorräthen 
genötbigt werden, einen nicht geöffneten Hafen Korca’s als Nothhafen anzu- 
laufen, so soll denselben gestattet sein, Reparaturen auszuführen und sich mit 
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den nöthigen Vorräthen zu versehen. Die erwachsenen Ausgaben hat der Führer Nr. 8568. 


des Schiffes zu tragen, 


Art. VIII. 1. Den Kriegsschiffen jedes der Hohen vertragschliessenden 76-Nov-1888. 


Theile steht es frei, alle Häfen des anderen Theiles zu besuchen. Denselben 
soll für etwa erforderliche Reparaturen und für ihre Ausrüstung jede Er- 
leichterung gewährt werden. Sie unterstehen den Handels- oder Hafenbestim- 
mungen nicht, noch sind sie der Zahlung von Zöllen oder Hafenabgaben irgend 
welcher Art unterworfen. || 2. Wenn deutsche Kriegschiffe nicht - geöffnete 
koreanische lläfen besuchen, so dürfen Offiziere und Mannschaften zwar landen, 
aber nicht ins Innere gehen, ohne mit Pässen versehen zu sein. || 3. Vorräthe 
aller Art für die Kriegsmarine des deutschen Reiches dürfen in den geöffneten 
Häfen Korea’s gelandet und der Aufsicht von deutschen Beamten übergeben 
werden, ohne dass Zölle davon zu entrichten sind. Wenn derartige Vorrätlie 
aber veräussert werden, so soll der Käufer an die koreanischen Behörden den 
tarifmässigen Zoll entrichten. || 4. Die koreanische Regierung wird Schiffen 
der deutschen Kriegsmarine, die sich mit Vermessungsarbeiten in koreanischen 
Gewässern beschäftigen, alle möglichen Erleichterungen gewähren. 

Art. IX. Die koreanische Regierung wird es in keiner Weise verhindern, 
wenn deutsche Reichsangehörige in Korea koreanische Unterthanen als Lehrer, 
Dolmetscher, Diener etc. in Dienst nehmen und zu Beschäftigungen verwenden, 
welche nicht gesetzlich verboten sind. Ebenso soll es koreanischen Unter- 
thanen ohne jede Beschränkung gestattet sein, deutsche Reichsangehörige an- 
zustellen, solange sie deren Dienste für nichts Ungesetzliches beanspruchen, 
Angehörigen des einen Landes, welche sich in das andere begeben, um dessen 
Sprache, Literatur, Gesetze, Künste oder Industrie zu studiren, oder daselbst 
wissenschaftliche Forschungen anzustellen, soll jede thunliche Erleichterung bei 
ihrem Vorhaben gewährt werden. 

Art. X. Es wird hiermit festgesetzt, dass von dem Tage, an welchem 
der gegenwärtige Vertrag in Kraft tritt, die Regierung, die Beamten und die 
Angehörigen des Deutschen Reichs alle Rechte, Freiheiten und Vortheile, ins- 
besondere bezüglich der Ein- und Ausfuhrzölle, geniessen sollen, welche zu 
dieser Zeit von Seiner Majestät dem König von Korea der Regierung, den 
Beamten oder den Angehörigen irgend eines anderen Staates gewährt sind, 
oder welche von demselben ihnen in Zukunft gewährt werden sollten. 

Art. XI. Nach Ablauf von zehn Jahren, von dem Zeitpunkte an gerechnet, 
an welchem dieser Vertrag in Kraft tritt, soll jeder der Hohen kontrahirenden 
Theile das Recht haben, nachdem ein Jahr zuvor dem anderen Theile von der 
bestehenden Absicht Mittheilung gemacht worden ist, eine Revision des Ver- 
trages oder des demselben angehängten Tarifs zu verlangen, um im Wege 
gemeinsamer Verständigung solche Abänderungen vorzunehmen, welche die 
Erfahrung als wünschenswerth dargethan hat. 

Art. XII. Der gegenwärtige Vertrag ist in deutscher, englischer und 
chinesischer Sprache niedergeschrieben. Alle drei Fassungen haben dieselbe 
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Dea Bedeutung; jedoch wird hiermit vereinbart, dass bei Meinungsverschiedenheiten 

und Koreas, über den Wortsinn der englische Text massgebend sein soll. Vorlaufig soll 

26.Nov. 1883. allen von den deutschen an die koreanischen Behörden gerichteten Schreiben 
eine chinesische Uebersetzung beigegeben werden. 

Art. XIII. Der gegenwärtige Vertrag soll von Seiner Majestät dem 
deutschen Kaiser, König von Preussen, und Seiner Maiestät dem König von 
Korea, unter Namensunterschrift und Siegel, ratifizirt werden. Die Ratifika- 
tionen sollen baldmöglichst, aber spätestens innerhalb eines Jahres von dem 
Tage der Unterzeichnung an gerechnet, in Hanyang (Seoul) ausgewechselt 
werden. Der Vertrag, welcher von den Regierungen beider Staaten zu ver- 
öffentlichen ist, tritt an dem Tage des Austausches der Ratifikationen in 
Wirksamkeit. || Urkundlich dessen haben die obengenannten beiderseitigen Be- 
vollmächtigten diesen Vertrag unterzeichnet und demselben ihr Siegel bei- 
gedrückt. 

So geschehen in je drei Ausfertigungen in der deutschen, englischen und 
chinesischen Sprache zu Hanyang den seehsundzwanzigsten November im Jahre 
Eintausendachthundertdreiundachtzig, entsprechend dem siebenundzwanzigsten 
Tage des zehnten Monats des Vierhundertundzweiundneunzigsteg Jabres der 


koreanischen Zeitrechnung. 
Ed. Zappe. 


A Min Yöng-mok. 


Bestimmungen zur Regelung des deutschen Handelsverkehrs 
in Korea. 


I. An- und Abmeldung der Schiffe. 

1. Nach Ankunft eines deutschen Schiffes in einem koreanischen Hafen 
soll der Führer desselben innerhalb eines Zeitraumes von 48 Stunden, bei 
dessen Berechnung die Sonn- und Festtage nicht mitgezählt werden, den Zoll- 
behörden die Bescheinigung des deutschen Konsuls darüber einreichen, dass 
alle Schiffspapiere im Konsulat hinterlegt worden sind. || Die hiernach statt- 
findende Einklarirung des Schiffes ist durch Uebergabe eines Schriftstücks zu 
bewirken, welches den Namen des Schiffers, des Schiffes und des Hafens, von 
dem es kommt, den Tonnengehalt des Schiffes, die Zahl und, falls es gefordert 
wird, die Namen der Passagiere und die Zahl der Schiffsmannschaft enthält. | 
Der Schiffsführer hat dieses Schreiben zu unterzeichnen und die Richtigkeit 
der darin enthaltenen Angaben zu bescheinigen. Gleichzeitig soll er ein 
schriftliches Manifest seiner Ladung überreichen, welches die Zeichen und 
Nummern der Frachtstücke und ihren Inhalt angiebt, wie sie in seinen Kon- 
nossements bezeichnet sind, nebst den Namen der Personen, an welche sie 
konsignirt sind. Die Richtigkeit des Manifestes hat er gleichfalls unter seiner 
Namensunterschrift zu bescheinigen. || Nachdem ein Schiff vorschriftsmässig an- 
gemeldet ist, werden die Zollbehörden die Erlaubniss zum Oeffnen der Lade- 
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räume ertheilen, und die hierüber ausgestellte Bescheinigung ist dem an Bord a 
des Schiffes stationirten Zollbeamten vorzuzeigen. || Werden die Laderäume ohne aya Korea. 
die vorbezeichnete Erlaubniss geöffnet, so wird der Schiffsführer mit einer 26-Nov. 188% 
Geldstrafe bis zu einhundert mexikanischen Dollars bestraft. 

2. Wird irgend ein Irrthum in dem Manifest entdeckt, so darf derselbe 
innerhalb 24 Stunden (Sonn- und Festtage nicht gezählt) nach Einreichung 
desselben ohne Zahlung einer Gebühr berichtigt werden. || Aber für jede Aende- 
rung oder Eintragung in das Manifest nach jenem Zeitraume soll eine Gebühr 
von fünf mexikanischen Dollars bezahlt werden. 

3. Jeder Schiffsführer, der es versäumen sollte, sein Schiff bei dem Zoll- 
amt binnen der durch diese Bestimmung festgesetzten Zeit einzuklariren, soll 
einer Geldstrafe verfallen, welche aber fünfzig mexikanische Dollars für die 
Versäumniss von je 24 Stunden nicht übersteigen soll. | 

4. Bleibt ein deutsches Schiff kürzere Zeit als 48 Stunden (Sonn- und 
Festtage nicht gezählt) im Hafen und hat seine Ladungsluken nicht geöffnet, 
oder hat es den Hafen als Nothhafen angelaufen, oder lediglich um Schiffs- 
proviant einzunehmen, so bedarf es der Anmeldung nicht und sind keine 
Tonnengelder zu zahlen, solange nicht Frachtgüter ein- oder ausgeladen werden. | 
5. Sobald ein Schiffsführer auszuklariren beabsichtigt, hat er die Abmeldung 
bei der Zollbehörde unter Einreichung eines Exportmanifestes zu bewirken, 
welches ähnliche Angaben wie das Importmanifest epthalten muss. || Die Zoll- 
behörde wird ihm hierauf ein Ausklarirungsattest ausstellen und ihm die vor- 
erwähnte, vom Konsul ertheilte Bescheinigung über die Hinterlegung der Schiffs- 
papiere zurückgeben. Erst nachdem diese Schriftstiicke dem Konsulat ein- 
gereicht sind, erfolgt die Aushändigung der Schiffspapiere an den Schiffsführer. 

6. Falls ein Schiff den Hafen verlassen sollte, ohne in der vorgeschrie- 
benen Weise abgemeldet worden zu sein, so verfällt der Führer desselben 
einer Geldstrafe, deren Betrag zweihundert mexikanische Dollars nicht über- 
steigen darf. 

7. Deutsche Dampfer können an demselben Tage ein- und ausklariren 
und brauchen kein Manifest einzureichen, ausser für solche Güter, die in dem 
Einklarirungshafen gelandet oder umgeladen werden sollen. 


II. Löschung und Einnahme von Ladung sowie Entrichtung 
der Zollabgaben. 

1. Wenn ein Importeur seine Güter zu landen wünscht, so soll er beim 
Zollamt eine diesbezügliche, mit seiner Namensunterschrift versehene Eingabe 
machen, in welcher er seinen eigenen Namen sowie den Namen dns Schiffes, 
auf welchem die Güter eingeführt werden, anzugeben, die Waaren nach Marken, 
Stückzahl, Inhalt und Werth zu bezeichnen und die Richtigkeit der gemachten 
Angaben zu bescheinigen hat. || Das Zollamt kann Vorzeigung der Fakturen 
verlangen und falls, dieselben nicht beigebracht werden, auch keine genügende 
Aufklärung für ihr Fehlen gegeben wird, die Genehmigung für die Löschung 
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nd der Waaren davon abhängig machen, dass ausser dem tarifmässigen Zoll ein 
‘und Korea. Gleich hoher Betrag hinterlegt werde. || Die Rückzahlung des letzteren Be- 
28.Nov.188. trages erfolgt erst nach Beibringung der Fakturen. 

2. Die so deklarirten Waaren dürfen an dem dazu bestimmten Orte von 
den Zollbeamten untersucht werden. Diese Untersuchung bat ohne Verzug 
stattzufinden, und jede Beschädigung der Waaren ist zu vermeiden. Die ur- 
sprüngliche Verpackung ist, soweit dies ausführbar, wiederherzustellen. 

3. Falls die Zollbehörden die Angabe des Werthes bei solchen Waaren, 
von denen ein ad valorem Zoll zu bezahlen ist, als zu niedrig gegriffen er- 
achten, so können dieselben die Zahlung des Zolles nach demjenigen Werthe 
beanspruchen, den der Taxator des Zollhauses festsetzt. || Will sich der Kauf- 
mann hierbei nicht beruhigen, so soll er innerhalb 24 Stunden, Sonn- und 
Festtage nicht gezählt, seine Einwendungen bei dem Zolldirektor anbringen 
und durch einen von ihm selbst ernannten Taxator eine neue Schätzung vor- 
nehmen lassen, deren Ergebniss er anzuzeigen hat. Dem Zolldirektor wird 
alsdann freistehen, diese letztere Schätzung der Zollerhebung zu Grunde zu 
legen oder die Waaren zu dem durch dieselbe festgesetzten Preise mit einem 
Zuschlag von 5 Prozent zu übernehmen. || In diesem Falle soll die Zahlung 
für die Waaren innerhalb fünf Tagen nach dem Tage geleistet werden, an 
dem der Kaufmann die Schätzung des von ihm bestellten Taxators zur An- 
zeige gebracht hat. 

4. Eine der Billigkeit entsprechende Herabsetzung des Zolles soll bei 
der Einfuhr von Waaren gewährt werden, die auf dem Transport beschädigt 
worden sind. Das Maass derselben soll von dem Grade der Beschädigung ab- 
hängen, den die Waare crlitten hat, und hierauf bezügliche Meinungsver- 
schiedenheiten sollen ihre Erledigung in derselben Weise finden, wie dieselbe 
im vorstehenden Paragraphen angeordnet ist. 

5. Alle zur Ausfuhr bestimmten Güter sollen, bevor sic verladen werden, 
auf dem Zollamt deklarirt werden. Die Deklaration soll schriftlich sein und 
den Namen des Schiffes, worin die Güter ausgeführt werden, mit den Marken 
und Nummern der Kollis, und die Menge, die Beschaffenheit und den Werth 
des Inhaltes angeben. Der Exporteur muss die Richtigkeit der von ihm 
gemachten Angaben schriftlich mit seiner Namensunterschrift bescheinigen. 

6. Die Abladung und Verschiffung von Gütern darf nicht anders als an 
den von den koreanischen Zollbehörden bestimmten Stellen und weder zwischen 
Sonnenuntergang und Sonnenaufgang, noch an Sonn- und Festtagen stattfinden, 
es sei denn, dass im einzelnen Falle die Genehmigung der Zollbchérden er- 
theilt wäre, welche in Anbetracht der hieraus erwachsenen Mühewaltung zur 
Erhebung einer mässigen Gebühr berechtigt sind. 

7. Reklamationen von Seiten der Importeure oder Exporteure wegen zu 
viel bezahlter Zölle oder von Seiten des Zollamts wegen nachzuzahlender Zölle, 
sollen nur Berücksichtigung finden, solange sie nicht später als 30 Tage 
nach dem Datum der geschehenen Zahlung angebracht werden. 
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8. Passagiergepäck sowie Vorräthe für deutsche Schiffe, ihre Mann- Nr. 8555. 


schaften und Passagiere brauchen nicht beim Zollamt angemeldet zu werden; 


das erstere kann jederzeit gelandet oder verschifft werden, sobald die zoll- 26.Nor.1888. 


amtliche Abfertigung stattgefunden hat. 

9. Fahrzeuge, welche der Ausbesserung bedürftig sind, dürfen zu diesem 
Zweck ihre Ladung landen, ohne Zoll zu bezahlen. Alle so gelandeten Güter 
sollen in Verwahrung der koreanischen Behörden bleiben, und alle angemessenen 
Forderungen für Aufbewahrung, Arbeit und Aufsicht sollen dafür von dem 
Schiftsführer bezahlt werden. || Wird indessen ein Theil solcher Ladung ver- 
kauft, so sollen für diesen Theil die tarifmässigen Zölle entrichtet werden. 

10. Wenn Waaren von einem Schiff zum anderen gebracht werden sollen, 
so ist die zollamtliche Genchmigung dafür einzuholen. 


III. Zollschutz. 


1. Die koreanische Regierung soll das Recht haben, Zollbeamte an Bord 
der in koreanischen Häfen liegenden deutschen Kauffahrteischiffe zu stationiren. 
Diese Beamten sollen zu allen Theilen des Schiffes, in welchen sich Ladung 
befindet, Zugang haben, sie sollen höflich behandelt werden und ein geziemen- 
des Unterkommen erhalten, wie es das Schiff bietet. 

2. Die Zollbeamten dürfen die Luken und sonstigen Zugänge zu den 
Ladungsräumen für die Zeit zwischen Sonnenauf- und Sonnenuntergang und 
für die Sonn- und Festtage durch Anlegung von Siegeln, Schlössern oder in 
anderer Weise verschliessen und verwahren. Wenn irgend Jemand ohne ge- 
hörige Ermächtigung einen so verwahrten Zugang absichtlich öffnen, oder ein 
Siegel, Schloss oder sonstigen von den Zollbeamten angelegten Verschluss er- 
brechen oder abnehmen sollte, so soll nicht nur gegen Jeden, der sich so 
vergeht, sondern auch gegen den Schiffsführer eine Geldstrafe verhängt werden, 
die aber einhundert mexikanische Dollars nicht übersteigen darf. 

3. Ein deutscher Reichsangehöriger, welcher Güter landet oder ver- 
schifft, ohne dieselben in Gemässheit obiger Vorschriften beim Zollamt an- 
gemeldet zu haben, soll den doppelten Werth der betreffenden Waaren als 
Strafe entrichten, und die Waaren selbst sollen konfiszirt werden. Dasselbe 
gilt, wenn die Kolli andere als die in der Ein- oder Ausfuhrdeklaration an- 
gegebenen oder wenn sie verbotene Waaren enthalten. Der Versuch ist in 
gleicher Weise zu bestrafen. 

4. Jemand, der mit der Absicht einer Zolldefraudation eine falsche Be- 
scheinigung oder Deklaration unterzeichnet, hat eine Geldstrafe bis zu zwei- 
hundert mexikanischen Dollars verwirkt. 

5. Alle Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden Bestimmungen, welche 
nicht besonders mit Strafe bedroht sind, sollen mit Geldstrafe bis zum Be- 
trage von einhundert mexikanischen Dollars bestraft werden. 


Bemerkung. Im Verkehr mit den Zollbehörden können alle in den vorstehen- 
Staatsarchiv XLIV. 24 


Rr. 8555. 
Deutschland 
und Korea. 


28.Kor. 1883. 
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den Bestimmungen crwähnten Schriftstücke, chenso wie auch sonstige Eingaben, in 
englischer Sprache ahgefasst werden. 
Ed. Zappe. 


A Min Yöng-mok. 


Schlussprotokoll. 

Bei der am heutigen Tage stattgefundenen Unterzeichnung des Freund- 
schafts-, Ilandels- und Schiffahrtsvertrages zwischen dem dentschen Reiche und 
dem Königreiche Korea haben die beiderseitigen Bevollmächtigten folgende Er- 
klärungen und Verabredungen in das gegenwärtige Protokoll niedergelegt. 


Zu Artikel III des Vertrages. 

Dem Rechte der exterritorialen Jurisdiktion über deutsche Reichsange- 
hörige wird von der Kaiserlich deutschen Regierung entsagt werden, sobald 
nach ihrer Auffassung das Gerichtsverfahren und die Gesetze des Königreichs 
Korea so weit geändert und verbessert worden sind, um die gegenwärtig be- 
stehenden Bedenken gegen eine Unterstellung deutscher Reichsangehöriger 
unter die koreanische Gerichtsbarkeit zu beseitigen, und dic korcanischen 
Richter eine gleichartige richterliche Befähigung und eine ähnliche unab- 
hängige Stellung wie der deutsche Richterstand erreicht haben werden. 


Zu Artikel IV des Vertrages. 

Das Recht, in der Hauptstadt Hanyang zu wohnen und Handelshäuser 
zu etabliren, welches im verflossenen Jahre chinesischen Unterthanen bewilligt 
worden ist, soll deutschen Reichsangehörigen nur so lange zustehen, als das- 
selbe von der Kaiserlich chinesischen Regierung für chinesische Unterthanen 
in Anspruch genommen wird. Die Kaiserlich deutsche Regierung wird diesem 
Rechte entsagen, sobald die Kaiserlich chinesische Regierung demselben ent- 
sagt, und für so lange, als dasselbe weder chinesischen noch den Angehörigen 
eines anderen Staates von der Königlich koreanischen Regierung cinge- 
räumt wird. 

Zu Artikel XIII des Vertrages. 

Die Bevollmächtigten sind übereingekommen, dass das gegenwärtige Pro- 
tokoll zugleich mit dem Vertrage den Hohen vertragschliessenden Theilen 
vorgelegt werden soll, und dass im Falle der Ratifikation des letzteren auch 
die in ersterem enthaltenen Erklärungen und Verabredungen ohne weitere 
förmliche Ratifikation derselben als genehmigt angesehen werden sollen. 

Es wurde hierauf das gegenwärtige Protokoll in der deutschen, englischen 
und chinesischen Sprache in je dreifacher Ausfertigung vollzogen. 

Tlanyang, den 26. November 1883. 

Ed. Zappe. 
À Min Yông-mok. 








Vertrag zwischen Grossbritannien und Trausvaal. 371 


Nr. 8556. GROSSBRITANNIEN und TRANSVAAL. — Convention 
between Her Majesty the Queen of the United King- 
dom of Great Britain and Ireland and the South 
African Republic.*) 
Whereas the Government of the Transvaal State, through its Delegates, Nr- 8656. 
. . Gross- 
consisting of Stephanus Johannes Paulus Kruger, President of the said State, vritannien 
Stephanus Jacobus du Toit, Superintendent of Education, and Nicholas Jacobus nd 
Smit, a member of the Volksraad, bave represented that the Convention, oy bab, nate 
signed at Pretoria on the 3rd day of August 1881**) and ratified by the 
Volksraad of the said State on the 25th October 1881, contains certain pro- 
visions which are inconvenicnt and imposes burdens and obligations from 
which the said State is desirous to be relieved, and that the south-western 
boundaries fixed by the said Convention should be amended, with a view to 
promote the peace and good order of the said State and of the countries 
adjacent thereto; and whercas Her Majesty the Queen of the United Kingdom 
of Great Britain and Ireland, has been pleascd to take the said represen- 
tations into consideration: Now, therefore, Her Majesty has been pleased to 
direct, and it is hereby declared, that the following articles of a new Con- 
vention, signed on behalf of Her Majesty by Her Majesty’s High Commissioner 
in South Africa, the Right Honourable Sir Hercules George Robert Robinson, 
Knight Grand Cross of the Most Distinguished Order of Saint Michael and 
Saint George, Governor of the Colony of the Cape of Good Hope, and on 
behalf of the Transvaal State (which shall herein-after be called the South 
African Republic) by the above-named Delegates, Stephanus Johannes Paulus 
Kruger, Stephanus Jacobus du Toit and Nicholas Jacobus Smit, shall, when 
ratified by the Volksraad of the South African Republic, be substituted for 
the articles embodied in the Convention of 3rd August 1881; which latter, 
pending such ratification, shall continue in full force and effcct. 
Art. 1. The Territory of the South African Republic will embrace the 
land lying between the following boundaries, to wit: 
Beginning from the point where the north-eastern boundary line of 
Griqualand West meets the Vaal River, up the course of the Vaal River to 
the point of junction with it of the Klip River; thence up the course of the 
Klip River to the point of junction with it of the stream called Gansvlei; 
thence up the Gansvlei stream to its source in the Drakensberg; thence to a 
beacon in the boundary of Natal, situated immediatcly opposite and close to 
the source of the Gansvlei stream; thence in a north-easterly direction along 
the ridge of the Drakensberg, dividing the waters flowing into the Gansvlei 
stream from the waters flowing into the sources of the Buffalo, to a beacon 


*) Blaubuch C—3914. 
**) Siehe Staatsarchiv Bd. XL. Nr. 7672. 
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on a point where this mountain ceases to be a continuous chain; thence to 
a beacon on a plain to the north-east of the last described beacon; thence 
to the nearest source of a small stream called “Division Stream;” thence down 
this division stream, which forms the southern boundary of the farm Sand- 
fontein, the property of Messrs. Meek, to its junction with the Coldstream; 
thence down the Coldstream to its junction with the Buffalo or Umzinyati 
River; thence down the course of the Buffalo River to the junction with it 
of the Blood River; thence up the course of the Blood River to the junction 
with it of Lyn Spruit or Dudusi; thence up the Dudusi to its source; thence 
80 yards to Bea. I., situated on a spur of the N’Qaba-Ka-hawana Mountains; 
thence 80 yards to the N’Sonto River; thence down the N’Sonto River to its 
junction with the White Umvulozi River; thence up the White Umvulozi River 
to a white rock where it rises; thence 800 yards to Kambula Hill (Bea. Il}; 
thence to the source of the Pemvana River, where the road from Kambula 
Camp to Burgers’ Lager crosses: thence down the Pemvana River to its 
junction with the Bivana River; thence down the Bivana River to its junction 
with the Pongolo River; thence down the Pongolo River to where it passes 
through the Libombo Range; thence along the summits of the Libombo Range 
to the northern point of the N’Yawos Hill in that range (Bea. XVI); thence 
to the northern peak of the Inkwakweni Hills (Bea. XV.); thence to Scfunda, 
a rocky knoll detached from and to the north-east cnd of the White Koppies, 
and to the south of the Musana River (Bea. XIV.); thence to a point on the 
slope near the crest of Matanjeni, which is the name given to the south- 
eastern portion of the Mahamba Hills (Bea. XIIL); thence to the N’gwangwana, 
a double-pointed hill (one point is bare, the other wooded, the beacon being 
on the former), on the left bank of the Assegai River and upstream of the 
Dadusa Spruit (Bea. XII); thence to the southern point of Bendita, a rocky 
knoll in a plain between the Little Hlozane and Assegai Rivers (Bea. XL); 
thence to the highest point of Suluka Hill, round the eastern slopes of which 
flows the Little Hlozane, also called Ludaka or Mudspruit (Bea. X.); thence 
to the beacon known as “Viljoen’s,” or N’Duko Hill; thence to a point north- 
east of Derby House, known as Magwazidili’s Beacon; thence to the Igaba, a 
small knoll on the Ungwempisi River, also called “Joubert’s Beacon,” and 
known to the natives as “Piet’s Beacon” (Bea. IX.); thence to the highest 
point of the N’Dhlovudwalili or Houtbosch, a hill on the northern bank of 
the Umqwempisi River (Bea. VIII.); thence to a beacon on the only flat-topped 
rock, about 10 feet high and about 30 yards in circumference at its base, 
situated on the south side of the Lamsamane range of hills, and overloöking 
the valley of the great Usuto River; this rock being 45 yards north of the 
road from Camden and Lake Banagher to the forests on the Usuto River 
(sometimes called Sandhlanas Beacon) (Bea. VII.); thence to the Gulungwana 
or Ibubulundi, four smooth bare hills, the highest in that neighbourhood, 
situated to the south of the Umtuli River (Bea. VI.); thence to a flat-topped 
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rock, 8 feet high, on the crest of the Busuku, a low rocky range south-west Fe se 
of the Impulazi River (Bea. V.); thence to a low bare hill on the north-east yritunnien 


of, and overlooking the Impulazi River, to the south of it being a tributary 


of the Impulazi, with a considerable waterfall, and the road from the river 2; pub. 1884. 


passing 200 yards to the north-west of the beacon (Bea. 1V.); thence to the 
highest point of the Mapumula range, the watershed of the Little Usuto River 
on the north, and the Umpulazi River on the south, the hill, the top of 
which is a bare rock, falling abruptly towards the Little Usuto (Bea. IIL); 
thence to the western point of a double-pointed rocky hill, precipitous on 
all sides, called Makwana, its top being a bare rock (Bea. II.); thence to the 
top of a rugged hill of considerable height falling abruptly to the Komati 
River, this hill being the northern extremity of the Isilotwani range, and 
separated from the highest peak of the range Inkomokazi (a sharp cone) by 
a deep neck (Bea. I). (On a ridge in the straight line between Beacons I. 
and II. is an intermediate beacon.) From Beacon I. the boundary runs to a 
hill across the Komati River, and thence along the crest of the range of 
hills known as the Makongwa, which runs north-cast and south-west, to 
Kamhlubana Peak; thence in a straight line to Mananga, a point in the Li- 
bombo range, and thence to the nearest point in the Portuguese frontier on 
the Libombo range; thence along the summits of the Libombo range to the 
middle of the poort where the Komati River passes through it, called the 
lowest Komati Poort; thence in a north by easterly direction to Pokioens Kop, 
situated on the north side of the Olivant’s River, where it passes through the 
ridges; thence about north north-west to the nearest point of Serra di Chi- 
cundo; and thence to the junction of the Pafori River with the Limpopo or 
Crocodile River; thence up the course of the Limpopo River to. the point 
where the Mariqne River falls into it. Thence up the course of the Marique 
River to “Derde Poort,” where it passes through a low range of hills, called 
Sikwane, a beacon (No. 10) being erected on the spur of said range near to, 
and westward of, the banks of the river; thence, in a straight line, through 
this beacon to a beacon (No. U), erccted on the top of the same range, about 
1,700 yards distant from beacon No. 10; thence, in a straight line, to a bea- 
con (No. 8) erected on the highest point of an isolated hill, called Dikgagong, 
or “Wildebeest Kop,” situated south-eastward of, and about 31/, miles distant 
from a high hill, called Moripe; thence, in a straight line, to a beacon 
(No. 7) erccted on the summit of an isolated hill or “koppie” forming the 
eastern extremity of the range of hills called Moshweu, situated to the north- 
ward of, and about two miles distant from, a large isolated hill called 
Chukudu-Chochwa; thence, in a straight line, to a beacon (No. 6) erected on 
the summit of a hill forming part of the same range, Moshweu; thence, in a 
straight line, to a beacon (No. 5) erected on the summit of a pointed hill in 
the same range; thence, in a straight line, to a beacon (No. 4) erected on the 
summit of the western extremity of the same range; thence, in a straight line, 
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to a beacon (No. 3) erected on the summit of the northern extremity of a 
low, bushy bill, or “Koppie,” near to and castward of the Notwane River: 
thence, in a straight linc, to the junction of the stream called Metsi-Mash- 
wanc with the Notwane River (No. 2); thence up the course of the Notwane 
River to Sengoma, being the Poort where the river passes through the Dwars- 
berg range; thence, as described in the Award given by Lieutcnant-Governor 
Keate, dated October 17, 1871, by Pitlanganyane (narrow place), Deboaganka 
or Schaapkuil, Sibatoul (bare place), and Maclase, to Ramatlabama, a pool on 
a spruit north of the Molopo River. From Ramatlabama the boundary shall 
run to the summit of an isolated hill, called Leganka; thence in a straight 
line, passing north-cast of a Native Station, near “Buurman’s Drift,” on the 
Molopo River, to that point on the road from Mosiega to the old drift, where 
& road turns out through the Native Station to the new drift below; thence 
to “Buurman’s Old Drift;” thence, in a straight line, to a marked and isolated 
clump of trees near to and north-west of the dwelling-house of C. Austin, a 
tenant on the farm “Vleifontein,” No. 117; thence, in a straight line, to the 
north-western corner beacon of the farm “Mooimcisjesfontein,” No. 30; thence, 
along the western line of the said farm “Mooimeisjesfontein,” and in prolon- 
gation thereof, as far as the road leading from “Ludik’s Drift,” on the 
Molopo River, past the homestead of “Mooimeisjesfontein,” towards the Salt 
Pans near Harts River*); thence, along the said road, crossing the direct 
road from Polfontein to Sehuba, and until the direct road from Polfontein 
to Lotlakane or Pictfontein is reached; thence, along the southern cdge 
of the last-named road towards Lotlakane, until the first garden ground 
of that station is reached; thence, in a south-westerly direction, skirting 
Lotlakanc, so as to leave it and all its garden ground in native ter- 
ritory, until the road from Lotlakanc to Kunana is reached; thence along 
the east side, and clear of that road towards Kunana, until the garden grounds 
of that station are reached; thence, skirting Kunana, so as to include it and 
all its garden ground, but no more, in the Transvaal, until the road from 
Kunana to Mamusa is reached; thence, along the eastern side and clear of 
the road towards Mamusa, until a road turns out towards Taungs; thence, 
along the eastern side and clear of the road towards Taungs, till the line of 
the district known as “Stellaland” is reached, about 11 miles from Taungs; 
thence, along the line of the district Stellaland, to the Harts River, about 
24 miles below Mamusa; thence, across Marts River, to the junction of the 
roads from Monthe and Phokwane; thence, along the western side and clear 
of the nearest road towards “Koppie Enkel,” an isolated hill about 36 miles 
from Mamusa, and about 18 miles north of Christiana, and to the summit of 
the said hill; thence, in a straight line, to that point on the north-e 


*) Bis hierber lautet die Grenzbeschreibung wörtlich wie in dem Vertrage vm 
3. August 1881. Anm. d. Red. 





Vertrag zwischen Grossbritannien und Transvaal. 375 


boundary of Griqualand West as beaconed by Mr. Surveyor Ford, where two Fe nee 
farms, registered as Nos. 72 and 75, do meet, about midway between the jritsnnien 
Vaal and Harts Rivers, measured along the said boundary of Griqualand und 
West; thence to the first point where the north-cast boundary of Griqualand 07 Fob, 1884. 
West meets the Vaal River. 

Art. IL The Government of the South African Republic will strictly 
adhere to the boundaries defined in the first Article of this Convention, and 
will do its utmost to prevent any of its inhabitants from making any encroach- 
ments upon lands beyond the said boundarics. The Government of the South 
African Republic will appoint Commissioners upon the castern and western 
borders whose duty it will be strictly to guard against irregularities and all 
trespassing over the boundarics. Her Majesty’s Government will, if necessary, 
appoint Commissioners in the native territories outside the eastern and western 
borders of the South African Republic to maintain order and prevent en- 
croachments. || Her Majesty’s Government and the Government of the South 
African Republic will each appoint a person to proceed together to beacon 
off the amended south-west boundary as described in Article I of this Con- 
vention; and the President of the Orange Free State shall be requested to 
appoint a referee to whom the said persons shall refer any questions on 
which they may disagree respecting the interpretation of the said Article, and 
the decision of such referce thercon shall be final. The arrangement already 
made, under the terms of Article 19 of the Convention of Pretoria of the 
3rd August 1881, between the owners of the farms Grootfontein and Vallei- 
fontein on the one hand, and the Barolong authorities on the other, by which 
a fair share of the water supply of the said farms shall be allowed to flow 
undisturbed to the said Barolongs, shall continue in force. 

Art. II. If a British officer is appointed to reside at Pretoria or 
elsewhere within the Sonth African Republic to discharge functions analogous 
to those of a Consular officer he will reccive the protection and assistance of 
the Republic. 

Art. IV. The South African Republic will conclude no treaty or engage- 
ment with any State or nation other than the Orange I'ree State, nor with 
any native tribe to the castward or westward of the Republic, until the same 
has been approved by Her Majesty the Queen. || Such approval shall be con- 
sidered to have been granted if Her Majesty’s Government shall not, within 
six months after receiving a copy of such treaty (which shall be delivered to 
them immediately upon its completion), have notified that the conclusion of 
such treaty is in conflict with the interests of Great Britain or of any of Her 
Majesty’s possessions in South Africa. 

Art. V. The South African Republic will be liable for any balance 
which may still remain duc of the debts for which it was liable at the date 
of Annexation, to wit, the Cape Commercial Bank Loan, the Railway Loan 
and the Orphan Chamber Debt, which debts will be a first charge upon the 
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revenues of the Republic. The South African Republic will moreover be liable 
to Her Majesty’s Government for 250,000 1., which will be a second charge 
upon the revenues of the Republic. 

Art. VI. The debt due as aforesaid by the South African Republic to 
Her Majesty’s Government will bear interest at the rate of three and a half 
per cent. from the date of the ratification of this Convention, and shall be 
repayable by a payment for interest and Sinking Fund of six pounds and 
ninepence per 100 1. per annum, which will extinguish the debt in twenty-five 
years. The said payment of six pounds and ninepence per 100 1. shall be 
payable half-yearly, in British currency, at the close of each half year from 
the date of such ratification: Provided always that the South African Republic 
shall be at liberty at the close of any half year to pay off the whole or any 
portion of the outstanding debt. 

Interest at the rate of three and a half per cent. on the debt as stan- 
ding under the Convention of Pretoria shall as heretofore be paid to the date 
of the ratification of this Convention. 

Art. VII. All persons who held property in the Transvaal on the 8th 
day of August 1881, and still hold the same, will continue to enjoy the rights 
of property which they have enjoyed since the 12th April 1877. No person 
who has remained loyal to Her Majesty during the late hostilities shall suffer 
any molestation by reason of his loyalty; or be liable to any criminal pro- 
secution or civil action for any part taken in connexion with such hostilities; 
and all such persons will have full liberty to residy in the country, with 
enjoyment of all civil rights and protection for their persons and property. 

Art. VIII. The South African Republic renews the declaration made in 
the Sand River Convention, and in the Convention of Pretoria, that no slavery 
or apprenticeship partaking of slavery will be tolerated by the Government of 
the said Republic. 

Art. IX. There will continue to be complete freedom of religion and 
protection from molestation for all denominations, provided the same be not 
inconsistent with morality and good order; and no disability shall attach to 
any person in regard to rights of property by reason of the religious opinions 
which he holds. 

Art. X. The British Officer appointed to reside in the South African 
Republic will receive every assistance from the Government of the said 
Republic in making due provision for the proper care and preservation of 
the graves of such of Her Majesty’s Forces as have died in the Transvaal, 
and if need be, for the appropriation of land for the purpose. 

Art. XI. All grants or titles issued at any time by the Transvaal 
Government in respect of land outside the boundary of the South African 
Republic, as defined in Article 1, shall be considercd invalid and of no effect, 
except in so far as any such grant or title relates to land that falls within 
the boundary of the South African Republic; and all persons holding any 
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such grant so considered invalid and of no effect will receive from the Nr- pu 
Government of the South African Republic such compensation, either in land britannien 


or in money, as the Volksraad shall determine. In all cases in which any 


Native Chiefs or other authorities outside the said boundaries have received 97. Feb. 1884. 


any adequate consideration from the Government of the South African Re- 
public for land excluded from the Transvaal by the first Article of this Con- 
vention, or where permanent improvements have been made on the land, the 
High Commissioner will recover from the native authorities fair compensation 
for the loss of the land thus excluded, or of the permanent improvements 
thereon. 


Art. XII. The independence of the Swazis, within the boundary line 
of Swaziland, as indicated in the first Article of this Convention, will be fully 
recognised. 

Art. XIII. Except in pursuance of any treaty or engagement made as 
provided in Article 4 of this Convention, no other or higher duties shall be 
imposed on the importation into the South African Republic of any article 
coming from any part of Her Majesty’s dominions than are or may be im- 
posed on the like article coming from any other place or country; nor will 
any prohibition be maintained or imposed on the importation into the South 
African Republic of any article coming from any part of Her Majesty’s do- 
minions which shall not equally extend to the like article coming from any 
other place or country. And in like manner the same treatment shall be 
given to any article coming to Great Britain from the South African Republic 
as to the like article coming from any other place or country. || These pro- 
visions do not preclude the consideration of special arrangements as to import 
duties and commercial relations between the South African Republic and any 
of Her Majesty’s colonies or possessions. 


Art. XIV. All persons, other than natives, conforming themselves to the 
laws of the South African Republic (a) will have full liberty, with their fa- 
milies, to enter, travel, or reside in any part of the South African Republic; 
(b) they will be entitled to hire or possess houses, manufactories, warehouses, 
shops and premises; (c) they may carry on their commerce either in person 
or by any agents whom they may think fit to employ; (d) they will not be 
subject, in respect of their persons or property, or in respect of their com- 
merce or industry, to any taxes, whether gencral or local, other than those 
which are or may be imposed upon citizens of the said Republic. 

Art. XV. All persons, other than natives, who established their domicile 
in the Transvaal between the 12th day of April 1877 and the 8th August 
1881, and who within twelve months after such last-mentioned date have had 
their names registered by the British Resident, shall be exempt from all 
compulsory military service whatever. 


Art. XVI. Provision shall hereafter be made by a separate instrument 
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for the mutual extradition of criminals, and also for the surrender of deserters 
from Her Majesty’s Forces. 

Art. XVIL All debts contracted between the 12th April 1877 and the 
8th August 1881 will be payable in the same currency in which they may 
have been contracted. 

Art. XVII. No grants of land which may have been made, and no 
transfers or mortgages which may have been passed between the 12th April 
1877 and the 8th August 1881, will be invalidated by reason merely of their 
having been made or passed between such dates. 

All transfers to the British Secretary for Native Affairs in trust for 
Natives will remain in force, an officer of the South African Republic taking 
the place of such Secretary for Native Affairs. 

Art. XIX. The Government of the South African Republic will engage 
faithfully to fulfil the assurances given, in accordance with the laws of the 
South African Republic, to the natives at the Pretoria Pitso by the Royal 
Commission in the presence of the Triumvirate and with their entire assent, 
(1) as to the freedom of the natives to buy or otherwise acquire land under 
certain conditions, (2) as to the appointment of a commission to mark out 
native locations, (3) as to the access of the natives to the courts of law, and 
(4) as to their being allowed to move freely within the country, or to leave 
it for any legal purpose, under a pass system. 

Art. XX. This Convention will be ratified by a Volksraad of the South 
African Republic within the period of six months after its execution, and in 
default of such ratification this Convention shall be null and void. 


Signed in duplicate in London this 27th day of February 1884. 


Hercules Robinson. 
8. J. P. Kruger. 

8. J. du Toit. 

N. J. Smit. 
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ständigen ee . 
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8570. 


8573. 


8577. 


8578. 


8579. 





1884. 


Aug. 


Sept. 


13. 


30. 


to 


11. 


Sachregister. — Berliner Konferenz. 


Deutschland. Botschafter in London an den Reichskanzler. 
Entgegenkommen der engl. Regierung . . 

— Reichskanzler an den franz. Botschafter in Berlin. 
Einverständniss mit Frankreich über die Anwendung 
der Grundsätze der Wiener Kongress-Akte auf den 
Kongo und den Niger sowie über die Festsetzung von 
bestimmten Formalitäten bei Besitzergreifungen in 
Afrika. Vorschlag der Berufung einer Konferenz über 
diese Punkte 

Frankreioh. Botschafter in Berlin an | den deutschen Reichs- 
kanzler. Zustimmung zur Berufung einer Konferenz 

Deutschland. Reichskanzler an den franz. Botschafter in 
Berlin. Modus der „uinberufung und Verzeichniss der 
einzuladenden Staaten. . . 

Frankreich. Botschafter in Berlin an | den deutschen Reichs- 

| kanzler. Zustimmung der franz. Regierung . 

Deutschland. Geschäftsträger in London an den engl. Min. 
des Ausw. Einladung zur Konferenz . . 

Grossbritannien. Min. des Ausw. an den deutschen Ge- 
schäftsträger in London. Bittet um einige Erläute- 
rungen zu dem Konferenz-Programm . 

— Min. des Ausw. an den engl. Botschafter in Berlin. 
Die deutsche Regierung halt weitere Vorverhandlungen 
für überflüssig . 

— Ders. an dens. Beharrt auf dem Verlangen nach 
näherer Information . . 

— Ders. an dens. England bezweckt. nicht, den Zu- 
sammentritt der Konferenz hinzuziehen 

Deutschland. Unterstaatssekretär des Ausw. an den deut- 
schen Geschäftsträger in London. Mittheilung der An- 
sichten, welche Deutschland auf der Konferenz ver- 
treten wird. Antwort auf Nr. 8586. 

Grossbritannien. Min. des Ausw. an den engl. Botsch. in 
Berlin. Offizielle Annahme der Einladung zur Konferenz 

Deutschland, Botschafter in London an den engl. Min. des 
Ausw. Beantwortung von Nr. 8588. . . . . 

Grossbritannien, Min. des Ausw. an den engl, Botschafter 
in Berlin. Instruction für die Konferenz . . 

Frankreich, Min. des Ausw. an den franz. Botschafter in 
Berlin. Instruction für die Konferenz . . 

Konferenz-Staaten (Deutschland, Oesterreich-Ungarn, Bel- 
gien, Dänemark, Spanien, Vereinigte Staaten von 
Amerika, Frankreich, Grossbritannien, Italien, Nieder- 
lande, Portugal, Russland, Schweden und Norwegen, 
Türkei). Berliner Conferenz. Protokoll Nr. 1. Sitzung 
vom 15. November 1884 . . . 

— Berliner Konferenz. Protokoll Nr. 

— Berliner Konferenz. Protokoll Nr. 

— Berliner Konferenz. Protokoll Nr. 

— Berliner Konferenz. Protokoll Nr. 

— Berliner Konferenz. Protokoll Nr. 


DR Wk : 


8580. 
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1884. 


Sachregister. — Bündnisse. — Central-Asiatische Frage. 


Dec. 23, Grossbritannien. Botschafter in Berlin an den engl. Min. 


des Ausw. Bericht über die Thätigkeit der Konferenz 


Jan. 7. Konferenz-Staaten. Berliner Konferenz. Protokoll Nr. 7. 


„ 31. 
Febr. 21. 


Berliner Konferenz. Protokoll Nr. 8 


Grossbritannien, Botschafter in Berlin an den engl. Min. 


deg Ausw. Weiterer Bericht über die Thätigkeit der 
Konferenz . . en 
Derselbe an denselben. Bemerkungen über die auf 
der Konferenz erzielten Erfolge . 


Konferens-Staaten, Berliner Konferenz. Protokoll Nr.9 . 
— Berliner Konferenz. Protokoll Nr. 10. Schluss Sitzung 


Generalakte der Berliner Konferenz 


Bündnisse, Conventionen, Verträge, Protokolle etc. (Vergl. Bd. XLII u. 


1884. 
» ” 19. 
99 bP 27. 
» De. 1. 
LE „ 18. 
93 3 22. 

1885. Jan 7. 
» n 31 
99 ”» 23. 
+B LE] 26. 
9 99 26. 

Central- Asiatische 
1882, 


LL 


2 


Nov. 15. Konferenz-Staaten (Deutschland, Oesterreich-Ungarn, Bel- 


gien, Dänemark, Spanien, Vereinigte Staaten von 
Amerika, Frankreich, Grossbritannien, Italien, Nieder- 
lande, Portugal, Russland, Schweden und Norwegen, 
Türkei). Berliner Conferenz. Protokoll Nr. 1. Sitzung 
vom 15. November 1884 . ee 
Berliner Konferenz. Protokoll Nr. 
Berliner Konferenz. © Protokoll Nr. 
Berliner Konferenz. Protokoll Nr. 
Berliner Konferenz. Protokoll Nr. 
Berliner Konferenz. Protokoll Nr. 
Berliner Konferenz.. Protokoll Nr. 
Berliner Konferenz. Protokoll Nr. 
Berliner Konferenz. Protokoll Nr. 
Berliner Konferenz. Protokoll Nr. 10. Schluss Sitzung 
Generalakte der Berliner Konferenz . .. 


© © I OÙ am N° 


Frage. (Vgl. Bd. XL u. vorg.) 


Febr. 2. Grossbritannien. Min. des Ausw. (Granville) an den engl. 


Botschafter in St.-Petersburg (Thornton). Hat dem 
russischen Botschafter eine Vereinbarung über die 
asiatische Politik beider Regierungen, insbesondere 
über die Regulirung der russisch. persischen Grenze 
vorgeschlagen . . . 

Derselbe an denselben. Die russische. Regierung ist 
zum Abschluss einer Vereinbarung über die Mahan 
sche Grenze bereit . 

Derselbe an denselben. England wünscht ¢ eine e Verein- 
barung, welche Russland jede Gelegenheit, weiter nach 
Afghanistan vorzudringen, benimmt . . 
Derselbe an denselben. Verhandlungen zwischen 
Lobanow, Granville und Hartington (Staatssecretär 
für Indien) . . 

Botschafter in St. „Petersburg an ‘den engl. Min. des 
Ausw. Die russische Regierung beabsichtigt gegen- 


8606. 
8601. 
8602. 


8607. 
8608. 
8603. 


8604. 
8605. 


vorg.) 


8639. 





1583. 


Febr. 


Juli 


17. 


16. 


24. 


15. 


30. 


16. 


18. 


Sachregister. — Central-Asiatische Frage. 


wärtig nicht, nach Sarakhs oder Merw vorzugehen, 
und würde gegen eine Besetzung von Kandahar und 
Herat durch England keine Einwendung erheben . 

— Gesandter in Teheran (Thomson) an den engl. Min. 
des Ausw. Russland verzögert fortgesetzt die Ernen- 
nung des Kommissars zur Regulirung der persischen 
Grenze . 

— Vicekönig von Indien : an “den Emir von n Afghanistan. 

| England hat den Willen und die Kraft, Afghanistan 
gegen fremde Mächte zu schützen 

— Derselbe an denselben. Die russisch-afghanische Grenz- 
bestimmung. Offerte englischer Subsidien zur Bezahlung 
der Truppen und Vertheidigung der Grenze 

— Botschafter in St.-Petersburg an den engl. Min. des 
Ausw. Verhandlungen mit Giers über die persische 
Grenze a 

— Derselbe an denselben. Die russische Regierung kann 
die persische Grenze noch nicht bestimmen . 

— Min. des Ausw. an den engl. Botsch. in St.-Petersburg. 
Annexion von Merw. Gründe der russichen Regierung. 
Stellung Englands dazu . . . 

— Derselbe an denselben. Recapitélation der Verhand- 
lungen mit Russland über Merw . . 

Russland. Min. des Ausw. (Giers) an den engl. Botsch. in 
St.-Petersburg. Vorschlag, die afghanische Grenze 
festzustellen . . rn 

Grossbritannien. Min. des Ausw. an den engl. Botsch. in 
St.-Petersburg. Annahme des russischen Vorschlages 

— Botsch. in St.-Petersburg an den engl. Min. des Ausw. 
Russland leugnet auf das bestimmteste die Absicht, 
in den Besitz von Sarakhs zu gelangen . 

Russland, Min. des Ausw. an den engl. Botsch. in St. -Peters- 
burg. Grenzkommission. Widerspruch gegen die Zu- 
lassung eines afghanischen Kommissars . . 

— Min. des Ausw. an den engl. Botsch. in St. Petersburg 
Wünscht vor dem Zusammentritt der Kommission einen 
Ideen-Austausch über die allgemeinen Gesichtspunkte. 
Die Arbeiten der Kommission würden am Amu-Daria 
zu beginnen sein 

Grossbritannien. Min. des Ausw. an den engl. Botsch. in 
St.-Petersburg. Wünscht die Grenzfestsetzung im 
Westen zu beginnen . 

— Derselbe an denselben. Die Besetzung des westlichen 
Ufers des Heri-Rud würde cine Verständigung mit 
Russland unmöglich machen . 

— Min. des Ausw. an den engl. Botsch, in St. „Petersburg. 
Lumsden engl. Kommissar. Dringt auf Begin der 
Arbeiten am Heri-Rud . 

Russland, Min. des Ausw. an den engl. Botsch. i in 1 St. -Peters- 
burg. Besteht auf Mhodja-Saleh em Amu-Darla) als 
Ausgangspunkt . . . . eo 
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Juli 25. Grossbritannien. Min. des Ausw. an den engl. Botsch. in 
St.-Petersburg. Ausgangspunkt der Grenzkommission. . 
Anweisung, den engl. Standpunkt in einer Audienz bei 
dem Kaiser geltend zu machen . . . . 8657. 
» 30. — Botsch. in St.-Petersburg an den engl. Min. des ‘Ausw. 
Der Kaiser ist unter gewissen Bedingungen geneigt, 
den Heri-Rud als Ausgangspunkt zu acceptiren . . 8658. 
Aug. 5. — Min. des Ausw. an den engl. Botsch. in St.-Peters- 
burg. Kann einen bestimmten Punkt am Heri-Rud 
nicht bezeichnen. Grundsätze für die Feststellung der 
Grenze . . 8659. 
» 11. Russland, Min. des Ausw. an | den engl. Botsch. in St. Peters- 
burg. Grundsätze für die Feststellung der Grenze . 8660. 
» 25. Grossbritannien, Min. des Ausw. an den engl. Grenz- 
kommissar (Lumsden). Allgemeine Instruction . . . 8661. 
Sept. 6. Russland. Min. des Ausw. an den engl. Botsch. in St.-Peters- 
burg. Ernennung des General-Majors Zelenoi zum 
Grenzkommissar . . . . 8662. 
» 24. Grossbritannien, Botsch. in St. „Petersburg an | den engl. 
Min. des Ausw. Der russische Kommissar muss vor- 


erst nach St.-Petersburg zurückkehren . . . 8663. 
, 27. Russland. Memorandum über Zeit und Ort des Zusammen- 
tritts der Grenzkommission . . . 8664. 


Oct. 11. Grossbritannien. Min. des Ausw. an den engl. Botsch. in 
St.-Petersburg. England hält an den früheren Ab- 
machungen fest . . 8665. 
» 21. Russland, Memorandum. Nothwendigkeit, “die Obliegen- 
heiten der Grenzkommission vorher festzustellen . . 8666. 
» 24. Grossbritannien. Min. des Ausw. an den engl. Botsch. in 
St.-Petersburg. Klagen über die russische  Verschlep- 
pungs-Politik . . . . . 8667. 
Nov. 26. Russland, Min. des Ausw. an den engl. Botsch. in à St-Peters- 
burg. Vorgängige Feststellung einer Zone für die 
Operationen der Grenzkommission . . . 8668. 
Dec. 9. Grossbritannien. Min. des Ausw. an den engl. Botsch, in 
St.-Petersburg. Rechtfertigung des russ. Vorrückens 
auf Pul-i-Khatun. Besetzung von Penjieh durch die 


Afghanen . . . . 8669. 
» 23. — Min. des Ausw. an den russ. Botsch. i in London Staal) 
Abgrenzung der Zone. Pul-i-Khatun und Penden ge- 
. hören zu Afghanistan . . . . … + + « 8670. 
5. Jan. 28. Russland. Min. des Ausw. an den russ. | Botsch. in London. 
Vorschlag einer Grenzlinie . . . 8671. 
Febr. 24. — Memorandum. Rechtfortigung des Vordringens der 
russischen Truppen. . . . . . . 8672. 


März 3. Grossbritannien. Min. des Ausw. an den engl. Botech. in 
St.-Petersburg. Hofft, dass die russ. Truppen stricte 
Ordre bekommen, nicht weiter vorzuricken. . . . 8673. 
» 9. — Derselbe an denselben. Unterredung mit dem russ. 
Botsch. über die Eventualität eines Krieges . . . . 8674. 





Sachregister — Handelspolitik. — Kongo-Schifffahrtsakte. — Kongo-Staat. 


1885. Marz 13. "Grossbritannien. Min. des Ausw. an den russ.Botsch. in London. 
Englischer Grenzvorschlag . 

” „ 14. — Min. des Ausw. an den engl. Botsch. i in St... Petersburg. 
Entspricht Gladstone’s Erklärung im Parlament über 
das Vorrücken der russ. Fruppen der Auffassung der 
russ. Regierung? 

» » 17. —  Botsch. in St. Petersburg an den engl. Min. des ‘Ausw. 
Die russischen Truppen werden über ihre augenblick- 
lichen Stellungen hinaus nicht vorgehen 0. 

5 » 19. —  Derselbe an denselben. Der Kaiser hat das Abkommen 
gebilligt . 

,, , 29. Bussland. Min. des Ausw. an den Truss. “Botsch. in London. 
Entgegnung auf den englischen Grenzvorschlag 

„ April 1. Grossbritannien. Lumsden an den engl. Min. des Ausw. 
Die Russen haben Penjdeh genommen . 

» » 3  — Derselbe an denselben. Das angebliche Vorrücken der 
Afghanen . 

„ 5 4, — Min. des Ausw. an den engl. Botsch. in St. Petersburg. 

>. Die russ. Vorschläge bieten keine Basis zu Verhand- 
lungen rn 

„ » 8. — Derselbe an denselben. Die russ. Regierung ist um 
Aufklärung über die Vorgänge bei Penjdeh zu ersuchen 


» » 8. Russland. Min. des Ausw. an den russ. Botschafter in 
London. Der russische Angriff ist von den Afghanen 
provocirt 

Congo, s. Kongo. 
Handelspolitik. 
1854. Nov. 27. Konferenz-Staaten. Berliner Konferenz. Protokoll Nr. 3 

» De. 1. — Berliner Konferenz. Protokoll Nr. 4 

»» » 18. — Berliner Konferenz. Protokoll Nr. & . . 

1855. Febr. 26. — Generalakte der Berliner Konferenz. Chap. 1. Décla- 


ration relative & la liberté duCommerce dans le Bassin 
du Congo etc. 


Kongo-Konferenz, s. Berliner Konferenz. 
Kongo-Schifffahrtsakte. 


1884. Dec. 18. Konferenz-Staaten. Berliner Konferenz. Protokoll Nr. 5 
1885. Febr. 26. — Generalakte der Berliner Konferenz. Chap. IV. Acte 
de Navigation du Congo . re. 

Kongo-Staat, Anerkennung. 
1885. Febr. 23. Konferenz-Staaten. Berliner Konferenz. Protokoll Nr. 9. 
Anlagen . en 


Kongo-Vertrag, englisch-portugiesischer, s. Berliner Konferenz. 


Kriegskontrebande. 
1885. Febr. 20. Frankreich. Min. des Ausw. an die franz. Legationen bei 
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8599. 


8605. 


8003. 


XII Sachregister. — Kriegskontrebande. — Neutralität des Kongobeckens. 


den Seemächten. Reis wird als Kriegscontrebande be- 
handelt werden .. 

1885. Febr. 21. Frankreich, Min. des Ausw. an die franz. ‘Legationen bei den 
Seemächten Rechtfertigung der Behandlung des Reis 
als Kriegscontrebande . . 

„ » 27. Grossbritannien. Min. des Ausw. an “den franz. Botschafter 
in London. Die engl. Regierung erkennt ein Recht 
der französischen Regierung, Reis allgemein für Kriegs- 

contrebande zu erklären, nicht an . . 

„ März 6. Frankreich, Gesandter in Stockholm (d’Aunay)an den franz. 
Min. des Ausw. — Die schwedische Regierung kann 
Lebensmittel nicht zur Kriegscontrebande rechnen 


» » 7. — Min. des Ausw. an den franz. Botschafter in London. 
Widerlegung der englischen Auffassung 
» » 13. — Derselbe an denselben. Weitere Rechtfertigung des 


Reis-Einfuhr-Verbots . 
» » 16. Dänemark. Min. des Ausw. (Rosenörn- Lehn) an | den franz. 
Gesandten in Kopenhagen (Croy). Lebensmittel dürfen 
nicht als Kriegscontrebande behandelt werden . . 
rs » 2%. Frankreich. Min. des Ausw. an den franz. Gesandten in 
Stockholm, Beantwortung des schwedischen Protestes 
„ April 4. Grossbritannien. Min. des Ausw. an den franz. Botschafter 
in London. Widerlegung von Nr. 8630 


Neutralen, Rechte der, s. Tonkin. 


Neutralität des Kongobeckens. | 
1884. Dec. 22. Konferenz-Staaten. Berliner Konferenz. Protokoll Nr. 6 
1885. Febr. 26. — General-Akte der Berliner Konferenz. Chap. III. De- 
| claration relative à la Neutralité des Territoires com- 

pris dans le Bassin conventionnel du Congo. . 


Niger-Schiff fahrtsakte. 


1884. Dec. 18. Konfereng-Staaten, Berliner Konferenz. Protokoll Nr. 5 
1885. Febr. 26. - — General-Akte der Berliner Konferenz. Chap. 5. Acte 
de Navigation du Niger . en 


Okkupationen an den Küsten Afrika’s. 


1885. Jan. 31. Konferenz-Staaten, Berliner Konferenz. Protokoll Nr. 8 
» Febr. 26. — General-Akte der Berliner Konferenz. Chap. 6. Dé- 
claration relative aux Conditions essentielles à remplir 

pour que des Occupations nouvelles sur les Côtes 

du Continent Africain soient considérées comme 


effectives . 
Sklavenhandel. 
1854. Dec. 18. Konferenz-Staaten. Berliner Konferenz. Protokoll Nr.” 5 
» Febr. 26. — General-Akte der Berliner Konferenz, Chap. 2. Decla 


ration concernant la Traite des Esclaves . 


8622. 


8623. 
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Tonkin (Rechte der Neutralen). 


1854. 


1885, 


Oct. 


Jan. 


Febr. 


24. 


11. 


21. 


21. 


26. 


26. 


24. 


31. 


21. 


Frankreich. Botschafter in London (Waddington) an den 
engl. Minister des Ausw. (Granville). Ankündigung 
der Blokade der Häfen von Formosa . 

Grossbritannien. Min. des Ausw. an den franz. Botschafter 
in London. Wünscht Verständigung über die Hand- 
habung der Blokade 

Frankreich. Botschafter in London 1 an “den engl. Min. des 
Ausw. Die franz. Regierung nimmt die Rechte der 
Kriegführenden gegenüber den Neutralen auf hoher 
See nicht in Anspruch .. 

Grossbritannien. Min. des Ausw. an den franz. Botschafter 
in London. Die engl. Regierung erkennt das franz. 
Princip der Blokade im Frieden nicht an, will jedoch 
von einer förmlichen Nentralitta- Erklärung vorläufig 
Abstand nehmen. . . 

Frankreich, Botschafter in London : an den engl. Min, des 
Ausw. Zulässigkeit der Blokade im Frieden 

China. Gesandter in London (Tseng) an den engl. Min. des 
Ausw. Hofft, dass der „Foreign Enlistment Act“ in 
allen englischen Gebieten zur Anwendung kommen wird 

Grossbritannien. Min. des Ausw. an den chinesischen Ge- 
sandten in London. Zusagende Antwort auf.Nr. 8614 

— Min. des Ausw. an den franz. Botschafter in London. 
Die engl. Regierung erkennt dic Blokade an, da Frank- 
reich und China sich ‘de facto’ und ‘de jure’ im Kriege: 
zustande befinden 

Frankreich, Min. des Ausw. (Ferry) an à den franz. Botsch. 
in London. Die strengere Handhabung des ‘Foreign 
Enlistment Act’ veranlasst die französische Regierung, 
die Rechte der Kriegführenden gegen die Neutralen 
in vollem Umfange in Anspruch zu nehmen . 

Grossbritannien, Min. des Ausw. an den engl. Botschafter 
in Paris. Gründe für die stricte Anwendung des ‘Fo- 
reign Entlisment Act’ . . . 

— Min. des Ausw. an den franz. Botschafter in London. 
Erkennt die Rechtmässigkeit der französischen Maass- 
regel an . . 

— Min. des Ausw. an “den ‘engl. Botschafter in Paris, 
Instruction für die Gouverneure der östlichen Kolonieen 

Frankreich, Min. des Ausw. an den Min. der Marine und 
Kolonicen. Stimmt dem Vorschlage des Admirals 
Courbet, Reis als Kriegscontrebande zu behandeln, bei 

-— Min. des Ausw. an die franz. Legationen bei den See- 
mächten. Reis wird als Kriegacontrebande behandelt 
werden . . 

— Min des Ausw. an die franz. Legationen bei den See- 
mächten. Rechtfertigung der Behandlung des Reis als 
Kriegscontrebande . , , , . , . . . ee . . 
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Frankreich. Min. des Ausw. an die franz. Legationen bei 
den Seemächten. Die Reis-Einfuhr darf in Kanton 
und den südlichen Häfen auch fernerhin stattfinden . 

Grossbritannien. Min. des Ausw. an den franz. Botschafter 
in London. Die engl. Regierung erkennt ein Recht 
der französischen Regierung, Reis allgemein für Kriegs- 
contrebande zu erklären, nicht an 

Italien. Min: des Ausw. (Mancini) an den franz. Botschafter 
in Rom (Decrais) Behält sich vor, die Rechtmässig- 
keit des französischen Vorgehens zu prüfen . 


. Frankreich. Gesandter in Stockholm (d’Aunay) an den franz. 


Min. des Ausw. Die schwedische Regierung kann 
Lebensmittel nicht zur Kriegscontrebande rechnen 

— Min. des Ausw. an den franz. Botschafter in London. 
Widerlegung der englischen Auffassung - . 

— Botschafter in London an den engl. Min. des ‘Ausw. 
Auch die Schiffe, welche vor der französischen Be- 
kanntmachung Kriegscontrebande eingeladen haben, 
unterliegen der Beschlagnahme oo. 

— Min. des Ausw. an den franz. Botschafter in "London. 
Weitere Rechtfertigung des Reis-Einfuhr-Verbots . 

Dänemark. Min. des Ausw. (Rosenörn-Lehn) an den franz. 
Gesandten in Kopenhagen (Croy). Lebensmittel dürfen 
nicht als Kriegscontrebande behandelt werden . . 

Frankreich, Min. des Ausw. an den franz. Gesandten in 
Stockholm. Beantwortung des schwedischen Protestes 

Grossbritannien. Min. des Ausw. an den franz. Botschafter 
in London. Die engl. Regierung hat sich innerhalb 
der Grenzen der Pflichten der Neutralen gehalten 

— Derselbe an denselben. Protest gegen Nr. 8629 

— Derselbe an denselben. Widerlegung von Nr. 8630 . 


Westafrikanische Konferenz s. Berliner Konferenz. 


8626. 


8627. 


8628. 


8629. 


8630. 


8631. 
8632. 
8633. 
8634. 
8635. 





Il. Inhaltsverzeichniss, 


nach den Ursprungsländern der Actenstücke alphabetisch 


geordnet, 
Belgien, s. Konferenz-Staaten. 1884. Oct. 8. No. 8585. 
. » » 20. ,, 8590. 
China. » Nov. 2 ,, 8592 
Tonkin (Rechte der Neutralen): 
1884. Nov. 21. No. 8614. Frankreich. (S. auch Konferenz- 
Dänemark. (S. auch Konferenz- Staaten.) 
Staaten.) Berliner Konferenz: 
Kriegskontrebande : 1884. April 26. No. 8564. 
1885. März 16. No. 8631. „ Mai 31. „ 8573. 
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Nr. 8557. DEUTSCHLAND. — Konsul in San Paola de Loanda 
(Pasteur) an den deutschen Staatssekretär des Ausw. 
— Gefährdung deutscher Interessen durch den eng- 
lisch-portugiesischen Vertrag**). [W. 3.] 


(Auszug.) Duisburg a. R., den 3. März 1884. 
Excellenz! Aus verschiedenen Zeitungen habe ich ersehen, dass zwischen a. 
der englischen und portugiesischen Regierung ein Traktat***) vereinbart sein 3. März 1884. 


soll, welcher die stets aufs Neue vorgebrachten, aber von der englischen 





*) Die nachstehenden Aktenstücke sind folgenden offiziellen Publikationen ent- 
nommen: 

Weissbuch: Aktenstücke, betreffend die Kongo-Frage. Dem Bundesrath und dem 
Reichstage vorgelegt im April 1885. (In den Ueberschriften mit W. bezeichnet.) 

Blaubücher: Afrika Nr. 5 (1884) (C—4023]. (In den Ueberschriften mit B. I be- 
zeichnet.) 

Afrika Nr. 7 (1884). Correspondence respecting the West African Conference 
[(C—4205] (B. ID). 

Afrika Nr. 8 (1884), Further Correspondence respecting the West African Con- 
ference [C—4241] (B. III). 

Afrika Nr. 2 (1885). Correspondence with Her Majesty’s Ambassador at Berlin 
respecting West African Conference [C—4284] (B. IV). 

Afrika Nr. 4 (1885). Protocols and General Act of the West African Conference 
{C—4361] (B. V). 

Gelbbücher: Affaires du Congo et de l’Afrique Occidentale 1884 (G. I) und 1885 
(G. ID. 

**) Das Weissbuch veröffentlicht folgende Eingaben ähnlichen Inhalts: 

Eingabe der Handelskammer zu Hamburg vom 24. März 1884 (W. 4). 

Eingabe der Handelskammer zu Solingen vom 1. April 1884 (W. 5). Dieser Ein- 
gabe haben sich angeschlossen die Handelskammern zu Chemnitz, Plauen, Limburg a. d. L., 
Pforzheim, Hannover, Nürnberg, Altena, Elberfeld, Dortmund, Stolberg, Mainz, München, 
Offenbach, Wesel, Cöln a. Rh., Harburg, Frankfurt a. M., Wiesbaden. In ähnlichem 
Sinne haben sich geäussert das Bezirksgremium für Handel u. s. w. in Hof, die Han- 
delskammern zu Iserlohn und Hagen (W. 6). 

Eingaben der Handelskammer zu Bremen vom 12. April 1884 (W. 7) und zu Mann- 
heim vom 16. Mai 1884 (W. 8). 

***) Staatsarchiv, Bd. XLIII, Nr. 8194. 

Staatsarchiv XLV, 1 
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Nr. 8557. Regierung bis vor Kurzem stets bestrittenen Ansprüche Portugals auf das 
8. März 1883, Kongogebiet — zwischen 8" und 5° 12’ südlicher Breite — anerkennt. Der 


Inhalt des Traktats scheint in den Details noch nicht publizirt zu sein; doch 
soll Portugal dadurch berechtigt sein, das bisher neutrale Gebiet zu annektiren 
und Zölle zu erheben ungefähr nach dem Mozambique-Tarif. || Jeder, der mit 
den Verhältnissen vertraut ist und die Zustände in portugiesischen Kolonien 
kennt, wird einräumen, dass portugiesische Zollsysteme, Administration, Lang- 
samkeit und Fahrlässigkeit einem Lande nicht zum Vortheil gereichen können, 
und es braucht also nicht erst gesagt zu werden, dass eine starke Schädigung 
des Handels jenes Landes die Folge des Traktats sein würde. Ausserdem 
würden die sich dort befindenden Niederlassungen von Europäern Gefahr laufen, 
von den Eingeborenen vernichtet zu werden, da sich dieselben gegen die An- 
nexion sträuben werden. Wenn nun auch meines Wissens Deutschlands An- 
gehörige daselbst keine Niederlassungen haben, so glaube ich doch, dass im 
Kongolande grosse deutsche Interessen im Spiele sind, insofern als ja eine 
Hamburger Dampferlinie — die Woermannsche — monatlich dorthin Dampfer 
entsendet und Etablissements verschiedener Nationalitäten mit den Erzeug- 
nissen deutscher Industrie versicht. || Auch eine grosse Anzahl deutscher Segel- 
schiffe geht regelmässig nach jenen Breiten. Da durch Einführung der por- 
tugiesischen Oberhoheit auch wissenschaftliche Expeditionen gestört und in 
Gefahr gebracht würden und Deutschland an der Erschliessung gerade jenes 
Gebiets für den internationalen Handel so grosse Opfer an Geld und Blut 
gebracht hat, so ist dies ein drittes Moment für sein Recht, in dieser wich- 
tigen Sache gehört zu werden. Dieselbe sollte überhaupt nicht zwischen zwei 
Staaten allein, sondern zwischen allen Betheiligten ausgemacht werden. || Ob- 
wohl ich es für wahrscheinlich halte, dass das Hohe Auswärtige Amt bereits 
Schritte gethan hat, welche geeignet sind, die dem deutschen Handel, resp. der 
deutschen Industrie und Schifffahrt drohende Gefahr abzuwenden, so glaubte 
ich, wegen der Dringlichkeit der Sache, das Vorstehende bemerken zu dürfen. 
Ich erlaube mir nur noch anzuführen, dass, selbst wenn der Traktat für den 
Augenblick keine Differentialzölle zu Gunsten der portugiesischen Erzeugnisse 
und Schifffahrt einführt, es doch bei der bekannten Handelspolitik Portugals 
nicht bezweifelt werden kann, dass dieselben für die spätere Zukunft ins Auge 
gefasst sind. Die Furcht vor solchen Zuständen, wie sie in Angola z. B. 
herrschen, würde allein schon genügen, alles kommerzielle Leben und allen 
Unternehmungsgeist in den bedrohten und in reger Entwickelung befindlichen 
Gebieten zu ersticken. || Mit Recht befürchten Frankreich, Holland und Belgien 
das Schlimmste für ihre dort etablirten Beziehungen, und in englischen Handels- 
und Industriekreisen wird der Traktat einstimmig für eine Kalamität gehalten. 
W. H. Pasteur, 
Kaiserlich deutscher Konsul in San Paolo de Loanda. 
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Nr. 8558. DEUTSCHLAND. — Botschafter in London an den 
Reichskanzler. — Der zwischen England und Portugal 
abgeschlossene Vertrag giebt zu Bedenken Anlass, 
insofern in demselben die Einsetzung einer englisch- 
portugiesischen Aufsichts-Kommission vorgesehen ist. 
[W. IL] 

(Auszug.) London, den 6. März 1884. 

Der am 26. v. M. hierselbst unterzeichnete Vertrag*) zwischen Gross- 
britannien und Portugal, betreffend das Kongogebiet, ist soeben dem Parlament 
vorgelegt worden. || Der Vertrag enthält die Anerkennung der Souveränität 

Portugals über das Küstengebiet des Kongo und beide Ufer desselben zwischen 

8° und 5° 12° südlicher Breite und giebt die genaueren Grenzen dieses Ge- 

biets an. || Während Artikel II des Vertrages besagt, dass das Kongogebiet den 

Angehörigen aller Nationen geöffnet sein wird, und dass diese in jeder Be- 

ziehung, sowohl hinsichtlich des Besitzes von Grund und Boden als der Er- 

bauung von Faktoreien, Waarenhäusern, Errichtung von Agenturen und der- 
gleichen, gleiche Vortheile und gleiche Behandlung wie die Unterthanen 

Portugals geniessen werden, und Artikel III die volle Handels- und Schiff- 

fahrtsfreiheit auf den Flüssen „Kongo und Zambesi“ für Unterthanen aller 

Nationen ausdrücklich anerkennt, giebt der Artikel IV insofern zu Bedenken 

Anlass, als darin eine von Grossbritannien und Portugal gemeinsam einzu- 

setzende Kommission in Aussicht genommen wird, welcher es vorbehalten 

bleiben soll, über alle Schifffahrts-, Polizei-, Abgaben- und Zoll-Angelegen- 
heiten zu bestimmen und eine gemeinsame Aufsicht zu führen. England wird 
dadurch eine bevorzugte Stellung und die Möglichkeit eingeräumt, seinem 

Handel, trotz der Versicherungen von gleicher Behandlung aller Nationalitäten, 

durch Ertheilung von Monopolen, Konzessionen und dergleichen, besondere 

Vortheile zu verschaffen. || Von den übrigen Bestimmungen des Vertrages, welche 

sich namentlich auf Verkehrserleichterungen, auf die Duldung aller christ- 

lichen Bekenntnisse, auf gemeinsame Bekämpfung des Sklavenhandels beziehen, 
gestatte ich mir nur die Artikel IX, X und XIV noch besonders hervorzu- 
heben. || Artikel IX bestimmt, dass für die nächsten zehn Jahre der Zolltarif 

für das Kongogebiet denjenigen, welcher für die Provinz Mozambique im 

Jahre 1877 aufgestellt wurde, nicht übersteigen darf. Eine Revision dieses 

Tarifs ist erst nach diesem Zeitraum, und zwar nur unter Zustimmung beider 

vertragschliessenden Theile statthaft. || Der zweite Absatz des Artikels behan- 

delt die Gleichstellung britischer Schiffe und Waaren mit portugiesischen in 

Bezug auf Abgaben und Zölle. || Durch Artikel X sichert sich Grossbritannien 

das Recht der Meistbegünstigung dritten Nationen gegenüber. || Artikel XIV 

endlich ist deshalb von Interesse, weil sich Portugal darin verpflichtet, das 

jetzt in seinem Besitze befindliche Fort von S. Joäo Baptista de Ajudä, falls 





*) Staatsarchiv, Bd. XLIII, Nr. 8194. 
1° 
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es dessen Besitz einmal aufgeben sollte, mit allen seinen Rechten der eng- 
lischen Regierung anzutragen. || Im Parlament dürfte die Ratifikation des Ver- 
trags auf Widerspruch stossen. Sowohl von Seiten des früheren Unterstaats- 
sekretärs Bourke, als auch einiger Abgeordneten, welche die an Portugal 
gemachten Konzessionen nicht billigen, werden einzelne Stipulationen des Ver- 
trags bekämpft werden. || Sir Julian Pauncefote, mit welchem ich Rücksprache 
über die Angelegenheit genommen habe, sagte mir, dass das englische Kabinet 
nur mit Widerstreben in die Errichtung einer nicht internationalen Kommission 
gewilligt habe, und versicherte, dass England die neuerworbene Stellung am 
Kongo nur dazu benutzen werde, als Wächter der gemeinsamen Interessen aller 
Nationen zu wirken. Münster. 





Nr. 8559. DEUTSCHLAND. — Botschafter in London an den 
Reichskanzler. — Der Vertrag hat auch bei andern 
Mächten Anstoss erregt. [W. 2.] 


(Auszug.) London, den 21. März 1884. 
Unter Bezugnahme auf meinen Bericht vom 6. d. M. beehre ich mich, 
Euerer Durchlaucht ganz gehorsamst zu berichten, dass der englisch-portu- 
giesische Kongovertrag bei verschiedenen auswärtigen Mächten Anstoss erregt 
hat. Mein niederländischer Kollege sowohl, als Mr. Waddington geben ihrer 
Missstimmung über denselben Ausdruck. Letzterer betrachtet den eben ab- 
geschlossenen Vertrag als eine, sowohl von englischer als portugiesischer Seite 
betriebene Schädigung internationaler Interessen. Dem gegenüber kann ich 
nur wiederholen, dass mir auf dem Foreign Office verschiedentlich versichert 
wurde, dass England nichts ferner läge, als durch den neuen Vertrag die 
Interessen anderer Nationen zu benachtheiligen. Auf die Anfrage des fran- 
zösischen Botschafters, welche Stellung die Kaiserliche Regierung zu dem 
Kongovertrage nähme, habe ich erwidert, dass mir bis jetzt noch keine In- 
struktionen zugegangen seien. Graf zu Münster. 








Nr. 8560. DEUTSCHLAND. — Staatssekretär des Ausw. an den 
deutschen Botschafter in Paris (Hohenlohe). — Ist 
die franz. Regierung geneigt, sich über die Herbei- 
führung einer internationalen Regelung der Kongo- 
Frage mit Deutschland zu verständigen? [W. 11.]*) 


(Auszug.) Berlin, den 17. April 1884. 


Euerer Durchlaucht beehre ich mich anbei einen Bericht des Kaiserlichen 


*) Aehnliche Erlasse ergingen an die Kaiserlichen Gesandten im Haag [vom 19. April; 
W. 13], in Madrid [vom 21. April; W. 15] und an den Kaiserl. Botschafter in Rom 
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Botschafters in London vom 21. v. M.**) über den am 26. Februar d. J. Nr. 860. 
zwischen England und Portugal abgeschlossenen Kongovertrag zur gefälligen 17 4 ;iees. 


Information zu übersenden. Derselbe bestätigt die durch die Verhältnisse be- 
gründete Annahme, dass die französische Regierung nicht gewillt ist, sich den 
in diesem Vertrage enthaltenen Bestimmungen, betreffend die Handels-, Schiff- 
fahrts- und Zollverhältnisse, als für französische Angehörige verbindlich anzu- 
erkennen. Auch wir sind nicht gesonnen, diese Bestimmungen als anwendbar 
auf die Angehörigen des Reichs hinzunehmen. Nicht nur, dass der deutsche 
Handelsstand hiergegen Protest erhebt, weil der nach dem Vertrage bei der 
Zollerhebung in dem unteren Kongogebiet zu Grunde zu legende Tarif von 
Mozambique vom Jahre 1877 auf die deutschen Exportinteressen nach dem 
Kongo ganz besonders nachtheilig wirken würde, sondern auch, weil wir es 
überhaupt nicht für zulässig erachten, dass eine einzelne Macht derartige 
Fragen von allgemeinem Interesse ohne Mitwirkung der anderen betheiligten 
Länder nach ihrem einseitigen Interesse zu regeln versucht. || Wir glauben 
vielmehr, dass es sich empfehlen wird, gegenüber der durch diesen Vertrag 
geschaffenen Lage eine gemeinsame Haltung einzunehmen und das Prinzip der 
Solidarität und Gleichberechtigung zur Geltung zu bringen, welches seit längerer 
Zcit bei Behandlung der Fragen von handelspolitischem Interesse in Ostasien 
zur Herrschaft gelangt ist. || Einstweilen ist der Kaiserliche Gesandte in 
Lissabon angewiesen, der portugiesischen Regierung mitzutheilen, dass wir den 
Kongovertrag nicht als für uns verpflichtend anerkennen. || Ich behalte mir 
vor, Euerer Durchlaucht nach Eingang einer Antwort aus Lissabon eine weitere 
Mittheilung in der Sache zugehen zu lassen. Inzwischen würde es mir er- 
wünscht sein, zu erfahren, welche Stellung die französische Regierung gegen- 
über dem Kongovertrage eingenommen hat, und ob sie geneigt wäre, sich mit 
uns und den Regierungen der anderen, an dem westafrikanischen Handel be- 
theiligten Länder über Herbeiführung einer internationalen Regelung dieser 
Frage zu verständigen. || Euerer Durchlaucht gefälligem Berichte über die Ihren 
vertraulichen Eröffnungen zu Theil werdende Aufnahme werde ich mit leb- 
haftem Interesse entgegensehen. 


Nachschrift. 


Berlin, den 19. April 1884. 
Baron Courcel hat die Frage gestern im Auftrage sciner Regierung mit 
mir besprochen. Derselbe theilte mir mit, dass seine Regierung in Lissabon 
bereits eine entschiedene Verwahrung gegen die Verbindlichkeit des Londoner 


[vom 2. Mai; W. 10] Die Antworten der betreffenden Regierungen lauteten zustim- 
mend [Berichte der deutschen Vertreter d. d. Haag, 27. April, W. 14; Madrid, 18. Mai, 
W. 16; Rom, 11. Mai, W. 20]. Anm. d. Red. 

**) Vergl. Nr. 8559. 
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tre Vertrags für Frankreich eingelegt habe, und sprach den Wunsch aus, unsere 

17.4pringes. Auffassung zu kennen. || Ich habe dem Botschafter erwidert, es stehe einst- 
weilen für uns fest, dass wir erhebliche Handelsinteressen im Kongogebiete 
hätten, die wir nicht aufgeben könnten; wir könnten auch nicht zugeben, dass 
über diese Interessen ohne unsere Mitwirkung von anderer Seite getroffene 
Abmachungen für uns verbindlich wären. || Endlich glaubten wir, dass andere 
Regierungen mit uns ein gleiches Interesse an der Sache hätten und dass eine 
gemeinschaftliche Behandlung derselben sich daher empfehlen würde. Auf 
Detailfragon, wie z. B. die Frage einer Commission mixte, könne ich heute 
noch nicht eingehen, behielte mir aber vor, darauf zurückzukommen. 

gez. Graf Hatzfeld. 


Nr. 8561. DEUTSCHLAND. — Staatssckretär des Ausw. an den 
deutschen Gesandten in Lissabon (Schmidthals); — 
Die Reichsregierung sieht den englisch - portugiesi- 
schen Vertrag als für das Reich und seine Angehö- 
rigen nicht verbindlich an. [W. 9. 


(Auszug.) Berlin, den 18. April 1884. 

Nr. 8501. Aus Euerer Hochwohlgeboren Mittheilungen, bezw. aus den dort den Kortes 

Tasse und in England dem Parlament vorgelegten Dokumenten habe ich ersehen, 
dass das Kabinet von Lissabon in der bis noch vor Kurzem von dem Londoner 
Kabinet als nach Lage der Verhältnisse nothwendig bezeichneten internationalen 
Regelung des Handels am unteren Kongo eine den politischen Interessen Por- 
tugals zusagende Lösung der Frage nicht erkannt und der Einsetzung einer 
nur aus portugiesischen und englischen Delegirten zusammengesetzten Kom- 
mission den Vorzug gegeben hat. || Die portugiesische Regierung ist nicht in 
der Lage, die den Handel betreffenden Bestimmungen des mit England ab- 
geschlossenen Vertrages auf die Angehörigen anderer Nationen ohne Weiteres 
anzuwenden. || Sogar in England werden ungeachtet der erheblichen Gegen- 
leistungen und Vortheile, welche England durch den Vertrag vom 26. Februar 
d. J. erwirbt, jene Bestimmungen von dem Handelsstand als nachtheilig be- 
zeichnet. || Die portugiesische Regierung hat um so weniger Aussicht, die von 
dem Herrn Minister du Bocage Euer Hochwohlgeboren gegenüber geäusserte 
Auffassung zur allgemeinen Geltung zu bringen, als selbst die englische 
Regierung im Laufe der Verhandlungen wiederholt erklärt hat, dass die Ab- 
machungen über den Handel am Kongo ohne Zustimmung der anderen Mächte 
für Portugal werthlos bleiben müssten. Ich verweise in dieser Beziehung u. A. 
auf die Noten Lord Granville’s an den portugiesischen Gesandten d’Antas in 
London vom 15. März und 1. Juni v. J. In der letzteren gebrauchte der eng- 
lische Staatssekretär den Ausdruck „futility of a mere dual arrangement be- 
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tween the two Countries, unrecognized by other Powers”. || Was uns anbelangt, Nr. 8561. 
so haben wir in Rücksicht auf die befreundete portugiesische Regierung uns Te Aneiek 
jeder Einmischung in seine Verhandlungen mit England und anderen Mächten 
über die territoriale Seite der Kongofrage enthalten, solange wir die Interessen 
des deutschen Handels durch die wiederholten und amtlichen Erklärungen der 
an diesen Verhandlungen betheiligten Regierungen, dass die Freiheit des 
Handels in dem Kongogebiet für alle Nationen fortbestehen solle, für gesichert 
erachten konnten. || Die in dem portugiesisch-englischen Vertrage vereinbarten 
Bestimmungen, betreffend den fremden Handel, entsprechen jedoch keineswegs 
jener Voraussetzung, und sind wir daher nicht in der Lage, der Anwendbar- 
keit derselben auf die Angehörigen des Reichs zuzustimmen. || Der deutsche 
Handelsstand hat durch das Organ der Handelskammern Protest hiergegen 
erhoben. Es wird zunächst geltend gemacht, dass das bisherige portugiesische 
Kolonialsystem sich für die Entwickelung des Handels mit den Besitzungen 
Portugals als überaus hinderlich erwiesen habe. Die Beschwerden richten sich 
ferner gegen die differenzielle Behandlung Fremder und der Nationalen, gegen 
die hohen Zolltarife und gegen andere Erschwernisse des Verkehrs, endlich 
gegen mancherlei Missbräuche seitens der Kolonialbeamten. || Die Kaiserliche 
Regierung ist deshalb nicht in der Lage, den portugiesisch-englischen Vertrag 
vom 26. Februar d. J. als für das Reich und seine Angehörigen verbindlich 
anzusehen. || Euere Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, Sich dem König- 
lichen Herrn Minister der auswärtigen Angelegenheiten gegenüber in vor- 
stehendem Sinne zu äussern. 

Graf Hatzfeldt. 





Nr. 8562. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Geschäftsträger in Lissabon. — Stellung der anderen 
Mächtezum englisch-portugiesischen Vertrage. [B. I. 40.] 


Foreign Office, April 23, 1884. 

Sir, — It appears to Her Majesty’s Government, that the time is approa- Nr. 8562. 
ching when the Portuguese Government should take active steps to ascertain , ee 
whether, and on what terms, the sovereignty of Portugal over the territory 23. aprilises. 
specified in Article I of the Congo Treaty will be recognized by other Powers 
interested in African trade. That the attention of those Powers is directed 
to the Treaty, and to the position in which their subjects would be placed 
when Portugal assumes the sovereignty, is manifest from the discussions which 
have taken place in some of the Legislative Bodies, and from the criticisms 
which have appeared in the newspapers of France, Holland and the United 
States. || Senhor de Serpa stated, in his note of the 24th March, 1883, that 
the Portuguese Government had not the slightest fear, if the Treaty with 
Great Britain were concluded, that the recognition of any other nation would 


Nr. 8562. 
Gross- 
britannien. 
23,April1884. 


Nr. 8563. 
Deutschland. 
94.April1884. 
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be withheld: in my reply of the 1st June I observed, that the information in 
possession of Her Majesty’s Government did not altogether support that view. 
Her Majesty’s Government would be glad to know whether it is still enter- 
tained by the Government of Portugal now that the condition attached by 
Senhor Serpa has been fulfilled by the signature of the Treaty. || That the 
question is of urgent importance is indisputable. I pointed out in my two 
notes of the 15th March and the 1st June, that a mere dual arrangement 
between Great Britain and Portugal, unrecognized by other countries. would 
be futile, and in the former note I insisted on the fact that the acceptance 
of other Powers would be indispensable before the Treaty could come into 
operation. This is, indeed, so obvious that it is hardly necessary to revert 
to it. Portugal could not permanently establish herself on the Congo if the 
Powers generally refused to recognize her supremacy, or to permit their sub- 
jects to submit themselves to her authority, and the Treaty would conse- 
quently be ipso facto inoperative, as its whole fabric rests on the assumption 
of Portugal being able to maintain her position as Sovereign Power, and to 
establish her right in that capacity to impose duties on foreign commerce in 
return for protection accorded to it. || The Portuguese Government can hardly 
fail to give at present serious consideration to the point, and I should there- 
fore wish you to ascertain M. du Bocage’s views. In communicating with him, 
you are fully authorized to say that Her Majesty’s Government will be ready 
to assist the Portuguese Government, in whatever manner may seem to both 
parties to be most judicious, in obtaining the acceptance of the Treaty by other 
Powers. || If it should be proposed, in order to overcome opposition, to invite 
the presence on the River Commission of Delegates from other Powers, the 
assent of Her Majesty’s Government would be a foregone conclusion, as their 
proposal for an International Commission was, as you are aware, abandoned 
only from their inability to overcome the objections of the Portuguese Govern- 
ment. || I am, &c. Granville. 








Nr. 8563. DEUTSCHLAND. — Botschafter in Paris an den Reichs- 
kanzler. — Einwilligung der franz. Regierung. [W.12.] 


Paris, den 24. April 1884. 

In Gemässheit des Hohen Erlasses vom 17. d. M., betreffend den zwischen 
England und Portugal abgeschlossenen Kongovertrag, habe ich mich vertraulich 
nach der Stellung erkundigt, welche die französische Regierung gegenüber dem 
Vertrage eingenommen hat. Sowohl der Minister, wie Herr Billot, sagten mir, 
die französische Regierung habe in Lissabon erklärt, dass Frankreich den Ver- 
trag nicht anerkenne und sich den darin enthaltenen Bestimmungen über die 
Zollerhebung in dem unteren Kongogebiet nicht unterwerfen werde. Ebenso, 
wie die Kaiserliche Regierung, hält es die französische Regierung nicht für 
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zulässig, dass eine einzelne Macht Fragen von allgemeinem Interesse ohne Mit- alles ee 
wirkung der anderen betheiligten Länder einseitig zu regeln versuche. Diez, à riissa 
französische Regierung ist bereit, sich mit den übrigen Mächten über eine 
gemeinsame Haltung zu verständigen, und der Gedanke, das Prinzip der Gleich- 
berechtigung in derselben Weise zur Geltung zu bringen, wie dies bei Be- 
handlung handelspolitischer Fragen in Ostasien zur Anerkennung gelangt ist, 

fand bei dem Minister volle Zustimmung. Auch Herr Billot sprach sich in 
derselben Weise zustimmend aus und hält die Einführung einer internationalen 
Kommission für den Kongo, die der bestehenden Donaukommission nachgebildet 

werden könnte, für eine günstige Lösung. Uebrigens glaubt Herr Jules Ferry, 

dass die Frage für jetzt an Bedeutung verlieren werde, da der Vertrag in 
England auf grossen Widerspruch stosse und wohl kaum aufrecht erhalten 

werden würde. 


Hohenlohe. 





Nr. S564. FRANKREICH. — Botschafter in Berlin an den franz. 
Min. des Ausw. — Die deutsche Regierung wünscht 
sich zunächst mit Frankreich zu verständigen. [G.I 20.) 


(Extrait.) Berlin, le 26 avril 1884. 

Le Gouvernement impérial donne la plus sérieuse attention à la question Nr. 8564. 
du Congo et on s’occupe en ce moment méme de réunir les éléments d’un 06. RES. 
travail devant lui permettre de se prononcer en connaissance de cause. M. de 
Hatzfeldt, tout en me disant qu’il n’était pas encore arrivé à des conclusions 
définitives, m’a fait connaître qu’il avait traité la question du Congo avec le 
Chancclier de l’Empire et que trois points pouvaient dès à présent être con- 
sidérés comme acquis. 

En premier lieu, le Gouvernement allemand avait reconnu que ses nationaux 
avaient des intérêts importants impliqués dans la question, et que‘ces intérêts 
meritaient, de sa part, un sérieux appui. 

Secondement, le Gouvernement allemand, avant de fixer ses propres réso- 

lutions, avait le désir d'échanger ses vues avec les autres Gouvernements 
intéressés, notamment avec la France, et le Prince de Hohenlohe serait invité 
à vous témoigner le prix que l'Allemagne attacherait à se concerter avec vous. 
Enfin, pour ce qui concerne spécialement l’acte diplomatique signé, mais non 
encore ratifié, entre l'Angleterre et le Portugal, quels que dussent en être le 
sort et la portée, l’Allemagne le regardait comme ne lui étant pas opposable 
ct comme ne pouvant, en aucun cas, porter légalement atteinte à la situation 
de droit des tiers non intervenus à la négociation. 


Alph. de Courcel. 





Mr. 8865, 
Deutschland. 
29.April1884. 
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Nr. 8565. DEUTSCHLAND. — Stastssekretär des Ausw. an den 
deutschen Botschafter in London. — Die Reichs- 
regierung stimmt der Anwendung des Vertrages auf 
Angehörige des Reichs nicht zu. [W. 17. 


Berlin, den 29. April 1884. 
Die Organe des deutschen Handelsstandes haben mit grosser Ueberein- 
stimmung den zwischen England und Portugal am 26. Februar d. J. ab- 
geschlossenen Vertrag über den Kongo als den deutschen Handelsinteressen 
nachtheilig erklärt; wir warden deshalb der Anwendung der den fremden Handel 
betreffenden Bestimmungen dieses Vertrages auf die Angehörigen des Reichs 
nicht zustimmen können, wenn derselbe von den beiden Kontrahenten wirklich 
in Kraft gesetzt werden sollte. || Wir sind indess überzeugt, dass sich eine den 
allgemeinen Bedürfnissen des Handels mit Afrika entsprechende Verständigung 
finden lassen wird, sobald die hieran betheiligten Regierungen sich dieserhalb 
in das Einvernehmen setzen. || Euere Excellenz ersuche ich ergebenst, sich 
gefälligst in diesem Sinne gegen Lord Granville auszusprechen. 
Graf Hatzfeldt. 





Nr. 8566. DEUTSCHLAND. — Geschäftsträger in Lissabon (Rex) 
an den Reichskanzler. — Die portugiesische Regie- 
rung hält an dem Vertrage mit England fest. [W.10.] 


(Auszug.) Lissabon, den 30. April 1884. 

In Folge des Hohen Erlasses vom 18. d. M., die Kongofrage betreffend, 
habe ich mit dem Minister des Aeussern eine Unterhaltung gehabt, in deren 
Verlauf ich ihm den Inhalt desselben mittheilte. || Herr du Bocage bemerkte, 
England habe Portugal gegenüber die Verpflichtung übernommen, seinen Ein- 
fluss für die Anerkennung der portugiesischen Souveränität am Kongo seitens 
der übrigen Mächte geltend zu machen. Die von der deutschen Handelskammer 
erhobenen Klagen müsse er als übertrieben bezeichnen. || Heute suchte mich 
der Minister in meiner Wohnung auf und gab die Erklärung ab, dass die por- 
tugiesische Regierung an dem Vertrage vom 26. Februar festhalten müsse, bis 
die Frage der Ratifizirung desselben durch England entschieden sei. || Herr du 
Bocage erklärte mir wiederholt, die portugiesische Regierung sei bereit, den 
deutschen Handelsinteressen volle „Satisfaktion“ zu geben; nur bezüglich des 
Kongogebiets sei dieselbe durch den gegenwärtigen Vertrag an England ge- 
bunden. 

Graf Rex. 








Berliner (Westafrikanische) Konferenz. 11 


Nr. 8567. DEUTSCHLAND. — Botschafter in London an den 
Reichskanzler. — England hat mit Rücksicht auf den 
Widerspruch der Mächte die Wiederaufnahme der 
Verhandlungen in Lissabon in Vorschlag gebracht. 
[W. 18.] 


London, den 1. Mai 1884, 


Den Inhalt des Hohen Erlasses vom 29. v. M., betreffend den zwischen Nr. 8567. 
England und Portugal am 26. Februar d. J. abgeschlossenen Vertrag über deny. sai 13%. 


Kongo, habe ich nicht verfehlt zur Kenntniss der hiesigen Regierung zu 
bringen. || Lord Granville theilte mir mit, dass eine Note an die portugiesische 
Regierung in Vorbereitung sei, welche mit Rücksicht auf den Widerspruch, 
den der Vertrag bei verschiedenen Mächten hervorgerufen, die Wiederaufnahme 
der Verhandlungen in Vorschlag bringt. || Lord Granville glaubt, dass es ge- 
lingen wird, von der portugiesischen Regierung die Einsetzung einer inter- 
nationalen Kommission anstatt der projektirten englisch-portugiesischen zu 
erlangen. || Was den von verschiedenen Seiten angegriffenen Tarif betrifft, so 
sei eine Erhöhung desselben nur mit Bezug auf Pulver und Schusswaffen ein- 
getreten. Münster. 





Nr. 8568. DEUTSCHLAND. — Staatssekretär des Ausw. an den 
deutschen Gesandten in Washington (Eisendecher). 
— Stellung der Vereinigten Staaten zum englisch- 
portugiesischen Vertrage. [W. 21.] 


(Auszug.) Berlin, den 4. Mai 1884. 


Bezüglich der Kongofrage würde es mir von Interesse sein, zu erfahren, Nr. 8588. 


ob die Regierung der Vereinigten Staaten der in Sec. II der Joint Resolution 
des Senats erwähnten Aufforderung, die anderen Mächte zur gemeinsamen Be- 
handlung dieser Angelegenheit einzuladen, Folge zu geben beabsichtigt. Die 
Resolution hatte ein allgemeines Abkommen im Auge, welches die Freiheit der 
Schifffahrt auf dem ganzen Kongo und seinen Nebenflüssen für die Angehörigen 
und den Ilandel aller Nationen bezweckte. || Die von Herrn Morgan am 
26. Februar d. J. dem Komité für die auswärtigen Angelegenheiten unter- 
breitete Resolution erwähnte einen Passus aus der letzten Botschaft des Prä- 
sidenten der Vereinigten Staaten, worin angeführt wurde, dass die Internationale 
Afrikanische Assoziation keine dauernde politische Kontrole, sondern die Neu- 
tralität des Kongobeckens von der Mündung bis zu den Quellen dieses Flusses 
anstrebe. Auch jene Resolution verlangte ein Einvernehmen mit den anderen 
Mächten, um in diesem ganzen Gebiet freien Handel zu Wasser und zu Lande 
für Jedermann zu sichern. || Insoweit es sich um den am 26. Februar d. J. in 
London zwischen England und Portugal abgeschlossenen Vertrag über den 
Kongo handelt, befinden wir uns mit der Regierung der Vereinigten Staaten 


La 
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Deutschland. 
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Nr. 8569. 
Deutschland. 
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bereits in Uebereinstimmung. Denn wir haben den Kabineten von London und 
Lissabon mitgetheilt, dass wir der Anwendung der den fremden Handel be- 
treffenden Bestimmungen dieses Vertrages auf die Angehörigen des Reichs nicht 
zustimmen würden, auch wenn der Vertrag von den beiden Kontrahenten in 
Kraft gesetzt werden sollte. Hierzu sind wir zunächst durch Eingaben der 
Organe des deutschen Handelsstandes veranlasst worden, worin dieser Vertrag 
übereinstimmend als nachtheilig für die deutschen Handelsinteressen in Afrika 
bezeichnet wird. Wie Nordamerika, so erstreben auch wir für uns keine Pri- 
vilegien, wünschen aber, dass die Verhältnisse im Kongogebiet nicht nach den 
Interessen einzelner Mächte, sondern mit Rücksicht auf die Bedürfnisse aller 
an dem dortigen Handel betheiligten Nationen geregelt werden. || Zugleich halten 
wir es für zweckmässig, bei dem ersten sich bietenden Anlasse das Prinzip 
der Solidarität und Gleichberechtigung, welches seit Jahren mit Erfolg bei 
Regelung der Handelsverhältnisse in Ostasien Anwendung gefunden hat, auch 
in Afrika zur Geltung zu bringen. || Euere Hochwohlgeboren ersuche ich er- 
gebenst, sich gefälligst in vorstehendem Sinne gegenüber dem Herrn Staats- 
sekretär auszusprechen. Graf Hatzfeldt. 


Nr. 8569. DEUTSCHLAND. — Staatssekretär des Ausw. an den 
deutschen Botschafter in London. — Stellung Deutsch- 
lands zum Vertrage. [W. 23.] 


(Auszug.) Berlin, den 5. Mai 1884. 
Was die Kongofrage betrifft, so wünschen wir keine Privilegien für uns, 
aber eine Regelung, welche unserem Handel in den bisher unabhängigen Ge- 
bieten volle Gleichberechtigung mit dem Handel jeder anderen Nation sichert 
und ibn gegen Verdrängung aus seinen, in friedlicher Arbeit errungenen Po- 
sitionen, oder gegen Verkürzung der Möglichkeit seiner Ausbreitung und Ent- 
wickelung in einem Welttheil schützt, für dessen Erschliessung auch Deutsch- 
land erhebliche Anstrengungen durch muthige Forscher und unternehmende 
Kaufleute gemacht und grosse Opfer gebracht hat. || Die im Lauf der Ver- 
handlungen zwischen England und Portugal erfolgten amtlichen Kundgebungen 
beider Regierungen hatten zu der Annahme berechtigt, dass die bestehende 
Handels- und Verkehrsfreiheit im ganzen Kongobecken durch keine territo- 
rialen Arrangements werde beeinträchtigt werden. || Dieser Annahme hat der 
Inhalt des am 26. Februar d. J. in London unterzeichneten Vertrages nicht 
entsprochen; wir sowohl wie andere Regierungen haben deshalb in Lissabon 
und in London erklärt, dass wir die den fremden Handel betreffenden Be- 
stimmungen des englisch-portugiesischen Vertrages für uns und unsere An- 
gehörigen nicht als verpflichtend ansehen würden. || Einer Meldung der Kaiser- 
lichen Gesandtschaft in Lissabon vom 30. v. M.*) zu Folge hält die portugie- 
sische Regierung an dem Vertrage vom 26. Februar d. J. fest, bis die Frage 


*) Nr. 8566. 
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der Ratifizirung desselben durch England entschieden ist. || Wie ich aus Euerer ar 
Excellenz gefälligem Bericht vom 1. d. M.*) ersehe, will Lord Granville mit;, mai 1884. 
Rücksicht auf den Widerspruch, welchen der Vertrag bei verschiedenen Mächten 
hervorgerufen hat, die Wiederaufnahme der Verhandlungen in Lissabon vor- 
schlagen. Es ist nicht ersichtlich, ob die grossbritannische Regierung hierbei 
an eine neue, nur mit Portugal zu führende Verhandlung denkt, oder ob ihr 
die Absicht vorschwebt, eine Verständigung mit den anderen interessirten 
Mächten über eine neue Vertragsbasis zu suchen. || Es erscheint daher zeit- 
gemäss, das Londoner Kabinet auf die Nützlichkeit des letzteren Verfahrens 
aufmerksam zu machen, welches seit langer Zeit und mit gutem Erfolg auch 
bei Regelung der Handelsbeziehungen in Ostasien auf der Basis der Solida- 
rität und Gleichberechtigung der Mächte zur Anwendung gekommen ist. || Lord 
Granville erkannte die Nothwendigkeit der Zustimmung der anderen, an dem 
Handel im Kongogebiet interessirten Mächte zu den Abmachungen zu Zweien 
noch in der Note an Herrn d’Antas vom 1. Juni v. J. mit den Worten an: 
„futility of a mere dual arrangement between the two countries, unrecognized 
by other Powers“. Der Vertrag vom 26. Februar d. J. hat zunächst zur Folge 
gehabt, die Ansprüche Portugals gegenüber dem fremdem Handel zu steigern. 
Bisher ist nicht zu erkennen, dass man sich in Lissabon von der Nothwendig- 
keit überzeugt hat, dem von dem Handelsstande aller Nationen erhobenen . 
Einspruch gegen die Erweiterung des portugiesischen Kolonialbesitzes durch 
eine zeitgemässe Reform des portugiesischen Kolonialsystems Rechnung zu 
tragen. || Zur Verhütung von Reibungen unter den Angehörigen befreundeter 
Nationen wird eine Verständigung unter allen interessirten Mächten über be- 
stimmte Grundlagen für die Regelung der Verhältnisse in dem Kongobecken 
herbeizuführen sein. || Euere Excellenz wollen Sich in diesem Sinne Lord 
Granville gegenüber aussprechen und hierbei einfliessen lassen, wie schon viel- 
fach in der europäischen, auch der englischen Presse der Vorschlag einer 
Neutralisirung solcher Gebiete gemacht worden und dass dieser Gedanke kürz- 
lich auch in Resolutionen des amerikanischen Senats und Kongresses zum 
Ausdruck gelangt ist. || Einem gefälligen Berichte über die Aufnahme Ihrer Mit- 
theilungen werde ich mit Interesse entgegensehen. Graf Hatzfeldt. 


Nr. 8570. DEUTSCHLAND. — Gesandter in Washington an den 
Reichskanzler. — Die Regierung der Vereinigten Staa- 
ten hat vorläufig nicht die Absicht, mit andern Regie- 
rungen in Verhandlungen über den Vertrag zu treten. 


[W. 22.] 
(Auszug.) Washington, den 21. Mai 1884. 
Euerer Durchlaucht Hohen Erlass vom 4. d. M., betreffend die Kongo- Nr. 8550. 


frage, hatte ich die Ehre zu erhalten. || Die hiesige Regierung ist bisher, wie or Mas 1824, 


*) Nr. 8567. 
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a, Herr Frelinghuysen mir vertraulich mittheilt, mit keiner anderen Regierung 

$1, Mai 1684. Über die Angelegenheit in Verhandlung getreten; sie hat auch zunächst nicht 
die Absicht, das zu thun, wünscht aber keine Privilegien für sich allein, son- 
dern eine Regelung der Verhältnisse und des Handels am Kongo unter Be- 
rücksichtigung der Interessen aller betheiligten Nationen. || Mr. Frelinghuysen 
legt Gewicht darauf, dass alle interessirten Nationen am Kongo die gleichen 
Vorrechte geniessen, und kann den Bestimmungen des englisch-portugiesischen 
Vertrages nicht zustimmen. v. Eisendecher. 


Nr. 8571. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botschafter in Berlin. — In Aussicht genommene 
Aenderungen dos Vertrages. Wird Deutschland even- 
tuell einen Delegirten für eine internationale Kom- 
mission ernennen? [B. IL 1.] 


Foreign Office, May 26, 1884. 

Ne ‚so My Lord, — your Excellency is aware, that the Treaty with Portugal re- 

ritannien, Specting the West Coast of Africa, which was signed on the 26th February 

26. Mai 1884. ast, has not yet been ratified, and that the election of a new Cortes is now 
necessary, before which the Treaty will havo to be placed for ratification. 
The delay has given opportunity for ascertaining, to some extent, the views 
of the provisions of the Treaty entertained by the various Powers interested 
in the Congo trade, and the result has been that the Portugucse Government - 
are beginnig to see that their opposition to the effort made by Her Majesty’s 
Government to introduce a clause establishing an International Commission on 
the river was injudicious; they are now themselves suggesting, that other 
Powers should be invited to appoint Delegates to serve on the Commission.|| 
Ier Majesty’s Government, having been always of opinion that the Commission 
should be international, and having assented to the provision that it should 
consist only of English and Portugucse Commissioners with reluctance, have 
welcomed this change of opinion, and have not hesitated to express the con- 
viction, that the admission of other Powers would be advisable. || I am aware, 
from a communication made to me confidentially by Count Minster, that the 
attention of Prince Bismarck has been drawn to the Treaty by the German 
Chambers of Commerce; and I should wish your Excellency to speak to his 
Highness on the subject, and to inquire whether he would be prepared, if he 
should receive an invitation, to appoint a German Delegate. You will state, 
that we should wish to learn his Highness’ views before communicating with 
the other Powers whose interests are concerned. || You will add, that it is the 
intention of Her Majestys Government to take advantage of the reopening 
of the negotiations which would be entailed by raising the question of the 
extension of the composition of the Commission to obtain also an extension 
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of its powers. It has been ascertained since the signature of the Treaty, that "7. 57. 
merchants apprehend that the Portuguese local officers will be obstructive, pritannien. 
and that it is considered that they cannot safely be intrusted with the framing *% Mai 1884. 
and enforcement of the Customs Regulations: this apprehension would be re- 

moved if the task were to be intrusted to the Commission, and an endeavour 

will be made to obtain the concession. Uneasiness has also been shown as 

to the consequences of the application of the Mozambique Tariff: Her Ma- 

jesty’s Government have met this by obtaining the assent of the Portuguese 
Government to an arrangement by which the duties on all articles, with the 
exception of tobacco, brandy, guns and gunpowder, shall in no case exceed 

10 per cent. ad valorem; the amount of which the specific duties to be levied 

under the Mozambique Tariff are intended to be the equivalent, but which, 

owing to the great cheapness of some of the goods imported into the Congo, 

they in some cases probably exceed. || Prince Bismarck will doubtless recognize, 

that the amendment of the character and attributes of the Commission and 

the adjustment of the Tariff on a secure basis constitute important modifica- 

tions, and Her Majesty’s Government would be glad to learn whether they 

might count on the support of the German Government in their endeavour to 

place the general control of the trade of the river on an international footing 

on the basis of the provisions of the Treaty, modified in the direction which 

I have above indicated. || I am, &c, Granville. 


Nr. 8572. DEUTSCHLAND. — Geschäftsträger in Paris (Bülow) 
an den Reichskanzler. — Frankreich ist zur Theil- 
nahme an einer internationalen Konferenz bereit. 
Aufgabe einer solchen Konferenz. [W. 24. 


(Auszug.) Paris, den 29. Mai 1884. 

Ich hatte gest,rn Gelegenheit, mich mit dem französischen Herrn Minister- Nr. 8572. 
präsidenten über den portugiesischen Vorschlag einer Kongokonferenz zu re 
unterhalten. Herr Ferry sagte mir, er sei zur Theilnahme an einer inter- 
nationalen Konferenz über die Kongofrage gern bereit. Dieselbe werde die 
Aufgabe haben, allen civilisirten Nationen freie Schifffahrt und gleiche Rechte 
auf dem Kongo zu sichern. Seiner Ansicht nach werde dieser Zweck am 
besten in der Weise erreicht werden, dass die Aufsicht über den gedachten 
Strom einer internationalen Kommission übertragen würde. Einer solchen 
Aufsicht könne sich Frankreich unterwerfen, nicht aber einer englisch-por- 
tugiesischen oder ausschliesslich englischen Kontrole. || Mit der Regulirung 
der territorialen Verhältnisse im Kongogebiete werde die Konferenz nicht 
zu befassen sein, da die Lage der hierauf bezüglichen Rechtsansprüche eine 
zu verwickelte sei. von Bülow. 
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Deutschland. 
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Nr. 8573. FRANKREICH. — Min. des Ausw. an sämmtliche Lega- 
tionen. — Die Association hat sich verpflichtet, ihre 
Gebiete an keine andere Macht als Frankreich abzu- 
treten. [G. I. 23.] 
Paris, le 31 mai 1884. 

Le President de l’Association internationale du Congo m’a adressé, le 
23 avril dernier, une lettre dont j’ai l’honneur de vous envoyer ci-joint copie; 
vous trouverez également ci-annexée copie de la réponse que j'ai faite à sa 
communication. 

Cette correspondance constate l'accord conclu avec nous par l'Association 
internationale et aux termes duquel cette Société s'engage à ne céder à 
aucune Puissance autre que la France les territoires et stations fondés par 
elle au Congo et dans la vallée du Niadi-Quillou. Nous promettons en retour 
de respecter les stations et territoires de l’Associaton et de ne pas mettre 
obstacle à l’exercice de ses droits. 

L’entente ainsi intervenue aura donc pour effet immédiat de faciliter les 
opérations du Commissaire du Gouvernement français dans l'Ouest africain. 
Elle garantit pour l'avenir l’oeuvre poursuivie dans ces régions par le Gouver- 
nement de la République contre l'intervention d’une Puissance tierce qui se 
substituerait à l'Association: à ce double point de vue, je n’ai pas hésité à y 
donner mon assentiment. J’ai tenu à vous fixer sur la nature et sur l’objet 
de ces arrangements; rien ne s oppose d’ailleurs à ce que, dans vos entre- 
tiens, vous fassiez usage des indications qui précèdent. 

Jules Ferry. 


Bruxelles, le 23 avril 1884. 
Monsieur le Ministre, l’Association internationale du Congo, au nom des 
stations et territoires libres qu’elle a fondés au Congo et dans la vallée du 
Niadi-Quillou, déclare formellement qu’elle ne les cédera à aucune puissance, 
sous réserve des conventions particulières qui pourraient intervenir entre la 
France et l’Association, pour fixer les limites et les conditions de leur action 
respective. Toutefois l’Association, désirant donner une nouvelle preuve de 
ses sentiments amicaux pour la France, s'engage à lui donner le droit le pré- 
ference, si, par des circonstances imprévues, l'Association était amenée un 

jour à réaliser ses possessions. Strauch. 








Nr. 8574. DEUTSCHLAND. — Staatssekretär des Ausw. an den 
deutschen Geschäftsträgerin Paris. — Einverständniss 
mit den französischen Vorschlägen. [W. 25. 
(Auszug.) Berlin, den 5. Juni 1884. 
Euerer Hochwohlgeboren gefälligen Bericht vom 29. v. M. habe ich er- 
halten. Der Reichskanzler hat die Vorschläge des französischen Minister- 
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präsidenten durchaus zweckentsprechend und annehmbar befunden. Ich ersuche Nr- it 
Euere Hochwohlgeboren, Herrn Ferry mitzutheilen, dass wir bereit seien, auf: juni 1884. 


der Basis jener Vorschläge uns über eine gemeinsame Behandlung der Kongo- 
frage mit Frankreich zu verständigen. 
Graf von Hatzfeldt 





Nr. S575. DEUTSCHLAND. — Reichskanzler an den deutschen 
Botschafter in London. — Die beabsichtigten Aende- 
rungen genügen nicht. [W. 27.] 


Berlin, den 7. Juni 1884. 


Euerer Excellenz beehre ich mich anbei in Abschrift eine von Lord Nr. 85%. 
Ampthill mitgetheilte Depesche Lord Granville’s vom 26. v. M., betreffend den; juni 1884. 


englisch-portugiesischen Kongovertrag vom 26. Februar d. J., zur gefälligen 
Kenntnissnahme zu übersenden. || Auch mit den von der Königlich gross- 
britannischen Regierung in der Anlage vorgeschlagenen Modifikationen würde, 
wie ich glaube, der Vertrag keine Aussicht auf allscitige Anerkennung haben. 
Die portugiesische Regierung selbst scheint, wie ich Euerer Excellenz bereits 
unter dem 20. v. M.*) mitzutheilen die Ehre hatte, sich in Folge der ihr zu- 
gegangenen Aeusserungen anderer Regierungen von der Nothwendigkeit über- 
zeugt zu haben, die Kongofrage zum Gegenstand einer internationalen Regc- 
lung zu machen; sie hat deshalb bei verschiedenen Regierungen den Gedanken 
einer Konferenz angeregt. || Wir werden, wenn dieser Gedanke bei den an dem 
Kongohandel interessirten Mächten Anklang findet, gern bereit sein, einen 
deutschen Bevollmächtigten zur Betheiligung an den Verhandlungen zu er- 
nennen. || Wir sind indess nicht geneigt, die Gewährung von Vorzugsrechten 
an irgend cine der bei dem Kongohandel betheiligten Mächte als eine ge- 
eignete Grundlage der Unterhandlungen anzusehen. Portugal besitzt nach 
unserer Ansicht keinen stärkeren Anspruch auf das untere Kongogebiet als 
jede andere dort verkehrende Macht. Handel und Verkehr sind dort für alle 
Nationen bisher gleichmässig von jeder Einschränkung frei gewesen. || Seine 
Majestät der Kaiser fühlt sich verpflichtet, dem deutschen Handel die Vor- 
theile dieses bestehenden Zustandes auch für die Zukunft zu wahren und sic 
womöglich durch ein Uebereinkommen unter allen betheiligten Nationen zu 
befestigen. || Wir sind daher nicht in der Lage, der portugiesischen oder einer 
anderen Nation dort Vorrechte einzuräumen. || Die. wie Lord Granville kon- 
statirt, von Kaufleuten aller Nationen geäusserte Befürchtung, dass die Thätig- 
keit portugiesischer Beamten lähmend für den Verkehr sein würde, theilen 
wir, || Gerade deshalb können wir nicht dazu mitwirken, dass, wenn zur Be- 
streitung von Einrichtungen, welche dem fremden Handel zu Gute kommen 


*) Nicht abgedruckt. Anm. d, Weissbuches, 
Staatsarchiv XLV. ° 


Nr. 8515. 
Deutschland. 
7. Juni 1884. 
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sollen, die Erhebung von Zöllen oder Abgaben überhaupt nothwendig werden 
sollte, die Verwaltung oder auch nur die Leitung dieser Einrichtungen portu- 
giesischen Beamten übertragen werde. || Auch die Limitirung der auf Grund 
des Mozambique-Tarifs zu erhebenden Zölle auf die Maximalhöhe von 10 Prozent 
würde gegen die Nachtheile nicht schützen, welche der Handelsstand von einer 
Ausdehnung des portugiesischen Kolonialsystems auf Landstriche, welche bisher 
frei davon sind, mit Recht besorgt. Die Höhe von Werthzöllen bleibt immer 
unsicher, weil sie von der Schätzung des Werthes abhängt. Das Verfahren 
bei der Kontrole kann für den Handel noch beschwerlicher werden als die 
Höhe der Zölle. || Aber selbst wenn die über die portugiesischen Kolonial- 
beamten in der Handelswelt bestehenden ungünstigen Urtheile übertrieben sein 
sollten, so läge doch für uns kein Anlass vor, die bisherige Freiheit und 
Gleichheit des Verkehrs zu Gunsten Portugals und zum Nachtheil aller anderen 
Nationen alteriren zu helfen. || Hierzu kommt noch, dass die in Aussicht ge- 
nommene Festsetzung der Zölle auf 10 Prozent ad valorem noch werthloser 
werden würde, wenn einige der hauptsächlichen Importartikel — Taback, 
Branntwein, Gewehre und Schiesspulver — von dieser Festlegung des Zolles 
ausgenommen würden. || Im Interesse des deutschen Handels kann ich dem- 
nach nicht dazu beitragen, dass ein so wichtiges und bisher freies Küsten- 
gebiet der portugiesischen Kolonialverwaltung unterworfen werde. Wir sind 
dagegen gern zur Mitwirkung bereit, für die an dieser Frage interessirten 
Mächte eine allgemeine Verständigung anzustreben, um bei Regelung der 
Handelsverhältnisse in diesem afrikanischen Gebiete den seit längerer Zeit in 


‘ Ostasien mit Erfolg angewandten Grundsatz der Gleichberechtigung und In- 


Nr. 8516. 
Gross- 
britannien. 
30.Juni 1884. 


teressengemeinschaft aller Nationen in geeigneten Formen zur Geltung zu 
bringen. || Euere Excellenz ersuche ich ergebenst, sich dem entsprechend Lord 
Granville gegenüber zu äussern. Auch sind Euere Excellenz ermächtigt, dem 
Herrn Minister Abschrift dieses Erlasses vertraulich mitzutheilen. 

von Bismarck, 





Nr. 8576. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botschafter in London. — Die Regierung lässt den 
Vertrag infolge des Widerspruchs der deutschen 
Regierung fallen. [B. Il. 3.] 


Foreign Office, June 30, 1884. 

My Lord, — I inclose copy of a note from Prince Biemarck dated the 
7th instant, communicated to me by Count Münster, in which his Highness 
states his objections to the Anglo-Portuguese Treaty of the 26th February, 
expresses the conviction that it has no chance of being universally recognized, 
even should it be modified as suggested by Her Majesty’s Government, and 
adds that he cannot consent that a coast of such importance and hitherto 
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freo territory should be subjected to the Portuguese colonial system. His m 8516. 
Highness intimates, that the German Government would be willing to enter & yritannien. 
Conference, but would do so with the view of obtaining a gencral agreement 30. Juni 1884. 


for the regulation of the commerce of the Congo on principles of equality 
and community of interests. || I have to request your Excellency to point out 
to his llighness that, but for the persistent opposition of the British Govern- 
ment, unsupported by any other Power, Portugal would in all probability 
have long since established herself in the Congo district. Great Britain rc- 
fused the recognition of her sovereignty, and the object of the recent nego- 
tiations has bcen to give that recognition which, as Portugal claimed, was 
withheld by her alone, in return for substantia] guarantees of freedom for the 
commerce of the world. Germany, in particular, was believed to have recog- 
nized the claims of Portugal when, on the 27th December, 1870, the German 
Representative at Lisbon was instructed to appeal to the Portuguese Govern- 
ment to take the requisite steps for protecting neutral rights violated by the 
capture of the German ship “Hero” by a French man-of-war in the territorial 
waters of the port of Banana. Her Majesty’s Government would also point 
out, that differential duties are expressly excluded by the Treaty, and that 
the principle of equality of trade is not in any manner violated by its pro- 
visions, as the Portuguese are ready to extend the same treatment to other 
nations which they have accorded to Great Britain. It is now, however, under- 
stood, that the German Government refuse absolutely to recognize the sove- 
reignty of Portugal, and that they would not be satisfied by any modification 
of the commercial provisions of the Treaty. Her Majesty’s Government have 
observed with regret, that the German Government object to any special 
treatment of the importation of brandy, arms and ammunition, as provisions 
of the kind have been generally adopted in the African Tariffs of States 
possessing Colonies in that continent with a view to prevent the demorali- 
zation and mutual destruction of the native races, and it could easily be 
shown that, compared with most of these Tariffs, the provisions of the Mo- 
zambique Tariff are in this respect not excessive. Her Majesty’s Government, 
however, admit that it would be superfluous to discuss questions of detail 
considering the fundamental character of the objections to the Treaty itself 
entertained by the German Government. These objections leave no hope, that 
the assent of Germany to the Treaty will be obtained, and Her Majesty’s 
Government have consequently instructed Mr. Petre to inform the Portugucse 
Government that it would be useless to proceed to its ratification*). || Whilst 
thus abandoning the Treaty they have, however, pointed out to the Portu- 
guesc Government that it would be open to the Governments of Great Bri- 
tain and Portugal to propose an arrangement by which the arrangements re- 
lating to a River Commission would be retained, an international character 


*) Graf Münster meldete dies in einem Telegramm vom 26, Juni [W 29} Anm. d. R. 
2° 
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being given to them in accordance with the original proposals of Her Maje- 


tease. sty's Government. The terms of Prince Bismarck’s note lead Her Majesty’s 
‘0. Juni 1884. Government to hope, that such a proposal would receive the support of the 


Nr. 8577. 
Deutschland. 


German Government, and it is their wish that you should intimate their 
readiness to enter into communication with them on the subject, and to ask 
for their co-operation. I am, &c. Granville, 





Nr. 8577. DEUTSCHLAND. — Staatssckretär des Ausw. an den 
deutschen Botschafter in Paris. — Die Reichsregie- 
rung ist geneigt, sich mit Frankreich auch über das 
Nigergebiet zu verständigen. [W. 30. 

(Auszag.) Berlin, den 5. Juli 1884. 

Baron Courcel hat nach der Rückkehr von seinem letzten Urlaub mir 


5. Juli 18. gegenüber unter Anderem der von Euerer Durchlaucht bereits berichteten 


Nr. 8578, 
Gross 


Uebereinstimmung der französischen Regierung mit uns hinsichtlich der Nütz- 
lichkeit einer internationalen Regelung der Kongofrage Ausdruck verliehen. 
Die französische Regierung stehe auf demselben prinzipiellen Boden wie wir; 
sie wünsche die Freiheit des Handels und der Schifffahrt sicherzustellen, unter 
dem Vorbehalt der Regelung der territorialen Fragen. || Der Botschafter liess 
zugleich einfliessen, dass die französische Regierung zu einer gleichen Ver- 
ständigung bezüglich des Niger geneigt sein würde, falls wir eine solche für 
wünschenswerth hielten. Ich war einige Tage später in der Lage, dem Baron 
Courcel mitzutheilen, dass der Herr Reichskanzler eine solche Vereinbarung 
hinsichtlich des Niger ebenfalls für angezeigt erachte. || Euere Durchlaucht 
bitte ich, bei gebotenem Anlasse Herrn Jules Ferry auch Ihrerseits zu sagen 
dass wir sehr geneigt seien, dieser Anregung Frankreichs Folge zu geben. || Es 
gereiche uns zur Genugthuung, auch in diesem Punkte uns in Uebereinstim- 
mung mit der französichen Regierung zu wissen. Wir hätten eine internatio- 
nale Regelung der Handels- und Schifffabrtsverhältnisse am Niger auch unserer- 
seits schon in den Bereich der Möglichkeit gezogen. 
Graf von Hatzfeldt. 





Nr. 8578. GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Berlin an den 
engl. Min. des Ausw. — Die Anregung zu einer Kon- 
ferenz ist von Portugal und nicht vom deutschen 
Reichskanzler ausgegangen. [B. IL 7. 


Berlin, July 25, 1884. 
My Lord, — With reference to your Lordship’s despatch of the 19th in- 


britannien, Stant, respecting the information received from Her Majesty's Ambassador at 
Jali 184, Paris, as to a proposal of Prince Bismarck for a Conference on the Congo 
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question, I learn from the Minister for Foreign Affairs that the proposal did gi se. 
not come from the German but from the Portuguese Government, as stated pbritannien. 
by Prince Bismarck in his despatch of the 7th ultimo to the German Am- ™- Juli1884. 
bassador in London, inclosed to me in your Lordship’s despatch of the 30th 

ultimo, || A similar communication to that made by Count Minster to your 
Lordship was also made to the French Government without any additional 
overtures, and the French Government expressed, in reply, their general ad- 
herence to Prince Bismarck’s communication. || My French colleague, Baron 

de Courcel, also tells me, that the proposal for a Congo Conference originated 

with the Portuguese Government, and not with the German Government. || It 

was said in Berlin to-day, that M. Serpa had arrived, but neither Count Hatz- 

feldt nor Baron de Courcel had heard any confirmation of this report. || Al- 

though I have no authority for saying so, my personal impression is that the 
Portuguese Government will fail to obtain the recognition by Germany of the 
sovereign rights of Portugal over the Lower Congo, and I am also inclined 

to think that the German Government are about to enter into negotiations 

with the Brussels International African Association with a view to promoting 
German interests on the Congo. || I have, &c. 

Ampthill. 





Nr. 8579. DEUTSCHLAND. — Staatssekretär des Ausw. an den 
deutschen Botschafter in London. — Die deutsche 
Regierung wiinscht sich mit dem Londoner Kabinet 
über die kommerziellen Principien und den Geltungs- 
bereich einer internationalen Regelung der Kongo- 
frage zu verständigen. [W. 32.] 


( Auszug.) Berlin, den 26. Juli 1884. 

Der englische Botschafter hat mir, betreffend die Kongofrage, mitgetheilt, Nr. 8579. 
dass die englische Regierung auf die Ratifikation ihres Vertrages mit Portugal Fe 
definitiv verzichtet habe. An die desfallsige Mittheilung nach Lissabon sei 
die Andeutung geknüpft worden, es würde den Regierungen von Grossbritan- 
nien und Portugal gleichwohl freistehen, den Mächten ein Arrangement vor- 
zuschlagen, durch welches die Abmachungen des Vertrages in Betreff der 
Uferkommission erhalten blieben, indem man derselben einen internationalen 
Charakter gäbe. Lord Granville schliesst aus dem Wortlaut des Erlasses des 
Herrn Reichskanzlers an Euere Excellenz vom 7. v. M., dass die Kaiserliche 
Regierung bereit sein würde, einen solchen Vorschlag zu unterstützen. || In 
Folge dieser Mittheilung Lord Ampthills beehre ich mich, Euere Excellenz 
um vertrauliche Besprechung der Angelegenheit mit Lord Granville in nach- 
stehendem Sinne zu ersuchen. || Die portugiesische Regierung hatte, wie dies 
in dem vorerwähnten Erlass vom 7. v. M. ausdrücklich in den Vordergrund 


Rr. 8579. 
Deutschland. 
96. Juli 1884. 
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gestellt war, ihrerseits schon vor einiger Zeit die Nothwendigkeit einer inter- 
nationalen Regelung der Frage anerkannt und sich zu dem Zwecke mit einem 
Konferenzvorschlage nicht nur an uns und England, sondern auch an andere 
Regierungen gewandt. Wir haben geantwortet, dass wir den Vorschlag als 
nützlich erachteten und unsererseits zu jeder den allgemeinen Interessen die- 
nenden Lösung die Hand bieten würden. || Wir hoffen, dass es gelingen 
werde, für Centralafrika ein Regime zu finden, unter welchem, ähnlich wie in 
Ostasien, bei Regelung der Handelsbeziehungen das Prinzip der Solidarität 
und Gleichberechtigung aller Interessenten zur Geltung gelangt. In Ostasien 
war und ist das gemeinsame Bestreben aller Staaten europäischer Kultur dar- 
auf gerichtet, allmälig diejenigen Schranken aus dem Wege zu räumen, welche 
seitens der vorhandenen Staatswesen gegen die Berührung mit dem Auslande, 
namentlich gegen den fremden Handel, aufgerichtet sind. In Centralafrika 
dagegen, wo anerkannte und widerstandsfähige, sich absperrende Staatswesen 
nicht bestehen, kommt es darauf an, dass durch die von dem Auslande an- 
gestrebten staatlichen Organisationen, seien es selbständige Staaten oder Kö- 
lonien europäischer Mächte, die bestehende Handelsfreiheit nicht zum Vortheil 
einzelner eingeschränkt werde. || Dieser Zweck würde nicht erreicht werden, 
wenn die internationale Verständigung nicht über die Regelung der Schiff- 
fahrt auf dem Kongofluss hinausginge, wie dies nach dem Wortlaute der De- 
pesche Lord Granville’s und nach einer Aeusserung des Unterstaatssekretärs 
Lord E. Fitzmaurice in der Sitzung des Unterhauses vom 27. v. M. der eng- 
lischen Regierung anscheinend vorschwebt. || Nach dem Bericht der “Times” 
über jene Sitzung erklärte Lord Fitzmaurice auf eine Anfrage Mr. Maxwells 
über die Kompetenz der in Aussicht genommenen internationalen Kongo-Ufer- 
Kommission, dass dieselbe nur mit der Schifffahrt auf dem Kongo und nichts 
mit der Frage der Zölle zu thun haben würde. || Nach unserer Ansicht muss 
die internationale Verständigung alle, den Handel zu Lande wie zu Wasser 
berührenden Fragen für das ganze Kongobecken regeln, und zwar um so mehr, 
als über die Bedeutung, welche diese Wasserstrasse far den Handel hat, die 
Ansichten bekanntlich sehr von einander abweichen. || Es würde daher cin 
Arrangement, welches nur die Schifffahrt auf dem Kongofluss unter eine inter- 
nationale Kontrole stellte, dagegen den Handelsverkehr auf dem Landwege 
dem Belieben derjenigen Staaten und Kolonien überliesse, welche sich dort 
einrichten werden, eine sehr unvollkommene Lösung sein. || Ich fasse die vor- 
stehenden Bemerkungen dahin zusammen, dass wir uns mit dem Londoner 
Kabinet über die kommerziellen Prinzipien und über den Geltungsbereich 
ciner internationalen Regelung der Kongofrage zu verständigen wünschen, und 
dass unseres Erachtens die anzustrebende internationale Verständigung zum 
Zweck haben sollte, den Grundsatz der Gleichberechtigung aller Nationen in 
Bezug auf den Handel in dem ganzen Kongogebiet zur Anerkennung zu 
bringen und zugleich wirksame Garantien dafür zu schaffen, dass in diesem 
für alle Nationen gleich wichtigen Wirthschaftsgebiet die bestehende Handels- 
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freiheit durch territoriale Einrichtungen nicht über Gebühr und nicht zum Denes ea. 
Vortheil einzelner Mächte beschränkt werde. || Einem gefälligen Bericht über 98, un 1884. 
die Aufnahme Ihrer Mittheilungen werde ich mit lebhaftem Interesse ent- 


gegensehen. Graf von Hatzfeldt. 








Nr. 8580. DEUTSCHLAND. — Botschafter in London an den Reichs- 
kanzler. — Entgegenkommen der engl. Regierung. 
[W. 33.) 


(Auszug.) London, den 8. August 1884, 

Ich habe die Ehre gehabt, den Hohen Erlass vom 26. Juli, die Kongo- Nr. 8580. 

frage betreffend, zu erhalten. || Dem mir gegebenen Auftrage gemäss habe ich > ern 
Lord Granville mitgetheilt, dass meine Hohe Regierung wünscht, bevor sie 
sich an der durch Portugal vorgeschlagenen Konferenz betheiligt, sich mit der 
Königlich grossbritannischen Regierung sowohl über die Prinzipien, welche den 
demnächstigen Verhandlungen zu Grunde liegen sollen, als über den Geltungs- 
bereich einer internationalen Regelung der Kongofrage zu verständigen. | Lord 
Granville erwiderte, dass er in Beziehung auf die Prinzipien vollständig mit 
der Kaiserlichen Regierung einverstanden sei und mit Euerer Durchlaucht 
gern bereit sein werde, die Grundsätze der Gleichberechtigung aller Nationen 
in Bezug auf Handel in dem ganzen Kongogebiet zur Anerkennung zu bringen. 
Lord Granville bemerkte dabei, dass die zweite Frage, wie wirksame Garan- 
tien dafür zu schaffen seien, dass in diesem wichtigen Handelsgebiete die 
Handelsfreiheit nicht über die Gebühr beschränkt werde, grössere Schwierig- 
keiten bieten werde, und dass es ihm von höchster Wichtigkeit scheine, dass 
England und Deutschland sich über die Haltung und Richtung, die sowohl 
Portugal als auch der belgischen Internationalen Gesellschaft gegenüber ein- 
zuschlagen seien, vorher verständigten. Münster. 


Nr. 8581. DEUTSCHLAND. — Reichskanzler an den franz. Bot- 
schafter in Berlin. — Einverständniss mit Frank- 
reich über die Anwendung der Grundsätze der Wie- 
ner Kongress-Akte auf den Kongo und den Niger 
sowie über die Festsetzung von bestimmten Forma- 
litäten bei Besitzergreifungen in Afrika. Vorschlag 
der Berufung einer Konferenz über diese Punkte. 
[G. I, 25.]*) 

Berlin, le 13 septembre 1884. 
Après avoir rendu compte à Sa Majesté l’Empereur et Roi des entretiens Nr. 8581. 


. . . Deutschland, 
que nous avons eus à Varzin, jen résume le contenu dans cette note que je 18.5ept.1894. 





*) Uebersetzung im Weissbuch Nr. 34, 









officiels de M. Nachtigal et des autorités miales françaises ne tarderont 
pas à mettre au clair les points sur lesyu défaut d'informations précises 
sur des changements nouvellement survenus dans l'état des cho%es aura pu 
donner lieu à une concurrence en dehors de nos intentions. | En attendant, 
je prie Votre Excellence de se faire l'interprète. auprès du Gouvernement 
frarçais. de la satisfaction que nous éprouvons à constater l'accord où les 
deux Gouvernements se trouvent au sujet des principes les plus importants 
qu'it serait de leur intirèt commu: d'appi au commerce d'Afrique et de 
r:commander aux autres nations interesse De mème que la France. le 
Gouvernement allemand observera une attitad: bienveillante A l'endroit des 
entreprises belges sur les rives da Congo. par suite du désir qu'ont les deux 
Gouvernements d'assurer à leurs nationaux la libert- de commerce dans toute 
l'étendue de l'État fatur du Congo et dans les p que la France tient 
sur ce fleuve et qu'elle se propose d'assimiler au système libéral qu'on attend 
ds cet État à constituer. avantages resteraient acquis aux nationaux 

. dans le cas où la France trouverait 

: : par le Roi des Belges. en 
par ls Compagnie du Conzu. L'échange 
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Nr. 8582. FRANKREICH. — Botschafter in Berlin an den deut- 
schen Reichskanzler. — Zustimmung zur Berufung 
einer Konferenz. [G. I. 26.]*) 


Berlin, le 29 septembre 1884. 


Mon Prince, — Je n’ai pas manqué de communiquer à mon Gouvernement Nr. 58 
la note que Votre Altesse Sérénissime m’a fait l'honneur de m'adresser, sous 9 Sept. 1884. 


la date du 13 de ce mois, et dans laquelle Elle a bien voulu résumer la 
substance des entretiens que nous avons eus & Varzin. || Le Gouvernement 
de la République francaise n’est pas moins désireux que le Gouvernement 
impérial d’Allemagne de régler dans un esprit de bonne entente mutuelle les 
rapports de voisinage qui peuvent résulter de la prise de possession, au nom 
de l'Empire allemand, de plusieurs points de la côte occidentale d’Afrique à 
proximité des établissements francais. M. Jules Ferry a recu avec satisfaction 
l'assurance que, si certains actes des commissaires allemands se trouvaient 
n'être point en harmonie avec les droits et la politique de la France dans 
ces parages, le Gouvernement impérial d'Allemagne ne se proposait pas de 
les maintenir. En me chargeant de remercier Votre Altesse Sérénissime de 
ce témoignage de son bon vouloir et de la parfaite loyauté de ses intentions, 
le President du Conseil exprime la confiance qu’aussitöt que des informations 
prises sur l'état de choses à la côte africaine seront parvenues en Europe, 
les deux Gouvernements n'auront pas de peine à s'entendre sur les délimita- 
tions réciproques. || M. Ferry n’a pas été moins heureux que Votre Altesse 
Screnissime de pouvoir constater que l'accord entre les deux Gouvernements 
portait sur des principes de haute valeur, qu’il est d'un intérêt commun 
d'appliquer au commerce d’Afrique ct de voir reconnaître par toutes les na- 
tions. || Le Gouvernement de la République française met au premier rang de 
ces principes la liberté du commerce dans le bassin et les embouchures du 
Congo. L'Association internationale africaine, qui a fondé sur ce fleuve un 
certain nombre de stations, se déclare préte à l’admettre dans toute l’étendue 
des territoires sur lesquels elle exerce des droits. De son côté, la France est 
disposée à accorder également la liberté commerciale dans les positions qu’elle 
tient ou qu’elle pourra acquérir plus tard sur le Congo; elle se proposerait 
même de maintenir cette liberté, dans le cas où elle se trouverait appelée à 
recueillir le bénéfice des arrangements que Votre Altesse Sérénissime a visés 
dans sa note ct qui assurent à la France le droit de préférence en cas d’alie- 
nation des territoires acquis par l'Association internationale. Ces concessions, 
de la part de la France, demeurent naturellement subordonnées à la condition 
de réciprocité. || Par la liberté du commerce, nous entendons le libre accès 
pour tous les pavillons, l'interdiction de tout monopole ou traitement différen- 
tiel; mais nous admettons l'établissement de taxes qui pourront être perçues 





wee ee —— 


*) Uebersetzung im Weissbuch Nr. 35. 


Nr. 8583. 
Frankreich. 
29.Sept. 1884. 


Nr. 85%. 
Deutschland. 
80.Sept.1884. 
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comme compensation de dépenses utiles pour le commerce. || Il est bien con- 
venu qu’en poursuivant l’institution, dans le bassin du Congo, du régime de 
la liberté commerciale, et en se déclarant prét 4 y contribuer pour sa part, 
le Gouvernement francais ne se propose pas d’étendre l’application de ce ré- 
gime à ses établissements coloniaux du Gabon, de la Guinée ou du Sénégal. | 
Le Gouvernement de la République est d’accord avec le Gouvernement impé- 
rial d’Allemagne pour considérer comme désirable que les principes adoptés 
par le Congrés de Vienne en vue de consacrer la liberté de la navigation 
sur plusieurs fleuves internationaux, principes appliqués plus tard au Danube, 
soient appliqués également, sous la surveillance et la garantie des Puissances 
intéressées, au Congo et au Niger. || Nous pensons aussi qu’afin d’assurer le 
développement régulier du commerce européen en Afrique et de prévenir des 
contestations regrettables au sujet de l’etat des possessions territoriales entre 
les différentes nations, il serait utile d'arriver à un accord sur les formalités 
à observer pour que des occupations nouvelles sur les côtes de l’Afrique 
soient considérées comme effectives. || L'identité des vues se trouvant constatée, 
sur ces différents points, entre le Gouvernement de la République française 
et le Gouvernement impérial d'Allemagne, M. Jules Ferry m’a chargé de faire 
savoir à Votre Altesse Sérénissime qu’il était prêt à s’entendre avec Elle 
pour qu'une invitation soit adressée aux autres Cabinets intéressés dans le 
commerce d'Afrique, en vue de la réunion d’une conférence qui serait appelée 
à se prononcer sur les règles admises de commun accord par la France et 
par l'Allemagne. Alph. de Courcel. 





Nr. 8583. DEUTSCHLAND. — Reichskanzler an den franz. Bot- 
schafter in Berlin. — Modus der Einberufung und 
Verzeichniss der einzuladenden Staaten. [G. L 27. 


Friedrichsruhe, le 30 septembre 1884. 

Monsieur l’Ambassadeur, — J’ai eu l’honneur de recevoir. la note que Votre 
Excellence a bien voulu m’adresser, le 29 de ce mois, et je constate avec 
satisfaction l'identité de vues qui se trouve ainsi établie entre nos deux 
Gouvernements sur les différents points développés dans ma note du 13 du 
courant. Le Gouvernement de la République francaise ayant également ad- 
here à l’idée de réunir en conférence à Berlin les représentants des autres 
Cabinets intéressés dans le commerce d'Afrique, il paraîtrait utile de pro- 
céder sans retard à l'invitation de ces derniers, de sorte que l’ouverture de 
la conférence pâût avoir lieu dans le courant du mois d'octobre. Comme Puis- 
sances intéressées dans le commerce d’Afrique, je me permettrai de signaler 
la Grande-Bretagne, les Pays-Bas, la Belgique, l'Espagne, le Portugal et les 
États-Unis d'Amérique, tout en déclarant d’avance l'accord de l'Allemagne, si 


— —  — 


*) Uebersetzung im Weissbuch Nr. 36. 
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le Gouvernement de la République jugeait opportun d’étendre l'invitation à Nr. 8588. 
d’autres Puissances- maritimes dont le concours lui semblerait désirable. Pour D Bent. 108%. 
assurer aux résolutions de la conférence l’assentiment général, il conviendrait 
peut-être de convier plus tard toutes les grandes Puissances et les États 
scandinaves à prendre part aux délibérations; mais, pour accélérer la réunion 

de la conférence, il sera utile de se borner pour le moment à l'invitation des 
Puissances les plus intéressées. || Je vous serais obligé, Monsieur l’Ambassa- 

deur, si vous vouliez bien porter ce qui précède à la connaissance de votre 
Gouvernement, dont j’attendrai la réponse pour procéder sans délai à l’invi- 

tation des Puissances. de Bismarck. 





Nr. 8584. FRANKREICH. — Botschafter in Berlin an den deut- 
schen Reichskanzler. — Zustimmung der franz. Re- 
gierung. [G. I. 28.] 


Berlin, le 2 octobre 1884. 

Mon Prince, — Je me suis empressé de porter 4 la connaissance de mon Nr. 8584. 
(souvernement les vues exposées dans la communication de Votre Altesse Sé- oe abe. 
rénissime, en date du 30 septembre, concernant la réunion & Berlin d’une 
conférence de représentants des différentes nations qui sont intéressées dans 
le commerce de l’Afrique occidentale. || Le Gouvernement de la République 
me charge de vous informer de son acquiescement & vos suggestions touchant 
l'époque où l’ouverture de la conférence pourrait avoir lieu et la procédure 
& suivre pour les invitations. M. Jules Ferry pense, comme Votre Altesse 
Serenissime, qu’outre la France et l’Allemagne, les Puissances qui devraient 
prendre part tout d’abord à cette conférence sont la Grande-Bretagne, les 
Pays-Bas, la Belgique, l'Espagne, le Portugal et les Etats-Unis de l’Amerique 
du Nord; il partage également votre avis sur ce point quafin d'assurer aux 
résolutions de la conférence l’assentiment général, il conviendrait de convier 
plus tard toutes les grandes Puissances et les Etats scandinaves & s’associer 
aux délibérations. Alph de Courcel. 





Nr. 8585. DEUTSCHLAND. — Geschäftsträger in London an den 
engl. Min. des Ausw. — Einladung zur Konferenz*). 


Ambassade d’Allemagne, le 8 Octobre, 1884. 
Le Soussigné, Chargé d’Affaires d’Allemagne, a l’honneur, d’ordre de son Nr. 8585. 
. _. Deutschland. 
*) Nach dem Weissbuch (Nr. 36] ist zufolge Circular-Erlasses vom 6. October 18848. Oct. 1884. 
cine entsprechende Note an die Regierungen von Belgien, Dänemark, Grossbritamien, 
Italien, der Niederlande, Oesterreich-Ungarn, Portugal; Russland, Schweden und Nor- 
wegen, Spanien und der Vereinigten Staaten von Amerika, später auch der Türkei 
gerichtet. Anm. der Red. 





Kr, 8585. 
Deutschland 


8. Oct. 1884. 


Nr. 8586. 
Gross- 


britannien. 


8. Oct. 1884. 
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Governement, de porter à la conaiseance de son Excellence le Secrétaire d’État 
pour les Affaires Étrangères de Sa Majesté Britannique ce qui suit. {| L’exten- 
sion que le commerce de l’Afrique Occidentale a prise depuis quelque temps 
a suggéré aux Gouvernements d’Allemagne et de France l’idée qu'il serait de 
l'intérêt commun des nations engagées dans ce commerce de régler dans un 
esprit de bonne entente mutuelle les conditions qui pourraient en assurer le 
développement et prévenir des contestations ct des malentendus. 

Pour atteindre ce but les Gouvernements d’Allemagne et de France sont 
d'avis qu’il serait désirable d'établir un accord sur les principes suivants: — | 
1. Liberté du commerce dans le bassin et les embouchures du Congo. ı 
2. Application au Congo ct au Niger des principes adoptés par le Congrès de 
Vienne en vue de consacrer la liberté de la navigation sur plusieurs fleuves 
internationaux, principes appliqués plus tard au Danube. || 3. Définition des 
formalités à observer pour que des occupations nouvelles sur les côtes d’Afri- 
que soient considérées comme effectives. 

A cet effet le Gouvernement d'Allemagne, d'accord avec le Gouvernement 
de la République Française, propose que des représentants des différentes 
Puissances intéressées au commerce d’Afrique se réunissent en Conférence à 
Berlin dans le courant de ce mois, si faire se peut, pour arriver à une en- 
tente sur les principes qui viennent d’être énoncés. | Le Soussigné, Chargé 
d'Affaires d'Allemagne, d'ordre de son Gouvernement, a l’honneur de prier son 
Excellence le Comte Granville de vouloir bien lui faire savoir si le Gouver- 
nement de Sa Majesté Britannique est disposé à participer à la Conférence 
projetée. Le Soussigné se permet d'ajouter qu’une invitation semblable est 
simultanément adressée aux Gouvernements de Sa Majesté le Roi des Belges, 
de Sa Majesté le Roi d’Espagne, de la République Française, de leurs Majestés 
la Reine de Grande-Bretagne, du Roi des Pays-Bas, du Roi de Portugal et 
au Gouvernement des États-Unis d'Amérique, et qu’afin d'assurer aux résolu- 
tions de la Conférence l’assentiment général, les Gouvernements d’Allemagne 
et de France ont l'intention de convier plus tard toutes les Grandes Puissances 
et les États Scandinaves à s'associer à ces délibérations. 

Le Soussigné, &c. 

L. Plessen. 


Nr. 8586. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den deut- 
schen Geschäftsträger in London. — Bittet um einige 
Erläuterungen zu dem Konferenz-Programm. 


Foreign Office, October 8, 1884. 
M. le Chargé d'Affaires, — Her Majesty’s Government having already 


come to an understanding with the German Government, and being, as they 
believe, in complete accord with them upon the general principles of liberty 
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of navigation and commerce in Africa, have lost no time in considering the Nr. 858. 
invitation to a Conference upon these subjects which they have received from britennien. 
you to-day. || They gladly welcome an opportunity for giving a general and ® Oct. 1684 
formal sanction to those important principles and for discussing various de- 
tails bearing upon the colonization and commerce of Africa. || I have therefore 
to convey to you their acceptance, in principle, of the invitation of the Ger- 
man Government to a Conference, and their concurrence in the proposal that 
it should meet soon at Berlin. || With a view, however, to maintaining as 
complete an understanding as possible between the two Governments, and to 
facilitating the work of the Conference, I should be glad, before sending a 
formal acceptance, to receive confidentially or otherwisc some further expla- 
nations as to the points which are to be discussed. || The expression “freedom 
of commerce” is commonly used in so many different senses, varying from & 
mere absence of prohibition to trade up to a complete exemption from all 
duties and charges, that Her Majesty’s Government assume that the German 
Government agree with them, that duties should be moderate in amount, and 
that there should be complete equality of treatment for all foreign traders. ! 
I observe also, that your note proposes the establishment of freedom of com- 
merce in the basin of the Congo, but only freedom of navigation in the River 
Niger, and [ am therefore in some doubt as to whether it was intended to 
make a difference in the position of foreign traders in the two rivers. I need 
scarcely say, that Her Majesty’s Government would gladly see the fullest. 
freedom both of navigation and commerce secured, not only for the Niger 
and Congo, but that they would also welcome the extension of the principle, 
as far as circumstances would permit, to other rivers in Africa. || The Regu- 
lations of the Congress of Vienna in 1815 for the navigation of rivers re- 
ferred exclusively to such as ran through the well-defined territories of civi- 
lized States, whereas the Regulations to be made for the navigation of the 
Congo and Niger will have to deal with rivers whose course lies through 
the imperfectly known tracts occupied by savage tribes. The problem there- 
fore to be solved is the application of the general principles of the Treaty 
of Vienna to the very different circumstances that present themselves in 
Africa, and upon the solution of this difficulty Her Majesty’s Government 
would be glad to learn, as far as possible, the conclusions at which the 
German Government has arrived. || Upon the still larger question of the prin- 
ciples upon which annexations of unoccupied territory should be founded, Her 
Majesty's Government would also be glad to be favoured with the views of 
the general principle on which the German Government propose to base the 
agreement. || I need not assure you, that it is with no desire to raise unneces- 
sary difficulties or in anticipation of any difference of opinion that Her Ma- 
jesty’s Goverment seek for further information upon the above-mentioned points, 
but as I have already said, the questions are asked only to facilitate the 
harmonious and speedy work of the Conference. || Her Majesty’s Government 
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ps observe with satisfaction, that the German Government propose to invite al 


britannien. the Powers who have commercial or territorial interests on the Western 
8. Oct. 1884. Coast of Africa. || I have, &c. 
Granville. 





Nr. 8587. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botschafter in Berlin. — Die deutsche Regierung halt 
weitere Vorverhandlungen für überflüssig. 


Foreign Office, Octobre 11, 1884. 

Nr. 858%. Sir, — Baron von Plessen called to-day to communicate the substance 

britannien, Of the preliminary answer of the German Government to the request of Her 

11. Oct. 1884. Maiesty’s Government for some explanation of the terms used in the invita- 
tion to the West African Conference, copy of which was inclosed in my 
despatch to Mr. Scott of the 8th instant. || He said, that the reply would be 
to the effect that if the points in question could have been arranged by cor- 
respondence between the different Governments there would be no use in 
having a Conference, and that, as the particular points upon which we asked 
explanations were to be cleared up by the discussions of the Conference, it 
would be unnecessary to try to arrive at any previous understanding. || He 
said, that the formal answer would arrive in a few days, and that his infor- 
mation as to its nature had been communicated to him in reply to a telegram 
which he had sent on receipt of our answer. || It was pointed out to him, | 
that Her Majesty’s Government had not proposed to come to an agreement 
respecting the points referred to, but had only asked for a definition of the 
terms used. || He replied, that he had understood our communication in this 
sense, and had so explained it to his Government. || He added, in reply to 
an inquiry, that he did not know who would preside at the Conference, but 
that he supposed that its members would consist of the Representatives at 
Berlin of the Powers who had been invited. || I am, &c. 

Granville. 





Nr. 8588. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botschafter in Berlin. — Beharrt auf dem Verlangen 
nach näherer Information. [B. Il 18.] 


Foreign Office, October 17, 1884. 
Nr. 8588. Sir, — As it appeared from your Excellency’s despatch of the 11th in- 
Norte stant that the German Government were indisposed to give the explanations 
17.0ct.1884.requested by Her Majesty’s Government before the meeting of the West 


African Conference, and as this was confirmed by Baron von Plessen, I in- 
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structed you by telegraph to obtain, if possible, a brief delay in forwarding Dos 
the reply, in order to enable me to make certain observations. My object writannien, 
in so doing was to endeavour to gain sufficient time to remove the miscon- !7- Oct. 1884. 
ception which must apparently exist at Berlin as to the nature and object of 

our request. || It is hardly necessary for me to repeat, that a general agrcc- 

ment for the application to the West Coast of Africa of the principles of 
liberty of commerce and navigation would be welcomed in this country, as 

the realization of the hopes which have always been entertained here from 

the time when we first undertook the task of exerting our energies for the 
amelioration of the native races by suppressing the export of slaves; but I 

may refer to the fact that, so long ago as the 26th May, Her Majesty’s Go- 
vernment invited an interchange of views with the German Government, and 
invited their support in the endeavour to place the general control of 

the navigation of the Congo on an international footing, this being the 
policy which they had consistently advocated in the negotiations with Por- 
tugal. || The German Government can, it is thought, have now no doubt as 

to the acceptance by Her Majesty’s Government of the general objects for 
which the Conference is summoned. || But Her Majesty’s Government had had 

no intimation, that Germany and France proposed to issue invitations for a 
Conference. On the contrary, since Prince Bismarck on the 7th June infor- 

med them that he could not assent to the provisions of the Anglo- Portuguese 
Treaty, his Highness, when he has referred to the idea of a Conference, has 
always spoken of it as having emanated from Portugal. It was on the 7th 
instant only that Baron von Plessen prepared Her Majesty’s Government for 

the arrival of the invitation, which he presented on the following day. On 

the same day on which the invitation was received Her Majesty’s Government 

gave their adhesion in principle to the proposal. It might have been ex- 
pected, that the promptitude of this answer would have been cordially recog- 
nized, and that the request for explanations by which it was accompanied 
would have been considered natural and reasonable, and Her Majesty’s Go- 
vernment have learnt with regret that a different impression appears to have 

been produced. || So far is it from being unusual that explanations should be 

given to Powers invited to take part in a Conference that it has not unfre- 
quently happened that it has been thought advisable to go further, and to . 
invite a preliminary agreement both as to matter and form. || Your Excellency . 
may remember the instance of the Conference on Eastern affairs which it was 
proposed to hold in the year 1878, when Prince Bismarck suggested that a 
preliminary Conference should meet to arrange the matters to be considered 

by the Conference. Her Majesty’s Government, in the present case, have not 
suggested such a preliminary agreement, but, though aware that the work of 

a Conference has often been successful in proportion to the amount of such 
agreement, have confined themselves to asking for information. || It is under- 

stood to be intended that the Powers shall be represented in the Conference 
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se by their Representatives at Berlin, and it is obvious that the work of those members 
witsanien. Will be greatly facilitated if they are furnished by anticipation with full in- 
17. ck 1884 structions as to the views of their respective Governments on the points to 
be discussed. Her Majcsty’s Government, anxious for a favourable result, would 
unquestionably wish to furnish the British Representative with such instru- 
ctions; but they cannot be given if no information is imparted beyond the 
communication of the general principles embodied in the three bases. The 
Conference might undoubtedly meet without such instructions being given to 
its members, but in that case reference would be necessary for guidance upon 
the successive points as they should be developed in discussion, and it would 
seem inevitable that delay should occur which it would be desirable to avoid." 
A further argument in support of the request of Iler Majesty's Government 
may be drawn from the fact that such explanations as these required by them 
appear, to some extent at least, to have been interchanged between the Go- 
vernments of Germany and France. The correspondence between Prince Bis- 
marck and Baron de Courcel, which has been published since the invitation 
was sent to Her Majesty’s Government, but which has not been officially com- 
municated to them, shows that on certain points the line of discussion has 
been defined, while on others reservations have been made; it may conse- 
quently be not improbable that the Representatives of those two countrics 
may be furnished with adequate instructions, while the British Representative 
may find himself at a disadvantage from which, considering the importance 
of the interests which he would represent, it would be desirable that he 
should be freed. || I have to request your Excellency to speak in this sense 
to the Minister for Foreign Affairs, explaining clearly that all that Iler Ma- 
jesty’s Government require is the knowledge of the views of the German Go- 
vernment as to how a problem is to be carried out to which they are enti- 
rely favourable. || If your representations are received in the same spirit in 
which they are made, you should proceed to point out the following special 
points on which information is required. || As regards the first basis, you will 
inquire whether it is proposed to discuss the status and procecdings of the 
International Association; or whether the discussions will be limited to that 
portion only of the Congo which is navigable from the sea. || As regards the 
. second basis, you will ask whether it has been considered that, while it is 
desirable that the principles of freedom of commerce and navigation and of 
equal treatment of foreign traders should be fully applied both to the Congo 
and Niger, the conditions of the two rivers are essentially different, as on 
the former the commerce of many nations is represented, and the natives are 
not protected by any European Power, while on the latter the trade is ex-" 
clusively in British hands, and the tribes of the coast arc under British pro- 
tection. || As regards the third, you will inquire whether, by the use of the 
words “occupations nouvelles”, it is meant that the discussions shall be con- 
fined to the consideration of territories not under the protection of any 
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European Powers at the time of the meeting of the Conference. || I am an- Nr. 8588. 

xious to know as soon as possible, in order to avoid unnecessary delay, how Mer 
the German Government propose that the different countries shall be repre- 17.0ct. 1884. 
sented at the Conference. || You will, if requested, place a copy of this des- 

patch in Count Hatzfeldt’s hand, || I am, &e. 


Granville. ‘ 





Nr. 8589. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botschafter in Berlin. — England bezweckt nicht den 
Zusammentritt der Konferenz hinzuziehen. [B. IL 23.] 


(Extract.) ‚Foreign Office, October 19, 1884. 

Count Münster, who returned to England last night, was good enough to Nr. 858. 
visit me to-day. I told him, that I was glad to see him and to be enabled ri ets, 
to discuss with him in person any points which were being negotiated between 19. Oct. 1884. 
the two Governments. || Count Minster proceeded to say, that he gathered from 
the communications from Berlin which he found at the Embassy, that Prince 
Bismarck was disappointed at his not getting a decided assent to the invita- 
tion to the Conference, and had conceived the idea that we were purposely 
creating delay. || I assured his Excellency that this was exactly contrary to 
the fact; that we had no objection, that, on the contrary, we should be glad 
of an early meeting of the Conference, but that we had thought it necessary 
to clear up some points connected with the very general terms of the invi- 
tation; in doing so we were only following the course which, for the last 
twenty-five years, has been often followed by Germany and Great Britain 
and also by Austria and Russia, when invited to Conferences to which they 
did not object; that we had a great desire to meet the wishes of Prince Bis- 
marck, more expecially on matters such as the present, in which we believed 
there was an agreement in the views of the two Governments, but that we 
must claim the right of negotiating on terms of equality on all questions, and 
especially on colonial questions, as to which our interests were so great; that 
I had certainly expected a different answer from those which I received, 
and I could not help pointing out that, while the German Government had 
at first declined to give Her Majesty’s Government any farther explanations, 
they were addressing to us questions on the subject of the Niger, which was 
to be one of the principal points mooted at the Conference, and on which I 
should be glad to give the fullest information if our communications were of 
a reciprocal character. I added, that I could assure him that we had no ob- 
ject for delay, and no wish for it; but that it was necessary for us to be 
able to show to Parliament that we had taken necessary and usual precau- 
tions before formally assenting to a proposal, even though we expected im- 


portant and useful results to be derived from it. I mentioned, that with 
Staatsarchiv XLV. 3 


Nr. 8589. 
rose 


britannien, 


19. Oct. 1884, 


Nr. 8590. 


Deutschland. 
20. Oct. 1884. 
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regard to what we have done in the Niger, and about which Prince Bismarck 
has desired information, I might say to prevent the notion, which sometimes 
seems to have crossed Prince Bismarck, of our wish to anticipate his policy, 
that it was adopted by the Cabinet in November 1883, and that the delay in 
carrying it out arose exclusively from Departemental discussions as to details, 
and especially as to the best means of providing for the expenditure. || I shall 
be happy to give a full Memorandum on the subject in exchange for the 
communications which I now hope we shall receive from the German Go- 
vernment. 


Foreign Office, October 20, 1884. 
Sir, — With reference to that part of my despatch of yesterday, in 
which I alluded to inquiries from the German Government respecting our 
action on the Niger, I have to observe that I had in my mind a question on 
the subject put by Baron von Plessen on the 18th instant. I have since 
learned, that the question was not put officially, but was asked for his own 
private information. || I am, &c. Granville. 


+ 8590. DEUTSCHLAND. — Unterstaatssckretär des Ausw. an 
den deutschen Geschäftsträger in London. — Mit- 
theilung der Ansichten, welche Deutschland auf der 
Konferenz vertreten wird. Antwort auf Nr. 8586. 
[W. 40.) 

Berlin, den 20. Oktober 1884. 

Euerer Hochwohlgeboren übersende ich hiermit den Entwurf einer Note, 

welche Sie dem Grafen Granville oder seinem Vertreter als Antwort auf die 
Note des ersteren vom 8. d. M. übergeben wollen. || Ich ersuche Sie zu- 
gleich, mündlich zu erklären, dass wir in der Konferenz auf eine detaillirte 
Erörterung aller Fragen bereitwillig eingehen würden. Die Konferenzbeschlüsse 
dagegen durch sich kreuzende Korrespondenzen mit den einzelnen Regierungen 
zu antizipiren, würde zu einem erspriesslichen Ergebnisse nicht führen, die Her- 
stellung eines allgemeinen Einverständnisses nur erschweren. || Wir gäben uns 
dem Vertrauen hin, dass England, wenn es nicht beabsichtige, das Zustande- 
kommen der Konferenz überhaupt zu hindern, seine definitive Erklärung nicht 
weiter hinausschicben werde. Busch. 


Anlage. 

Der Unterzeichnete u. s.w. hat die an ihn gerichtete Note des u. s. w. vom 
8. d. M. die beabsichtigte afrikanische Konferenz betreffend, seiner Regierung 
eingesandt und bechrt sich, dieselbe, erhaltener Instruktion gemäss, in Nach- 
stehendem ergebenst zu beantworten. | Die Kaiserliche Regierung hat mit Be- 
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friedigung davon Akt genommen, dass sie sich über die allgemeinen Prinzipien Denes Sea 
der Freiheit der Schifffahrt und des Handels in Afrika mit der Regierung 20. oct. 1884. 
Ihrer grossbritannischen Majestät in Uebereinstimmung befindet; sie glaubt, 
dass auf dieser Grundlage eine Verständigung über die in der Einladung 
VOM... 2... bezeichneten Punkte unschwer herzustellen sein wird, und ist 
der Ansicht, dass dieser Zweck durch eine persönliche Erörterung der Ver- 
treter aller Interessenten schneller und sicherer zu erreichen sein wird, als 
durch eine vorgängige Korrespondenz Einzelner. Sie ist indessen gern bereit, 
die Verhandlungen der Konferenz in der Art zu antizipiren, dass sie auf die 
von Lord Granville gestellten Fragen die Ansichten, welche sie in der Kon- 
ferenz zu vertreten beabsichtigt, insoweit kennzeichnet, als dies ohne Präjudiz 
für die Diskussion mit den Theilnehmern der Konferenz möglich ist. || Die 
Kaiserliche Regierung versteht unter Handelsfreiheit die den Kaufleuten aller 
Nationen zu ertheilende Zusicherung, dass von ihren Waaren keine Eingangs- 
und keine Durchgangszülle und nur mässige Abgaben ausschliesslich zur Be- 
streitung staatlicher Bedürfnisse erhoben werden sollen. || Die Regierung des 
Unterzeichneten theilt den Wunsch des Grafen Granville, dass es gelingen 
möge, die vollste Freiheit der Schifffahrt und des Handels nicht nur für den 
Niger und den Kongo zu sichern, sondern auch, soweit die Verhältnisse es 
gestatten, auf andere Flüsse in Afrika auszudehnen. Die Anwendung der in 
den Artikeln 108 bis 116 der Wiener Kongressakte ausgesprochenen allgemeinen 
Grundsätze wird den lokalen Verhältnissen und Erfordernissen angepasst werden 
müssen, wie es in der Elb- und in der Donau-Schifffahrtsakte geschchen ist. 
Aufgabe der Konferenz würde es nur sein, diese Anwendung im Prinzip aus- 
. zusprechen, während die Bildung einer internationalen Behörde mit der Ver- 
pflichtung, Hindernisse der Schifffahrt zu beseitigen, und mit der Befugniss, die 
erforderlichen Polizeivorschriften zu erlassen, späteren Verhandlungen vorzu- 
behalten wäre. || Was endlich die nur auf künftige Besitzergreifungen bezüg- 
liche Feststellung der Förmlichkeiten betrifft, so wird die Kaiserliche Re- 
gierung cs als ihre Aufgabe betrachten, den von den Rechtslehrern und Richtern 
aller Länder, auch Englands, übereinstimmend aufgestellten Grundsätzen die 


praktische Durchführung zu sichern. || Der Unterzcichnete benutzt u. s. w. 
, e. 


Nr. S591. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botschafter in Berlin. — Offizielle Annahme der Ein- 
ladung zur Konferenz. [B. 26.] 


Foreign Office, October 22, 1884. 


Sir, — Her Majesty’s Government have received the explanation of the nr. 8591. 
German Government in reply to the inquirics made in the note to Baron nn 
ritannien. 


Plessen of the 8th instant, of which a copy was forwarded to your Excellency 99 oct. 1884. 
in my despatch of the 8th instant. 
8° 


Nr, 8591. 
Gross- 
britannien. 
22. Act. 1884, 


Nr. 8592. 
Deutschland. 
2. Nov. 1584. 
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Her Majesty’s Government have much pleasure in recognizing that those 
explanations show, as they anticipated, that there is no reason to suppose 
that the two Governments will not be in accordance, and, under these circum- 
stances, Her Majesty’s Government have no hesitation in giving a formal ac- 
ceptance of the invitation to the Conference. 

In so doing, however, Her Majesty’s Government agree with that of Ger- 
many, that this is done without prejudice to the discussion between those who 
take part in the Conference, and they assume that the rights of this country in 
the Lower Niger, under agreements made with the native Chiefs, under which 
the latter have accepted the protection of Great Britain, will be respected— 
rights which will in no manner be inconsistent with the application of the 
principles of the Congress of Vienna to the river. | I am, &c. 

Granville. 








Nr. 8592. DEUTSCHLAND. — Botschafter in London an den engl. 
Min. des Ausw. — Beantwortung von Nr. 8588. [B.IL 30.) 


(Translation.) *) German Embassy, London, November 2, 1884. 
The Undersigned, Imperial German Ambassador, &c., is instructed to reply 
as follows to the contents of the despatch addressed by Earl Granville on 
the 17th October to Her Majesty’s Ambassador at Berlin, and communicated 
by the latter to the Imperial Government. | Baron von Plessen had the honour 
to inform Mr. Lister of the grounds upon which the Government of His 
Majesty the Emperor considered it inopportune to enter before the Conference 
upon an exhaustive discussion of the matters to be treated at the meetings 
of that body. || It is true, that before the invitations to the Congress of 1878 
were issued it was proposed, on the part of Germany, that the programme 
of the Congress should be more closely defined; but Lord Derby, who received 
the communication of the Undersigned to that effect, will remember that the 
proposal was not to attain that object by written correspondence, but by 
means of a preliminary Conference, which accordingly was done. | Passing 
from this to tle question of the instructions to be given to the Envoys, it 


is in the nature of things that the Government which invites other Govern- 


ments to Conferences should clearly know how it intends that the points to 
be raised should be treated, and that, when two Governments have joined to 
issue such an invitation as in the present case, they must have had the matter 
with the utmost clearness before them. The Representatives of the Powers 
invited to a Conference, whether called together at the request of a single 
Government, or at the request of many, will always be placed in a position 
to refer back for instructions as to every proposal made to them, or as to 


*) Im Weissbuch nicht veröffentlicht. Anm. der Red. 
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those which may arise in the course of the proceedings. In the last Con- 


ference held in London the British Representative also had the advantage of Nor. 188%. 


being in a position not to require instructions, as well as of being in previous 
accord with the Government of the French Republic. The Imperial Govern- 
ment found no difficulty, notwithstanding this, in sending her Envoy to the 
London Conference, although the points discussed in that meeting were of 
greater political importance than those relating to West Africa. || The note of 
the 22nd October, communicated by the Undersigned, already expressed the 
intention of the Imperial Government to see that the commerce of all nations 
should be treated on a similar footing, and meanwhile the Undersigned has 
also been in a position to reply to Lord Granville’s question as to the status 
of the Representatives. || As regards the first point of the programme, the 
Imperial Government is of opinion that, with respect to the wording, “dans 
le bassin et les embouchures”, the Conference should not be bound to confine 
itself to the lower course of the Congo to the rapids, but take into conside- 
ration also the upper course of the river. But, on the other hand, the status 
and proceedings of the Internationa] African Association does not come within 
the compass of its deliberations. The Imperial Government, however, holds 
that it is desirable in the interest of commerce and civilization that the Asso- 
ciation should be recognized as an international legal entity (,,Rechtssubject“) 
by the separate Powers, as has already been done by the United States of 
America. The Imperial Government considers, that what the Association has : 
achieved is a valuable basis upon which to carry out still further the work 
of civilization and the improvement of peaceful commerce under and in con- 
junction with the natives; a work begun under the auspices of the British 
Government for the abolition of the Slave Trade on the African coasts. || 
With respect to the state of affairs on the Niger, the Government of the 
Undersigned expects that the discussions of the Conference will complete the 
information that is now forthcoming in respect of that river, and clear up 
the contradictions which it contains. From an apparently official statement 
in the “Times” of the 15th October it may be presumed, that it is not the 
English flag alone that is represented on the Niger. As to the means and 
the time when an English Protectorate over the tribes on the coast was 
established we have as yet no information. The German Government thinks 
that Lord Granville, in case England should be able to establish her claims 
of possession to the mouth of the Niger, would not wish to deduce in his 
favour a right both exclusive and restrictive of free navigation on the whole 
course of the stream, and they come to this conclusion in consideration of 
the principles which the Government of Her Britannic Majesty successfully 
contended for iu their negotiations with the United States in reference to the 
mouths of the Oregon. || In explanation of the third point, it is to be observed 
that the Imperial Government in their invitation, and in respect of the term 
“occupations nouvelles”, understood such territories as were not at the time 


Nr. 8592. 


Deutschland. 
2 Nov, 1984. 


britannien. 
7. Nor. 1884. 
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of the invitation to the Conference under the Protectorate of an European 
Power. || The Undersigned, in conclusion, is instructed to ask for Lord Gran- 
ville’s promised declaration whether there is any objection to the publication 
of his note of the Ath Octuber. || The Undersigned, &c. 

Münster. 








Nr. $593. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botschafter in Berlin. — Instruction für die Kon- 
ferenz. {B. II. 1. 


Foreign Office, November 7, 1884. 

Sir, — I have to invite your Excellency’s attention to the following ob- 
servations which will serve generally for your guidance in the approaching 
Conference on West African questions. || As regards the broad principles for 
the consideration of which the Conference is summoned, your attitude is 
clearly defined. Objects so completely in accordance with the consistent policy 
of this country as the freedom of commerce in the basin of the Congo, and 
of the navigation of the African rivers, should be warmly supported by you 
as Her Majesty’s Representative. I have, however, to direct your attention 
to the consideration that commercial interests should not, in the opinion of 
Tler Majesty’s Government, be looked upon as exclusively the subject of deli- 
beration; while the opening of the Congo markets is to be desired the wel- 
fare of the natives should not be neglected; to them it would be no bencfit, 
bat the reverse, if freedom of commerce, unchecked by reasonable control, 
should degencrate into licence. Her Majesty's Government trust, that this will 
be borne in mind, and that such precautions will be adopted for the regula- 
tion of legitimate commerce as may tend to insure, as far as possible, that 
its introduction will confer the advantages of civilization on the natives, and 
extinguish such evils as the internal Slave Trade, by which their progress is 
at present retarded. The principle which will command the sympathy and 
support of Her Majesty’s Government will be that of the advancement of legi- 
timate commerce, with security for the equality of treatment of all nations, 
and for the wellbeing of the native races. || The first basis of discussion re- 
corded in Baron von Plessen’s note of the &th ultimo is the freedom of 
commerce in the basin and mouths of the Congo. || Count Minster has ex- 
plained in his note of the 2nd instant, that the discussion, not being confined 
to the Lower Congo, will be extended to the Upper River. But the basin 
which the Congo traverses from its sources may be said to comprise a great 
part of Central Africa; in its upper regions it is at present inaccessible to 
trade; consequently, while the principle of the freedom of commerce in the 
whole basin will probably mect with general assent, the practical deliberations 
of the Conference will, of necessity, be confined to that portion of its area 





Berliner (Westafrikanische) Konferenz. 39 


into which European enterprise is already penetrating and which is being 
brought, directly or indirectly, under European influence. The basin of the 
Lower River is comparatively narrow; but when Stanley Pool is reached it 
expands to the north and south, and embraces a vast district which has many 
outlets to the sca by land and water. If the commerce in this basin is to 
be free to all countrics, it is manifest that it must have free communication 
with the coast, not only by the stream of the Congo but also by all other 
outlets. It would be desirable, therefore, that, in endeavouring to secure 
liberty of commerce in the basin itself, care should be taken to secure the 
same liberty for the coast-line. Without such a provision the stipulated frec- 
dom would be illusory as regards a large portion of the basin, and the object 
the Powers have in view would be imperfectly attained. The larger the ex- 
tent of the coast-line thrown open the greater would be the benefit to trade. 
Her Majesty’s Government would be glad, therefore, to see the principle 
applied to the whole line between the limits of the Gaboon Colony and those 
of the Province of Angola. || The next question to be considered is that of 
the meaning to be given to the term “libert@ de commerce”. In reply to the 
inquiry which I addressed to Baron von Plessen on the 8th instant, his 
Excellency Count Münster replied on the 22nd that the Imperial Government 
understands it to mean that merchants of all countries shall be assured that 
no import dues and no transit duties shall be levied, and that moderate im- 
posts only shall be placed on their goods, solely intended to mect adminis- 
trative needs. As a general explanation, for which alone it was doubtless 
intended, Her Majesty’s Government consider this to be satisfactory; but the 
Conference, on carcful examination of the question, will doubtless recognize 
the necessity of providing more in detail for the absolute equality of treat- 
ment of the subjects of all Powers as regards duties and taxes, residence, 
liberty to trade and travel, use of roads and railroads, coasting trade and 
religious freedom, to all of which points your Excellency’s attention should 
be directed. || In connection with the discussion of this basis the consideration 
will arise by what Powers the stipulated freedom of commerce is to be gua- 
ranteed. As Portugal, after having obtained the conditional assent of Great 
Britain to the recognition of her claims to the coast from Ambriz to the 
5" 12’ of south latitude, has hitherto failed to obtain that of other Powers, 
the only districts within this vast territory at present in the occupation of 
European Powers are some spots on the coast north of the 5° 12’, under the 
Protectorate of France and Portugal, and the Settlement of M. de Brazza on 
Stanley Pool; but there are also the large tracts claimed by the International 
Association. The Powers, parties to the Conference, will consequently be able, 
to a limited extent only, to give and receive assurances at to existing posses- 
sions, and it is therefore presumed that it will bo suggested that a general 
engagement shall be taken, to which it may be desirable that Powers not 
represented at the Conference should be invited to accede, that any Power 
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Nr. 8593. 
Gross- 
britannien. 
7. Nov. 1884. 


40 Berliner (Westafrikanische) Konferenz. 


now occupying or protecting, or hereafter occupying or protecting, directly or 
indirectly, any territory in the basin of the Congo, will extend to the subjects 
of all nations freedom of commerce, according to the definition agreed upon, 
on terms of equality with its own subjects; in other words, that each Power 
shall undertake to share freely with all nations all advantages that it may gain 
for its own commerce and subjects. To an engagement of this description, 
which is consistent with Pritish commercial policy, Her Majesty’s Government 
would readily adhere. || The second basis for discussion deals with the que- 
stion of the application to the Congo and the Niger of the principles adopted 
by the Congress of Vienna with regard to liberty of navigation. || Her Majesty’s 
Government would wish, that those principles might be applied not only to 
the Congo and the Niger, but also to the other rivers of Africa. Count Minster, 
in his note of the 22nd instant, expressed the concurrence of the German 
Government in this wish. You are, therefore, authorized to join in discussing 
such an extension of the application of these principles not only to the other 
rivers of Western Africa, but also to the Zambesi, or even to make the pro- 
posal. || The question for practical consideration will be, as far as Her Majesty’s 
Government are concerned, not the acceptance of the general principles, to 
which they cordially assent, but the mode of their application. Count Münster, 
in his note of the 22nd instant, referred to the Regulations for the Elbe and 
the Danube; in the cases of those rivers, as in those of other European rivers 
to which the principles of the Congress have been applied, no great difficulty 
has been experienced in the adaptation of the principles to the varying con- 
ditions, as each river runs through the territories of well-defined States and 
the geographical position and peculiarities of navigation have been well known 
or easily ascertained; in the African rivers the difficulties will be undoubtedly 
greater, though probably not insuperable. || The Congo in its lower course is 
a navigable river with one mouth comparatively easy of access; on its banks 
factories of various nations are established, and Her Majesty’s Government 
have already convinced themselves that the navigation might be regulated by 
an International Commission, the creation of which they have repeatedly urged; 
if, therefore, it is proposed to establish such a Commission on that river, you 
will be authorized to give their assent, subject to the examination and approval 
of its constitution. || The position of the Niger is altogether different; on that 
river the establishment of a Commission is believed to be impracticable. The 


river itself, in a great part of its course, is very imperfectly explored: but it 


is known, that it is divided geographically into three sections, the upper of 
which has no means of communication with the lower; the latter, when it 
approaches the sea, is split into a network of creeks little known and in many 
instances unsurveyed; the trade of the interior passes through the medium of 
coast tribes who act as middle-men and who, being keenly’ alive to their 
interests, are difficult to manage and control; the commerce owes its develop- 
ment almost exclusively to British enterprise: the trade is altogether in British 
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hands; and the most important tribes, who have for years been accustomed 
to look on the agents of this country as their protectors and counsellors, 


Nr. 8598 


britannien. 


have now, in consequence of their urgent and repeated appeals, been placed ’- Nov. 1884. 


formally under the Protectorate of Great Britain. On this river, therefore, 
a difference of application of the principles of the Congress of Vienna is im- 
perative; the coast-line and lower course of the river are sufficiently under 
British control for Her Majesty’s Government to be able to regulate the navi- 
gation, while binding themselves to the principle of free navigation by beco- 
ming parties to an International Declaration analogous to that contained in 
Article XV of the Treaty of Paris. || If the Conference shall decide to. extend 
the principles of the Congress of Vienna to other rivers, the question of the 
mode of application will, as in the case of the Congo and Niger, have to be 
considered separately after study of the invididual conditions of each of those 
rivers as they may successively be discussed. || The third basis relates to the 
definition of the formalities to be observed in order to render future occu- 
pations on the coasts of Africa effective; this has been explained by Count 
Minster to mean that assurances shall be given that in future the principles 
unanimously laid down by the jurists and Judges of all lands, including Eng- 
land, shall be practically applied. || Her Majesty’s Government have no hesita- 
tion in accepting the discussion of this basis. || I am, &c. 
Granville. 





Nr. 8594. FRANKREICH. — Min. des Ausw. an den franz. Bot- 
schafter in Berlin. — Instruction für die Konferenz. 
[G. IL 4] 


Paris, le 8 novembre 1884. 

Monsieur le Baron, — Par une communication, en date du 3 novembre, le 
Gouvernement Allemand nous a fait savoir que l’ouverture de la Conférence 
relative aux affaires de l’Afrique occidentale a été fixée au 15 du même mois, 
Vous trouverez ci-joints les pleins pouvoirs qui vous accréditent comme Pléni- 
potentiaire du Gouvernement de la République française. || La nature même des 
questions qui doivent être soumises à la Conférence m’a amené à penser qu’il 
y aurait intérêt à vous assurer, pendant la durée de ses travaux, le concours 
de conseils spéciaux, se trouvant par leurs antécédents et par leur compétence 
en situation de vous fournir les indications techniques qui pourraient vous 
être nécessaires. Dans cette vue, j'ai fait appel au dévouement de M. Engel- 
hardt, Ministre plénipotentiaire, et de M. le docteur Ballay. M. Engelhardt 
sera plus particulièrement en mesure de. vous seconder dans l’étude des que- 
stions délicates que soulèvera l'application aux deux grands fleuves de l’Afri- 
que équatoriale du principe de la liberté de navigation. D'autre part, vous 
pourrez utilement consulter le docteur Ballay sur les régions du Congo où il 
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a Bon s’agit de faire prévaloir le principe de la liberté commerciale. J'ai également 
& Nor. 194, invité M. Desbuissons, géographe du département des Affaires étrangères, à se 
mettre à votre disposition afin de vous fournir les renscignements dont vous 
pourrez avoir besoin touchant la géographie, la situation commerciale ct le 
régime conventionnel des différentes parties de l'Afrique qui doivent faire plus 
spécialement l'objet des travaux de la Conférence. || L’attitude que vous aurez 
à observer durant les délibérations qui vont s’ouvrir se trouve déterminée par 
les considérations mêmes qui nous ont amenés à accucillir l'idée de la Con- 
férence et à en limiter rigoureusement le programme. Les entretiens que 
vous avez eus à Varzin avec le Prince de Bismarck, sur l'invitation du Chan- 
celier, avaient démontré la possibilité d'une entente entre la France et l’Alle- 
magne sur certains points déterminés où ces deux pays ont des intérêts 
communs. Cette entente, d’ailleurs, dans la pensée des deux Gouvernements, 
ne devait pas être de telle nature qu’elle pût être interprétée comme une dé- 
monstration dirigée contre d’autres Puissances. Telles sont les conditions qui 
ont présidé à arrangement intervenu entre nous ct l'Allemagne, en vue d'établir 
ct de faire adopter par les Puissances intéressées certaines règles concernant 
les affaires de l'Afrique occidentale. || Les mêmes préoccupations qui ont in- 
spiré les termes de cet accord continueront à s'imposer, durant la Conférence, 
au Représentant de la France. D’une part, il devra apporter tous ses soins 
à faire prévaloir les principes qui font l'objet de notre entente préalable avec 
YAllemagne; il s’appliquera toutefois à éviter tout ce qui pourrait, sans une 
nécessité absolue, le mettre en opposition directe avec les intérêts légitimes 
ou la politique d’une Puissance tierce. Personne ne s’étonnera, d'ailleurs, que 
dans le cours des délibérations, nous nous abstenions de certaines initiatives, 
réservées naturellement à la Puissance qui a provoqué la réunion de la Con- 
férence. || D'autre part, notre Plénipotentiaire devra s'opposer à toute propo- 
sition qui aurait pour résultat d'introduire dans le programme de la Conférence 
d’autres questions que celles qui sont limitativement prévues par les communi- 
cations échangées à la date des 13 et 29 septembre entre les Gouvernements 
français ct allemands. C’est le plus sûr moyen de prévenir le double danger 
d'entrer en conflit avec des puissances tierces, ou d’être entraîné à des con- 
cessions préjudiciables à notre politique africaine. Il peut arriver, par exemple, 
que des tentatives soient faites pour amener la conférence à se prononcer sur 
les droits revendiqués par l'Angleterre, le Portugal ou l'Association internationale 
africaine sur les territoires du Niger ou du Congo; de semblables suggestions 
devraient être rigoureusement écartées, toute question de souveraineté terri- 
toriale ou de protectorat étant en dehors du programme qui a été proposé 
aux Puissances intéressées, après avoir été arrété entre la France et l’Alle- 
magne. || Ce programme ne comprend en réalité que trois questions: || Etablisse- 
ment de la liberté commerciale dans le bassin ct aux embouchures du Congo; | 
Application de la liberté de navigation au Niger et an Congo; || Définition des 
formalités à remplir pour que des occupations nouvelles sur les côtes do 
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l'Afrique soient considérées comme effectives. | L’échange d’idees auquel ces Nr. 859. 

questions ont donné lieu entre nous depuis quelques mois vous a déjà fait con- er 
naître dans leur ensemble nos vues sur la solution qu’elles comportent. Cepen- 

dant je ne crois pas inutile d’y revenir avec vous, afin de fixer les considérations 

générales dont vous aurez à tenir compte au cours de la discussion. 

Liberté du commerce dans le bassin et aux embouchures du Congo. || Sur 
cette première question votre dépéche du 29 septembre au Prince de Bismarck 
indique nettement les règles qui doivent être consacrées par l'accord des 
Puissances, et délimite suffisamment les régions où l’application en sera admise. 
N s’agit d’un principe à formuler en termes tels qu'aucune incertitude ne sub- 
sisto sur la portée que les parties intéressées entendent y attribuer. Je ne 
pense pas que la Conférence puisse aborder utilement l’examen doctrinal des 
questions nombreuses que l’application de ce principe ne manquera pas de 
soulever dans la pratique, en vue d’en arrêter d'avance la solution : ce sont 
14 des difficaltés, dont il y a, ce semble, tout avantago à réserver le règlement 
à des discussions diplomatiques ultérieures, au fur et à mesure que les cir- 
constances en fourniront l’occasion. 

Liberté de navigation sur le Niger et sur le Congo. || Aux termes des 
dépêches échangées avec la Chancellcric allemande, la Conférence est appelée 
à se prononcer sur les moyens d’appliquer à ces deux fleuves, sous la sur- 
veillance et la garantie des Puissances intéressées, les principes de la liberté 
de navigation adoptés par le Congrès de Vienne pour certains fleuves inter- 
nationaux et étendus plus tard au Danube. Il est donc entendu que les déli- 
bérations porteront uniquement sur le régime du Niger et du Congo. Vous 
auriez soin notamment d’en exclure, s’il y avait lieu, l’examen des questions 
relatives au Sénégal et à l’Ogowé, en faisant observer que ces deux cours 
d’eau traversent des territoires relevant exclusivement de la France, et qu'ils 
ne sauraient dès lors être considérés comme des fleuves internationaux aux- 
quels les principes du Congrès de Vienne fussent applicables. Nous admettons, 
d’ailleurs, que le cours entier du Niger et du Congo soit soumis au régime 
de la liberté de navigation : l’accord est déjà établi sur ce point entre 1a 
France et l’Allemagne. Quant à présent, du reste, il ne saurait ètre question 
que de poser le principe. Rien ne s'oppose à ce qu'en fait, ces deux fleuves 
soient divisés en un certain nombre de sections sur lesquelles les autorités 
instituées pour assurer la liberté de navigation étendront successivement leur 
action, suivant le développement même du commerce et les progrès de la civi- 
lisation. || Le régime conventionnel qu’on se propose de créer sur deux fleuves 
encore mal explorés, au milicu de peuplades sauvages, ne saurait étre iden- 
tique à celui des grands fleuves européens, fréquentés et administrés depuis 
longtemps par des nations civilisées. || Les congrès ct les conférences qui ont 
essayé de faire prévaloir en Europe la liberté de navigation avaient à lutter 
contre les prétentions de nombreux riverains, contre des privilèges d’origine 
féodale ou contre les conséquences de la souveraineté consacrées par le droit 


Nr. 8594. 
Frankreich. 
8. Nov. 1884. 
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public moderne. C’est cette lutte qui, depuis 1814, fait en Europe l'intérêt 
de la question. Si la diplomatie a réussi 4 écarter les barriéres les plus 
génantes qui subsistaient au commencement de ce siècle sur le Rhin, l’Escaut, 
VElbe, le Weser et le Danube, elle n’a cependant pu introduire nulle part la 
liberté absolue de la navigation, c’est-à-dire le droit, pour les pavillons de 
toutes les nations, de faire sur le parcours entier de ces fleuves tous les 
genres d'opérations dans des conditions d’égalité parfaite. Des restrictions 
importantes ont été maintenues au profit des riverains, notamment en ce qui 
concerne la navigation intérieure des fleuves. Méme sur le Danube, ce n’est 
qu’aux embouchures et sur la branche de Soulina que le principe international 
prévaut dans toute sa rigueur, et que la surveillance du régime conventionnel 
a été remise, non pas seulement aux Etats riverains, mais 4 l’ensemble des 
Puissances le plus directement intéressées & la libre navigation. On a bien 
élaboré, à la Conférence de Londres de 1883, un règlement de police appli- 
cable & la partie supérieure du fleuve jusqu’aux Portes de fer; mais ce régle- 
ment n’est pas encore entré en vigueur. De plus, les riverains sont en majo- 
rité dans la Commission de surveillance. Enfin l’&tendue et le nombre des 
lignes de douane établies sur nos fleuves européens sont encore un obstacle 
qui limite, dans une certaine mesure, la liberté de la navigation. || D’un autre 
cété, si une civilisation trés ancienne crée des entraves, elle seconde, au point 
de vue matériel, toutes les entreprises fluviales. Chaque nation, dans les 
limites de son domaine, a rendu le cours des fleuves aussi praticable que 
possible. Elle a créé de nombreux points de relâche et de ravitaillement, des 
débouchés, tout un personnel nombreux chargé de guider, de surveiller, d’aider 
la navigation. Le trafic y est si développé que les réglements de police sont 
rédigés en vue du grand nombre des navires et de la concurrence quiils se 
font. Par suite, lorsqu’une commission internationale est préposée au régime 
d’un fleuve, elle a plutôt à surveiller ou à contrôler des établissements tout 
faits qu'à en créer de nouveaux. Les travaux entrepris à frais communs sur 
le bas Danube sont, à cet égard, une exception. || Sur tous ces points, la 
situation des deux grands fleuves de l’Afrique équatoriale est absolument diffe- 
rente. Il est d'autant plus facile d'y proclamer le principe de la liberté fluviale 
qu'aucune nation civilisée n’a encore élevé de prétentions à l’usage exclusif de 
leur cours, et qu’on n’y rencontre aucun privilège résultant d’une longuc pos- 
session. Ce défaut de précédents offre aux Puissances des conditions très 
favorables pour appliquer au Niger et au Congo des maximes relativement 
modernes. En s’y prenant de bonne heure, il dépendra de la fermeté des 
États contractants de maintenir ces maximes contre tout empiétement. || Mais, 
si la partie en quelque sorte théorique du problème est plus facile à résoudre, ' 
il n’en cst pas de même des difficultés pratiques. Il ne s’agit pas ici de re- 
cueillir ou de contrôler l'oeuvre d’une civilisation ancienne, en se contentant 
d'améliorer les embouchures. Tout est à faire sur ces grands fleuves, et de 
plus les obstacles naturels y prennent de telles proportions qu’on y rencontre 
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une série de troncons ouverts & la navigation intérieure plutöt qu’une grande nu 8504. 
route internationale. Il paraît dès lors probable que la Conférence seras. Nor. 1884. 


amenée & confier 4 une commission internationale le soin de pourvoir aux 
mesures nécessaires pour assurer, dans la pratique, la liberté de navigation 
sur chacun des deux fleuves. Cette commission et les fonctionnaires placés 
sous ses ordres auront, dans les commencements, plutôt à stimuler l’activité 
des riverains qu’à lui imposer des bornes. L’étendue de ces immenses artères 
empéchera longtemps les autorités fluviales de centraliser les travaux à entre- 
prendre ct les règlements à édicter. Des dispositions trop restrictives auraient 
pour résultat de paralyser la bonne volonté des établissements nouveaux. Il 
est désirable au contraire que chaque colonie, chaque autorité riveraine, à 
mesure qu’elle se constituera régulièrement, cherche à améliorer la partie du 
fleuve limitée ou enclavée dans son domaine propre, et qu’on lui laisse à cet 
effet une grande liberté d'action. En outre, des travaux dispendieux et un 
appareil de règlements compliqués ne se comprendraient pas sur des fleuves 
où le commerce est encore dans l'enfance. || C’est en s'inspirant de ces con- 
sidérations que les Puissances réunies à Berlin arriveront à s'entendre sur les 
dispositions essentielles qui doivent assurer le succès de leur oeuvre, en y 
imprimant un caractère pratique. || Il suffit, à nos yeux, que la conférence for- 
mule le principe de la liberté de navigation et crée l'organe destiné à en 
assurer l'application, c’est-à-dire une commission internationale. || Une fois in- 
stitüée, la commission serait chargée de l’examen des questions de détail et 
de l'élaboration des règlements fluviaux. || Cette étude se poursuivrait dès lors 
dans les conditions de maturité et de compétence qu’elle exige, et les Puissances 
se réserveraient le droit d’en ratifier les résultats. 

Formalités à remplir pour que des occupations nouvelles sur les côtes 
d'Afrique soicnt considérées somme effectives. 

Comme vous le savez, les résolutions que la Conférence prendra de ce 
chef ne sont pas applicables aux occupations antérieures à la Conférence. Il 
convient cependant d'observer que, d’après une communication verbale du 
Chargé d’affaires d'Allemagne à Paris, ces résolutions, dans la pensée du 
Gouvernement Impérial, devront régler le régime de toutes les occupations 
postérieures à la date des invitations à la Conférence. || La déclaration en a 
été faite officiellement par le Prince de Bismarck au Gouvernement anglais. 
Nous ne pouvons que nous y associer. Reste donc à déterminer les principes 
qui, selon nous, doivent prévaloir en cette matière. || D’après la doctrine com- 
munément admise par les auteurs, un État peut acquérir par la seule prise 
de possession la souveraineté de territoires, soit inoccupés, soit appartenant à 
des tribus sauvages, pourvu que cette prise de possession soit effective, c’est- 
à-dire accompagnée ou suivie de certains actes équivalant à un commencement 
d'organisation. Le simple fait de planter un drapeau, des poteaux ou des 
emblémes ne suffit pas à créer ou à soutenir un titre à la possession exclusive 
d'un pays placé dans de telles conditions. | Nous nous sommes, pour notre 
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Fe part, conformés à ces principes dans la formation successive des établissements 
8. Nor. 1884, Que nous possédons aujourd'hui sur la côte occidentale d'Afrique, dans les 
rivières du sud du Sénégal (Cazamance, Rio-Nuñez, Rio-Pongo, Mellacorée, etc.) 
comme sur le littoral du Bénin et au Gabon. Nous avons marqué notre prise 
de possession par l'institution, sur chacun des points acquis par la France, 
d’un représentant du Gouvernement sous le titre de Resident ou de Comman- 
dant, disposant d’une force armée plus ou moins considérable, investi de pou- 
voirs judiciaires analogues à ceux d’un juge de paix et généralement installé 
dans un poste fortifié. Le territoire de Kotonou, définitivement cédé par le 
Dahomey en 1878 ct qui jusqu’à l’année dernière ne se trouvait que nomina- 
lement rattaché à la colonie du Gabon, a été placé en 1883 sous l'autorité 
d'un Commandant particulier, chargé en même temps de l'exercice de notre 
protectorat au Porto-Novo, où il réside pour le moment avec une escorte de 
tirailleurs sénégalais. Un personnel assez considérable a été mis à la dispo- 
sition de M. de Brazza pour prendre possession des territoires acquis par la 
France sur le Haut-Congo, et les instructions de notre Commissaire dans l'Ouest 
africain lui attribuent expressément les pouvoirs d'un Gouverneur de Colonics. : 
Lorsqu'il s’agira de déterminer dans la Conférence les conditions auxquelles 
les occupations nouvelles sur la côte d'Afrique seront considérées comme 
effectives, le Gouvernement français devra-t-il régler son attitude sur ces pré- 
cédents et s'attacher à faire prévaloir dans l'accord à intervenir la doctrine 
qu’ils tendent à établir? || Il suffit de jeter les yeux sur la carte du littoral 
africain pour constater qu'à l'heure présente, surtout en ce qui concerne la 
partie occidentale, l’étendue des territoires libres de toute domination étrangère 
est relativement restreinte. || D'autre part, en présence du développement de 
côtes que nous assurent nos possessions du Sénégal, de la Guinée et du Gabon, 
telles que les ont constituées nos derniers arrangements avec les indigènes, on 
peut se demander si notre préoccupation principale, à la veille de la réunion 
de la Conférence, doit être de nous réserver des facilités en vue d’acquisitions 
nouvelles. Dans tous les cas, si l’occasion s'offre à nous par la suite d'étendre 
notre domaine colonial sur certains points de la côte d'Afrique, il y a lieu de 
penser que nous serons en mesure de les occuper dans les mêmes conditions 
qui ont caractérisé nos occupations antérieures. || Il paraît dont desirable, à 
notre point de vue, que la Conférence soit amenée à sanctionner ct à rendre 
obligatoires pour tous les règles qui ont présidé à la formation de notre 
domaine colonial sur la côte cceidentale d'Afrique, notamment celle qui a trait 
à l'intervention directe et effective du Gouvernement au nom duquel s'accomplit 
l'occupation. || Dans cette hypothèse, les conditions auxquelles l'occupation des 
territoires vacants sur le littoral africain devrait être désormais considérée 
comme effective pourraient être ainsi formulées : || 1° Publication, dans la 
forme en usage dans chaque État pour la notification des actes officiels, de 
la prise de possession à un titre quelconque des territoires dont il s’agit; | 
2° Institution d’un agent officiel, représentant le Gouvernement intéressé vis- 
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a-vis des étrangers aussi bien que des indigénes et disposant des éléments Nr. 85%. 
nécessaires pour assurer l'exercice de son autorité. Il ne serait pas indispen-g, Nor. we 
sable, d’ailleurs, que ces éléments, consistant principalement dans la constitution 
d'une force arméc, fussent directement fournis par le Gouvernement de la 
métropole; ils pourraient être empruntés au pays occupé lui-même, si celui-ci 
se trouvait posséder des rudiments d'organisation suffisants. Tel serait le cas, 
par exemple, où une Puissance accorderait son protectorat à des populations 
chez lesquelles l’action des autorités indigènes s’exercerait déjà avec une sorte 
de régularité relative et pourrait, par suite, suppléer dans la pratique à la 
présence de forces militaires tirées de la métropole. 

Telles sont les indications auxquelles vous aurez à vous référer et qu'il 
me serait difficile de mieux préciser dans l’état actuel des choses. Il est du 
reste préférable que, par leur généralité même, les termes de vos instructions 
vous laissent une latitude suffisante pour pouvoir prendre, suivant le tour im- 
primé aux délibérations, le parti qui vous semblera le plus utile aux intérêts 
de diverse nature que nous avons à sauvegarder. Je m’en remets à cet égard 
à votre tact et à votre connaissance approfondie des matières soumises à la 
Conférence aussi bien que de l’état de nos rapports politiques avec les diverses 
Puissances appelées à y prendre part. Vous voudrez bien m’en référer par le 
télégraphe pour les décisions qui seraient de nature à intéresser par quelque 
côté la direction même de notre politique. || La Conférence jugera sans doute 
opportun de consigner le résultat de ses délibérations dans une ou plusieurs 
déclarations qui resteront ouvertes pour recevoir, s’il y a lieu, les accessions 
des Puissances désireuses d’y adhérer ultérieurement. Je ne verrais d’ailleurs 
aucune objection à ce que les principes admis par elles fissent l’objet d’une 
convention proprement dite. Quelle qu’en soit la forme, il doit être entendu 
que l'acte final de la Conférence n'aura pas, en ce qui nous concerne, un 
caractère définitif et obligatoire avant d'avoir reçu la ratification du Gouverne- 
ment de la République. Jules Ferry. 








Nr. 8595. KONFERENZ-STAATEN (Deutschland, Ocsterreich-Un- 
garn, Belgien, Dänemark, Spanien, Vereinigte Staaten 
von Amerika, Frankreich, Grossbritannien, Italien, 
Niederlande, Portugal, Russland, Schweden und Nor- 
wegen, Türkei). — Berliner Conferenz. Protokoll Nr.1. 
Sitzung vom 15. November 1884. 


Les Gouvernements de l’Allemagne, de l’Autriche-Hongrie, de la Belgique, wr. 8595. 
du Danemark, de l’Espagne, des Etats-Unis d'Amérique, de la France, de la Fabre 
Grande-Bretagne, de l'Italie, des Pays-Bas, du Portugal, de la Russie, de 1a 15.Nov. 1854. ‘ 
Suède et la Norvège et de la Turquie, ayant décidé de se concerter sur les 


questions qui ont été indiquées dans les lettres d'invitation adressées par le 
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an ss Gouvernement de Sa Majesté l'Empereur d'Allemagne aux différentes Puis- 
. Staaten. Sances intéressées dans les affaires d'Afrique, les Plénipotentiaires de ces Gou- 
15. Nov. 1884. yernements se sont réunis à Berlin, en Conférence, le Samedi, 15 Novembre, 


à 2 heures. 


Étaient présents: 


Pour Allemagne — 
Son Altesse Sérénissime le Prince de Bismarck, Chancelier de l’Em- 
pire d’Allemagne. 
Son Excellence M. le Comte de Hatzfeldt, Secrétaire d'État au 
Département des Affaires Etrangéres. 
M. Busch, Sous-Secrétaire d’Etat au Département des Affaires 
Étrangères. 
M. de Kusserow, Conseiller Intime de Légation. 
Pour l’Autriche-Hongrie — 
Son Excellence M. le Comte Széchényi, Ambassadeur d’Autriche- 
Hongrie à Berlin. 
Pour la Belgique — 
M. le Comte van der Straten-Ponthoz, Ministre de Belgique à Berlin. 
M. le Baron Lambermont, Envoyé Extraordinaire et Ministre Plé- 
nipotentiaire, Secrétaire-Général du Ministère des Affaires 
Étrangères à Bruxelles. 
Pour le Danemark — 
M. de Vind, Ministre du Danemark à Berlin. 
Pour l'Espagne — 
M. le Comte de Benomar, Ministre d’Espagne à Berlin. 
. Pour les Etats-Unis d'Amérique — 
Mr. John A. Kasson, Ministre des Etats-Unis d'Amérique à Berlin. 
Pour la France — 
Son Excellence M. le Baron de Courcel, Ambassadeur de France 
à Berlin. 
Pour la Grande-Bretagne — 
Son Excellence Sir Edward Malet, Ambassadeur d’Angleterre 4 Berlin. 
Pour l'Italie — 
Son Excellence M. le Comte de Launay, Ambassadeur d'Italie à 
Berlin. 
Pour les Pays-Bas — 
M. le Jonkheer van der Hoeven, Ministre des Pays-Bas à Berlin. 
Pour le Portugal — 
M. le Marquis de Penafiel, Ministre du Portugal & Berlin. 
M. le Conseiller de Serpa Pimentel, Pair du Royaume. 
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Pour la Russie — 
M. le Comte Kapnist, Ministre Plénipotentiare. 
Pour la Suéde et la Norvége — 
M. le Général Baron de Bildt, Ministre de Suède et Norvège à 
Berlin. 
Pour la Turquie — ; 
Son Excellence Saïd-Pacha, Ambassadeur de Turquie à Berlin. 


Son Altesse Sérénissime le Prince de Bismarck prononce les paroles 
suivantes: || “Messieurs, || Avant d’entrer en matière, je tiens à m’acquitter d’un 
ordre de l'Empereur, mon Maître, en vous exprimant la satisfaction avec la- 
quelle Sa Majesté salue votre réunion et en vous priant de faire parvenir les 
remerciments de Sa Majesté aux Gouvernements qui ont bien voulu accepter 
son invitation.” 

Son Altesse Sérénissime propose ensuite de constituer la Conférence en 
désignant le Président et les membres du Secrétariat. 

Le Comte de Launay, représentant de l'Italie, prononce le discours ci- 
après: || „En ma qualité de doyen du Corps Diplomatique près cette Cour, qu’il 
me soit permis de prendre la parole pour exprimer mes remerciments au sujet 
du message de bienvenue de Sa Majesté l’Empereur et Roi et de prier le 
Chancelier de l’Empire de se faire auprès de Souverain l'interprète de nos 
sentiments les plus respectueux et les plus sympathiques pour son auguste 
personne. Qu'il me soit également permis, au début de notre réunion dans 
cette même salle qui rapelle les souvenirs du Congrès de 1878, de vous prier, 
Messieurs, de confier à son Altesse Sérénissime le Prince de Bismarck la pré- 
sidence des travaux de la Conférence. C’est un usage consacré par les pré- 
cédents et à la fois un hommage rendu au Souverain auquel nous devons l’ho- 
spitalité dont nous jouissons en ce moment. Il y a plus: il y va de notre 
intérêt à tous. Les éminentes qualités du Prince, son expérience, sa sagesse 
éprouvée offrent la sérieuse garantie que la meilleure direction sera imprimée 
à nos travaux, || Je ne doute donc pas de l’assentiment général et empressé 
à cette proposition.” 

Le Comte Széchényi constate l’adhésion que rencontre la proposition du 
Comte de Launay. 

Son Altesse Sérénissime le Prince de Bismarck accepte la présidence, 
en expriment ses remerciments aux membres de la réunion; il leur demande 
la permission de se faire remplacer par un de ses collègues au cas où d'autres 
affaires, ou l’état de sa santé, l’exigeraient. Comme Secrétaires de la Con- 
férence, son Altesse Sérénissime propose M. Raindre, Conseiller de l'Ambassade 
de France, M. le Comte Guillaume de Bismarck, Conseiller au Ministère 
d’État, et M. le Dr. Schmidt, Vice-Consul, attaché au Département des Affai- 
res Étrangères d'Allemagne. || Ces suggestions étant accueillies, les membres 


du Secrétariat sont introduits et présentés à la Conférence. 
Staatsarchiv XLV. 4 


Nr. 8595. 
Konferenz- 
Stasten. 
15.Nov. 1884. 
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Nr. 8585. Le Prince de Bismarck annonce que les pouvoirs des Plénipotentiaires 
Konferenz- . . . 
Staaten. ont été déposés au Secrétariat pour y étre examinés en tant que de besoin. 
15. Nov.1884. eg Agents Diplomatiques accrédités à Berlin sont, d’ailleurs, considérés 
comme ayant les pouvoirs nécessaires pour représenter leurs Gouvernements 
à la Conference. 

Son Altesse Sérénissime reprend comme suit: || “En conviant la Conférence, 
le Gouvernement Impérial a été guidé par la conviction que tous les Gouver- 
nements invités partagent le désir d’associer les indigénes d’Afrique 4 la civi- 
lisation en ouvrant l’intérieur de ce continent au commerce, en fournissant à 
ses habitants les moyens de s’instruire, en encourageant les missions et les 
entreprises de nature à propager les connaissances utiles, et en préparant la 
suppression de l’esclavage, surtout de la Traite des Noirs, dont l'abolition 
graduelle fut déjà proclamée au Congrès de Vienne de 1815, comme un devoir 
sacré de toutes les Puissances. || L’intérét que prennent toutes les nations 
civilisées au développement matériel de l’Afrique assure leur coopération à la 
täche de régler les relations commerciales avec cette partie du monde. || Le 
régime observé depuis nombre d’années dans les rapports des Puissances Occi- 
dentales avec les pays de l’Asie Orientale ayant donné jusqu’ici les meilleurs 
résultats en restreignant les rivalités commerciales à une concurrence légitime, 
le Gouvernement de Sa Majesté l’Empereur d’Allemagne a cru pouvoir re- 
commander aux Puissances d’appliquer & l’Afrique, dans les formes appropriées 
à ce continent, le même régime, fondé sur l’égalité des droits et sur la soli- 
darité des intéréts de toutes les nations commercantes. || Le Gouvernement 
Impérial a pressenti les Puissances sur le mode le plus convenable de réaliser 
cette idée. Ayant rencontré un parfait accord de vues auprés du Gouvernement 
Français, il a été autorisé par Sa Majesté l’Empereur à inviter les Puissan- 
ces disposées à se joindre à cet accord à se réunir en Conférence pour déli- 
bérer des résolutions à prendre sur la base du programme proposé dans les 
lettres d'invitation. || L’idée fondamentale de ce programme est de faciliter à 
toutes les nations commerçantes l'accès de l'intérieur de l'Afrique. || A cet 
effet, il serait à désirer que les marchandises destinées à l’intérieur fussent 
admises en franchise de transit sur tout le littoral de l’Afrique. || Toutefois, 
cette portée de la question étant en dehors du programme de la Conférence, 
le Gouvernement Impérial se borne ici à exprimer le voeu que la réunion de 
la Conférence puisse offrir l’occasion d’entamer des négociations entre les 
États intéressés au réglement de ce point de droit international, pour donner 
satisfaction aux besoins du commerce par rapport au transit en Afrique. || Le 
programme de la Conférence ne porte que sur la liberté du commerce dans le 
Bassin du Congo et ses embouchures. En conséquence, le Gouvernement de 
Sa Majesté l'Empereur aura l'honneur de soumettre aux délibérations de la 
Conférence un Projet de Déclaration traitant de la liberté du commerce dans 
cette partie de l'Afrique, lequel Projet renferme les propositions suivantes: | 
‘Toute Puissance qui exerce ou. qui exercera des droits de souveraineté dans 
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cette région y donnerait libre accès à tous les pavillons sans distinction. Elle Nr. 8595. 


ne pourrait y concéder de monopoles, ni introduire un traitement différentiel. 


Seraient prohibées toutes les autres taxes que celles perçues à titre de rétri- 15. Nov. 1884. 


bution pour des dépenses faites dans l’intérêt du commerce. || “Toutes les Puis- 
sances exerçant des droits ou de l'influence dans les territoires qui forment 
le Bassin du Congo et son embouchure prendraient l'obligation de concourir 
à la suppression de l'esclavage dans ces pays, de favoriser et d’aider les tra- 
vaux des missions, les institution servant à instruires les indigènes et à leur 
faire comprendre et apprécier les avantages de la civilisation, || Le Congrès 
de Vienne, en proclamant la liberté de la navigation sur les fleuves qui par- 
courent le territoire de plusieurs États, a voulu empêcher la séquestration 
des avantages inhérents à un cours d’eau. Ce principe a passé dans le droit 
public, en Europe et en Amérique. Or, le Gouvernement Allemand se rallierait 
volontiers à des propositions tendant à régler, en dehors de la Conférence, 
la question de la liberté de navigation sur tous les fleuves de l'Afrique. Mais 
le programme de la Conférence étant circonscrit à la liberté de la navigation 
sur le Congo et le Niger, le projet d’acte provisoire de navigation que le 
Gouvernement de Sa Majesté l'Empereur aura l’honneur de présenter à la 
Conférence ne concernera que ces deux fleuves et leurs affluents. || Ce Projet 
a été calqué sur les Articles CVIII à CXVI de l’Acte Final du Congrès de 
Vienne du 1815, les Articles XV, XVI, et XIX du Traité de Paris de 1856, 
l’Acte de Navigation du Danube de 1857, l’Acte Public relatif à la navigation 
des embouchures du Danube de 1865, et sur les Traités identiques conclus, 
en 1853, entre la France, la Grande-Bretagne, ct les Etats-Unis d’Amérique 
d’une part, et la Confédération Argentine de l’autre, pour assurer la libre 
navigation du Parana et de l’Uruguay. || Le principe fondamental de ce Projet 
est d’assurer pleine et entiére liberté de navigation 4 tous les pavillons et la 
franchise de toutes autres taxes que celles prélevées dans un but de rétri- 
bution pour des travaux nécessités par les besoins de la navigation même. | 
Le développement natural du commerce en Afrique fait naître le désir bien 
légitime d’ouvrir à la civilisation les territoires inexplorés et inoccupés à l’heure 
qu’il est. Pour prevenir des contestations qui pourraient résulter du fait d’une 
nouvelle occupation, les Gouvernements de France et d'Allemagne ont pensé 
qu'il serait utile d'arriver à un accord relativement aux formalités à observer 
pour que des occupations nouvelles sur les côtes de l’Afrique soient consi- 
dérées comme effectives. || Les membres de la Conférence auront l’occasion 
de se concerter entre eux sur les questions qui se rattachent à la délimitation 
des établissements coloniaux de leur pays, ou au traitement de leurs nationaux 
respectifs; il n’entre cependant pas dans les attributions de l’Assemblée de 
décider de la validité des prises de possession antérieures. || Ce n’est qu’en 
vue de l'avenir que j'aurai l'honneur de soumettre à la Conférence un Projet 
de Déclaration portant que, désormais, la validité d’une nouvelle prise de 


possession sera subordonnée à l'observation de certaines formes, telles que la 
4° 


52 Berliner (Westafrikanische) Konferenz. 


me. notification simultanée, afin de mettre les autres Puissances à même de re- 
tasten, Connaître cet acte ou de formuler leurs objections. || Pour qu'une occupation 
15.Nov.1684. soit considérée comme effectivo, il est, de plus, à désirer que l'acquéreur 
manifeste, dans un délai raisonnable, par des institutions positives, la volonté 
et le pouvoir d’y exercer ses droits et de remplir les devoirs qui en résul- 
tent. || La Conférence se composant de Roprésentants d'États Souverains, chacun 
de ses membres restera juge des communications qu'il croira devoir faire à 
ses collègues au nom de son Gouvernement; mais des propositions faites en 
dehors des limites tracées à nos délibérations par le programme de l'invitation 
n’entrafneront pas pour l’Assemblée l'obligation de les discuter. || Messieurs, 
l'intérêt que toutes les nations représentées dans cette Conférence prennent 
au développement de la civilisation en Afrique, intérêt incessamment témoigné 
par des entreprises hardies d'exploration, par lc mouvement commercial et 
par les sacrifices et les efforts faits par chaque nation dans un de ces buts, 
nous offre une garantie du succès des travaux que nous entreprenons pour 
régler et pour développer les relations commerciales que nos nationaux entre- 
tiennent avec ce continent et pour servir cn même temps la cause de la paix 

et de l'humanité,” 

Le Prince de Bismarck fait observer incidemment que les Projets dont 
il a fait mention seront distribués le plus tôt possible aux Plénipotentiaires 
et que ceux-ci seront en mesure de se former uno impression personnelle avant 
la prochaine séance. Son Altesse Sérénissime s'en remct aux travaux des 
membres de la Conférence pour le développement et le succès de l’ocuvre pro- 
posé aux délibérations communes. 

Sir Edward Malet lit alors la déclaration suivante: || “Messieurs, || Après 
avoir entendu les paroles que Son Altesse le Président vient de nous adresser, 
il m'est bien agréable de voir que les vues du Gouvernement que j'ai l’honneur 
de représenter me semblent s’accorder en général avec celles du Gouverne- 
ment de l'Empereur. Je suis autorisé à donner mon chaleureux appui aux 
points qui concordent aussi complètement avec la politique toujours suivie par 
mon pays, que la liberté du commerce dans le Bassin du Congo ct Ja libre 
navigation des fleuves Africains. || Je dois cependant ne pas perdre de vue 
que, dans l'opinion du Gouvernement de Sa Majesté Britannique, les intérêts 
commerciaux ne doivent pas être envisagés comme sujet exclusif des délibé- 
rations de la Conférence. || Si l'exploitation des marchés du Congo est dé- 
sirable, le bien-être des indigènes ne doit pas être négligé. || Ceux-ci perdront 
plus qu'ils ne gagneront, si la liberté du commerce, dépourvuc de contrôle 
raisonnable, venait à dégénérer en licence. J’ose espérer que cette considé- 
ration aura son poids, et que des mesures de précaution seront prises, en ce 
qui concerne le commerce légitime, pour que son introduction assure, autant 
que possible, les avantages de la civilisation aux indigènes et l'extinction des 
maux, pareils à la Traite dans l'intérieur, par lesquels leur progrès est à pré- 
sent retardé. || Je dois me rappeler que les indigènes ne sont pas représentés 
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dans notre sein et que, cependant, les décisions de la Conférence auront pour Nr. 8588. . 
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gitime avec garantie pour l’égalité de traitement envers toute nation et le bien- 
étre des indigénes. || La premiére base de discussion de la Conférence est la 
liberté du commerce dans le bassin et les embouchures du Congo. || Le bassin 
traversé par le Congo, en venant de ses sources, comprend une grande partie 
de l'Afrique centrale. Dans les régions supérieures il est encore inaccessible 
au commerce. Par conséquent, tandis que le principe de la liberté du com- 
merce, dans le bassin entier, acquerra, probablement, l’assentiment général, 
les délibérations pratiques de la Conférence seront nécessairement restreintes 
à cette partie de son étendue où l’entreprise Européenne pénètre déjà et qui 
est en train de se soumettre directement ou indirectement à l'influence de 
l’Europe. Le bassin du fleuve inférieur est comparativement étroit; mais près de 
Stanley-Pool il s'étend au nord et au sud et comprend un vaste district, le 
commerce duquel a plusieurs débouchés à la mer par eau et par terre. Or, 
si le commerce dans ce bassin doit être libre pour tous, il est manifeste qu’il 
doit avoir communication libre avec la côte, non seulement par le fleuve du 
Congo, mais également par toutes les autres issues. Il scrait donc à désirer, 
en tächant d'assurer la liberté du commerce dans le bassin même, de la sauve- 
garder en mème temps pour la ligne de la côte. || Sans une stipulation de ce 
genre, la liberté accordée serait illusoire en ce qui regarde une grande partie 
du bassin. || Le Gouvernement de Sa Majesté accepterait avec plaisir que le 
principe de liberté de commerce fût étendu sur toute la ligne de la côte 
entre les limites de la Colonie du Gabon et celle de la Province d’Angola. || 
Je vous pric, ensuite, de me permettre quelques paroles sur l'interprétation 
à donner au terme ‘liberté du commerce.’ || Je crois avoir raison, en pensant 
que le Gouvernement Impérial le comprend comme une garantie aux commer- 
çants de tous pays, qu'aucun droit d'entrée et aucun droit de transit ne sera 
levé et que leurs marchandises subiront seulement des impôts modérés, de- 
stinés uniquement à pourvoir aux nécessités administratives. || Cette interpré- 
tation répond à l’idée générale du Gouvernement de Sa Majesté, | Mais je 
pense que la Conférence, après un mûr examen de la question, reconnaitra la 
nécessité de pourvoir, d’une manière plus détaillée, à l'égalité absolue du 
traitement des sujets de toutes les Puissances, en ce qui concerne les droits 
et les impôts directs et indirects, la résidence, la liberté de faire le commerce 
et de voyager, l'emploi de routes et de chemins de fer, le cabotage ct la 
liberté de religion. || En rapport avec la discussion de cette base, surgira la 
question: quelles sont les Puissances qui doivent garantir la liberté stipulée ? 
, 11 est à espérer que nous arriverons à un accord général auquel il sera 
désirable d'inviter l'adhésion des Puissances non représentées à la Conférence; 
que cet accord consistera dans un engagement de la part des Puissances occu- 
pant ou protégeant, à présent ou dans l’avenir, directement ou indirectement, 
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Nr. 8%. des territoires quelconques dans le Bassin du Congo et sur la côte susmen- 
an tionnée, d’étendre aux sujets de toutes nations la liberté du commerce, selon 
18. Nor.18%4. l'interprétation convenue, à titre égal à celui octroyé à leurs propres sujets. 
!| En d’autres termes, chaque Puissance s’engagera à laisser toutes les nations 
participer aux avantages qu'elle aurait acquis elle-même pour son commerce 
et ses sujets. Un engagement de cette nature aura l’assentiment empressé du 
Gouvernement de la Reine. || La seconde base de discussion est l'application 
au Congo et au Niger des principes adoptés par le Congrès de Vienne en vue 
de consacrer la liberté de la navigation sur plusieurs fleuves internationaux. 
{| Le Gouvernement de Sa Majesté verrait avec plaisir l’extension de ces prin- 
cipes non seulement au Congo et au Niger, mais également à d’autres fleuves 
de l'Afrique, et je suis autorisé à discuter une pareille extension de l’appli- 
cation de ces principes. La question pratique, selon la pensée du Gouverne- 
ment de Sa Majesté, sera moins l'acceptation des principes que le mode de 
les appliquer. Les fleuves d'Europe soumis au régime ayant son origine dans 
les Articles du Congrès de Vienne parcourent des territoires appartenant à 
des États bien définis; leurs positions et leurs particularités étaient connues 
ou faciles à déterminer. Pour les fleuves d'Afrique, les difficultés seront sans 
doute plus grandes, mais pas insurmontables. || Le Gouvernement de Sa Ma- 
jesté s’est déjà convaincu que la navigation du Congo pourrait être réglée 
par une Commission Internationale, dont il a même conscillé la création à 
plusieurs reprises. Je suis autorisé à donner son consentement à une pareille 
Commission, sauf examen et approbation de sa constitution. || La situation du 
Niger est entièrement différente. L'établissement d’une Commission sur ce 
fleuve est regardé par nous comme étant impraticable. Le fleuve même sur 
une, grande partie de son parcours est insuffisamment exploré; mais on sait 
qu'il est divisé géographiquement en trois sections, dont la supérieure n'a 
aucune communication avec l'inférieure, laquelle, en s’approchant de la mer, 
se disperse dans un réseau d’embouchures. || Le commerce de l'intérieur se 
trouve, pour la plupart, entre les mains des tribus de la côte qui se font in- 
termédiaires et qui, ayant un vif égard pour leurs intérêts, sont difficiles à 
ménager et à contrôler. Depuis la découverte des embouchures, en 1830, par 
les frères Lander, expédiés par le Gouvernement Anglais, l'exploration du fleuve 
a été l'oeuvre du même Gouvernement qui en a fourni les moyens à diverses 
reprises. En conséquence, le commerce a dû son développement presque ex- 
clusivement à l’entreprise Britannique. Il est, à présent entièrement entre les 
mains Britanniques, et les tribus les plus importantes, après avoir regardé les 
agents de ce pays, pendant de longues années, comme leurs protecteurs et 
leurs conseillers, ont maintenant, par suite de leurs demandes urgentes et ré- 
pétées, été placées officiellement sous le Protectorat de la Grande-Bretagne. 
Cette situation entraîne, d’une manière impérative, une différence dans l’appli- 
cation des principes du Congrès de Vienne. La ligne de la côte et le cours 
inférieur du fleuve sont suffisamment sous contrôle pour que le Gouvernement 
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tenant lié au principe de la libre navigation par une déclaration formelle. | staaten. 
Si la Conférence se décide à étendre les principes du Congrès de Vienne à 15-Nar. 1884 


d’autres fleuves, je me permettrai de suggérer que le mode de l'application, 
comme dans le cas du Niger, soit pris en considération séparément, aprés une 
étude des conditions individuelles de chacun de ces fleuves, dans l’ordre où 
ils viendront à être discutés. || La troisième base est la définition des forma- 
lités à observer pour que des occupations nouvelles sur les côtes d’Afrique 
soient considérées comme effectives. || Les données qui existaient sur la tournure 
que prendrait cette question n’étaient pas assez précises pour que le Gouver- 
nement de Sa Majesté ait pu me donner des instructions nettes sur ce point; 
mais s’il s'agit, en général, de donner des assurances dans l’avenir que les 
principes posés unanimement par les jurisconsultes et les juges de tous pays 
seront appliqués dans la pratique, je n’aurai aucune hésitation à accepter la 
discussion sur cette base.” 

Le Président fait observer que la déclaration de Sir Edward Malet sera 
reproduite dans le Protocole et que l’étude pourra en être faite utilement en 
l'examinant dans chacune de ses parties, au fur et à mesure que chacune des 
questions diverses auxquelles elle se rapporte sera mise à l’ordre du jour de 
la Conférence. Une discussion générale serait prématurée. 

Le Comte de Launay rapelle qu’au Congrès de Berlin il avait été réglé 
que toute proposition nouvelle, au lieu d’être immédiatement mise en délibé- 
ration, devrait être déposée et reproduite au Protocole d’une séance pour venir 
en discussion seulement lors d’une des séances suivantes. 

Le Président appuie cette suggestion sous la réserve qu'elle ne concerne 
que les propositions nouvelles et non les amendements. Il constate qu'elle ne 
soulève aucune opposition et pourra, dès lors, servir de règle au cours des 
discussions. 

Le Prince de Bismarck déclare que l’ordre du jour est épuisé. Sur son 
initiative, la Conférence s’ajourne au Mardi, 18 Novembre, à 1 heure. 

La séance est levée à 3 heures et demie. 


Széchényi. F. P. van der Hoeven. 

Comte Auguste van der Straten- Marquis de Penafiel. 
Ponthoz. A. de Serpa Pimentel, 

Baron Lambermont. Comte P. Kapnist. 

E. Vind. Gillis Bildt. 

Comte de Benomar. Said, 

John A. Kasson. v. Bismarck. 

Alph. de Courcel. P. Hatzfeldt, 

Edward B. Malet. Busch. 

Launay. v. Kusser ow. 


Certifié conforme & l’original: 
Raindre. Comte W. Bismarck, Schmidt. 
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Annexe du Protocole No. I. ‘ 
Projet de Déclaration relative à la Liberté du Commerce dans le Bassin 
du Congo et ses Embouchures. 


Les Représentants des Gouvernements de l’Allemagne, de l’Autriche-Hongrie, 
de la Belgique, du Danemark, de l'Espagne, des États-Unis d'Amérique, de la 
France, de la Grande-Bretagne, de l'Italie, des Pays-Bas, du Portugal, de la 
Russie, de la Suède et la Norvège et de la Turquie, s'étant réunis en Confé- 
rence à la suite de l'invitation du Gouvernement Impérial Allemand, sont tombés 
d'accord sur la Déclaratiou suivante: 


Déclaration. 

Dans tous les territoires constituant le Bassin du Congo ct de ses afflu- 
ents, c'est-à-dire. . . . (délimitation) le commerce de toutes les nations jouira 
d’une complète liberté. || Tous les pavillons, sans distinction de nationalité, 
auront libre accès à tout le littoral des territoires décrits ci-dessus, ainsi 
qu'à toutes les eaux du Congo et de ses affluents, et à tous les ports situés 
sur les bords de ces eaux. || Les marchandises de toute provenance importées 
dans ces territoires, sous quelque pavillon que ce soit, par la voie maritime 
ou fluviale ou par celle de terre, n’auront à acquitter d’autres taxes que 
celles qui pourraient être perçues comme compensation de dépenses utiles pour 
le commerce et qui, à ce titre, devront être également supportées par les na- 
tionaux et par les étrangers de toute nationalité. || De quelque nature que 
soient ces taxes, les marchandises importées dans ces territoires resteront 
affranchics de droits d'entrée ct de transit. || Toute Puissance qui exerce on 
exercera des droits de souveraineté dans les territoires susvisés ne pourra y 
concéder ni monopole ni privilège d’ancune espèce en matière commerciale. 
Les Ctrangers y jouiront indistinctement du même traitement ct des mémes 
droits que les nationaux. || Toutes les Puissances exerçant des droits de sou- 
veraineté ou une influence dans les dits territoires, prendront l'obligation de 
concourir à la suppression de l'esclavage ct surtout de la Traite des Noirs, 
de favoriser et d'aider les travaux des missions et toutes les institutions ser- 
vant à instruire les indigènes et à leur faire comprendre ct apprécier les 
avantages de la civilisation. || Sauf arrangement ultérieur entre les Gouverne- 
ments Signataires de cette Déclaration et telles Puissances qui exerceront des 
droits de souveraineté dans les territoires dont il s’agit, la Commission Inter- 
nationale de la Navigation du Congo, instituée en vertu de l'acte signe à 
Berlin le ‚au nom des mêmes Gouvernements, sera chargée 
de surveiller l'application des principes proclamés et adoptés par cette Dé- 
claration. 
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Nr. 8596. KONFERENZ-STAATEN. — Berliner Konferenz. Proto- 
koll Nr. 2. Sitzung vom 19. November 1884. 


Étaient présents [Dieselben wie in der 1. Sitzung. Es fehlen Bismarck Nr. 85%. 


fi 
und Kapnist; neu eingetreten ist Mr. Henry S. Sanford als 2. Vertreter der Staaten. 
Vereinigten Staaten]. 19, Nov.1884. 


Le Comte de Hatzfeldt annonce que le Prince de Bismarck est empéché 
par une indisposition de se rendre 4 la Conférence. Comme il a été convenu 
lors de la première séance, le Chancelier de l’Empire demande à la Haute 
Assemblée la permission de déléguer la présidence au Comte de Hatzfeldt. ! 
Le Comte de Hatzfeldt, Président, propose que, suivant la procédure adoptée 
lors du Congrès de Berlin, la communication préalable du Protocole imprimé 
aux Plénipotentiaires tienne lieu de la lecture traditionnelle au début de la séance. 
Dans le cas où aucune modification n'aurait été faite par les membres de 
l'Assemblée, le texte serait considéré comme approuvé; la signature en aurait 
lieu au début de la séance et l'original serait ensuite déposé aux archives. | 
La Conférence donne son assentiment à cette procédure. || Le Protocole de la 
première séance est ensuite adopté. || Le Président annonce que le Représen- 
tant de la Russie s’est excusé de ne pouvoir assister à la réunion, vu l’état 
de sa santé. || Il fait connaître que Mr. Sanford, Plénipotentiaire des États- 
Unis d'Amérique, a été reçu dans la Conférence à la suite d’une communi- 
cation du Ministre des États-Unis à Berlin définissant le caractère de sa 
mission. || Le Comte de Hatzfeldt demande si personne ne désire prendre la 
parole avant de passer à l'ordre du jour. 

Le Marquis de Penafiel fait alors la déclaration suivante: || “Messieurs, 
“ Le Gouvernement du Portugal a accueilli avec un grand empressement, ct 
une véritable satisfaction, l'invitation qui lui a été adressée, au nom du Gou- 
vernement de l’Empire d'Allemagne et de celui de la République Française, 
pour prendre part à cette Conférence. || Une telle satisfaction était bien légitime, 
en voyant réalisé le voeu qu'il avait émis dans sa dépêche Circulaire du 13 Mai 
aux Légations de Sa Majesté Très Fidèle à Berlin, Paris, Bruxelles, La Haye, 
Madrid, Rome et Vienne. || Là se trouvait, pour la première fois peut-être, 
exprimé le besoin de réunir les Puissances intéressées dans les questions pen- 
dantes sur la Côte Occidentale d’Afrique. |; Le Gouvernement Portugais, dans 
sa réponse à l'invitation qui nous réunit ici, a constaté les sentiments qui 
Yaniment, en disant que le Gouvernement de Sa Majesté Très Fidèle avait 
déjà manifesté, chaque fois que l’occasion lui en a été offerte, l’intention sincère 
d'admettre le principe de la liberté de commerce et de navigation dans le 
bassin et les embouchures du Congo, lorsqu'il aurait établi une administration 
régulière dans les territoires compris sur la Côte Occidentale d’Afrique, entre 
le 5° 12’ et le 8° de latitude sud, territoires depuis des siècles déjà incorporés 
à titre incontestable aux domaines de la Couronne de Portugal. || Le Portu- 
gal a non seulement à intervenir dans le réglement des droits qui seront 


Nr. 8596. 
Konferenz- 
Staaten. 
19. Nov. 1884. 


58 Berliner (Westafrikanische) Konferenz. 


acquis & toutes les Puissances dans le Congo, mais il a encore 4 délibérer 
sur les devoirs qui lui incombent comme Puissance Riveraine. || Le Gouver- 
nement Portugais est donc heureux de pouvoir affirmer de nouveau, devant 
les Puissances ici représentées, ce qu’il a deja déclaré dans maintes occasions: 
son adhésion complète aux principes de liberté de commerce et de navigation 
appliqués au bassin et aux embouchures du Congo, à l'exécution desquels il 
s’engagera solenellement devant vous. De pareils principes, le Portugal les a 
déjà appliqués lors de l'occupation de Cacongo et Massabi au nord du 5° 12! 
de latitude sud, qui a été dernièrement réalisée par le Gouverneur-Général 
d’Angola au nom du Gouvernement Portugais. Plusieurs actes, aussi bien 
anciens que récents, démontrent qu'il n’a pas cessé de les défendre et de les 
maintenir sur les deux rives du Congo. || C’est encore avec une vive satisfaction 
que le Portugal prendra part à la discussion des deux autres points qui con- 
stituent la base de nos délibérations, et qui renferment des principes d’un si 
haut intérêt. || “Le Gouvernement de Sa Majesté Très Fidèle partage complè- 
tement la profonde pensée, si noblement exprimée par notre Président Son Al- 
tesse Sérénissime le Prince Chancelier, à la séance d’inauguration, que les re- 
lations commerciales qui vont se développer sur le continent Africain serviront 
la cause de la paix et de l’humanité; il espère enfin voir les voeux émis par 
son Excellence le Plénipotentiaire de la Grande-Bretagne pour que les indi- 
gènes profitent autant que possible des avantages de la civilisation se réaliser 
d’une manière complète, au moyen de l'extinction de la Traite et de l’escla- 
vage, les plus grands obstacles qui puissent être opposés aux progrès de cette 
civilisation sur les côtes de l'Afrique. || Vous savez, Messieurs que le Portugal 
a introduit les germes de la civilisation en Afrique; vous connaissez aussi les 
sacrifices qu'il s’est imposés pour arriver à l'entière suppression de la Traite 
dans ces territoires.” 

Le Comte de Launay désire présenter quelques observations générales 
avant d'aborder l'examen du premier des trois points énoncés dans la Circu- 
laire d'invitation à la Conférence, et s'exprime dans les termes suivants: | 
“L’Italie n’a pas de possessions territoriales sur la Côte Occidentale d'Afrique. 
Son attention vigilante se dirige plutôt dans d’autres directions, ainsi qu’il 
résulte de déclarations récemment faites aux Chambres et qui ont reçu la plus 
grande publicité, Jusqu'ici, nos rapports commerciaux et maritimes dans les 
parages de l’ouest et du centre de l'Afrique ne sont qu'au début; mais déjà 
nos commerçants tournent les yeux de ce côté, encouragés comme ils le sont 
par de rapports venus des hardis explorateurs Italiens, et par les suffrages 
qu’on tel mouvement rencontrerait dans l'opinion publique. || L'Italie, tout en 
réservant l’avenir pour le cas où, sans heurter ni offenser des intérêts légi- 
times, elle croirait devoir examiner s’il lui conviendrait, à l'instar d’autres 
États civilisés, de fonder à son tour quelque Colonie ou d’exercer un Protec- 
torat sur certains territoires inexplorés, inexploités ou abandonnés à l’incurie 
de tribus barbares ou nomades; — lItalie, dis-je, n’a pas moins un intérêt 
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évident & ce qu’il s’etablisse dans les régions Africaines, soit pour le commerce Pa 
et la navigation, soit pour des occupations ultérieures éventuelles, des règles qui staaten. 
doivent tenir à coeur à tous les pays qui participent déjà, ou qui participeront un 1% Nov.188. 
jour, au mouvement économique et civilisateur lequel, notamment dans le Bassin 

du Congo, se développe d’une manière merveilleuse et avec de grands avantages. | 

J’ai lu avec la plus grande attention les considérations exposées dans la première 

séance par notre illustre Président, et qui portent l'empreinte de sa haute in- 
telligence. Elles répondent, en substance, à l’esprit de mes instructions. Les 
déclarations de mon honorable collègue Britannique me semblent également 
inspirer une juste confiance que les questions essentielles renfermées dans 

notre programme pourront être résolues dans un sens équitable et conforme 

au droit public moderne, Je me rallie, entre autres, aux généreux sentiments 

émis par son Altesse Sérénissime et par son Excellence en faveur des popu- 

lations indigènes, pour la suppression de l'esclavage et surtout de la Traite 

des Noirs. Dans cet ordre d’idées aussi, il existe un lien de solidarité entre 

tous les États civilisés.” 

Le Président demande aux Plénipotentiaires s’ils sont déjà en mesure de 
présenter des observations sur le Projet dû à l'initiative du Gouvernement 
Allemand, et qui leur a été distribué entre la première et la seconde séance. 
Il ajoute qu'il se réserve de soumettre à la Haute Assemblée une proposition 
sur le mode de procédure relativement au Projet de Déclaration présenté par 
le Gouvernement Impérial. 

Le Comte de Launay dit qu'il lui paraît opportun de reprendre à cette 
occasion l’exposé de vues générales de son Gouvernement, et il s'explique sur 
le premier des trois points signalés dans la Circulaire précitée et sur le Projet 
de Déclaration y relatif présenté par le Gouvernement de Sa Majesté l’Em- 
pereur d'Allemagne. || Ce Projet coïncide en substance avec les vues du Gou- 
vernement Royal. Les dispositions y énoncées expriment clairement ce que 
l'on entend par liberté de commerce: libre accès pour tous les pavillons, libre 
transit, interdiction de tout monopole et de droits différentiels. Mais en ex- 
cluant toute prohibition absolue, il y aurait lieu d'examiner dans quelles limi- 
tes il conviendrait d'établir des taxes que, même dans les pays les plus civi- 
lisés, il est d'usage de percevoir, sans que l’on croie pour autant déroger au 
principe de la liberté commerciale. Dans cet examen, on ne saurait ne pas 
tenir compte de diverses considérations qui induiraient à rendre désirable la 
franchise absolue pour l'exportation comme pour le transit, la consommation et la 
fabrication locale, pour le commerce sous Ja forme d’échanges en nature de 
marchandises et produits, de même qu'à suggérer une grande modération dans 
les droits d'importation. Bien des motifs viennent à l’appui de cette modé- 
ration de droits, entre autres: le fait que, jusqu'ici, dans une grande partie 
de ces régions inhospitalières et placées en dehors des conditions et civili- 
sation, les trafiquants n’ont subi aucune charge quelconque; les risques aux- 
quels le commerce sera exposé pour longtemps encore, même après l’adoption 
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Nr. 85°. d'un nouveau régime; l'absence d’une constante et cfficace protection gouver- 
Btasten, nementale envisagée, & juste titre, comme unc compensation des taxes pergues. 
19.Nor.1884.| La restriction qu'il n'y aurait de droit compensateur que pour couvrir les 
frais supportés dans l'intérêt du commerce pourrait, à elle seule, offrir des 
inconvénients et fournir le prétexte de droits excessifs, si une semblable re- 
striction n'était pas mitigée par la fixation d'une limite de maximum qu'on 
ne devrait pas dépasser, celle, par exemple, du 2 ou möme du 4 pour cent 
ad valorem. Il importerait en même temps de définir quelle valeur devrait 
être adoptée comme base de la taxe douanière: la valeur au lieu d’origine 
ou celle au licu de débarquement. || Il serait également à désirer d'obtenir un 
éclaircissement sur ce point: y aurait-il dans la région du Congo une franchise 
absolue de tout droit d'exportation? || A la liberté du commerce en général 
se rattachent des questions spéciales, comme celles du trafic des armes et des 
boissons spiritucuses. Si l'Assemblée s'occupe de ces questions, le Plénipo- 
tentiaire du Roi se prononcera d’une manière conforme aux principes de pro- 
grès ct de civilisation qui forment la règle constante du Gouvernement de 
Sa Majesté. |: Dans l'exposé de notre Président ct à l'alinéa 6 du Projet de 
Déclaration, il est dit que toutes les Puissances exerçant des droit de souve- 
raineté ou une influence dans les territoires qui forment le Bassin du Congo 
prendraient l'obligation de concourir à la suppression de l'esclavage ct sur- 
tout de la Traite des Noirs. Je suis autorisé à me montrer favorable À toute 
mesure qui assurerait le mieux la cessation de ce trafic infäme. Nous sommes 
disposés à appuyer tout ce qui pourrait contribuer à une répression sérieuse 
ct à affirmer cn même temps la solidarité des Fitats civilisés contre cet attentat 
de lèsc-humanité, que nous voudrions voir compris, comme la piraterie, parmi 
les crimes contre le droit des gens. Le Code d'Italie pour la marine mar- 
chande contient maints Articles infligeant des punitions très sévères, ct notre 
régime conventionuel à ce sujet établit le droit de visite, entre autres sur la 
Cöte Occidentale d'Afrique, depuis le Cap Vert jusqu'à la distance du 10° au 
sud de l’Equateur. || A l'alinéa 6, dont je viens de citer la première partie, 
il est parlé, en outre, dans la même phrase de l'engagement de favoriser et 
d'aider les travaux des missions et toutes les institutions servant à instruire 
les indigènes et à leur faire comprendre et apprécier les avantages de la civi- 
lisation. || Son Altesse Sérénissime le Prince de Bismarck laissait entrevoir le 
désir que certains points de droit international, à l'égard de la franchise de 
transit sur tout le littoral et de la liberté de navigation sur tous les fleuves 
de l'Afrique, pussent être réglés par des négociations ultéricures à entamer 
entre les Puissances intéressées. || En me rattachant à cette idée de généraliser 
un jour de sages dispositions soumises à notre examen, il me semblerait utile 
de recommander qu'il fût tenu compte d’une proposition que j'aurai l'honneur 
de déposer au bureau de la présidence et qui me paraît conçue en des termes 

rendant acceptable une prise en considération. 
Le Comte de Launay donne lecture de cette proposition ainsi conçue: — 
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“Dans le but de faciliter, de développer, et d’assurer l’oeuvre de la civilisation Nr. 8566. 


et des découvertes, les Plénipotentiaires réunis en Conférence à Berlin recom- State | 
mandent à leurs Gouvernements respectifs — en attendant des pourparlers 19. Nov.1884 


ultérieurs — d'aider, autant que faire se pourra, dans chaque pays et dans 
chaque localité du Continent Africain, & la protection des missionnaires Chré- 
tiens, sans distinction de culte, des savants et des explorateurs, pour les per- 
sonnes comme pour les escortes, avoir et collections.” 

Le Comte de Launay ajoute: “En attendant, une adjonction pourrait être 
faite à l'alinéa 6, à savoir, que la protection serait étendue aux missionnaires 
de tout culte Chrétien, aux explorateurs, aux savants, pour leurs personnes 
comme pour les escortes, avoir et collections. Une pareille disposition serait 
également indiquée relativement aux pays situés vers le Niger et ses affluents. 
Je crois qu’ane mention de ce genre produirait le meilleur effet parmi les 
savants, les cxploratcurs, les nombreuses Sociétés Géographiques, si bien repré- 
sentés par les Délégués spèciaux et autres personnes des plus compétentes 
réunies 4 Berlin & l’occasion de la Conférence.“ 

Mr. Kasson lit ensuite, en langue Anglaise, la déclaration dont la tra- 
duction suit: — “Bien que je sois autorisé & déclarer que le Gouvernement 
des États-Unis partage, d’une manière générale, les idées exposées dans les 
discours d'ouverture prononcé par son Altesse Sérénissime le Président de la 
Conférence Internationale, il ne sera pas cependant inutile de faire connaître 
brièvement les vues de mon Gouvernement au sujct des questions pendantes 
en Afrique. || Jusqu'à l’année 1874 d'immenses territoires au coeur de l'Afrique, 
y compris une grande partic de ses régions interieures salubres, étaient com- 
plètement inconnus aussi bien des géographes que des hommes politiques 
d'Europe et d'Amérique. Un citoyen Américain, connu par son courage, sa 
persévérance, son intelligence, sa remarquable intrépidité ct son aptitude pour 
les voyages d'exploration, résolut, avec l’aide d’amis Américains et Anglais, 
de gagner, sil était possible, à la lumière de la civilisation cette région in-. 
connuc. || Avec le drapeau pacifique de son pays au-dessus de ses tentes et 
à la tète de ses caravanes, il disparut aux yeux du monde civilisé, ct, après 
trente-neuf longs mois de dangercuse exploration et de voyage, il se montra 
de nouveau, apportant le résultat de ses découvertes qui fut communiqué au 
monde. || Il faut faire observer que, depuis le temps où il quitta la Côte 
Orientale d'Afrique, près de Zanzibar, durant son voyage vers le Haut-Nil ct 
dans toute cette région jusqu'au Congo, tout le long de ce grand fleuve et 
pendant qu’il en descendit lentement le cours, jusqu'au jour où il aperçut un 
vapeur mouillé sur le Bas-Congo, nulle part il n’a rencontré d'autorité civilisée, 
ou de pouvoir représentant des hommes de race blanche excepté celui qu’il 
exercait sur Ces caravancs. Nulle part, il n’a trouvé de Puissances ou de 
forteresses, asiles de la civilisation, ni aucune souveraineté établie, si cc n'est 
celle des tribus indigènes. || Ses découvertes ont éveillé l'attention de toutes 
les nations. Il ctait évident que bientôt ces régions seraient exposées à la 
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nn dangereuse rivalité de nations diverses ayant leurs intérêts en conflit. Il y 
Staaten, avait également danger de voir une seule Puissance s’approprier ce pays, et 
19. Nov. 1884, Je libre accès de ces territoires fermé ainsi à la libre concurrence d’une 
grande partie du monde civilisé. || Le plus sérieux désir du Gouvernement des 
États-Unis a été que ces découvertes pussent être utilisées pour civiliser les 
races indigènes, pour obtenir l'abolition de la Traite des Esclaves, et que des 
mesures fussent bientôt prises pour empêcher des conflits entre les nations, 
comme pour éviter les rivalités que ferait naître entre elles l’acquisition de 
privilèges spéciaux dans cette vaste région, si soudainement ouverte aux entre- 
prises commerciales. || Un arrangement mettant ce pays, par une neutralisation, 
à l’abri des attaques & main armée, avec privilèges égaux pour tous, serait, 
aux yeux de mon Gouvernement, de nature à assurer la satisfaction générale. 
| Une Association Internationale, composée d’Europeens et d'Américains, s'est 
formée, sous le haut patronage d'un Européen philanthrope, pour réaliser un 
pareil dessein. Ils ont obtenu des concessions et le droit d'exercer leur 
juridiction dans le Bassin du Congo, de la part des Souverains indigènes, les 
seules autorités existant dans ces régions et disposant de la souveraineté sur 
les territoires et les peuples. Ils ont immédiatement entrepris d'établir un 
Gouvernement de fait pour maintenir l'ordre, pour garantir les droits des 
personnes, et pour faire prévaloir les principes d’égalité et de liberté à l’égard 
des émigrants, du commerce et de tous les intérêts étrangers. || Pour obtenir 
ces précieux avantages, il a bien pu être nécessaire de recourir à la force 
afin de maintenir l'ordre et la justice. L'organisation de l’Association a été 
dictée par des principes de civilisation et d'humanité. Il faut reconnaître la 
légalité de ses actes, sinon considérer ses membres comme de simples pirates. 
Dans ce dernier cas, il n’y aurait dans toute cette région ni lois ni justice. 
| Le Président des États-Unis, dûment informé de l’organisation de cette 
Société et connaissant ses droits pacifiquement acquis, les moyens dont elle 
dispose pour protéger les personnes ct la propriété, et ses desseins équitables 
‘à l'égard des nations étrangères, a reconnu le Gouvernement actuellement 
. établi par elle et le pavillon qu’elle a adopté. Ses droits reposaient sur le 
consentement même des indigènes, dans un pays actuellement occupé par elle 
et dont les routes commerciales et les voies de communication étaient placées 
sous son contrôle et sous l’autorité de son Administration. Il a pensé qu’en 
reconnaissant le seul pavillon représentant une domination dans ces parages, 
il a agi dans l'intérêt commun des nations civilisées. Il considère l’existence 
de ce Gouvernement Local ou de celui qui lui succéderait établi sur les 
mêmes bases et reposant sur les mêmes principes, comme une garantie contre 
des dangers de violences internationales, comme destinée à amener la sup- 
pression du trafic odieux des esclaves, et comme un moyen de faire comprendre 
aux noirs que la civilisation et le gouvernement des hommes de race blanche 
signifient pour eux paix et liberté, en même temps que développement du 
commerce libre pour tout le monde. || Il désire en conséquence voir donner 
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la plus grande expansion à la délimitation des territoires qui devront étre Nr. 85%. 
soumis aux bénéfices de cette régle, en réservant toutefois les justes droits nn | 
territoriaux des autres Gouvernements. || Aussi loin qu’on pourra étendre les 19.Nor.1884. 
limites de cette Puissance neutre et pacifique, il prévoit la consolidation des 
garanties du maintien de la paix, le progrès de la civilisation Africaine, et 
un développement du commerce profitable à la famille entière des nations.” 

Mr. Kasson ajoute qu’il adhère à la partie de l’exposé du Comte de 
Launay tendant à contrôler l'introduction des liqueurs dans les régions bar- 
bares dont s’occupe la Conférence. 

Le Président croit qu'il serait nécessaire de régler préalablement un 
point de procédure concernant les travaux de la Haute Assemblée || Le Projet 
présenté par le Gouvernement Allemand parle des “territoires constituant le 
Bassin du Congo et de ses affluents.” Or, personne ne sait encore exactement 
ce qui doit être compris dans cette expression générale. Il y aurait donc 
lieu, pour donner une base utile aux travaux de la Conférence, de fixer d’abord 
ses vues sur ce point. Dans ce but, une Commission pourrait être nommée 
par la Haute Assemblée, et elle se composerait, en outre des Plénipotentiaires 
Allemands, de tous les Plénipotentiaires accrédités par les États les plus 
directement intéressés qui ont été compris dans la première invitation envoyée 
pour la Conférence: c’est-à-dire, des Représentants de l’Allemagne, de la Bel- 
gique, de l'Espagne, des États-Unis d'Amérique, de la France, de la Grande- 
Bretagne, des Pays-Bas et du Portugal. || Cette Commission présenterait à la 
Conférence un Rapport sur la question susvisée, et elle aurait le droit de 
s’éclairer en faisant appel aux Délégués des Gouvernements représentés dans 
la Conférence. 

Le Comte de Hatzfeldt constate l'adhésion de la Conférence à cette pro- 
position. 

Le Baron de Courcel met à la disposition de la Commission les services 
des Délégués-Adjoints, désignés par le Gouvernement Français à l’occasion de 
la Conférence. || Les autres membres de la Haute Assemblée offrent, de même, 
le concours de leurs Délégués-Adjoints. || Le Président en prend acte. 

Sir Edward Malet demande si la Commission aura la faculté d’appeler 
d’autres personnes que les Délégués, et, sans en faire l’objet d’une proposition 
formelle, il indique que, dans sa pensée, la Commission aurait avantage à 
puiser à toutes les sources d’information. 

Le Président fait observer que les Plénipotentiaires seuls, et non les 
Délégués, auront voix délibérative dans la Commission, mais que, d’une façon 
générale, cette dernière serait libre de chercher, partout où elle espérera les 
trouver, des indications propres à l’éclairer. Elle convoquera donc, en outre 
des Délégués, toutes les autres personnes qu’elle croira utile d’entendre. || Quant 
à la date de la prochaine réunion de la Conférence, elle pourra être fixée 
seulement lorsque la Commission sera en mesure d’exposer le résultat de ses 
travaux. 


64 Berliner (Westafrikanische) Konferenz. 


Nr. 8506. Le Comte de Launay fait observer que la Commission devant comprendre 
Staaten, exclusivement les Plénipotentiaires des Puissances les plus directement intér- 
19.Nov. 1864. essées et primitivement invitées à la Conférence, un des Délégués-Adjoints 
appartenant aux autres Puissances pourrait tout au moins assister aux séances 

de la Commission. 

Le Président répond en renouvelant les explications qu'il a déjà données, 
et d’après lesquelles la Commission, intéressée à se renseigner le plus com- 
plétement possible, ne manquera pas de faire largement appel au concours 
des Délégués. 

L'ordre du jour étant épuisé, le Président lève la séance à 2 heures et 
quart. 

[Unterschriften.] 





Nr. 8597. KONFERENZ-STAATEN. — Berliner Konferenz. Pro- 
tokoll Nr. 3. Sitzung vom 27. November 1884. 


Étaient présents [Dieselben wie in der 2. Sitzung, und Kapnist). 


Nr. 8897. La séance est ouverte à 2 heures et demic, sous la présidence de M. le 
Fes Comte do Hatzfeldt. 


27. Nov. 1884. Le Président rappelle que, dans sa dernière séance, la Conférence a 
chargé une Commission de lui présenter un Rapport destiné à fixer ses vues 
relativement à la signification préciso de l'expression “territoire constituant le 
Bassin du Congo et de ses affluents”, insérée dans le premier paragraphe du 
Projet de Déclaration présenté par le Gouvernement Allemand ct annexé au 
Protocole Nr. 1. Cette Commission, après avoir entendu les Délégués des di- 
verses Puissances ct avoir dûment délibéré, a présenté son Rapport, qui a 
été imprimé ct distribué aux Plénipotentinires. || Le Président estime que la 
lecture de ce document serait, dès lors, superflue, et il s'assure que la Con- 
férence partage cette opinion. 

Le Comte de Hatzfeldt indique que la Commission a été conduite à con- 
centrer définitivement le débat sur trois points nettement séparés, et il ouvre 
la discussion sur le premier point ainsi défini: 

“Quelle est l'étendue géographique du Bassin du Congo?” La Commis- 
sion s’est mise d'accord sur la formule suivante: — || “Le Bassin du Congo 
est délimité par les crêtes des bassins contigus, à savoir, notamment, les Bas- 
sins du Niari, de l'Ogowé, du Schari et du Nil, au nord; par le Tanganyka, 
à l'est; par les crêtes des bassins du Zambèze et de la Loge, au sud. Il 
comprend, en conséquence, tous les territoires drainés par le Congo ct ses 
affluents, y compris le Lac Tanganyka et ses tributaires orientaux.” 

Le Comte de Ilatzfeldt dit que, si personne ne demarde la parole à ce 
sujet, la formule proposée par la Commission sera considérée comme adoptée 
par la Conférence. 
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Le Comte de Launay fait observer que le texte rédigé par la Commis- a Pal 
sion indique d’abord le Lac Tanganyka comme limite orientale du Bassin du staaten. 
Congo et que, dans la phrase suivante, il l’y comprend expressément. Il de- 27.Nor.188. 
mande si cette rédaction n’est pas de nature à créer quelqu'obscurité. || Des 
explications sont échangées à cet égard, auxquelles prennent part le Baron 
de Courcel et le Baron Lambermont; il en résulte qu’il ne reste aucun doute 
sur ce que le Lac Tanganyka est bien compris, avec ses tributaires, dans la 
délimitation arrêtée par la Commission. Cet accord étant constaté, le Prési- 
dent déclare la formule adoptée par la Conférence. Il donne ensuite lecture 
du deuxième point ainsi conçu: — 

“Quels territoires convient-il d'y adjoindre sur le littoral de l'Océan 
Atlantique, au sud et au nord de l’embouchure du Congo, dans l'intérêt des 
communications commerciales?” || La Commission a proposé la solution sui- 
vante:— || “La zone maritime soumise au régime de la liberté commerciale 
sétendra sur l'Océan Atlantique depuis la position de Sette-Camma jusqu’à 
l'embouchure de la Loge. || La limite septentrionale suivra le cours de la 
rivière qui débouche à Sette-Camma, et, à partir de la source de celle-ci, se 
dirigera vers l’est jusqu’à la jonction avec le bassin géographique du Congo, 
en évitant le Bassin de l’Ogowé. || La limite méridionale suivra le cours de 
la Loge jusqu’à la source de cette rivière, et se dirigera de Jà vers l’est, 
jusqu’à la jonction avec le bassin géographique du Congo.” 

L'Ambassadeur de France rappelle les explications données par lui au 
sein de la Commission et d’après lesquelles le Gouvernement Français n’a 
pas entendu étendre dès à présent, en fait, l'application du régime de la 
Liberté commerciale sur le littoral au nord de Massabie, tout en admettant, 
en principe, l’extension du régime conventionnel aux établissements Français 
au sud de Sette-Camma pour la réaliser lorsque certains arrangements encore 
en suspens auront pu être terminés. Le Baron de Courcel doit attendre jus- 
que-là pour faire une concession définitive. 

Sir Edward Malet fait remarquer, au sujet de la ligne septentrionale à 
fixer, que, dans la Commission, la grande majorité des Plénipotentiaires a de- 
mandé de reporter la limite du domaine de la liberté commerciale plus au 
nord, et il demande, au nom du Gouvernement de Sa Majesté Britannique, 
l'extension jusqu'à Fernan-Vaz de la liberté commerciale. 

Le Baron de Courcel se réfère à ce qu’il a dit précédemment en ce qui 
touche la partie du littoral qui s'étend au nord de Massabie. Quant à la 
région située au nord de Sette-Camma, l'Ambassadeur de France ne sait si 
son Gouvernement pourra rien abandonner de son autonomie administrative. || 
Le Baron de Courcel ne se refuse pas à faire part à son Gouvernement des 
voeux dont le Représentant de l'Angleterre a renouvelé l'expression. Ceux 
qui pensent, d’ailleurs, que le principe de la liberté commerciale s’imposera, 
par le fait de la simple concurrence, aux territoires voisins de la zone libre, 


peuvent s’en remettre à l'avenir pour en amener l'extension. 
Btaatsarchiv XLV. 9 
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Nr, 8507. L'Ambassadeur d'Angleterre, après avoir constaté l'impossibilité où se 

Le trouve le Baron de Courcel d’adhérer actuellement à sa proposition extensive, 

27%or.1884. déclare accepter la ligne de Sette-Camma en se bornant à maintenir, à titre de 
simple voeu, ses demandes précédentes. Il exprime l'espoir que son Excellence 
sera à même d'annoncer, avant la fin de la Conférence, que son Gouverne- 
ment, prenant en considération le désir de la majorité des Plénipotentiaires, 
accepte Fernan-Vaz comme la limite nord de la zone attribuée à la liberté 
commerciale. 

Le Président s'associe au voeu de Sir Edward Malet, au nom de l’Alle- 
magne, et Mr. Kasson au nom des États-Unis d'Amérique, 

Le Baron de Courcel demande que la Haute Assemblée veuille bien lui 
donner acte de ses réserves. 

Le Président déclare qu’acte est donné de ces réserves au Plénipoten- 
tiaire de France, et il constate ensuite l'adoption de la formule proposée par 
la Commission. 

Le Comte de Launay fait observer à ce sujet qu'il voudrait même que 
Yon parvint, dans l'intérêt général qui engendre l'esprit de conciliation, à s’en- 
tendre sur une extension plus grande de la zone ouverte à la liberté de com- 
merce. || Quant aux 2°, 3° et 4° alinéas, qui sont connexes, le Comte de 
Launay se réfère aux considérations générales qu’il a énoncées à la deuxième 
séance, ct entre autres sur les taxes à établir uniquement pour couvrir les 
frais supportés dans l'intérêt du commerce. Afin d'éviter qu'à ce titre on 
walldt pout-être au delà du but en percevant des droits fiscaux excessifs, il 
suggérait de fixer, pour les droits dits de compensation, une limite qui ne 
devrait pas être dépassée comme maximum, celle, par exemple, de 2 ou même 
de 4 pour cent ad valorem; il demandait qu'il fût indiqué s’il s'agirait de la 
valeur au lieu d’origine, ou au lien de débarquement; enfin, il désirait savoir 
si, dans la région du Congo, il y aurait une franchise complète de tout droit 
d'exportation, et si la liberté du cabotage serait admise. Il tiendrait à ob- 
tenir quelques éclaircissements sur ces quatre points. 

Le Président donne ensuite lecture de la troisième question, posée par 
la Commission dans ces termes: — || “Y a-t-il lieu de placer également sous 
le régime de la liberté commerciale certains territoires s'étendant à Vest du 
Bassin du Congo, dans la direction de l'Océan Indien?” La Commission y 
a répondu en émettant le voeu que “le régime de la liberté commerciale soit 
étendu à l’est du Bassin du Congo, jusqu'à l'Océan Indien, sous réserve du 
respect des droits des souverainetés existantes dans cette région”. 

Le Baron de Courcel, afin de donner une sanction pratique au voeu 
que la Commission propose d’émettre en vue de l’extension du régime de la 
liberté commerciale à la région comprise entre le Bassin du Congo et l'Océan 
Indien, soumet 4 la Conférence le texte du paragraphe additionnel ci-aprés, 
destiné à faire suite à la rédaction proposée par la Commission: — || “Les 
Puissances représentées à la Conférence conviennent d’employer leurs bons 
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offices auprès des Gouvernements établis sur le littoral Africain, de la Mer Nr. 859%. 
des Indes à l’est du Bassin du Congo, afin d’assurer au transit de toutes les staaten. 
nations les conditions les plus favorables.” || L’Ambassadeur de France rappelle %-Nov. 1864. 


les déclarations qu'il a faites dans la Commission, et demande que l’on tienne 
compte des souverainetés existantes sur la Côte Orientale de l'Afrique. (Ce 
sera rendre hommage à ces droits, et en même temps donner une suite pra- 
tique aux voeux de la Commission, que de demander les bons offices des 
Gouvernements en vue de solliciter en faveur du principe de la liberté com- 
merciale l’adhésion des Pouvoirs établis à l’est du Bassin du Congo. 

Une discussion, à laquelle prennent part Mr. Kasson, le Comte de Hatz- 
feldt et M. Busch, s'engage pour savoir si cette proposition sera immédiate- 
ment prise en considération. Il est décidé de voter séparément, d’abord sur 
la formule de la Commission, ensuite sur la proposition additionnelle du Baron 
de Courcel, enfin sur l’ensemble des deux textes. 

M. de Serpa dit qu’il adhère aux vues exprimées dans le sens d’une large 
extension de la liberté commerciale. Le Gouvernement Portugais cherche en 
ce moment la voice de transit la plus favorable entre la Mer des Indes et le 
Lac Nyassa; il partage donc tout à fait les vues de l'Ambassadeur de France, 

L'Ambassadeur d'Angleterre déclare qu’il partage entièrement l'avis de 
son collègue de France, relativement au respect dû aux souverainetés établies 
à l’est du Bassin du Congo. Sous cette réserve, il adhère au voeu de la 
Commission. | 

Le Baron de Courcel rappelle que les deux Gouvernements de France 
et d'Angleterre se sont réciproquement engagés, par une Déclaration en date 
de 1862, à respecter la souveraineté du Sultan de Zanzibar, et l’adjonction 
qu’il propose à la formule de la Commission répond, notamment, à cette pré- 
occupation. 

Le Baron Lambermont fait remarquer que l'addition proposée par le 
Baron de Courcel a une valeur pratique très sérieuse. Les marchandises dé- 
barquées à la côte orientale ne sont pas toutes destinées à la consommation 
du littoral. Une partic, et c’est même la plus importante, est transportée vers 
l'intérieur par les caravanes, et ce serait rendre un véritable service à ce 
genre d’opérations que de lui assurer le libre transit à travers les États du 
littoral ou de l’intérieur, ce qui est le but de la proposition de M. l’Ambas- 
sadeur de France. 

Le Président met aux voix la formule de la Commission, relative à la 
délimitation du territoire placé sous le régime de la liberté commerciale, et 
il demande si aucun des Plénipotentiaires n’a d’objections à présenter contre 
son adoption. 

Saïd-Pacha déclare que son adhésion cst acquise en ce qui touche le 
premicr et le deuxième point, mais que, ses instructions se bornant à l’Afri- 
que Occidentale seule, il attend les nouvelles instructions de son Gouverne- 


ment en ce qui concerne le troisième point. Il demande à établir, cn tous 
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cas, une réserve pour le cas où la délimitation projetée comprendrait un ou 
plusieurs lacs du Nil, ainsi que leurs bassins. 

M. Busch fait remarquer que ces lacs sont en dehors de la ligne proposée. 

Saïd-Pacha dit qu’il lai reste un doute à cet égard à la suite de l’exa- 
men de la Carte annexée à la proposition Américaine. 

Le Président répond, en conséquence, que le vote auquel la Conférence 
aura à procéder se fera sous cette réserve, que le Plénipotentiaire de la 
Turquie pourra s'abstenir provisoirement de s'y associer et que le Protocole 
restera ouvert jusqu’à ce que Saïd-Pacha ait réuni les informations utiles ou 
reçu les instructions nécessaires. 

M. van der Hoeven désire aussi suspendre son vote définitif et demande 
que le Protocole reste également ouvert pour lui 

Sir Edward Malet fait observer à cette occasion que les Plénipotentiaires 
ne sont pas définitivement liés par les opinions qu'ils ont émises au sein de 
la Commission et qu'ils peuvent revenir dans la Conférence sur les votes 
auxquels ils ont été appelés à prendre part. 

Le Président établit que Von est d'accord sur ce point, que, d'ailleurs, 
le Protocole restera ouvert pour Saïd-Pacha et pour M. van der Hoeven. | 
Tl constate que la formule de la Commission est adoptée sous ces réserves. 
Il soumet ensuite à la Conférence la proposition du Baron de Courcel, avec 
la même faculté ouverte, pour les Représentants de la Turquie et des Pays- 
Bas, de s'associer ultérieurement à la décision de la Haute Assemblée. 

La proposition de l'Ambassadeur de France étant ensuite adoptée par la 
Conférence, le voeu de la Commission et le paragraphe additionnel lui sont 
soumis ensemble et adoptés. 

Mr. Kasson désire constater que la Conférence a décidé d'étendre le 
Bassin du Congo en dehors de ses limites géographiques et que, par consé- 
quent, il y aurait lieu de modifier comme suit le paragraphe 1° de la Décla- 
ration préparée par le Gouvernement Allemand: — || “Dans tous les territoires 
constituant le Bassin du Congo et de ses affluents, y compris certains régions 
situées entre le dit bassin et les deux océans respectivement, et donnant des 
lignes de communication entre le bassin et l'océan.” 

M. Busch fait observer qu’un Comité de Rédaction sera chargé de coor- 
donner les amendements adoptés par la Conférence et de refondre le Projet 
primitif pour le mettre en harmonie avec ses décisions. 

Le Président passe au 2° alinéa du Projet de Déclaration présenté par 
le Gouvernement Allemand et conçu comme suit:— || “Tous les pavillons, sans 
distinction de nationalité, auront libre accès à tout le littoral des territoires 
décrits ci-dessus, ainsi qu’à toutes les eaux du Congo et de ses affluents, et 
à tous les ports situés sur les bords de ces eaux.” 

Le Représentant des Pays-Bas rappelle qu'il a déposé la proposition ci- 
après qui a déjà été distribuée aux membres de la Conférence: — || “Le Gou- 
vernement Royal des Pays-Bas propose d’intercaler à l'alinéa 2 de la Décla- 
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ration, entre les mots ‘affluents’ et les mots ‘et à tous les ports’, les mots Nr. 8697. 
suivants: ‘y compris les lacs, ainsi qu’à tous les canaux qui pourraient être staaten. 
creusés à l’avenir dans le but d’en relier les différentes parties navigables’.” || 27-Nor.1684. 


Il propose de rayer derriére le mot “ci-dessus” les mots “ainsi que” et 
d’ajouter à la finde l'alinéa mentionné les mots “de ces canaux et de ces lacs”. | 
La teneur de l'alinéa serait par conséquent la suivante: — || “Tous les pavil- 
lons, sans distinction de nationalité, auront libre accès à tout le littoral des 
territoires décrits ci-dessus, à toutes les eaux du Congo et de ses affluents, 
y compris les lacs, ainsi qu’à tous les canaux qui pourraient être creusés à 
l'avenir dans le but d’en relier les différentes parties navigables, et à tous 
les ports situés sur les bords de ces eaux, de ces canaux et de ces lacs.” 

Sir Edward Malet est d’avis d'ajouter les mots suivants au paragraphe 2 
du Projet présenté par le Gouvernement Allemand: — || “Et sur le littoral ils 
ont aussi le droit de cabotage.” 

Le Baron de Courcel fait remarquer qu’en mentionnant spécialement le 
cabotage à la suite du paragraphe 2, on risquerait de créer des malentendus 
et de faire présumer une exclusion de la liberté du cabotage 14 où elle n'aurait 
pas été nommément déclarée, par exemple, sur les rivières et les lacs. Il 
vaudrait mieux qu’il fût entendu que la liberté du cabotage est comprise dans 
l'expression générale de la liberté de navigation, et que la Conférence entend 
voir appliquer la liberté du cabotage partout où elle déclare que la naviga- 
tion doit être libre. 

Sir Edward Malet dit que, dans sa pensée, il s’agissait de bien déter- 
miner que le cabotage doit être libre non seulement sur les fleuves, mais 
aussi sur la côte. 

Le Président pense que l’accord de la Conférence étant évident à cet 
égard, il n’y a plus là qu’une question de forme que l’on peut renvoyer au 
Comité de Rédaction à constituer ultérieurement. 

Sir Edward Malet se range à cette manière de voir. 

Mr. Kasson, au sujet de l’amendement du Plenipotentiaire des Pays-Bas, 
demande si, en stipulant la libre navigation sur les canaux à créer, M. van 
der Hoeven admet que, pour arriver à ouvrir ces voies navigables, on puisse 
concéder l’établissement de taxes permettant de rémunérer les travaux néces- 
saires. 

M. van der Hoeven r&pond que, selon lui, des taxes de cette nature pour- 
raient étre, en effet, percues, mais seulement en compensation des frais d’éta- 
blissement des canaux. 

Mr. Kasson croit que cette réserve aurait besoin d’étre inscrite dans la 
Déclaration. 

M. Busch considére que cette question de la rétribution des entreprises 
de canalisation trouvera plus naturellement sa place dans l’acte relatif à la 
navigation. 

Mr. Kasson reconnaît le bien fondé de cette observation. 
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Mr, 8597. Le Baron de Courcel ajoute qu’en aucun cas les Tarifs ne devront étre 
Staaten, differentiels. 

97. Nov. 1664. Le Président demande qu'il soit voté sur le paragraphe 2 complété par 
la proposition du Ministre des Pays-Bas, en constatant, d’ailleurs, que les 
membres de la Conférence sont d'accord en ce qui touche les observations 
présentées sur la question du cabotage; que, de plus, la Haute Assemblée 
laisse à la Commission de Rédaction le soin de modifier le texte de la Décla- 
ration dans la mesure voulue pour qu'il soit tenu compte des observations 
qui ont obtenu l'agrément de la Conférence. Sous le bénéfice de ces obser- 
vations, le paragraphe 2 du Projet et la proposition y relative de M. van der 
Hoeven sont adoptés par la Conférence. 

Le Président lit ensuite les paragraphes 3 et 4 du Projet, ainsi con- 
çus:— || “Les marchandises de toute’ provenance importées dans ces territoi- 
res, sous quelque pavillon que ce soit, par la voie maritime ou fluviale ou 
par celle de terre, n'auront à acquitter d’autres taxes que celles qui pourraient 
être perçues comme compensation de dépenses utiles pour le commerce et 
qui, à ce titre, devront être également supportées par les nationaux ct par 
les étrangers de toute nationalité. || De quelque nature que soient ccs taxes, 
les marchandises importées dans ces territoires resteront affranchies de droits 
d'entrée et de transit.” || Le Comte de Hatzfeldt donne connaissance d'un 
amendement présenté par Sir Edward Malet et tendant à intercaler les mots 
“directes ou indirectes” entre les mots “d’autres taxes” et les mots “que cel- 
les”, dans le paragraphe ci-dessus. 

Le Baron de Courcel demande quelles seront alors les taxes que les 
autorités locales pourront percevoir. 

Sir Edward Malet admot que ces autorités perçoivent des taxes à l'ex- 
portation, ct, en général, les taxes spéciales qui pourront être prélevées comme 
rémunération d'un service utile; ce que veut le Gouvernement Anglais, c’est 
surtout d'interdire toute taxe différentielle. 

Le Baron Lambermont croit que la question doit être renvoyée à ls 
Commission de Rédaction qui appliquera sur ce point l'idée générale au sujet 
de laquelle tous les membres de la Conférence sont d'accord. 

M. de Kusserow fait remarquer que l'interdiction des taxes différentielles 
est déjà inscrite au Projet de la Conférence. 

Le Comte de Launay rappelle qu'il a déjà présenté des observations pour 
établir que les seules taxes admissibles seraient des taxes corrélatives à un 
service rendu et que, pour limiter ces droits, il a proposé de fixer un maxi- 
mum de 2 ou 4 pour cent ad valorem qu'ils ne devraient pas dépasser. || II 
demande que le Comité de Rédaction tienne compte de ses recommandations. 

Le Baron Lambermont estime que les demandes du Comte de Launay 
depassent la compétence de la Conference; celle-ci ne saurait fixer d’avance 
la rétribution de services à rendre ou de travaux à exécuter. Il faudra, pour 
créer des voies praticables dans ces pays nouveaux, faire appel au concours 
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des capitaux Européens, et, par suite, leur assurer une rémunération et même Nr- 8587. 
des bénéfices. On ne doit donc pas lier les pouvoirs publics qui auront à Stanton. 
recourir à l'esprit d'entreprise. La tentation d’imposer des taxes abusives 27. Rov.1884. 
trouverait, au besoin, son correctif dans la libre concurrence qui rendrait im- 
praticables les voies commerciales sur lesquelles peseraient des charges trop 
lourdes. D'ailleurs, déterminer si c'est la valeur au point d’origine ou au 
point de débarquement qui doit servir de base à la taxe, c’est admettre a 
priori l’existence de droits d’entrée et anticiper sur la discussion du para- 
graphe suivant. || Quant au droit d’exportation, le Projet est muet. On veut 
proclamer la libre entrée et la libre circulation des marchandises. Les autres 
questions, et notamment celle qui concerne les droits de sortie, se résoudront 
en leur temps, d’elles-mêmes et suivant les nécessités de l'avenir. La per- 
ception de droits de sortie est, d’ailleurs, beaucoup moins vexatoire que celle 
de droits d’entrée. Il faut admettre que l’on laisse ouvertes aux autorités 
locales certaines sources de revenus et la possibilité de pourvoir à leurs 
besoins. _ 

Le Comte de Launay, en présence de ces observations, déclare qu'il s’en 
remet à la décision de la Commission; s’il paraît impossible de préciser un 
maximum pour les taxes, on pourrait tout au moins remplacer, dans le para- 
graphe 2, les mots: “perçues comme compensation” par ceux-ci, ‘perçues 
comme équitable compensation.” 

Le Baron de Courcel demande que l’on ajoute au paragraphe 4 les mots: 
“qui ne seraient pas perçues comme équitable compensation.” 

Le Président indique que ce sera la tâche du Comité de Rédaction de 
tenir compte de toutes ces observations. 

Le Baron Lambermont: “Il faut que le Comité de Rédaction connaisse 
bien clairement les vues qui animent la Conférence. Celle-ci veut admettre 
exclusivement la perception de taxes destinées à compenser une prestation de 
services; les taxes douanières ne répondent pas à cette conception.” 

Le Baron de Courcel croit qu’il ne rentre pas dans le programme de la 
Conférence de tracer un programme fiscal et économique complet aux terri- 
toires dont elle s'occupe. Elle affirme nettement sa volonté d’exclure toutes 
taxes différentielles; mais elle ne peut se faire juge du mode de perception 
des futurs impôts et du détail de l’Administration. Il ne faut pas renouveler 
l'expérience coloniale faite au seizième siècle, alors que l’on a conduit des 
Colonies à la ruine en prétendant fixer, d'Europe et en se plaçant au seul 
point de vue de la métropole, leur mode d'existence financière et administra- 
tive. La Haute Assemblée doit se borner à interdire tous droits différentiels 
et tout traitement de faveur, et à exiger que des droits ne soient jamais 
perçus dans un but fiscal, c’est-à-dire, dans un but d’enrichissement; mais elle 
n’a ni le droit juridique, ni le droit moral de légiférer au delà. 

M. de Kusserow fait ressortir que le Gouvernement Allemand, en propo- 
sant sa Déclaration, désirait écarter tout traitement différentiel quant aux 
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Nr. 8597. taxes qui devront nécessairement être perçues à titre de compensation des 
pur) dépenses utiles pour le commerce, et, en même temps, exclure tous les droits 
‚21. Nor.1884. d’entrée et de transit. Une proposition qui tendrait à introduire des droits 
d'entrée modifierait matériellement la proposition du Gouvernement Allemand 
et ne saurait plus ressortir à la décision d’un simple Comité de Rédaction. 
Il en serait de même si, à la demande de M. le Plénipotentiaire d'Italie, les 
droits de sortie, qui ne sont pas mentionnés dans la Déclaration proposée 
par l’Allemagne, devaient être limités à un maximum. || Sous le bénéfice de 
ces observations, le Président propose de renvoyer l'alinéa 5 à la Commission 
qui pourra s’éclairer, au besoin, en entendant de nouveau certains Délégués. 
Cette proposition est adoptée. 

Sir Edward Malet fait observer que, vu la tâche qui est confiée à la 
Commission, il conviendrait que chaque Puissance y fût représentée. 

M. le Baron de Courcel: “Dans ce but, on pourrait établir que tous les 
membres de la Conférence auront la faculté de siéger à la Commission s’ils 
le veulent, ou de s’y faire représenter.” | 

Le Président constate l’agrément de la Conférence à cette proposition, et 
la constitution de la Commission se trouve ainsi fixée. || Il donne ensuite 
lecture de l'alinéa 5 du Projet, ainsi conçu: — || “Toute Puissance qui exerce 
ou exercera des droits de souveraineté dans les territoires susvisés ne pourra 
y concéder ni monopole ni privilège d’aucune espèce en matière commerciale. 
Les étrangers y jouiront indistinctement du même traitement et des mêmes 
droits que les nationaux.” 

Mr. Sanford donne lecture du paragraphe additionnel suivant qu’il pro- 
pose d’ajouter à ce paragraphe: — || “La navigation du Congo étant actuelle- 
ment difficile ou impossible par suite d'obstacles naturels dans la partie de 
son cours comprise entre Vivi et le Stanley-Pool, les Hautes Puissances Con- 
tractantes reconnaissent à l’État ou Pouvoir Riverain qui, au moment de la 
conclusion du présent Traité, possédera la plus grande étendue de fleuve entre 
ces deux points, le droit exclusif de construire et d’exploiter, ou de faire con- 
struire et exploiter par une Compagnie concessionnaire, une route ou un 
chemin de fer dans la région des cataractes du Bas-Congo. || Si la susdite voie 
passait par le territoire de plusieurs Riverains, son prolongement en aval de 
Vivi jusqu’au point où cesse la grande navigation est reconnu à l'État, Pouvoir, 
ou Compagnie qui aura construit la section principale, y compris le droit 
d'exploitation et l'application de ses Tarifs. || Les Etats ou Pouvoirs Riverains 
donneront toutes facilités pour l'exécution de ce travail, et, afin d’en mieux 
assurer la réalisation, l’État ou Pouvoir Riverain qui construit la voie on la 
Compagnie concessionaire, ne subira, en matière d’exploitation et de Tarifs, 
d’autre restriction que celle résultant de l’assimilation des étrangers aux na- 
tionaux sous tous les rapports.” 

Sur une observation de M. de Serpa, tendant à laisser aux membres de 
la Conférence le temps d'examiner cet amendement avant sa discussion, con- 





‚Berliner (Westafrikanische) Konferenz. "18 


formément & la procédure concertée lors d’une précédente séance, le Président Nr. 8507. 
annonce que le Projet de Mr. Sanford sera imprimé et distribué, pour être gtasten. 
discuté dans une prochaine réunion. 27. Nov.1884. 


À l’occasion de la proposition de Mr. Sanford, Mr. Kasson désire faire 
remarquer que son Gouvernement ne s'engage pas dans les détails de ce Pro- 
jet, mais le présente seulement dans le but de saisir la Conférence en vue de 
l'amélioration des communications. 


Le Président demande si les membres de la Conférence ont quelqu’obser- 
vation à présenter au sujet du paragraphe 6, ainsi libellé: || „Toutes les Puis- 
sances exerçant des droits de souveraineté ou une influence dans les dits 
territoires, prendront obligation de concourir à la suppression de l'esclavage 
et surtout de la Traite de Noirs, de favoriser et d'aider les travaux des mis- 
sions et toutes les institutions servant à instruire les indigènes et à leur faire 
comprendre et apprécier les avantages de la civilisation.“ 


Le comte de Launay parle alors de nouveau de sa proposition présentée 
à la séance du 19 Novembre et dont il rappelle les termes. Il s'agirait de 
la recommander aux Gouvernements respectifs, et, en attendant, de faire à 
l'alinéa 6 l’adjonction indiquée. La teneur de cet alinéa resterait donc la 
même, sauf l’adjonction suivante: — || “La même protection serait étendue aux 
missionnaires Chrétiens de tout culte, aux savants, aux explorateurs, pour les 
personnes, comme pour les escortes, avoir et collections.” || “C’est aux savants, 
aux explorateurs,“ dit le Comte de Launay, „que nous sommes redevables des 
merveilleuses découvertes faites dans ces dernières années en Afrique. Les 
missionnaires prêtent, de leur côté, un précieux concours pour gagner ces pays 
à la civilisation inséparable de la religion. Il est de notre devoir de les en- 
courager, de les protéger tous, dans leurs recherches et expéditions présentes 
ou ultérieures, et dans une oeuvre où leurs efforts se combinent et se com- 
plètent. Bien des pays ont fourni un glorieux contingent. Leurs noms sont 
présents à notre mémoire.“ Pour ce qui concerne l'Italie, son Excellence cite 
entre autres ceux des Massaia, Cecchi, Antinori, Bianchi, Chiarini, Antonelli, 
Gessi, Casati, Matteucci, Comtoni, Piaggia, Sapeto, Borghese, Massari, Giulietti, 
Salimbeni, Colaci, Dabbene, Pippo, Naretti, Sacconi, &c. 

M. Busch croit que, sans comprendre cette question dans la Déclaration, 
on pourrait en fair l’objet d’un voeu spécial. 

Sir Edward Malet fait connaître qu’il a aussi présenté un amendement 
tendant à inscrire à l'alinéa 6, entre les mots “travaux des missions” et les 
mots “et toutes les institutions,” les mots suivants: “l’exercice de toutes les re- 
ligions sans distinction de culte.“ | 

Saïd-Pacha donne son adhésion à cette rédaction. | 

Le Président dit que l’amendement de Sir Edward Malet pourra être 
utilement renvoyé au Comité de Rédaction. Quant à la proposition du Comte 
de Launay, on répondrait aux intentions de l'Ambassadeur d’Italie si les Plé- 
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nipotentiaires transmettaient son voeu & leurs Gouvernements respectifs, en le 


"" recommandant à V’attention de ces Gouvernements au nom de la Conférence. 


M. de Serpa rappelle que l’Ambassadeur d’Italie, s’appuyant sur des con- 
sidérations morales, a demandé l'interdiction de l'importation des boissons spi- 
ritueuses et de la poudre dans les territoires dont elle s’occupe. Pour des 
motifs de même nature, M. de Serpa propose d'interdire aussi l'importation 
des cangues, fouets et de tous les instruments de supplice dont se servent 
les propriétaires d’esclaves. 

Le Comte de Hatzfeldt fait observer que l'Ambassadeur d'Italie n’a pas 
réclamé l’adoption d'une décision formelle par la Conférence et n’a formulé 
aucun amendement positif. 

Le Comte de Launay reconnaît l'exactitude de cette remarque, tout en 
rendant pleine justice au sentiment humanitaire qui & inspiré le langage d’un 
de ses collègues du Portugal. 

M. de Serpa déclare qu'il n’entend pas donner à sa demande un caractère 
différent de celui que le Comte de Launay attribue & ses propres suggestions. 
|| A la suite des explications échangées à ce sujet, le Comte de Launay et 
M. de Serpa tombent d'accord avec le Président pour admettre qu’une in- 
scription de leurs voeux au Protocole suffira pour remplir leurs intentions. || 
Sur le même paragraphe 6, le Baron Lambermont fait remarquer que le prin- 
cipe de la séparation de l'Église et de l’État appliqué par certains Gouverne- 
ments leur permet bien de se dire prêts à protéger, mais non prêts à aider 
les entreprises religieuses qui sont du seul ressort de l’Église. 

Le Comte de Hatzfeldt répond que l'observation sera mentionée au Pro- 
tocole et que le Comité de Rédaction en tiendra compte. | L’alinéa 6 est en- 
suite adopté avec l'amendement proposé par l'Ambassadeur d’Angleterre. 

Mr. Kasson, revenant sur ce qu’il a dit au sujet de la nécessité d’un re- 
maniement de la rédaction du paragraphe 1, et au sujet du voeu exprimé par 
la Commission dans le sens de l'extension de la liberté commerciale à l’est 
du Bassin du Congo, M. de Kusserow est amené à expliquer que la Commis- 
sion a dû se borner à émettre un simple voeu relativement à l'extension de 
la liberté commerciale sur la Côte Orientale d'Afrique, tandis que la Confé- 
rence pourrait émettre une décision si tous ses membres avaient à ce sujet 
les instructions nécessaires. 

L'Ambassadeur de France, pour répondre à une demande d’éclaircissement 
de Mr. Kasson et à la suite d’une observation de M. de Kusserow, explique, 
d’ailleurs, que, dans sa pensée, le mot littoral,‘ employé dans son paragraphe 
additionnel au voeu de la Commission, comprend les territoires situés entre 
la crête orientale du bassin du Congo et la Mer des Indes. 

Mr. Kasson exprime, de nouveau, le désir qu’une décision positive soit 
prise par la Conférence conformément aux vues de la majorité de la Commis- 
sion, qui se montrait favorable à l'adoption de la délimitation tracée par le 
Plénipotentiaire de l'Amérique pour le domaine de la liberté commerciale. 
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Le Président répond qu’on ne saurait aller au delà d’un simple voeu aussi Nr. 8597. 
longtemps que certains Plénipotentiaires n’auront pas les instructions nécessaires. grater, 
Le Baron de Courcel fait remarquer que la Conférence ayant, dès à pré- 27. Nov.1884. 


sent, étendue le principe de la liberté commerciale & des territoires non com- 
pris dans le bassin géographique du Congo, il y a lieu, en effet, de modifier 
le paragraphe 1 de la Déclaration, et qu’à ce point de vue il partage l’avis 
de Mr. Kasson. Mais le soin de remanier cette rédaction incombe naturelle- 
ment au Comité de Rédaction. 

Le Ministre des Etats-Unis tombe d’accord avec le Baron de Courcel & 
cet égard. 

L’alinéa 6 de la Déclaration est ensuite adopté par la Conférence. 

Le Président soumet à la discussion l’alinéa 7, qui suit: — || “Sauf ar- 
rangement ultérieur entre les Gouvernements Signataires de cette Déclaration 
et telles Puissances qui exerceront des droits de souveraineté dans les territoires 
dont il s’agit, la Commission Internationale de la Navigation du Congo, institué 
en vertu de l’acte signé 4 Berlin le au nom des 
mémes Gouvernements, sera chargée de surveiller l’application des principes 
proclamés et adoptés par cette Déclaration.” 

M. de Serpa estime que la surveillance attribuée par ce paragraphe à la 
Commission Internationale de Navigation du Congo entraverait la liberté d'action 
ct l'initiative légitime des Gouvernements territoriaux et créerait de perpe- 
tuelles occasions de conflit. Les autorités locales auront la responsabilité de 
leurs actes et devront conserver leur pleine liberté d'administration. La leur 
retirer, ce serait compromettre le développement des Colonies. 

Le Baron de Courcel dit que ce paragraphe soulève en effet certaines 
difficultés, que, d’ailleurs, la constitution de la Commission qui y est mention- 
née ne saurait être connue lorsque se discutera la question de la navigation. 
Dans ces conditions, il serait logique de renvoyer l’examen d’une des attribu- 
tions de cette même Commission jusqu’au moment où sa constitution aura été 
décidée et réglée. 

M. de Kusserow, interprétant les intentions du Gouvernement Allemand : 
à l'égard du paragraphe 7, fait observer que les mots „sauf arrangement ulté- 
rieur“ n'avaient d’autre portée que de signifier ,,jusqu’s.“ Le Gouvernement 
Allemand n’a nullement l'intention d’empiéter sur les droits souverains des 
Gouvernements reconnus ou qui seraient ultérieurement reconnus. Mais, en 
attendant, il lui semble nécessaire de ne pas laisser sans contrôle la liberté 
du commerce dans la Bassin du Congo, telle qu’elle sortirait des décisions de 
la Conférence. La Commission Internationale de la Navigation du Congo lui 
paraît un organe compétent pour être provisoirement chargé de ce contrôle. 
Du reste, les Plénipotentiaircs d'Allemagne se rangent à l’opinion de l’Ambas- 
sadeur de France, tendant à ajourner la discussion de cet alinéa jusqu’à la 
création de la Commission Internationale, dont il s’agit. 

Le Président constate que la Conférence est d’accord sur ce point. || Il 
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a propose ensuite de s’en rapporter 4 la Commission pour designer le Comité 
‚Staaten. de Rédaction. || La Conférence exprime son adhésion à get égard. || Le Comte 
27. Nov. 1884. de Hatzfeldt fait observer que pour fixer la date de la prochaine séance il 

conviendra de tenir compte des travaux ultérieurs de la Commission. || L’ordre 


du jour étant épuisé, la séance est levée à 5 heures. 


Annexe au Protocole Nr. 3. 


‘Rapport de la Commission instituée par la Conférence pour fixer la Délimita- 
tion du Bassin du Congo et des ses Affluents. 

A MM. les Membres de la Conference. 

Messieurs, || Quelles sont les limites du Congo ‘et de ses affluentes? || Cette 
question figure en téte du Projet de Déclaration annexé au Protocole de votre 
premiére séance. || Pour la résoudre, la Conférence a nommé une Commission 
composée des Représentants de l’Allemagne, de la Belgique, de l’Espagne, des 
Etats-Unis d’Amérique, de la France, de la Grande-Bretagne, des Pays-Bas 
et du Portugal, et elle l’a autorisée à entendre les Délégués officiels des Gou- 
vernements ainsi que toutes les personnes qui, d’aprés son jugement, pourraient 
lui apporter d’utiles lumiéres. || La Commission, dés le début de ses travaux, 
a décidé de poser aux Délégués la question suivante:— || Qu’est-ce que le 
Bassin du Congo non seulement au point de vue géographique, mais encore 
au point de vue spécial qui intéresse la Commission, c’est-à-dire, au point de 
vue de l’application de la liberté du commerce au centre de l’Afrique ? || Cette 
distinction entre le bassin géographique et ce qu’on pourrait appeler le bassin 
économique ou commercial du Congo a conduit la Commission à concentrer 
définitivement le débat sur trois points nettement séparés:— || 1. Quelle est 
l'étendue du bassin geographique du Congo? || 2. Quels territoires convient-il 
d'y adjoindre sur le littoral de l’Océan Atlantique, au sud et au nord de 
Yembouchure du Congo, dans |’intérét des communications commerciales? || 3. Y 
a-t-il lieu de placer également sous le régime de la liberté commerciale cer- 
tains territoires s’étendant à l’est du Bassin du Congo dans la direction de 
l'Océan Indien? | 

T. Quelle est l’étendue du bassin géographique du Congo? ‘| D’aprés les 
idées qui ont été développées par MM. les Délégués de la Belgique, des 
Etats-Unis et de la Grande-Bretagne, le Bassin du Congo serait délimité au 
nord par les lignes de faîte qui le séparent des Bassins de l’Ogowe, du 
Bénué, du Schari et du Nil; à l’est par le Lac Tanganyka et ses tributaires, 
et au midi par les lignes de partage des eaux du Zambéze et de la Logé. | 
On s’est demandé si le Tanganyka fait réellement partie du Bassin du Congo, 
ce qui revient 4 savoir, si la Lukuga est ou n’est pas le déversoir des eaux 
du lac dans le Lualaba. || M. le Délégué Portugais a émis certains doutes à 
cet égard. Sans les admettre comme fondés, M. le Délégné Belge a proposé 
de prendre pour limite la rive occidentale du Lac Tanganyka. M. le Délégué 
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Américain, allant plus loin, enveloppe dans le Bassin du Congo non seulement Cte. 
le lac, mais encore le bassin de son principal tributaire, le Malagarasi. M. le  stsaten. 
Délégué Britannique étend sa définition vers l’est jusqu'aux sources des affluents 2%: Nov.1884. 
du Congo et son avis a reçu l’approbation de M. l'Ambassadeur d'Angleterre. 
Il ne restait donc à cet égard aucun dissentiment sérieux, et l’unité de vues 
était quasi complète quant à l'étendue réelle du Bassin du Congo. || Il est vrai 
que M. le Délégué Portugais, frappé de la difficulté que présente en ce mo- 
ment une définition rigoureusement exacte du Bassin du Congo, a preposé de 
restreindre la liberté du commerce à la partie du bassin de fleuve comprise 
entre la mer et le Stanley-Pool; mais M. de Serpa Pimentel a depuis accepté 
également la définition ci-dessus indiquée du bassin géographique. 

II. Quels territoires convient-il d’adjoindre au bassin naturel du Congo, 
sur le littoral de l'Océan Atlantique, au nord et au sud de l’embouchure du 
Congo, dans l'intérêt des communications commerciales? || La Commission se 
rappellera que, dans la séance d’inauguration, son Altesse Sérénissime le 
Prince Président de la Conférence avait exprimé le voeu que tout le littoral 
de l'Afrique pat être ouvert au transit des marchandises || Dans le même ordre 
d'idées, M, l’Ambassadeur d'Angleterre, prenant la prarole après notre illustre 
Président, proposa d'appliquer le principe de la liberté commerciale à toute 
la ligne de la côte comprise entre les limites de la Colonie du Gabon et 
celles de la province d’Angola. | La Commission a cherché, à son tour, à 
déterminer l'étendue de la côte occidentale qu’il conviendrait de placer sous 
la protection des garanties Conventionnelles. || Il est aisé de se rendre compte 
des considérations qui ont fait désirer cette extension du Bassin du Congo à 
la côte. Le cours inférieur du fleuve est en grande partie innavigable. Les 
routes commerciales qui pour la plupart convergent vers le Stanley-Pool, se 
dirigent de là vers la côte par les deux rives du fleuve et se déplacent fré- 
quemment sous l'influence d’hostilités entre les tribus de l'intérieur ou pour 
d’autres causes accidentelles. C’est ainsi que les caravanes aboutissent parfois 
à des points du littoral qui étaient loin de leurs destinations premières. M. 
le Délégué Néerlandais et, après lui, l’un des Délégués Britanniques, sont 
entrés à ce sujet dans des explications d'un intérêt pratique. M. de Bloeme 
a complété dans une séance subséquente ses premières indications. Il a décrit 
l'organisation du commerce dans les régions qui s'étendent de Sette-Camma 
à Ambriz, et en retraçant la manière dont s’y accomplissent les transactions, 
il a fait ressortir la nécessité de maintenir ou de placer ces contrées sous 
le régime d’une large liberté commerciale. M. Woermann, Délégué Allemand, 
a poursuivi et achevé cette démonstration. Il a passé en revue les marchés 
échelonnés de l’embouchure du Niger à celle du Congo et s’est appuyé sur 
des considérations et des faits, auxquels sa compétence bien connue donne 
une autorité particulière, pour arriver à la même conclusion que son collègue 
Néerlandais, en portant toutefois jusqu’au nord de l’Ogowé la limite du terri- 
toire qu’il serait désirable de doter des bienfaits de la liberté commerciale. 
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Er. 850%. | Plusiours solutions ont été proposées. || Mr. Stanley, dont les vues ont été 
Staaten. Officiellement reproduites par M. le Ministre des États-Unis, propose de 
21.Bor.1884. donner toute liberté d'accès à la côte entre 1° 25’ correspondant aux branches 
méridionales du delta de l'Ogowé et 7° 55’ de latitude sud (embouchure de 
la Loge). || Mr. Anderson indique comme limite supérieuro l'embouchure du 
Fernan-Vaz, délimitation qui se rapproche de celle de Mr. Stanley. | M. do 
Bloeme ne remonte pas au dessus de Mayumbé. || M. Cordeiro indique 4° de 
latitude sud. M. de Serpa Pimentel a exprimé l'avis, que la limite pourrait 
s'arrêter aux possessions Françaises. | M. l'Ambassadeur de France compte 
être très prochainement en mesure de faire connaître les vues de son «Gon- 
vernement au sujet de l'application du principe de la liberté commerciale à 
la zone maritime située au nord du Congo. || Quant à la limite de la zone 
méridionale, MM. les Délégués ont été généralement d'accord pour la fixer à 
Ambriz, c’est-à-dire, par 7° 55’ de latitude sud, à l'embouchure de la rivière 
de la Loge. | Étant donnés les points de la côte qui limiteraient la zone 
maritime, de quelle manière la rattacherait-on au Bassin du Congo? | Mr. 
Stanley, dont les vues sont soutenues en cette matière par MM. Kasson et 
Anderson, propose de tracer un parallèle à 1° 25’ de latitude sud jusqu’à la 
rencontre des sources de l’Alima, qui correspondent à 13° 30° de longitude 
est de Greenwich. Au sud, un parallèle mené d’Ambriz dans les mêmes con- 
ditions suivrait à peu près le cours de la Logé (rive droite), et serait pro- 
longé jusqu’au point où il atteint le Bassin du Quango. || Les autres Délégués 
n'ont pas déterminé de limites à l'intérieur, sauf M. le Délégué Portugais, 
qui arrête au méridien du Stanley-Pool la délimitation du Bassin du Congo 
à placer sous le régime de la liberté commerciale. Ce système cesse de sub- 
sister en présence des déclarations ultérieures de M. de Serpa Pimentel. | 
L'un des Délégués Français, M. le Dr. Ballay, a fait observer que la voie 
fluviale, complétée dans la région des cataractes par une route régulière ou 
un chemin de fer, absorbera forcément le trafic futur. Cette circonstance, 
d’après lui, enlève une grande partic de son intérêt à l'idéc d'adjoindre du 
côté de l’Atlantique des territoires au bassin naturel du Congo. Cette obser- 
vation s'applique notamment au cours de l’Ogow6, dont l’incorporation au 
Bassin du Congo serait, au point de vue commercial, sans utilité à ses yeux. 
|| Le Délégué Américain ayant constaté que ce jugement ne s’accordait point 
avec des appréciations antérieures de MM. de Brazza ct Ballay, ce dernier a 
répondu que son opinion s'était modifiée depuis que des observations plus 
exactes avaient fait notablement rapprocher le Stanley-Pool de la mer. | A la 
question posée incidemment par M. le Ministre des Pays-Bas, si des canaux 
pourraient être utilement construits dans l'Afrique Centrale, Mr. Stanley a 
répondu qu’un travail de ce genre, impraticable 4 son avis pour la jonction 
des Lacs Nyassa ct Tanganyka, pourrait ètre exécuté sans grande difficulté 

s'il s'agissait de relier le Lac Léopold II au Lac Matumba. 
UI. Y a-t-il lieu de placer également sous le régime de la liberté com- 
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ierciale certains territoires s’étendant à l’est du Bassin du Congo dans la steel 
irection de l'Océan Indien? || Cette question n’a fait l'objet que d’une seule sgtasten. 
roposition. || M. le Délégué Américain a développé un vaste plan qui tend à *7-Nov.1884. 
djoindre au bassin géographique du Congo du côté de l'Océan Indien toute 
3 région des grands lacs, une partie du bassin supérieur du Nil et du bassin 
aférieur du Zambéze. La limite orientale de ce bassin conventionnel com- 
rend tout le littoral de l'Océan Indien entre 5° de latitude nord et 18° 
nviron de latitude sud, à l’équidistance vers l’intérieur d’un degré géographique. 
\rrivé à la rive gauche du Zambèze, la ligne de démarcation reprendrait à 
) milles en amont du confluent du Schiré et suivrait ensuite la ligne de faîte 
lu versant occidental du Lac Nyassa, d’où elle rejoindrait la ligne de partage 
les eaux du Zambèze et du Congo. || Le Projet de Mr. Stanley a reçu l’ad- 
ésion de M. le Ministre des Etats-Unis, qui a déposé une proposition dont 
e texte est joint au présent Rapport. Mr. Kasson a constaté, à cette occa- 
ion, que le commerce des États-Unis avec le Bassin du Congo se fait par 
anzibar non moins que par la côte occidentale. || Cette proposition n’a pas 
lonné lieu à un débat proprement dit. M. l'Ambassadeur d'Angleterre a dé- 
laré qu'il était momentanément sans instructions à cet égard. Les deux 
-lénipotentiaires Allemands, MM. Busch et de Kusserow, se sont ralliés à la 
roposition de M. le Ministre des Etats-Unis et ont exprimé l'avis que le 
Bassin du Congo ne serait véritablement ouvert au commerce universel que 
"il était rendu accessible par son issue orientale aussi bien que par l’occi- 
lentale. M. l'Ambassadeur de France, tout en se déclarant autorisé à admettre 
ine extension du bassin géographique du Congo, n’a pas cru pouvoir se pro- 
ioncer encore sur la proposition de Mr. Kasson. M. de Serpa Pimentel, en 
e rangeant à la même manière de voir, ajoute des réserves expresses au 
sujet de la souveraineté de son pays sur le territoire qu’il possède à la Cote 
Drientale d’Afrique. || Quelques membres de la Commission, sans en faire l’objet 
l'une proposition formelle, ont demandé si l’on ne pourrait présenter sous la 
forme d’un voeu l’idée de rattacher par des communications libres le Bassin 
du Congo à l'Océan Indien. || Il a été entendu que MM. les Plénipotentiaires 
reclameraient par la voie télégraphique les instructions de leurs Gouvernements 
au sujet de l’extension qui serait donnée conventionnellement au Bassin du 
Congo tant à l’ouest qu’à l’est. 

IV. Tel était l’état des questions lorsque la Commission s’est réunie 
e 24 Novembre. || Après un court échange d’observations, la Commission a 
adopté à l’unanimité, pour résoudre la première question, la formule sui- 
vante: — || “Le Bassin du Congo est délimité par les crêtes des bassins con- 
igus, à savoir: notamment les Bassins du Niari, de l’Ogowe, du Schari et 
du Nil, au nord; par le lac Tanganyka, à l’est; par les crêtes des Bassins 
du Zambèze ct de la Loge, au sud. Il comprend, en conséquence, tous les 
territoires drainés par le Congo et ses affluents, y compris le Lac Tanganyka 
et ses tributaires orientaux.” || La discussion s’est ensuite ouverte sur la seconde 
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Nr. 8597. question. || M. l’Ambassadeur de France a déclaré que son Gouvernement sous- 
han crit volontiers & l’incorporation de ses établissements du Stanley-Pool et de 
27. Nov.1884. J’Alima au domaine de la liberté commerciale, mais qu'il n’a pas entendu étendre 

l'application de ce régime aux bouches de l’Ogowé et à la Colonie du Gabon. 
Son Excellence accepte immédiatement la limite à la côte de 5° 12’; elle 
admet en principe l'extension du régime conventionnel aux établissements 
Français au sud de Sette-Camma, se réservant de la réaliser aussitôt que 
certains arrangements territoriaux encore en suspens auront pu être conclus. 
| Mr. Sanford fait observer à ce sujet qu’une partie des territoires compris 
dans la zone visée par M. l'Ambassadeur de France appartient déjà, en vertu 
de dispositions çonventionnelles, au régime de la liberté commerciale. || M. le 
Plénipotentiaire Portugais propose de substituer à la limite de 5° 12° indiquée 
par l'Ambassadeur de France la Rivière Massabé qui est un peu plus au 
nord. || Cette modification est admise sans objection. En conséquence, la pro- 
position de M. le Baron de Courcel porte sur l'extension du régime commercial 
du Congo à la partie de la côte située entre la Rivière Logé et celle de 
Massabé, avec extension éventuelle au nord jusqu'à Sette-Camma. || M. le Dr. 
Busch constate qu’au point de vue de l'intérêt commercial, la limite devrait 
être reportée le plus loin possible au nord. Il rappelle que Mr. Stanley pro- 
posait de la fixer à 1° 25’ et il se prononce pour cette solution. Frappé, 
du reste, des faits rapportés par M. le Délégué Woermann, il voudrait que 
la limite allät jusqu’à l’Ogow& et même au delà. | MM. les Plénipotentiaires 
de Belgique, d’Espagne, des Etats-Unis, de la Grande-Bretagne, des Pays-Bas 
et du Portugal se prononcent pour la zone la plus étendue possible. || Sur 
l'observation faite par l’un des Représentants de l'Allemagne que cette limite 
devrait être définie, M. l’Ambassadeur de la Grande-Bretagne reproduit sa 
proposition antérieure de la fixer à l'embouchure du Fernan-Vaz (1° 25’). || 
Les Plénipotentiaires de l’Allemagne appuient cette proposition et expriment 
en outre le voeu que la liberté commerciale s’&tende ultérieurement au Bassin 
de l’Ogowe. || M. l'Ambassadeur de France propose finalement de fixer la 
limite septentrionale à Sette-Camma, en maintenant la réserve que son Excel- 
lence a déjà énoncée. || M. l'Ambassadeur d'Angleterre et M. le Ministre des 
États-Unis se rallient à cette délimitation, mais en exprimant la confiance 
que la ligne de démarcation sera reculée plus tard vers le nord. || Quant à 
la limite méridionale, tous les Plénipotentiaires se sont trouvés d'accord pour 
la placer à la rive droite de la Rivière la Loge, qui correspond à la lati- 
tude de 7° 55’. || Passant au vote, la Commission, après avoir donné acte à 
M. l'Ambassadeur de France de sa réserve provisoire, décide à l’unanimité 
que la seconde question sera résolue de la manière suivante: — || “La zone 
maritime soumise au régime de la liberté commerciale s’étendra sur l'Océan 
Atlantique depuis la position de Sette-Camma jusqu’à l'embouchure de la 
Loge. || La limite septentrionale suivra le cours de la rivière qui débouche à 
Sette-Camma, et à partir de la source de celle-ci se dirigera vers l’est jusqu'à 
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la jonction avec le bassin géographique du Congo, en évitant le Bassin de Nr. 8597. 
VOgowé. || La limite méridionale suivra le cours de la Loge jusqu’à la source an 
de cette rivière et se dirigera de là vers l’est jusqu’à la jonction avec le 27.Nov.1884. 
bassin géographique du Congo.” || La Commission aborde la discussion du 
troisième et dernier point. || Les Plénipotentiaires de l’Allemagne acceptent 
comme base des délibérations le Projet déposé par Mr. Kasson. || Les Pléni- 
potentiaires Belges l’adoptent en principe, en réservant leur decision finale. || 
Ce Projet est également admis par le Plénipotentiaire d’Espagne. Son Excel- 
lence reserve les droits des Puissances qui ont des possessions sur le littoral. 
| M. le Plénipotentiaire des Etats-Unis déclare qu’en formulant son Projet il 
n’a point entendu méconnaitre les droits du Portugal ou du Sultan de Zanzibar 
et que c’est pour ce motif que les lignes de démarcation se tiennent partout 
à une certaine distance de la côte. Il propose toutefois d’exprimer le désir 
que les libres communications du Bassin du Congo soient prolongées jusqu’à 
la côte, en réservant les droits existants. || M. l'Ambassadeur de France, en 
vertu des instructions qu’il a reçues de son Gouvernement, se déclare favo- 
rable à l'extension du principe de la liberté commerciale du côte de l’est. 
Mais on ne saurait oublier qu’on se trouve, dans la région dont il s’agit, en 
face de certains Pouvoirs établis. On doit tenir compte, notamment, des droits 
du Portugal et de ceux du Sultan de Zanzibar, qui n’est pas représenté à la 
Conférence*). || M. le Dr. Busch constate que tous les Plénipotentiaires entendent 
respecter les droits du Sultan de Zanzibar. | M. l'Ambassadeur d’Angleterre 
et M. le Ministre des Pays-Bas, faute d’instructions, ne désirent pas se pro- 
noncer sur la proposition de Mr. Kasson. || Le projet d’établir des communi- 
cations libres entre le Bassin du Congo et l’Océan Indien ne soulèverait pas 
d’objections de la part des Représentants du Portugal, s’il était entendu que 
ces communications atteindront l’Océan Indien au nord du Cap Delgado. || A 
la suite des considérations qui précèdent, la Commission a émis le voeu que 
“Le régime de la liberté commerciale soit étendu à l’est du bassin du Congo 
jusqu'à l’Océan Indien, sous réserve du respect des droits des souverainetés 
existantes dans cette région.” 

Arrivée au terme de la mission qui lui a été assignée par la Conférence, 
la Commission se fait un devoir de reconnaître, que les explications de MM. 
les Délégués spéciaux ont notablement allégé sa tâche. Leurs dépositions, 
parmi lesquelles l’une surtout se distingue par son étendu et son importance, 
ont été écoutées avec le plus vif intérêt et ont guidé notre marche sur un 
terrain difficile et compliqué. 

Le President, Alph. de Courcel 


Le Rapporteur, Baron Lambermont. 


m se um 


*) La rédaction de ce paragraphe a été modifiée comme précéde en vertu d’une 
correction apportee, d’accord entre le Baron de Courcel et le Baron Lambermont, au 
document primitivement distribué & MM. les Plénipotentiaires. 
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Annexe. 
Proposition de Mr. Kasson. 


M. le Plenipotentiaire des États-Unis d’Amérique propose d'intercaler 


“ dans le Projet de Déclaration relative à la liberté du commerce dans le Bassin 


du Congo et de ses embouchures, aprés les mots “Dans tous les territoires 
constituant le Bassin du Congo et de ses affluents” Ics mots “y compris cer- 
taines régions situées entre le dit bassin et les deux océans respectivement, 
et donnant des lignes de communication entre le bassin et l’océan.” || Dans le 
cas oü cet amendement trouverait l’approbation de la Commission, Mr. Kasson 
proposerait pour ces régions la délimitation suivante: — || A partir de l'Océan 
Atlantique le parallèle 1° 25’ de latitude sud jusqu'à sa rencontre avec la 
longitude 13° 30° est de Greenwich; de ce point une ligne droite se dirigeant 
au nord jusqu’au parallèle 5° de latitude nord; de ce point, le 5° de latitude 
nord se dirigeant est jusqu’au point distant d’un degré géographique de l'Océan 
Indien, de ce point une ligne parallèle à la côte dans sa direction sud-oucst 
équidistante de la mer d’un degré géographique, jusqu'à la rive droite du 
Zambéze; de ce point le long du Zambéze une ligne s’arrötant à 5 milles en 
amont du confluent du Shiré avec le Zambèze et de ce point une ligne sui- 
vant au nord la ligne de faite séparant les eaux coulant dans lo Lac Nyassa 
des autres tributaires du Zambéze, jusqu’d sa rencontre avec la ligne de faite 
séparant le Bassin du Congo du Bassin du Zambèze; puis cette ligne suivant 
la ligne de faite prolongée jusqu'au tributaire principal du Kwango ou Kwa; 
de ce point vers le nord, suivant la rive gauche du Kwango ou Kwa jusqu'à 
la rencontre du parallèle 7° 50’ de latitude sud; de ce point suivant le paral- 
lèle 70 50’ de latitude sud jusqu'au Fleuve Loge ct suivant la rive gauche 
de co fleuve jusqu'à l'Océan Atlantique. 





Nr. 8598. KONFERENZ-STAATEN. — Berliner Konferenz. Pro- 
tokoll Nr. 4. Sitzung vom 1. December 1884. 


Étaient présents [Dieselben wie in der 3. Sitzung, ohne Kusserow). 

La séance est ouverte à 2 heures et demic, sous la présidence du Comte 
de Hatzfeldt. 

Le Président rappelle que la Conférence a chargé une Commission de 
préparer la rédaction definitive du Projet de Déclaration relatif à la liberté 
commerciale. La Commission a adopté, depuis lors, à l’unanimité, un texte 
qui a été imprimé et distribué aux Plénipotentiaires. Les membres de la 
Conférence en ont donc une connaissance parfaite. Le Président exprime ls 
pensée que, pour activer la marche des travaux, il peut se dispenser d’en 
donner lecture. 

La Conférence ayant adhéré à cetto opinion, le Comte de Hatzfeldt de- 
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mande si quelqu’un des Plénipotentiaires desire prendre la parole pour la 
discussion générale du Projet de la Commission. 

Le Comte de Launay, avant que l'Assemblée n’entame les délibérations 
marquées à son ordre du jour, demande à faire quelques observations relatives 
au Protocole Nr. 3. Il tient & rappeler, pour prévenir tout commentaire 
erroné au sujet des explications échangées à la séance du 27 Novembre, qu'il 
n’a jamais parlé d'une interdiction du trafic des armes et boissons spiritueuses. 
Il croyait seulement, et il le disait dans la troisième séance, qu’il importerait 
de chercher à remédier aux abus possibles par des mesures réglementaires 
ultérieures. || Son Excellence souhaite qu’il soit fait mention de ce qui précède 
dans le prochain Protocole. 

Le Président lui en donne acte. Le Protocole est adopté sous le béné- 
fice de ces observations. 

La discussion s'engage alors sur l’Article I« du Projet de la Commission. 

M. de Serpa rend hommage à la fidélité avec laquelle le Baron Lamber- 
mont a tenu compte, lors de la rédaction de ce document, des vues échangées 
dans la Commission et qui y ont prévalu. Il aurait, toutefois, une observation 
à présenter relativement au paragraphe final de l’Article I=. Il expose que» 
lorsque Mr. Kasson a proposé d'étendre le domaine de la Jiberté commerciale 
à l’est du Bassin du Congo, les Plénipotentiaires Portugais ont établi leurs 
réserves relativement aux territoires actuellement possédés par le Portugal sur 
la côte orientale d'Afrique, et notamment en ce qui concerne la Colonie de 
Mozambique. M. de Serpa croit que, dans sa forme actuelle, le dernier para- 
graphe de l'Article I« pourrait prêter à quelque malentendu contraire à ces 
réserves, et que, pour en éviter la possibilité, il serait bon de supprimer dans 
ce paragraphe les mots suivants: “Les Puissances représentées à la Conférence 
ne stipulent que pour elles-mêmes”, cette expression étant de nature à laisser 
supposer que chaque Puissance s’engagerait à établir la liberté commerciale 
dans toute l’étendue de ses possessions actuelles, ce qui serait inexact pour 
le Portugal, notamment en ce qui touche Mozambique. 

M. Busch dit que l’engagement des Puissances ne porte que sur les terri- 
toires qu’elles viendraicnt à occuper à l'avenir. Telle est bien la signification 
de la formule adoptée par le Baron Lambermont. 

M. de Serpa ayant de nouveau manifesté quelques appréhensions rola- 
tivement à la possibilité d’un malentendu, le Baron de Courcel appuie les ob- 
servations de M. Busch, d’après lesquelles les engagements pris par les membres 
de la Conférence s’appliqueront exclusivement aux occupations futures. Si, 
d'ailleurs, la Conférence croyait ses intentions à cet égard suffisamment con- 
statées par l'insertion au Protocole des remarques précédentes, le Représentant 
de la France se rangerait volontiers à cette opinion. 

Le Baron Lambermont déclare qu’il est entièrement d'accord, quant au 
fond, avec M. de Serpa. 


M. Busch dit que la reproduction, au Protocole, des explications ainsi 
6° 
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Nr. 8598. échangées serait suffisante pour ne laisser subsister aucun doute relativement 
en aux intentions de la Conférence, et cette observation ayant rencontré l'adhésion 
1. Dec. 1884. des membres de la Haute Assemblée, M. de Serpa se déclare satisfait. 

Le Baron Lambermont, pour plus d’exactitude dans la forme, propose de 
remplacer, dans le dernier paragraphe de l'Article Ier, le mot “stipulent” par 
le mot “s’engagent”. Cette modification est approuvée par la Conférence. 

Le Comte de Hatzfeldt fait observer que l’on a anticipé sur la discussion 
et il demande si, parmi les membres de l’Assemblée, il en est qui voudraient 
prendre la parole pour une discussiön générale de l'Article Ir. 

Le Baron Lambermont expose alors que la Commission, à l’examen de 
laquelle a été renvoyé le Projet de Déclaration relatif à la liberté commer- 
ciale, a tenu plusieurs séances. Les procès-verbaux, très sommaires, de ces 
délibérations, n’ont aucun caractère officiel et n'ont pas été écrits en vue de 
la publicité. La Commission a donc pensé faire chose utile en chargeant l’un 
de ses membres—si la Conférence veut bien agréer cette proposition —de 
donner, sur les Articles du Projet, des explications qui, jusqu'à un certain 
point, pourraient tenir lieu d’Expose des Motifs et de Rapport. Ces expli- 
cations, transcrites dans les Protocoles, formeraient comme le commentaire 
succinct, meis officiel, des dispositions adoptées. La Commission a confié cette 
tâche au Baron Lambermont, qui se tient à la disposition de la Haute Assemblée, 
soit pour fournir verbalement, sur les Articles du Projet, à mesure qu’ils se 
présenteront dans la discussion, les éclaircissements désirables, soit pour re- 
mettre à la Conférence un exposé d’ensemble, propre à suppléer à ces expli- 
cations, et qui serait annexé au Protocole. 

Le Président croit que l’on pourrait adopter purement et simplement les 
Articles, quand l’adhésion de l’Assemblée serait donnée sans demande de com- 
mentaires, et, au contraire, recourir à l’obligeance du Baron Lambermont 
lorsque des commentaires seraient réclamés. Dans tous les cas, le Plénipoten- 
tiaire Belge voudrait bien remettre au Secrétariat l’ensemble de l'exposé qu'il 
a préparé, et ce document serait annexé au Protocole pour répondre à l’objet 
que la Commission a eu en vue. 

La Haute Assemblée approuve la procédure suggérée par son Président. 
La parole est ensuite donnée à Sir Edward Malet. 

L'Ambassadeur d'Angleterre fait observer que des notions géographiques 
précises manquent relativement à la position de Sette-Camma, désignée comme 
marquant la limite septentrionale de la zone de la liberté commerciale, du 
côté de l’Atlantique. Est-ce la rivière de Sette qui est acceptée comme fron- 
tière de cette zone par le Représentant de la France ? 

Le Baron de Courcel dit qu’en effet, il lui a été impossible de fournir à 
la Commission des indications complètes relativement à la position de Sette- 
Camma. Il a fait demander au Ministre de la Marine, à Paris, des infor- 
mations à ce sujet; mais, en attendant qu’il les ait reçues, il ne peut qu’ad- 
hérer à la teneur du Projet rédigé par le Baron Lambermont et présenté au 
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nom de la Commission. S'il y a une rivière débouchant à Sette-Camma qui Nr. 85%. 
puisse servir de frontière, elle marquera la limite; s’il n’y en a pas, on prendra staaten. 


pour frontière le parallèle de la position même de Sette-Camma. 

Sir Edward Malet dit que, dans ces conditions, et sous la réserve d’une 
rectification ultérieure si elle devient possible, il adhère, de son côté, à la 
rédaction proposée. 

Mr. Kasson rappelle l’amendement qu’il a présenté et qui figure en note 
au bas du Projet distribué au nom de la Commission. 

Le Comte de Hatzfeldt demande si quelqu'un a des objections à faire 
valoir contre l’adoption de cet amendement. 

Sir Edward Malet prie Mr. Kasson de donner quelques éclaircissements 
sur l’objet de son amendement. 


Mr. Kasson répond que le texte du paragraphe final de l’Article Ie ne 
vise expressément que la liberté de transit, tandis que son amendement marque 
comme but aux efforts des Puissances la proclamation de la liberté commer- 
ciale pleine et entière. 


Le Président constate ensuite l'adoption de l'amendement dont il s’agit. 
Il demande si aucun des membres de la Conférence n’a d’observations à pré- 
senter relativement à l’Article I. 


Saïd-Pacha revient sur l'Article I= et dit qu’il n’a pas encore reçu 
d'instructions relativement à la délimitation à l’est du Bassin du Congo. 

Le Comte de Hatzfeldt lui répond que, comme il a été convenu, son vote 
a été réservé et que le Protocole restera ouvert pour lui en attendant qu'il 
ait reçu ses instructions. L’Article II, mis alors aux voix, est adopté sans 
observations, ainsi que l'Article III. Le Président met ensuite en discussion 
l'Article IV. 

A ce sujet, le Comte de Launay se réfère aux considérations qu’il a 
développées devant la Commission. Il ne lui semble pas qu’il convienne, au 
point de vue de l'intérêt général, d'ouvrir la perspective qu’une des conditions 
essentielles de la liberté de commerce en Afrique puisse être, un jour, quelque 
éloigné qu’il soit, mise en doute. Il s’agirait, au contraire, d’en favoriser la 
continuité, et même l'extension dans toutes les parties de ce continent, aussi 
bien dans les États déjà constitués que dans les territoires qui sont en voie 
de formation. L'Assemblée jugera donc si c’est le cas de substituer aux 
derniers mots du second alinéa: “sera ou non maintenue”, ceux-ci: “sera ou 
non soumise à des modifications qui n’altèrent pas essentiellement la clause 
du premier alinéa”. 

Le Baron de Courcel répond au Comte de Launay que le fait même de 
la présence des Plénipotentiaires dans cette Assemblée est un gage des dispo- 
sitions libérales de leurs Gouvernements. La Commission a entendu et apprécié 
les motifs qui ont dû la détourner de fixer pour une durée indéfinie le régime 
économique des contrées dont s’occupe la Conférence. Le Baron de Céurcel 
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pense que la Haute Assemblée, confiante dans les vues des Puissances, adoptera 
purement et simplement le texte proposé par la Commission. 

Le Baron Lambermont dit qu'il a appuyé tout d’abord, dans la Com- 
mission, les propositions tendant & instituer définitivement le régime le plus 
libéral. Depuis lors, M. Woermann, l'homme le plus compétent en pareille 
matière, a expliqué comment, dans ces pays, dont l’organisation est encore 
rudimentaire, le commerce se fait exclusivement par voie de troc, et les 
marchandises Européennes servent en quelque sorte de monnaie; le Délégué 
de l'Allemagne a montré comment, par suite, l'interdiction de tout droit 
d'entrée répond exactement aux nécessités actuelles du commerce. Mais 
M. Wocrmann a ajouté que ces conditions se transformeraient dans un avenir 
plus ou moins lointain, lorsque le commerce sera arrivé à s’opérer, dans 
VAtrique Équatoriale comme ailleurs, au moyen de paiements en argent ou de 
traites. Lorsque cette transformation aura eu lieu, les commerçants eux-mêmes 
préféreront peut-être que l'exportation ne soit pas seule à supporter toutes 
les charges fiscales, et il deviendra opportun de modifier le régime économique 
qu'il s’agit aujourd’hui d'établir. La Commission a été convaincue par ces 
arguments ct a fixé un terme de vingt années au bout duquel la révision des 
stipulations actuelles pourrait avoir lieu. Le Baron Lambermont estime donc 
que la formule du Projet soumis à la Conférence tient compte, dans une juste 
mesure, des nécessités du présent et de l'avenir. Il n'aurait toutefois aucune 
objection contre l'adoption de l'amendement du Comte de Launay. 

Le Président demande au Comte de Launey s'il ne considérerait pas ses 
intentions comme suffisamment remplies par l'insertion, au Protocole, de sa 
proposition et des explications qu'il a présentées à l'appui. 

Le Comte de Launay ayant répondu affirmativement le Président constate 
que l'Article IV est adopté par l'Assemblée. 11 met ensuite l'Article V en 
délibération. 

Sir E. Malct rappelle que, dans la Commission, des explications ont été 
échanges relativement au sens précis des mots “ni monopole, ni privilège” 
inscrits dans cet Article, ct qu'il a été convenu que ces explications seraient 
reproduites au Protocole de la Conférence. 

Le Baron Lambermont donne à cc propos lecture du passage de son 
exposé relatif à cet incident. (Voir l'Annexe 2, p. 7.) 

Mr. Sanford rappelle qu’il a déposé une proposition concernant l’&ven- 
tualité de la construction d'un chemin de fer reliant le Stanley-Pool à l'océan 
(Protocole Nr. 3, p. 14) 

Le Président fait remarquer que l'on pourrait adopter dès à présent 
YArticle V dans sa forme actuelle, qui est acceptée par tous les membres de 
la Conférence, sauf à examiner ultérieurement la proposition de Mr. Sanford. 
Il constate l'adoption de l'Article V sous cette réserve et met en délibération 
l'Article VI. 

Le Comte de Launay fait connaître que les mots “les missionnaires” ont 
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été inscrits dans le paragraphe 2 de l'Article VI, à la suite de la demande ar 8598. 


qu’il en a faite à la Commission. Il avait d'abord désiré que l’on écrivit: 


“Les missionnaires Chrétiens”; mais après avoir pris part à la dernière séance !. Dec. 1884. 


de la Commission, il a dû se convaincre que, pour assurer l’unanimité des 
voix à sa proposition, il fallait s'abstenir d’une désignation plus précise à 
l'égard des missionnaires. Une pareille désignation n’était pas d’ailleurs 
strictement requise, du moment où il était constaté que, dans les contrées 
Africaines dont s'occupe la Conference, il n’existe, à peu d’exceptions près, 
que des missionnaires de confession Chrétienne. Son Excellence tiendrait à 
ce que ses observations à cet égard fussent consignées au Protocole. Le 
Comte de Launay serait d’ailleurs heureux qu’au deuxième alinéa de l'Article VI, 
les missionnaires reçussent la désignation qui leur appartient. 

Le Comte Széchényi appuie la proposition du Comte de Launay qui lui 
paraît ne déroger en rien aux principes de la liberté et de l'égalité des cultes. 
Le principe de l'égalité de protection assuré à tous les cultes est formellement 
exprimé dans les paragraphes 1 et 3 de l'Article VI. Le paragraphe 2 s'occupe 
de la protection à donner non plus aux institutions, mais aux personnes. Or, — 
dans l’énumération faite de ces personnes, il est logique de tenir compte de 
ce fait qu'il existe seulement des missionnaires Chrétiens. 

Le Baron de Courcel adhère également à la motion du Comte de Launay. 
Comme l’a fait ressortir le Plénipotentiaire de l’Autriche, les paragraphes 1 
et 3 de l'Article VI consacrent très nettement le principe de la liberté et de 
l'égalité en matière religieuse. Il restait à affirmer la protection due aux 
personnes et tel est l’objet du paragraphe 2, dont l’énumération doit tout 
naturellement comprendre les missionnaires Chrétiens. L'Ambassadeur de 
France a retenu avec une profonde satisfaction ce que Mr. Stanley a dit à la 
Commission, au sujet de l'oeuvre civilisatrice poursuivie avec succès, en Afrique, 
par les missions Catholiques Françaises, par celles, entre autres, que dirigent 
le Cardinal Lavigerie et le Père Augouard. Le Baron de Courcel rend un 
hommage reconnaissant aux oeuvres de ces pionniers de notre civilisation et 
se dit heureux de leur en adresser l'expression du sein même de la Con- 
férence Africaine. La tâche entreprise par ces hommes de dévouement leur 
mérite une protection particulière. | 

Saïd-Pacha croit qu’il serait bon d'inscrire, dans le dernier paragraphe 
de l’Article VI, à la suite des mots “églises, temples et chapelles”, les mots 
“édifices religieux destinés à l’exercice de tous les cultes”. 

Le Président dit que la pensée dont s'inspire Said-Pacha répond à celle de tous 
les membres de la Conférence et a précisément dirigé les rédacteurs du Projet. 

Le Comte de Launay voit avec plaisir que les objections soulevées dans 
la Commission contre l’adjonction du qualificatif de “Chrétiens” ne se repro- 
duisent plus dans la Conférence elle-même, et il demande que ce mot soit 
inscrit dans la Déclaration. A la suite d’une interrogation de Mr. Kasson, il 
répète ses explications à cet égard. 
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ar es Le Président fait observer qu'il y a, en ce moment, deux propositions 
Staaten, Soumises à la Haute Assemblée: || 1. Celle du Comte de Launay, || 2. Celle de 
1. Dec. 1884. Gaÿd - Pacha. || Il consulte d’abord la Conférence relativement à celle du Repré- 
sentant de l'Italie et constate qu’elle ne semble plus rencontrer aucune oppo- 
sition de la part des Plénipotentiaires. Il met ensuite aux voix la proposition 
du Représentant de la Turquie. 

Le Baron Lambermont dit que, pour répondre aux intentions de Saïd- 
Pacha comme à celles de la Conférence, il suffirait de supprimer l’énumération 
“églises, temples et chapelles” ct d’y substituer l'expression générale “édifices 
religieux”. 

Le Président demande à Saïd-Pacha s'il se considérerait comme satisfait 
par ce changement de rédaction. 

Une conversation s'engage à ce sujet entre Said-Pacha, le Comte de 
Launay et Sir Edward Malet, et, à cette occasion, le Représentant de la Turquie 
exprime, de nouveau, ses scrupules relativement à la motion du Plénipoten- 
tiaire Italien, au sujet de laquelle la discussion avait paru close. 

L'Ambassadeur d'Angleterre fait alors observer que l’Empire Britannique 
comprend un grand nombre de sujets Musulmans, dont le Gouvernement de 
Sa Majesté la Reine entend faire respecter les intérêts et même les suscepti- 
bilités. || Dans ces conditions, le fait que l'Ambassadeur d’Angleterre adhère à 
la proposition du Comte de Launay est de nature à rassurer complètement le 
Représentant du Sultan. 

Said-Pacha répond qu’il doit être bien entendu que s’il se produisait des 
missions religieuses Musulmanes, elles bénéficieraient d’une protection égale à 
celle dont jouiraient les missions Chrétiennes. 

Le Baron de Courcel fait ressortir que la France compte, comme l’Angle- 
terre, un grand nombre de sujets Musulmans. A ce titre, il partage les sen- 
timents qui doivent animer Said-Pacha; mais il ne les considère en aucune 
manière comme affectés par la proposition du Comte de Launay. 

Mr. Kasson demande si, pour éviter tout malentendu, il ne conviendrait 
pas de substituer la formule “missionnaires Chrétiens de toutes les confessions” 
à celle de “missionnaires Chrétiens”. 

Le Président lui fait observer que le mot “Chrétien” embrasse toutes les 
confessions Chrétiennes. 

Mr. Kasson se déclare satisfait si mention est faite au Protocole que tel 
est, en effet, l’avis de la Conférence. 

Le Comte de Benomar appuie la motion du Comte de Launay dans des 
termes suivants: — “J’adhére à la proposition de son Excellence M. l’Ambassa- 
deur d'Italie, en ce sens qu’il doit être entendu que, dans toutes les circon- 
stances, les Gouvernements existants ou qui existeraient à l’avenir dans tous 
les territoires où la Conférence aura établi la liberté commerciale, accorderont 


aux missionnaires Catholiques la protection spéciale et la liberté dont parle 
l'Article VI”, 
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A la suite d’une remarque faite par le Baron Lambermont, d’après la- Nr. 85%. 
. . NT . Konferens- 
quelle, dans le dernier paragraphe de l’Article VI l’adjectif “religieuses” con- gtasten. 
stitue un pléonasme, la Conférence décide que ce mot sera rayé. 1. Dec. 1884 
Le President déclare ensuite, aprés avoir consulté la Haute Assemblée, ; 
que l’Article VI est adopté tel quel, et moyennant que le Protocole rapportera 
les explications échangées & ce sujet et contiendra notamment la mention qui 
a été réclamée par Mr. Kasson. 
Le Président revient alors, comme il avait été entendu, 4 la proposition 
de Mr. Sanford. Il expose que cette motion a été simplement insérée dans 
un des Protocoles précédents, au lieu de faire l’objet d’une impression et d’une 
distribution spéciale. Il interroge la Conférence pour savoir si, dans ces con- 
ditions, il lui convient, néanmoins, de discuter séance tenante le Projet du 
Plénipotentiaire des Etats-Unis. 
Mr. Kasson dit qu'il prépare en ce moment une proposition tendant à 
assurer aux territoires compris dans la Déclaration la sécurité nécessaire contre 
les dangers résultant de conflits internationaux. Il annonce le prochain dépôt 
de cette proposition, et formule le voeu qu’elle trouvera place dans la Décla- 
ration, ou ailleurs, s'il réussit à trouver une rédaction que la Conférence 
veuille bien adopter. 
Mr. Sanford rouvre & ce moment la discussion au sujet de la rédaction 
de l’Article VI, en ce qui concerne la suppression de la Traite. 
Le President indique que le texte de l’Article VI ayant été voté, le débat 
devrait &tre considéré comme clos. 
Mr. Sanford n’en tient pas moins à déclarer qu'il désirerait voir inter- 
caler dans l'Article VI, après les mots “la Traite des Noirs” les mots suivants: 
“Le commerce d'esclaves sur terre et sur les fleuves”. Le Plénipotentiaire des 
États-Unis dit que le sens habituellement attribué au terme de “Traite” se 
rapporte seulement au Trafic des Esclaves par mer. 
Le Président fait observer que la question de l'esclavage reviendra à 
d'autres occasions devant la Conférence. 
Sir E. Malet dit qu’en effet, il a l’intention d'entretenir ultérieurement 
la Haute Assemblée de cette question, à laquelle son Gouvernement attache 
le plus haut intérêt. 
Le Président entretient de nouveau la Conférence de la proposition de 
Mr. Sanford relative à l'éventualité de la construction d’un chemin de fer. La 
Haute Assemblée paraissant disposée à examiner immédiatement ce projet, la 
parole est donnée à Mr. Sanford, qui s'exprime comme suit: — || “Des expli- 
cations fournies par Mr. Stanley à la Commission Technique de la Conférence, 
il résulte qu’il est de toute nécessité de construire un chemin de fer pour 
relier le Stanley-Pool à l’océan, afin de remédier au système onéreux et in- 
suffisant des transports par caravanes de porteurs. Le transport des marchan- 
dises de l'embouchure du Congo au Stanley-Pool revient actuellement à environ 
2,000 fr. la tonne. || Il y a trois voies pour mettre le vaste Bassin du Haut- 
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Pe pu Congo en communication avec l'Atlantique, savoir: — || 1. Le long des cata- 
Staaten, ractes du Bas-Congo; || 2. Par l'Alima et l’Ogôoué; —dans des conditions de 
1. Dee. 1884. liberté commerciale cette voie ferait une concurrence sérieuse à la précé- 
dente; || 3. Par le Bassin du Niadi-Kwilu, route déjà indiquée pour un chemin 
de fer per une autorité compétente comme étant la meilleure et la plus 
directe. — || Il est probable que la construction de voies ferrées, suivant l'an 
ou l’autre de ces itinéraires, devra emprunter les territoires de plusieurs États. 
‘| II est indispensable d'assurer à l'État ou Pouvoir Riverain le plus impor- 
tant, ou à la Compagnie concessionnaire le droit de construire et d’exploiter 
la voie entière depuis son point de départ jusqu'à son terminus. || Faute de 
cette garantie, les capitaux craindront de se risquer dans une entreprise aussi 
importante ct aussi aléatoire. La possibilité d'établir une voie ferrée dans trois 
directions différentes pouvant éventuellement se faire concurrence, exclut l’idée 
d'un monopole, et ces considérations me paraissent justifier la proposition que 
j'ai émise à la dernière séance de la Conférence, et en faveur de laquelle on 
peut invoquer le précédent créé par l'Article LVII du Traité de Berlin du 
13 Juillet, 1878, qui charge l’Autriche-Hongrie de l'exécution de certains tra- 
vaux pour faciliter la navigation du Danube*). || Afin de permettre aux membres 
de la Conference d’examiner mürement ma proposition, avant de la discuter, 
je pense qu'il serait utile, et je demande, qu'elle soit préalablement imprimée 
et distribuée”. 

M. Busch fait ressortir que la proposition de Mr. Sanford se rattache 
indirectement à la question de la navigation, et il propose de joindre l'examen 
des deux questions. 

Le Président ajoute que le Projet a besoin d’être examiné de plus près 
et que la Commission à laquelle a été renvoyé l'étude du Projet concernant 
la navigation pourra être saisie également de la motion de Mr. Sanford. La 
Haute Assemblée donne son approbation à cette procédure. 

Le Plénipotentiaire d'Italie rappelle qu’il a présenté à la Conférence le 
texte d’un voeu qui a été reproduit à la page 8 du Protocole No. 2**) et qui 
a pour objet d'assurer la protection des missionnaires, savants et explorateurs, 
non plus seulement dans les régions visées au paragraphe 6 de la Déclaration, 
mais encore dans toute l'étendue du continent Africain. Le Comte de Launay 
donne lecture de cette proposition. Il ne demande pas que sa motion soit 
comprise dans la Déclaration, mais seulement qu’il soit donné à l'insertion au 
Protocole la signification que ses collègues s'associent à son voeu. L’Ambassa- 


*) Article LVII du Traité de Berlin du 13 Juillet, 1878:—“L’ex&cution des tra- 
vaux destinés à faire disparaître les obstacles que les Portes de Fer et les cataractes 
opposent à la navigation est confiée à l’Autriche-Hongrie. Les États Riverains de 
cette partie du fleuve accorderont toutes les facilités qui pourraient être requises dans 
l'intérêt des travaux. Les dispositions de l'Article VI du Traité de Londres du 
13 Mars, 1871, relatives au droit de percevoir une taxe provisoire pour couvrir les 
frais de ces travaux sont maintenus en faveur de l’Autriche-Hongrie”. 

**) 8. oben Seite 61. 
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deur d’Italie pense que les Plénipotentiaires ayant eu suffisamment connaissance une) 
de la proposition, par suite de sa reproduction au deuxième Protocole, la déli- gtasten. 
bération pourrait avoir lieu immédiatement. Le Prince de Bismarck, en ouvrant !- Dee. 1881 
les travaux de l’Assemblée, a exprimé la pensée que la réunion des Plénipo- 
tentiaires pourrait provoquer et faciliter certaines négociations qui n'étaient 

pas strictement comprises dans le programme de la Conférence. L'adoption 

de la motion présentée par le Comte de Launay répondrait aux prévisions 

ainsi exprimées. 

Le Baron de Courcel estime que les explications échangées relativement 
à l’Article VI de la Déclaration ne laissent aucun doute quant aux sentiments 
des Plénipotentiaires. Il pense donc que la Conférence se prêtera à accueillir 
les suggestions du Comte de Launay, en tant que leur portée ne dépassera 
pas celle d’un simple voeu. 

Le Président croit que la motion de l'Ambassadeur d'Italie serait accep- 
table dans les conditions indiquées par le Plénipotentiaire de France, et il 
ajoute que s’il n’est pas formulé d’objections à cet égard, l'inscription du voeu 
au Protocole sera considérée comme ayant la signification indiquée par l’Am- 
bassadeur d'Italie. 

Diverses observations étant présentées par l'Ambassadeur de Turquie au 
sujet de la proposition de son collègue d'Italie, le Comte de Hatzfeld demande 
à Said-Pacha s’il aurait des objections à ce que la motion du Comte de Launay 
fût adoptée par la Conférence, sous cette réserve que le vote du Représentant 
de la Turquie serait suspendu et que le Protocole resterait ouvert pour lui. 

Saïd-Pacha fait remarquer que le programme de la Conférence était 
restreint au Bassin du Congo et que, dès lors, le voeu du Comte de Launay 
s’appliquerait à des territoires qui n'étaient pas compris dans ce programme. 
Saïd-Pacha n’a pas d'instructions qui lui permettent de prendre part à une 
discussion ainsi étendue: il doit donc s'opposer à une proposition qui dépasse 
les limites de son mandat. 

Le Comte. de Launay croit que, du moment où l’on a adopté l'Article VI 
de la Déclaration, les mêmes motifs militent en faveur de son voeu. 

Saïd-Pacha insiste sur ces objections visant l’incompétence de l’Assemblée. 
Il lui paraît, d’ailleurs, que la protection qu'il s’agit d’assurer aux mission- 
naires et voyageurs s'exerce déjà et qu’un voeu de la Conférence serait com- 
plètement superflu. 

Le Président fait remarquer que les vues exposées par le Comte de 
Launay ne tendent qu’à l’adoption d’un simple voeu. Saïd-Pacha aurait natu- 
rellement la faculté de réserver son vote jusqu'au moment où il aurait reçu 
des instructions. En tout cas, les Plénipotentiaires qui adhéreraient à la de- 
mande du Comte de Launay pourraient se considérer comme s’associant non 
pas à un voeu de la Conférence, mais à un voeu exprimé individuellement par 
les Plénipotentiaires. 

M. Busch se demande si le scrupule de Saïd-Pacha ne viendrait pas de 
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an ae ce que la formule générale adoptée par le Comte de Launay comprendrait 

Staaten, Certaines parties de l’Afrique relevant de l’administration Ottomane. Or, le 

1. Dec. 1884. but que poursuit l’Ambassadeur d’Italie est d’assurer aux voyageurs une pro- 

tection dans les parties non civilisées du continent Africain, là où les périls 

sont les plus grands. Il serait donc loisible de modifier la rédaction du 

Comte de Launay de manière à viser seulement les parties non civilisées de 
l'Afrique. | 

Saïd-Pacha estime qu’en ce cas il conviendrait d’exclure formellement les 
territoires placés sous la souveraineté du Sultan. 

Le Comte de Launay déclare que, s’il était donné suite à la suggestion 
d’après laquelle la Conférence exprimerait dès à présent son avis, tout en 
laissant le Protocole ouvert pour recevoir ultérieurement l'adhésion de Said- 
Pacha, il s’en remettrait en toute confiance à la haute sagesse du Gouverne- 
ment Ottoman pour inspirer les instructions que la Sublime Porte adresserait 
à son Représentant. 

Le Baron de Courcel estime la confiance du Comte de Launay très justi- 
fite, et il saisit cette occasion pour rendre hommage à la libéralité avec 
laquelle la Porte accorde non seulement sa protection, mais même son appui 
aux missions Catholiques qui, en Turquie, relèvent de la juridiction Française. 

Le Président fait observer qu’il ne peut s’agir d’un vote de la Conférence, 
le Représentant de la Turquie ne se croyant pas autorisé à discuter la pro- 
position de l’Ambassadeur d'Italie, La discussion peut donc être considérée 
comme close, sous le bénéfice de l'échange d'idées qui a eu lieu, et sauf à 
être reprise, dans le cas où Saïd-Pacha recevrait des instructions entraînant 
son adhésion. 

Saïd-Pacha dit qu’il n'attend point d'instruction à ce sujet de son Gou- 
vernement. 

! Le Comte de Hatzfeld fait ensuite remarquer que le texte de la Décla- 
ration, tel qu'il a été proposé par la Commission, a été adopté dans son 
ensemble avec quelques légères modificatious. La Conférence est donc en 
mesure de passer à la seconde des questions soumises à son examen, celle 
relative à la liberté de la navigation. Un Projet d’Acte concernant la matière 
a été preparé par le Gouvernement Allemand, imprimé et distribué. Vu le 
caractère technique de ce Projet, le Président propose de le renvoyer à une 
Commission qui serait chargée de l’étudier en détail, de le remanier au besoin, 
et de présenter à la Conférence un Rapport propre à guider ses décisions. 
Mais, au préalable, le Comte de Hatzfeld désire savoir si la Haute Assemblée 
désire procéder à une discusion générale préliminaire et si l’un des Plénipo- 
tentiaires demande la parole à cet effet. 

Sir Edward Malet rappelle alors qu’il a exposé, au cours de la première 
séance, les motifs pour lesquels, selon son Gouvernement, le régime du Niger 
et celui du Congo devraient être considérés à des points de vue différents. 
Dans le même ordre d'idées, l'Ambassadeur d’Angleterre demande aujourd’hui 
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que l’on discute séparément les questions intéressant respectivement chacun Nr. 8598. 
des deux fleuves. rave 

Le Baron de Courcel croit qu’en principe la Conférence désirerait voir 1: Dec: 1884. 
appliqué un régime uniforme aux deux cours d’eau Si certains scrupules se 
rattachant à des considérations de souveraineté viennent à se produire rela- 
tivement au Niger, les mêmes considérations ne pourraient-elles pas être in- 
voquées relativement au Congo? Il convient donc d'admettre que le régime 
conventionnel établi par la Conférence pour le Congo ne sera adopté d’une 
manière définitive qu’au jour où sera fixé le régime relatif au Niger. Jusque-là, 
les règles formulées au sujet du Congo seraient seulement accueillies sous une 
condition suspensive, et avec la pensée de rapprocher autant que possible les 
deux réglementations. Sous cette réserve, le Baron de Courcel adhère à la 
demande de Sir Edward Malet touchant l’étude séparée du régime des deux 
fleuves. 

L'Ambassadeur d’Anglettere accepte les réserves posées par le Représen- 
tant de la France. 

Le Président dit que si personne ne demande plus la parole pour la 
discussion générale, il restera à déterminer le mandat et la composition de la 
Commission. Le Comte de Hatzfeldt propose de former une Commission 
restreinte, c’est-à-dire ne comprenant, en principe, que les Représentants des 
Puissances les plus intéressées, comprises dans la première série des invitations 
envoyées pour la Conférence. Toutefois, la faculté serait réservée aux Pléni- 
potentiaires des autres Puissances d'assister aux séances de la Commission et 
de s’associer à ses travaux. 

Le Représentant de la Russie demande s’il est bien entendu que les 
Plénipotentiaires désignés par les Puissances comprises dans la deuxième série 
des invitations, lorsqu'ils jugeront à propos d’user de la faculté d'assister aux 
séances de la Commission, y assisteront au même titre que les autres membres 
et auront, comme eux, voix délibérative. 

Le Président répond qu'il n’y a pas de doute à cet égard. 

Le Baron de Courcel ajoute qu'il doit être établi que la Commission 
pourra réclamer le concours des Délégués des Puissances et, plus généralement, 
entendre toutes les personnes qu’elle jugera utile de consulter. 

Ces divers points établis, le Président indique que la Commission aura 
pour mandat d'étadier d’abord le régime du Congo et ensuite celui du Niger. 
Ses décisions concernant le premier de ces fleuves ne seront d’ailleurs prises 
que sous condition suspensive, en attendant que soient connues les résolutions 
afférentes au Niger. 

M. Busch rappelle que l'étude de l'alinéa final du premier Projet de 
Déclaration relatif à la liberté commerciale a été renvoyée à l’époque où 
serait traitée la question de la navigation. On pourrait confier l’examen de 
cet alinéa à la Commission qui vient d’être désignée. 

La Haute Assemblée accueille cette proposition. 
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Nr. 8506. Le President expose que l’on trouve, dans les journaux, des comptes 
Kenferens- 
Staaten, rendus erronés concernant les séances de la Conférence. Bien que les mem- 
1, Dee, 1884. bres de la Haute Assemblée n’aient pris aucun engagement formel et men- 
tionné au Protocole, en vue d’observer le secret relativement à leurs travaux, 
il avait été tout d’abord convenu qu'ils éviteraient d'en rien divulger. Mais, 
à raison des inconvénients que présente la miso en circulation des renseigne- 
ments inexacts recueillis par la presse, le Président interroge la Conférenco 
pour savoir s’il ne vaudrait pas mieux publier les Protocoles. 
Le Baron de Courcel demande si, dans ce cas, la Chancelleric Impériale 
Allemande se chargerait du soin de faire procéder à la publication. 
Le Comte de Hatzfeldt ayant répondu affırmativement, la Haute Assemblée 
décide que ses Protocules seront publiés. 
Le Président fait connaître que la Ligue Internationale de la Paix à 
Genève à envoyé à la Conférence une Pétition dont le texte a été déposé au 
Secrétariat pour que les Plénipotentiaires puissent en prendre connaissance. 
Le Président indique ensuite quo la date de la prochaine séance sera 
fixée lorsquo l’état des travaux de la Commission permettra de réunir utile- 
ment la Conférence. 
La séance cst levée à 4 heures. {Unterschriften.] 


Annexe 1 au Protocole No. 4. 


Déclaration relative à la Liberté du Commerce dans le Bassin du Congo, ses 
Embouchures et Pays circonvoisins. 


Les Représontants des Gouvernements de l’Allemagne, de 1’Autriche- 
Hongrie, de la Belgique, du Danemark, do l’Espagne, des Etats-Unis d’Amé- 
rique, do la France, de la Grande-Bretagne, de l'Italie, des Pays-Bas, du Por- 
tugal, de la Russie, de la Suède ct la Norvège ct de la Turquie, s’étant réunis 
en Conférence à la suite de l'invitation du Gouvernement Impérial Allemand, 
sont tombés d’accord sur la Déclaration suivante:— 


Déclaration. 

1. Le commerce de toutes les nations jouira d’une complète liberté:— 

(1) Dans tous les territoires constituant le Bassin du Congo ct de ses 
affluents. Co bassin est délimité par les crêtes des bassins contigus, à savoir, 
notamment les Bassins du Niari, de l'Ogowé, du Schari et du Nil, au nord; 
par le Lac Tanganyka, à l’est; par les crêtes des Bassins du Zambèze et de 
la Logé, au sud. Il comprend, en conséquence, tous les territoires drainés 
par le Congo ct ses affluents, y compris le Lac Tanganyka et ses tributaires 
orientaux. 

(2) Dans la zone maritime s'étendant sur l'Océan Atlantique depuis la 
position de Sette-Camma jusqu’à l'embouchure de la Loge. || La limite septen- 
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trionale suivra le cours de la rivière qui débouche à Sette-Camma, et à partir or BR 
de la source de celle-ci, se dirigera vers l’est jusqu'à la jonction avec le bassin staaten. 
géographique du Congo, en évitant le Bassin de l’Ogowe. || La limite méri- 1. Dee. 1884 
dionale suivra le cours de la Logé jusqu’à la source de cette rivière et se 

dirigera de là vers l’est jusqu’à la jonction avec le bassin géographique du Congo. 

(3.) Dans la zone se prolongeant à l’est du Bassin du Congo, tel qu'il est 
délimité ci-dessus, jusqu'à l'Océan Indien, depuis le cinquième degré de lati- 
tude nord jusqu'à l'embouchure du Zambéze au sud; de ce point la ligne de 
démarcation suivra le Zambèze jusqu'à 5 milles en amont du confluent du 
Shiré et continuera par la ligne de faite séparant les eaux qui coulent vers 
le Lac Nyassa des eaux tributaires du Zambèze, pour rejoindre enfin la ligne 
de partage des eaux du Zambèze et du Congo. || Il est expressément entendu 
qu’en étendant à cette zone orientale le principe de la liberté commerciale, 
les Puissances représentées à la Conférence ne stipulent que pour elles-mêmes 
et que ce principe ne s’appliquera aux territoires appartenant actuellement à 
quelque État indépendant ct souverain qu’autant que celui-ci y donnera son 
consentement. Les Puissances conviennent d'employer leurs bons offices auprès 
des Gouvernements établis sur le littoral. Africain de la mer des Indes afin *) 
d'assurer en tout cas au transit de toutes les nations les conditions les plus 
favorables. 

2. Tous les pavillons, sans distinction de nationalité, auront libre accés 
à tout le littoral des territoires énumérés ci-dessus, aux rivières qui s'y déver- 
sent dans la mer, à toutes les eaux du Congo et de ses affluents, y compris 
les lacs, à tous les ports situés sur les bords de ces eaux, ainsi qu'à tous 
les canaux qui pourraient être creusés à l'avenir dans le but de relier entre 
eux les cours d’eau ou les lacs compris dans toute l'étendue des territoires 
décrits à l'Article Ir. Ils pourront entreprendre toute espèce de transports 
et exercer le cabotage maritime et fluvial ainsi que la batellerie sur le même 
pied que les nationaux. 

3. Les marchandises de toute provenance importées dans ces territoires, 
sous quelque pavillon que se soit, par la voie maritime ou fluviale ou par 
celle de terre, n’auront à acquitter d’autres taxes que celles qui pourraient 
être perçues comme une équitable compensation de dépenses utiles pour le 
commerce et qui, à ce titre, devront être également supportées par les natio- 
naux et par les étrangers de toute nationalité, || Tout traitement différentiel 
est interdit à l'égard des navires comme des marchandises. 

4. Les marchandises importées dans ces territoires resteront affranchies 
de droits d’entree ct de transit. || Les Puissances se réservent de décider, au 
terme d'une période de vingt années, si la franchise d'entrée sera ou non 
maintenuc. 


*) Mr. Kasson propose de dire: afin d'obtenir le dit consentement et en tout cas 
d'assurer au transit de toutes les nations les conditions les plus favorables. 
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Ei on. 5. Toute Puissance qui exerce ou exercera des droits de souveraineté 
Stesten, dans les territoires susvisés ne pourra y concéder ni monopole mi privilège 
1. Deo. 1884. J'aucune espèce en matière commerciale. || Les étrangers y jouiront indistincte- 
ment pour la protection de leurs personnes et de leurs biens, l’acquisition et 
la transmission de leurs propriétés mobiliéres et immobiliéres et pour l’exer- 
cice des professions, du méme traitement et des mémes droits que les nationaux. 
6. Toutes les Puissances exercant les droits de souveraineté ou une in- 
fluence dans les dits territoires s’engagent à veiller à la conservation des 
populations indigènes et à l'amélioration de leurs conditions morales et maté- 
rielles d’existence et & concourir & la suppression de l’esclavage et surtout de 
la Traite des Noirs; elles protégeront et favoriseront, sans distinction de 
nationalités ni de cultes, toutes les institutions et entreprises religieuses, scien- 
tifiques ou charitables créées et organisées à ces fins ou tendant à instruire 
les indigénes et & leur faire comprendre et apprécier les avantages de la civi- 
lisation. || Les missionnaires, les savants, les explorateurs, leurs escortes, avoir 
et collections seront également l’object d’une protection spéciale. || La liberté 
de conscience et la tolérance religieuse sont expressément garanties aux in- 
digenes comme aux nationaux et aux étrangers. Le libre et public exercice 
de tous les cultes, le droit d’ériger des églises, temples et chapelles et d’orga- 
niser des missions religieuses appartenant 4 tous les cultes ne seront soumis 

& aucune restriction ni entrave. 


Annexe 2 au Protocole No. 4.*) 


Rapport fait au nom de la Commission chargée d'examiner le Projet de Décla- 
ration concernant la Liberté du Commerce dans le Bdssin du Congo et de 
ses Affluents. 


Messieurs, — La première question du programme de la Conférence vous 
appelle à régler l’établissement de la liberté commerciale dans le Bassin du 
Congo et de ses affluents. || Avant de formuler les dispositions organiques de 
ce régime, vous avez pensé qu’il convenait de déterminer le terrain sur lequel 
il recevrait son application et vous avez confié à une Commission Spéciale le 
soin de procéder, aussi exactement que les circonstances le comportent, à la 
délimitation des territoires qui formeraient le bassin géographique et commer- 
cial du Congo. || La Commission vous a rendu compte de ses travaux et vous 
avez bien voulu approuver les conclusions de son Rapport. || La délimitation 
ainsi arrêtée, du moins dans ses traits principaux, la Conférence a soumis à 
une première discussion le Projet préparé par le Gouvernement Impérial Alle- 
mand pour organiser le principe de la liberté commerciale. Dans cette revue 
en quelque sorte générale, des observations diverses et des propositions nou- 
velles se sont fait jour. Vous avez alors décidé que le Projet, avec les amen- 
dements, serait renvoyé à la même Commission et celle-ci, après s’être éclairée 


*) Im Gelbbuch fehlt diese Anlage. Anm. der Red. 





Berliner (Westafrikanische) Konferenz. 97 


des renseignements que lui ont fournis les hommes spéciaux, a discuté et Nr. 8598. 
adopté les stipulations du Projet qu'elle présente à votre sanction et qui NE gtasten. 
diffère du Projet primitif qu’en ce qu’il tient compte des propositions ou des !- Deo. 1881. 


observations qui ont jailli des débats. 

Art. I. || L’Article I~ règle la délimitation des territoires auxquels s’appli- 
quera la Déclaration. || Le § 1”, qui concerne le bassin géographique du Congo, 
‚n’a pas subi de modifications. || Le $ 2 fixe les limites de la zone maritime 
rattachée au bassin proprement dit du Congo. Il est resté au sujet de la 
position de Sette-Camma un doute qui ne tardera pas à être éclairci. || En ce - 
qui concerne les cours d’eau qui limitent la zone maritime au nord et au sud, 
il a été entendu que l’une des rives sera placée sous le régime de la liberté 
commerciale, tandis que sur l’autre l’autorite territoriale conservera toute son 
indépendance administrative. Ces voies elles-mémes resteront ouvertes & la 
libre navigation. Il a paru inadmissible, en effet, que le méme bätiment fat 
soumis à des régimes différents, selon qu’il passerait à droite ou à gauche de 
la ligne mitoyenne. || Le voeu qui terminait la formule de délimitation déja 
approuvée par la Conférence sera remplacé, si telle est votre décision, par une 
disposition présentée par M. le Ministre des États-Unis. Le texte de celle-ci 
en fait ressortir l'économie et la portée. En se combinant avec la proposition, 
déja adoptée aussi, de M. l'Ambassadeur de France, elle formerait le 3° de 
l'Article I* du nouveau Projet. 

Art. II. || Le principe de la libre navigation fait essentiellement partie 
de la liberté commerciale. L’Article II, en le consacrant, trace en même 
temps le cadre territorial dans lequel il produira ses effets. || L’Article II trou- 
vera son complément dans l’Acte de Navigation. La même remarque s’etend, 
au surplus, à la plupart des stipulations de la Déclaration dont nous nous occu- 
pons. Entre la première et la deuxième des questions qu’embrasse le pro- 
gramme de la Conférence il y a des liens étroits et nécessaires. Le régime 
douanier d’une contrée traversée dans toute sa longueur par un fleuve qui, 
sans parler de ses affluents, compte ou comptera de nombreux lieux de dé- 
barquement ou d'embarquement ne peut faire abstraction des dispositions qui 
régleront la navigation de cette grande artère commerciale. Vue dans son 
ensemble, l'oeuvre économique de la Conférence ressortira réellement des so- 
lutions, coordonnées entre elles, qui prendront place dans la Déclaration et 
dans l’Acte de Navigation. 

Art. III. || Pour seconder et activer le développement du commerce et de 
la navigation dans l'Afrique Équatoriale, il sera utile d'exécuter des travaux 
de plus d’une sorte, des quais, des entrepôts, des magasins, des routes. Des 
taxes équitablement fixées aideraient à couvrir les frais de leur construction 
et ne seraient que la juste rémunération de services rendus au commerce. 
C’est ce que stipule l’Article III, qui se complète par l'interdiction d'établir 
des droits différentiels soit sur les navires, soit sur les marchandises. || Le 
taux des taxes de compensation n’est pas fixé d’une manière absolue. Le con- 
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cours des capitaux étrangers doit étre range, avec la liberté commerciale, parmi 
les auxiliaires les plus utiles de l’esprit d’entreprisc, soit qu’il s’agisse de 
l'exécution de travaux d'intérêt public, soit que l’on ait en vue de développer 
la culture des produits naturels du sol Africain. Or, les capitaux ne vont, 
en général, que 14 où les risques sont suffissamment couverts par les chances 
de bénéfice. La Commission a donc pensé qu'il y aurait plus d’inconvénients 
que d'avantages à lier trop étroitement et par des restrictions arrétées à 
l'avance la liberté d’action des pouvoirs publics ou des concessionnaires. Si 
des abus venaient à se produire, si les taxes menaçaicnt d’atteindre un taux 
excessif, le correctif se trouverait dans l'intérêt même des autorités ou des 
entrepreneurs, attendu que le commerce, comme l'expérience l'a plus d’une fois 
démontré, se détournerait d'établissements dont l’acces ou l'usage lui aurait 
été rendu trop onéreux. 

Art. IV. Cet Article a été étudié et discuté avec un soin particulier 
par la Commission. || Des droits d’entrée pourront-ils être établis? || Deux opi- 
nions, inspirées par une égale sollicitude pour les intérêts qu’il s’agit de sauve- 
garder, ont été exposées et defendues. || D’après l’une la Conférence devrait se 
borner à interdire tout droit différentiel et tout traitement de faveur. || En 
fixant à perpétuité le régime économique de contrées destinées à se modifier 
profondément dans le sens d’un progrès successif, on établirait des dispositions 
immuables qui seraient plus tard une géne considérable ou une cause de ruine 
pour ces régions. Le propre de l’ocuvre de la Conférence est de proclamer 
des principes permanents, dans l’application desquels il ne pourrait être tena 
compte des transformations que réserve l'avenir. Il est sage cependant de 
prévoir ces transformations et de laisser d'avance une latitude suffisante pour 
qu'elles se produisent sans entrave. C'est ce qu’on pourrait obtenir en réglant 
les questions dont il s'agit, non pas dans une déclaration de principe, wais 
dans des Conventions particulières, cunclues entre les Puissances intéressées, 
ayant un terme limité, et qui n’engageraient pas pour un temps indéfini l'exi- 
stence économique de ces pays. || Dans cet ordre d'idées, il scrait permis aux 
Pouvoirs territoriaux d'établir des droits d'entrée, sous la condition, toutefois, 
que ces droits ne pourraient avoir un caractère fiscal, c’est-à-dire, ne pour- 
raient être édictés dans un but d’enrichissement. || La Conférence n’a ni le 
droit juridique, ni le droit moral de légiférer au delà. || Dans l’autre système, 
on a combattu tout d’abord et l'objection juridique ct l’objection morale. Les 
Puissances sont libres de contracter pour elles-mêmes des engagements. Les 
Pouvoirs territoriaux ou sont représentés dans la Conférence ou pourront 
adhérer librement à ses résolutions. Quant aux Princes indigènes, la plupart 
ont déjà aliéné leurs droits de souveraincté, et avec les autres il sera juste 
et possible d'arriver à d'équitables arrangements. Quant à la responsabilité 
morale, c'est en refusant aux nombreuses populations indigènes le régime éco- 
nomique le plus propre à développer chez elles le commerce et la civilisation 
qu'elle serait surtout encourue, || Les Puissances sont en présence de trois in- 
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térêts: — || Celui des nations commerciales et industrielles, qu'une nécessité Ar m 
commune pousse à la recherche de débouchés nouveaux. || Celui, des Etats ou staaten. 
des Pouvoirs appelés à exercer sur les régions du Congo une autorité qui !- Dec. 1684. 
aura des charges correspondant à ses droits. || Celui enfin, que des voix géné- 
reuses ont déjà recommandé à votre sollicitude, l'intérêt des populations in- 
digènes. || Le régime qui sortira des délibérations de la Conférence devra être 
combiné de telle manière que, tout en faisant aux autres intérêts la part qui 
peut leur revenir, il tende surtout à stimuler chez des peuples encore mineurs 
le goût du travail, à leur faciliter l’acquisition de l'outillage qui leur est né- 
cessaire et des objets de première nécessité qui leur manquent, à hâter enfin 
leur marche vers un meilleur état social. || Ce n’est pas en grevant l'importation 
de charges douanières qu’on donnera satisfaction à ces divers intérêts. || Les 
droits d’entrée sont nécessairement protecteurs ou fiscaux. Il n’y en a point 
d’autres. | Même en se plaçant sur le terrain fiscal, on serait en peine de les 
défendre. || L’exercice douanier exige des locaux, des installations, un personnel 
qui absorberaient le plus clair des revenus. D’un autre côté, la perception 
de droits d’entree a pour cortège obligé les vérifications, les déballages, les 
retards. On arriverait aussi à enrayer le mouvement commercial précisément 
destiné à produire les recettes. || Dans des contrées immenses, où les commu- 
nications sont rares ou imparfaites, où le trafic se fait d’après des modes pri- 
mitifs ou particuliers, où enfin les rouages administratifs font encore cn grande 
partie défaut, la raison d’accord avec l'expérience, conseille de laisser au 
commerce une grande liberté d’allures. || I] est permis d’espérer qu'à la faveur 
d’un large système de libertés ct de garanties un important courant d’affaires 
tardera peu à se produire dans toutes les régions du Congo. C'est là le but 
qu'il faut avant tout viser. En se réalisant, ce fait capital développerait, en 
même temps que le trafic, les ressources de toute nature de l'Afrique Equa- 
toriale; il compenserait, même au point de vue final, le sacrifice des droits 
d'entrée, tandis que par une autre et heureuse conséquence il tournerait au 
profit des populations indigènes. || Sans doute, dant le cas qui se présente et 
qui est peut-être sans précédent dans l’histoire commerciale du monde, il sera 
prudent de ne pas enchaîner à tout jamais l’avenir. Lorsque le mouvement 
sera imprimé et que de sérieux progrès auront été accomplis, des perspectives, 
des nécessités nouvelles viendront probablement à se révéler et le moment 
pourra arriver où une sage prévoyance demandera la révision d’un régime 
qui avait été surtout adapté à une période de création et de transformation. | 
Le débat arrivé à ce point, un Délégué dont la compétence ne saurait être 
récusée par personne fit remarquer que, le commerce se faisant par voic 
d'échange dans ces pays nouveaux, le droit de sortie devait être préféré 
au droit d'entrée, par la raison que la perception du premier est moins 
onéreuse ct moins vexatoire que celle du second. Quand les régions de 
l'Afrique Centrale seront transformées ct qu’elles paveront autrement que 
par le troc les marchandises qu’elles recevront, il ne sera ni juste ni utile 
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Nr. 598. de faire peser les taxes douanières sur la seule exportation. Il ajouta que 
Konferenz- oe . . . . 
Staaten, de telles prévisions ne se réaliseraient pas avant un terme de dix 4 vingt ans. 
1. Dee. 1884. || C’est & la suite de cette déposition qu’est intervenu, au sein de la Commis- 
sion, un accord interdisant les droits d’entree, mais laissant aux Puissances 
le soin de décider si, au bout de vingt ans, ils seront ou non maintenus. || Il 
est à peine besoin d’ajouter que le cas échéant où, à l’expiration de ce terme, 
la faculté d’etablir des droits d’entrée sérait reconnue aux États possédant des 
territoires au Congo, ceux-ci resteraient toujours libres d’user ou de ne pas 
user de cette faculté. || La révision ne pourra, en aucune hypothése, s’étendre 
à la franchise du transit. 

Art. V. ,Toute Puissance qui exerce ou qui exercera des droits de 
souveraineté dans les territoires susvisés, ne pourra y concéder ni monopole 
ni privilége d’aucune espéce en matiére commerciale. || Quelle est la portée 
de cette disposition? Des demandes d’éclaircissements se sont produites & ce 
sujet. || Il ne subsiste aucun doute sur le sens strict et littéral qu’il convient 
d’assigner aux termes „en matière commerciale.“ Il s’agit exclusivement du 
trafic, de la faculté illimitée pour chacun de vendre ct d’acheter, d’importer 
et d’exporter des produits et des objets manufacturés. Aucune situation pri- 
vilégiée ne peut étre créée sous ce rapport; la carriére reste ouverte sans 
restriction & la libre concurrence sur le terrain du commerce, mais les obli- 
gations des Gouvernements locaux ne vont pas au delà. || L’étymologie et 
l’usage assignent à l’expression de monopole une signification plus étendue 
qu’à celle de privilège. Le monopole emporte l'idée d’un droit exclusif; le 
privilège ne va pas nécessairement jusque là. Les termes „d’aucune espèce“ 
s'appliquent évidemment au monopole comme au privilège, mais sous la re- 
striction générale de leur application au domaine commercial. || Le paragraphe 2 
du même Article a trait aux droits des étrangers. Pour développer le com- 
merce, il ne suffit pas d'ouvrir les ports ou d’abaisser les barrières douanières. 
Il n’y a pas de commerce sans commerçants. Si l’on veut attirer les com- 
merçants vers des contrées lointaines et encore imparfaitement connues, il faut 
entourer de garanties ce qui les intéresse essentiellement, leurs personnes, 
leurs biens, l’acquisition des propriétés, les héritages, l'exercice des professions. 
Tel est le but de la stipulation qui termine l'Article V. Elle ne protège pas 
seulement les commerçants, elle vise tous les étrangers et les pionniers de la 
civilisation comme ceux du négoce. Elle a rencontré l’assentiment unanime 
de la Commission. 

Art. VL || L’Article VI règle des matières diverses, mais appartenant toutes 
à l’ordre des intérêts moraux. D’après son texte, comme d’après les obser- 
vations auxquelles il a donné liey au sein de la Commission, il y faut distinguer 
trois éléments. || Le premier concerne la protection ainsi que le développement 
matériel et moral des populations indigènes. A l'égard de ces populations, 
qui, pour la plupart, ne doivent pas sans doute être considérées comme se 
trouvant en dehors de la communauté du droit des gens, mais qui dans l’état 
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présent des choses ne sont guère aptes à défendre elles-mêmes leurs intérêts, Nr. 85%. 


la Conference a dû assumer le rôle d’un tuteur officieux. La nécessité d’as- 


surer la conservation des indigènes, le devoir de les aider à atteindre un 1: Dec. 1884. 


état politique et social plus élevé, l’obligation de les instruire et de les initier 
aux avantages de la civilisation, sont unanimement reconnus. || C’est l’avenir 
même de l’Afrique qui est ici en cause: aucun dissentiment ne s’est manifesté 
et n’a pu se manifester à cet égard dans la Commission. || Deux fléaux pèsent 
sur la condition actuelle des peuples Africains et paralysent leur développe- 
ment: l'esclavage et la Traite. Chacun sait — et le témoignage de Mr. Stanley 
n’a fait que confirmer sous ce rapport une notion acquise — combien l’escla- 
vage a de profondes racines dans la constitution des Sociétés Africaines. (Certes 
cette institution malfaisante doit disparaître; c’est la condition même de tout 
progrès économique et politique; mais des ménagements, des transitions seront 
indispensables. C’est assez de marquer le but; les Gouvernements locaux 
chercheront les moyens et les adapteront aux circonstances de temps et de 
lieux. || La Traite a un autre caractère: c’est la négation même de toute loi, 
de tout ordre social. La chasse à l’homme est un crime de lése-humanité. 
Il doit être réprimé partout où il sera possible de l’atteindre, sur terre comme 
sur mer. Sous ce rapport, la Commission a entendu prescrire une obligation 
rigoureuse. Les événements dont le Soudan Égyptien est en ce moment le 
théâtre, les scènes dont Mr. Stanley a été naguère le témoin sur les rives du 
Haut-Congo, les expéditions abominables qui, d’après le Dr. Nachtigal, s’or- 
ganisent fréquemment dans le Soudan Central et qui pénètrent déjà dans le 
Bassin du Congo, commandent une intervention que les Pouvoirs locaux seront 
tenus d'envisager comme un devoir pressant et comme une mission sacrée. | 
Mais la sphère d'action de ces Pouvoirs sera pendant quelque temps encore 
limité. (C’est pour ce motif que la Commission leur demande d’encourager et 
de seconder les initiatives généreuses et civilisatrices. La religion, la philan- 
thropie, la science pourront envoyer des apôtres qui recevront toute protection 
et toutes garanties. La Déclaration, telle qu’elle est formulée, ne fait aucune 
exception de cultes ni de nationalités; elle ouvre le champ à tous les dévoue- 
ments et les couvre indistinctement de son patronage. | M. l'Ambassadeur 
d'Italie a exprimé le voeu que les travaux des missionnaires d’une part, ceux 
des explorateurs et des suvants de l’autre, fussent l’objet d’une protection 
spéciale. La Commission s’est ralliée à ce désir, en constatant que toutes les 
missions seront traitées sur un pied d'égalité. || Cette observation nous conduit 
au troisième point prévu dans l'Article VI. Son dernier paragraphe concerne 
la liberté de conscience religieuse. Il garantit en termes exprès la liberté 
de conscience et la tolérance religieuse pour les indigènes, les nationaux et 
les étrangers. Aucune restriction, autre entrave ne sera apportée au libre et 
public exercice des cultes, au droit d’ériger des édifices religieux ou d'organiser 
des missions appartenant à tous les cultes. 

En résumé: || Les bienfaits de la liberté commerciale s’&tendront sur une 
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surface territoriale nettement délimitée ct qui dépasse peut-être nos prévisions 
premières. Ce résultat aura d'autant plus de prix à vos yeux qu'il a été 
obtenu sans sacrifier aucun intérêt, aucun droit. || Le principe de la libre 
navigation s’appliquera à toutes les voies navigables, à toutes les eaux com- 
prises dans le périmètre conventionnel. Il protégera toutes les espèces de 
transports. || Les marchandises ne seront soumises à d’autres taxes que celles 
qui représenteront des prestations de services. Cette stipulation, qui n’a rien 
d’incompatible avec la liberté de commerce, facilitera l'exécution des travaux 
d'intérêt public. || Les droits d'entrée sont interdits. Au terme, fixé à vingt 
ans, d'une période de création et de transformation, il appartiendra aux Puis- 
sances, éclairées par l'expérience, de décider s'il y aura lieu de conserver la 
franchise absolue de l’entréc, ou si un autre régime correspondrait mieux à 
la situation nouvelle. || Le transit sera exempt de droits et d’entraves dans 
toutes les directions. || Les étrangers indistinetement sont assurés de jouir, 
pour leurs personnes ct leurs biens, du même traitement que les nationaux. 
Enfin, dans un autre domaine, les conditions morales et matérielles de l'exi- 
stence des populations indigènes, la suppression de l'esclavage et surtout de 
la Traite, les institutions scientifiques ou charitables, les missions, les savants, 
les explorateurs, la liberté de conscience et la tolérance religieuse font l'objet 
de garanties qui répondent au but le plus élevé de vos travaux. 


Le Président, Alph. de Courcel. 
Le Rapporteur, Baron Lambermont. 





Nr. 8599. KONFERENZ-STAATEN. — Berliner Konferenz. Pro- 
tokoll Nr. 5. Sitzung vom 18. December 1884. 


Etaient présents [Dieselben wie in- der 3. Sitzung, ohne Hatzfeldt]. 


La séance est ouverte à 2 heures ct demie. 

M. Busch fait connaître que le Comte de Hatzfeldt se trouve indisposé. 
Le Prince de Bismarck se voit donc obligé d’user de l'autorisation qui lui 
a été accordée par la Conférence, et demande à la Haute Assemblée la per- 
mission de déléguer la présidence à M. Busch. 

Le Président énumère les travaux placts à l’ordre du jour, et compre- 
nant — || 1. Les modifications ct additions qu'il y a licu d'introduire, en con- 
formité des travaux de la Conférence et de la Commission dans l'Acte relatif 
à la liberté commerciale. || 2. L'examen des deux Actes afférents à la navi- 
gation du Congo et du Niger, tels qu'ils ont été élaborés par la Commission. 
3 L'étude de quelques propositions particulières qui out été distribuées aux 
Plénipotentiaires. || En ce qui touche l’Acte concernant la liberté commerciale, 
le Président se réfère à la discussion consignée à la page 5 du 4° Protocole*), à 


*) Siehe oben Seite 84 und #5 
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la suite de laquelle il a été décidé, qu’avant d’arréter le texte définitif de Nr. 9599. 


l’Article I*, il conviendrait d'attendre des indications nouvelles relativement en 
à la situation géographique de Sette-Camma. 18. Deo. 1884. 


Le Baron de Courcel dit à ce sujet qu'il est dès à présent autorisé par 
son Gouvernement 4 accepter, comme limite de la zone franche, le paralléle 
de Sette-Camma Il se rencontre toutefois avec le Président pour penser 
qu’il vaudrait mieux ne prendre de décision que lorsque des éclaircissements 
complémentaires, relatifs à la position de Sette-Camma, seront parvenus à 
Berlin. 

La question est, en conséquence, ajournée de nouveau. 

Le Président rappelle que l'étude du paragraphe final du premier Projet 
de Déclaration soumis à la Conférence par le Gouvernement Allemand (No. 1 
des documents imprimés) a été renvoyée à une époque ultérieure, et que le 
moment est venu d’y procéder. M. Busch donne lecture d’une rédaction nou- 
velle proposée pour ce paragraphe, et dont les Plénipotentiaires ont eu con- 
naissance. Elle est ainsi conçuc: — || “Dans toutes les parties du territoire 
visé par la présente Déclaration où aucune Puissance n’exercerait des droits 
de souveraineté, la Commission Internationale de la Navigation du Congo, 
instituée en vertu de l’Acte signé à Berlin le , sera chargée 
de surveiller l'application des principes proclamés et consacrés par cette 
Déclaration. || Pour tous les cas où des difficultés relatives à l'application des 
principes établis par le présent Acte viendraient à surgir, les Gouvernements 
intéressés pourront convenir de faire appel aux bons offices de la Commission 
Internationale en lui déférant l’examen des faits qui auront donné lieu à ces 
difficultés.” 

Le Baron de Courcel expose que l’on a trouvé à l’origine quelques ob- 
scurités dans le sens de ce parapraphe. Depuis lors, il a été nettement établi 
que l'autorité attribuée à la Commission Internationale en vue de surveiller 
l'application des principes de la liberté commerciale n’aurait à s’exercer que 
dans les territoires où n’existerait aucune autorité souveraine régulièrement 
établie. || Le Plénipotentiaire de la France fait remarquer d’autre part que la 
nouvelle rédaction contient un alinéa qui n'existait pas dans le texte primitif, 
et qui a pour objet de prévoir l'éventualité d’arbitrages, purement volontaires 
et facultatifs, en vue desquels les Gouvernements feraient appel aux bons 
offices de la Commission Internationale. Le: Baron de Courcel adhère à cette 
disposition qu'il estime pouvoir être féconde. 

Sir Edward Malet partage sur ce point l'opinion de l’Ambassadeur de 
France. 

Le Baron Lambermont fait observer que le premier alinéa du texte en 
discussion affirme, au profit de la Commission Internationale, un droit de sur- 
veillance relativement à l'application des certains principes dans les régions où 
il n'existe pas d'autorité constituée. Il demande à qui incombe cette appli- 
cation que la Commission Internationale devra surveiller ? 
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NES M. Busch répond qu’il s'agit de l'application du régime de la liberté 
Staaten. Commerciale par les Chefs indigènes. 
18. Des. 1884. M. de Kusserow croirait utile d'insérer dans le premier alinéa les mots 
“ou de Protectorat” entre le mot “souveraineté” et les mots “la Commission 
Internationale.” 


La Conférence adhère à cette modification. L’ensemble du paragraphe 
final est ensuite adopté. 

Le Président donne lecture d’une proposition présentée par l'Allemagne, 
en vue d'insérer dans la Déclaration relative à la liberté du commerce dans 
le Bassin du Congo, la disposition suivante: — || “La Convention de l’Union 
Postale Universelle, révisée à Paris le 1” Juin, 1878, sera appliquée au bassin 
conventionnel du Congo. || Les Puissances qui y exercent ou exerceront des 
droits de souveraineté ou de Protectorat, s'engagent à prendre, dans le plus 
bref délai possible, les mesures nécessaires pour l’exécution de la disposition 
qui précède.” 

Le Comte de Launay dit qu’il appartenait à l’Empire d'Allemagne, après 
avoir dejà pris l'initiative du Congrès International des Postes tenu à Berne 
en 1874, et qui a abouti au Traité du 9 Octobre de la même année, révisé 
à Paris en 1878, d’en proposer l'application au bassin conventionnel du Congo. 
Le Plénipotentiaire d'Italie est autorisé à se prononcer en faveur de cette 
proposition. || D’après une observation fort juste, “comme le service télégra- 
pbique, le service postal ne doit pas connaître de frontières,” il favorise, 
d’ailleurs, non seulement les intérêts de la circulation, mais il constitue un 
élément de concorde et de rapprochement entre les peuples, 

Le Marquis de Penafiel adhère d’autant plus volontiers à la motion Alle- 
mande que, dans toutes ses Colonies et même à Banana, le Portugal a déjà 
organisé son service postal de manière à répondre aux exigences de la Con- 
vention de Berne. , 

Mr. Sanford croirait utile d’entendre le Ministre des Postes d'Allemagne 
qui donnerait à la Commission de la Conférence les renseignements nécessaires 
relativement aux moyens pratiques, grâce auxquels, en l’absence de voies de 
communication, les dispositions de la Convention postale pourraient être éten- 
dues aux régions Africaines de la zone franche. 

Le Comte de Launay estime que les renseignements dont il s’agit sont 
plutôt de nature à être communiqués de Gouvernement à Gouvernement, par 
la voie diplomatique. || A l'appui de cette observation, M. Busch se demande 
également si la Conférence serait compétente pour recevoir et apprécier des 
éclaircissements de cette nature. Il croit, comme le Comte de Launay, que 
la meilleure procédure à suivre serait de laisser à la Chancellerie Allemande 
le soin de transmettre aux différents Cabinets les explications que M. Stephan 
serait en mesure de formuler. 

Le Baron de Courcel considère comme trop catégorique l’expression “dans 
le plus bref délai possible” qui se trouve employée dans le deuxième para- 
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graphe de la Proposition. L’application du régime de la Convention postale 
dans ces régions éloignées entrainera des difficultés pratiques que les Gouver- 


Nr. 8599. 
Konferenz- 
Staaten. 


nements ne surmonteront qu’avec le temps. Aussi l’Ambassadeur de France 18. Deo. 1884. 


voudrait-il faire substituer Vexpression “aussitôt que les circonstances le per- 
mettront” & celle de: “dans le plus bref delai possible.” 

Mr. Kasson croit que l’on pourrait difficilement fixer dès à présent un 
Tarif Postal applicable aux territoires compris dans la zone de la liberté 
commerciale, alors surtout que l’on devra sans doute recourir, pour le trans- 
port des correspondances, à des moyens exceptionnels, et notamment emprunter 
le concours de courriers indigènes. Il serait prématuré de décréter dès à 
présent le système de la Convention de Berne, y compris ses Tarifs. 

M. Busch fait ressortir que l’amendement suggéré par le Baron de Courcel 
répond précisément aux scrupules manjfestés par le Plénipotentiaire Américain. 

Mr. Sanford demande si, provisoirement, on ne pourrait pas limiter aux 
territoires situés sur le Bas-Congo les effets de la décision à intervenir. 

M. Busch indique de nouveau que la rédaction proposée par le Baron 
de Courcel prévoit une extension progressive et non immédiate des dispositions 
de la Convention de Berne. 

Mr. Kasson trouverait utile de modifier également le premier paragraphe 
de la proposition pour lui donner un caractère moins impératif, 

Le Baron de Courcel fait ressortir que, si l'amendement introduit à sa 
requête dans le deuxième alinéa a pour objet de tenir compte des difficultés 
signalées par le Représentant des États-Unis d'Amérique, il n’en convient pas 
moins d'établir nettement, dans le premier paragraphe, un principe sur lequel 
la Haute Assemblée est d’accord. 

Le Président après s'être assuré de l’assentiment de la Haute Assemblée 
déclare que, sous les réserves précédemment exprimées et moyennant la modi- 
fication formulée par le Baron de Courcel, la proposition est adoptée. 

Il met ensuite en délibération l’Acte de Navigation relatif au Congo. 
Les membres de la Haute Assemblée ont eu connaissance du Rapport présenté 
par le Baron Lambermont. Ce remarquable travail rend compte de la façon 
la plus claire des travaux préparatoires de la Commission. S’il ne doit pas 
être considéré comme le commentaire légal des actes de la Conférence, puis- 
que cette dernière seule a le droit d'arrêter des décisions et d’en donner, 
dans ses Protocoles, l'explication authentique, il n’en sera pas moins un guide 
précieux pour ceux qui auront ultérieurement à étudier ou à appliquer les 
textes préparés par la Commission. Le Président ajoute que ce Rapport sera 
joint au Protocole de la présente séance. 

Le Comte Kapnist, au sujet du Rapport, présente les considérations sui- 
vantes: — || “Je crois utile de faire une observation quant à l’épithéte de ‘sou- 
veraine’ donnée dans le Rapport à la Commission Européenne du Danube 
(page 12, ligne 2). Je connais bien l'Article du Traité de Berlin qui parle 
de l'indépendance de la Commission de l'autorité territoriale. Mais de la à 
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Nr. 85%. une souveraineté, il y a loin. Je saisis cette occasion pour faire observer 
Konferonz- : 
Blaster, que ce n’est 14 qu’une preuve, à côté de plusieurs autres, de ce que l'ensemble 
18. Dec. 1884. qu Rapport est empreint d’une tendance manifeste d'élargir et de généraliser 
la portée des Actes relatifs au Danube aussi bien que des Résolutions de la 
présente Conférence et à ériger ces Actes et ces Résolutions en doctrines du 
droit public. || Cette tendance s'étant manifestée dans le Rapport de la Com- 
mission d'une manière beaucoup plus accentuée encore que dans la rédaction 
du préambule, je ne saurais me dispenser do déclarer que le Gouvernement 
Impérial de Russie ne s'associe pas à cette tendance. || Ne voulant pas fati- 
guer l'attention de la Haute Assemblée, je me bornerni à lui signaler le 
passage suivant du Rapport, qui érige en principe et en faits acquis une opi- 
nion pour le moins discutable, à savoir: le passage qui affirme que la légis- 
laticn appliqué au Danube aurait ‘sanctionné définitivement les maximes qui 
règlent aujourd’hui la navigation fluviale!” (p. 3, ligne 14). || D'autres expres- 
sions, telles que: ‘Article IV introduit dans le droit international une idée 
nouvelle qui sera envisagée comme un progrès’ (p. 8, ligne 40) ou bien: ‘la 
décision que la Conférence est appelée à prendre à cet égard fera sans doute 
époque dans le droit international" (p. 27, ligne 1) — montrent clairement la 
tendance qui a prévalu dans la rédaction du Rapport de la Commission. || En 
vue du principe, que se taire veut souvent dire consentir ou approuver, je 
n'ai pas cru pouvoir me dispenser de faire ces observations sur le Rapport, 
quoique ce document ne soit pas appelé à jouer le rôle de commentaire légal 
pour les Actes de la présente Conférence.” 
Le Comte Széchényi adhère aux vues ainsi exprimées qui répondent ab- 
solument à sa pensée. 
M. Busch déclare qu’il reconnaît également le bien fondé des observations 
faites par le Comte Kapnist, 


Le Baron Lambermont, pour répondre à ces préoccupations, examine le 
passage du Rapport auquel a fait allusion le Comte Kapnist. L'auteur du 
Rapport n'a pas lui-même appliqué la qualification de “souveraine” à la Com- 
mission Internationale. 11 s’est borné à retracer l'opinion de l’un des Délégnés 
Belges qui s'était servi du terme de “souveraine” sans doute parce qu'il lui 
avait paru résumer en un mot la situation qu'une série concordante de dis- 
positions Européennes avait attribuée à la Commission du Bas-Danube. L’épithète 
visée par le Comte Kapnist n'a pas d'autre portée. La mème observation 
s'applique à tous les cas où le Rapport rend simplement compte des paroles 
prononcées par des Plénipotentiaires ou des Délégués. 

Quant à la tendance du Rapport à présenter les arrangements élaborés 
par la Conférence comme constituant un progrès au point de vue du droit 
public moderne, elle répondrait bien, selon le Baron Lambermont, à la pensée 
générale des membres de la Commission. 


Le Comte Kapnist remercie le Plénipotentiaire Belge de ces explications, 
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I} tenait seulement, en présence des opinions exprimées dans le Rapport, à Nr. 858. 

manifester également les siennes. raten 
Le President résume la discussion en quelques mots. Il conclut en rappe- 18. Dec. 1884. 

lant que, comme il l’a déjà fait remarquer, le Rapport de la Commission est 

destine & servir de guide, mais non de commentaire legal. Le President lit 


ensuite le preambule du Projet de Declaration concernant la navigation du 


Congo. 

Le Comte Kapnist, qui s’était réservé, dans la Commission, de présenter 
quelques observations sur ce point, s’exprime de la maniére suivante:— || “Dans 
la nouvelle redaction du préambule, — je me plais & le reconnaitre, — il a 


été tenu compte de l’une des observations, que j'ai cru devoir présenter en 
proposant & la Commission un projet de modification de ce préambule. || Mais, 
en même temps, les mots suivants ont été introduits dans la nouvelle rédac- 
tion: ‘plus spécialement au Danube, mots qui ne figuraient pas dans la ré- 
daction primitive, et qui pourraient faire naître un malentendu quant à l’inter- 
prétation des Actes antérieurs relatifs à la navigation fluviale, dont il est fait 
mention dans le préambule. || C’est pourquoi je tiens, pour ce qui concerne 
le Gouvernement que j'ai l’honneur de représenter ici, A dissiper dès à présent 
ces malentendus éventuels. || “Au point de vue du Gouvernement Impérial de 
Russie les principes du Congrès de Vienne, quant à la liberté de navigation 
fluviale, n’ont pas été appliqués au Danube conformément à l'esprit et à la 
lettre de plusieurs dispositions essentielles de l’Acte Final de ce Congrès. 
Au contraire, l'on a fait une dérogation aux stipulations de cet Acte pour ce 
qui concerne le Danube. || Des circonstances toutes particulières nécessitaient 
cette exception à la règle, || Il s'agissait de déblayer les bouches du fleuve 
dans un moment où clles avaient pour Riverains des Principautés vassales 
qui n'avaient pas les moyens de le faire à leurs frais. Dans ce but, une 
Commission Internationale ou Européenne fut substituée à la Commission 
Riveraine visée par l’Acte du Congrès de Vienne. Cette Commission Européenne 
n'a cessé de garder Ic caractère temporaire qu'elle avait à son origine (voir 
les Articles du Traité de Paris cités dans le préambule) si bien qu'aujourd'hui 
encore son existence même ne peut être prolongée qu’à la condition de l’assen- 
timent général, et, entre autres, de celui des Riverains donné de cinq en cinq 
ans. || “Pourrait-on, d’ailleurs, citer un seul exemple de l'application à des 
fleuves de l’Europe des Articles XV et XVI du Traité de Paris? J’en doute, 
quoiqu'il soit implicitement affirmé dans le préambule que de tels fleuves 
existent puisqu'il est formellement fait mention de l'application des principes 
du Congrès de Vienne ‘complétés’ par les Articles précités ‘à des fleuves de 
l'Europe et de l'Amérique, et spécialement au Danube. || Qu'il me soit donc 
permis de faire observer à ce propos que, par rapport au Congrès de Vienne, 
le régime de Commissions Internationales est en général un régime d'exception 
et nullement l'application de la règle. || “Ce que nous faisons pour le Congo 
est, par conséquent, aussi un régime exceptionnel nécessité par les conditions 
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Nr. 8509. particuliöres dans lesquelles se trouve cette contrée. || La meilleure preuve 

Ronferens- en est le fait que le Niger se trouvera soumis à un régime absolument différent. 

18. Dec.1884.| Le Gouvernement que j'ai l’honneur de représenter ici s’associe volontiers 
à cette oeuvre pacifique et civilisatrice; mais il tient à ce que celle-ci garde 
le caractére exceptionnel qui lui est propre, et je suis autorisé 4 déclarer 
que, loin de vouloir en généraliser la portée, il n’accepte les dispositions et 
les principes de l’Acte de Navigation qui nous occupe qu’en limitant expres- 
sément son assentiment aux régions de l’Afrique formant l’objet de la présente 
Conférence. || Une autre expression introduite dans la nouvelle rédaction du 
préambule a, en outre, attiré mon attention. Je veux parler des mots ‘appli- 
cation de plus en plus large,’ des principes du Congrés de Vienne & plusieurs 
fleuves de l’Europe. || En fait de fleuves mixtes auxquels ces principes ont 
été appliqués l’on peut citer, en Europe, comme principaux exemples le Rhin, 
l'Escaut, l’Elbe et la Meuse, — mais cette application, que je sache, a été 
poar ces fleuves pure et simple, peut-être même avec quelques restrictions, 
mais certainement pas ‘de plus en plus large” || C’est principalement pour 
qu’il soit bien clairement et nettement établi dans quel esprit et sous quelles 
réserves le Gouvernement de Russie adhère au présent Acte, que j'ai cru 
devoir entrer dans ces explications, en priant de faire insérer ce que je viens 
de dire au Protocole qui servira plus tard de commentaire aux Actes de la 
présente Conférence.” 

Le Plénipotentiaire de la Russie ajoute qu’il lui paraîtrait difficile d’adherer 
à une rédaction du préambule dans laquelle la mention du Danube resterait 
faite en des termes incorrects, et dans laquelle les mots “de plus en plus 
large” continueraient à figurer. 

Le Comte Széchényi désirerait voir amender le préambule en faisant 
disparaître le passage ainsi concu: “complétés par les Articles XV et XVI 
du Traité de Paris du 30 Mars, 1856, ayant reçu une application de plus 
en plus large à des fleuves de l’Europe et de l'Amérique, et spécialement au 
Danube”; on substituerait à ce texte le texte suivant: — || “Ayant été appli- 
qués à des fleuves de l’Europe et de l’Amérique, et pour ce qui concerne le 
Danube, avec les modifications introduites par les Traités de Paris, de 1856, 
de Berlin, de 1878, et de Londres, de 1871 et 1883.” 

Le Comte Kapnist adhérerait à cette rédaction. 

M. Busch adhère aussi à cette rédaction, qui ferait droit aux justes ob- 
servations de M. le Plénipotentiaire de Russie. 

A la suite d’un échange d’idees auquel prennent part le Baron de Courcel, 
le Comte de Launay, et M. Busch, il est décidé de formuler comme suit, pour 
plus d’exactitude dans la rédaction, la partie du préambule qu'il s’agit de 
modifier: — || “Ayant été appliqués à des fleuves de l’Europe et de l’Amérique, 
et notamment au Danube, en vertu des Traités de Paris, de 1856, de Berlin, 
de 1878, et de Londres, de 1871 et 1883.” 

Mr. Kasson rappelle les objections qu'il a fait valoir dans la Commission 
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contre le mot “établi” qui se trouve dans la première phrase du préambule. Nr. 85%. 
Il ne voudrait pas que l’on pät. conclure de cette expression que le Congrès an 
de Vienne avait le droit d’établir des règles obligatoires pour le monde entier: 18- Deo. 1884. 
les principes qu’il a proclames obligent seulement les Puissances qui ont pris 
part & ses délibérations. 

Le Baron Lambermont pour tenir compte de cette observation, propose 
de substituer 4 l’expression: “les principes généraux qui réglent la libre na- 
vigation” celle de: “les principes destinés & régler entre les Puissances Sig- 
nataires de cet Acte la libre navigation, &c.” Le préambule est mis aux 
voix et adopté, moyennant les deux modifications indiquées ci-dessus. 

Le Président met en délibération l’Article Ie, 

Le Marquis de Penafiel expose qu’il avait demandé à la Commission 
d’intercaler dans l’Article Is, entre l’avant-dernier et le dernier alinéa, l’alinéa 
suivant: — || “Tout navire marchand doit être mis à même de fournir la preuve 
de sa nationalité au moyen d’un pavillon reconnu par la Puissance Riveraine 
et par des papiers de bord ou lettres de mer que le capitaine ou patron 
sera tenu de produire chaque fois qu’il en sera requis par les autorités de 
cette Puissance.” 

La Commission n’a pas adopté cet amendement, la question à laquelle il 
s'applique lui paraissant devoir entrer dans le cadre des règlements à arrêter 
Par la Commission Internationale; mais le Marquis de Penafiel tient tout au 
moins à ce que sa proposition soit mentionnée au Protocole. 

L’Article I* est ensuite adopté. 

L’Article II est mis en discussion par le Président. Au sujet du dernier 
paragraphe de cet Article, le Plénipotentiaire d’Italie constate avec satisfaction 
que, conformément à la pensée dont il s’inspirait en proposant une semblable 
æddition à l'Article II, une révision des Tarifs y mentionnés implique, à V’expi- 
ration de la période déterminée, un allégement éventuel des charges de la 
navigation. On ne peut que s’en convaincre davantage à la lecture du Rapport 
du Baron Lambermont qui cite à l’appui, comme le Comte de Launay l'avait 
fait, le précédent du Danube. || A cette occasion, son Excellence s’associe bien 
volontiers au jugement déjà énoncè par ses honorables collègues, sur le remar- 
quable Rapport élaboré par le Baron Lambermont. 

Le Baron de Lambermont remercie le Comte de Launay de ces apprécia- 
tions élogieuses. 

L’Article II est adopté et l’Article III mis en discussion. 

M. de Serpa demande l’insertion au Protocole de la réserve qu'il a faite 
— et que la Commission a accueilli — à l’égard de la zone orientale, adjointe 
au Bassin de Congo, dans l’&tenduc de laquelle le régime de cet Acte de Na- 
vigation ne sera pas appliqué aux territoires appartenant aux Colonies du Por- 
tugal, sans le consentement de cette Puissance. Cette réserve concorde avec 
celle qui a été consignée au Protocole Nr. 3 au sujet de l’application de la 
liberté de commerce dans les mémes territoires, 
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Mr. Bo. Le Baron de Lambermont fait remarquer que les observations formulée: 
Konferens- . A . 

Staaten. par le Plénipotentiaire Portugais devant la Commission ont été mentionnée: 
38. Dee. 1884. Jans son Rapport. 

Le Président donne acte à M. de Serpa de ses réserves ct ajoute quo li 
Conférence y a adhéré. 

Le Baron de Courcel, au sujet de l'Article III, constate que, d’après le: 
explications échangées dans la Commission, le régime déclaré, par le deuxièm 
paragraphe de l'Article III, applicable aux rivières et fleuves compris dans k 
région de la liberté commerciale bien qu’ayant leur cours en dehors du bassiı 
naturel du Congo, est uniquement le régime normal de la liberté de naviga 
tion stipulé en faveur des bâtiments de commerce. L'assimilation de ces ri 
vièros ct fleuves au Congo même ct à ses affluents ne s'étend pas aux clause: 
du présent Acte qui sont empruntées à un autre ordre d'idées; elle ne s'éten 
point, par exemple, à la clause qui introduit sur le Congo un régime nouveat 
et particulier en temps de guerre. Du moins le Gouvernement Français, pow 
co qui le concerne, croit devoir maintenir ces rivières ct fleuves sous l’empirı 
des règles ordinaires du droit des gens, sauf, bien entendu, la réserve d'accord: 
ultéricurs qui pourraient s'établir dans un ordre d’idées analogue à celui don 
s’inspirait une proposition récente du Ministre des États-Unis. 

Said-Pacha rappelle les réserves qu'il a dû établir relativement à l'ex- 
tension des travaux de la Conférence à des territoires non compris dans so1 
programme primitive, réserves mentionnées notamment au Protocole No. 3, p.7 
etau Protocole No. 4, p.5*). 11 désire maintenant faire connaître les instruction: 
qu'il a reçues de son Gouvernement à ce sujet. Elles lui prescrivent de s'abs 
tenir de prendre part aux discussions qui ne rentreraient pas dans le cadrı 
du programme dont il s’agit. 

Le Président fait ressortir que cette observation s'applique à la clausı 
étendant la liberté commerciale à l’est du Bassin du Congo. Il croit donc 
qu'il convient de continuer la discussion des Actes de Navigation et de rece- 
voir, une fois l'ordre du jour épuisé, les déclarations de Saïd-Pacha. 

L'Article LIL est mis aux voix ct adopté. 

Au sujet de l'Article IV, Mr. Sanford annonce que, comme il a été con- 
venu à la Commission, il se réserve de saisir ultérieurement la Conférence 
d'une proposition amendée, ayant pour objet d'assurer et de protéger l'établisse 
ment de voies de communication commerciales entre le Bas- ct le Haut-Congı 
et notamment d'un chemin de fer autour des cataractes. 

La Haute Assemblée adopte ensuite sans autre discussion les Articles IV 
V, VI, Vil, VII, IX et X du Projet. 

L’Article XI étant mis en délibération, le Baron Lambermont suggère 
un amendement destiné à préciser plus complètement encore que ne le fait 
le texte du Projet l'irresponsabilité des Gouvernements en cas d'emprunt con- 

tracté par la Commission Internationale. Il propose de substituer aux mots: 


~~ +) Seite 67 und 85. 
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„Comme assumant aucune garantie ni solidarité, les mots suivants: „Comme el 
assumant aucune garantie, ni contractant aucun engagement ni solidarité.” Stasten. 

Le Baron de Courcel et M. Busch adhèrent à cette proposition. La Haute 1°. Dec- 1884. 
Assemblée adopte l’Article XI avec cette modification. 

L’Article XII est &galement adopte. 

Le Comte Kapnist prend la parole sur l’Article XIII dans les termes sui- 
vants: — || „Lorsqu’on a discuté dans la Commission les Articles qui sont 
devenus aujourd'hui les Articles VI, IX et XIII dans la nouvelle rédaction 
du Projet, j’ai déclaré que mes instructions ne me permettaient d’adhérer & 
ces Articles qu’à la condition que tous les autres Plenipotentiaires fussent 
unanimes en leur faveur, et que, dans ce cas méme, je ne pouvais les accepter 
que sous le bénéfice des réserves que j’aurais à formuler dans la Conférence. 
' „Je viens donc rappeler ici la réserve générale que j'ai faite en parlant du 
préambule. | Cette réserve s'applique plus particulièrement aux Articles sus- 
mentionnées, attendu que les dispositions qu’ils contiennent tendraient à in- 
troduire, si on les généralisait, des innovations assez notables dans le domaine 
du droit public. || Je dois donc répéter, qu’en adhérant aux règles adoptées 
par la Conférence — pour répondre au voeu éclairé du Gouvernement Impérial 
d'Allemagne, qui nous a réunis ici en vue d’assurer les relations pacifiques et 
le libre développement des intérêts commerciaux dans les régions de l’Afrique 
dont nous nous occupons — le Gouvernement que j'ai l’honneur de représenter 
ici entend limiter les effets de son assentiment à ces contrées, où les circon- 
stances locales et les intérêts internationaux actuellement engagés justifient 
ces règles, mais qu’il réserve expressément sa liberté d'appréciation en tant 
qu’il s'agirait de les généraliser, ou de les appliquer à d'autre circonstances 
ou à d’autres contrées. || Il ne saurait, par conséquent, jamais ressortir de 
l'adhésion du Gouvernement Impérial de Russie aux Articles en question, un 
précédent, ou une règle du droit public obligatoire pour lui, à un degré quel- 
conque, pour d’autres circonstances et d’autres localités. || Au surplus, je dois 
faire une réserve toute spéciale quant au troisième alinéa de l’Article XIII 
qui à trait aux objects considérés comme articles de contrebande de guerre. | 
Je n'ai pas voulu abuser du droit reconnu à tous les Plénipotentiaires de 
prendre part, lorsqu’ils le trouveraient nécessaire, aux délibérations de la Com- 
mission composée des Représentants des Puissances comprises dans la première 
serie des invitations à la Conférence. C’est pourquoi je me vois obligé de 
revenir maintenant sur une question qui a été soulevée dans la Commission 
en mon absence et sans que je puisse exactement mc rendre compte, par le 
Rapport, de la suite qui lui a été donnée. || Je veux parler de la proposition 
Anglaise (voire Annexe No. 10 au Rapport) dans laquelle la houille se trouve- 
rait rangée parmi les articles devant ètre considérés en vertu du droit des 
gens comme contrebande de guerre. || Sans vouloir en aucune façon soulever 
ici un débat à ce sujet, je dois déclarer, pour me conformer à mes instructions, 
que le Gouvernement Impérial de Russie n’accepterait en aucun cas une telle 


Nr. 8599. 
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Staaten. 
18.Dec. 1884. 
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interpretation. || Sur ce point, mes instructions sont péremptoires. Le Gou- 
vernement que jai l’honneur de représenter ici refuserait catégoriquement son 
assentiment & l’Article d’un Traité, d’une Convention, ou d’un Acte quelconque, 
qui impliquerait la reconnaissance de la houille ou du charbon comme contre- 
bande de guerre. || Il n’y adhérerait pas même sous la réserve d’une limitation 
de la portée d’un tel Article aux régions qui nous occupent, ou à n'importe 
quelle autre localité.“ 

Le Baron Lambermont fait observer que la Commission s’est précisément 
abstenue, dans la rédaction de son Projet, de rien spécifier quant à l’inter- 
prétation ou la portée à donner aux termes de contrebande de guerre. 

Sir E. Malet fait ressortir de son côté que, dans sa proposition, reproduite 
sous le No. 18 des documents imprimés, il s’est attaché à éviter les objections 
qui auraient pu être soulevées, si, conformément aux théories admises par le 
Gouvernement Britannique, il avait compris la houille parmi les articles de 
contrebande de guerre. Il a donc visé, séparément, d’abord l'interdiction du 
trafic des munitions de guerre et, ensuite, l'interdiction du commerce de la 
houille. 

Le Comte Kapnist dit qu’il a voulu précisément enregistrer la difference 
qui existe sur ce point entre les vues de son Gouvernement et celles du Gou- 
vernement Britannique. 

La Conference prononce ensuite l’adoption des Articles XIII et XIV. 

Sir Edward Malet revient sur les observations présentées par le Marquis 
de Penafiel au sujet de l’Article I=. Le Plénipotentiaire de la Grande-Bre- 
tagne, qui les avait imparfaitement entendues, tiendrait à ce qu’il fût bien con- 
state que l’amendement du Plénipotentiaire Portugais a été écarté par la 
Commission. | 

Le Marquis de Penafiel dit que sa proposition tendait seulement 4 em- 
pécher la piraterie. 

M. de Kusserow rappelle 4 cette occasion que les Représentants du Gou- 
vernement Allemand n’ont pas adhéré & la motion du Marquis de Penafiel, 
dans la Commission, parce qu'ils n’ont pas voulu qu’une gène nouvelle fût 
créée pour la navigation. D’après la règle consacrée par tous les Traités de 
Commerce et de Navigation de récente date, les papiers de bord, dont un 
navire marchand est muni conformément aux lois de son pays, suffisent pour 
établir sa nationalité. | 

Le Président soumet à la Haute Assemblée l’ensemble du Projet concer- 
nant la liberté de la navigation sur le Congo et constate son adoption. 

Le Baron Lambermont fait connaître que, par suite d'une erreur maté- 
rielle, le Mémoire du Plénipotentiaire Britannique, concernant le Niger (No. 114 
des documents imprimés) n’a pas été joint au Rapport de la Commission. La 
Conférence pourrait décider qu’il fût suppléé à cette lacune. 

Le Baron de Courcel considère que la question est de la compétence 
personnelle du Baron Lambermont, à qui il appartient d’apprécier quelles 
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pièces doivent être jointes à son Rapport. La Conférence, en intervenant pour Nr. 8599. 


décider l’adjonction d’une annexe, paraitrait émettre une appréciation implicite 
relativement à son contenu. 

Le Baron Lambermont dit qu’il a simplement voulu signaler une lacune 
dans le document imprimé sous sa direction. 

M. Busch lit le préambule de l’Acte concernant le Niger. En vue de 
rapprocher sa rédaction de celle adoptée au sujet du Congo, la Conférence en 
modifie le texte comme suit:— || “Le Congrès de Vienne ayant établi, par les 
Articles CVIII à CXVI de son Acte Final, les principes destinés à régler, 
entre les Puissances Signataires de cet Acte, la libre navigation des cours 
d’eau navigables qui séparent ou traversent plusieurs États, et ces principes 
ayant été appliqués à des fleuves de l'Europe et de l'Amérique, les Puissances 
dont les Plénipotentiaires se sont réunis en Conférence à Berlin ont résolu 
de les étendre au Niger et à ses affluents. || A cette fin, elles sont convenues 
des Articles suivants :—” 

Les Articles II à VII sont ensuite adoptés sans discussion. 

Au sujet de l'Article VIII, paragraphe 2, le Baron Lambermont exprime 
un doute relativement à l'utilité de la référence à l'Article III inscrite dans 
ce paragraphe; le régime des affluents se trouve, en effet, déjà réglé dans le 
paragraphe précédent. 

Le Baron de Courcel fait observer qu'il peut exister, sur les affluents du 
fleuve, des voies de communications latérales, auxquelles se rapporterait la 
référence. 

L’Article VIII est adopté tel qu'il est formulé dans le Projet. 

La Conférence adopte également l'Article 1X et l’ensemble du Projet d’Acte. 

Le Comte Kapnist dit à cette occasion ce qui suit:— || “Je prie la Haute 
Assemblée de vouloir bien prendre acte de ce que, pour cette fois du moins, 
elle est en présence, non pas d’une ‘application large’ des principes du Congrès 
de Vienne, mais bien vis-à-vis d’une restriction de ces principes, attendu que, 
sur le Niger, il n’y aura non seulement pas de Commission Internationale, mais 
pas même de Commission de Riverains. || Les Puissances qui domineront sur 
les bords de ce fleuve mixte, mais heureusement privilégié, veilleront elles- 
mêmes et sans aucune intervention étrangère à l'élaboration et à application des 
Règlements conformes au principe de la libre navigation garantie pour ce fleuve.” 

Sir Edward Malct rappelle les discussions auxquelles a donné lieu le 
commerce des boissons spiritueuses. La Commission a décidé, en dernier lieu, 
de proposer à la Conférence l’adoption d’un voeu dont le texte se trouve re- 
produit à la p. 30 de son Rapport. Le Représentant de la Grande-Bretagne 
demande à la Conférence de sanctionner ce voeu ct d'en prescrire l'insertion 
au Protocole. 

Le Comte de Launay établit que, le premier, il a soulevé la question 
humanitaire dont s'occupe actuellement la Conférence et il appuie la propo- 


sition de Sir Edward Malet. 
Stautsarchiv XLV. 8 
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Le Comte van der Straten dit qu'il lui reste quelque donte relativement 
à l'efficacité pratique qu’aura le voeu soumis à la Haute Assemblée, si les 
Puissances doivent considérer leur responsabilité morale comme dégagée & la 
suite de cette manifestation. Il s’agit du salut des races indigènes du centre 
Africain, Le Comte van der Straten demande que l’on étende à tous les ter- 
ritoires de la zone franche la déclaration de principe qui, d’aprés le texte 
actucl du voeu, ne s’appliquerait qu'au seul Bassin du Niger. Le Plénipoten- 
tiaire Belge retrace les discussions qui ont eu lieu à ce sujet au sein de la Com- 
mission. Tl raconte, avec émotion, comment, ayant vécu au milieu des populations 
Indiennes, en contact avec les missionnaires qui s’efforgaient de leur imprimer le 
sceau de la civilisation, il a constaté le désespoir de ces prêtres Chrétiens 
qui voyaient périr la race Indicnne succombant aux excès de liqueurs fortes. 
Le Comte van der Straten a observé, dans les plantations de l'Amérique du 
Sud, les mémes ravages opérés par les alcools sur les races noires, celles 
précisément qui habitent le centre de l'Afrique. Le Plénipotentiaire Belge dit 
que les races indigènes de la zone franche seront sobres ou, bientôt, ne seront 
plus. Il y a d'ailleurs une différence entre les effets produits par l’alcuolisme 
sur les races Indiennes, d’une part, ct sur les races Africaines, de l’autre. Le 
nègre ne succombe pas physiquement à l'ivrognerie; il succombe moralement. 
Si les Puissances ne le sauvent pas de ce vice, on fera de lui un monstre qui 
dévorera l'oeuvre de la Conférence. Aussi le Comte van der Straten con- 
sidère-t-il comme insuffisant le voeu consigué au Rapport du Baron Lamber- 
mont. Il voudrait que les Puissances prissent l'engagement moral de continuer 
leur ocuvre, comme elles l'ont pris autrefois, dans le Traité de Vienne, rela- 
tivement à la suppression de l'esclavage. | 

On veut concilier les intérêts légitimes du commerce avec ceux de l'huma- 
nité. Pour atteindre véritablement ce but, il est indispensable de compléter 
la résolution dont le texte est proposé par la Commission; le Plénipotentiaire 
Belge propose d’y pourvoir en ajoutant au voeu actuellement en discussion le 
paragraphe suivant, également destiné à être inséré an Protocole, avec la 
sanction d'un vote de la Conférence :— || “En émettant le voeu qu'une entente 
s'établisse entre les Gouvernements pour régler le commerce des boissons spiri- 
tucuses, la Conférence ne juge pas avoir entièrement rempli sa im u d'huma- 
nité. Elle entend laisser le complément de sa tâche à des négociations que 
les Gouvernements représentés à la Conférence engageraient, en tenant compte 
des circonstances pour concilier les intérêts du commerce avec les droits im- 
prescriptibles des populations Africaines et les principes d'humanité dans toute 
l'étendue du territoire du Congo.” 

Le Comte de Launay rend hommage aux sentiments élevés qui viennent 
d’être exprimés par le Comte van der Straten. L'Ambassadeur d'Italie tient 
à faire observer, à cette occasion, que, lorsqu'il parlait à deux reprises sur 
cette question, il comprenait dans sa pensée les territoires du Cungo comme 
ceux du Niger, mais qu'il ne se pronongait pas pour l'interdiction absolue du 
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commerce des spiritueux. Dans cet ordre d’idées, le Comte de Launay s’associe Nr. 85%. 
volontiers à la proposition du Comte van der Straten, parce qu'elle répond staaten. 
à l'objet qu’il a lui-même en vue: concilier les droits de l’humanité avec les 18. Dec. 1884. 


intéréts légitimes du commerce. 


Mr. Kasson croit indispensable de contröler le traffic des boissons spiri- 
tueuses. Il desire qu'un effort de plus soit fait dans ce but et que la question 
soit renvoyée, à cet effet, à l’examen de la Commission. 

M. van der Hocven cstime que l’on ne saurait faire plus que de recon- 
naitre aux Etats établis dans l’Afrique Centrale la faculté de prendre des 
wesures pour réglementer et surveiller le débit des boissons. 


M. Busch exprime toute sa sympathie pour la cause philanthropique élo- 
quemment plaidée par le Comte van der Straten; toutefois, les idées du Repré- 
sentant de l’Allemagne sont encore indecises en ce qui touche la solution 
pratique qu’il serait possible de fixer. Il croit avec M. van der Hoeven que 
le contröle du débit des boissons est pour le moment le seul moyen pratique, 
mais que des mesures de cette nature ne sont pas de la compétence de la 
Conférence. Il n’oserait donc pas adhérer à la proposition du Comte van der 
Straten; mais il est prêt dès à présent à s'associer au voeu formulé par la 
Commission. 


Le Baron de Courcel estime, comme M. van der Hoeven, que c’est le 
Contrôle du débit des spiritueux que l’on doit s’attacher à faciliter. Mais c’est 
là une des attributions de l'administration ct de la police intérieures qui 
ressort tout naturellement aux souverainetés locales. Le vocu formulé par la 
Commission répond aux vues de Sir Edward Malet comme, en général, à celles 
le la Conférence; il donnera aux Gouvernements Vappoint de force morale 
Mécessaire pour combattre, dans la mesare du possible, le fléau contre lequel 
21 s’agit de se prémunir. 

M. de Kusscrow rappelle un précédent qu'il a déjà cité devant la Com- 
Xnission: le Gouvernement Siamois a récemment conclu avec diverses Puissances 
tan Traité qui lui a permis de remédier aux abus du commerce des spiritueux. 
C'est, en effet, dans l'initiative prise par les Gouvernements locaux que se 
trouvera le meilleur remède contre la démoralisation des populations par l’abus 
des liqueurs fortes. Le voeu sur lequel délibère, en ce moment, la Conférence 

est une garantie que les Gouvernements locaux trouveront toujours auprès des 
Puissances représentées dans la Haute Assemblée le concours qu’ils leur de- 
manderaient dans cet ordre d'idées. 


Le Comte van der Straten reconnaît les difficultés que soulève la question; 
mais il a rempli un devoir de conscience en présentant sa motion. 

Sur une interrogation de M. Busch, Mr. Kasson dit qu'il voudrait qu’un 
dernier effort fût fait dans la Commission pour trouver une formule propre à 
réunir toutes les adhésions. 


Sir Edward Malet croirait également utile une tentative de cette nature. 
8° 
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Dune Le Président consulte la Conférence relativement à l’or.!re dans lequel 
Staaten. elle desire se prononcer sur les propositions qui lui sont soumises en ce moment. 
18. Dec. 1894. Le Comte de Launay demanderait la priorité pour le voeu présenté par 


la Commission. Son adoption marquerait un minimum qui pourrait être com- 
plété ultérieurement par l’adoption d’une proposition plus large, s’il s’en trouvait 
une qui püt réunir l'unanimité des suffrages. 

Le Président met aux voix le voeu proposé par la Commission, et la Con- 
ference l’adopte. 

M. Busch demande ensuite si la Haute Assemblée veut continuer l’étude 
de la question, en vue de rechercher une solution moins restreinte. 

Le Baron de Courcel croit que le voeu déjà voté tient compte, dans une 
juste mesure, des considérations diverses qu'il y avait lieu de concilier, et qu'il 
aura pratiquement des conséquences utiles. 

Sir Edward Malet demande si les effets du voeu dont il s’agit s’étendront 
aux territoires compris dans le Bassin du Congo. 

Le Baron Lambermont répond que la Commission s’est bornée à s'inspirer 
de la proposition Anglaise qui, elle-même, ne visait que le Niger. 

Le Comte de Launay dit que les préoccupations qu’il a été le premier à 
émettre, s’&tendaient à la région du Congo comme à celle du Niger. 

Sir Edward Malet pense qu’il convient d’examiner maintenant si les effets 
du voeu ne devront pas être étendus au Bassin du Congo. 

M. van der Hoeven fait remarquer que l'adoption du voeu par la Com- 
mission & été entraînée parce qu’elle savait de la présence, sur le Niger, de 
populations Musulmanes qui n’ont jusqu’à présent pris aucune part à la con- 
sommation des boissons spiritueuses. Dans le Bassin du Congo, au contraire, 
il s’est créé des habitudes dont il est impossible de ne pas tenir compte; il 
s’est notamment établi des usages commerciaux d’après lesquels les spiritueux 
remplacent, en quelque sorte, la monnaie et sont le principal instrument des 
échanges. 

Le Président résume la question et propose de la renvoyer de nouveau 
à la Commission, conformément au désir manifesté par un certain nombre de 
membres de la Conférence. 

Ce renvoi est prononcé. 

Mr. Kasson estime dès à présent que la Déclaration relative à la liberté 
commerciale, qui a déjà réuni les suffrages des membres de la Conférence, ne 
saurait empêcher les Gouvernements Riverains de contrôler le trafic des boissons 
spiritueuses parmi les populations qui sont soumises à leur juridiction. 

Sir Edward Malet se réfère à la Déclaration faite par lui lors de la pre- 
mière séance et dans laquelle il est dit que le Gouvernement de Sa Majesté 
verrait avec plaisir étendre à d’autres fleuves de l’Afrique le régime qui sera 
arrêté par la Conférence. Cette observation vise particulièrement le Zambèze. 
Le Cabinet de Londres croirait désirable que l'application des principes qui 
régleront la navigation du Niger s’étendft également à ce fleuve. Le Pléni- 
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potentiaire de la Grande-Bretagne se permet donc de demander à MM. les Nr. 8599. 
Plenipotentiaires du Portugal s’ils s’engagent à étendre au Zambéze le Règle- ent 
ment de Navigation que les Puissances ont adopté pour le Niger, dans l’intérét 18. Dec. 1884. 
du commerce et de la civilisation. | 

Le Marquis de Penafiel saisit avec plaisir l’occasion que lui offre le 
Plénipotentiaire de l’Angleterre pour déclarer que son Gouvernement a déjà, 
de sa propre autorité, introduit le régime de la libre navigation sur le Zam- 
bèze. Ce fleuve, d’ailleurs, diffère encore plus du Niger que celui-ci du Congo, 
puisque le Portugal est seul Souverain sur tout le cours navigable du Zambèze. 
Du reste, cette question étant en dehors du programme de la Conférence, le 
Gouvernement Portugais ne peut accepter de discussion sur ce sujet et doit 
réserver son plein droit d'appliquer dans cette partie de ses domaines les 
principes qu’il jugera les plus convenables selon les circonstances. 

M. Busch dit que l’on serait néanmoins heureux si le Portugal se déci- 
dait un jour à faire connaître qu’il s’offre à appliquer dans la région du 
Zambèze le régime conventionnel élaboré par la Conférence. 

Le Marquis de Penafiel répond que le Gouvernement Portugais, suivant 
les circonstances, se montrera toujours aussi libéral qu’il le croira possible, 
dans ses décisions. 

Sir Edward Malet remet au Président une proposition concernant la 
Traite et ainsi conçue : — || “Selon les principes du droit des gens tels qu’ils 
sont reconnus par les Hautes Parties Contractantes, la Traite des Nègres et 
le commerce qui fournit des nègres à la Traite sont interdits, et c’est dy 
devoir de toutes les nations de les supprimer autant que possible.” || Sir Edward 
Malet prononce à l'appui de sa motion les paroles suivantes: — || “La Traite 
des Nègres a été mise au ban de l’Europe civilisée par une Déclaration du 
Congrès de Vicnne du 8 Février, 1815. La même question fut discutée par 
les Conférences d’Aix-la-Chapelle en 1818 et, finalement, au Congrès de Vérone, 
une Résolution, en date du 20 Novembre, 1822, proclamait le commerce des 
nègres d'Afrique comme coupable et illicite, ‘un fléau qui a trop longtemps 
désolé l'Afrique, dégradé l’Europe et affligé l’humanité” Par conséquent, les 
Puissances s’engagèrent à concourir à tout ce qui pourrait assurer et accélérer 
l'abolition de ce commerce. || Le Projet de Déclaration ci-dessus est rédigé 
dans l'intention de faciliter et d’accentuer l’exécution des principes du Congrès 
de Vérone qui consacrait le devoir des nations civilisées de concourir à la 
suppression de la Traite. || Nous pensons que les mots ‘et le commerce qui 
fournit des nègres à la Traite’ sont nécessaires pour développer, d’une manière 
complete, les principes énoncés et c’est dans l'espoir que cette interpretation 
sera agréée par les Puissances réunies à la Conférence de Berlin que j'ai 

. l'honneur de soumettre le Projet à leur considération.” 

Le Président annonce que cette proposition sera discutée dans la pro- 
chaine séance, 

Le Baron Lambermont expose que, dans un certain nombre de Traités, 
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Ei Ps il a été inséré une clause permettant aux Puissances non Signataires d'adhérer 
Staaten. ultérieurement à ces Actes. Une Puissance Contractante était chargée par les 
18. Dec. 184 antres de recevoir ces adhésions et de suivre toutes les procédures utiles à 
cet effet. Le Baron Lambermont désire aussi constater que parmi les Gou- 
vernements représentés dans la Haute Assemblée il en est qui devront sou- 
mettre à la sanction Parlementaire les accords préparés par la Conférence. 
I y aurait lieu d'introduire dans les Actes définitifs un Article destiné A 
réserver cette sanction Parlementaire, ou tout au moins de fixer, pour l'échange 
des ratifications, un délai suffisant pour permettre aux Gouvernements d'obtenir 
l'adhésion de leurs Chambres respectives. 
La Conférence décide qu'il sera fait mention de ces observations au Pro- 
tocole et qu'il en sera tenu compte lorsqu'il sera procédé à la confection des 
Actes définitifs, 
Le Président donne la parole à Said-Pacha pour la communication que 
l'Ambassadeur de Turquie a manifesté le désir de faire à la Ilaute Assemblée. 
Saïd-Pacha s'exprime en ces termes:— || “Le mandat de la Conférence 
ayant été limité aux territoires de l'Afrique Occidentale, mon Gouvernement 
considère qu’il n’y a pas lieu pour lui de prendre part aux délibérations qui 
étendraient le programme primitivement fixé. Je regrette, conséquemment, de 
devoir m’abstenir de participer à toute extension de la discussion.” 
Le Président donne acte de sa Déclaration au Représentant de la Turquie. 
M. van der Hocven rappelle que, comme il a été mentionné au Protocole 
No. 3, p. 7, il avait dû réserver son vote relativement à l'application du 
régime conventionnel aux régions situées en dehors du bassin géographique du 
Congo. Conformément aux instructions qu’il a reçues depuis lors, le Pleni- 
potentiaire des Pays-Bas est en mesure de joindre son adhésion à celle de 
ses collègues. 
La séance est levée à 5 heures et demic. 


Annexe au Protocole No. 5. 


Rapport de la Commission chargée d'examiner les Projets d’ Actes de Navigation 
pour le Congo et le Niger. 


Mossieurs, — La Conférence a regu la mission—c’est la deuxième partie 
de sa täche—d’appliquer au Congo ct au Niger les Articles CVILI à CXVI de 
YActe Final du Congrès de Vienne. || Ves Articles, dont le texte est ci-joint, 
déterminent les conditions administratives et financières d’après lesquelles sera 
réglée à l'avenir la navigation des fleuves et rivières qui séparent ou traver- 
sent plusieurs États, dans toute l'étendue de leur cours navigable ou conven- 
tionnel. Ils avaient leur source dans l'Article V du Traité de Paris, du 30 Mai, 
1814, ainsi concu:— || “La navigation sur le Rhin, du point où il devient -., 
navigable jusqu'à la mer, et réciproquement, sera libre, de telle sorte qu'elle 
ne puisse être interdite à personne ct l’on s’occupera au futur Congrès des 
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principes d’après lesquels on pourra régler les droits à lever par les États Nr. 859. 
. . ‘ , Konferenz- 
Riverains de la manière la plus égale et la plus favorable au commerce de gs. 
toutes les nations. || Il sera examiné et décidé de même dans le futur Congrès 18. Deo. 1884. 
de quelle maniere pour faciliter les communications entre les peuples et les 
rendre toujours moins étrangers les uns aux autres, la disposition ci-dessus 
pourra étre également étendue & tous les autres fleuves qui, dans leur cours 
navigable, séparent ou traversent différents Etats.” || Les applications historiques 
des régles édictées au Congrés de Vienne doivent arréter notre attention. || Le 
régime conventionnel du Rhin, celui de l’Escaut, celui du Parana et de l’Uru- 
guay et enfin celui du Danube contiennent tous les principes qui constituent 
aujourd'hui le droit international en matière de cours d’eau navigables com- 
muns à plusieurs États. || Le régime du Rhin a subi dans le cours de ce siècle 
de nombreuses vicissitudes. L’Acte de Navigation de 1804, quoique laissant 
subsister bien des restrictions et des entraves, fut néanmoins un progrès. Le 
Règlement élaboré par le Congrès de Vienne pour le Rhin et qui devait servir 
de type d'interprétation des Articles CVIII à CXVI de l’Acte Final, ne réalisa 
qu'incomplètement l'émancipation de ce grand fleuve. La Convention de Mayence 
du 31 Mars, 1831, fruit de seize années de discussions et de négociations, 
laissa subsister plus d'une difficulté. Ce n’est qu'après la transformation poli- 
tique de l'Allemagne que la situation changea d’aspect. L’Acte du 17 Octobre, 
1868, donne aux principes du Congrès de Vienne une interprétation plus con- 
forme à leur origine. Les péages fluviaux disparaissent, le transit est affranchi, 
l'uuité de direction est indirectement renforcée, les traitements différentiels 
cessent, et les Riverains se trouvent mit dans des conditions de stricte égalité. 
Les étrangers, toutefois, n’obtiennent pas encore de plein droit l’assimilation aux 
nationaux sous tous les rapports. || Le Congrès de Vienne avait décidé l’appli- 
cation à l’Escaut des principes de son Acte Final; mais la création du Royaume 
des Pays-Bas ne laissa à cette clause qu'un intérêt théorique. La situation 
changea au lendemain de la révolution Belge. La Conférence de Londres fit 
alors revivre les dispositions de 1815 en leur prétant une portée nouvelle. 
La navigation de l’Escaut fut assujettie, il est vrai, à un péage fluvial; mais 
les Traités du 15 Novembre, 1831, du 19 Avril, 1839, et du 5 Novembre, 
1842, avec les Règlements qui s'y rattachent, contiennent une serie de stipu- 
lations et de garanties concernant la police maritime, la conservation des 
passes, le pilotage, l'éclairage et la pêche. || Onze ans plus tard, les Traités 
conclus par la Confédération Argentine pour le Parana et l’Uruguay font faire 
un progrès nouveau à la législation fluviale. Non seulement ces Actes stipu- 
lent la liberté de navigation pour le pavillon marchand de toutes les nations 
et l’uniformite du systeme des taxes, mais ils maintiennent ces garanties pour 
la marine marchande de toutes les nations même. en temps de guerre, sans 
distinction entre le pavillon belligérant ou neutre. || Il était réservé toutefois 
à la législation du Danube de sanctionner définitivement les maximes qui 
règlent aujourd'hui la navigation fluviale. || Le Traité de Paris de 1856 mit 
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le Danube sous la protection des Articles du Traité de Vienne et ramena ces 
derniers à leurs sens originel ct large.» Tout péage fluvial fut interdit à moins 
qu’il n’eût le caractère d'une contre-prestation; les étrangers furent assimilés 
de plein droit aux Riverains et une autorité internationale prit possession des 
bouches du fleuve dans le but d’en améliorer les conditions de navigabilité. | 
La Commission Européenne du Bas-Danube se constitua. Au milieu de com- 
pétitions diverses et de circonstances politiques parfois très graves, elle remplit 
son mandat à la satisfaction de toutes les Puissances intéressées et mérita de 
plus en plus la confiance générale. L'institution provisoire et précaire au 
début, parut bientôt indispensable; sa juridiction, d’abord limitée au Delta, fat 
successivement étendue jusqu’à Toultcha, puis jusqu’à Galatz et enfin jusqu’à 
Braïla. L’Acte du 2 Novembre, 1865, complété par l’Acte Additionnel du 
28 Mai, 1881,*) a donné à l’action de la Commission Européenne une base 
stable, reconnue, protégée par toutes les Puissances. Indépendamment des 
embarcations purement fluviales, 2,550 navires traversent aujourd’hui chaque 
année le port et la passe de Soulina, et le Danuba est redevenu l’une des 
principales voies commerciales du monde. | Ces précédents marquent les phases 
par lesquelles a passé depuis 1815 la législation internationale des cours d’eau; 
ils commentent les Articles CVIII à CXVI de l’Acte Final du Traité de Vienne 
et en fixent le sens d’une manière qui a pour elle l’autorit& des principes et 
la consécration de l'expérience. || Ce coup d’oeil jeté en arrière aura peut-être 
fatigué votre patience. Nous nous rassurons en pensant que les principes dont 
nous avons retracé rapidement l’origine et les progrès, vous êtes chargés, à 
votre tour, d’en faire une application qui sera féconde en heureux résultats. | 
La Conference a reçu un “Projet d’Acte de Navigation pour le Congo et le 
Niger” et un “Projet de Déclaration pour assurer la Liberté de Navigation 
sur le Niger,” le premier préparé par MM. les Plénipotentiaires Allemands, le 
second remis par M. l'Ambassadeur d'Angleterre. || Lorsque ces Projets sont 
venus devant vous en première lecture, vous avez jugé a propos de les déférer 
à l’examen d’une Commission choisie dans le sein de la Conference, sous la 
réserve que les propositions ou résolutions qui pourraient être adoptées con- 
cernant la navigation du Congo, conserveraient un caractère suspensif jusqu’au 
moment où seraient connues les décisions applicables au Niger. || A raison de 
la nature technique et souvent délicate de la matière qu’il s'agissait de traiter, 
la Commission a cru devoir, de son côté, soumettre les deux Projets à une 
élaboration préalable qu'elle a confiée aux soins de M. de Kusserow, l’un des 
Plénipotentiaires Allemands, du Baron Lambermont, l’un des Plénipotentiaires 
Belges, de M. Engelhardt, Délégué Français, de Mr. Crowe, Délégué Anglais 
de M. Cordeiro, Délégué du Portugal, auxquels ont été adjoints M. Banning 
Délégué Belge, et Sir Travers Twiss, Jurisconsulte Anglais. || Le Sous-Comiti 
après un examen attentif et détaillé, a introduit dans les Projets des mod 

fications portant tantôt sur le fond, tantôt sur la forme, et la Commission 


*) S. Staatsarchiv Bd. X. No. 2096 und Bd. XL. No. 7704. 
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son tour et à la suite de délibérations prolongées, a arrêté les deux textes Nr. 8509. 
(Annexes) que nous avons l’honneur de soumettre à votre haute approbation staaten. 
et dont nous allons rendre compte séparément, la réserve suspensive restant 1. Dec. 1864. 


maintenue. 


1. Acte de Navigation du Congo. 


Le préambule ne vise pas seulement les Articles du Traité de Vienne de 
1815, il rappelle ct constate la marche progressive des principes protecteurs 
de la libre navigation des fleuves, principes qu’il inscrit en quelque sorte au 
frontispice de l’Acte qui, pour la première fois, va les appliquer à un fleuve 
Africain. Pour faire droit à des observations présentées par MM. les Pléni- 
potentiaires des États-Unis et de Russie, la rédaction du préambule a été 
combinée de manière à laisser intacte la position de tous les Gouvernements 
à l'égard des Actes Européens qui déterminent les règles admises en cette 
matière. M. le Comte de Kapnist s’est réservé de revenir sur ce sujet en 
Conférence. 

Art. I. L’Article I*, qui est en concordance complète avec l'Article II 
de la Déclaration relative à la liberté commerciale, garantit le libre accès du 
Congo à tous les espèces de transports. La règle de l’égalité absolue entre 
les sujets et les navires de toutes les nations est ici comme partout nettement 
énoncée. L’une de ces conséquences d’autant plus digne d'attention qu’elle a 
été plus souvent contestée, est d’exclure toute distinction entre les sujets des 
États Riverains et ceux des non-Riverains. 

Art. II. Cet Article traite des charges qui penvent atteindre la navigation. 
|, Il interdit d’une manière générale toute entrave ou redevance qui ne serait 
pas prévue dans l’Acte de Navigation. || II prohibe toutes les servitudes, jadis 
connues sous le nom de droits d’échelle, d'étape, de dépôt, de rompre charge, 
ou de relâche forcée. || Il exempte de tout droit de transit les navires et les 
marchandises. || Enfin, ce qui est un des derniers et des plus importants pro- 
grès du droit commercial, il défend d’établir aucun péage maritime ni fluvial 
qui serait basé sur le seul fait de la navigation. || II n’admet que trois caté- 
gories de droits qui, tous, devront avoir le caractère de rémunération de ser- 
vices rendus à la navigation méme:— || 1. Des taxes de port pour l’usage 
effectif des certaines installations, telles que des quais, des magasins, &c.; | 
2. Des droits de pilotage sur les sections fluviales où il paraîtrait nécessaire 
de créer des stations de pilotes brevetés; || 3. Des droits destinés à couvrir 
des dépenses techiques et administratives faites dans l'intérêt général de la 
navigation, y compris les droits de phare, de fanal et de balisage. Sans se 
préoccuper de savoir par qui ou au profit de qui ces divers droits seront 
perçus, l’Article II stipule que les taxes du port devront être calculées sur 
les dépenses de construction et d’entretien; que le tarif des droits de pilotage 
sera fixe ct proportionné au service rendu; et enfin que les droits, représen- 
tant des dépenses faites dans l’interet général de la navigation, auront pour 
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on base le tonnage des navires tel qu’il résulte des papiers de bord et conformé- 
Staaten. Ment aux règles adoptées sur le Bas-Danube. || Sur le Danube, les droits de 
18,Dee. 181. cette dernière catégorie sont perçus en une fois. En devrait-il être de même 
au Congo? C'était l'avis du Représentant de la Belgique; mais M. l’Ambas- 
sadeur de France a pensé que cette clause pourrait donner lieu à des diffi- 
cultés d'application. Il a été entendn que la Commission Internationale statucra 
sur ce point dans ses Règlements, en tenant compte des circonstances. M. le 
Ministre des Etats-Unis a désiré savoir si les taxes de navigation seront exigées 
des embarcations ou bateaux appartenant A des tribus indigénes, qui ont con- 
servé leur indépendance. Il n’est pas donteux, a fait observer à cet égard 
M. le Baron Lambermont, que les droits des peuples ou des États indigènes 
devront être respectés en cette matière comme en toute autre. Mais, en dehors 
des limites de leur territoire, les bateliers indigènes sont, comme tous les 
autres, soumis au régime du pays où ils naviguent; l'heure viendra où ils 
bénéficieront comme tout le monde, des améliorations introduites; ils devront 
alors supporter les mêmes obligations et ils n'auraient de légitime sujet de 
se plaindre que s'ils ne jouissaient pas du traitement accordé aux autres 
nations. C’est là le droit strict. En fait, la Commission Internationale pourra 
recevoir des instructions assez larges pour lui permettre de faire face à toutes 
les difficultés qui pourraient se présenter à ce point de vue, et les pouvoirs 
territoriaux comprendront, ainsi qu’clle-méme, la nécessité d’user de ménage- 
ments envers la navigation des peuples Africains; leur prudence préviendra 
les conflits. Sur le Danube, les bateaux de moins de cent tonnes sont exempts 
des taxes de navigation; or, on sait que les embarcations Africaines jaugent 
à peine un ou deux tonneaux. || Cet ensemble de garanties est complété par 
une stipulation qui, d'accord avec un des principes essentiels qui dirigent nos 
travaux, prescrit que les taxes ou les droits de navigation ne comporteront 
aucun traitement différentiel. || Les conditions de la navigation dans le Congo 
sont sans doute destinées à passer par une période de transformations et de 
perfectionnements. Se rappelant la pensée prévoyante qui déjà l’a guidée 
quand il s'agissait des droits d'entrée, la Commission, sur la proposition de 
M. l'Ambassadeur d'Italie, a adopté une clause d’après laquelle les Puissances 
se réservent d'examiner, à l'expiration d’une période de cinq ans, si les tarifs 
ne pourraient pas &tro utilement révisés. Parcille disposition existe sur le 
Danube, ct depuis 1865 trois révisions successives ont déjà permis d’alléger 
notablement les charges de la navigation. 

Art. III, Le Projet comprend dans ses stipulations les affluents du Congo. 
Tous, connus ou imparfaitement connus, seront soumis au mémo régime que 
le fleuve dont ils sont tributaires. || Le principe de la liberté commerciale, vous 
le savez, n'a pas seulement été appliqué au bassin proprement dit du Congo 
et à une zone maritime s'étendant depuis la position de Sctte-Camma jusqu'à 
l'embouchure de la Loge. Il a été étendne à une zone se prolongeant à l’est 
du Bassin du Congo jusqu'à l'Océan Indien, mais sous dus réserves formelles 
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quant aux territoires appartenant actuellement à quelque Etat indépendant. | Nr. 852. 
D'après le paragraphe 2 de l’Article III, l'application du principe de la libre vane | 
navigation aura les mêmes limites; mais, à la demande de MM. les Plénipoten- 18. Dec. 1884. - 
tiaires du Portugal et de la Turquie, il reste bien entendu que c’est sous 
les mêmes réserves. || M. Ambassadeur de France n’a pas accepté d’unc façon 
définitive, sous le rapport du régime de la navigation, l’assimilation au Congo 
et à ses affluents, des fleuves et rivières qui débouchent dans l’Océan Atlan- 
tique entre Sette-Camma et la Logé. Son Excellence a annoncé, sur ce sujet, 
une réserve dostinée à figurer au Protocole. 

Ast. IV. Cet Article a sa raison d’être dans la nature même de la con- 
formation physique du continent Africain dont presque toute la partie centrale 
constitue un plateau élevé s’abaissant plus ou moins brusquement vers la mer. 
Près de soixante lieues de chutes et de rapides séparent le cours moyen du 
Congo du vaste estuaire qui en forme la section inférieure. Cette circonstance 
explique que depuis quatre siècles qu’elle est connue, cette puissante artère 
est restée dans la plus grande partic de son cours à peu près stérile pour 
le commerce du monde et la civilisation de l'Afrique. || L’Article IV introduit 
dans le droit international une idee nouvelle qui sera certainement envisagée 
comme un progrès. Il considère comme une dépendance du fleuve le chemin 
de fer, la route ou le canal qui viendrait à ètre substitué à la partie obstruée 
de son cours et il étend sur cette voie supplémentaire la même protection 
internationale. || Cette assimilation n’a soulevé aucune objection. || Mais suffit- 
elle? Le but de la Conférence serait-il véritablement atteint si l’Acte de 
Navigation du flcuve ne prévoyait ct ne hätait cn même temps la construction 
d’une route ou d’un chemin de fer qui assurät & bref delai la continuité des 
communications? || Dans le but de donner un effct pratique aussi prompt que 
possible aux dispositions de l’Article IV, l’un des Plénipotentiaires des États- 
Unis, Mr. Sanford, a soumis & la Conférence unc proposition qui, dans la 
forme qui lui a été donnée en dernier lieu, stipule qu’une route devra étre 
construite dans la région des cataractes, que Vexecution de ce travail sera 
confiée au Riverain principalement intéressé, et qu’il sera établi une servitude 
de passage indispensable afin de permettre au chemin de fer projeté d’atteindre 
son but essentiel. || La discussion de cette proposition a fait ressortir des 
divergences de vucs. Le Sous-Comité, aprés avoir entendu les objections de 
M. le Délégué Portugais et constaté que plusieurs de ses membres étaient 
dépourvus d’instructions à ce sujet, s’etait abstenu de se prononcer, laissant 
ce soin à la Commission elle-même. || La question, selon MM. les Plénipoten- 
tiaires Portugais, n’est pas mare, le terrain pas suffisamment connu. D’autres 
combinaisons pourront se présenter ct il faut en tout cas tenir compte des 
droits des États Riverains. | M. l'Ambassadeur de France a été d'avis que la 
question se présentera avec plus d'opportunité quand la situation territoriale 
sera mieux définie, les limites des États tracées, les études techniques plus 
avancées. Alors les intéressés pourront se concerter pour arrêter l’exécution 
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nn d’un plan, en donnant au besoin les garanties financières nécessaires. || MM. 
Staaten. les Plénipotentiaires d’Allemagne se prononcent en faveur de la proposition 
+ 18.Dec. 184. de Mr. Sanford, sauf à trouver une rédaction acceptable pour tous les intér- 
essés, en partant de ce point de vue que tout le monde considere la jonction 
la plus prompte possible du Haut- et du Bas-Congo comme une oeuvre indis- 
pensable. || Apres que M. l’Ambassadeur d'Angleterre eut manifesté de son 
côté son adhésion à la proposition de Mr. Sanford, l’un des Plénipotentiaires 
Belges a fait observer que la jonction des deux sections navigables du Congo 
est un intérêt supérieur qui doit dominer la discussion. L’exécution du Projet 
serait confiée à une Puissance Riveraine déterminée; c’est un mandat semblable 
que, dans des conditions analogues, le Congrès de Berlin a confié, en 1878, 
à l’Autriche, considerée comme principale Puissance intéressée, pour la cor- 
rection du Danube aux Portes de Fer, après que l’expérience avait constaté 
qu’une entente entre les Riverains n’avait pu s'établir au bout de sept années. 
Quant à la servitude de passage prévue, ce serait une servitude fructueuse, 
dont tous les États Riverains profiteront au même titre, surtout si des tronçons 
perpendiculaires viennent se greffer plus tard sur la voie principale. || Dans 
le cours du débat, Mr. Sanford avait modifié sa proposition en ce sens qu'un 
délai pourrait être imposé pour assurer l'exécution des travaux. || Le débat 
est resté sans conclusion. La Commission à été d’avis qu'il pourrait être 
repris devant la Conférence, sauf à rechercher dans l'intervalle si une autre 
formule ne pourrait concilier toutes les opinions. 

Art. V. Nous avons fait connaître, dans l'introduction de ce Rapport, 
que le Congrès de Paris a été amené, en 1856, à charger une Commission 
Européenne des mesures à prendre pour améliorer les conditions de navigabi- 
lité du Danube et que, par ses services, celle-ci a justifié l'attente des Gou- 
vernements et du commerce. || Dans ces derniers temps, l’idée de créer une 
institution analogue sur le Congo a été émise de divers côtés et elle a trouvé 
une expression pratique dans le Projet d’Acte de Navigation préparé par le 
Gouvernement Impérial Allemand. || Votre Commission l’a adoptée sans dis- 
cussion. Si des débats ont surgi, ils ont surtout porté, comme vous le verrez 
plus loin, sur le caractère du mandat qui serait conféré à la Commission 
Internationale ainsi que sur la nature et les limites de ses attributions. || Les 
Puissances Signataires de l’Acte de Navigation auront la faculté, mais non 
l'obligation, de se faire représenter dans la Commission Internationale. || Le 
paragraphe final de l'Article V, introduit sur la proposition de M. le Pléni- 
potentiaire des États-Unis, est destiné à prévenir les abus qui pourraient naître 
de l’exagération des traitements ou du nombre excessif des agents et employés 
de la Commission Internationale. Il a de plus été entendu, sur des obser- 
vations présentées par M. l'Ambassadeur d’Autriche-Hongrie et par M. le 
Plénipotentiaire de Russie, que les Puissances Signataires de l’Acte de Navi- 
gation, comme aussi celles qui y adhéreront ultérieurement, resteront juges 
du moment où il leur conviendra de se faire représenter dans la Commission 
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Internationale, et que leurs Délégués, quelle que soit l’époque de leur nomi- Nr. 859. 
. . . . Konferens- 
nation, seront traités sur le méme pied que leurs collégues plus anciens. Staaten. 
Art. VI. Cet Article, qui ne figurait pas dans le Projet qui a servi de 18-Dec. 1894. 
base aux discussions de la Sous-Commission, est dû à l’initiative de M. le 
Délégué Belge. La formule présentée par celui-ci, dans sa premiére partie, 
déclarait la Commission Internationale indépendante de l’autorit& territoriale, 
et, dans la seconde, accordait le bénéfice de l’exterritorialité aux agents nommés 
par cette Commission. On a fait observer, à l’appui de cette proposition, que 
le préambule visant le Traité de Paris et spécialement le régime Danubien, 
il semblait impossible de donner à la Commission Internationale du Congo . 
une situation inférieure à celle qu’une série concordante de dispositions Euro- 
péennes avait attribuée à la Commission du Bas-Danube. || Cette dernière est 
souveraine sur les eaux de la section inférieure du fleuve, et c’est le Congrés 
de Berlin qui a affirmé, en 1878, cette souveraineté en des termes dont la 
reproduction identique était proposée pour la Commission Internationale du 
Congo. Il s’agissait non de donner à l’autorite qui va se constituer une attri- 
bution nouvelle, mais plutöt de definir son caractére public, de fixer le mode 
de son existence, et de lui assurer les garanties indispensables pour Y’accom- 
plissement de son mandat. || M. le Délégué de la France dans la Sous-Com- 
mission ne s’etait pas rangé à ces vues. Il était d’avis que la Commission 
Europeenne du Danube était une exception, que le type n’en pouvait &tre 
généralisé, qu’au surplus la disposition proposée était inutile et faisait double 
emploi avec l’Article VIII où les attributions de la Commission Internationale 
sont nominativement déterminées. II ajoutait que le régime appliqué au Da- 
nube avait un caractére spécial et que son extension ne se justifiait pas au 
Congo, où il fallait avant tout faire appel à V’initiative des États Riverains. | 
Ces arguments furent contestés par M. le Délégué Belge qui soutenait qu’un 
régime reconnu excellent pour le Danube, accepté comme un bienfait par toutes 
les nations, consacré par une série. continue de décisions Européennes, devait 
convenir à fortiori au Congo où il n’existait qu’une civilisation embryonnaire. 
Il insistait sur cette considération qu’il était inadmissible que, faute d’indé- 
pendance, un pouvoir institué par les Puissances Maritimes des deux mondes, 
dans un intérêt supérieur de civilisation, pût être exposé au danger de voir 
toute son action paralysée par la résistance même d’un seul Riverain. || A la 
suite de cet échange d’observations et moyennant certaines atténuations de 
son texte, la proposition avait obtenu l’adhésion de plusieurs des membres de 
la Sous-Commission. M. Cordeiro, Délégué Portugais, avait de son côté fait 
des réserves explicites au point de vue de l’indépendan:e des États Riverains. 
| D'après sa formule primitive, l'Article VI investissait la Commission Inter- 
nationale, ses agents et ses établissements du privilège de l’exterritorialité. 
Cette prérogative ayant paru trop étendue, on y avait substitué, à la suggestion 
de Sir Travers Twiss, la garantie personnelle de l’inviolabilité. || Le texte 
adopté par le Sous-Comité étant revenu devant la Commission, le même débat 
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Fa s’y est rouvert et à peu près dans les mêmes termes. Sur la proposition de 
Staaten, M. le Baron de Courcel, la Commission a décidé alors de réserver la pre- 
18.Dec. 188. mire proposition de l'Article VI — celle qui traite de la position de la 
Commission Internationale à l'égard des auturités territoriales — pour en 
reprendre l’examen après qu'il aurait été statué sur l’Article VIII, qui énumère 
les attributions de la même Commission. Cette procédure a été admise, ct 
la seconde partie de l'Article VI qui confère l'inviolabilité aux membres de 
la Commission et à leurs agents dans l'exercice de leurs fonctions, on étendant 
le même privilège à leurs offices, bureaux et archives, a ensuite été adoptée 
sans débat. || M. lo Plénipotentiaire de Russio n'a adhéré à l'Article VI — 
ainsi qu'aux Articles VII, IX ct XIII que sous le bénéfice des réserves qu'il 

fora en Conférence et qui seront insérées au Protocole. 

Art. VII. Le premier paragraphe de cet Article donne lieu à unc seule 
observation. Les termes “sur les licux” qui figuraient dans le texte primitif 
ont été supprimés. Ce n’est pas que l’on ait été d’avis que la Commission 
pourrait siéger utilement ailleurs que sur les bords mémes du Congo; mais 
on a voulu tenir compte de certaines difficultés qui pourront sc présenter au 
début ct rendre provisoirement quelque latitude indispensable. || D'après le 
second paragraphe, les Règlements Organiques devront être élaborés immé- 
diatement. Plusieurs membres de la Commission ont demandé qu'on fixät un 
délai qui ne pourrait excéder un an. Le terme adopté doit s’interpreter cn 
ce sens que l'élaboration des Règlements sera l'une des premières tâches dont 
la Commission aura à s'occuper. || Le troisième paragraphe a soulevé d'assez 
longs débats. MM. les Plénipotentiaires des Pays-Bas et de la France ont 
voulu réserver à leur Gouvernement la faculté d'approuver tous les Règlements 
Organiques, ainsi que les Tarifs. M. le Plénipotentiaire de la Grande-Betragne, 
craignant que ce système n’entrainät des retards excessifs, a proposé que la 
Commission votät dans ce cas aux deux tiers des suffrages, et que l'appro- 
bation des Gouvernements fût présumée, s'ils ne réclamaicnt dans les six mois. 
Les mêmes vnes ct les mêmes préoccupations ont déterminé l'un des Pléni- 
potentiaires de l'Allemagne à proposer un délai d'un an, attendu qu’il lui 
semblait inadmissible qu'un seul État püt avoir la faculté indéfinie de para- 
lyser l'action de tous les autres. Ce dernier terme n’a pas été admis. La 
Commission arrétera done les Règlements Organiques et les Tarifs à la simple 
majorité; les Gouvernements représentés auront le droit de les approuver avant 
leur mise en vigueur, mais ils s'engagent à faire connaître leur avis dans le 
plus bref délai possible. || Aux termes du paragraphe 4, les infractions aux 
Règlements seront réprimées par les agents de la Commission Internationale 
là où elle exerce directement son autorité, et ailleurs par la Puissance Rive- 
rainc. || M. l'Ambassadeur d'Angleterre a pensé que cet Article pourrait être 
utilement complété par une disposition créant un mode d'appel pour les per- 
sonnes qui se croiraient lésées dans leurs personnes on leurs droits par un 
abus de pouvoir ou une injustice de la part d’un agent on d'un employé de 
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la Commission Internationale. La proposition de son Excellence a été admise 
et forme le dernier paragraphe de l’Article VII. 

Art. VIII. Cet Article, en tant qu’il définit les principales attributions 
de la Commission Internationale, est d’une incontestable importance. La dis- 
cussion dont il a été l’objet n’a pas fait ressortir des differences notables de 
vues entre les Représentants des Puissances, tant dans la Sous-Commission 
que dans la Commission elle-même. || Voici en substance l'économie de 
l'Article VIII:— || § 1. La Commission Internationale désigne les travaux à 
faire dans l'intérêt de la navigation: elles les exécute là où elle est souveraine, 
ou s'entend, pour les exécuter, avec les Pouvoirs Riverains dans les lieux où 
il en existe. || § 2. Le Projet voté par la Commission attribue aux Riverains 
la fixation des Tarifs de port, de quais, de magasins &c., sans aucune inter- 
vention de la Commission Internationale, à condition que ces Tarifs soient 
purement compensateurs, conformément aux prescriptions de l'Article IL || La 
Commission Internationale arrête de son coté les Tarifs du pilotage et coux 
des droits de navigation. || § 3. Ce paragraphe concerne la gestion des recettes: 
| $ 4. Pour l'établissement quarantenaire dont la création est prévue à l’em- 
bouchure du fleuve, le terme de “contrôle” fait place à celui de “surveillance”, 
qui implique une intervention moins étendue. C’est à la demande de M. ’Ambas- 
sadeur de la Grande-Bretagne que cette substitution a eu lieu. || $ 5. Ce para- 
graphe règle la nomination des agents relevant de la Commission Internationale 
et celle des fonctionnaires dépendant des autorités locales. || L’alinea final re- 
produit, avec certaines modifications de forme, la première proposition de 
l'ancien Article IV, d'abord réservéc. La Commission Internationale, dans 
l'exercice de ses attributions telles qu’elles sont définies et limitées par 
l'Article VIII, ne dépendra pas de l'autorité territoriale. 

Art. IX. En permettant à la Commission Internationale de recourir, au 
besoin et pour l’accomplissement de sa tâche, aux bâtiments de guerre des 
Puissances Signataires de l’Acte de Navigation, l’Article IX ne fait que re- 
produire une disposition déjà en vigueur à l’embouchure du Danube. Il en 
serait autrement qu’une telle stipulation scrait justifiée, dans son application 
au Congo, par la nécessité de protéger les commerçants, les factorcries, ou 
les navires contre les entreprises des pirates ou dans les conflits avec les 
indigènes. || L’appel aux navires de guerre ne pourra toutefois avoir le caractère 
d’une réquisition. Il restera subordonné aux instructions que les Commandants 
tiendraient de leur Gouvernement. 

Art. X. Le précédent du Danube, fleuve dans lequel les navires de guerre 
ne peuvent pénétrer, n'est plus applicable ici. Les bâtiments armés auront 
un libre accès au Congo et dans les eaux qui y sont assimilées, sauf les dispo- 
sitions qui régissent la neutralité en temps de guerre. Quant au paiement ou 
à l’exemption des taxes, la marine de guerre y sera traitée d'après des pre- 
scriptions aujourd'hui de droit commun. 

Art. XI. Ainsi que nous l’avons dit en commentant l’Article IT, des taxes 
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pourront étre établies pour couvrir les dépenses techniques ct administratives 
faites dans l'intérêt de la navigation. || Aux termes de l’Article VIII, il appar- 
tiendra à la Commission Internationale de designer les travaux propres à 
assurer la navigabilité da Congo selon les besoins du commerce général. | 
Ces travaux seront exécutés par la Commission Internationale sur les sections 
du fleuve où aucune Puissance n’exercera des droits de souveraineté: sur les 
sections occupées par une Puissance Souveraine, la Commission Internationale 
s’entendra avec l’autorité territoriale. || A l’aide de quelles resources financières 
pourvoira-t-elle aux dépenses des travaux dont la construction pourra lui in- 
comber? || Elle disposera, d’après l’Article VIII, des revenus que lui procure- 
ront le Tarif du pilotage et le Tarif général des droits de navigation. Mais 
ces revenus suffiront-ils à ses besoins? Dans tous les cas, ils suivront, mais 
ne précèderont pas la dépense qu’occasionnerait l’exécution des travaux dont 
il s’agit. || L'on a été ainsi conduit à prévoir le cas où la Commission Inter- 
nationale se trouverait dans l'alternative ou de surseoir à l’execution de travaux 
que réclamerait l'intérêt de la navigation et du commerce, ou de recourir au 
crédit sous forme d'emprunts. || La question des emprunts et surtout celle de 
leur garantie ne pouvaient échapper à notre attention; elles touchent en effet 
à des considérations d’un caractère particulier et dont les Gouvernements ont 
à tenir compte. || D’après le système proposé par la Sous-Commission, la Com- 
mission Internationale ne devait négocier d'emprunt qu’avec l’autorisation for- 
melle des Governements y représentés. || Cette disposition impliquait nécessaire- 
ment un accord unanime. M. le Plénipotentiaire Belge avait émis l’opinion 
qu’il conviendrait d’ajouter que dans le cas où les Gouvernements jugeraient 
à propos de garantir de tels emprunts, ils ne devraient être tenus que pro- 
portionnellement à la part de leur pavillon dans la navigation du fleuve. Cette 
base de répartition, quoique non insérée dans le Projet d’Article, avait paru 
généralement devoir être admise. || Au cours de l’examen de l’Article dans la 
Commission même, des objections multiples se sont produites. Les Plénipo- 
tentiaires des États-Unis et des Pays-Bas ont décliné toute garantie financière. 
M. le Plénipontiaire Belge, en expliquant les résolutions de la Sous-Commission, 
a établi qu’il était bien entendu qu’en aucun cas les Gouvernements ne seraient 
tenus comme débiteurs ou comme garants que moyennant leur consentement 
individuel. M. l'Ambassadeur d'Angleterre a demandé que la Commission fût 
autorisée à conclure directement des emprunts, moyennant la majorité des 
deux tiers des voix et sans obligation pour la minorité. L’un des Plénipo- 
tentiaires de l’Allemagne, M. de Kusserow, a déclaré de son côté que chacun 
devait rester libre, mais qu’il fallait cependant empêcher qu’une Puissance, 
par son refus, püt paralyser l’action des autres. || L’examen de cet Article a 
été repris au cours même de la lecture du Rapport et a abouti à certaines 
dispositions nouvelles. Des doutes avaient surgi quant à l'étendue des pouvoirs 
de la Commission Internationale en matière d'emprunts, ainsi qu’au degré de 
responsabilité résultant, pour les Gouvernements, du vote qui serait émis à 
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ce sujet par leur Représentant dans la Commission. Si ce vote est affirmatif, Nr. 85. 


crée-t-il pour l’État une obligation financière ou au moins morale? s’il est 


négatif, appartient-il à la majorité de lier les Gouvernements en minorité ? 18. Dec. 1884. 


L’incertitude procédait de la clause finale du premier paragraphe de l’Article XI, 
qui oblige les membres de la Commission, avant de statuer sur une proposition 
d'emprunt, de se munir de l'autorisation de leur Gouvernement. L'État qui 
a donné cette autorisation, n’a-t-il pas contracté de fait, même en dehors de 
toute convention de garantie, une obligation juridique? || Dans la pensée de 
la Commission, cette question devait être résolue négativement; mais afin de 
prévenir toute méprise et de fixer nettement l'interprétation du premier para- 
graphe de l'Article XI, M. le Plénipotentiaire d'Espagne a proposé de sup- 
primer les termes “avec l'autorisation des Gouvernements y représentés.” 
MM. les Plénipotentiaires de France, de Belgique, des Etats-Unis et de 
l'Allemagne se sont ralliés à cette suppression; M. l’Ambassadeur d’Angleterre 
a fait toutefois observer que des résolutions aussi graves que la conclusion 
d’un emprunt ne devraient pas pouvoir ötre prises par les Commissaires Inter- 
nationaux, sans être munis de pouvoirs spéciaux. Mais on a répondu qu’il 
serait à la fois conforme d’une part aux intérêts des Gouvernements qui 
échapperaient ainsi à toute responsabilité, et d’autre part, aux exigences de 
la situation qui pourrait, pour des travaux urgents, réclamer des ressources 
immédiates, que la Commission Internationale eût une personnalité distincte 
qui püt contracter pour et par elle-même en n’engageant que son propre avoir. 
| Ce point de vue ayant prévalu, il a été décidé que l'Article subirait trois 
modifications. Au paragraphe 1, on intercalerait après le terme “négocier” 
les mots “en son nom propre;” les expressions finales du même paragraphe 1: 
“avec l'autorisation des Gouvernements y représentés” seraient remplacées par 
celles-ci: “exclusivement gagés sur les revenus attribués à la dite Commission ;” 
enfin, au paragraphe 2, on substituerait aux termes: “la garantie” les termes 
plus précis: “aucune garantie ni solidarité à l'égard . . . .” || Voici en consé- 
quence le système dont la Commission propose la sanction à la Conférence, 
système qui se ramène à ces deux alternatives: — || 1. La Commission Inter- 
nationale constitue un corps ayant une personnalité juridique propre qui peut 
comme tel contracter des emprunts en son nom collectif, en engageant exclu- 
sivement ses ressources et son domaine. || Quand la Commission usera de cette 
faculté, elle sera tenue de statuer aux deux tiers des voix; mais ses membres 
n'engagent que l'avoir de la Commission et les Gouvernements qu’ils repré- 
sentent n’assument de ce chef aucune obligation quelconque. || 2. Si un emprunt 
décrété par la Commission Internationale à la même majorité des deux tiers 
des voix, n’est réalisable que sous la garantie d’un ou plusieurs des États 
Signataires, la garantie ne sera acquise que moyennant une Convention spéciale 
individuellement consentie et souscrite par chacune des Puissances Garantes. | 
L’on s’est demandé s'il ne conviendrait pas de soumettre à une surtaxe les 


navires appartenant à des Puissances qui n'auraient pas cru devoir accorder 
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- leur garantie à des emprunts contractés par la Commission Internationale. 
. Votre Commission s’est prononcée pour la négative. Il lui a paru que ces 
- représailles d’une espèce particulière s’accorderaient mal avec l'esprit des actes 


de la Conférence, qui résiste aux traitements différentiels. La surtaxe attein- 
drait d’ailleurs, et contrairement à nos intentions, le pavillon des États qui 
ne seraient pas représentés dans la Commission Internationale, ou qui n’auraient 
pas encore adhéré à nos résolutions. M. l'Ambassadeur d'Autriche a ajouté 
que la précaution avait perdu son utilité à la suite des remaniements qu'a 
subis l'Article, et qui laissent aux Gouvernements la liberté absolue de leurs 
déterminations à l'égard des emprunts. 

Art. XIL Un établissement quarantenaire sera fondé aux embouchures du 
Congo, soit par l'initiative des Puissances Riveraines, soit par l'intervention de 
la Commission Internationale. Ce dernier cas implique une entente entre les 
parties. || Le contrôle sanitaire à exercer sur les bâtiments dans le cours de la 
navigation fluviale fera, s’il y a lieu, l'objet d’une décision ultéricure des Puissances. 

Art. XIII. Cet Article a une portée considérable; il a occupé la Com- 
mission pendant plusieurs séances, et donné lieu à des discussions approfondies. 
Son objet est d'étendre dans la mesure du possible, au temps du guerre, les 
garanties stipulées pour le temps de paix et d'assurer, même au cours d’hosti- 
lités éventuelles, la liberté du commerce ct de la navigation sur le Congo, 
ses affluents, ainsi que sur les voies de communication qui leur sont assimilées. 
|| Trois formules de rédaction se sont trouvées en présence pour traduire cette 
pensée. || La première, préparée par le Gouvernement Impérial Allemand, pro- 
clame la neutralité du fleuve et des voies assimilées, impose aux Puissances 
Signataires l'obligation de respecter et de faire respecter cette neutralité, 
stipule le maintien, malgré l'état de guerre, de toutes les dispositions édictées 
par l’Acte de Navigation sauf pour la contrebande de guerre, neutralise le 
personnel, les ouvrages ct les établissements de la Commission Internationale, 
sous la garantie du respect et de la protection des belligérants, et charge la 
Commission Internationale elle-même de veiller au maintien de cette neutralité, 
|, La seconde formule, remise par le Représentant de la Belgique, ne s’écarte 
de la première qu’en tant qu’elle complète l’énumération des voies assimilées 
au fleuve, qu’elle réserve les obligations spéciales dérivant pour la Belgique 
de sa propre neutralité — quelle stipule explicitement le maintien, pendant 
l’état de guerre, des dispositions de l’Acte de Navigation au profit de belli- 
gérants aussi bien que des neutres — ct enfin qu’elle prévoit, en cas d’hosti- 
lités entre les Riverains, l'intervention officieuse, l'offre de médiation de ls 
Commission Internationale. || La troisième formule, introduite par la Grande- 
Bretagne, est conçue sur d’autres bases; elle élimine le terme même de neu- 
tralité qu’elle remplace par l'engagement de maintenir, en temps de guerre, 
la liberté de la navigation. Cette proposition a revêtu deux formes; la seconde, 
plus complète, plus explicite que la première, se résume ainsi: La navigation 
du Congo, de ses affluents, des voies assimilées, ainsi que de la mer à une 
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lieue marine de distance en avant de l’embouchure du Congo, demeure libre, ee 
en temps de guerre, pour le pavillon marchand de toutes les nations, SANS Staaten. 
distinction par conséquent entre les belligérants et les neutres. Les routes 18- Dec. 188. 
terrestres sont placées sous un régime analogue. Le commerce de la contre- 
bande de guerre est excepté; la fourniture de houille aux bätiments de guerre 
belligerants est soumise & certaines restrictions spéciales que les Puissances 
émettraient le voeu de voir sanctionner par des mesures répressives. Les 
dispositions de l’Acte de Navigation restent en vigueur, sauf pour le transport 
des munitions de guerre. Le personnel, les ouvrages et les établissements 
de la Commission Internationale seront respectés par les belligérants. || Sous 
des formes diverses, ces trois textes concordent dans leurs dispositions fonda- 
mentales et s’inspirent du même esprit. (C'est ce qui a fait naître la pensée 
de les fondre dans une rédaction transactionnelle qui contiendrait tous les 
éléments sur lesquels l’accord paraissait acquis dès le principe au sein de la 
Commission. D’après ce nouveau texte l’Acte de Navigation est maintenu 
pendant l’état de guerre. La navigation du Congo, de ses affluents, ainsi que 
de la mer territoriale en face de l’embouchure du fleuve demeure libre pour 
l'usage commercial. Le méme régime s’étend aux voies de communication 
assimilées. Les articles réputés contrebande de guerre par le droit des gens 
sont exceptés de ce régime. Le personnel, les ouvrages ct les établissements 
de la Commission Internationale sont neutralisés; les belligerants s’engagent à 
les respecter et A les protéger. || Deux points seulement de cette formule ont 
soulevé quelques observations de la part des Représentants de la Grande- 
Bretagne. L’un a trait à l’obligation de protéger les établissements inter- 
nationaux qui pourraient, craint-on, être utilisés de la sorte pour des buts de 
guerre; l’autre concerne l’omission du régime spécial prévu pour le charbon 
dans la proposition Anglaise. || Mais avant d'aborder la discussion de ces 
objections, la Commission a examiné une proposition plus étendue présentée 
par M. le Ministre des États-Unis. || Aux termes de ce Projet, ce ne seraient 
plus seulement le fleuve, les eaux assimilées, les routes, qui seraient neutra- 
lisées en temps de guerre; tous les territoires qui font partie du bassin con- 
ventionnel du Congo, tel qu’il est délimité à l'Article I= de la Déclaration 
sur la liberté commerciale, seraient placés sous le même régime. Tout acte 
@hostilité dans ces contrées seraient ‘interdit aux belligérants; aucun article 
qualifié de contrebande de guerre ne pourrait leur être fourni. Enfin, les 
Puissances Signataires acquerraient le droit de faire respecter cette neutralité. 
| Dans un Mémoire, dont il a donné lecture à la Commission, Mr. Kasson 
explique ct justifie sa proposition. Il ne prétend pas exclure absolument 
l'hypothèse d’une guerre entre Puissances Riveraines du Congo; mais il vou- 
drait empêcher que des Puissances d'Europe ou de l'Amérique, qu’elles aient 
ou non des possessions dans le Bassin du Congo, y transportassent le théâtre 
de leurs hostilités éventuelles. Les guerres coloniales ont considérablement 
éntravé et longtemps paralysé l'essor des Colonies Américaines. La même 
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Rote. experience ne devrait pas se renouveler en Afrique. Il ne faut pas que les 
Staaten. efforts qui seront faits, que les établissements qui pourront être créés à grands 
18. Dec. 1884. frais par des neutres dans les États du Congo, puissent être menacés ou détruits 
par des compétitions et des luttes auxquelles ces États eux-mèmes seraient 
étrangers. Afin de prévenir tout malentendu sur sa pensée, Mr. Kasson l'a 
traduite en des termes conformes aux explications de son Mémoire justificatif. 
A la demande de M. de Kusserow, les jurisconsultes qui assistent à la séance 
sont invités à faire connaître leur sentiment. M. le Professeur Asser, Délégué 
des Pays-Bas, appuie la motion de Mr. Kasson, pour la raison que la liberté 
des fleuves en temps de guerre ne se comprend pas sans celle des territoires. 
N distingue entre la liberté de continuer le commerce et la neutralité, et il 
rend hommage à la diplomatie aidant aux progrès de la science du droit inter- 
national. || Sir Travers Twiss, Délégué Britannique, pense que la neutralité 
serait difficile à maintenir en Afrique en cas de guerre entre les Puissances 
qui y possederaient des Colonics. Mais que s’il s’agit, non d'interdire la guerre, 
mais d’en circonscrire le théâtre, la proposition devient pratique. | M. Engel- 
hardt, Délégué Français, constate que l’on est d’accord sur le maintien de la 
liberté de la navigation en temps de guerre. La neutralité appliquée aux 
cours d’eau seulement ne lui paraît pas pouvoir soulever d’objection. || A la 
suite de ces explications, la Commission aborde le fond du débat. M. l’Am- 
bassadeur d'Angleterre déclare que son Gouvernement est prèt à souscrire 
l'engagement proposé par M. le Plénipotentiaire des États-Unis ct l’accepte 
dans la plus grande extension qu’on voudra lui donner. M. le Comte de Hatz- 
feldt s'exprime dans le même sens au nom de l'Allemagne qui est disposée à 
étendre aussi loin que possible l’immunité que l’on a en vue. M. le Pléni- 
potentiaire de l’Italie partage ce sentiment. Il hésite à suggérer un arbitrage 
qui semblerait ne pas devoir réunir l’unanimité des votes; mais peut-être pour- 
rait-on reprendre la clause de mediation insérée au Protocole No. 23 du Con- 
grès de Paris en lui prêtant, pour cette question spéciale, une plus grande effi- 
cacité. Il met cette opinion sous le patronage de M. le Chevalier Mancini, 
dont la haute compétence est reconnue aussi dans la science du droit inter- 
national. || Le Plénipotentiaire de Portugal, M. de Serpa Pimentel, est. d'avis 
que le Projet de Mr. Kasson porte atteinte à la souveraineté des États du 
Congo ou des Puissances qui y ont des Colonies. Son application pourrait 
avoir pour effet de soumettre le territoire d’un même État ou d’une mèmt 
Colonie à deux régimes internationaux différents, s’il était traversé par la“. 
ligne de délimitation du Bassin du Congo. Pour ces motifs il ne saurait s'y N 
rallier. | M. de Kusserow se prononce dans un autre sens. Il trouve que la 
proposition Américaine s’inspire de la pensée même qui a présidé à la cun- 
vocation de la Conférence. Elle est conforme à l’intérêt commun. I] s'agit 
simplement de prendre l’engagement de limiter le champ des hostilités futures, 
de renoncer à poursuivre dans le Bassin du Congo un conflit qui aurait éclaté 
ailleurs. Les États et Colonics du Congo ne seraient pas impliqués dans des | 
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guerres ne les concernant pas. Le Plénipotentiaire de l’Allemagne appuiera Nr. 8599. 
toute combinaison congue dans cet esprit. | M. le Baron Lambermont dit que gtssten. 
s’il est un État qui ait à se montrer sympathique au principe de la neutra- 18. Dec. 1884. 


lité, c'est assurément la Belgique, qui lui doit une période déjà longue de paix 
et de prospérité. Il fait toutefois remarquer que si, d’après la proposition de 
Mr. Kasson, il s’agit seulement de s’obliger à ne pas faire la guerre dans le 
Bassin du Congo, la Belgique serait dans son rôle d’État perpétuellement neutre 
en souscrivant un tel engagement. || M. l'Ambassadeur de France élève des 
objections contre la proposition formulée par M. le Ministre des États-Unis. 
La neutralité, dit-il, ne peut revêtir que deux formes; elle est ou volontaire 
et libre ou imposée et garantie. Il ne s’agit pas de cette dernière et la pre- 
mière ne se décrète pas. Dès lors, la mesure proposée serait sans valeur 
pratique. Aucun Gouvernement belligérant, ayant des possessions dans le 
Bassin du Congo, ne pourrait s’y soumettre. On ne peut réclamer d’un État 
belligérant qu’il se prive d’une partie de ses moyens d'action. M. le Baron 
de Courcel ajoute qu’un tel engagement ne pourrait être tenu. Quand un État 
est en guerre, il la fait avec toutes ses ressources. La proposition transaction- 
nelle concernant les voies navigables et les routes, réalise tout ce qui est pra- 
ticable dans le Projet de Mr. Kasson. Cette proposition est déjà un très grand 
progrès, puisqu'elle consacre le principe de l’inviolabilité, sur ces eaux et ces 
routes, de la propriété privée tant belligérante que neutre. || M. l'Ambassadeur 
d'Italie constate qu’il s’agit moins de neutraliser le Bassin du Congo que de 
prendre un engagement en vertu duquel les Puissances Signataires renonce- 
raient à se faire la guerre dans ce bassin. (C'est la sécurité et l'expansion 
du grand marché qui va s'ouvrir sur les bords du Congo, ajoute de son côté 
M. de Kusserow, qu’il s’agit exclusivement d’assurer. || Au terme de cet échange 
de vues, M. le Plénipotentiaire des États-Unis soutient son Projet. Il déclare 
qu'il ne vise pas les guerres en Afrique, mais les guerres étrangères qui 
seraient transférées en Afrique. Il ne s’agit que de soustraire le Bassin du 
Congo à des conflits qui ne le concernent pas et d’empécher les belligérants 
de soulever les tribus indigènes, déjà trop portées à la lutte et au pillage. 
Notre proposition, dit-il, n’est pas seulement humanitaire, elle a un sens très 
pratique: nous ne ferons pas la guerre dans le Congo, mais pour la sécurité 
de notre commerce et de nos établissements, nous avons intérêt à ce qu’on 


ne l'y apporte pas. Mr. Kasson demande toutefois de pouvoir remancier sa 
proposition dans le but de tenir compte des dissidences qui se sont mani- 


festées, mais cn maintenant l’idée fondamentale. || Tel était le résultat de la 
discussion à l'issue de la séance du 10 Décembre. Avant qu’elle fût reprise 
M. l'Ambassadeur de France a proposé de disjoindre les deux propositions en 
présence relativement au régime sous lequel serait placé, en temps de guerre, 
le bassin conventionnel du Congo. Il a fait remarquer que la proposition 
primitive formant l'Article XIII du Projet, sans distinction de formules, con- 
cernait exclusivement les eaux de ce bassin, tandis que celle de M. le Pléni- 
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Fr. 859. potentiaire des Etats-Unis stipulait pour les territoires. La disposition relative 
Fes à Vimmunité en temps de guerre de la navigation marchande était, du reste, 
18,Dee. 1884. destinée, à l'exception du paragraphe final, à être appliquée au Niger aussi 
bien qu’au Congo. Il serait donc utile d'arrêter le texte de cet Article en 
prenant pour base de discussion la formule dite transactionnelle qui avait 
paru traduire fidèlement les données communes aux divers systèmes proposés. 
|| M. le Plénipotentiaire des États-Unis ne s'est pas opposé à cette disjonction 
des deux Projets, mais il a fait remarquer que sa proposition, conçue sur un 
plan plus large, enveloppait l’autre et ferait, si elle était acceptée, double 
emploi avec la première, sauf pour le cas d'application au Niger. || M. l'Am- 
bassadeur de France ne conteste pas cette appréciation, mais ne trouve aucun 
inconvénient à résoudre séparément les deux questions. La clause fluviale 
prendrait place dans les deux Actes de Navigation; celle qui concerne la neu- 
tralité des territoires pourrait former un Article supplémentaire de la Décla- 
ration sur la liberté commerciale. Les deux textes seraient corrélatifs. || La 
Commission adopte cette procédure, avec la réserve demandée par M. le Pléni- 
potentiaire des États-Unis que la rédaction de l'Article XIII pourrait être 
révisée après qu'on aurait statué sur sa proposition. || L'examen de l'Article 
même n'a révelé aucune dissidence essentielle. Les membres de la Commission 
se sont trouvés unanimes pour souscrire au progrès considèrable qu’il introduit 
dans le code maritime des nations. La décision que la Conférence est appelée 
à prendre à cct égard fera sans doute époque dans le droit international. ; 
Le premier paragraphe de l'Article consacre le principe de la liberté en temps 
de guerre du pavillon marchand de tous les peuples, tant belligérants que 
neutres, sur le Congo, ses cmbouchures, ses embranchements et affluents, ainsi 
que dans la mer territoriale qui lui fait face. C’est une sanction nouvelle et 
une extension importante du principe de l’inviolabilit de la propriété privée 
dans les conflits intcrnationaux. Afin d'élargir encore le sens pratique de 
cette disposition, les termes “de temps de guerre“ ont été substituées à ceux 
plus restreints ,,d’état de guerre.“ || Le second paragraphe couvre de la mème 
garantie les routes, chemins de fer, lacs ct canaux mentionnés dans les Ar- 
ticles III et IV. || Le troisième paragraphe excepte de la protection stipulée 
ci-dessus la contrebande de guerre, en s’en tenant pour la définition de celle-ci 
aux règles générales du droit des gens. || Le quatrième paragraphe enfin neu- 
tralise le personnel, les ouvrages, établissements, caisses, &c., de la Commission 
Européenne du Bas-Danube et définitivement consacré par l'Article VII du 
Traité de Londres du 13 Mars, 1871. Toutefois M. l'Ambassadeur d’Angle- 
terre a demandé la suppression du terme “protégés” dans la crainte que des 
belligérants n’abusassent de cette protection pour s'installer dans les établisse- 
ments de la Commission Internationale et les faire servir à des buts de guerre. 
MM. les Plénipotentiaires d'Allemagne n’ont pu partager cette crainte; ils 
pensent que la protection, dont il s’agit, peut être indispensable en cas d’at- 
taques éventuelles de la part des indigènes. Quant aux abus qu'on a paru 
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redouter, toutes les Puissances seront d’accord pour les réprouver comme con- Nr. 8599. 
traires à la pensée qui a dicté l'Article. || Il a été convenu qu'il serait fait staaten. 
mention de ces’ explications au Rapport et le paragraphe final a ensuite été 18. Dec. 1884. 


adopté sans changement. 

Art. XIV. || Lorsqu'il s’est agi d’arréter définitivement les termes de la 
Déclaration relative à la liberté du commerce, vous avez été d’avis que tout 
prévoir et tout régler serait une tâche prématurée; vous avez fait la part de 
l'avenir et de la prévoyance. || Les mêmes considérations nous ont fait adopter 
une conclusion analogue en ce qui touche le régime de la navigation. Pour 
parer à toutes les éventualités, la Commission a placé à la fin de l’Acte de 
Navigation un Article par lequel les Puissances se réservent d’y introduire, 
de common accord et à telle époque qu’elles jugeront convenir, les modifica- 
tions ou les améliorations dont l'utilité serait démontrée par l'expérience. 


2. — Acte de Navigation du Niger. 


, e 

Le Niger se distingue du Congo par des différences géographiques, com- 
merciales et politiques qui vous sont connues. || Par suite de cette diversité 
des situations, les régimes proposés pour la navigation des deux fleuves ne 
sont pas identiques. || Ainsi qu’il est dit dans l’introduction de ce Rapport, la 
Commission a eu 4 délibérer, en ce qui concerne la navigation du Niger, sur 
un Projet déposé par M. l’Ambassadeur d’Angleterre (voir Annexe No. 5) et 
auquel la Sous-Commission n’a fait subir que des retouches secondaires. Le 
Projet primitif a ensuite fait place à un Projet amendé par le Plénipotentiaire 
de la Grande-Bretagne. || Trois éléments sont à considérer dans l’Acte que la 
Commission propose à votre approbation (voir Annexe No. 7): le préambule, 
la liberté de la navigation, l'exercice de l'autorité administrative et de la po- 
lice fluviale. | Le texte du préambule reproduit identiquement celui qui a été 
admis pour le Congo, sauf qu’il ne vise pas les Articles XV et XVI du Traité 
de Paris, qui se rapportent au régime Danubien. La mention spéciale de ce 
fleuve a donc également disparu. Cette suppression, au moins quant à la 
mention de l’Article XVI du Traité de Paris, est la conséquence de la réso- 
lution prise de ne pas instituer pour le Niger une Commission Internationale. 
| Les Articles I, I, III, et IV reproduisent les règles adoptées pour le Congo 
par rapport à la liberté de la navigation sur le fleuve et ses affluents, à l’in- 
terdiction de tout traitement différentiel ainsi que des taxes et des péages qui 
ne seraient pas strictement compensateurs, enfin à l'assimilation des routes, 
chemins de fer et canaux au fleuve lui-même ou à ses affluents, quand ils 
tiennent lieu de sections impraticables de leur cours. Ces Articles n’ont 
donné lieu qu’à quelques observations relatives à la concordance des textes 
entre les deux Actes. || Aucune différence ne subsiste entre les Articles I des 
deux Actes; mais il a été entendu que l'interdiction au paragraphe 3 de toute 
concession d’un privilège exclusif, n'enlève pas la faculté de subventionner des 


18.Dec. 1884. 


„li Cette proposition a pris ensuite la forme suivante: — 
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entreprises privées dans un but d'utilité publique. || Le paragraphe 1 de l’Ar- 


” ticle IL est conçu sous une forme plus générale parce qu'il n’y a plus lieu 


d’énumérer les diverses espèces de droits qui pourront être perçus, notamment 
par la Commission internationale. Les trois catégories de taxes prévues pour 
le Congo rentrent sous l'unique rubrique de droits compensateurs, levés pour 
couvrir les dépenses faites dans l'intérêt du commerce et de la navigation. | 
De l'Article III il ne subsiste que le premier paragraphe, attendu que l’Acte 
de Navigation du Niger s'applique exclusivement aux eaux comprises dans son 
bassin géographique. || Le même motif explique la modification apportée au 
texte de l'Article IV. M. le Plénipotentiaire d'Allemagne a toutefois demandé 
ici que, vu l’état d'incertitude où l’on se trouve encore à l'égard du système 
complet du Delta du Niger, on intercalât les termes: “embranchements et issues” 
après “affluents”. Cette proposition a été admise sans contestation. || Les Ar- 
ticles V, VI, et VII règlent l'exercice de la police et de l'administration flu- 
viale dans des conditions identiques pour les Puissances qui exercent déjà ou 
qui viendront ultéricurement à exercer dans le Bassin du Niger des pouvoirs 
souverains ou un Protectorat. || La Grande-Bretagne et la France s’engagent 
séparément à édicter des Règlements fluviaux qui consacrent la liberté de na- 
vigation et facilitent autant que possible la circulation des navires. Elles 
promettent, en outre, de protéger les négociants étrangers au même titre que 
leurs nationaux. Toute Puissance Signataire du présent Acte assume d'avance 
les mêmes obligations si elle acquérait plus tard des possessions dans le Bassin 
du Niger. || L’Article VIII établit sur le cours de Niger et de ses affluents un 
régime d’immunité en temps de guerre, au profit du commerce de toutes les 
nations, identique à celui qui a été adopté pour le Congo. Dans son appli- 
cation spéciale au Niger, cette disposition n’a pas donné lieu à un débat 
distinct, sauf toutefois que M. l'Ambassadeur d’Angleterre a demandé la sup- 
pression de la mention des lacs, désir auquel il a été fait droit. Le para- 
graphe final concernant la Commission Internationale du Congo n’a pu trouver 
son application sur le Niger; il a donc été éliminé. Pour le sens et l'inter- 
prétation des autres paragraphes de cet Article, il suffira de s’en référer aux 
explications fournies sur l'Article XIII de VActe de Navigation du Congo. ' 
L’Article IX est également commun aux deux Actes; il prévoit une révision des 
clauses qui précèdent, dans la pensée d’y apporter les améliorations que l’ex- 
péricnce aura indiquées. || M. le Plénipotentiaire de la Grand-Bretagne a pro- 
posé d'ajouter à l’Acte de Navigation du Niger un Article ainsi conçu: — | 
“Le transit des boissons spiritueuses est prohibé sur le cours du Bas-Niger.” 
Les Puissances, en 
tant que les eaux du Niger, de ses embranchements et issues et de ses affluents, 
sont ou seront sous leur souveraineté ou leur Protectorat, pourront adopter 
à l'égard du transit des boissons spiritueuses par les dites eaux, les disposi- ._ 
tions qu’elles jugeront nécessaires dans l'intérêt des populations indigènes.” | 
D'après les renseignements que son Excellence & bien voulu donner à la Com- 
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mission, les populations Musulmanes de ces régions ne fabriquent ni ne boivent Nr. 85%. 
de liqueurs alcooliques. L’introduction des boissons spiritueuses mettrait nes 
gravement en péril leur bien-être physique et moral. || La Conférence, comme 18-Dec. 188% 
le constatent les Protocoles des séances du 19 Novembre et du 1” Décembre, 

avait déjà été saisie de cette question par l'initiative de M. le Comte de Lau- 

nay. || La Commission ne pouvait manquer de s'associer au sentiment élevé qui 

a inspiré la proposition de M. l’Ambassadeur d’Angleterre, et, d’une voix un- 

anime, elle propose à la Conférence d’émettre le voeu qu’une entente s’établisse 

entre les Gouvernements pour régler la question dont il s’agit d’une manière 

qui concilie les droits de l’humanité avec les intérêts du commerce, en ce que 

ces derniers peuvent avoir de légitime. || Avant de terminer ce Rapport, nous 
croyons devoir acquitter une dette de reconnaissance. MM. Banning, Engel- 

bardt, Anderson, Crowe, Sir Travers Twiss, Asser et Cordeiro, Délégués de 
Belgique, de France, de la Grand-Bretagne, des Pays-Bas ct du Portugal ont 

bien voulu prêter au Sous-Comité et à la Commission un concours qui a été 
justement apprécié MM. Woermann, Stanley et de Bloeme, Délégués de 
l'Allemagne, des États-Unis et des Pays-Bas, ont de leur côté mis au service 

de nos délibérations les résultats de leur expérience personnelle. M. le Dé- 

légué Belge a de plus contribué à réunir les éléments du présent travail. La 
Commission est certaine d’être votre organe en leur exprimant notre sincère 
gratitude. 


Messieurs, un vaste marché est ouvert au coeur même de l'Afrique. 
Toutes les nations y seront traitées dans des conditions de parfaite égalité et 
le commerce n’y connaîtra ni droits d’entrée ni formalités vexatoires. Les in- 
térêts économiques n’ont pas seuls fixé vos préoccupations; vous avez en même 
temps servi la cause de l’humanité, de la civilisation, de la science et du sen- 
siment religieux. Telle est dans sa valeur matérielle comme dans son accep- 
tion la plus noble, la portée de la Déclaration dont les clauses ont déjà obtenu 
votre assentiment. || L’Acte sur lequel vous allez délibérer n’est pas moins 
digne de votre sollicitude. La nature a créé de grandes voies fluviales par 
lesquelles le commerce et, avec lui, il faut l’espérer, le progrès sous toutes 
ses formes, pénétreront jusqu’au centre du continent Africain. Mais, pour les 
mettre en état de répondre à cette destination, il importe de les placer sous 
la protection d’un large système de franchises et de garanties. C'est là l’objet 
des Actes de Navigation qui appliqueront au Congo et au Niger, dans la me- 
sure diverse que comportent les circonstances, les principes qui font de la 
libre navigation des fleuves une des plus belles conquêtes du droit moderne. 


Le Président, 

Alph. de Courcel. 
Lee Rapporteur, 

Baron Lambermont, 
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Annexe No. 1. 
Traité de Vienne de 1815. 


Article CVIIL. — Navigation des Rivières traversant différents Etats. 

Les Puissances, dont les Etats sont séparés ou traversés par une méme 
rivière navigable, s’engagent à régler d’un commun accord tout ce qui a 
rapport à la navigation de cette rivière. Elles nommeront à cet effet des 
Commissaires qui se réuniront au plus tard six mois après la fin du Congrès, 
et qui prendront pour bases de leurs travaux les principes établis dans les 
Articles suivants. 

Article CIX. — Liberté de la Navigation. 

La navigation dans tout le cours des rivières indiquées dans l'Article 
précédent, du point où chacune d'elles devient navigable jusqu'à son embou- 
chure, sera entièrement libre, et ne pourra, sous le rapport du commerce, 
être interdite à personne; bien entendu, que l’on se conformera aux Règle- 
ments relatifs à la police de cette navigation, lesquels seront conçus d'une 
manière uniforme pour tous, et aussi favorables que possible au commerce 
de tontes les nations. 


Article CX. — Uniformité de Système pour la Perception des Droits. 


Le système qui sera établi, tant pour la perception des droits que pour 
le maintien de la police, sera, autant que faire se pourra, le mème pour tout 
le cours de la rivière, et s’étendra aussi, à moins que des circonstances par- 
ticulières ne s’y opposent, sur ceux de ces embranchements et confluents qui 
dans leur cours navigable séparent ou traversent différents États. 


Article CXI. — Rédaction du Tarif. 

Les droits sur la navigation seront fixés d’une manière uniforme, in- 
variable et assez indépendante de la qualité différente des marchandises pour 
ne pas rendre nécessaire un examen détaillé de la cargaison autrement que 
pour cause de fraude et de contravention. La quotité de ces droits, qui en 
aucun cas ne pourront excéder ceux existants actuellement, sera déterminée 
d’après les circonstances locales, qui ne permettent guère d'établir une règle 
générale à cet égard. On partira néanmoins, en dressant le Tarif, du point 
de vue d'encourager le commerce, en facilitant la navigation, et l'octroi établi 
sur le Rhin pourra servir d’une norme approximative. 

Le Tarif une fois réglé, il ne pourra plus être augmenté que par un 
arrangement commun des États Riverains, ni la navigation grevée d'autres 
droits quelconques, outre ceux fixés dans le Règlement. 


Article CXII. — Bureaux de Perception. 
Les Bureaux de Perception, dont on réduira ‘autant que possible le 
nombre, seront fixés par le Règlement, et il ne pourra s’y faire ensuite aucun 
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changement que d’un commun accord, à moins qu’un des Etats Riverains ne ar. 
voulit diminuer le nombre de ceux qui lui appartiennent exclusivement. Staaten. 


18. Deo. 1884. 
Article CXIIL — Chemins de Halage. 


Chaque Etat Riverain se chargera de l’entretien des chemins de halage 
qui passent par son territoire, et des travaux nécessaires pour la méme 
étendue dans le lit de la rivière, pour ne faire éprouver aucun obstacle à la 
navigation. 

Le Règlement futur fixera la manière dont les États Riverains devront 
concourir à ces derniers travaux, dans le cas où les deux rives appartiennent 
à différents Gouvernements. 


Article CXIV. — Droits d’Etape et de Relâche. 


On n’établira nulle part des droits d'étape, d'échelle ou de relâche forcée. 
Quant à ceux qui existent déjà, ils ne seront conservés qu’en tant que les 
États Riverains, sans avoir égard à l’intérét local de l’endroit ou du pays où 
ils sont établis, les trouveraient nécessaires ou utiles à la navigation et au 
commerce en général. 


Article CXV. — Douanes. 


Les douanes des États Riverains n'auront rien de commun avec les 
droits de navigation. On empèchera par des dispositions réglementaires, que 
l'exercice des fonctions des douaniers ne mette pas d’entraves à la navigation, 
mais on surveillera, par une police exacte sur la rive, toute tentative des ha- 
bitants de faire la contrebande à l’aide des bateliers. 


Article CXVI. — Règlement commun à rédiger. 


Tout ce qui est indiqué dans les Articles précédents, sera déterminé par 
un Règlement commun, qui renfermera également tout ce qui aurait besoin 
d'être fixé ultérieurement. Le Règlement une fois arrêté ne pourra être 
changé que du consentement de tous les États Riverains et ils auront soin de 
pourvoir à son éxecution d’une manière convenable et adaptée aux circon- 
stances et aux localités. 


Annexe Nr. 2. 


Traité entre la France et la Confédération Argentine pour la Libre Naviga- 
tion du Parana et del Uruguay, conclu à San José de Flores, le 10 Juillet, 1853. 


(Traités identiques avec la Grande-Bretagne et les États-Unis de l’Amérique.) 


Art. I. La Confédération Argentine permet, dans l’exercice de ses droits 
souverains, la libre navigation des Riviéres Panana et Uruguay, sur toute la 
partie de leur cours qui lui appartient, aux navires marchands de toutes les 


Nr. 8599. 
Konferenz- 
Stasten. 
18. Dec. 1884. 
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nations, en se conformant uniquement aux conditions qu’stablit ce Traité et 
aux Règlements déjà décrétés ou qui le seraient à l'avenir par l'autorité 
nationale de la Confédération. 

Art. II. En conséquence, les dits bâtiments seront admis à séjourner, 
charger et décharger dans les lieux et ports de la Confédération Argentine 
ouverts à cet effet. 

Art. III. Le Gouvernement de la Confédération Argentine, désirant pro- 
curer toute facilité à la navigation intérieure, s'engage à entretenir des mar- 
ques et des balises indiquant les passes. 


Art. IV. Les autorités compétentes de la Confédération établiront un 
système uniforme pour la perception des droits de douane, de port, de phare, 
de police et de pilotage, dans tout le cours des eaux qui appartiennent à la 
Confédération. 


Art. V. Les Hautes Puissances Contractantes, reconnaissant que l’Ile de 
Martin-Garcia peut d’après sa position entraver et empêcher la libre navi- 
gation des affluents du Rio de la Plata, conviennent d'employer leur influence 
pour que la possession de cette île ne soit pas retenue ou conservée par 
aucun État. du Rio de la Plata ou de ses affluents, qui n’aurait pas adhéré 
au principe de leur libre navigation. 


Art. VI. S'il arrivait (ce qu'à Dieu ne plaise) que la guerre éclatat 
entre quelques-uns des Etats, Républiques, ou Provinces du Rio de la Plata 
ou de ses affluents, la navigation des Riviéres Parana et Uruguay n’en de- 
meurera pas moins libre pour le pavillon marchand de toutes les nations. 
Il ne sera apporté d’exception à ce principe qu’en ce qui concerne le trafic 
des munitions de guerre, telles que les armes de toute espéce, la poudre de 
guerre, le plomb et les boulets. 


Art. VII. Sa Majesté l’Empereur du Brésil et les Gouvernements de 
Bolivie, du Paraguay et de l'État Oriental de l’Uruguay pourront accéder au 
present Traité, pour le cas oü ils seraient disposés & en appliquer les prin- 
cipes aux parties des Rivieres Parana, Paraguay et Uruguay, sur lesquelles 
ils peuvent respectivement posseder des droits fluviaux. 


Art. VIII. Le principal objet pour lequel les Rivières Parana et Uruguay 
sont déclarées libres pour le commerce du monde étant de developper les 
relations mercantiles des contrées riveraines et de favoriser l’immigration, il 
est convenu qu’sucune faveur ou immunité quelconque ne sera accordée au 
pavillon ou au commerce d’une autre nation, sans qu’elle ne soit également 
étendue au commerce et au pavillon Francais. 


Art. IX. Le présent Traité sera ratifié par Sa Majesté l'Empereur des 
Français dans le délai de quinze mois à partir de sa date, et par son Excel- 
lence M. le Directeur provisoire, dans celui de deux jours, sous la réserve de 
le présenter à l’approbation du premier Congrès Législatif de la Confédération 
Argentine. 
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Les ratifications devront être échangées au siège du Gouvernement de la Nr. 85%. 


Confédération Argentine dans le délai de dix-huit mois. 


En foi de quoi les Plénipotentiaires respectifs ont signé le présent Traité 18. Der. 188 


et l’ont scellé du sceau de leurs armes. 
Fait à San José de Flores, le 10 Juillet, 1853. 


Le Chevalier de Saint Georges. 
Salvador M. del Carril. 
José B. Gorostiaga. 


Annexe No. 3. 
Traité de Paris du 30 Mars, 1856. 


Art. XV. L’Acte du Congrès de Vienne. ayant établi les principes de- 
stinés à régler la navigation des fleuves qui séparent ou traversent plusieurs 
États, les Puissances Contractantes stipulent entre elles, qu’à l'avenir ces prin- 
cipes seront également appliqués au Danube et à ses embouchures. Elles 
déclarent que cette disposition fait, désormais, partie du droit public de l’Eu- 
rope, et la prennent sous leur garantie. || La navigation du Danube ne pourra 
être assujettie à aucune entrave ni redevance qui ne serait pas expressément 
prévue par les stipulations contenues dans les Articles suivants. En consé- 
quence, il ne sera perçu aucun péage basé uniquement sur le fait de la navi- 
gation du fleuve, ni aucun droit sur les marchandises qui se trouvent à bord 
des navires. Les Règlements de police et de quarantaine à établir, pour la 
sûreté des États séparés ou traversés par ce fleuve, seront conçus de manière 
à favoriser, autant que faire se pourra, la circulation des navires. Sauf ces 
Règlements, il ne sera apporté aucun obstacle, quel qu’il soit, à la libre na- 
vigation. 

Art. XVI. Dans le but de réaliser les dispositions de l'Article précédent, 
une Commission dans laquelle la France, l’Autriche, la Grand-Bretagne, la 
Prusse, la Russie, la Sardaigne et la Turquie seront, chacune, représentées 
par un Délégué, sera chargée de désigner et de faire exécuter les travaux 
nécessaires, depuis Isatcha pour dégager les embouchures du Danube, ainsi que 
les parties de la mer y avoisinantes, des sablés et autres obstacles qui les 
obstruent, afin de mettre cette partie du fleuve et les dites parties de la mer 
dans les meilleures conditions possibles de navigabilité. | Pour couvrir les frais 
de ces travaux, ainsi que des établissements ayant pour objet d'assurer et de 
faciliter la navigation aux bouches du Dannbe, des droits fixes, d’un taux 
convenable, arrêtés par la Commission à la majorité des voix, pourront être 
prélevés, à la condition expresse que, sous ce rapport comme sous tous les 
autres, les pavillons de toutes les nations seront traités sur le pied d’une par- 
faite égalité. ° 

Art. XVIL || Une Commission sera établie et se composera des Délegués 
de l’Autriche, de la Baviére, de la Sublime Porte, et du Wurtemberg (un pour 


142 Berliner (Westafrikanische) Konferenz. 


Be chacune de ces Puissances), auxquels se r&uniront les Commissaires des trois 

Staaten, Principautés Danubiennes, dont la nomination aura été approuvée par la Porte. 

18.Dee. 1884. Cette Commission, qui sera permanente — {|| 1. Elaborera les Règlements de 

navigation et de police fluviale; || 2. Fera disparaître les entraves, de quelque 

nature qu’elles puissent être, qui s’opposent encore à l'application au Danube 

des dispositions du Traité de Vienne; || 3. Ordonnera et fera exécuter les tra- 

vaux nécessaires sur tout le parcours du fleuve; et || 4. Veillera, après la dis- 

solution de la Commission Européenne, au maintien de la navigabilité des 
embouchures du Danube et des parties de la mer y avoisinantes. 

Art. XVIII. Il est entendu que la Commission Européenne aura rempli 
sa tâche, et que la Commission Riveraine aura terminé les travaux désignés 
dans l’Article précédent, sous les Nos. 1 et 2, dans l’espace de deux ans. Les 
Puissances Signataires réunies en Conférence informées de ce fait, prononceront, 
après en avoir pris act, la dissolution de la Commission Européenne; et, dès 
lors, la Commission Riveraine permanente jouira des mêmes pouvoirs que ceux 
dont la Commission Européenne aura été investie jusqu'alors. 

Art. XIX. || Afin d'assurer l'exécution des Règlements qui auront été 
arrêtés d'un commun accord, d'après les principes ci-dessus énoncés, chacune 
des Puissances Contractantes aura le droit de faire stationner, en tout temps, 
deux bâtiments légers aux embouchures du Danube. 


Annexe No. 4. 
Projet d’Acte de Navigation du Congo (Niger). 


Le Congrès de Vienne ayant établi certains principes généraux relatifs 
au régime de la navigation snr les cours d’eau dont le libre usage est d’un 
intérêt international, et ces principes ayant, par le fait de leur application à 
plusieurs fleuves de l'Europe et de l’Amérique, passé dans le domaine du droit 
public, les Puissances dont les Plénipotentiaires se sont réunis en Conférence 
& Berlin, ont résolu d'appliquer les mêmes principes au Congo (Niger). 

A cet effet, elles sont convenues des Articles suivants: — 

Art. I. || La navigation du Congo (Niger) est et demeurera entièrement 
libre pour tontes les nations, tant pour le transport des marchandises que 
pour celui des voyageurs. Elle devra se conformer aux dispositions du présent 
Acte de Navigation et des Règlements à établir en exécution de cet Acte, | 
Dans l’exercice de cette navigation les sujets et les pavillons de toutes les 
nations seront traités, sous tous les rapports, sur le pied d’une parfaite égalité, 
tant pour la navigation directe de la pleine mer vers les ports intérieurs du 
Congo (Niger), et vice versa, que pour le grand ct le petit cabotage sur tous 
les parcours de ce fleuve. || En conséquence, il ne sera concédé ni privilèges 
exclusifs de navigation sur tout le parcours ct aux embouchures du Congo 
(Niger), ni faveurs spéciales d'aucune sorte, soit à des Sociétés ou Corporations 
quelconques, soit à des particuliers. || Ces dispositions font désormais partie du 
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droit public international, et les Puissances Signataires du présent Acte les pe 
prennent sous leur garantie. Staaten. 

Art. Il. || La navigation du Congo (Niger) ne pourra être assujettie À aucune !8- Dec. 188. 
entrave ni redevance qui ne seraient pas expressément stipulées dans le pré- 
sent Acte. || Dans toute l'étendue du Congo (Niger) les marchandises trans- 
portées sur le fleuve, quelles que soient leur provenance et leur destination, 
ne seront soumises & aucun droit de transit. || Il ne sera établi aucun péage 
basé sur le seul fait de la navigation du fleuve, ni aucuns droits d’échelle, 
d’etape, de depôt, de rompre charge, ou de relâche forcée. Pourront seuls 
être perçus des taxes ou droits qui auront le caractère de rétributions pour 
services rendus à la navigation même, savoir: — || 1. Des taxes de port pour 
l'usage effectif de certains établissements locaux tels que quais, magasins, &c.| 
Le Tarif de ces taxes sera calculé sur les dépenses de construction et d’entre- 
tien des dits établissements locaux, et l'application en aura lieu sans égard 
à la provenance des navires et à leur cargaison. || 2. Des droits de pilotage 
sur les sections fluviales où seront créés des stations de pilotes brevetés. || Le 
Tarif de ces droits sera fixe et proportionné au service rendu. || 3. Des droits 
destinés à couvrir les dépenses techniques et administratives, faites dans l'in- 
térêt général de la navigation. || Les droits de cette dernière catégorie seront 
basés sur le tonnage des navires, tel qu’il est indiqué par les papiers de bord, 
et cela sans acception de la nature des marchandises flottantes. || Les Tarifs, 
d’après lesquels les taxes et droits, énumérés dans les trois paragraphes pré- 
cédents, seront perçus, ne comporteront aucun traitement différentiel et devront 
être officiellement publiés dans chaque port. 

Art. III. || Les routes de terre riveraines et les canaux latéraux qui pour- 
ront être établis dans le but spécial de suppléer à l’innavigabilité ou aux 
imperfections de la voie d’eau sur certaines sections du parcours du Congo 
(Niger) seront considérés, dans leur qualité de moyens de communication, 
comme des dépendances de ce fleuve et seront également ouverts au trafic de 
toutes les nations. || De même que sur le fleuve il ne pourra être perçu sur 
ces routes et canaux que des péages calculés sur les dépenses de construction, 
d'entretien et de surveillance, et sur les bénéfices dus aux entrepreneurs. | 
Quant au montant de ces péages, les étrangers et les nationaux des territoires 
respectifs seront traités sur le pied d'une parfaite égalité. 

Art. IV. || Dans le but de subvenir aux dépenses techniques et administra- 
tives votées d’un commun accord, il sera créé une Caisse de Navigation pour 
le Congo (Niger). || Cette Caisse sera dotée au moyen d’emprunts dont les in- 
téréts seront garantis par les Puissances désignées dans l'Article VII de cet 
Acte. || Le produit des droits spécifiés au 3° paragraphe de l’Article II sera 
affecté par priorité et préférence au remboursement des dits emprunts suivant 
les conventions passées avec les prêteurs. || L’excédant de ce produit sera tenu 
en réserve pour faire face aux dépenses qui seront jugées utiles dans l'intérêt 
général. 
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a, Paso Art. V. || Aux embouchures du Congo (Niger) il sera fondé un établisse- 
Staaten, Ment quarantenaire qui exercera le contrôle sur les bâtiments tant à l'entrée 
18, Dec. 1884. qu’à la sortie. || Il sera décidé plus tard par les Puissances si et dans quelles 
conditions un contrôle sanitaire devra être exercé sur les bâtiments dans le 

cours de la navigation fluviale. 

Art. VI. || Les affluents du Congo (Niger) seront à tout égard soumis au 
même régime que le fleuve dont ils sont tributaires. 

Art. VIL || Une Commission Internationale pour le Congo (Niger) sera 
chargée d'assurer l'exécution des dispositions du présent Acte. || Les Puissances 
Signataires de cet Acte, ainsi que celles qui y adhéreront postérieurement, 
pourront se faire représenter dans la dite Commission, chacune par un dé- 
légué. || Ce Délégué sera directement rétribué par son Gouvernement. || Quant 
aux divers agents et employés de la Commission Internationale, ils seront 
entretenus sur les fonds de la Caisse de Navigation, prévue à l'Article IV. 

Art. VIII. || La Commission Internationale du Congo (Niger) se constituera 
sur les lieux, trois mois après la ratification du présent Acte. || Elle élaborera 
dans le délai de ....des Règlements de navigation de police fluviale, de pilo- 
tage ct de quarantaine, ainsi que les Tarifs prévus à l'Article U. Ces Règle- 
ments ct Tarifs, avant d'être mis en vigueur, seront soumis à l'approbation 
des Puissances Signataires du présent Acte. 

Art. IX. || La Commission Internationale du Congo (Niger) chargée aux 
termes de l’Article VII d'assurer l’exécution du présent Acte, aura notamment 
dans ses attributions: — || 1. La désignation des travaux propres à assurer 
la navigabilit du Congo (Niger) selon les besoins du commerce international. |; 
Sur les sections du fleuve, où aucune Puissance n’exercera des droits de souve- 
raineté, la Commission Internationale prendra elle-même les mesures nécessaires 
pour assurer la navigabilité du fleuve. || Sur les sections du fleuve occupées 
par une Puissance Souveraine, cette tâche spéciale appartiendra à l'autorité 
Riveraine qui s’entendra à cet égard avec la Commission Internationale. 
2. La fixation des Tarifs de port et de pilotage et celle du Tarif général des 
droits prévus aux 1, 2°, et au 3° paragraphes de l’Article II. || La perception 
de ces différents droits appartiendra à l'autorité territoriale sur les sections 
occupées par une Puissance Souveraine, et à la Commission Internationale sur 
les autres sections. || 3. L’Administration de la Caisse de Navigation, créée par 
VArticle 1V, et la conclusion des emprunts, destinés à la dotation de cette 
Caisse. || 4. Le contrôle de l'établissement quarantensire prévu dans l'Article V.i 
Le personnel de cet établissement sera institué par l'autorité territoriale et, 
à son défaut, par la Commission Internationale. || 5. La nomination des agents 
dépendant du service général de la navigation et celle de ses propres em- 
ployés. || L'institution des inspecteurs locaux appartiendra à l'autorité terri- 
toriale sur les sections occupées par une Puissance Souveraine, et à la Com- 
mission Internationale sur les autres sections du fleuve. 

Art. X. || Les Puissances Signataires de cet Acte et celles qui y adhéreront 
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postérieurement reconnaissent la neutralité en temps de guerre du Congo (Niger) 


ct de ses afflucnts ainsi que des routes et canaux, mentionnés dans les Ar- staaten, 
ticles III et VI, ct elles prennent l’engagement de respecter et de faire respccter 18. Deo. 1884. 


cette neutralité. ‘En conséquence toutes les dispositions de cet Acte demeu- 
reront en vigucur, malgré l’état de guerre, sauf en ce qui concerne le trans- 
port d’articles de contrebande de gucrre. | Tous les ouvrages et établissements 
créés cn exécution de ect Acte, notamment les Bureaux de Perception et leurs 
Caisses, de même que le personnel attaché d’une manière permanente au ser- 
vice de ces établissements, jouiront des bénéfices de la neutralité et seront 
également respectés et protégés par les belligerants. || La Commission Inter- 
nationale veillera à ce que cette neutralité soit généralement maintenue. 

Art. XL || Dans Vaccomplissement de sa tâche, la Commission Internatio- 
uale pourra recourir, au besoin, aux bâtiments de guerre des Puissances Signa- 
taires de cet Acte et de celles qui y accéderont à l’avenir. 





Annexe No. 5. 


Projet de Declaration présenté par Son Excellence DM. le Plénipotentiaire de la 
Grunde-Brelagne, pour assurer la Liberte de la Navigation sur le Niger. 
La Grande-Bretagne s’engage à ce que la navigation du Niger ct ses 
affluents, en tant qu’ils sont ou scront sous sa souveraineté ou son Protectorat, 
sera libre, sans aucun traitement différentiel quel qu'il soit, aux navires mar- 
chauds de toutes les uations sur le même picd que les navires Britanniques. | 
Elle s'engage à n'imposer aucun péage, ni aucun droit, sur les merchandises 
qui se trouvent à bord des navires, basé uniquement sur le fait de la navi- 
gation du fleuve ct ses affluents. Les Règlements qu'elle etablira pour la 
sûreté et le contrôle de la navigation seront couçus de mauière à faciliter 
autant que possible la circulation des navires marchands. || Il est entendu que 
rien dans ces engagements ainsi pris ne saurait être interprété comme empé- 
chant ou pouvant empécher la Grande-Bretagne de faire quelques règlements 
de navigation que ce soient, qui ne scraicut pas contraires à l’esprit de ces 
engagements. || La Grande-Bretagne s'engage à protéger les négociants étrangers 
de toutes les uations faisant le commerce dans les parties du cours du Niger 
qui sont ou seront sous sa souveraineté ou son lrotectorat également comme 
s'ils étaicnt ses propres sujets, pourvu toutefois que ces négociants se confor- 
ment aux Règlements qui sont ou seront établis cn termes de ce qui précède. 


Annexe No. 6. 

Projet WAcle de Naciyation du Congo proposé par la Commission. 

Le Congrès de Vienne ayant ctabli par les Articles CVIIT à CXVI de 
son Acte Final les principes généraux qui règlent la libre navigation des cours 
d'eau navigables qui séparent ou traversent plusicurs États, ct ces principes, 

Stautsarchiv XLV. 10 
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Nr. 850%. complétés par les Articles XV et XVI du Traité de Paris du 30 Mars, 1856, 
en ayant reçu une application de plus cn plus large à des fleuves de l'Europe 
18. Deo. 1884. et de l'Amérique, et spécialement au Danube, les Puissances dont les Pléni- 
potentiaires se sont réunis en Conférence à Berlin, ont résolu de les étendre 
également au Congo, à ses affluents, ainsi qu'aux eaux qui leur sont assimi- 
lées. || A cette fin, elles sont convenues des Articles suivants: — 
(Artikel I und II lauten wörtlich wie die Art. 13 und 14 der General-Akte.) 

Art. III. | Les affluents du Congo seront à tous égards soumis au même 
régime que le fleuve dont ils sont tributaires. || Le même régime sera appliqué 
aux fleuves et rivières ainsi qu'aux lacs et canaux des territoires déterminés 
par l'Article I“, paragraphes 2 et 3 de la Déclaration relative à la liberté 
du commerce dans le bassin conventionnel du Congo. 

(Art. IV—VI wie Art. 16—18 der General-Akte.) 

Art. VII. || La Commission Internationale du Congo se constituera dans 
un délai de six mois après la ratification du présent Acte || Elle élaborera 
immédiatement des Röglements de navigation, de police fluviale, de pilotage 
et de quarantaine. 

(Absatz 3—5 wie Absatz 3—5 dos Art. 19 der General -Akte. 
Artikel VIII—XIII wie Art. 20—25 der Gencral-Akte.) 

Art. XIV. || Les Puissances Signataires du présent Acte se réservent d’y 
introduire ultérieurement et d’un commun accord les modifications ou améliora- 
tions dont l'utilité serait démontrée par l’expérience. 


Annexe No. 7. 

Projet d’Acte de Navigation du Niger proposé par la Commission. 

Le Congrès de Vienne ayant établi par les Articles CVIII à CXVI de 
son Acte Final les principes généraux qui règlent la libre navigation des 
cours d’eau navigables qui séparent ou traversent plusicurs Etats, et ces prin- 
cipes ayant reçu une application de plus en plus large à des fleuves de 
l'Europe et de d’Amérique, les Puissances dont les Plénipotentiaires se sont 
réunis en Conférence à Berlin ont résolu de les étendre au Niger et à ses 
affluents. 

A cet effet, elles sont convenues des Articles suivants: — 

(Artikel I—VII lauten wörtlich wie Art. 26—33 der General-Akte.) 

Art. IX. || Les Puissances Signataires du présent Acte se réservent d'y 
introduire ultérieurement et d'un common accord les modifications ou améliora- 
tions dont l'utilité serait démontrée par l'expérience. 


Annexe No. 8. — Proposition Allemande. 


Les Puissances Signataires de cet Acte et celles qui y adhéreront posté- 
rieurement, reconnaissent la neutralité en temps de guerre du Congo et de 
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ses affluents ainsi que des routes et canaux mentionnés dans les Articles III Nr. 85%. 
et IV, et elles prennent l’engagement de respecter et de faire respecter cette staaten. 
neutralité. || En conséquence toutes les dispositions de cet Acte demeureront 18-Dec. 1884. 


en vigueur, malgré l’état de guerre, sauf en ce qui concerne le transport 
d'articles de contrebande de guerre. || Tous les ouvrages et établissements créés 
en exécution de cet Acte, notamment les Bureaux de Perception et leurs 
Caisses, de même que le personnel attaché d’une manière permanente au ser- 
vice de ces établissements, jouiront des bénéfices de la neutralité et seront 
également respectés et protégés par les belligérants. || La Commission Inter- 
nationale veillera à ce que cette neutralité soit généralement maintenue. 


Annexe No. 9. — Proposition Belge. 


Les Puissances Signataires de cet Acte et celles qui y adhéreront posté- 
rieurement, reconnaissent la neutralité en temps de guerre du Congo, de ses 
affluents, ainsi que des rivières, routes et canaux mentionnés dans les Ar- 
ticles III et IV. Elles prennent l’engagement de respecter et de faire respecter 
cette neutralité, sous la réserve toutefois pour la Belgique des obligations 
dérivant de sa propre neutralité. | En conséquence, toutes les dispositions de 
cet Acte demeureront en vigueur au profit des belligérants comme des neutres 
pendant l’état de guerre, sauf les restrictions qui concernent le transport des 
articles de contrebande de guerre. || Tous les ouvrages et établissements créés 
en exécution de cet Acte, notamment les Bureaux de Perception et les Caisses, 
de mème que le personnel attaché d’une manière permanente au service de 
ces établissements, jouiront des bénéfices ct la neutralité et seront également 
respectés ct protégés par les belligérants. || La Commission Internationale veil- 
lera à ce que cette neutralité soit généralement maintenue et elle offrira sa 
médiation en cas de conflits entre les États Riverains. 


Annexe No. 10. 


Proposition de la Grande-Bretagne de remplacer l'Article XIII par la 
Déclaration suivante: — || Les Puissances Signataires de cet Acte, en vue de 
se concerter sur une résolution propre à faciliter et développer les relations 
commerciales entre leurs États ct les pays du Bassion du Congo (Niger), et 
cherchant à écarter toute divergence d'opinion qui pourra faire naître en 
temps de guerre des difficultés sérieuses entre les neutres ct les’ belligerants; 
touchant la liberté de navigation dans les eaux du Congo (Niger), et de ses 
affluents, sont convenues sur la Déclaration suivante: — || S’il arrive: (eu qui 
à Dieu ne plaise!) que la guerre éclate entre quelques-unes des Puissancos 
Signataires de cet Acte, ou entre aucune: des Puissanocs: Riverainés ou entre 
aucune des Puissances Signataires: et Riverainés, la navigation du Congo (Niger) 
et de ses affluents ainsi que de! la-haute mer à la distance d’une lieue mari- 

10° 
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Nr. 8509. time des embouchures des dits fleuves, ne demeurcra pas moins libre pour 

ee le pavillon marchand de toutes les nations. Il ne scra apporté d'exception à 

18.Dec. 1884, co principe qu’en ce qui concerne le trafic des munitions de guerre, de la 
houille, destinée à un belligérant, ainsi que des autres objets également des- 
tinés à un belligerant, considérés selon l'usage moderne des gens, comme 
étant d’ancipitis usus. || Les dispositions analogues scrout appliquées aux ca- 
naux, routes ct chemins de fer mentionnés dans les Articles IL ct IV. 


Annexe No. 11. 


Proposition transactionnelle relative aux Articles des Actes de Navigation pour 
le Congo et pour le Niger portant sur la Neutralilö en temps de Guerre. 


Article. 

Les dispositions du présent Acte demeureront en vigucur mème pendant 
l'état de guerre. En conséquence, la navigation de toutes les nations, neutres 
ou belligérantes, sera libre en tout temps pour les usages du commerce 
sur le Congo, ses embrauchements, ses sur le Niger, ses embranchements et 
affluents ct ses embouchurcs, ainsi que affluents, ses embouchüres ct issues, 
sur la mer territoriale faisant face aux ainsi que sur la mer territoriale fai- 
embouchures de ce fleuve. sant face aux embouchures ct issues 

de ce fleuve. 

Le trafic demeurera également libre, malgré l'état de guerre, sur les 
routes, chemins de fer, lacs, et canaux mentionnés dans les Articles IL et IV. 

Il ne sera apporté d'exception à ce principe qu’en ce qui concerne le 
transport des objets destinés à un belligérant et considérés, en vertu du droit 
des gens, comme articles de contrebande de gucrre. 

Tous les ouvrages ct établissements créés en exécution du présent Acte, 
notamment les Bureaux de Perception et leurs Caisses, de même que le per- 
sonnel attaché d'unc manière permanente au service de ses établissements, 
seront placés sous le régime de la neutralité ct, à ce titre, seront respectés 
ct protégés par les belligerants. 


Aunexe No. 12. 
Proposition de M. le Plénipotentiaire des États-Unis d'Amérique. 

Afin d'assurer en temps de guerre le maintien de la liberté de commerce 
et de navigation déjà stipulée, pour le cas où dans l'avenir des hostilités vien- 
draient malheureusement à éclater entre deux ou plusieurs des Puissauces 
Signataires de la présente Déclaration, chacune d'elles s'engage à traiter en 
territoire neutre tous les libres territoires commerciaux définis dans la pre- 
mière Déclaration de cette Conférence, ainsi que toutes les voies navigables 
qui s’y trouvent. Aucun acte d’hostilité ne pourra être posé dans ces contrées 
par un des belligérauts vis-à-vis de l'autre; les objets constituant la contre- 
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bande de guerre n’y seront fournis à aucun des belligérants. Chacune des Nr. 8500. 


Puissances Signataires se réserve le droit de faire respecter cette stipulation. 


Annexe No. 13. 


Exposé lu par Mr. Kasson dans la Stance de la Commission du 10 Decembre 
pour motiver sa Proposition relative à la Neutralisation du Bassin du Congo. 


La Conférence Internationale a déjà formulé de commun accord une 
Déclaration au sujet de la liberté de commerce pour toutes les nations dans 
l’Afrique Centrale. Cette Déclaration a reçu l’approbation du monde civilisé 
tout entier, qui l’a acceptée avec reconnaissance. || Le Gouvernement que jai 
Vhonneur de représenter trouve qu'il y a lieu de faire une autre Déclaration 
qui assurera le maintien de la première et sera le couronnement de l’oeuvre 
civilisatrice, pacifique et humanitaire que vous avez, Messieurs, fondée avec 
tant de sagesse. Elle concerne tous ceux de la race blanche qui résideront 
dans l'Afrique Centrale; elle vise la sécurité de leurs personnes et de leurs 
biens, et favorise les progrés de la religion elle-méme. Elle a pour but de 
délivrer ce territoire des effets désastreux des guerres étrangéres. || Laissez- 
moi vous exposer en quelques mots les motifs qui poussent mon Gouvernement 
à vous demander d'examiner favorablement sa proposition. || Ce n’est pas assez 
que tous nos commerçants jouissent également du droit d'acheter l'huile, les 
gommes, l’ivoire du pays et d’y vendre une valeur équivalente de marchandises 
que les indigènes acceptent en échange. Ce ne serait qu'un piètre débouché 
pour les vastes forces productrices de l'Europe et de l'Amérique, I faut 
sérieusement encourager le travail productif dans les contrées Africaines et 
augmenter ainsi à leurs habitants les moyens de l’acquisition des produits des 
nations civilisées. Ce résultat ne peut être obtenu qu’en y établissant, d'une 
façon permanente, un régime de paix. En effet, la guerre déchaîne prompte- 
ment toutes les passions barbares et anéantit les progrès de maintes années 
de civilisation. || Les premières Colonies fondées en Amérique ont été l’ucuvre 
de différentes nationalités. Là même où Vémigration avait cu au début un 
caractère libre ct paisible, des Gouvernements étrangers se sont bientôt installés, 
avec forces militaires à l'appui. Des guerres éclatérent ensuite en Europe. 
Les belligérants avaient des Colonics, et bientôt les champs de bataille s'éten- 
dirent jusqu'en Amérique, Dans l’ardeur de la lutte chacun des belligérants 
cherchait des alliés parmi les tribus indigènes, chez lesquelles ils réveillaient 
ainsi les penchants naturels pour la violence et le pillage. Il s’ensuivit d’hor- 
ribles cruautés et des massacres dans lesquels on n’épargnait ni âge ni sexe; 
le couteau, la lance ct la torche transformèrent en un désert des Colonics 
paisibles et heureuses. || L'état actuel de l'Afrique Centrale rappelle beaucoup 
celui de l'Amérique lorsque ce continent a été tout d’abord ouvert au monde 
Européen. Comment pourrons-nous éviter chez les nombreuses tribus Afri- 
caines une répétition des événements malheureux que je viens de citer? Com- 
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Kr. 859. ment ne pas exposer nos commerçants, nos colons et leurs biens à ces dangers? 

en Comment defendre la vie de nos missionnaires et la religion elle-méme contre 

18. Dec.1884. le réveil des moeurs sauvages et des passions barbares? || Nous trouvant en 
présence de ceux que nous poussons à entreprendre l'oeuvre de la civilisation 
en Afrique, il est de notre devoir de leur éviter les expériences déplorables 
qui ont marqué la phase correspondante en Amérique. Notre commerce ct 
nos Colonies ne peuvent être prospères et la vie de nos nationaux ne sera 
pas en sûreté si nous laissons transporter les pavillons de guerre étrangers 
dans un pays plein de barbares avides du pillage des biens des blancs. || Il 
est difficile de trouver un motif pour justifier, dans cette nouvelle Afrique 
Centrale, l'existence de Colonies qui dépendent militairement de Puissances 
étrangères. On les fonde en général dans le but de s'assurer exclusivement 
certains avantages commerciaux, ou de s’en servir d’une façon déterminée en 
temps de guerre. Mais ici nous avons déclaré qu'il n’y aurait pas d'avantages 
exclusifs; la première raison n'existe donc pas. Quant à leur utilité en temps 
de guerre, à quoi servirait dans les opérations militaires à l'étranger de posséder 
une Colonie dépendante au-dessus des chutes de Yellala? Du moment que 
la possession d’une Colonie „ne suppose pas le monopole commercial, elle cesse 
d'avoir de la valeur pour le Gouvernement étranger. Les revenus qu'elle 
rapportera à la mörc-patrio n’équivaudront jamais aux frais qu’exigera son 
maintien. || 11 ne semble donc pas qui’il y ait des motifs suffisants pour faire 
de l'Afrique Centrale le théâtre des luttes des Puissances lorsqu'elles se feront 
la guerre. Le fait de transporter les hostilités en Afrique aurait pour résultat. 
d’entrafner dans une ruine générale les intéréts de tous les neutres dans ces 
régions ouvertes à tout le monde. Il est impossible de calculer d'avance les 
effets désastreux qu'aurait un tel événement sur les entreprises naissantes de 
nos uationaux ct sur le développement général du pays. Si nous ne prenons 
aucune précaution contre ce danger, nous aurons à regretter le caractère in- 
complet de notre oeuvre. || Mais si, au contraire, nous pouvions établir des 
garanties contre le danger d'être entraînés dans des conflits entre les intérêts 
des Puissances Étrangères, et de plus même contre des luttes locales éven- 
tuelles au sujet de délimitations de territoire ct de droits de possessions, notre 
ocuvre serait vraiment complète. Les États-Unis concourront avec joie à n'im- 
porte quel arrangement qui tendra à aplanir ces questions au moyen d'un 
arbitrage paisible. Ils scraient heurcux de prendre part à une De£clarafion 
par laquelle chacune des Puissances Signataires s‘engagerait à soumettre à un 
arbitrage, conformément aux usages modernes des nations civilisées, toute con- 
testation qui pourrait surgir entre celles au sujet de droits de possession et de 
territoire daus la zone commerciale libre déjà mentionnée. || En vue de la sé- 
curité de nos intérêts communs en Afrique, dans le cas d’une guerre étrangère, 
je vous demande la permission de vous soumettre au nom de mon Gouverne- 
ment le Projet de Déclaration ci-joint qui ferait suite à la première ou à la 
seconde Déclaration de la Conférence. 
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Annexe No. 14. 
Proposition modifiée de M. le Plénipotentiaire des Etats- Unis d’ Amérique. 


Afin d’assurer en temps de guerre le maintien de la liberté de commerce 
et de navigation déjà stipulée, pour le cas où dans l’avenir des hostilités vien- 
draient malheureusement & éclater entre deux ou plusieurs des Puissances 
Européennes ou Américaines Signataires de la présente Déclaration ou qui y 
adhéreront, chacune d’elles s’engage & traiter en territoire neutre tous les 
libres territoires commerciaux définis dans la première Déclaration de cette 
Conférence, ainsi que toutes les voies navigables qui s’y trouvent. Aucun 
acte d’hostilité ne pourra être posé dans ces contrées par un des belligérants 
vis-à-vis de l’autre; les objets constituant la contrebande de guerre n'y seront 
fournis par aucun État de cette zone libre à aucun des belligérants. Cha- 
cune des Puissances Signataires se réserve le droit de faire respecter cette 
stipulation. 


Annexe No. 15. 
Projet amende d’Acte de Navigation du Niger, proposé par la Grande-Bretagne. 


Le Congrès de Vienne ayant établi par les Articles CVIII à CXVI de 
son Acte Final les principes généraux qui règlent la libre navigation des cours 
d’eau navigables qui séparent ou traversent plusieurs États et ces principes 
ayant reçu une application de plus en plus large à des fleuves de l’Europe 
et de l'Amérique, les Puissances dont les Plénipotentiaires se sont réunis en 
Conférence à Berlin, ont résolu de les appliquer au Niger et à ses affluents. 

A cet effet, clles sont convenues des Articles suivants: — 


Art. I. || La navigation du Niger, sans exception d’aucun des embranche- 
ments ni issues de ce fleuve, est et demeurcra enti¢rement libre pour les na- 
vires marchands, en charge ou sur lest, de tontes les nations, tant pour le 
transport des marchandises que pour celui des voyageurs. Elle devra se con- 
former aux Règlements qu'il sera nécessaire d’établir pour la sûreté et le 
contrôle de la navigation. || Dans Vexercice de cette navigation les sujets et 
les pavillons de toutes les nations scront traités, sous tous les rapports, sur 
le pied d’une parfaite égalité, tant pour la navigation directe de la pleine mer 
vers les ports intérieurs du Niger et vice versa, que pour le grand et le petit 
cabotage ainsi que pour la battellerie sur le parcours de ce fleuve. || En con- 
séquence, sur tout le parcours ct aux embouchures du Niger il ne scra fait 
aucune distinction entre les sujets des États Riverains et ceux des non-Ri- 
verains et il ne sera concédé aucuns priviléges exclusifs de navigation. || Ces 
dispositions font désormais partie du droit public international. 

Art. II. || La navigation du Niger ne pourra étre assujettie 4 aucune en- 
trave ni redevance basées uniquement sur le fait de la navigation. || Elle ne 
subira aucune obligation d’échelle, d’étape, de depöt, de rompre charge, ou de 
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En an relâche forcée. || Dans toute l'étendue du Niger les navires ct les marchandises 
Btaaton. transitant sur le fleuve ne seront soumis à aucun droit, quelles que soient 
18.Dec. 18. lear provenance ou leur destination. || Il ne sera établi aucun péage maritime, 
ni fluvial, basé sur le seul fait de la navigation, ni aucun droit sur les mar- 
chandises qui se trouvent à bord des navires. Puurront seuls être perçus des 
taxes ou droits qui auront le caractère de rétributions pour services rendus 
à la navigation même. Les Tarifs de ces taxes ou droits ne comporteront 
aucun traitement différentiel. 

Art. III || Les affluents du Niger seront à tous égards soumis au même 
régime que le fleuve dont ils sont tributaires. 

Art. IV. || Les routes, chemins de fer, ou canaux latéraux qui pourront 
être établis dans le but spécial de suppléer à l'innavigabilité ou aux imper- 
fections de la voie fluviale sur certaines sections du parcours du Niger, de 
ses affluents (ct des autres cours d’eau qui leur sont assimilés par l'Article IN, 
seront considérés en leur qualité de moyens de communications, comme des 
dépendances de ce fleuve, ct seront également ouverts au trafic de toutes les 
nations, || De même que sur le fleuve il ne pourra être perçu sur ces routes, 
chemins de fer et canaux que des péages calculés sur les dépenses de con- 
struction, d'entretien et d'administration, et sur les bénéfices dus aux entre- 
preneurs. || Quant au taux de ces péages, les étrangers et les nationaux des 
territoires respectifs seront traités sur le-pied d'une parfaite égalité. 

Art. V. || En ce qui concerne le Niger et ses affluents, les Puissances 
Signataires s'engagent à appliquer les principes de la liberté de navigation 
énoncés dans les Articles I, II, III et IV, en tant que ces caux sont on seront 
sous leur souveraineté ou leur Protectorat. i} Les Règlements que chaque 
Puissance établira pour la sûreté et le contrôle de la navigation seront con- 
ças de manière à faciliter autant que possible la circulation des navires mar- 
chands. || Il est entendu que rien dans les engagements ainsi pris ne saurait 
être interprété comme empêchant ou pouvant empêcher chaque Puissance de 
faire en ce qui concerne les caux sous sa souveraineté ou son Protectorat des 
Règlements de navigation quels qu'ils soient, qni ne seraient pas contraires 
à l'esprit de ces engagements. || Les Puissances Signataires s'engagent A pro- 
téger les négociants étrangers de toutes les nations faisant le commerce dans 
les parties du cours du Niger qui sont ou seront sous leur souveraineté ou 
leur Protectorat également comme s'ils étaicnt leurs propres sujets, pourvu 
tontefois que ces négociants se conforment aux Règlements qui sont ou seront 
établis en termes de ce qui précède. 

Art. VI. || Le transit des boissons spiritneuses est prohibé sur le cours 
du Bas-Niger. 

Art. VII. 
(Neutralite 
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Annexe No. 16. Nr. 8590. 
Konferenz- 
Observations de Mr, Anderson dans la Discussion sur les Spiritueur. 28 De 


Nous désirons attirer l’attention sur les conditions exceptionnelles dans 
lesquelles se trouvent les populations Africaines qui habitent le Bassin du 
Niger Central, ainsi que les régions à l’est de ce fleuve et du Lac Tchad. 
On a estimé approximativement la population de ce pays à une quarantaine 
de millions; la grande majorité se compose de Musulmans, la minorité, dans 
une proportion qu’il est impossible de déterminer, de païens. On a tout lieu 
de croire que ces peuples ne consomment pas de spiritueux. || L'état moral 
des habitants du Congo diffère absolument de celui des tribus de la côte. 
Les récits des voyageurs et des commerçants nous apprennent que ces derniers 
avaient l'habitude de fabriquer et de consommer des boissons enivrantes avant 
l'introduction dans leur pays de liqueurs étrangères. Tout en étant très desi- . 
reux de voir prendre n'importe quelle mesure pratique pour réprimer le com- 
merce des spiritueux dans ces régions, nous nous rendons compte des diffi- 
cultés que soulévent Vexistence de ce besoin parmi les indigénes et la ten- 
dance du commerce & y subvenir; mais dans les contrées Musulmanes ce besoin 
n'existe pas et ne se fera pas sentir, à moins que l’offre ne fasse surgir la 
demande, || Ce serait un désastre pour la cause humanitaire et un reproche 
pour les nations civilisées si le résultat du contact avec le commerce étranger 
était de faire naître chez les indigènes une passion qui les mönerait à la 
démoralisation et à la dégradation; les intérêts du commerce ne réclament 
pas l'ouverture de ce champ au trafic des spiritueux; celui dont il dispose 
m'est qne trop vaste déjà. Du reste, si le négoce d'un pays devait en souffrir, 
ce serait bien le nôtre, puisque les commerçants Anglais sont les seuls qni 
aient atteint les régions Musulmanes. || La Compagnie Africaine, qui a plu- 
ours établissements sur le Bénué, fleuve par lequel on pénètre dans les 
districts en question, désire elle-même très vivement empêcher l'introduction 
des spiritueux. Elle sait que les avantages qui pourraient en résulter an 
point de vue financier seraient anéantis par le mauvais effet que produirait 
sur le commerce le retour à la barbarie de ces pays, qui, comparés À cenx 
de la côte, ont fait certains progrès dans la voie de la civilisation || Je vou- 
drais faire observer que la défense faite par leur religion aux Musulmans de 
hoire des spiritneux, ne constitue pas pour cux une barrière infranchissable. 
L'expérience démontre que la passion des boissons fortes, une fois développée 
chez les Africains, ne peut plus être restreinte. De plus, il ne faut pas 
oublier que les esclaves non-Musulmans ne se trouvent liés par aucune défense 
religieuse de ce genre. |} Finalement, je me permettrai de faire remarquer que, 
selon moi, les Pnissances trouveront un précédent pour ane entente générale 
sur cette question dans l’assentiment qui a accueilli une proposition récente 
du Siam. Ce royaume a demandé de voir modifier ses Traités avec les Puis- 
sances Europtennes de façon à lui permettre de réprimer les abus du com- 
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Paral merce des liqueurs. Ce fait est un exemple frappant de la bonne volonté que 


Staaten. montrent les nations civilisées à coopérer dans l'intérêt de l’humanite. 
18, Dec. 1884. 


Annexe No. 17. 


Mémoire relatif au Niger, présenté par son Excellence M. le Plénipotentiaire 
de la Grande-Bretagne. 

Tl est nécessaire de ne pas confondre les embouchures du fleuve Niger 
avec les fleuves avoisinants connus comme plusieurs des embouchures du Niger 
méme sous le nom “Oil Rivers.” Ils sont également sous le Protectorat de 
la Grande-Bretagne qui s’étend au nord jusqu’au Bénin en touchant la Colonic 
Auglaise de Lagos et ses dépendances, et au sud jusqu'à la Baie d’Ambas, 
limitrophe du territoire où se trouve la Rivière de Cameroon, aujourd’hui 
sous le Protectorat de l’Empire Allemand. || Le delta formé par les bouches 
du Niger a son sommet dans l'intérieur en aval d’Abo, sa base entre l’em- 
bouchure du Bénin et celle du Bonny. Entre ces deux branches du delta se 
trouvent plusicurs autres rivières. || Le Cross qui débouche à l'est du delta, 
a sa source vers le Bassin du Congo, et roule dans un bassin qui lui est 
propre. Il a son embouchure à Old Calabar. Le Rio del Rey, plus à l’est 
encore, sort des montagnes qui forment un massif vers le Cameroon. Or ces 
deux fleuves seront de fait exclus d’une discussion sur la navigation du fleuve 
Niger. Ils sont plutôt dans le même système qui comprend le fleuve Came- 
roon. || Les efforts maintes fois répétés de notre marine militaire nous ont 
permis d'acquérir une assez bonne connaissance des rivières qui forment le 
delta du Niger. On ne cesse pas de lever des plans et de sonder les cours 
d’eau. Le résultat de ces opérations c’est que les rivières ont été trouvées 
entravées par des barres difficiles d'accès, principalement à cause des chan- 
gements constants du chenal: les changements, par lesquels les lits des fleuves 
sont aussi affectés, rendent la navigation difficile. En ce qui concerne le Nun, 
embouchure principale, quand les dangers de la barre sont surmontés, il paraît 
qu'il existe moins de difficultés que dans les autres embouchures. || Jusqu'au 
pied des rapides de Boussà le Niger est navigable dans tout son cours pour 
une distance de 630 kilom. Des bâteaux à vapeur Anglais remontent le fleuve 
jusqu'à ce point: ils remontent aussi pour une distance de 620 kilom. le 
fleuve de Bénoué qui se décharge dans le Niger à 400 kilom. de la mer. ! 
On le voit, il n’y a aucune ressemblance entre les conditions géographiques 
du Niger en aval des rapides de Boussà ct celles du Congo au-dessous des 
chutes qui aboutissent à Vivi. || Que le Niger tombe dans la Baie de Bénin, 
est une découverte que nous devons à l'expédition des frères Lander, faite 
aux frais du Gouvernement Anglais en 1830. Depuis lors, et jusqu’en 1859, 
une suite d’expéditions organisées avec le plus grand soin et à très grands 
frais par le Gouvernement Britannique a permis d'explorer la rivière en par- 
tant de l'embouchure du Nun. On a de même remonté le principal affluent, 
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le Bénoué, dont on a étudié le parcours pour la première fois en 1833, grâce Nr. 8599. 
aux efforts du Lieutenant Allen, de la Marine Britannique. En 1841 la pre 
Grande-Bretagne obtint une cession de territoire au confluent de cette rivière. 18-Dec. 1884. 
En 1849 Lord Palmerston organisa une nouvelle expédition dont Mr. Richard- 
son était le chef: ce voyageur était accompagné par le Dr. Barth et M. Over- 
weg. Les explorateurs entrèrent en Afrique par la voie de Tunis et pénétrè- 
rent de ce point vers le sud. Après la mort de Mr. Richardson en 1851, 
le Dr. Barth devint le chef de l’expédition, et comme tel il atteignit le Bé- 
noué à sa jonction avec le Faro en 1853. Le Dr. Vogel envoyé à son aide 
d'Angleterre avec des renforts, réussit à atteindre le voisinage du même fleuve 
où il eut le malheur d’être assassiné. L’année suivante une nouvelle expé- 
dition préparée par le Gouvernement Anglais remonta le Niger et le Bénoué 
jusqu'à un point à 70 kilom. de la jonction du Faro, ce qui permit de com- 
pléter l’exploration de cet affluent. || Dans la conduite de ces différentes expé- 
ditions qui ont ouvert le Niger et ses principaux affluents on n’a épargné ni: 
les hommes, ni l'argent, de la part de l'Angleterre. || Les travaux entrepris 
se complètent maintenant par les efforts des trafiquants Anglais qui, en sui- 
vant les traces de leur Gouvernement, ont donné une attention spéciale aux 
marchés qui leur ont été ouverts, de telle sorte que le commerce du Bassin 
du Niger se trouve dans ce moment exclusivement dans les mains des Anglais. | 
Le but que le Gouvernement Britannique a pu ainsi atteindre par ces efforts, 
lui a imposé de nouveaux devoirs. || L’Angleterre ayant ouvert et civilisé le 
pays, il en est résulté l'établissement du commerce Britannique, et ce com- 
merce, en augmentant, a rendu nécessaires de nouvelles mesures pour sa pro- 
tection. L'influence du Consul a été exercée avec avantage parmi les diffe- 
rentes tribus; elle a été soutenue par l’effet moral de la présence des navires 
de guerre Britanniques. Mais à mesure que les échanges se multipliaient, 
cette protection se trouvait insuffisante, et on se décida en conséquence à 
mettre le territoire sous la protection Britannique. Ce Protectorat s’étend 
sur la côte depuis les embouchures du Bénin jusqu’à la Baic d’Ambas, et 
comprend le Niger inférieur jusqu’à sa jonction avec le Bénoué. Il existe sur 
cet affluent de nombreuses factoreries Anglaises qui réclament la protection 
Britannique. || Sur quelques parties du parcours supérieur du Niger, au-dessus 
des chutes de Boussä, nous n’avons pas d’exactes connaissances. L’explorateur 
Anglais Mungo Park est présumé avoir été le scul homme blanc qui soit 
descendu tout le courant du fleuve. Il partit en 1805 de Samsanding, près 
de Ségou, pour périr près des chutes de Boussà où toutes ses notes de voyage , 
furent perdues avec lui. Le Niger de sa source à la mer traverse une distance 
d'environ 3,580 kilom. à 1,100 kilom. au-dessus de Boussà, on trouve Burrum 
à environ 200 kilom. est de Tombouctou. (C’est ici que commence une série 
de rapides qui occupe en amont une distance de 55 kilom.; plus bas entre 
Gogo et Say la rivière s’encaisse de nouveau et forme 200 kilom. de rapides 
innavigables en plusieurs endroits. Ceci résulte des renseignements donnés 
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par le Dr. Barth. Entre ce dernier point et Boussà se trouvent, selon les 
rapports de Mr. Flegel, plusieurs rapides impraticables. || On peut donc dire 
sans atteinte à la vérité que sur le Niger moyen, c’est-à-dire sur un parcours 
qui s’étend de Rabba au pied des chutes de Boussà jusqu'à Bamba au-dessus 
de celles de Burrum, il y a 1,000 milles de riviere qui ne peuvent servir a 


-Ja navigation. 


Nr. 8600. 
Konferenz- 
Staaten. 
22. Dec. 1884. 


Nr. 8600. KONFERENZ-STAATEN. — Berliner Konferenz. Pro- 
tokoll Nr. 6. Sitzung vom 22. December 1884. 


Etaient presents [Dieselben wie in der 5. Sitzung). 


La séance est ouverte & 3 heures moins un quart, sous la présidence de 
M. Busch. || Avant d’aborder l’examen des questions à l’ordre du jour, le Comte 
Széchényi demande & présenter une observation relative au préambule du 
Projet d’Acte de Navigation concernant le Congo. Le Représentant de l’Autriche- 
Hongrie estime que ce texte, tel qu’il a été remanié dans la séance du 18 De- 
cembre (Protocole No. 5, p. 12,*) ne répond pas exactement au véritable état 
de choses. Il y est dit, en effet, que “le Congrès de Vienne ayant établi 
certains principes, et ces principes ayant été appliqués notamment au Danube, 
en vertu des Traités de Paris, de Berlin et de Londres,.... les Puissances .... 
ont résolu, &c.” Or, comme il résulte de la discussion méme qui a eu lieu 
dans la Haute Assemblée, il serait inexact d’affirmer ainsi que les principes 
du Congrés de Vienne ont été appliqués, suivant leur teneur primitive, en ce 
qui concerne le Danube. Ils ne l’ont été que sous les modifications apportées 
précisément par les Traités subséquents qui se trouvent mentionnés dans le 
préambule. Le Comte Széchényi propose, en conséquence, d’amender de nou- 
veau Ie texte dont il s'agit en substituant aux mots “cn vertu des” les mots 
“avec les modifications prévues par les.” 

Le Comte Kapnist, M. Busch, Said-Pacha et le Baron de Courcel adherent 
à cette proposition. || Le Comte de Launay s’y rallie également, en faisant 
remarquer qu'elle répond à la réalité des faits. || Sir Edward Malet approuve. 
de son côté, la nouvelle rédaction suggéréc, comme plus exacte ct plus claire. 

Mr. Kasson y donne son assentiment après une nouvelle lecture. 

Le Président indique que la Haute Assemblée ayant adopté l’amendement 
du Comte Szechenyi, la rédaction du préambule se trouve, par suite, arrétée 
comme suit: — || „I,e Congrès de Vienne ayant établi par les Articles CVIII à 
CXVI de son Acte Final les principes destinés à régler, entre les Puissances 
Signataires de cet Acte, la libre navigation des cours d’eau navigables qui 
séparent on traversent plusicurs États, et ces principes ayant été appliqués 
à des fleuves de l'Europe et de Amérique, et notamment au Danube, avec 
les modifications prévnes par les Traités de Paris, de 1856, de Berlin, de 


*) Oben Seite 108. 109. 
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1878, ct de Londres, de 1871 ct 1883, les Puissances dont les Plénipoten- 
tiaires se sont réunis en Conférence à Berlin, ont résolu de les ctendre égale- 
ment au Congo, à ses afflucnts, ainsi qu'aux caux qui leur sont assimilécs. | 
A cette fin, elles sont convenues des Articles suivants.” 

Passant à l’ordre du jour, le President donne lecture d’une proposition 
formulée par la Commission en vuc de prémunir les populations indigènes 
contre les abus des boissons fortes ct ainsi congue: — || „Les Puissauces re- 
présentées à la Conférence, désirant que les populations indigèues soient pré- 
muuies contre les maux provenant de l’abus des boissons furtes, émettent le 
voeu qu'une entente s’ctablisse entre elles, pour régler les difficultés qui pour- 
raieut naître à ce sujet d’une mauière qui coucilic les droits de l’humanité 
avec les intérêts du commerce, en ce que ces derniers peuvent avoir de lé- 
gitime.” 

Le President consulte la Haute Assemblée et fait connaitre que la pro- 
position cst adoptce. 

M. Busch ajoute qu'en s‘assuciant au voeu formulé par la Commission, 
il tient cependant à constater que son Gouvernement ne saurait consentir à 
ce que ce voeu pat ètre interprété à l'avenir dans un seus contraire aux in- 
térèts du commerce, vu qu'il pit servir de prétexte à des mesures vexatoires 
pour la liberté du commerce. ‘Toutes Ics stipulations concernant la liberté 
commerciale que la Conférence vient de sanctionner deviendraient illusoires, 
si on concédait aux différents Etats le droit d'exercer un controle sur le com- 
merce des autres. La liberté du commerce dependrait alors des employés 
chargés de ce controle et il s'ensuivrait facilement, par suite de la rivalité 
entre les différentes nations, qu'il s'établirait eu fait ce traitement différentiel 
que tous les Plénipotentiaires se sont attachés à combattre. 

Le President lit ensuite le texte de la proposition remise, lors de la 
séance précédente, par Sir Edward Malet ct concernant la Traite des Nègres 
Protocole No. 5, p. 25 F1 

L'Ambassadeur d'Italie appuie vivement le Projet de Déclaration présenté 
par l'Ambassadeur de la Grande-Bretagne. 

Le Comte de Launay rappelle les idées qu'il a énoncées lors de la 
deuxieme séauce. D'après ses instructions, il se rallicrait à toute proposition 
tendant à prescrire les mesures les plus sévères, notamment en ce qui con- 
cerne la Jraite des Negres. Le Gouvernement du Roi voudrait meme que cet 
attentat de lese-humanite fit compris, comme la piraterie, parmi les crimes 
contre le droit des gens, et puni comme tel. 

M. Busch fait observer que la motion de Sir Edward Malet vise deux 
formes différentes du commerce des cselaves: — || 1. La Traite des Nègres, 
considérée comme se faisant par mer... 2. Le commerce qui fournit des Nègres 
à la Traite. | Or, d'après le droit public actucl, la Traite des Nègres est déjà 
interdite, taudis que le commerce qui fournit des uègres à la Traite n’a encore 


+) (ben Seite 117. 
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été l’objet d’aucune stipulation. Il conviendrait donc, pour plus de clarté, de 
marquer la distinction entre ces deux modalités de commerce des esclaves, 
en se référant, d’abord, à l’interdiction préexistante qui atteint la première, 
et en formulant ensuite l'interdiction nouvelle qu’il s’agit d'établir contre la 
deuxième. 

Le Baron de Courcel demande si la proposition actuellement soumise à 
la Conférence est destinée à être intercalée dans l’une des trois Déclarations 
comprises dans le programme des travaux de la Haute Assemblée, ou si, au 
contraire, elle formerait la matière d’un Acte supplémentaire. 

Le Président se proposait précisément de consulter la Conférence à cet 

égard. 
‘ L'Ambassadeur de France fait remarquer que l'Article VI de la Décla- 
ration relative à la liberté du commerce répond déjà en grande partie à l’objet 
que Sir Edward Malet a en vue. La motion actuellement soumise à la Con- 
férence constitue, en quelque sorte, un amendement destiné à compléter le 
texte déjà voté, et elle pourrait, dès lors, être rattachée à ce texte. 

Sir Edward Malet préférerait que sa proposition fit l’objet d’un Acte 
distinct. En l’inserant dans la Déclaration relative à la liberté commerciale, 
qui s'applique seulement à des territoires limitativement désignés, on préterait 
à penser que les dispositions concernant le commerce des esclaves ne doivent 
pas être étendues en dehors de ces mêmes territoires, alors que, dans la pensée 
du Gouvernement Britannique, elles devraient avoir une portée plus générale. 
L'Ambassadeur d'Angleterre ajoute que bien des difficultés insurmontables ne 
permettent pas d'espérer la suppression, à bref délai, de l'esclavage dans les 
régions du Centre Africain. Mais ce que l’on peut et ce que l’on doit tenter 
immédiatement, c’est d'empêcher le commerce de ces troupeaux de noirs qui 
alimente la Traite. 

Mr. Kasson adhère aux idées du Représentant de la Grand-Bretagne. Le 
Gouvernement des États-Unis voudrait même aller plus loin et obtenir que 
chacune des Puissances représentées dans la Haute Assemblée s’engageät non 
seulement à ne pas tolérer le commerce des esclaves dans les territoires sou- 
mis à sa jurisdiction, mais encore à ne pas permettre aux traitants de chercher 
asile ct refuge dans ces mêmes territoires. Le Plénipotentiaire des États-Unis 
rappelant l’existence de 6,000,000 de noirs émancipés aux États Unis affirme 
que la question intéresse spécialement le peuple Américain. 

M. Busch désircrait que Mr. Kasson formulät ses idées en un texte précis, 
afin de mettre les Plénipotentiaires cn mesure de soumettre la question à une 
étude plus approfondie. 

Mr. Kasson exprime son consentement à cet égard. 

Le Baron de Courcel croit avoir compris que, d’après les intentions de 
l'Ambassadeur d’Angleterre, les dispositions suggérées par Sir Edward Malet 
devraient être applicables, non pas seulement dans les contrées dont s'occupe 
la Conférence, mais dans le monde entier. 
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Le Représentant de la Grand-Bretagne ayant répondu que tel est bien, Nr. 8600. 
en effet, sa pensée. “Staaten. 
Le Baron de Courcel fait observer que la question prend ainsi une ex- 22. Dec.1684. 
tension imprévue et que, dés lors, il semble que les Plénipotentiaires ne sau- 
raient la résoudre sans en avoir référé & leurs Gouvernements. 

Le Président indique que, dans ces conditions, il s’agirait en effet d’ap- 
pliquer un principe nouveau dans le droit des gens. 

Un échange de vues a lieu entre le Baron de Courcel et Sir Edward 
Malet, confirmant que, pour répondre d’une maniére compléte aux intentions 
du Représentant de la Grand-Bretagne, la Conférence devrait préparer un Acte 
séparé applicable dans le monde entier, et destiné & former le complément 
du droit international en matière de Traite. 

Le Baron de Courcel, revenant & la proposition de Mr. Kasson, reléve 
qu’elle ne sera pas sans présenter de sérieuses difficultés au point de vue de 
droit constitutionnel, au moins pour certains Etats. En France, par exemple, 
les principes de la législation pénale établissent qu’un citoyen ne saurait étre 
exclu d’un territoire Francais, sinon en vertu d’un Jugement. Les pouvoirs 
attribués au Gouvernement par la Constitution ne vont pas jusqu’à lui per- 
mettre des mesures d’expulsion, en dehors des cas énumerés, limitativement, 
par les Codes nationaux. Il faut donc prévoir qu’il ne scra pas aisé de trouver 
une rédaction permettant de concilier ces régles fondamentales du droit avec 
les désirs de Mr. Kasson. 

M. van der Hoeven dit que ces observations peuvent s’appliquer en ce 
qui concerne les Pays-Bas; il s’agit d’une sorte d’exil ou de bannissement à 
prononcer contre les gens qui font le commerce des esclaves; mais la peine 
du bannissement n’existe pas d’après le nouveau Code Pénal Néerlandais, qui 
punit sévèrement ceux qui font ou favorisent la Traite. 

Mr. Kasson explique qu’an Gouvernement ne doit pas tolérer que des 
Traitants prennent un territoire placé sous sa juridiction comme base d’opé- 
rations pour leur infäme commerce. || Quiconque serait activement engagé dans 
un tel trafic, devrait se voir refuser le droit de résidence ct étre traité en 
cunemi du monde entier, tout comme un pirate. 

Le Baron de Courcel ne met pas en doute la légitimité du but poursuivi 
par Mr. Kasson; mais & raison des difficultés déja signalées par l’Ambassadeur 
de France, on doit considérer comme nécessaire l'étude préalable de la question 
par des criminalistes. 

Sir Edward Malet consulte le Président relativement aux changements de 
forme qui pourraient être apportés à sa proposition, en vue de tenir compte 
de la distinction, signalée comme opportune, entre la répression de la Traite 
et celle du commerce qui fournit des esclaves. 

M. Busch répond qu’il n’a pas préparé une rédaction et ne saurait proposer 
une formule définitive, séance tenante, mais que, sauf examen plus approfondi, 
on pourrait, par exemple, donner à la motion une forme analogue à la 
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suivante:— || “Selon les principes du droit des geus, tels qu’ils sont reconnus 
u par les Hautes Parties Contractantcs, la Traite des Nègres étant interdite, les 

"Puissances s'engagent à interdire ou à supprimer également le commerce qui 
fournit des négres à la Traite.” 

Le Baron de Courcel, pour éviter toute ambiguité dans les termes, pense 
qu'il serait utile de spécifier nommément:— || 1. L'interdiction de la Traite 
par mer, || 2. Celle de la Traite sur terre. || L'Ambassadeur de France partage 
d’ailleurs l'opinion de M. Busch relativement à l'utilité de viser, d'une part, 
l'interdiction déjà existante frappant la Traite par mer, et, d'autre part, 
l'interdiction qu'il s'agirait d'instituer, conformément aux vues du Représentant 
de l'Angleterre, au sujet de la Traite sur terre. 

M. Busch eroit qu'il convient de renvoyer à la Commission l'examen de 
la proposition de Sir Edward Malet ct de celle de Mr. Kasson. Il ne se 
dissimule pas d’ailleurs la difficulté qu’il pourra y avoir à concilier cette 
dernière avec les droits suuverains et l'autonomie administrative de la plupart 
des États. 

La Haute Assemblée prononce le renvoi conformément aux conclusions 
de son Président. 

Le Baron de Courcel a déjà fait remarquer que la question actuellement 
diseutée ayaut pris, au cours du débat, unc ampleur inattendue, la plupart 
des Plénipotentiaires ne sauraient se prononcer sans avoir, au préalable, obtenu 
des instructions de leurs Gouvernements. En vue de ces demandes de direc- 
tion, il serait indispensable que la portée et le caractère de la proposition 
fussent exactement déterminés dès à présent, 

Sir Edward Malet dit que, dans la pensée de son Gouvernement, la 
décision à intervenir devrait avoir les effets les plus larges et les plus généraux 
possibles. 

Le Président fait ressortir que les Plénipotentiaires, en sollicitant les 
instructions des Cabinets, auront à leur demander, notamment, s'il leur convient 
d’adhérer à une résolution d'un caractère éral, vu simplement à une réso- 
lution destinée à être intercalée dans le texte de l’Acte relatif à la liberté 
du commerce, et ayant, par suite, une portée plus limitée, Il annonce en 














outre que l'amendement à la motion Britannique dont il à lui-même suggéré 
la pen ainsi que l'amendement de Mr. Kasson, seront formulés ct distribués 





aux Plönipotentiaires. 

Le Baron de Courel désire présenter certaines ubservations se rapportant 
à l'alinéa marqué 1 dans l'Article I de la Déclaration relative à la liberté 
du commerce ct déjà votée par la Conférence. Depuis le jour où le texte 
dont il s'agit a été adopté par la Haute Assemblée, l'Ambassadeur de France 
a été avisé que le Sultan de Zanzibar affirme avoir des droits de souveraineté 
sur des territoires s'étendant jusqu'à la partic orientale du Lac Tanganyka, 
Or, ces droits, sur la valeur desquels le Baron de Courcel, n'a, d'ailleurs, pas 
à exprimer d'opinion, s’exerceraient sur des territoires compris dans le para- 
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graphe 2 de l’Article I de la Déclaration, puisqu’ils appartiendraient au bassin Nr- 8600. 
géographique méme du Cungo. Le Baron de Courcel rappelle la proposition nk. 
dont il a pris l'initiative et à la suite de laquelle a été inscrite la réserve ??-Dec. 1884. 
qui figure dans le dernier paragraphe du même Article Ie, Il y est dit que 
les Puissances, en étendant à une zone orientale, non comprise dans le bassin 
géographique du Cougo, le régime conventionnel élaboré par la Conférence, ne 
stipulent que pour elles-mêmes et que le régime conventionnel ne s’appliquera 
aux territoires relcvant aujourd’hui de quelque souveraineté indépendante et 
reconnue que si cette autorité souveraine y donne son consentement. Si, dans 
la forme, la Conférence n’a établi cette réserve que pour les territoires situés 
en dehors du bassin géographique du Congo, c'est qu’à ce moment rien ne la 
portait à présumer qu'il existät, dans les limites mémes du Bassin du Congo, 
des territoires relevant actuellement d’une souveraineté indépendante non 
représentée à la Haute Assemblée. Des indications nouvelles étant de nature 
à faire penser que cette supposition n’est pas exacte, le Baron de Courcel ne 
doute pas que la Conférence n’interpréte sa précédente décision en ce sens, 
que les réserves susmentionnées s’appliqueraient même dans les limites du 
bassin géographique du Congo, si l’existence des droits antérieurs de quelque 
souveraineté indépendante et reconnue venait à y être constatée. Telle doit 
être d'autant plus la pensée des Puissances, qu'elles sont convenues, dans la 
Déclaration, d'employer leurs bons offices auprès des Gouvernements établis 
sur le littoral oriental de l'Afrique, afin d'obtenir leur agrément à tout ou 
partie du régime de la liberté commerciale, et que, dans de telles conditions, 
on ne saurait supposer qu’elles voulussent compromettre, dès l’origine, l’effi- 
cacité de leurs efforts, en indisposant les Souverains Africains dont il s’agit, 
par la méconnaissance de certains droits dont ils se réclameraient. 

Sir Edward Malet s'associe aux vues ainsi exprimées; il a, de son côté, 
reçu, tout récemment, des indications concordant avec celles qui sont parvenues 
au Baron de Courcel. Si elles avaient été en sa possession lorsqu’a été 
arrêtée la rédaction de l’Acte afférent à la liberté commerciale, il aurait 
établi à ce moment les réserves au sujet desquelles l’Ambassadeur de France 
vient d'entretenir la Haute Assemblée. 

Le Président dit que si le Sultan de Zanzibar possède des droits de 
souveraineté sur des territoires situés dans le Bassin du Congo, et compris, 
dès lors, dans la région visée au paragraphe 2 de l'Article I* de la Décla- 
ration concernant la liberté de commerce, il paraît évident que les réserves 
admises par la Conférence relativement à la zone oricntale doivent être 
étendues à ces possessions. Mais M. Busch demande ce qu’il en faut conclure 
dans l'hypothèse où l’on découvrirait d’autres souverainetés établis dans le 
bassin géographique du Congo. 

Le Baron de Courcel croit que la Haute Assemblée n’a pas à s'occuper 
d’autres souverainetés au sujet desquelles elle ne possède aucune notion précise. 


Il ne faut pas perdre de vue, toutefois, certaines observations qui ont été 
Staatsarchiv XLY. 11 
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Nr. ue présentées par le Premier Plénipotentiaire des États-Unis devant la Commission 
Btasten. et qui ont été mentionnées dans le Rapport du Baron Lambermont: la nécessité 
2. Dee.1881. à été indiquée de ménagor, dans la mesure du possible, les droits acquis et 
les intérêts légitimes des Chefs indigènes. On doit prévoir les difficultés qui 
pourront s'élever entre ces derniers et les commerçants portés à admettre que 
l'application du régime de la liberté commerciale ne devra subir aucun 
tempérament partout où elle aura été proclamée par la Conférence, et même 
dans les portions de territoire où s'exerce actuellement l'autorité de Chefs 
indigènes qui ne subissent l'influence d’aucune des Puissances Contractantes. 
C'est là une illusion contre laquelle il importe de prémunir les intéressés. 
Dans la pratique, il sera impossible, au moins tout d’abord, d'empêcher cer- 
taines dérogations locales et de détail au régime général que la Conférence 

s'est donné pour tâche d'établir. 

M. Busch reconnaît l'exactitude de ces réflexions; mais il tient à ce qu'il 
soit bien établi que de telles dérogations ne sauraient être admises sur aucun 
des points qui seraient placés sous la souveraineté ou le Protectorat de l’une 
des Puissances Contractantos. 

Le Baron de Courcel est d'accord sur ce point avec le Plénipontentiaire 
d'Allemagne. 

Le Marquis de Penafiel adhère aux observations présentées par ’Ambassa- 
deur de France relativement au respect que méritent les droits de souveraineté 
signalés aux égards de la Conférence. 

Le Baron Lambermont rappelle qu'il a expressément mentionné dans son 
Rapport les intentions manifestées par la Commission dans le sens des expli- 
cations qui précèdent. 

Le Baron de Courcel, en ce qui concerne spécialement les prérogatives 
du Sultan de Zanzibar, prend acte de l’accucil favorable que ses explications 
ont rencontré de la part de la Haute Assemblée. 

De son côté, M. Busch prend acte que d'après les intentions de la Con- 
férence, les réserves établies au profit des souverainctés existantes dans le 
Bassin du Congo ne sauraient concerner des territoires possédés ou à acquérir 
par l’une des Puissances Contractantes. Aucune restriction ne pourra être 
apportée à l'application du régime conventionnel dans tous les territoires, sans 
exception, qui sont ou seront placés sous la souveraineté de l’une des Puissances 
représentées dans la Haute Assemblée. 

Mr. Kasson demande s'il ne conviendrait pas d'affirmer explicitement les 
intentions de la Conférence de respecter, d’une manière générale, les droits 
des Chefs indigènes qui se trouvent dans la région délimitée par les Actes. 
Viser exclusivement une réclamation du Sultan de Zanzibar, ce serait, en 
quelque sorte, reconnaître indirectement les droits auxquels il prétendait. N'y 
aurait-il pas licu de remanier dans cet esprit la rédaction du Projet de Décla- 
ration relative à la liberté du commerce au cas où il y serait introduit un 
amendement afférent à Zanzibar? 
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Le Baron de Courcel dit que l’on pourrait modifier à cet effet le texte Nr. 900. 
de l'Article 1* de la Déclaration, mais pour sauvegarder les intérêts spéciaux Blasien. 
dont il a entretenu la Conférence, il considère, quant à lui, comme suffisante 2- Dec. 188. 
l'insertion dans le Protocole de ses observations. 

M. Busch croit qu'il ne serait pas sans inconvénient de remettre en 
question le texte déjà adopté par la Conférence. Il sera facile de mentionner 
au Protocole les renseignements communiqués par les Représentants de la 
France et de la Grande-Bretagne concernant les droits éventuels du Sultan 
de Zanzibar, et d'indiquer d’une manière générale que la Conférence entend 
y avoir égard s'ils sont fondés, sans, d'ailleurs, que cette observation impli- 
que la reconnaissance d’aucune prétention. Enfin, le Protocole pourrait con- 
stater les sentiments de la Haute Assemblée relativement aux ménagements à 
observer vis-à-vis des Chefs indigènes dont la situation préoccupe Mr. Kasson, 

Le Baron de Courcel et Sir Edward Malet se rallient volontiers À cette 
mauière de voir, au sujet de laquelle Saïd-Pacha exprime également son 
approbation et qui obtient l'adhésion de tous les Plénipotentiaires dans la 
Haute Assemblée. 

Le Comte Kapnist demande à placer sous le patronage de la Haute 
Assemblée un voeu émis dans plusieurs Congrès de Météorologues et chaleu- 
reuscment recommandé au Gouvernement Russe par le Président du Comité 
International de Météorologie, Mr. Wild, qui est en même temps Chef de 
l'Observatoire de Saint-Pétersbourg. Il s'agirait de faciliter l'établissement 
d’une station météorologique dans les régions supérieures du Congo. On sait 
les progrès que les observations d'après le système horaire des climats dans 
différents pays ont fait faire à la science dans ces derniers temps. Comme 
ces observations, en dehors de leur intérêt scientifique, peuvent être d’une 
grande utilité pratique pour le développement de la culture dans les régions 
qui forment l'objet de la présente Conférence, la Haute Assemblée voudra 
peut-être accucillir favorablement, et enregistrer dans ses Protocoles, le voeu 
du Comité International de Météorologie. Des données précises sur le climat 
de l'Afrique manquent absolument, tandis que le Comité Météorologique en a 
recueilli déjà dans toutes les autres parties du monde. L'établissement d’une 
station dans les contrées peu explorées qui occupent la Haute Assemblée 
offrirait d'assez grandes difficultés et dépasserait les moyens du Comité Mé- 
téorologique. La Commission Locale de Navigation qui sera établie au Congo 
sera en mesure, le cas échéant, d'offrir à peu de frais un concours précieux 
pour l'établissement de cette station, et un vocu curegistré par la Conférence 
pourrait lui servir de point de départ dans cette voie. Le Président du Comité 
de Météorologie, Mr. Wild, se mettrait, dans ce cas, à la disposition de la 
Commission, pour lui donner toutes les indications techniques nécessaires. 

M. Busch pense que l’on pourrait mentionner au Protocole la recomman- 
dation demandée par le Comte Kapnist, ct dont l'objet semble do nature à 


mériter la sullicitude de la Conference, 
ur 
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u au. La Haute Assemblée exprime son adhésion à cet égard. 
rer Le Président aborde le troisième point de l’ordre du jour. Il donne lec- 


22.Dec.18%. ture d'une proposition, dite du Comité de Rédaction, relative à l'insertion, 
dans la Déclaration afférente à la liberté commerciale, d’un Article Additionnel 
affirmant et définissant la neutralité de la zone franche (No. 33 des documents 
imprimés). 

Les auteurs de ce texte ont pris comme base de leur travail la motion 
primitivement formulée par Mr. Kasson qu'ils ont transformée en l’amendan 
M. Busch lit ensuite le texte d'un paragraphe additionnel que le Représentant 
de la Grande-Bretagne désire faire ajouter au quatrième alinéa de la pro- 
position susmentionnée (No. 34 des documents imprimés) Le Président donne 
enfin connaissance des propositions, dites éventuelles, présentées par le Pléni- 
potentiaire d'Italie, et se rapportant au même sujet (No. 26 des documents 





imprimés). 
A cette occasion M. Busch fait, au nom du Gouvernement Allemand, la 
Déclaration suivante: — || “Le Gouvernement Impérial est heureux de constater 


qu'après de longues et laborieuses délibérations la Conférence est arrivée à 
se mettre d’accord sur une grande partic du programme qui lui avait été sou- 
mis lors de sa convocation. En cffet, les principes établis dans la Déclaration 
relative à la liberté commerciale dans le Bassin du Congo et l’ensemble des 
dispositions consignées dans les deux Actes de Navigation du Congo et du 
Niger sont de nature à assurer au commerce de toutes les nations le libre 
accès à une vaste partie du continent Africain. Mais pour que ces principes 
adoptés à l'unanimité portent réellement les fruits que nous nous en promettons, 
il faudrait, dans Yopinion du Gouvernement Allemand, les couvrir d'une ga- 
rantie supplémentaire propre à encourager les entreprises du commerce, en 
leur assurant la protection du droit international contre les dangers de guerre 
dont celles pourraient être menacées. || Cette garantie consisterait dans un 
engagement mutuel que prendraient les Puissances de renoncer à étendre en 
temps de guerre leurs hostilités aux territoires formant le bassin commercial 
du Congo. Cet engagement ne serait que le complément des dispositions déjà 
adoptées par la Conférence. Faute de garantie contre les dangers de gucrre, 
les établissements A fonder dans ces pays manqueraient de le principale con- 
dition de réussite, de la confiance dans le maintien de l’ordre public et dans 
la sécurité des droits acquis. || C’est dans cet ordre d'idées que la proposition 
faite par M. le Plénipotentiaire des États-Unis d'Amérique sous le No. 22, 
des documents imprimés, en vue de la neutralisation du Bassin du Congo, a 
été saluée avec une vive satisfaction par le Gouvernement Impérial. || „Dans 
Vexposé dont Mr. Kasson à accompagné sa proposition, il a signalé à quels 
dangers les commerçants et leurs entreprises se verraient exposés, si les Puis- 
sances ne s’entendaient pas sur la neutralisation du Bassin du Congo. En 
effet, les conditions dans lesquelles l'Afrique Centrale est sur le point d’être 
ouverte à la civilisation, offrent bien des analogies avec les premières époques 
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de l’histoire de l’Union Américaine. Il y aurait donc lieu de profiter du con- Nr. 8800. 
seil qui vient d’être donné de la part du Gouvernement d’un pays qui a tant gissten. 
souffert des guerres entre des Puissances Européennes et de la part qu’y ont 22. Dec.1884. 


prise les naturels du pays. || Le Gouvernement Impérial est prét a adhérer 
à la proposition Américaine sous la forme de rédaction qui a été soumise à 
la Conférence sous le No. 33 des documents distribués aux Plénipotentiaires.” 

Mr. Kasson déclare adhérer à la rédaction du document distribué sous 
le No. 33, 

Le Comte de Launay fait remarquer que ses deux propositions éventuelles 
(No. 26 des documents imprimés) ont été communiquées aux Plénipotentiaires 
‘ avant qu’il ait eu connaissance de la rédaction du document imprimé sous le 
No. 33. Il se félicite de trouver reproduite dans ce dernier document une 
partie des idées qu’il avait pris l'initiative de soumettre à la Conférence, et 
il remercie le Comité de Rédaction de les avoir ainsi appliquées. 

Sir Edward Malet est heurcux de constater l’accord qui s’est manifesté 
entre les Représentants de l'Allemagne et ceux des Etats-Unis, pour adhérer 
à la proposition actuellement soumise à la Conférence. Il joint son adhésion 
à celle exprimée, au nom des deux Gouvernements, en faveur du Projet pré- 
senté par le Comité de Rédaction. II désire seulement qu'il soit ajouté à ce 
texte l'alinéa indiqué dans le document imprimé sous le No. 34. 

Le Comte de Launay est convaincu de l'insuffisance de l'oeuvre de la 
Conférence, si l’immunité de guerre, déjà stipulée en faveur de la navigation 
marchande, ne devait pas s'étendre aussi aux territoires compris dans le bassin 
conventionnel du Congo. En invoquant, à l’appui, les motifs contenus dans 
le Mémoire présenté par le Plénipotentiaire des États-Unis d'Amérique, le 
Plénipotentiaire d'Italie s'associe à Ja proposition de Mr. Kasson, ou à toute 
autre — comme celle présentée par le Comité de Rédaction (No. 33), — qui se 
rapprocherait le plus de ses dispositions essentielles. Celles-ci ne sauraient 
porter atteinte à la souveraineté des États qui possèdent ou posséderont des 
Colonies dans les régions susmentionnées, du moment où, en toute liberté, 
ils auraient donné leur assentiment à un régime conforme d’ailleurs à l'intérêt 
commun. 

Le Baron de Courcel dit que son Gouvernement apprécie autant que tout 
autre les bienfaits d’une paix perpétuelle. Quant aux stipulations précises 
actuellement proposées à l'agrément de la Conférence en vue d'assurer ces 
bienfaits au domaine de la liberté commerciale, le Représentant de la France 
a déjà développé, devant la Commission, les motifs pour lesquels elles lui 
paraissent ou superflues ou impraticables. Il ne croit pas nécessaire de revenir 
sur les arguments qu'il a déjà fait valoir à ce sujet et se borne à exprimer 
le regret de n'avoir pu, jusqu'à présent, adhérer à des propositions analogues 
à celles dont s’occupe en ce moment la Conférence. 

Le Comte de Launay répond que l'expression “jusqu’à présent” employée 
par le Baron de Courcel laisse encore quelqu’espoir qu’à un moment donné 
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un et sous une forme quelconque, il pourra ¢tre trouvé une rédaction de nature 
Btasten, à Obtenir l’adhésion du Plénipotentiaire de la France. L'Ambassadeur d’Italie 
22. Deo. 1884. estime que la question ne devant pas être considérée comme définitivement 
écartée, il ne sera pas superflu de donner quelques explications relatives à 
ses deux propositions éventuelles. || Dans la première, il élimine le terme 
“neutralité” et lui substituc une renonciation des Puissances à étendre toute 
action militaire au Bassin du Congo, ainsi que sur la mer territoriale faisant 
face aux embouchures de ce fleuve. || 11 présente une autre proposition sub- 
sidiaire. Son Excellence hésitait à suggérer un arbitrage, lors même qu'il ne 
s'agirait que d’une application restreinte de ce système ct bien que l'Italie, 
en ce qui la concerne, ait déjà introduit ce principe dans plusieurs Traités 
de Commerce, de Navigation, &c. Mais, 4 défaut d'un engagement mutucl de 
ne pas porter la guerre dans les territoires commerciaux définis dans la pre- 
mière Déclaration de la Conférence, il conviendrait peut-être, en ce qui les 
concerne spécialement, de donner plus d'efficacité au voeu émis par le Congrès 
de Paris. (Séance du 14 Avril, 1856, Protocole No. XXIIL) Le Comte de 
Launay en rappelle les termes*). Le voen se transformerait en l'engagement 
— s'il se produisait un dissentiment sérieux — de recourir à l’action médiatrice 
d'une Puissance amic avant d'en appeler aux armes. || Dans cette proposition 
il n’y a rien également qui puisse porter atteinte au respect dû aux droits et 
à l'indépendance des États qui, en définitive, resteront seules juges des exi- 
gences de leur honneur ct de leurs intérêts. Le médiateur fonrnirait aux 
parties en litige l’occasion de s’expliquer ct d'entendre une voix amie et im- 
partiale qui les disposcrait peut-être à l’aplanissement des difficultés. I im- 
porterait de ne pas en négliger la chance. || C’est précisément parce que, à 
certains égards, l'Italie peut se montrer plus désintéressée, dans les régions 
de l'Afrique Centrale et Occidentale que d’autres États, ct parce que le Gon- 
vernement du Roi s'applique, selon son programme, à contribuer pour sa part 
au maintien de la paix, que le Plénipotentiaire de Sa Majesté se sent en- 
couragé A exprimer ainsi sa manière de voir. Toutes les Puissances ici 
présentées cherchent, sans arrière-pensée, à concilier dans une mesure équi- 
table les vues politiques avec les intérêts moraux ct matéricls dont elles 
entendent favoriser ct assurer le développement pacifique. Leurs Plénipoten- 
tiaires sont animés des mêmes dispositions. 11 y a done lieu d’esperer que, 
moyennant quelque compromis, la Conférence saura trouver une solntion satis- 
faisante. || Le Comte de Launay ajoute qu'à la présente séance il paraît im- 
possible d'obtenir l'unanimité en faveur d’une des propositions actuellement 











*) Extrait du Protocole No. XXIII de la séance du 14 Avril, 1856, du Congrès 
de Paris: — 

“Les Plénipotentinires n'hésitent pas à exprimer, au nom de leurs Gouverne- 
ments, le voeu que les États entre lesquels s'élèverait un dissentiment sérieux, avant 
den appeler aux armes, eussent recours, en tant que les circonstances l’admettraient, 
aux bons oftices d’une Puissance amic. 
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en délibération, mais que la question pourrait étre utilement renvoyée & une Nr. 8600. 


des prochaines séances. D'ici là, les Plénipotentiaires auront reçu des instruc- 


tions nouvelles, une formule de conciliation aura été recherchée et peut-être 22. Dec. 1884. 


l'accord pourra-t-il s’établir. 

Le Président consulte l’Assemblée au sujet de l’ajournement de la dis- 
cussion. 

Sald-Pacha se prononce en faveur du renvoi. 

Mr. Kasson désire ajouter que sa proposition n’a pas un objet théorique, 
mais bien un objet pratique. Il s’agit de couronner l'oeuvre de la Conférence 
en assurant la sécurité des entreprises qui vont être tentées et des essais 
commerciaux qui vont être poursuivis dans l’Afrique Centrale. La guerre n’a 
pas seulement pour effet d'interrompre le développement d’unc oeuvre commer- 
ciale et civilisatrice, elle détruit le travail de longues années. Le Plénipoten- 
tiaire des États-Unis accepte l’ajournement du débat, dans l'espoir qu'il faci- 
litera la recherche d’une formule acceptable pour tous. 

Sir Edward Malet adhère à l’ajournement dans la même pensée. 

La Haute Assemblée prononce le renvoi de la discussion à unc séance 
suivante. 

Le Président mentionne l'approche des fêtes de fin d’annee et consulte 
divers Plénipotentiaires relativement à l’opportunité d’interrompre, en consé- 
quence, pendant quelques jours, les travaux de la Haute Assemblée. A la 
suite de cet échange d'idées, M. Busch fait connaître que ni la Conférence, 
ni la Commission, ne seront convoquées avant le 5 Janvier. 

La séance est levée à 4 heures et quart. 


Annexe No. 1. 


Proposition du Comité de Rédaction pour un Article Additionnel à la Declaration 
relative à la Liberté du Commerce dans le Bassin Conventionnel du Congo. 
(No. 33.) 

Afin d'assurer le maintien de la liberté du commerce ct de la navigation, 
même en temps de guerre, dans toutes les contrées mentionnécs aux para- 
graphes 1 ct 2 de l'Article 1° de la présente Déclaration et placées sous le 
régime de la liberté commerciale, les Puissances Signataires de la présente 
Déclaration adoptent les principes suivantes: — || La totalité du bassin, y com- 
pris les territoires qui s’y trouvent soumis à la souvcraincté ou au Protectorat 
d'une des Puissances belligerantes, sera considérée comme territoire d’un 
État non-belligérant. || En conséquence, dans le cas d’une guerre entre des 
Puissances Signataires de la présente Déclaration, celles-ci s'engagent à re- 
noncer à étendre les hostilités aux territoires compris dans ce bassin ou à 
les faire servir de base d'opérations de guerre. || Sera interdit aux vaisseaux 
belligérants le séjour dans les caux territoriales de ce bassin, sauf en cas de 
tempête ou de réparations nécessaires, || Dans ces cas le vaisseau belligerant 
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Fer quittera ces eaux, aussitôt que la tempête aura cessé ou que les avaries auront 

Btasten. té réparées; il ne pourra y prendre du charbon qu’en quantité suffisante pour 

23.Dec.1884. ]nj permettre d'atteindre le port national le plus proche, situé en dehors du 
dit bassin. || Dans le cas où des difficultés s’éléveraient entre des Puissances 
Signataires de la présente Déclaration qui exerceraient des droits de sou- 
veraineté ou de Protectorat dans le dit bassin, les parties renoncent à recourir 
aux hostilités dans le même bassin et s'engagent à faire appel à la médiation 
ou à s’en remettre à l'arbitrage d’une ou de plusieurs Puissances amies. || Ces 
engagements s’étendront également aux États indépendants établis ou qui s’éta- 
bliraient sur le littoral de la zone orientale, mentionnée au paragraphe 3 de 
Article 1* de la présente Déclaration, sous réserve de leur consentement. 


Annexe No. 2. 

Proposition (No. 34) de M. le Plénipotentiaire de la Grande-Bretagne d'ajouter 
à le fin du quatrième alinéa de la Proposition No.33 les mots suivants: — 
“Et il ne pourra, après avoir pris du charbon sous ces conditions, le 

prendre dans les mêmes eaux qu'après un intervalle de trois mois.” 


Annexe No. 3. 
. Proposition éventuelle de M. le Plénipotentiaire d'Italie. 
(No. 26.) 
No. 1. 


Les Puissances Signataires du présent Acte et celles qui y accéderaient 
à l'avenir, renoncent, le cas échéant, à étendre toute action militaire au Bassin 
du Congo, ses embranchements, ses affluents et ses embouchures, ainsi que 
sur la mer territoriale faisant face aux embouchures de ce fleuve. 


No. 2. — Proposition subsidiaire. 

Dans le but de prévenir, autant que les circonstances l’admettraient, et 
sans toutefois porter atteinte à l'indépendance des Gouvernements, les consé- 
quences d’une guerre qui pourrait s'étendre au Bassin du Congo, ses embran- 
chements, ses affluents et ses embouchures, ainsi que sur la mer territoriale 
faisant face aux embouchures de ce fleuve, et pour ce cas spécial, les États 
Signataires du présent Acte, et ceux qui y accéderaient à l'avenir, entre les- 
quels s’éléverait un dissentiment sérieux, s'engagent avant d’en appeler aux 
armes, de recourir à l’action médiatrice d’une Puissance amie. 
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Nr. 8601. KONFERENZ-STAATEN. — Berliner Konferenz. Pro- 
tokoll Nr. 7. Sitzung vom 7. Januar 1885. 


Etaient présents [Dieselben wie in der 5. Sitzung). 


La séance est ouverte & 3 heures, sous la présidence de M. Busch. 

Le Président rapelle que la Conférence a renvoyé à l’une de ses prochaines 
seances l’examen des propositions afferentes 4 la neutralité des territoires qui 
font l’objet de ses délibérations. Pour répondre au désir que plusieurs Pléni- 
potentiaires lui ont exprimé avant l’ouverture de la séance, M. Busch propose 
d’ajourner encore cette discussion. || Cet ajournement est, en conséquence, 
prononce. 


Le President ouvre ensuite le débat sur le Projet de Déclaration concer- 
nant la Traite des Esclaves, qui a été soumis par la Commission & la Confe- 
rence, dans les termes suivants:— || “Selon les principes du droit des gens, 
tels qu’ils sont reconnus par les Puissances Signataires, la Traite des Esclaves 
étant interdite, et les opérations qui, sur terre ou sur mer, fournissent des 
esclaves 4 la Traite devant étre également considérées comme interdites, les 
Puissances qui exercent ou qui exerceront des droits de souveraineté ou une 
influence dans les territoires formant le bassin conventionnel du Congo déclarent 
que ces territoires ne pourront servir ni de marché ni de voie de transit pour 
la Traite des Esclaves de quelque race que ce soit. Chacune de ces Puissances 
s'engage à employer tous les moyens en son pouvoir pour mettre fin à ce 
commerce et pour punir ceux qui s’en occupent.” 

M. Busch demande si les membres de la Conférence ont des observations 
à présenter relativement à ce Projet. 

Le Comte de Launay désire motiver son vote; il constate que le Projet 
de Déclaration élaboré par la Commission (No. 37 des documents imprimés) 
a obtenu l’assentiment unanime de ses membres. Si l’on peut regretter qu'il 
ne lui ait pas été donnée toute l’ampleur désirée par l'Ambassadeur d'Angleterre, 
cette Déclaration n’en prètera pas moins une nouvelle force à l'application 
rigoureuse des mesures déjà adoptées jure gentium à l'égard de l'interdiction 
de la Traite. | En faisant dériver des principes établis par le Congrès de 
Vienne cette juste conséquence que les opérations qui, sur terre aussi bien 
que sur mer, fournissent des esclaves à la Traite doivent être également con- 
sidérées comme interdites, les Plenipotentiaires réunis en Conférence & Berlin 
donneront une sanction de plus en plus pratique & ces mémes principes. On 
ne saurait, en effet, montrer trop de vigilance et de sévérité envers ceux qui 
se livrent, directement ou indirectement, à cet odieux Trafic. || C’est là un 
progrès dans le droit public international, dont personne ne saurait contester 
la valeur. C’est à la fois un hommage rendu à la morale publique et à 
l'humanité. Le Comte de Launay se réfère aux arguments qu'il a énoncés 
dans le même ordre d'idées au sein de la Commission. 


Nr. 8601. 
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Le Baron Lambermont, au seul point de vue de la forme, demande si la 
Conférence aurait des objections 4 remplacer, au commencement de la Décla- 
ration, les mots “selon les principes” par ceux de “conformément aux principes.” 

La Haute Assemblée adopte le texte proposé par la Commission avec la 
modification indiquée par le Plénipotentiaire Belge. 

Le Baron Lambermont fait, d’autre part, observer que les mots de 
“Puissances Signataires,” inscrits dans le texte qui vient d'être voté, signifient 
“Puissances Signataires du présent Traité,” ou “de la présente Déclaration.” 
11 y aura là une légère correction à introduire en temps et lieu; c'est ainsi 
que certaines modifications de détail, intéressant exclusivement la forme, pourront 
être utilement opérécs lorsque viendra le moment d'établir les Actes définitifs. 

Le Président mentionne que les Plénipotentiaires ont cu communication 
d'un Projet de Déclaration soumis par le Gouvernement Allemand à la Con- 
férence et relatif aux formalités à observer pour que des occupations nouvelles 
sur les côtes d'Afrique soient considérées comme effectives. M. Busch consulte 
la Haute Assemblée pour savoir s'il lui convient de procéder immédiatement 
A une discussion générale sur ce texte, ou, au contraire, de le renvoyer à 
l'examen de la Commission. 

Sir Edward Malet n'a pas encore reçu des instructions complètes de son 
Gouvernement relativement à la question traitée dans le Projet dont il s'agit. 

M. de Serpa dépose un amendement, tendant à intercaler quelques mots 
dans l'alinéa marqué 2, qui se trouverait alors conçu comme suit | “2. Les 
dites Puissances reconnaissent l’obligation d'établir et de maintenir, dans les 
territoires ou endroits occupés ou pris sous leur protection, une juridiction 
suffisante pour faire observer la paix, respecter les droits acquis, rendre 
effective l'abolition de l'esclavage, et, le cas échéant, faire respecter les con- 
ditions sous lesquelles la liberté du commerce et du transit aura été garantie.” 

Le Comte de Launay, en vertu de ses instructions générales, adhère, en 
principe, à cette motion. 

Le Président annonce que l'amendement de M. de Serpa sera renvoyé à 
la Commission. 

Il indique ensuite que l'ordre du jour est épuisé. 

Le Baron de Courcel rappelle que, lors de la dernière séance de la 
Commission, il a été examiné s’il ne conviendrait pas de détacher, pour en 
faire la matiére d'une Déclaration séparée, les stipulations comprises dans 
l'Article VI de la Déclaration relative à la liberté du commerce et qui ne se 
rapportent, en réalité, pas aux intérêts commerciaux. La Conference voudrait 
peut-être reprendre aujourd’hui la question. 

M. Busch pense qu'elle pourrait être examinée lors de l'établissement des 
Actes définitifs. 

Le Baron Lambermont rappelle Ics discussions qui ont eu lieu relative- 
ment à la question de l'esclavage, tant À l'occasion de l'Article VI de la 
Declaration Commerciale, qu'à l’occasion de Projets présentés par divers membres 





Berliner (Westafrikanische) Konferenz. 171 


de la Conférence. Au cours de ces débats, on a marqué une distinction en 
envisageant séparément— || 1. La Traite, déjà abolie en vertu du droit inter- 
natioual actuel; et || 2. Le commerce qui fournit des esclaves à la Traite, ce 
dernier devant être également réprimé. || Il y aurait plus qu’un intérêt de pure 
forme à détacher de l'Article VI ce qui concerne l'esclavage et à le rattacher 
à la Déclaration séparée concernant la 'Traite. On ferait ainsi mieux ressortir 
les différents cas qui ont été visés. En outre, et d’une manière générale, les 
dispositions à intervenir gagneraicnt en clarté si l'on réunissait dans un même 
Acte toutes les stipulations afférentes an même objet. 

Sir Edward Malct croit qu'il peut y avoir avantage à laisser dans l’Acte 
même relafif à la liberté commerciale un vestige de la: sollicitude accordée 
par la Haute Assemblée à la question de l'esclavage. 

A la suite d'observations présentées par le Premier Plénipotentiaire des 
États-Unis, le President fait ressortir qu’il y à quelqu'intérêt, pour l'histoire 
de la Conférence, à conserver la trace des préoccupations successives qui l'ont 
inspirée ct qui se manifestent par l'ordre et la suite de ces décisions. || Les 
Actes Finoux ne seront pas volumineux et les recherches y seront toujours 
faciles. Il ne serait pas sans inconvénient, en vue d'assurer une logique et 
un ordre plus rigoureux, de remettre en question des textes déjà arrètés. 

Le Baron Lambermont et M. Busch échangent quelques remarques à 
ce sujet. 

M. de Kusserow fait observer qu'en empruntant à l'Article VI de la 
Déclaration Commerciale la matière d'une nouvelle Déclaration séparée on 
multipliera beaucoup le nombre des Actes à intervenir. 

Le Comte de Launay appuie les observations de M. Busch. 

Il est, en définitive, décidé de laisser tels quels les textes déjà acceptés, 
sous la réserve des modifications de pure forme qui pourraient y être 
apportées lors de l'établissement de l'Acte Final. 

Le Président dit qu'il ne reste plus à examiner par la Cenférence que la 
question de la neutralité et celle qui forme le troisième point de son pro- 
gramme initial. Ce travail accompli, une séance pourrait être consacrée à 
l'élaboration de l’Acte Final. 

Le Comte de Launay rappelant le précienx concours prêté A la Haute 
Assemblée par le Baron Lambermont comme Rapporteur de sa Commission ct 
comme rédacteur de certaines de ses résolutions, estime qu'il y aurait lieu de 
demander au Plénipotentiaire Belge de préparer l’Acte Final, en coordonnant 
les décisions prises par la Haute Assemblée, et en proposant, le cas échéant, 
quelques légères modifications qui pourraient être nécessaires pour en per- 
fectionner la forme. 

Le Baron Lambermont rappelle qu'il a vbtenu, en diverses occasions, la 
très utile collaboration de quelques-uns de ses collègues. Il désirerait ne pas 
procéder sans cux au travail indiqué par l'Ambassadeur d'Italie. 

Le Président constate de l'adhésion de la Conférence à la suggestion du 
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Comte de Launay. Il ajoute que le Baron Lambermont sera tout naturelle- 
ment libre de faire appel au concours de ceux de ses collègues auxquels il a 
fait allusion. 

Le Président annonce qu’il s’entendra avec divers Plénipotentiaires pour 
déterminer la date à laquelle il sera opportun de convoquer la prochaine 
réunion de la Commission. 

La séance est levée à 3 heures et demie. 

(Unterschriften.} 


Annexe au Protocole No. 7. 


Projet de Déclaration relative aux Formalités à observer pour que des Occupa- 
tions nouvelles sur les Côtes d'Afrique soient considérées comme effectives. 

Les Plénipotentiaires des Gouvernements de l’Allemagne, de l’Autriche- 
Hongrie, de la Belgique, du Danemark, de l'Espagne, des États-Unis d’Améri- 
que, de la France, de la Grande-Bretagne, de l'Italie, des Pays-Bas, du Portu- 
gal, de la Russie, de la Suède et la Norvège et de la Turquie, réunis en 
Conférence, considérant qu'il y aurait avantage à introduire dans les rapports 
internationaux une doctrine uniforme relativement aux occupations qui pourront 
avoir lieu à l'avenir sur les côtes d'Afrique, ont arrêté ce qui suit:— || 1. La 
Puissance qui dorénavant prendra possession d’un territoire ou d’un endroit 
sur les côtes d'Afrique situé en dehors de ses possessions actuelles ou qui en 
assumera la protection, accompagnera l'acte respectif d’une notification simul- 
tanée adressée aux autres Puissances représentées dans la présente Conférence, 
afin de les mettre à même ou de le reconnaître comme effectif ou de faire 
valoir, s’il y a lieu, leurs réclamations. || 2. Les dites Puissances reconnaissent 
l'obligation d'établir et de maintenir dans les territoires ou endroits occupés 
ou pris sous leur protection une juridiction suffisante pour faire observer la 
paix, respecter les droits acquis et, le cas échéant, les conditions sous les- 
quelles la liberté du commerce ct du transit aura été garantie. || Les Gouverne- 
ments des Soussignés porteront cette Déclaration à la connaissance des États 
qui n’ont pas été appelés à participer à la Conférence ct les inviteront à y 
adhérer. 





Nr. 8602. KONFERENZ-STAATEN. — Berliner Konferenz. Pro- 
tokoll Nr. 8. Sitzung vom 31. Januar 1885. 


Étaient présents [Dieselben wie in der 5..Sitzung, ohne v. d. Hoeven}. 

LA séance est ouverte & 3 heures, sous la présidence de M. Busch. 

Le Prösident expose que l’ordre du jour comprend la discussion des 
formalités 4 remplir pour que des occupations nouvelles sur les cötes d’Afri- 
que soient considérées comme effectives. La Commission a mûrement délibéré 
sur la question, et son Rapport rend compte de ses travaux d'une manière 
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complète. Le Président considérerait donc comme superfluc une discussion an 
générale. Cette manière de voir ayant rencontré l’assentiment des membres stasten. 

de la Conférence, M. Busch lit successivement les divers paragraphes du Projet 31-Jan. 1885. 
présenté par la Commission (Annexe 3 au Rapport). || L'intitulé, le préambule, 
et l'Article I (paragraphe marqué 1), sont successivement adoptés sans dis- 
cussion. || L’Article II (paragraphe marqué 2) étant ensuite mis en délibération, 
Mr. Kasson rappelle la discussion résumée à la p. 8 du Rapport*) et concer- 
nant les “droits acquis” qu’une Puissance occupante sera tenue de faire 
respecter. Le Plénipotentiaire des États-Unis demande si la rédaction arrêtée 
par la Commission ne pourrait pas faire naître des malentendus, en laissant 
supposer qu’il s'agit seulement de droits acquis par le Gouvernement occupant 
et que les droits privés acquis soit antéricurement soit postérieurement à 
l'occupation ne sont pas compris dans l'expression “droits acquis.” 

M. Busch fait ressortir que l'expression dont il s’agit comprend évidemment 
tous les droits acquis existants lors d'une occupation nouvelle, que ces droits 
appartiennent à des particuliers ou à des Gouvernements. 

Le Baron de Courcel appuie sur ces explications et ajoute que leur 
insertion au Protocole donnera pleine satisfaction aux scrupules manifestés 
par Mr. Kasson. | M. Busch, Mr. Kasson et le Baron de Courcel échangent à 
ce sujet quelques observations, et le Plénipotentiaire des État-Unis d'Amérique 
reconnaît que la mention faite au Protocole des explications qui précèdent 
suffira pour empêcher les malentendus qu’il avait en vue de prévenir. 

Mr. Kasson présente ensuite, au sujet du Projet de Déclaration soumis à 
la Haute Assemblée, les observations dont le texte suit:— || “En approuvant 
les deux paragraphes de cette Déclaration, comme une première démarche, 
courte mais bien dirigée, c'est mon devoir de consigner deux observations au 
Protweole:— || 1. Le droit international moderne suit fermement une voie qui 
mène à la reconnaissance du droit des races indigènes de disposer librement 
d’elles-mêmes et de leur sol héréditaire. Conformément à ce principe, mon 
Gouvernement se rallierait volontiers à une règle plus étendue et basée sur 
un principe qui viserait le consentement volontaire des indigènes dont le pays 
est pris en possession, dans tous les cas où ils n’auraient pas provoqué l’acte 
agressif. || 2. Je ne doute pas que la Conférence ne soit d'accord quant à la 
signification du préambule. Il n'indique que le minimum des conditions 
essentielles 4 remplir pour que l’on puisse demander la reconnaissance d’une 
occupation. || Il est toujours possible qu’une occupation soit rendue effective 
par des actes de violence, qui sont en dehors des principes de la justice, du 
droit national ct même international. Par conséquent, il doit être bien entendn 
qu'il est réservé aux Puissances Signataires respectives d'apprécier toutes les 
autres conditions, au point de vue du droit aussi bien que du fait, qui doivent 
être remplies avant qu’une occupation puisse étre reconnue comme valable” 

Le Président fait remarquer que la première partie de la Déclaration de 


*) Siehe unten Seite 184. Anm. der Red, 
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Nr. 8602. Mr. Kasson touche à des questions délicates sur lesquelles la Conférence ne 
ro saurait guère exprimer d'opinion; il suffira de reproduire au Protocole les 
31.Jen.1885. considérations exposées par le Plénipotentiaire des États-Unis d'Amérique. 

La deuxième partie de la Déclaration de Mr. Kasson rappelle des expli- 
cations échangées dans la Commission et desquelles il est résulté que, dans 
l'opinion commune des Plénipotentiaires, la Déclaration préparée par la Con- 
férence ne limitait pas la faculté appartenant aux Puissances de faire précéder 
de tel examen qu’elles jugeraient opportun la reconnaissance des occupations 
qui leur seraient notifiées. 

Le Comte Kapnist demande l'insertion au Protocole de la Déclaration 
suivante:— || “En adhérant à la Déclaration actuellement discutée, je fais cette 
réserve formelle que le Gouvernement Impérial de Russie entend limiter 
strictement les effets de son assentiment aux contrées dont la Conférence a 
été appelée à s'occuper.” 

Dans le même ordre d’idées le Plénipotentiaire de la France établit que 
les occupations nouvelles sur les côtes du continent Africain sont seules visées 
dans la Déclaration, et il mentionne en particulier que l'Ile de Madagascar 
reste en dehors des présentes stipulations. 

Said-Pacha, en ce qui concerne les possessions du Sultan, tant au nord 
qu'à Vest du continent Africain, notamment jusqu'au Cap Ras Hafun, et y 
compris ce dernier point, établit des réserves d’après lesquelles ces décisions 
de la Conférence ne sauraient se rapporter aux territoires ainsi visés. 

Le Président indique que ces diverses observations, conformes à l'esprit 
dans lequel la Conférence a poursuivi ses travaux, trouveront place dans le 
Protocole. || Il constate ensuite l'adoption de l'Article II et celle de l’ensemble 
de la Déclaration. 

Le Baron de Courcel, avant qu’il soit procédé à l'élaboration de l’Acte 
Final comprenant l’ensemble des Actes de la Conférence, désire entretenir la 
Haute Assemblée de la rédaction définitive qui pourra être arrêtée quant au 
paragraphe délimitant la zonc franche, du côté des possessions Françaises. Le 
Plénipotentiaire de la France avait précédemment indiqué que son Gouverne- 
ment acceptait immédiatement comme limite de cette zone la ligne de Massabi, 
sauf & la reporter jusqu'à la position de Sctte-Camma lorsqu’auraient été 
conclus certains arrangements particuliers encore en suspens. Or, la position 
gévgraphique de Sette-Camma ne peut étre définie avec la précision désirable, 
parce qu'elle comprend un ensemble de factoreries. Le Gouvernement Français 
consentirait donc à substituer à l'indication de cette position une limite 
géodésique, ct propose de la fixer au paralléle situé par 2° 30' de latitude 
sud. Cette solution est la plus liberale, parce qu’elle place dans la zone 
franche un certain nombre de factoreries Allemandes et Anglaises. L'Ambassa- 
deur de France pense qu'elle sera accueillic par la Conférence avec satisfac- 
tion. Il en serait tenu compte duns la rédaction de l’Acte Final en modifiant 
par exemple, comme suit, le paragraphe susvisé:— || 2. Dans la zone maritime 
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s'étendant sur l'Océan Atlantique, depuis le parallèle situé par 2° 30' de bia 8608 
latitude sud jusqu'à l'embouchure de la Loge. || La limite septentrionale staaten. 
suivra le parallèle situé par 2° 30' sud depuis la côte jusqu’au point où il®l.Jan.1886, 
rencontre le bassin géographique du Congo, en évitant le Bassin de l’Ogowé, 

auquel ne s'appliquent pas les stipulations du présent Acte.” 

M. Busch adhère à cette solution, qui lui paraît la plus satisfaisante. 

Sir Edward Malet croit aussi qu’elle est la meilleure comme la plus 
libérale et déclare apprécier l'esprit dans lequel elle a été proposée par le 
Gouvernement Français. 

La Conférence exprime son adhésion à cet égard. 

Son Excellence Sir Edward Malet demande la parole pour présenter les 
considérations suivantes: — || “Je désire soumettre quelques observations à l'égard 
de l’Article IV de la Déclaration relative & la liberté du commerce qui est 
ainsi conçu: — || ‘Les marchandises importées dans ces territoires resteront 
affranchies de droits d'entrée et de transit. Les Puissances se réservent de 
décider, au terme d’une période de vingt années, si la franchise d’entrée sera 
ou non maintenue, || Il paraît que cet Article soulève des doutes dans l'esprit 
de personnes engagées dans le commerce avec l'Afrique. Certaines d'entre 
elles pensent qu'il implique la terminaison, au bout de vingt ans, du régimo 
de la liberté de commerce dont le bassin conventionnel du Congo a été doté, 
à moins que les Puissances soient d’accord pour le continuer. || Je trouve, 
par exemple, les mots suivants dans une lettre du Président de la Chambre 
de Commerce de Manchester à Lord Granville, en date du 12 Décembre: ‘la 
limite de la durée de vingt ans attachée aux stipulations de la liberté du 
commerce” La Députation qui a remis cette lettre à Lord Granville a prié 
sa Seigneurie de m'envoyer des instructions en vue d'obtenir la suppression 
du dernier alinéa de l’Article IV, en disant que les conditions de la liberté 
de commerce ne devraient pas être changées au bout de vingt ans, qu'autre- 
ment aucun négociant Anglais, ayant devant lui la perspective de droits diffé- 
rentiels, n’emploierait ses capitaux dans ces parties de l'Afrique. || Un des 
principaux journaux de Manchester contenait, tout récemment, un article dans 
lequel se trouve cette phrase: — || ‘On se demande comment les Puissances 
ont pu consentir à abolir d'un trait de plume tous les droits et tous les 
impôts — la raison n’est pas difficile à trouver. Une clause modeste a été 
insérée qui aura pour résultat que le millénaire naissant arrivera à sa fin 
après vingt ans.’ || Je sais qu’il n’y a absolument rien, ni dans l'ensemble ni 
dans les détails de l’Acte que nous allons signer, qui autorise de pareilles 
appréhensions — cependant pour mottre fin à des méfiances qui sont préjudi- 
ciables à la croissance de commerce, je tiens à constater que le régime de 
la liberté du commerce dans le bassin conventionnel du Congo, tel qu'il est 
établi par l’Acte dont il s’agit, est sans limite de durée, et que l'Article IV 
vise, uniquement, la faculté de décider de nouveau, après vingt ans, si les 
droits d'entréc doivent ou non continuer à être prohibés. || Dans le but de 
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pes rassurer davantage les personnes intéressées, je rappellerai que, même, si, par 
Staaten, Suite de la faculté accordée par cet Article IV, des droits d'entrée venaient 
81.Jan.1885. 4 être établis, ils ne pourraient, en aucun cas, être differentiels et que la 
liberté de transit ainsi que toutes les autres stipulations de l’Acte resteraient 
en vigueur. || Je serais bien aise d’avoir l’assentiment de la Conférence à ces 
explications, qui sont faites dans le seul but d’écarter des malentendus et de 
dissiper des doutes nuisibles au but que la Conférence a eu pour tâche 
d'atteindre et qui est d'encourager et d’étendre le commerce dans ces régions, 

d’une manière précise, cfficace et durable.” 

Le Comte de Launay dit que, lors de la discussion du Projet de Décla- 
ration relatif à la liberté commerciale, il a présenté déjà des observations 
répondant aux préoccupations que Sir Edward Malet a en vue de faire cesser. 
L'Ambassadeur d'Italie a demandé en effet (Protocole No. 4, p. 6,*) que la 

| permanence des mesures essentielles adoptées par la Conférence fût d’ores et 
déjà mise hors de doute. Si, à l’expiration d’une période de vingt ans, devait 
avoir lieu la révision du régime conventionnel, conformément aux prévisions 
de l’Article IV de la Déclaration, le Comte de Launay désirait qu’il fût établi 
que cette révision aurait lieu seulement pour rendre ce régime encore plus 
favorable aux intérêts commerciaux. Le Plénipotentiaire de l’Italie ne saurait 
dès lors que s'associer aux idées formulées par l’Ambassadeur d'Angleterre. 

Le Baron de Courcel, répondant à Sir Edward Malet, s'exprime comme 
suit: — “J’adhère très volontiers, pour ma part, aux explications que vient 
de donner M. l'Ambassadeur d’Angleterre. On connaît les raisons qui ont 
amené les Puissances à réserver, au bout d’une période de vingt ans, leur 
liberté d'appréciation sur la question du maintien ou de la modification du 
régime que nous sommes convenus de mettre actuellement à l’épreuve, et qui 
consiste dans la suppression des droits à l'importation, combinée avec l’eta- 
blissement de droits à l'exportation. Nous n'avons pas voulu imposer, pour 
une durée indefinie, aux territoires dont nous avons eu à nous occuper pen- 
dant la présente Conférence, un régime économique immuable, conçu d’après 
des règles dont la valeur intrinsèque est controversée parmi les théoriciens, 
et dont les résultats pratiques pourront seulement être démontré par l’expé- 
rience. || Mais, en dehors des stipulations spéciales de l'Article IV, nous avons 
reconnu et consacré un certain nombre de principes qui assurent, contre toute 
infraction à l'avenir, l'application de la liberté de commerce dans le Bassin 
du Congo. Liinterdiction des droits différenticls, des monopoles ou privilèges, 
et de toute inégalité de traitement au préjudice de personnes appartenant à 
une nationalité étrangère, n’est soumise à aucune limitation de temps. Le 
bienfait qui en résulte doit être considéré comme définitivement acquis. || La 
Conférence, en inaugurant un tel état de choses, aura accompli une oeuvre 
dont le libéralisme, nous pouvons le déclarer avec un sentiment de juste satis- 
faction, est jusqu'ici sans précédents.” 


+) Siehe oben Seite 85. Anm. der Red. 
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M. de Serpa fait observer que la Haute Assemblée a été sollicitée de Parietal 
marquer son adhésion aux explications données par Sir Edward Malet touchant giaaten. 
la permanence du régime liberal établi par la Conférence; à cet égard, l’assen- 31.Jan. 1885. 
timent des Representauts des Puissances qui possèdent des territoires dans la 
région du Congo a une importance particulière. Le Plénipotentiaire du Gou- 
vernement Français a exprimé déjà son approbation; les Représentants du 
Portugal manifestent également leur adhésion, en s’inspirant des dispositions 
libérales qui ont animé leur Gouvernement au cours des travaux de la 
Conférence. 

Le Président ne doute pas que la Haute Assemblée ne partage ces sen- 
timents. L'insertion au Protocole des explications qui précèdent donnera toute 
sécurité au commerce et fera cesser toute préoccupation de sa part. 

Le Baron Lambermont rappelle que, lors de la discussion de l’Article IV 
de la Déclaration relative à la liberté commerciale, il s’est prononcé en faveur 
de la permanence du régime le plus liberal. Sur la question spéciale de 
l'interdiction des droits d'entrée, un des Délégués, dont la compétence est 
indiscutable en pareille matière, a fait valoir les motifs qui, dans l'intérêt 
même du commerce, rendraient désirable la possibilité d’une révision du 
système fiscal, afin de tenir compte, s’il y avait lieu, des modifications que 
le temps apporterait au régime économique de ces pays neufs. Mais si cette 
révision devait en effet être opérée, elle ne devrait affecter ni la liberté du 
transit ni l'interdiction de tous droits différentiels. Ce qui, d’ailleurs, doit 
rassurer surtout le commerce, c’est l'esprit dans lequel ont été discutées et 
arrêtées les décisions de la Conférence et dans lequel persisteront les Gou- 
vernements qui y ont pris part. Si, dans un délai de vingt ans, l’6tablisse- 
ment de droits d’entrée paraissait inutile ou préjudiciable, eu égard aux ré- 
sultats acquis, aucun Gouvernement ne scrait certainement d'avis de l’op6rer. 
C'est l'expérience qui dictera alors aux Puissances intéressées les determina- 
tions les plus favorables au développement du mouvement commercial dans 
leurs possessions. La Puissance qui perdrait ces considérations de vue s’ex- 
poscrait à voir les courants commerciaux sc reporter vers les marchés voisins. 

Le Président constate l’assentiment unanime de la Haute Assemblée aux 
explications qu’elle vient d’entendre. 

Il propose ensuite à la Haute Assemblée de procéder à un échange de 
vues générales relativement à la forme que devra revêtir l’Acte Final. 

Le Baron Lambermont, qui a été chargé de la préparation de cet Acte, 
fait connaître qu'il peut être établi suivant deux ou trois modes différents. 
Le Plénipotentiaire de la Belgique rapporte les précédents qu'il a été amené 
à étudier à ce sujet. Lors des Traités de Vienne, de 1815, de Paris, de 1856, 
et de Berlin, de 1878, on a été conduit à réunir dans un Traité unique tous 
les Actes aduptés par le Congrès, en les faisant précéder d'un préambule qui 
marquait leur filiation. Les dispositions diverses du Traité se trouvaient for- 
mer ainsi une suite d’Articles, avec une seule série de numéros. || Dans d’autres 
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Nr. 8602. cas, l’Acte conventionnel s’est résumé en un ou deux Articles indiquant l'objet 

Karren général poursuivi par les Parties Contractantes, et à cet instrument principal 

31.Jan.188. a été annexée la série des Actes précédemment délibérés. Cette forme, qui 
est notamment celle du Traité conclu en 1839 & la suite de la Conférence 
de Londres, a été assez rarement employée. || On pourrait encore placer à la 
suite les uns des autres les différents Actes adoptés par la Haute Assemblée, 
en les numérotant entre eux ct en les faisant précéder de leur préambule 
respectif. Il y aurait alors un certain nombre d’Actes séparés, que rien ne 
rattacherait les uns aux autres. A la connaissance du Baron Lambermont, 
ce mode de procéder n’aurait encore jamais été usité. || Lo Plénipotentiaire 
Belge ajoute qu'il a déjà préparé un Projet, en adoptant la forme qu'il a 
citée en premier lieu. Ce Projet comprendrait un préambule et autant de 
chapitres que la Conférence a sanctionné d’Actes différents, mais avec une 
seule séric de numéros pour tous les Articles compris dans le Traité. La 
division serait la suivante: — || Préambule; || Chapitre I, constitué par la Dé- 
claration relative à la liberté de commerce; || Chapitre II, dont l’objet sera 
expliqué plus tard; || Chapitre III ct IV, formés respectivement par les Actes 
de Navigation concernant le Como et le Niger; || Chapitre V, reproduisant la 
Déclaration afférente à “l’effectivité” des occupations; || Chapitre VI, concernant 
la Traite des Esclaves. 

Le Président consulte la Haute Assemblée pour savoir s’il lui convient 
de choisir séance tenante entre les trois formes indiquées par le Barou 
Lambermont. 

Le Baron Lambermont ne verrait pas d’inconvénients à ce que la décision 
sur ce point fût réservée à la Commission. 

Le Baron de Courcel, le Président et le Baron Lambermont échangent 
à ce sujet quelques considérations et il reste entendu que la question sera 
renvoyée entière à la Commission. Les membres de la Conférence s'engagent, 
d'ailleurs, à tenir scerct ce qui se rapportera à cette partie de leurs travaux. |! 
L’impression du Projet rédigé par le Baron Lambermont, et la réimpression 
des diverses Déclarations déjà adoptées séparément par la Conférence, sont 
décidées pour faciliter le travail des membres de la Commission. 

Mr. Kasson désire, au préalable, appeler l'attention de la Haute Assem- 
blée sur ce que le choix de la forme donné à l’Acte définitif peut avoir une 
importance particulière pour le Gouvernement des États-Unis d'Amérique. La 
forme d’un Traité proprement dit serait peut-être de nature à soulever, à 
Washington, des objections dues à des scrupules constitutionnels et au respect 
de certaines traditions admises par la jurisprudence internationale Américaine. 
En thèse générale, lo Gouvernement des États-Unis n’envisage pas volontiers 
l'éventualité d'engagements réciproques qui le lient envers un ensemble de 
Puissances, comme dans le cas où est signé un Traité collectif. Eu égard à 
ces considérations, le Plénipotentiaire des États-Unis, pour rendre plus facile 
la ratification des Actes définitifs par son Gouvernement, s’est attaché à lui 
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présenter l’oeuvre de la Conférence comme devant comprendre une série de Nr. 8602. 
Déclarations, anxquelles les Puissances feraient adhésion. Mr. Kasson desirerait, pes 
en conséquence, que la forme de l’Acte Final fût telle que l'accord des Puis- 81. Jan. 1885. 
sances pit se manifester, en effet, sous cette forme spéciale d’adhésions indi- 
viducllement données des Déclarations, et non sous la forme d’un Traité gé- 
néral, liant tous les Gouvernements à un ensemble d'obligations réciproques 
et communes. Quant au fond, le résultat serait le même, puisque la série 
des adhésions données par les Puissances les obligerait à l'observation des 
arrangements conclus, au même degré que leur participation à un Traité. 

La question ainsi soulevée donne lieu à des observations de la part d’un 
certain nombre de membres de la Haute Assemblée, et notamment de la part 
du Président, du Baron de Courcel, du Comte de Launay, du Baron Lamber- 
mont, du Comte de Benomar et de Mr. Sanford. Divers précédents sont cités 
et examinés. 

Le Plénipotentiaire d’Espagne rappelle notamment que son Gouvernement, 
après avoir pris part aux travaux du Congrès de 1815, n’avait pour des motifs 
particuliers pas cru pouvoir signer le Traité issu de ses délibérations. Le 
Cabinet de Madrid avait seulement adhéré plus tard au même ‘Traité. Plu- 
sieurs membres de la Conférence et le Président de la Haute Assemblée ex- 
priment l'avis que ce précédent pourrait être suivi dans le cas où le Gou-. 
vernement des États-Unis aurait des objections contre la forme adoptée par 
les Gouvernements Européens pour sanctionner les décisions prises par la 
Conférence. La question est d’ailleurs renvoyée à la Commission avec toutes 
celles concernant la préparation de l’Acte Final. 

Le Président fait connaître que le Plénipotentiaire des Pays-Bas s’est 
excusé, pour cause de maladie, de ne pouvoir assister à la Conférence. 

Le Comte de Benomar désire que les observations présentées par lui à 
la Commission relativement au droit de visite sur la Côte Occidentale d’Afri- 
que, et qui ont été reproduites sous le No. 40 des documents imprimés, soient 
annexées au Protocole de la présente séance. 

La Haute Assemblée accueille cette demande. 


La séance est levée à 4 heures et demie. 
[Unterschriften.] 


Annexe No. 1 au Protocole No. 8. 


Rapport de la Commission chargée d'examiner le Projet de Déclaration relative 
aux Occupations nouvelles sur les Cotes d'Afrique. 

Messieurs, || Dans votre réunion du 7 Janvier vous avez abordé le troi- 
sième et dernier objet de la tâche qui vous était assignée: la définition des 
formalités requises pour faire considérer à l’avenir comme effectives des occu- 
pations de territoires sur les côtes d'Afrique. || Après un échange général de 
vues à ce sujet, vous avez décidé de renvoyer à une Commission le Projet 


qui vous avait été soumis. || Cette Commission, aux travaux de laquelle ont 
12° 
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Nr. 8602 participé la plupart des Plenipotentiaires assistés de leurs Délégués, s’est 
renin réunie les 15 et 16 Janvier; elle a successivement discuté les divers points 
81 Jan. 1885. qu’elle avait à traiter et elle a chargé un Comité de Rédaction de fixer le 
texte des Résolutions auxquelles elle s’est arrêtée. || Le Projet sur lequel s’est 
établie la discussion est sous vos yeux; il a été présenté par les Plénipoten- 
tiaires de l’Allemagne, de concert avec le Plénipotentiaire de France. || Les 
lettres d'invitation adressées aux Gouvernements, les discours que vous avez 
entendus à l’ouverture de vos travaux, avaient à l’avance indiqué la pensée 
générale de ce Projet, qui est de prévenir les contestations ou les malenten- 
dus auxquels pourraient donner lieu les occupations nouvelles. La Commission 
a été unanime à l’accepter comme base de ses délibérations. || Elle s’est trouvée 
également d'accord pour admettre que la Déclaration ne s’appliquerait qu'aux 
occupations futures. || Les débats ont porté sur des sujets multiples qui vont 
être successivement passés en revue. || Vous remarquerez d’abord de légères 
retouches dans le titre et le préambule de l’Acte. Le terme de “formalités” 
n'était pas strictement applicable aux Articles II et III de la Déclaration. 
De plus, M. le Ministre des Etats-Unis avait désiré que le titre même pré- 
cisät que les obligations imposees ne sont qu’un minimum, C’est dans cet 
esprit que le Comité de Redaction a substitué aux mots “formalites a ob- 
server” ceux de “conditions essentielles & remplir.” Le preambule prevoyait 
l'introduction d’une doctrine uniforme en matière d’occupations. Il a paru 
qu’il convenait mieux de formuler des règles uniformes dans un document qui 
édicte des prescriptions formelles. || Le Projet de Déclaration ne vise que les 
côtes d'Afrique. La convenance de cette restriction a été contestée. M. l’Am- 
bassadeur d’Angleterre aurait préféré que les règles qui vont être établies 
pour les prises de possessions nouvelles en Afrique, fussent rendues appli- 
cables à tout le Continent Africain. A l’appui de sa proposition, il a invoqué 
ce fait que les côtes d'Afrique sont bien près d’être occupées dans toute leur 
étendue et que, réduites à cette zone, les formalités prévues auront assez peu 
de valeur pratique. M. l'Ambassadeur de France n’a pas partagé ce senti- 
ment. S'il est vrai qu’il reste peu de territoires disponibles à la côte, ces 
territoires ont en revanche une importance qui justifie les dispositions nou- 
velles dont ils seraient l’objet. Sur le littoral, d’ailleurs, le terrain est bien 
défini, tandis qu’en fait de délimitations territoriales la part du vague et de 
l'inconnu est encore très grande dans l’intérieur de l’Afrique. De son côté 
M. le Sous-Secrétaire d’État Busch ne s’est pas déclaré, en principe, hostile 
à la proposition de Sir Edward Malet; mais il a fait observer qu'elle impli- 
que forcément la détermination précise et prochaine de l’état de possession 
de chaque Puissance en Afrique. || M. le Ministre des États-Unis ayant émis 
l'idée qu'une telle délimitation offrirait de sérieux avantages et contribuerait 
à prévenir des conflits futurs, on a objecté que le résultat inverse serait 
plutôt à craindre. Une définition exacte des possessions actuelles aboutirait 
en fait à un partage de l'Afrique. Au surplus, a-t-on ajouté, la Conférence 
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a reçu la mission exclusive de statuer pour l'avenir; les situations acquises Nr. 8602. 
échappent à ses décisions. || Ces observations ont clos la discussion sur ce point. es 
Quelques remarques ont été échangées au sujet de la Notification prescrite 31. Jan. 1885. 
par l'Article Is, || L’utilité de cette formalité n'a été mise cn question par 
aucune des Puissances représentées dans la Commission. M. l'Ambassadeur 
d'Angleterre aurait même jugé désirable que la Notification contint toujours 
une détermination approximative des limites du territoire occupé ou protégé. 
D'autres membres de la Commission, sans se montrer opposés, en principe, 
à cette modification, ne la croient point nécessaire. C’est, d’après eux, plutôt 
une question de forme que de fond. Notifier l'occupation ou la prise de 
possession d’un territoire implique nécessairement une définition plus ou moins 
précise de la situation de ce territoire, particulièrement à la côte qui seule 
tombe sous l'application des règles à établir. Inutile en général, la condition 
nouvelle qu'il s’agit d'imposer pourrait, en certaines circonstances, entraîner 
des difficultés ou des inconvénients. || M. l'Ambassadeur d'Angleterre, à la 
suite de ces explications, n’insiste pas; il reste entendu toutefois que la Noti- 
fication est inséparable d’une certaine détermination de limites, et que les 
Puissances intéressées pourront toujours réclamer tels éclaircissements supplé- 
mentaires qui leur paraîtraient indispensables pour sauvegarder leurs droits 
ou leurs intérêts. || L’Article I= a donné lieu à quelques autres observations 
qu’il convient de rappeler sommairement afin d’en préciser le sens ct la portée. . 
M. l'Ambassadeur d’Angleterre avait demandé la suppression des mots “situés 
en dehors de ses possessions actuelles.” Cette expression, en effet, pouvait 
faire supposer que les règles à établir obligeraient seulement les Puissances 
qui ont des possessions en Afrique, tandis que ces règles doivent être obli- 
gatoires pour toutes les Puissances Signataires. Mais, d'un autre côté, M. le 
Comte de Benomar a fait justement observer qu'il n’était pas indifférent de 
bien marquer que les dispositions arrêtées par la Conférence ne s’applique- 
raient pas aux possessions actuelles. Le Comité de Rédaction a proposé une 
formule qui répond à ces diverses préoccupations. || La Puissance qui notifie 
est-elle tenue d'attendre indéfiniment la réponse de toutes les autres? L'idée 
a été suggérée de fixer un délai de rigueur; mais cette motion a été écartée 
par des considérations de courtoisie internationale. On a été d'accord pour 
admettre un délai raisonnable. || La Notification doit-elle amener la reconnais- 
sance immédiate du caractère effectif de l’occupation, ainsi que cela semblait 
résulter du texte soumis à la Commission? M. l'Ambassadeur d'Angleterre 
inclinait à borner l'obligation au fait seul de la Notification, sans mettre la 
Puissance qui la reçoit dans l'alternative ou de reconnaître sans délai, ou de 
formuler sur le champ ses objections. Cette manière de voir a été particlle- 
ment accueillie. M. le Sous-Sccrétaire d'État Busch a proposé, à ce point de 
vue, de supprimer les termes se rapportant à la reconnaissance du caractère 
effectif de l'occupation. En effet, suivant des observations concordantes de 
M. le Baron Lambermont, l’occupation ne saurait être vraiment effective au 
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Mr. el moment même de la prise de possession; elle ne le deviendra que plus tard, 
Staaten. par Vaccomplissement de conditions qui impliquent une idée de continuité et 
81.Jas.1885. de permanence. On ne peut donc rien reconnaître ni contester à cet égard 
au lendemain de la Notification. Celle-ci atteint pleinement son but en per- 
mettant aux tiers, dûment avertis, de faire valoir leurs propres titres ou leurs 
réclamations. La Notification n’est pas encore universellement consacrée par 
la pratique; envisagée comme il vient d’être dit, elle sera une innovation utile 
dans le droit public. Ces considérations ont déterminé la suppression des 
termes “de le reconnaître comme effectif” et le maintien de mots: “de faire 
valoir, s’il y a lieu, leurs réclamations.” || Enfin quelles sont les réclamations 
qui pourraient être opposées à la Puissance qui notifie une occupation ou un 
Protectorat? Toute réclamation, quel que soit sa nature, est-elle suspensive 
des droits acquis? Ces questions ont été formulées par M. l'Ambassadeur 
d'Italie. || Les réclamations se fonderont le plus habituellement sur des droits 
antérieurs, comme l’un des Plénipotentiaires de l'Allemagne en a fait la re- 
marque, mais sans y attacher une portée exclusive. Selon M. le Premier 
Plénipotentiaire des États-Unis et M. le Ministre des Pays-Bas, les objections 
pourraient, indépendamment des droits acquis, s'appuyer sur des relations 
déjà établies, des rapports de commerce par exemple. L'un des Plénipoten- 
tiaires Portugais ayant demandé si l'on pourrait substituer aux termes de “ré- 
clamations” ceux mêmes de “droits antérieurs,“ la Commission a été d'avis 
que cette rédaction paraîtrait trop restrictive. Il peut, en effet, à côté des 
droits, se présenter des considérations ou des situations dont il serait équi- 
table de tenir compte. En cas de désaccord persistant, qui tranchera le dif- 
férend? On se trouve alors dans le cas des difficultés qui surgissent dans 
les relations internationales, et pour l’aplanissement desquelles les voies indi- 
quées par la procédure diplomatique restent ouvertes. M. l'Ambassadeur de 
Turquie a suggéré une clause d'arbitrage. La Commission, sans contester la 
valeur de ce moyen et en rendant hommage à la pensée qui l’inspirait, a 
cependant estimé qu'il serait probablement difficile d'amener tous les Gouver- 
nements à aliéner, en parcil cas, leur liberté d'action. || De l'ensemble de ces 
discussions il est résulté qu’un acquiescement unanime n’est pas la condition 
préalable de la validité d'une prise de possession. 

L’Article IT de la Déclaration a pour but de définir les conditions d'une 
occupation effective. Il détermine le minimum des obligations qui incombent 
à l'État occupant. || La formule primitivement soumise aux délibérations de la 
Commission imposait les mêmes devoirs à l'État qui occupait et à celui qui 
n’assumait qu'un Protectorat. || Cette disposition a donné lieu à un examen 
étendu au sein de la Commission comme du Comité de Rédaction. Diverses 
formules furent proposées; mais clles n’écartaicnt pas toutes les difficultés que 
la discussion avait révélées. || En dernier lieu, M. le Sous-Secrétaire d'État 
Busch a fait connaître qu'il acceptait la suppression antérieurement proposée 
par M. l'Ambassadeur d’Angleterre, des termes qui soumettent les territoires 
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protégés aux mémes conditions que les territoires occupés. En conséquence, panel 
les mots “ou placés sous leur Protectorat” ont été éliminés. || Les conditions staaten. 
de l'occupation effective, d’après la formule qui a servi de base à la discus-81-Jan. 188. 
sion, se résumaient dans “l'obligation d'établir et de maintenir dans les terri- 
toires occupés une juridiction suffisante pour faire observer la paix, respecter 
les droits acquis ct, le cas échéant, les conditions sous lesquelles la liberté 
du commerce et du transit aura été établie.” || Ce texte a subi plusieurs modi- 
fications qui n’en altèrent toutefois pas le sens. || M. l'Ambassadeur de France 
a proposé de substituer l'expression, “assurer l'existence d’une autorité suffi- 
sante,” à celle de, “établir et maintenir ....” &c. Cette dernière forme, en 
effet, pröterait à supposer que lors de toute occupation nouvelle, il y aura 
toujours des innovations organiques à introduire pour la distribution de la 
justice, tandis que, peut-être, dans certaines régions, les institutions existantes 
paraftront suffire et seront simplement conservées. La rédaction nouvelle, 
qui d’ailleurs implique aussi l'idée de permanence, n'a donné lieu à aucune 
objection. 

M. le Baron Lambermont croirait utile de supprimer les mots de “pour 
faire observer la paix” Dans des contrées occupées parfois depuis peu et 
souvent lointaines, la paix peut se trouver exposée à des vicissitudes que l’au- 
torité ne saurait toujours conjurer. Des troubles qui ne seraient pas réprimés 
sur l'heure autoriseraient-ils des tiers à mettre les droits de l'occupant en 
question? Une garantie suffisante réside dans l'obligation de faire respecter 
les droits acquis, qui comprennent les personnes et les choses. On ne saurait 
perdre de vue qu’il s'agit d'établir non des points de doctrine, mais des pre- 
scriptions de droit public; il convient de s’en tenir d’abord à quelques règles 
aussi simples et aussi générales que possible, en laissant à la sagesse des 
Gouvernements le soin de les compléter par des arrangements ultérieurs, si 


l'expérience les y convie. || Ces réflexions ont éte successivement confirmées 
par M. le Sous-Scerétaire d'État Busch et par MM. les Ambassadeurs d’An- 
gleterre et de France. || M. l'Ambassadeur d'Italie, tout en admettant la 


suppression des mots visés par le Plénipotentiaire Belge, demande si, pour 
donner une sécurité complète aux intérêts des étrangers, on ne pourrait pas 
substituer à la disposition qui serait éliminée une clause affirmant l'obligation 
de “maintenir l'ordre” Cette stipulation, qui d’ailleurs semblait donuer prise 
aux mêmes objections que la précédente, n’a pas été jugéc indispensable en 
présence du sens assigné à la disposition qui oblige de sauvegarder les droits 
acquis. La pensée indiquée par le Plénipotentiaire d’Italie se trouve au fond 
du Projet, si elle n’y est pas explicitement formulée. Daus ces conditions 
M. le Comte de Launay n'a pas cru devoir insister sur son observation, et la 
suppression proposée a été votée par la Commission. || Les termes “rendre 
la justice” ont également disparu du texte adopté; on les considère comme 
implicitement contenus dans la clause concernant le respect des droits acquis./ 


Pour déférer à un désir exprimé par M. de Serpa Pimentel, il a été décidé 
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Nr. 8608. que le Protocole constaterait, de nouveau, que les règles prescrites ne s’ap- 

ra pliquent qu'aux occupations futures. || Cette motion a amené M. le Ministre 

1.329.188. des Etats-Unis à demander si les occupations actuelles ne devraient pas, à 
Vavenir, être soumises aux mêmes conditions d’un exercice effectif de la Puis- 
sance Souveraine. Une telle extension ne pourrait, au jugement de Mr. Kasson, 
qu'être profitable à tous les étrangers qui s’établissent dans les possessions 
coloniales anciennes ou qui y créent des relations de commerce. || Sans con- 
tester l'utilité du but, M. l'Ambassadeur do France rappelle les motifs qui 
ont conduit la Conférence à bien spécifier que les décisions n'auraient aucun 
caractère rétroactif. Étant donné les conditions dans lesquelles ont été faites 
les invitations à la Conférence, il ne saurait en effct s'agir de troubler en 
aucune manière ni même de scruter l’état de possession des Puissances. L’ap- 
plication, aux occupations futures, de règles qui marquent un progrès dans le 
droit, des gens, constituera comme une propagande par l'exemple qui pourra 
décider certains Gouvernements à étendre volontairement à leurs anciennes 
possessions les règles établies pour les prises de possession de l'avenir. 
Quelques mots encore sur l'Article IL M. l'Ambassadeur d'Italie a demandé 
si l'obligation d'établir une autorité suffisante ne comportait pas de délai et 
s'il ne conviendrait pas d’intercaler après le mot “établir” les termes “dans 
un délai raisonnable” Il a été entendu que la Puissance occupante dis- 
poserait du temps raisonnablement nécessaire. || Quels sont les droits acquis 
qu'il faut faire respecter? Le Comité a proposé de placer le mot “privés” 
entre ces termes. D’après son interprétation, il s’agit de droits civils et 
ceux-ci doivent être sauvegardés à quelque époque qu'ils aient été acquis, 
avant comme après l'occupation. La Commission, en approuvant le commen- 
taire, n’a pas considéré Vintercalation comme indispensable pour déterminer 
le sens de la disposition. || Qu’entend-on par “les conditions sous lesquelles 
la liberté du commerce aura été garantie” et qui devront aussi être respectées ? 
Cette question a été soulevéc par M. l'Ambassadeur d'Italie et M. le Ministre 
des États-Unis. Le Comité a proposé une rédaction nouvelle portant qu'il y 
aura lien de faire respecter “la liberté du commerce et du transit dans les 
conditions où elle aura été établie” Cette clause a en vue l’ex&cution de tout 
accord par lequel la liberté du commerce et du transit serait stipulée, et pour 
mettre le texte en harmonie avec cette explication, le mot “établie” a été 
remplacé par celui de “stipulée.” || Dans la penséc de prévenir des con- 
testations éventuelles, M. l'Ambassadeur d'Italie a appelé l'attention de la 
Commission sur le cas suivant: “Les formalités et conditions mentionnées dans 
les paragraphes du Projet de Déclaration pour la validité d’occupations futures 
sur les côtes d'Afrique s’appliquent-elles également à des occupations anté- 
rieures et momentanées ayant eu lieu par Yoeuvre de simples particuliers et 
ensuite abandonnées, à l'égard desquelles les Gouvernements respectifs n'au- 
raient jamais fait acte de prise réelle de possession.” || Son Excellence, 
estimant qu’il serait de l'intérêt général de prévenir toutes prétentions, reven- 
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dications, ou contestations basées sur ce seul titre, qu'on pourrait vouloir Ree. 
faire revivre, a cru utile de provoquer un échange de vues & ce sujet. || M. staaten. 

le Plénipotentiaire d'Espagne a été d’avis que, la Déclaration ne stipulant 81-Jan. 1885. 
que pour l’avenir, la Commission ne pouvait se prononcer sur des faits ap- 
partenant au passé. || M. l'Ambassadeur de Turquie, à ce propos, exprime 
la conviction qu'un échange de vues sur la question dont il s’agit sortirait 
des attributions de la Conférence, ct son Excellence déclare ne pas admettre 
que cette discussion puisse en aucun cas se rapporter à des possessions de 
Sa Majesté le Sultan en Afrique. || MM. les Plénipotentiaires Portugais font 
connaître que, dans leur opinion, il y a lieu pour toutes les Puissances de 
faire les mêmes réserves et qu’ils les font pour ce qui concerne les possessions 
du Portugal. || D'autres membres de la Commission ont jugé que la Noti- 
fication mettrait les parties intéressées en mesure de faire valoir leurs récla- 
mations. || En présence de cette diversité d’appréciations, M. l'Ambassadeur 
d'Italie s’abstient de toute nouvelle insistance. Son Excellence se borne à 
exprimer l'espoir que, le cas échéant, il ne se produirait aucun des malen- 
tendus, aucune des contestations qu'il avait précisément eu en vue de pré- 
venir en provoquant un simple échange de vues. || Le débat a pris fin sans 
amener de vote. || L'un des Plénipotentiaires Portugais avait formulé un 
amendement tendant à rendre effective dans les territoires occupés l'abolition 
de l'esclavage. D'après les explications fournies par M. de Serpa Pimentel 
son intention était non d'atteindre l'esclavage domestique des nègres, ce qui 
impliquerait dans l’organisation sociale des indigènes un changement qui peut- 
être ne serait pas l'oeuvre d’un jour, mais d'interdire à la population blanche 
l'achat et l’emploi d’esclaves. La proposition même ne pouvait soulever aucun 
dissentiment; mais comme ce n’est point là une condition d'occupation, il a 
été convenu qu’une décision définitive pourra intervenir lorsqu'il s'agira d’ar- 
rêter l’Acte Général qui embrassera tous les travaux de la Conférence. || La 
disposition finale du Projet de Déclaration concernait l'adhésion des Puis- 
sances non-représentées à la Conference; elle a été supprimée sur la propo- 
sition de M. le Baron Lambermont. La même faculté d'adhésion ou d’accession 
est commune à tous les Actes émanés de la Conference; il conviendra d’y 
pourvoir par une disposition générale et unique. || Le Projet de Déclaration, 
tel qu’il a été adopté, forme la dernière Annexe de ce Rapport. 

Messieurs, après avoir entouré de garanties la liberté du commerce et 
de la navigation dans le centre de l’Afrique et manifesté votre sollicitude pour 
le bien-être moral et matériel des populations qui l’habitent, vous allez faire 
entrer dans le droit public positif des règles destinées à écarter des relations 
internationales des causes de dissentiments et de conflits La Conférence ne 
pouvait mieux terminer ses longues et laborieuses délibérations qu'en con- 
sacrant son dernier travail aux intérêts de la paix. 

Le Président, Alph. de Courcel. 

Le 29 Janvier, 1885. Le Rapporteur, Baron Lambermont. 
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Nr. 8602. (Annexe 1.) 


Staaten. Projet de Déclaration relative aux Formalités à observer pour que des Orcu- 


pations nouvelles sur les Côtes d'Afrique soient considérées comme effectives. 


Les Plénipotentiaires des Gouvernements de l’Allemagne, de l’Autriche- 
Hongrie, de la Belgique, du Danemark, de l'Espagne, des Etats-Unis d’Amé- 
rique, de la France, de la Grande-Bretagne, de l’Italie, des Pays-Bas, du Por- 
tugal, de Ja Russie, de la Suede et la Norvége et de la Turquie, réunis en 
Conférence, considérant qu’il y aurait avantage 4 introduire dans les rapports 
internationaux une doctrine uniforme relativement aux occupations qui pour- 
ront avoir lieu à l’avenir sur les côtes d'Afrique, ont arrêté ce qui suit: — 
1. La Puissance qui dorénavant prendra possession d’un territoire ou d’un 
endroit sur les côtes d'Afrique situé en dchors de ses possessions actuelles 
ou qui en assumera la protection, accompagnera l’Acte respectif d'une Noti- 
fication simultanée adressée aux autres Puissances représentées dans la pré- 
sente Conférence, afin de les mettre à même ou de le reconnaître comme 
effectif ou de faire valoir, s’il y a lieu, leurs réclamations. || 2. Les dites 
Puissances reconnaissent l'obligation d'établir ct de maintenir dans les terri- 
toires ou endroits occupés ou pris sous leur protection une juridiction suffi- 
sante pour faire observer la paix, respecter les droits acquis et, le cas échéant, 
les conditions sous lesquelles la liberté du commerce et du transit aura été 
garantie. || Les Gouvernements des Soussignés porteront cette Déclaration 
à la connaissance des États qui n’ont pas été appelés à participer à la Con- 
férence et les inviteront à y adhérer. 


(Annexe 2.) 


Projet de Déclaration relative aux Conditions essentielles à remplir pour que 
des Occupations nouvelles sur les Côtes d'Afrique soient considérées comme 
effectives. 


(Rédaction arrétée provisoirement par le Comité de la Commission.) 


Les Plénipotentiaires de l'Allemagne, de l’Autriche-Hongrie, de la Bel- 
gique, du Danemark, de l'Espagne, des États-Unis d'Amérique, de la France, 
de la Grande-Bretagne, de l'Italie, des Pays-Bas, du Portugal, de la Russie, 
de la Suede et la Norvège ct de la Turquie, réunis en Conférence, considé- 
rant qu'il y aurait avantage à introduire dans les rapports internationaux des 
règles uniformes relativement aux occupations qui pourront avoir lieu à 
l'avenir sur les côtes d'Afrique, ont arrèté ce qui suit: — 1. La Puissance 
qui dorénavant prendra possession d’un territoire sur les côtes d'Afrique situé 
en dehors de ses possessions actuelles ou qui, n’en ayant pas eu jusque-là 
viendrait à en acquérir, et de même, la Puissance qui y assumera un Pro- 
tectorat, accompagnera l’Acte respectif d’une Notification adressée aux autres 
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Puissances représentées dans la Conférence, afin de les mettre à même de Nr. 8602. 


faire valoir, sil y a lieu, leurs réclamations. || L’Acte de Notification con- een 
tiendra une détermination approximative des limites du territoire occupé par 31. Jan. 1886. 
cette Puissance ou placé sous son Protectorat. || 2. Les Puissances Signa- 


taires reconnaissent l’obligation d’établir et de maintenir dans les territoires 
occupés par elles une juridiction suffisante pour faire observer la paix, 
respecter les droits privés acquis et, le cas échéant, la liberté du commerce 
et du transit dans les conditions oü elle aurait été établie. || 3. De méme 
les Puissances Signataires reconnaissent l’obligation d’etablir et de maintenir 
dans les territoires placés sous leur Protectorat une autorité suffisante pour 
faire observer la paix, rendre la justice, respecter les droits privés acquis et, 
le cas échéant, la liberté du commerce et du transit dans les conditions ot 
elle aurait été établie. 


(Proposition éventuelle de confondre les Nos. 2 et 3 de la manière suivante.) 


Les Puissances Signataires reconnaissent l’obligation d’établir et de main- 
tenir dans les territoires occupés par elles ou placés sous leur Protectorat 
une autorité suffisante pour faire observer la paix, rendre la justice, respecter 
les droits privés acquis et, le cas échéant, la liberté du commerce et du 
transit dans les conditions oü elle aurait été établie. 


(Annexe 3.) 


Projet de Déclaration relative aux conditions essentielles à remplir pour que 
des Occupations nouvelles sur les Côtes d'Afrique soient considérées comme 
effectives, presente par la Commission. 

Les Plénipotentiaires de l’Allemagne, de l’Autriche-Hongrie, de la Belgique, 
du Danemark, de l’Espagne, des Etats-Unis d’Amérique, de la France, de la 
Grande-Bretagne, de l’Italie, des Pays-Bas, du Portugal, de la Russie, de la 
Suède et la Norvège et de la Turquie, réunis en Conférence, considérant qu’il 
y aurait avantage à introduire dans les rapports internationaux des règles 
uniformes relativement aux occupations qui pourront avoir lieu à l’avenir sur 
les côtes d'Afrique, ont arrêté ce qui suit: — 1. La Puissance qui dorénavant 
prendra possession d’un territoire sur Jes côtes du continent Africain situé en 
dehors de ses possessions actuelles, ou qui, n’en ayant pas eu jusque-là, v:2n- 
drait à en acquérir, ct de même, la Puissance qui y assumera un Protectorat, 
accompagnera l’Acte respectif d’une Notification adressée aux autres Puissances 
représentées dans la Conférence, afin de les mettre à même de faire valoir, 
s’il y a lieu, leurs réclamations. || 2. Les Puissances Signataires reconnaissent 
l'obligation d'assurer, dans les territoires occupés par elles sur les côtes du 
continent Africain, l'existence d’une autorité suffisante pour faire respecter les 
droits acquis et, le cas échéant, la liberté du commerce et du transit dans 
les conditions où elle serait stipulée. 
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Nr. 8608. 
os (Annexe 2 au Protocole No. 8.) 

M.Jan. 1885. Observations soumises à la Commission, dans la Séance du 5 Janvier, 1885, 
par son Excellence le Comte de Benomar, Plénipotentiaire d'Espagne, au sujet 
du Droit de Visite sur la Côte Occidentale de l'Afrique. 

J'adhère en termes généraux, au nom du Gouvernement que j'ai l'honneur 
de présenter, à la proposition humanitaire de son Excellence l'Ambassadeur 
d'Angleterre, sur la Traite et le commerce des esclaves, qui fait aujourd'hui 
l'objet des délibérations de la Commission. || Le Plénipotentiaire d'Allemagne, 
M. Busch, a fait observer avec beaucoup de justesse, dans la séance du 
22 Décembre, que la motion de Sir Edward Malet vise deux formes diffé- 
rentes du commerce des esclaves: — I. La Traite des nègres considérée comme 
faite par mer, || II. Le commerce qui fournit des esclaves à la Traite. || Son 
Excellence l'Ambassadeur de France a fait remarquer, dans la même séance, 
que, pour éviter toute ambiguïté dans les termes de la proposition de son 
Excellence l'Ambassadeur d'Angleterre, il serait utile de spécifier nommément: — 
1. Liinterdiction de la Traite par mer, || 2. Celle de la Traite sur terre. 
Son Excellence le Baron de Courcel partage, d’ailleurs, l'opinion de M. Busch 
relativement à l'utilité de viser d'une part l'interdiction déjà existante, frap- 
pant la Traite par mer, et, d’autre part, l'interdiction qu’il s'agirait d’instituer, 
conformément aux vues du Représentant de l'Angleterre. || Dans cet ordre 
d'idées, je viens soumettre à l'attention de la Commission quelques observa- 
tions pratiques au sujet de la suppression de la Traite par mer sur la Côte 
Occidentale d'Afrique. || Quand l’Europe, réunie en Congrès à Vienne, Aix-la- 
Chapelle et à Vérone, a flétri la Traite avec raison et justice, la situation 
était bien différente de celle d'aujourd'hui. || D'un côté, on trouvait des na- 
tions chez lesquelles existait l'esclavage ou qui le toleraient dans leurs Co- 
lonies; d’un autre, la Côte Occidentale d'Afrique, dominée dans presque toute 
son étendue par des peuplades nègres sauvages dont les Chefs vendaient les 
prisonniers de guerre au plus offrant, était le siège principal du commerce 
immoral et réprouvé, appelé la Traite. || Les mesures que les Puissances sc. 
sont vues dans la nécessité d'adopter, d'un commun accord, pour remédier à 
cet état de choses, ont dû être empreintes d’une grande sévérité, parce que 
les marchands d’esclaves de tous les pays, entratnés par l'intérêt, ne mettaient 
plus de limites à leur audace. || Je ne veux citer qu’un seul exemple de 
cette sévérité alors nécessaire. || En vertu du Traité conclu entre l'Espagne 
et la Grande-Bretagne, le 28 Juin, 1835, les croiscurs Espagnols dont les 
commandants sont dûment autorisés à cet effet, ont le droit de visiter les 
navires marchands Anglais soupçonnés de faire la Traite ou d’être équipés 
pour la faire. Ce droit peut s'exercer dans toutes les mers au sud du 37° 
latitude nord, à l'exception de la Méditerranée &c., c’est-à-dire, dans la mer 
qui baigne toute la Côte Occidentale de l’Afrique, depuis l'entrée du Détroit 
de Gibraltar jusqu'au Cap de Bonne-Espérance, ct même aux embouchures 
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des rivières, si l’on veut interpréter largement le paragraphe 4 de l’Article IV 
du dit Traité de 1835. || Les croiseurs Espagnols ont non seulement le droit 
de visiter les navires Anglais soupçonnés de faire la Traite ou d’être équipés 
pour la faire, mais aussi celui de les arrêter et de les emmener pour être 
jugés, s'ils ont à bord, d’après l'opinion du commandant du croiseur, plus 
d’eau qu’il est nécessaire pour pourvoir au besoin de l'équipage, ou une chau- 
dière de dimensions trop grandes ou une trop grande provision de riz, ou 
une trop grande quantité de farine de mais, ou d’autres approvisionnements 
ou aménagements du même genre que l'Article X du Traité de 1835 con- 
sidère comme étant un indice indiquant, prima facie, que le navire visité est 
employé à la Traite. || Par le dit Traité de 1835, les croiscurs Anglais ont, 
par une juste réciprocité, les mêmes droits sur les navires marchands Es- 
pagnols. || Ces droits sont tombés en désuétude parce que l'esclavage a été 
aboli, pour le bien de la civilisation et la gloire des Puissances Chrétiennes 
qui l’ont supprimé dans leur territoire ou dans celui de leurs Colonics, et 
aussi parce que la Côte Occidentale de l’Afrique, qui était le marché d’es- 
claves pour la Traite au long cours, est aujourd’hui occupée presque dans 
toute son étenduc par les Puissances d'Europe, de sorte que la Traite y est 
seulement possible dans la forme de cabotage, de Chef de tribu à Chef do 
tribu, et cela sculement dans les quelques portions de la côte qui ne sont 
pas dans la possession ou sous le Protectorat d’unc Puissance Chrétienne. | 
Les droits énormes dérivant du Traité de 1835 ct d’autres similaires, quoi- 
qu’ils ne soient plus en usage, sont néanmoins en vigueur et forment la seule 
législation internationale existante. Ils sont une menace constante pour la 
liberté du commerce et de la navigation que la Conférence a établie dans les 
immenses territoires du Congo et dans les embouchures du Congo et du Niger. | 
Le Gouvernement que j'ai l’honneur de représenter est disposé à abandonner 
ces droits qui aujourd’hui n’ont plus de raison d’être, une fois disparues les 
causes qui ont fait adopter des mesures aussi sévères. Il l’a fait savoir, dans 
les termes les plus amicaux, au Gouvernement de Sa Majesté Britannique, et 
il espère pouvoir arriver à un accord en ce qui touche la Côte Occidentale 
de l'Afrique et les mers situées depuis l’entrée du Détroit de Gibraltar jus- 
qu'au Cap de Bonne-Espérance. || Le besoin se fait sentir dans ces mers de 
donner à la navigation et au commerce toutes les garanties et toutes les 
assurances contre un abus éventuel; garanties et assurances dont le commerce 
ne jouira, tant qu’il y aura des Traités comme celui de 1835. || Je ne viens 
pas présenter une proposition, je ne fais qu’expliquer la situation telle qu’elle 
est aujourd’hui et exprimer un voeu dans l’espoir qu’un jour il se réalise. || Ce 
voeu a deux objets: — 1. Annuler, d’un commun accord, en ce qui touche la 
Cöte Occidentale d’Afrique les Traités relatifs au droit de visite, puisque les 
circonstances qui ont motivé l’ensemble de leurs dispositions ont complètement 
disparu. Seulement ainsi on pourra assurer la parfaite et absolue liberté de 
navigation depuis le De'roit de Gibraltar jusqu'au Cap de Bonne-Espérance, 
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liberté de navigation qui doit être le complément de l’oeuvre de la Conférence.' 
2. Remplacer les stipulations des Traités sur le droit de visite par des mesures 
adaptées à l'état actuel des choses, qui soient efficaces et puissent faire dis- 
paraître complètement la Traite par mer sur la Côte Occidentale de l’Afrique.; 
Ces mesures pourraient être les suivantes: — (a) Surveillance par un ou deux 
navires des Puissances Signataires, faisant ce service à tour de rôle et pen- 
dant une durée d’un an ou de six mois, la dite surveillance s’exergant le long 
des parties de la côte qui ne seraient pas occupées ou placées sous le Pro- 
tectorat d’une Puissance civilisée, et où pourrait exister le danger que l’on 
fasse la Traite par mer, d’après l’avis des Puissances ou de la Commission 
Internationale du Congo. || Ces croiseurs pourraicnt saisir seulement les na- 
vires ayant à leur bord un grand nombre de nègres, si les capitaines ne 
peuvent pas prouver qu’ils sont à bord de leur propre gré et ne sont ou ne 
vont pas être conduits en esclavage. || (b) Création d’un Tribunal composé 
des Consuls établis au Congo pour juger, d’après de Règlements arrêtés d’un 
commun accord par les Puissances, les capitaines des navires saisis. 


Nr. S603. KONFERENZ-STAATEN. — Berliner Konferenz. Pro- 
tokoll Nr. 9. Sitzung vom 23. Februar 1885. 


Etaient présents (Dieselben wie in der 8. Sitzung). 


La séance est ouverte à 3 heures et demie sous la présidence de M. Busch. 


Le President, avant d’aborder l’ordre du jour, fait part & la Haute As- 
sembléc d'une lettre qui a été adressée à son Altesse Sérénissime le Prince 
de Bismarck par le Président de l’Association Internationale du Congo, et qui 
est ainsi Conçue: — 

„Prince, — L’Association Internationale du Congo a successivement conclu 
avec les Puissances représentées à la Conférence de Berlin (moins une) des 
Traités qui, parmi leurs clauses contiennent une disposition reconnaissant son 
pavillon comme celui d’un Etat ou d’un Gouvernement ami. Les négociations 
engagées avec la dernière Puissance aboutiront, tout permet de l’espérer, à 
une prochaine et favorable issue. || Je me conforme aux intentions de Sa Ma- 
jesté le Roi des Belges, agissant en qualité de fondateur de cette Association, 
en portant ce fait à la counaissance de votre Altesse Sérénissime. || La réunion 
et les délibérations de l’éminente Assemblée qui siège à Berlin sous notre 
haute présidence ont essentiellement contribué à hater cet heureux résultat. 
La Conférence à iaquelle j'ai le devoir d’en rendre hommage, voudra bien, 
j'ose l’espérer, considérer l’avénement d’un Ponvoir qui se donne la mission 
exclusive d'introduire la civilisation et le commerce au centre de l'Afrique 
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comme un gage de plus des fruits que doivent produire ses importants Ehe 
travaux. Je suis, &c. ‘Staaten. 
Strauch.” 23. Feb. 1885. 
„A Son Altesse Sérénissime le Prince de Bismarck, 
Président de la Conférence de Berlin. 


Berlin, le 23 Février, 1885.” 


M. Busch fait suivre cette communication des paroles ci-aprés: — || „Mes- 
sieurs, je crois ètre l'interprète du sentiment unanime de la Conférence en 
saluant comme un événement heureux la communication qui nous est faite, et 
qui constate la reconnaissance à pou près unanime de l'Association Inter- 
nationale du Congo. Tous, nous rendons justice au but élevé de l'oeuvre à 
laquelle Sa Majesté le Roi des Belges a attaché son nom; tous, nous con- 
naissons les efforts et les sacrifices au moyen desquels il l’a conduite au point 
où elle est aujourd’hui; tous, nous faisons des voeux pour que le succès le plus 
complet vienne couronner une entreprise qui peut seconder si utilement les 
vues qui ont dirigé la Conférence.” 

Le Baron de Courcel prend ensuite la parole dans les termes suivants: — 
i „En qualité de Représentant d’une Puissance dont les possessions sont limi- 
trophes de celles de l'Association Internationale du Congo, je prends acte 
avec satisfaction de la démarche par laquelle cette Association nous notifie 
son entrée dans la vie internationale. J’&mets, au nom de mon Gouvernement, 
le voeu que l’État du Congo, territorialement constitué aujourd’hui dans des 
limites précises, arrive bientôt à pourvoir d’une organisation gouvernementale 
régulière le vaste domaine qu’il est appelé à faire fructifier. Ses voisins seront 
les premiers à applaudir à ses progrès; car ils seront les premiers à profiter 
du développement de sa prospérité ct de toutes les garanties d'ordre, de sé- 
curité et de bonne administation dont il entreprend de doter le centre de 
l'Afrique. || Le nouvel État doit sa naissance aux aspirations généreuses et à 
l'initiative éclairée d’un Prince entouré du respect de l’Europe. Il a été voué, 
dès son berceau, à la pratique de toutes los libertés. Assuré du bon vouloir 
unanime des Puissances qui se trouvent ici représentées, souhaitons-lui de 
remplir les destinées qui lui sont promises sous la sage direction de son au- 
guste fondateur, dont l'influence modératrice sera le plus précieux gage de 
son avenir.” 

Le Comte Kapnist dit s'associer, d’après ses instructions, à l'hommage 
que ses collègues ont rendu à l'initiative éclairée et féconde prise par Sa Ma- 
jesté le Roi des Belges. 

Sir Edward Malet s'exprime, de son côté, comme suit:— || “La part quo 
le Gouvernement de la Reine a prise dans la reconnaissance du drapeau de 
VAssociation comme de celui d’un Gouvernement ami, m'autorise à exprimer 
la satisfaction avec laquelle nous envisageons la constitution de ce nouvel État, 
due à l'initiative de Sa Majesté le Roi des Belges. Pendant de longues années, 
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ir le Roi, dominé par une idée purement philanthropique, n'a rien épargné, ni 
Staaten, efforts personnels, ni sacrifices pécuniaires, de ce qui pouvait contribuer à la 
24 Feb. 1885. réalisation de son but. Cependant, le monde en général regardait ces efforts 
d’un oeil presque indifférent. Par-ci, par-là Sa Majesté soulevait la sympathie; 
mais c’était en quelque sorte, plutôt la sympathie de la condoléance que celle 
de l'encouragement. On croyait que l'entreprise était au-dessus de ses forces, 
qu'elle était trop grande pour réussir. On voit maintenant que le Roi avait 
raison et que l’idée qu’il poursuivait n'était pas une utopic. 1] l'a menée à 
bonne fin, non sans difficultés; mais ces difficultés mêmes ont rendu le succès 
d'autant plus éclatant. En rendant à Sa Majesté cet hommage de reconnaître 
tous les obstacles qu’elle a surmontés, nous saluons l'État nouveau-né avec la 
plus grande cordialité, et nous exprimons un sincère désir de le voir fleurir 
ct croître sous son égide. || Je me permets également en cette occasion de 
rendre hommage au Gouvernement du Portugal et à M. le Ministre de Por- 
tugal à Berlin de l’accucil bienveillant qu'ils ont fait aux conseils que nous 
avons eu l’honneur de leur adresser au sujet d’un arrangement entre le Por- 
tugal ct l'Association, et de l'esprit de conciliation avec lequel ils ont amené 
les négociations à un heureux résultat.” 

Le Marquis de Penaficl, comme Représentant d'une Puissance limitrophe 
de l'État du Congo, déclare partager les sentiments exprimés par le Baron de 
Courcel dans son discours de bienvenue à l'adresse du nouvel État. 

Le Comte de Launay s'associe avec empressement aux paroles prononcées 
par le Président, par le Baron de Courcel ct par Sir Edward Malct. Les 
Puissances ici représentées ont déjà presque unanimement reconnu le’ nouvel 
État qui va se fonder sous l'auguste patronage d'un Souverain qui, depuis huit 
années, avec une constance rare ct digne de si grands éloges, n'a épargné ni 
soins ni sacrifices personnels pour la réussite d'une généreuse ct philanthro- 
pique entreprise. Le monde entier ne peut que témoigner de sa sympathie 
et de ses encouragements pour cette oeuvre civilisatrice et humanitaire qui 
honore le dix-neuvième siècle, et dont les intérêts généraux de l'humanité 
profitent et profiteront toujours davantage. L'Ambassadeur d'Italie s’associe 
également bien volontiers aux sentiments exprimés par l'Ambassadeur de la 
Grande Bretagne à l'égard du Gouvernement Portugais et de ses Plénipoten- 
tiaires à la Conférence. 

Le Comte Széchényi s'exprime dans le même sens que ses collégues, dont 
il partage, à tous égards, les sentiments. 

Le Comte de Benomar dit, de son côté, que l'Espagne possède des terri- 
toires dans le voisinage de ceux qui relèvent de l'Association Internationale 
du Congo. Comme Représentant d’un pays voisin, il adhère, au nom de son 
Gouvernement, aux manifestations du Président et aux vœux formés par lui en 
faveur de l'oeuvre humanitaire ct civilisatrice de Sa Majesté le Roi des Belges. 

M. de Vind est heureux de joindre ses voeux à ceux qui ont été déjà 
formulés pur le bouheur ct la prospérité du nouvel État du Congo; le but 
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humanitaire ct civilisateur poursuivi par ses fondateurs est hautement apprécié Nr. 8408. 
par le Gouvernement Danois. ru 

Le Plénipotentiaire de Suède et de Norvège exprime également ses souhaits 23.Febr.1865. 
à l'occasion de la naissance du nouvel État et en faveur de son développement. 

Mr. Sanford dit, de son côté, que le Gouvernement des États-Unis 
d'Amérique a été le premier à rendre un hommage public à la grande oeuvre 
civilisatrice du Roi Léopold II, en reconn:issant le drapeau de l'Association 
Internationale du Congo comme celui d'un Gouvernement ami. || Heureux de 
voir cet exemple suivi par les Puissances du vieux monde, il lui reste à 
exprimer le voeu de voir bientôt couronnée cette oeuvre par la participation 
de l'Association aux Actes de la Conférence. 

Saïd - Pacha regrette de ne pouvoir encore s'associer officiellement aux 
vues sympathiques émises par ses collégues. Il y a quelques jours à peine 
qu’il a été saisi de la question concernant la reconnaissance du drapeau de 
VAssociation Internationale. Le temps lui a donc manqué pour recevoir des 
instructions à ce sujet; mais, en attendant les directions dont il s’agit, il tient 
à dire qu’il n’a personnellement rien à objecter à la constitution du nouvel État. 

Le Comte van der Straten-Ponthoz remercie le Président des termes dans 
lesquels il a parlé de Sa Majesté le Roi des Belges. Les sentiments ainsi 
manifestes provoqueront la gratitude du Roi et de la nation Belge; le Comte 
van der Straten-Ponthoz s’en fait dès à présent l'interprète. Il tient égale- 
ment à dire aux membres de la laute Assemblée combien il a été sensible 
à l'approbation sympathique et unanime qu'ils ont donnée aux paroles de 
M. Busch. L'hommage rendu à l'initiative poursuivie par le Roi des Belges, 
à travers tant d'obstacles, est un hommage bien mérité. Les Actes de la 
Conférence constituent une mise en pratique des idées hardies et généreuses 
conçues par Sa Majesté. Le Gouvernement ct la nation Belge adhéreront donc 
avec reconnaissance à l'oeuvre élaborée par la Haute Assemblée, et grâce à 
laquelle est désormais assurée l'existence du nouvel État, en même temps que 
sont posées des règles dont profiteront les intérêts généraux de l'humanité. 

Le Baron de Lambermont s'exprime à son tour comme suit:— || “Si le 
Président de l’Assoeiation Internationale du Congo avait l'honneur de siéger 
parmi vous, il lui apparticndrait de répondre aux paroles que nous avons 
entendues aujourd'hui, ct qui sont si sympathiques pour le Roi des Belges et 
pour son oeuvre. En son absence, ct quoique représentant Sa Majesté à un 
autre titre, nous avons pensé, mon collègue et moi, qu’il nous serait permis 
de témoigner combien nous avons été sénsibles à l'hommage rendu au 
fondateur de l'Association, || Le Comte van der Straten a exprimé des senti- 
ments auxquels je m’associe de tout coeur. Nous sommes certains de ne pas 
trop nous avancer en manifestant d'avance notre gratitude, au nom de Sa 
Majesté, pour le témuignage qui vient de lui être rendu comme pour l'appui 
que son entreprise a trouvé parmi vous ct qui ne sera pas le moindre gage 
de son succès.” 
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Mr vo. Le Président indique que la lettre du Président de l'Association Inter- 
Btasten, nationale du Congo et les diverses déclarations qu’elle a provoquées figureront 
%. Feb. 1885. au Protocole de la séance. Il est reconnu utile par plusicurs Plénipotentiaires 
que, pour completer la communication du Colonel Strauch, les copies des 
différents Traités, par lesquels l’Association Internationale a obtenu la 
reconnaissance des Gouvernements, soient réunies en un fascicule et annexées 

au Protocole. 

Passant à l'ordre du jour, M. Busch met en délibération l’Acte Final de 
la Conférence. 11 rappelle que la Commission chargée d'établir l’Acte dont il 
s’agit a élaboré un Projet distribué aux Plénipotentiaires sous le No. 57 des 
documents imprimés et qui est accompagné d’un Rapport distribué sous No. 56 
de ces documents. Il résulte de ce Rapport que la Commission propose d'in- 
troduire deux modifications dans les textes précédemment adoptés par la Haute 
Assemblée. La première modification serait apportée à l'Article Ie; elle aurait 
pour objet de rendre plus précise la définition du bassin géographique du 
Congo et se trouve indiquée dans l'Annexe No. 1 au Rapport de la Commission. 

Le Président, après s'être assuré qu'aucune objection n’est soulevée contre 
l'amendement dont il s'agit, constate l'adoption de l'Article I” avec le change- 
ment suggéré par la Commission. 

La seconde modification proposée se rapporte à l'Article 19 et a pour 
objet d'assurer une prompte constitution de la Commission Internationale de 
Navigation du Congo, malgré le délai assez considérable accordé pour les rati- 
fications de l’Acte Général. Elle fait objet de l'Annexe No. 2 au Rapport 
précité. Aucune observation n'étant présentée au sujet de cet amendement, 
le Président établit qu'il a obtenu les suffrages de la Haute Assemblée. 

La Président soumet ensuite à la Conférence un Projet de Déclaration 
relative à la neutralité des territoires compris dans le bassin conventionnel du 
Congo et qui forme l’Annexe No. 3 au Rapport de la Commission. Cette 
dernière, en effet, étendant spontanément son mandat, en vue de hater les 
travaux de la Haute Assemblée, a soumis à une étude préparatoire les questions 
afférentes à la neutralité qui devaient être cxaminécs par la Conférence elle- 
même. La Commission a été amenée ainsi à adopter à l'unanimité le Projet 
dont M. Busch donne lecture à la Haute Assemblée. 

Le Comte de Launay fait observer que, dans l'Article (C) du dit Projet, 
destiné à recevoir le No. 12 dans l’Acte Général, les Puissances adhérentes 
ne sont pas mentionnées, tandis qu’elles le sont dans les deux Articles pré- 
cédents. Il propose donc d'écrire “entre des Puissances Signataires du présent 
Acte ou des Puissances qui y adhereraient par la suite” au lieu de “entre 
des Puissances Signataires du présent Acte”. 

La motion du Comte de Launay est accueillie par la Conférence. 

Mr. Kasson demande si les termes employés dans l'Article 12 du Projet 
établissent, avec une netteté suffisante, que ces stipulations seront applicables 
dans le cas où un dissentiment se produirait non seulement entre deux Puis- 
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sances Signataires, mais encore entre une Puissance Signataire de l’Acte Général u 


et une Puissance qui y aurait simplement adhéré. 


Le Président donne à cet égard des assurances propres à rassurer Mr. 2%. Feb. 1885. 


Kasson. Il fait connaître ensuite que le Chapitre III est adopté, avec la 
modification suggérée par l’Ambassadeur d’Italie. 

Le Baron de Courcel à l’occasion de son vote fait la déclaration sui- 
vante:— || “Je crois devoir bien préciser la portée que mon Gouvernement, en 
m’autorisant à souscrire à la rédaction définitivement adoptée pour le Cha- 
pitre III, attache aux stipulations consignées dans les: trois Articles de ce 
chapitre. || Il est entendu que le mot de ‘neutralité, employé à l'Article 10, 
est pris dans son sens propre et technique, c’est-à-dire qu’il qualifie la situa- 
tion légale d’un tiers qui s’abstient de prendre part à la lutte de deux ou 
plusieurs parties belligérantes. Pour qu’on parle de neutres, il faut qu'il y 
ait des belligérants, et il n’y a pas de neutralité en temps de paix, ni entre 
deux parties envisagées seulement au point de vue de leurs rapports mutuels. 
Cependant rien n'empêche un État de se proclamer perpétuellement neutre, 
c’est-à-dire de déclarer qu’en aucun cas il ne prendra volontairement part à 
une guerre engagée entre d’autres Puissances. Mon Gouvernement reconnaît 
qu'aux termes de l’Article 10, Jes immunités assurées par le droit des gens, 
en temps de guerre, aux territoires des neutres, sont acquises, sous la garantie 
facultative des Puissances Signataires de notre Acte Général, aux territoires 
de l'Afrique Equatoriale compris dans la zone conventionnelle de la liberté 
commerciale, aussi longtemps que les États dont ces territoires relèvent ob- 
serveront la neutralité, avec tous les devoirs qu’elle implique. || L’Article 11 
exige le consentement exprès des deux parties belligérantes pour que les 
territoires ou parties de territoires relevant de l’une d'elles et compris dans 
la zonc conventionnelle de la liberté commerciale en Afrique, soient exception- 
nellement traités comme territoires appartenant à un neutre. La prérogative 
de la souveraineté particulière de chacun des États intéressés demeure donc 
pleinement reserv6e. || L’Article 12 contient l’engagement ferme, pour les 
Puissances Signataires de notre Acte Général, de recourir à la médiation d’une 
tierce Puissance en cas de dissentiment sérieux né ou portant sur des terri- 
toires compris dans la zone conventionnelle de la liberté commerciale en 
Afrique. Ainsi que l'a très bien exposé notre Rapporteur, aux explications 
de qui je donne une adhésion complète, la procédure de la médiation n’im- 
plique pas, comme l'arbitrage, l'obligation de se soumettre à une décision 
positive, mais seulement l'obligation de faire un cssai de conciliation amiable 
avec l’aide et par l'entremise d’un tiers.” 

L'Ambassadeur d'Italic présente alors les considérations suivantes, dont 
il demande la reproduction au Protocole: — || “Il vote en faveur du premier 
Article du Projet actuellement en discussion, et qui contribuera, entre autres, 
à sauvegarder l'avenir de l'Association Internationale du Congo. Les Puis- 


sances ici représentées ont déjà, ‘presque toutes, reconnu cette Association. 
18° 
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Elle ne tardera pas, dès lors, à donner son adhésion à l'Acte Général de la 
Conférence de Berlin, ct à proclamer la neutralité perpétuelle deS territoires 


a3, Feb. 1885. placés sous son Gouvernement. || Il ne saurait subsister aucun doute que le 


nouvel Etat, fondé sous les auspices d’un Souverain dont le nom figurera dans 
l'histoire parmi les bienfaiteurs éminents de l’humanité, s’appliquera à suivre 
scrupuleusement les nobles et sages exemples de la Belgique, d’un Royaume 
qui, depuis un demi-siècle, jouit de bénéfices de la paix et d’une considération 
justement méritée. En effet, même dans les circonstances les plus graves, la 
Belgique a su remplir avec dignité et fidélité les devoirs prescrits par la neu- 
tralité. || Le deuxième Article offre, à certains égards, des garanties insuffisantes 
pour préserver du fléau de la guerre toutes les contrées du bassin conven- 
tionnel du Congo. Il est done à regretter que la proposition de Mr. Kasson, 
Plénipotentiaire des Etats-Unis d'Amérique, sous la nouvelle forme de ré- 
daction à laquelle plusieurs membres de cette Assemblée se déclaraient prèts 
à donner leur adhésion, n’ait pas rencontré l’unanimité des suffrages. Ce n'est 
qu'après constatation de ce fait, que l'Ambassadeur d'Italie accepte dans sa 
teneur actuclle l'Article précité. Malgré ses lacunes, il présente des avan- 
tages dont il convient de s’assurer. | En se référant aux considérations qu'il 
a développées à la sixième séance plénière, le Comte de Launay se félicite 
que le dernier Article de la Déclaration relative à la neutralité reproduise la 
partie essentielle de sa proposition subsidiaire (No. 26 des documents). L'en- 
gagement formel, pour limité qu’il soit à une zone de l'Afrique, de recourir 
avant d'en appeler aux armes, à une action médiatrice, constitue un progrès 
dans le droit des gens. L’arbitrage seul, avec un caractère obligatoire, pré- 
viendrait d’une manière certaine des hostilités; mais une médiation acceptée 
en vertu de l’Acte Général de Berlin, n'aurait pas moins une grande valeur 
morale, et il faudrait de justes motifs pour ne pas tenir compte de la manière 
la plus séricuse des tentatives de conciliation. || Au reste, toutes les Puissances 
représentées dans cette Haute Assemblée, sont animécs des meilleures intentions 
pour le développement pacifique de l'ocuvre de la Conférence. Les Plenipo- 
tentiaires peuvent donc s’en remettre en pleine confiance aux Gouvernements 
respectifs qui, le cas échéant, ne négligeront rien pour aviser au mieux des 
interets cngagés daus une question de cette importance.” 

Mr. Kasson rappelle qu'un Projet, basé sur une proposition qu'il avait 
lui-même présentée, a été précédemment élaboré par un Comité de Rédaction, 
et soumis à la Conférence, relativement à la question de la neutralité. L'examen 
de cette motion ayant été renvoyé à une époque ultérieure, figure encore à 
l'ordre du jour de la Conférence. La proposition dont il s’agit était concue 
dans des termes plus larges que celle dont la Commission saisit aujourd'hui 
la Haute Assemblée. Le Gouvernement des Etats-Unis d'Amérique attache 
une grande importance à obtenir, en faveur du nouvel Etat du Congo, ct de 
toutes les régions placées sous le régime de la liberté commerciale, les garan- 
tices les plus complètes au point de vue de la neutralité; mais afin de con- 
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quérir Vonanimité des suffrages dans la Conférence il sent la nécessité de Nr. 8608. 
sacrifier une partic de ces désirs. Mr. Kasson, bien qu’à regret, croit done ‘stanton, 
devoir accepter les modifications apportées par la Commission aux propositions 28. Feb. 1886. 
antéricures, ct il adhère à la proposition actuelle, en la considérant comme 
un premier pas fait dans une voie où il importe de s'engager. Il saisit cette 
occasion pour remercier ses collègnes qui ont généralement appuyé les Projets 
plus complets précédemment soumis & la C:nférence au nom du Gouvernement 
Américain; il exprime spécialement sa reconnaissance aux Plénipotentiaires 
Allemands ct Italien qui ont concouru à les défendre. || Toutefois, Mr. Kasson 
désirerait que l'Article 12 de la motion actuellement discutée marquât l’obli- 
gation pour les Puissances de recourir “à la médiation ou à l'arbitrage” au 
lien de se borner à stipuler exclusivement le recours “à la médiation”. 

Le Plenipotentiaire de France est prêt à accepter que mention soit faite 
d'un recours facultatif à l'arbitrage; mais il croit nécessaire que la rédaction, 
remaniée A cet effet, établisse nettement le caractère facultatif de ce recours. 

Il est proposé en conséquence d'ajouter à l'Article 12 le paragraphe 
snivant:— || “Pour le même cas, les mêmes Puissances se réservent le recours 
facultatif à la procédure de l'arbitrage.” 

Le Comte de Launay a déjà fait connaître les dispositions du Gonverne- 
ment Italien en faveur de l'arbitrage, comme celles de l'éminent homme d'Etat 
placé À la tête du Ministère des Affaires Etrangères d'Italie et qui a toujours 
soutenn le principe de l'arbitrage avec une énergie et un talent auxquels 
l'Europe entière rend hommage. Il votera done en faveur de l’adjonction du 
paragraphe qu'il est question d'inscrire à la suite de l’Artiele 12, ct il espère 
que, dans la pratique, il sera recouru, en effet, à l'arbitrage facultatif indiqué 
dans ce texte. . 

Le Marquis de Penaficl demande à faire mentionner au Protocole qu'il 
interprète comme le Baron de Courcel les dispositions adoptées par la Con- 
férence relativement à la nentralite. 

Saïd-Pacha rappelle que, dans la Commission, il s'est prononcé en faveur 
de l'arbitrage, ct se dit heureux de voir la Conférence adopter, en partie, 
ses vues, 

Le Baron Lambermont, sans vouloir revenir, au fond, sur la question de 
la neutralité, dit que le Comte de Launay a parlé avec beaucoup de bien- 
veillance de la Belgique, de ses institutions, de sa neutralité. Ce suffrage 
donné devant une telle Assemblée, a un prix qui sera hautement apprécié par 
le pays auquel il s'adresse. Je Baron Lambermont ct son collègue tiennent 
à exprimer, dès maintenant, la satisfaction et la reconnaissence qu'en éprou- 
vera la Belgique tout entière. 

Le Baron de Courcel déclare s'associer d’une manière complète aux 
considérations sympathiques présentées par le Comte de Launay, ct agréées 
par le Baron Lambermont, au sujet de la Belgique. 

M. Busch, en prenant acte du retrait de l'ancienne proposition relative à 
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Een la neutralité, indique qu'il se joint à Mr. Kasson pour considérer la nouvelle 
Blaster, motion soumise à la Conférence comme une première étape franchie vers le 
2. Fob. 1885. but à atteindre. 

Le Président relit ensuite l'Article 12 modifié par suite de deux amen- 
dements que la Conférence a sanctionnés, et qui serait, dès lors, ainsi congu:— 
|i “Article 12. Dans le cas où un dissentiment sérieux, ayant pris naissance 
au sujet ou dans les limites des territoires mentionnés à l’Article Ier, et placés 
sous le régime de la liberté commerciale, viendrait à s’élever entre des Puis- 
sances Signataires du présent Acte on des Puissances qui y adhéreraient par 
la suite, ces Puissances s’engagent, avant d'en appeler aux armes, à recourir 
à la médiation d’une ou de plusieurs Puissances amies. || Pour le même cas 
les mêmes Puissances se réservent le recours facultatif à la procédure de 
l'arbitrage.” 

L’Article 12 est adopté dans ces termes. L'ensemble du Chapitre IIT 
obtient également la sanction d'un vote de la Conférence. 

Le Président ouvre ensuite la discussion sur le Chapitre VII, tel qu'il a 
été rédigé par la Commission, et comprenant trois Articles destinés à recevoir 
les Nos. 36 à 38 dans l’Acte Général. 

Les Articles 36 et 37 sont adoptés sans discussion. 

Au sujet de l'Article 38, le Comte de Launay désire qu'il soit entendu 
que le Gonvernement Allemand notifiera également, aux diverses Puissances 
Signataires, sa propre ratification de l’Acte Général. 

M. Busch répond que telles sont, en effet, les intentions de la Chancellerie 
Impériale. 

Le Baron de Coureel, pour plus de clarté dans la rédaction, propose 
d’ajonter, au 5° paragraphe de l'Article 38, les mots de “ayant pris part à la 
Conférence de Berlin”, à la suite des mots “Les Représentants des tontes les 
Puissances.” 

M. de Kusserow demande si, dans le 3° paragraphe du même Article, 
ainsi conçu: “En attendant, les Puissances Signataires du présent Acte Général 
s’obligent à n’adopter aucune mesure qui serait contraire aux dispositions du 
dit Acte,” il ne conviendrait pas de faire aussi mention des Puissances adhérentes. 

Le Baron Lambermont fait observer qne cc paragraphe doit viser les 
Puissances Signataires parce qu'elles ne sont pas définitivement engagées pen- 
dant la période qui sépare la signature de la ratification. Au contraire, les 
Puissances adhérentes sont définitivement engagées aussitôt qu'elles ont fait 
part de leur adhésion, et la période de transition à laquelle se rapporte le 
paragraphe en question n'existe pas pour elles. 

Le Président fait ressortir que l'insertion de ces explications au Proto- 
cole suffira pour écarter tous les doutes à cct égard. 

L’Artiele 38 est alors adopté avec les amendements présentés par le 
Baron de Courcel. 

La Haute Assemblée adopte également l’ensemble du Chapitre VII. 
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Avant de faire procéder au vote sur l’ensemble de l’Acte Final, le Prési- ree. 
dent soumet & la discussion la modification demandée par le Plenipotentiaire staaten. 
de France au 2° paragraphe de l’Article 15, et tendant à y ajouter les mots: ?3- Feb. 1685. 
“Sous la réserve du consentement des Etats Souverains de qui ces territoires 
relévent.” 

Ce Projet, qui a été distribué sous le No. 58 des documents imprimés, 
donne lieu, de la part de plusieurs Plénipotentiaires, et en particulier de la 
part de Sir Edward Malet, 4 diverses observations, visant surtout les incon- 
vénients d’une rédaction d’un caractére aussi général. A la suite de cet 
“change de vues, la rédaction d’un paragraphe additionnel à l’Article 15 est 
préparée de concert entre les Plénipotentiaires qui ont pris part au débat, 
et le texte en est soumis à la sanction de la Haute Assemblée dans les 
termes suivants: — || “Toutefois, les attributions de la Commission Internationale 
du Congo ne s’étendront pas sur les dits fleuves, rivières, lacs et canaux, à 
moins de l’assentiment des États, sous la souveraineté desquels ils sont placés. 
Il est bien entendu aussi que, pour les territoires mentionnés dans l’Article 1°, 
paragraphe 3, le consentement des États Souverains de qui ces territoires 
relèvent demeure réservé.” 

La Conférence ayant sanctionné cet amendement, le Baron de Courcel 
désire expliquer son vote. Il rappelle qu'il a autrefois établi des réserves, 
inscrites au Protocole, relativement à l'extension donnée, par le paragraphe 2 
de l’Article 1°, à la zone de la liberté commerciale. Le Gouvernement Fran- 
cais considérait provisoirement comme limite de la zone franche la ligne de 
Massabi, sauf à concéder, lorsque séraient remplies certaines conditions sus- 
pensives, que cette limite fût reportée jusqu’au parallèle situé par 2° 30‘ de 
latitude sud. Ces réserves concernaient également l'application de la liberté 
du commerce et de la navigation. 

Le Plénipotentiaire de la France, après ie vote de l'amendement qui vient 
d'ètre introduit dans l'Article 15, est en mesure de lever les réserves sus- 
mentionnées, tant au point de vue de la liberté du commerce qu’au point de 
vue de la liberté de la navigation. Toutefois, en ce qui concerne la navigation, 
il doit être bien entendu que le Gouvernement Français borne sa concession 
aux cours d’eau accessibles du dehors et présentant un intérèt serieux pour 
la navigation internationale. Les cours d'eau dont la configuration ne com- 
porterait qu’une navigation d'intérét local continueront à relever uniquement, 
au point de vue de la réglementation et de la surveillance, de l’administration 
ct de la police intéricures. 

Le Baron Lambermont, s’acquittant d’une tâche qui lui a td confiée par 
la Commission, fait ensuite les déclarations ci-après:— || “Il a été longtemps 
d'usage que les Gouvernements Constitutionnels réservassent par un Article 
spécial, le droit d’approbation de la représentation nationale, chaque fois que 
la nature de l'acte qu'ils avaient négocié leur en imposait, à leurs yeux, 
l'obligation. Depuis que la plupart des Puissances ont adopté, sous des formes 
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diverses, le régime représentatif, cette réserve a yénéralement cessé d'être 
faite, parce qu’elle est considérée comme de droit commun. L/omission d'une 


1885. clause de l'espèce, dans l’Acte qui vous est soumis, ne saurait douc être inter- 


prété comme un manque de respect à l'égard de la prérogative parlementaire. 
Il a suffi d’assigner pour les ratifications un délai suffisamment long pour que 
chaque Gouvernement püt se conformer, en cette matière, aux exigences de 
sa législation politique. || Telle a été la pensée de votre Commission à ce sujet, 
et je m’acquitte d’un mandat qu'elle m'a conféré en faisant la présente décla- 
ration qui, conformément à ses intentions ée au Protocole,” 

La parole est donnée an Comte de Launay pour développer les 
a soumises aux Plénipotentiaires dans un document qui leur a été distribue 
sous le No. 52 des piece 

L'Ambassadeur d'Italie s'exprime A ce sujet comme suit:— || “Pour ae 
pas prolonger nos travaux qui tonchen 
tenir de soumettre toute nouvelle proposition à la Conférence et de provoquer 
une délibération queleonqne, Je tiendrais néanmoins à émettre personellement 
le voen que la liberté de navigation établie pour le Congo et le Niger fat, 
autant qne possible, étendue aux autres voies fluviales du Continent Africain 
moyennant des négociations à entamer entre les Gouvernements respectifs, en 
conformité des principes consacrés par le Congrès de Vienne, ct en tenant 
compte des circonstances locales. || Son Altesse Sérénissime le Prince de Bis- 
marck avait déjà pris les devants par une suggestion faite dans son discours 
prononcé lors de notro première séance. || D'après les déclarations de l'Am- 
bassadeur de la Grande-Bretagne, son vote favorable ponvait être considéré 
comme acquis à cette suggestion. (Protocole No. 1.) || Je constate ces dispo- 
sitions éventuellement favorables. || De son côté, dans In séance du 18 Décembre, 
l'Ambassadeur de France, tout en disant qne le Gouvernement Français, en 
ce qui le concernait, croyait devoir maintenir les rivières ct les fleuves sitnés 
au delà du bassin conventionnel du Congo sous le régime des règles ordinaires 
du droit des gens, en temps de guerre, — semblait admettre des accords ulté- 
rieurs. || M. le Marquis de Penafiel, répondant à une interpellation de Sir Edward 
Malet et au désir exprimé par un des Plénipotentiaires de l'Allemagne (Proto- 
col No. 5) déclinait, il est vrai, toute discussion sur une question — celle du 
Zambize — placée en dehors du programme de Ja Conférence; mais il affirmait 
que son Gouvernement, pour ce qui regarde l'application, à ce fleuve, du ré- 
gime conventionnel élaboré par la Conférence, ‘se montrera toujours aussi 
libéral qu'il le croira possible, dans ses décisions’. || M. le Comte Kapnist 
présentait quelques considérations tendant à bien établir dans quel esprit et 
sous quelles conditions il était autorisé à donner son adhésion aux Actes de 
Navigation du Congo et du Niger, ct il limitait son assentiment aux contrées 
formant l'objet de la présente Conférence ‘Protocole No. 5: || Son Excellence 
l'Ambassadeur de Tarquie se montrait résolument contraire à toute extension 
du programme de nos délibérations. || Les réserves de MM. les Vlenipoten- 









era 
idées qu'il 








imprimées. 





à leur terme, je crois devoir m'abs- 
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tiaires de France, de Russie, de Turquie et du Portugal découlaient de leurs Nr. #603, 
instructions. Mais, selon le voen que je viens d'exprimer à titre tout A fait "nenn 
personnel, il s’agirait précisément de chercher A obtenir, en dehors do la 23. Feb. 18%, 
Conférence, une entente entre les Gouvernements sur un point dont l'impor- 
tance ne saurait être méconnue. Les principes établis par le Traité de Vienne 
de 1815, élargissent les règles ordinaires en matière fluviale. Si les Articles 
CVII à VI visent spécialement la navigation des rivières traversant ditfé- 
rents États, ils n’en contiennent pas moins des dispositions dont l'extension 
à ceux des fleuves Africains placés sous une seule souveraineté offrirait maints 
avantages aux intérêts généraux du commerce ct de la navigation. Les intérêts 
particuliers engagés dans cette question en profiteraient, A leur tour, si cell 
était résolue d'une manière conforme aux idées ci-dessus indiqué Un règle- 
ment plus lihéral en pareille matière pourrait, passagèrement, diminuer la 
perception de certains droits; mais la perte serait un jour largement com- 
pensée par le développement de la navigation marchande, du moment où elle 
jonirait de plus grandes facilités snr tous les cours d'eau du continent Africain. 
Le régime de navigation adopté pour le Congo et le Niger constitue un 
maximum qu'il deviendrait peut-être malaisé, dans les conjonctures actuelles, 
d'appliquer intégralement aux autres fleuves de l'Afrique dont le 
ne sont pas analogues. C'est dans cette prévision et ponr ménager plus de 
chances à un accord, que je mentionnais, À dessein, qu'il ÿ aurait lien de 
tenir compte des circonstances locales. || J'attacherais quelqne prix à ce que 
ce voen personnel, ainsi motivé, trouvât pla 

Le Président dit que, conformément aut désir du Comte de Launay, le 
texte de ccs explications sera reproduit au Protocole. 

Saïd-Pacha croit devoir renouveler à cette occasion les réserves qu'il 
avait précédemment établies. Il se demande dans quelle mesure des consi- 
dérations exposées à titre purement personnel peuvent être développées devant 
la Conférence. Mais puisqu'elles l'ont été, l'Ambassadeur de Turqnie croit 
nécessaire de faire observer, au même titre personnel, que l'objet traité par 
le Comte de Launay se trouve en dehors du programme de la Conférence; 
qne, pour ce motif, une proposition de même nature a été précédemment 
écartée par les Représentants du Portugal et de la Russie; enfin que, lui- 
même, il verrait des objections à une discussion de cette nature. S'il s'était 
agi d'une motion officielle, il aurait dû faire connaître officicllement l’impos- 
sibilité où il se trouverait d'y adhérer. 

Comme le rappelle Sir Edward Malet, les idées développées par l'Am- 
bassadeur d’Italie se trouvaient déjà émises dans le discours qu'il a lui-même 
prononcé lors de la première séance. L'Ambassadeur d'Angleterre adhère, en 
quence, aux cousidérations que le Comte de Launay fait valoir dans le 
mème sens. 

Le Président expose qu'an début des travaux de la Haute Assemblée, le 
Prince de Bismarck a exprimé la pensée qu'un échange de vnes pourrait avoir 
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lieu utilement, en dehors de la Conférence, sur le sujet que vient de traiter 
l'Ambassadeur d’Italic. Les observations que viennent d’entendre les Pléni- 


23. Feb. 1885. notentiaires semblent avoir épuisé la question. 


Le Baron de Courcel adhére aux considérations qu’a fait valoir le Comte 
de Launay, en tant qu’elles se rapportent 4 des fleuves visés par le Traité 
de Vienne de 1815, c'est-à-dire à des cours d'eau internationaux, traversant 
ou séparant des territoires relevant de plusieurs Souverainetés. 


Saïd- Pacha fait observer qu'en effet des considérations de l’ordre dont il 
s’agit, fundées sur le Traité de Vienne, ne sauraient être appliquées au Nil, 
qui ne traverse pas le territoire de plusieurs États. 

Le Comte de Launay admet les scrupules de. l'Ambassadeur de Turquie, 
d'après lesquels la Conférence ne saurait être saisie de questions placées en 
dehors de son programme. Mais l'Ambassadeur d'Italie ajoute que la forme 
donnée par lui à ses déclarations a précisément pour objet de lever les scru- 
pules dunt il s'agit, qui seront. d’ailleurs, d'autant mieux ménagés qu'à côté 
de ses propres explications, figureront celles qui ont été présentées par l’Am- 
bassadeur de Turquie. 

Le Président indique que la Conférence n'a pas, en effet, compétence 
pour traiter la question; à la suite des explications qui viennent d'avoir lieu, 
la discussion est close. 


M. Busch demande ensuite à la Conférence de procéder au vote de 
l’Acte Général. TI passe successivement en revue les chapitres déjà acceptés 
séparément, et donne une dernière fois lecture des Articles 12 et 15, qui ont 
été l'ohjet de modifications au cours de la présente séance. 


La Haute Assemblée confirme son approbation des differents chapitres, 
et adopte ensuite l'ensemble de l’Acte Général. 


A l'occasion du vote sur le Chapitre IV, Mr. Sanford rappelle qu'il a 
autrefois présenté à la Conférence une proposition relative à la construction 
d’un chemin de fer dans la région du Congo. Ce Projet, dont la discussion 
avait été renvoyée à une époque ultérieure, figure encore à l'ordre du jour. 
Des arrangements récemment intervenus entre les parties intéressées, paraissent 
assurer les garanties utiles quant au réglement des questions afférentes à 
l'établissement des voies de communication nécessaires au commerce entre le 
Haut- et le Bas-Congo. Mr. Sanford est donc aujourd'hui en mesure de retirer 
sa proposition. 


Le Comte Kapnist désire faire une déclaration s'appliquant à l’ensemble 
de l’Acte que vient de sanctionner la Conference. 

I rappelle les réserves spéciales faites par lui, au cours des délibérations 
sur plusieurs Articles, et il ajoute que ces réserves doivent s'étendre, d'une 
maniere generale, à l'ensemble des dispositions contenues dans l'instrument 
vü se trouvent réunies les diverses décisions de la Haute Assemblé — vu que 
le Gouvernement Impérial de Russie entend limiter en principe les effets de 
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son assentiment aux regions Africaines visées par les Actes de la présente Nr. 8608. 


Conference. 

M. Busch constate que la declaration du Comte Kapnist est conforme, 
d’une part, aux réserves précédemment formulées par lui, et, d’autre part, 
aux vues qui ont présidé aux travaux de la Conférence. 11 dit quelle sera 
inscrite au Protocole. 

Le Comte de Launay expose que la présente séance est la dernière qui 
doive ¢tre présidée par M. Busch. II fait ressortir le tact et l’esprit de con- 
ciliation avec lesquels le Plénipotentiaire de l'Allemagne a dirigé les travaux 
de la Conférence. La Haute Assemblée voudra exprimer & ce sujet toute sa 
reconnaissance & M. Busch. 

Ces paroles provoquent la vive et unanime adhésion des membres de la 
Haute Assemblée. 

M. Busch remercie ses collégues du témoignage flatteur qu’ils viennent 
ainsi de lui décerner. 

Il indique ensuite que la date de la prochaine séance sera fixée aussitöt 
que la préparation matérielle des instruments destinés à ètre signés par les 
Plenipotentiaires aura pu être terminée. 

La séance est levée à 6 heures. 

[Unterschriften.] 


Annexe 1 au Protocole No. 9. 


Copies des différents Traités par lesquels l'Association Internationale du Congo 
a obtenu la Reconnaissance des Gouvernements. 


Déclarations échangées entre les Etats-Unis d Amérique ct V Association 
Internationale du Congo. 


L'Association Internationale du Congo déclare par la présente qu’en vertu 
de Traités conclus avec les Souverains légitimes dans les Bassins du Congo 
et du Niadi-Kwilu et dans les territuires adjacents sur l'Atlantique, il lui a 
été cédé un territoire pour l'usage ct au profit d’Etats libres déjà établis ou 
en voie d’etablissement sous la protection et la surveillance de la dite Asso- 
ciation dans les dits bassins et territoires adjacents, et que les dits États 
Libres héritent de plein droit de cette cession; || Que la dite Association Inter- 
nationale a adopté pour drapeau, tant pour elle-même que pour les dits Etats 
Libres, le drapeau de l'Association Internationale Africaine, à savoir: un dra- 
peau bleu avec une étoile d’or au centre; || Que la dite Association et les dits 
États ont résolu de ne percevoir aucun droit de douane sur les marchandises 
ou les produits importés dans leurs territoires ou transportés sur la route qui 
a été construite autour des cataractes du Congo; cette résolution a été prise 
afin d’aider le commerce à pénétrer dans l’Afrique Equatoriale; | Qu'ils assu- 
rent aux étrangers qui se fixent sur leurs territoires le droit d'acheter, de 
vendre, ou de louer des terrains et des bâtiments y situés, d'établir des mai- 
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sons commerciales et de faire le commerce sous la seule condition d’obeir 
aux lois. Ils s'engagent, en outre, à ne jamais accorder aux citoyens d’une 
nation un avantage quelconque sans l'étendre immédiatement aux citoyens de 
toutes les autres nations, et A faire tont ce qui sera en leur pouvoir pour 
empécher la Traite des Eselaves. || En foi de quoi, Henry 8. Sanford, dûment 
autorisé A cet effet par la dite Association, agissant tant pour clle-mème qu'au 
nom des dits Etats, a ci-dessous apposé sa signature ct son cachet, le 22 Avril, 
1884, en la ville de Washington. I. S. Sanford. 


Frédéric T. Frelinghuysen, Secrétaire d'Etat, dûment autorise à cet effet 
par le Président des Etats-Unis d'Amérique, et en conformité de l'avis et 
consentement donné dans ce but par le Sénat, reconnaît avoir reçu de l'Asso- 
ciation du Congo la déclaration ci-dessus et déclare que, se conformant à Is 
politique traditionnelle des Etats-Unis, qui leur enjoint d'avoir égard aux in- 
térèts commerciaux des citoyens Américains, tout en évitant en même temps 
de s’immiscer dans des controverses engagées entre d’autres Puissances, ou 
de conclure des alliances avec des nations ¢trangeres, le Gouvernement des 
Etats-Unis proclame la sympathie et l'approbation que lui inspire le but hu- 
main et générenx de l'Association Internationale du Congo, gérant les intéréts 
des Etats Libres établis dans cette région, ct donne ordre aux fonctionnaires 
des Ktats-Unis, tant sur terre que sur mer, de reconnaître le drapeau de 
l'Association Internationale à l’égal de celui d'un Gouvernement ami. 

En foi de quoi il a ci-dessous apposé sa signature et son cachet le 
22 Avril, a.D. 1884, en la ville de Washington. 

Ferd. T. Frelinghuysen. 


Convention entre L'Empire © Allemagne ct U Association Internationale du Congo. 


Art. I. L'Association Internationale du Congo s'engage A ne prélever 
ancun droit sur les articles on marchandises importés directement ou en 
transit dans ses possessions présentes ct futures des Bassins du Congo et du 
Niadi-Kwilu, ou dans ses possessions sitnées au bord de VOccan Atlantique. 
Cette franchise de droit s'étend particulièrement aux marchandises ct articles 
de commerce qui sont transportés par les routes établies autour des cataractes 
du Conso. 

Art. I. Les sujets de l’Empire Allemand auront le droit de séjourner 
et de s’etablir sur les territoires de l'Association. Ils seront traités sur le 
même pied que les sujets de la nation la plus favorisée y compris les habi- 
tants du pays, cn ce qui concerne la protection de lcurs personnes et de 
leurs biens, ie libre exercice de leurs cultes, la revendication et la défense 
de leurs droits, ainsi que par rapport & la navigation, au commerce ct a 
l'industrie. || Spécialement, ils auront le droit d'acheter, de vendre, ct de louer 
des terres ct des édifices situés sur les territoires de l'Association, d'y fonder 
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des maisons de commerce ct d'y faire le commerce ou le cabutage sous pa- an 
villon Allemand. Staaten, 

Art. III. L'Association s'engage à ne jamais accorder d'avantages, n'im-°8: Feb. 18°. 
porte lesquels, aux sujets d’une autre nation, sans que ces avantages soient 
immédiatement étendus aux sujets Allemands. 

Art. IV. En cas de cession du territoire actuel ou futur de l'Association, 
ou d’une partie de ce territoire, les obligations contractées par l'Association 
envers l'Empire d'Allemagne seront imposées à l'acquéreur. Ces obligations 
et les droits accordés par l’Association à l'Empire d'Allemagne et à ses sujets 
resteront en vigueur après toute cession vis-à-vis de chaque nouvel acquéreur. 

Art. V. L'Empire d'Allemagne reconnaît le pavillon de l'Association — 
drapeau bleu avec étoile d'or au centre — comme celui d’un État ami. 

Art. VI. L'Empire d'Allemagne est prét à reconnaître de son côté los 
frontières du territoire de l’Association et du nouvel Etat à créer, telles 
qu’elles sont indiquées sur la carte ci-jointe. 

Art. VII. Cette Convention sera ratifiée et les ratifications seront é:han- 
gées dans le plus bref délai possible. 

Cette Convention entrera en vigueur immédiatement aprés l'échange des 
ratifications. 

Ainsi fait à Bruxelles le 8 Novembre, 1884. 


Comte de Brandenbourg. 
Strauch. 


Déclarations échangées entre le Gouvernement de Sa Majesté Britannique et 
l'Association Internationale du Congo. 


Déclaration de l'Association. 


L'Association Internationale du Congo, fondée par Sa Majesté le Roi des 
Belges, dans le but de favoriser la civilisation et le commerce de l'Afrique, 
ainsi que dans des intentions humanitaires et bienveillantes, déclare par la 
présente ce qui suit: — || 1. Que par des Traités conclus avec les Souverains 
légitimes dont les Etats sont situés dans les Bassins du Congo et du Niadi- 
Kwilu et dans les territoires adjacents à l'Atlantique, il lui a été cédé des 
territoires à l'usage et au profit d'Etats Libres établis ou à établir dans les 
dits bassins ct territoires adjacents; || 2. Qu'en vertu de ces Traités, l'Asso- 
ciation est investie de l'administration des intérêts des dits Etats Libres; | 
3. Que L'Association a adopté, comme son pavillon ct celui des Etats Libres, 
un drapeau bleu avec étoile d’or au centre; || 4. Que dans le but de permettre 
au commerce de pénétrer dans l'Afrique Equatoriale, l'Association et les dits 
États Libres ont résolu de ne prélever aucun droit sur les articles de com- 
merce ou marchandises importés directement dans leurs territoires ou intro- 
duits par la route qui a été construite autour des cataractes du Congo; | 
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5. Que l’Association et les dits Etats Libres garantissent aux étrangers établis 
dans leurs territoires le libre exercice de leur religion, les droits de navi- 
gation, du commerce et de l’industrie, ainsi que le droit d’acheter, vendre, et 
louer des terres, des édifices, des mines et des foréts sous condition d’obéir 
aux lois; || 6. Que l’Association et les dits Etats Libres feront tout ce qui 
est en leur pouvoir pour empécher la Traite et supprimer l’esclavage. 
Ainsi fait & Berlin, le 16 Décembre, 1884. 
(Au nom de l’Association) 
Strauch. 


Declaration du Gouvernement de Sa Majesté Britannique. 


Le Gouvernement de Sa Majesté Britannique déclare accorder sa sym- 
pathie et son approbation au but humanitaire ct bienveillant de l’Association 
et, par la présente, reconnait le pavillon de l’Association et des Etats Libres 
sous son administration comme le pavillon d’un Gouvernement ami. 

(Au nom du Gouvernement de Sa Majesté) 
Edward B. Malet. 


Convention entre le Gouvernement de Sa Majesté Britannique et l’ Association 
Internationale du Congo. 


Attendu qne le Gouvernement de Sa Majesté Britannique a reconnu le 
pavillon de l’Associstion Internationale du Congo et des Etats Libres sous son 
administration comme le pavillon d’un Gouvernement ami; || Étant d’avis qu’il 
convient de régler et définir les droits des sujets Britanniques dans les terri- 
toires des dits Etats Libres, et de pourvoir en ce qui les concerne & l’exercice 
de la juridiction civile et criminelle comme il sera indiqué ci-après, jusqu’à 
ce que l'Association ait pourvu d’une manière suffisante à l’administration de 
la justice à l’égard des étrangers, 

Il a été convenu: — 

Art. I. || L’Association Internationale du Congo s'engage à ne prélever 
aucun droit d'importation ou de transit sur les articles de commerce ou mar- 
chandises importés par des sujets Britanniques dans les dits territoires ou 
dans les territoires qui seraient placés à l’avenir sous son gouvernement. 
Cette franchise de droits s’étendra aux marchandises ct articles de commerce 
qui seront transportés par les routes ou les canaux établis ou à établir autour 
des cataractes du Congo. 

Art. IL || Les sujets Britanniques auront en tout temps le droit de sé- 
journer et de s'établir sur les territoires qui sont ou seront sous le gouver- 
nement de l’Association. Ils jouiront de la même protection que les sujets 
ou citoyens de la nation la plus favorisée en toutes les matières qui regardent 
leurs personnes et leurs biens, le libre exercice de leur religion ct les droits 
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de navigation, commerce et industrie. Spécialement ils auront le droit Nr. 8608. 
d’acheter, de vendre, de bailler & ferme et de louer des terres, des édifices, ten” 
des mines et des forêts compris dans les territoires susdits, d’y fonder des 23. Feb. 1885 
maisons commerciales et d’y faire le commerce et le cabotage sous pavillon 
Britannique. 

Art. III. || L'Association s'engage à ne jamais accorder d’avantages, n’im- 
porte lesquels, aux sujets d’une autre nation, sans que ces avantages soient 
immédiatement étendus aux sujets Britanniques. 

Art. IV. || Sa Majesté la Reine de la Grande-Bretagne et d'Irlande peut | 
nommer des Consuls ou autres Agents Consulaires dans les ports ou stations 
des territoires susdits, et l’Association s’engage à les y protéger. 

Art. V. || Tout Consul ou Agent Consulaire Britannique qui y aura dûment 
été autorisé par le Gouvernement de Sa Majesté Britannique pourra établir 
un Tribunal Consulaire pour l’étendue du district qui lui est assigné et exer- 
cera seul et exclusivement la juridiction tant civile que criminelle à l'égard 
des personnes et de la propriété des sujets Britanniques endedans le dit district, 
conformément aux lois Britanniques. 

Art. VL || Rien de ce qui est contenu dans le précédent Article ne dis- 
pensera n'importe quel sujet Britannique de l'obligation d'observer les lois des 
dits États Libres applicables aux étrangers: mais toute infraction de la part 
d’un sujet Britannique à ces lois ne sera déférée qu’au Tribunal Consulaire 
Britannique. 

Art. VIL || Les habitants des dits territoires qui sont sujets du Gouver- 
nement de l’Association, s’ils portent un préjudice quelconque à la personne 
ou à la propriété d'un sujet Britannique, seront arrêtés et punis par les 
autorités de l'Association conformément aux lois des dits Etats Libres. La 
justice sera rendue équitablement et impartialcment des deux côtés. 

Art. VIIL || Un sujet Britannique ayant des motifs de plainte contre un 
habitant des dits territoires, sujet du gouvernement de l'Association, doit 
s'adresser au Consulat Britannique et y exposer ses griefs. || Le Consul fera 
une cnquête quant au bien fondé de la cause, et fera tout ce qui est possible 
pour l’arranger à l'amiable. De même, si quelque habitant des dits territoires 
avait à se plaindre d’un sujet Britannique, le Consul Britannique écoutera 
sa plainte et s’efforcera d’arranger l'affaire à l’amiable. S'il surgit des différends 
de telle nature que le Consul Britannique ne puisse les arranger à l'amiable, 
il requerra alors l’assistance des autorités de l'Association pour examiner la 
nature de la cause et la terminer équitablement. 

Art. IX. || Si un habitant des dits territoires, sujet du gouvernement de 
l'Association, faillit au payement d’unc dette contractée envers un sujet Bri- 
tannique, les autorités de l'Association feront tout ce qui sera en leur pou- 
voir pour le traduire en justice et procurer le recouvrement de la dite dette; 
et si un sujet Britannique faillit au payement d’une detto contractéc envers 
un des habitants, les autorités Britanniques feront de même tout leur possible 
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Fee pour le traduire en justice ct procurer le recouvrement de la dette. Aucan 
tasten. Consul Britannique ni aucune des autorités de l’Association ne peut être rendu 
23.Feb. 1885. responsable pour le payement d'une dette contractée soit par un sujet Bri- 
tannique, soit par un habitant des dits territoires qui est sujet du gouverne- 

ment de l'Association. 

Art. X. || En cas de cession du territoire qui so trouve actuellement sous 
le gouvernement de l’Association, ou qui s’y trouvera plus tard, les obligations 
contractées par l’Association dans la présente Convention seront imposées au 
cessionnaire. Ces engagements et les droits accordés aux sujets Britanniques 
resteront en vigueur après toute cession, au profit de quelque nouvel occu- 
pant que ce soit, de toute partie que ce soit du dit territoire. 

Cette Convention sera ratifiée et les ratifications seront échangées dans 
le plus bref délai possible. Cette Convention entrera en vigueur immédiate- 
ment après l'échange des ratifications. 

Ainsi fait à Berlin, le 16 Décembre, 1884. 

Edward B. Malet. 
Strauch. 


Convention entre l'Italie ct l'Association Internationale du Congo. 


[Artikel I—X stimmen fast wörtlich mit dem englischen Vertrage übercin.] 

Art. XI. || L’Association et les Etats Libres s'engagent à faire tout ce 
qui est en leur pouvoir pour empécher la Traite et supprimer l’esclavage. 

Art. XII. | Le Royaume d’Italie, accordant sa sympathie ct son appro- 
bation au but humanitaire et civilisateur de l'Association, reconnaît le dra- 
peau de l'Association ct des Etats Libres placés sous son gouvernement — 
drapeau bleu avec étoile d'or au centre — comme le drapeau d’un Gouverne- 
ment ami. 

Art. XIII. | Cette Convention sera ratifiée et les ratifications en seront 
échangées dans le plus bref délai possible. 

Art. XIV. || Cette Convention entrera en vigueur immédiatement après 
l'échange des ratifications. * En foi de quoi les Plénipotentiaires respectifs 
l'ont signée et y ont apposé le cachet de leurs armes. 

Fait à Berlin, le 19° jour du mois de Décembre de l'an 1884. 

Strauch. 
Launay. 





Déclarations échangées entre le Gouvernement de Sa Majesté l'Empereur 
d'Autriche et Roi de Hongrie et l'Association Internationale du Congo. 
[Artikel I—IV enthalten im wesentlichen dieselben Bestimmungen wie die 
Art. I—IV und X des englischen Vertrages.) 

Art. V. j L’Autriche-longrie prenant acte des eugagements ci-dessus et 
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accordant ses sympathies au but humanitaire que poursuit l’Association, re- Nr. 8608. 


connait son pavillon — drapeau bleu avec étoile d’or au centre — comme celui hate 
d’un Etat ami. 93. Feb, 1888. 
Ainsi fait à Berlin, le 24 Décembre, 1884. 
Strauch. 
Széchényi. 


Convention entre les Pays-Bas et l'Association Internationale du Congo. 


[Artikel I—X entsprechen dem englischen Vertrage; Artikel V enthält 
jedoch die beschränkende Einleitung: “Jusqu’au moment où le service de la 
justice aura été organisé dans les Etats Libres du Congo et oü cette organi- 
sation aura été notifiée par l’Association, tout Consul” etc. 

Artikel XI— XIII entsprechen dem italienischen Vertrage.] 

Fait & Bruxelles, le 27° jour du mois de Decembre de l’an 1884. 

Strauch. 
L. Gericke. 


Convention entre V Espagne et l'Association Internationale du Congo. 


[Dieselbe stimmt im wesentlichen mit dem zwischen den Niederlanden und 
der Association geschlossenen Vertrage überein.] | 
Fait à Bruxelles, le 7° jour du mois de Janvier de l’an 1885. 
Comte Paul de Borchgrave d’Altena. 
Rafael Merry del Val. 


Convention entre le Gouvernement de la République Française et U’ Association 
Internationale du Congo. 


Art. I. || L’Association Internationale du Congo déclare étendre & la France 
les avantages qu’elle a concédés aux Etats-Unis d’Amérique, à l’Empire d’Alle- 
magne, à l’Angleterre, à VItalie, à l’Autriche-Hongrie, aux Pays-Bas et a 
l'Espagne, en vertu des Conventions, qu'elle a conclues avec ces diverses 
Puissances, aux dates respectives du 22 Avril, 8 Novembre, 16, 19, 24, 29 
Decembre, 1884, et 7 Janvier, 1885, et dont les textes sont annexés & la 
présente Convention. 

Art. IL. |, L’Association s’engage, en outre, à ne jamais accorder d’avan- 
tages, de quelque nature qu’ils soient, aux sujets d’une autre nation, sans que 
ces avantages soient immédiatement étendus aux citoyens Français. 

Art. III. | Le Gouvernement de la République Française et l'Association 
adoptent pour frontières entre leurs possessions: — || La Rivière Chiloango de- 
puis l'Océan jusqu’à sa source la plus septentrionale; || La crête de partage 
des eaux du Niadi-Quillou et du Congo jusqu’au de là du méridien de Ma- 
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he nyanga; || Une ligne & déterminer, et qui, suivant autant que possible une 
Staaten. division naturelle du terrain, aboutisse entre la station de Manyanga et le 

28.Febr.1885. cataracte de Ntombo Mataka, en un point situé sur la partie navigable du 
- fleuve; || Le Congo jusqu’au Stanley-Pool; || La ligne médiane du Stanley-Pool;' 

Le Congo jusqu'à un point à déterminer en amont de la Rivière Licona- 

Nkundja; || Une ligne & déterminer depuis ce point jusqu’au 17° degré de lon- 

gitude est de Greenwich, en suivant autant que possible la ligne de partage 

d’eaux du Bassin de la Licona-Nkundja, qui fait partie des possessions Fran- 
gaises; || Le 17° degré de longitude est de Greenwich. 

Art. IV. | Une Commission, composée de représentants des parties con- 
tractantes, en nombre égal des deux côtés, sera chargée d’exécuter sur le 
terrain le tracé de la frontière, conformément aux stipulations précédentes. 
En cas de différends, le réglement en sera arrété par des délégués & nommer 
par la Commission Internationale du Congo. 

Art. V. || Sous réserve des arrangements à intervenir entre l’Association 
Internationale du Congo et le Portugal, pour les territoires situés au sud du 
Chiloango, le Gouvernement de la République Française est disposé à recon- 
naitre la neutralité des possessions de l’Association Internationale comprises 
dans les frontières indiquées sur la carte ci-jointe, sauf à discuter ct à régler 
les conditions de cette neutralité d’accord avec les autres Puissances repré- 
sentées & la Conférence de Berlin. 

Art. VI. || Le Gouvernement de la République Française reconnaît le dra- 
peau de l’Association Internationale du Congo — drapeau bleu avec étoile d’or 
au centre — comme le drapeau d’un Gouvernement ami. 

En foi de quoi, les Plénipotentiaires respectifs ont signé la présente Con- 
vention et y ont apposé leurs cachets. 

Fait à Paris, le 5 Février, 1885. 

Jules Ferry. 
Comte Paul de Borchgrave d’Altena, 


Convention entre l'Empire de Russie et l'Association Internationale du Congo. 


[Artikel I—IIT lauten wie die entsprechenden Artikel des deutschen Vertrages.] 

Art. IV. || Il est entendu que la Russie jouira, quant à la nomination des 
Consuls, leurs fonctions et la juridiction Consulaire de tous les droits et pri- 
viléges qui seraient accordés & un autre Etat. 

Art. V. || En cas de cession du territoire actuel ou futur de l'Association, 
ou d’une partie de ce territoire, les obligations contractées par l’Association 
envers la Russie seront imposées à l’acquéreur. Ces obligations et les droits 
accordés par l’Association à la Russie et à ses sujets resteront en vigueur 
après toute cession vis-à-vis de chaque nouvel acquéreur. 

Art. VL || Le Gouvernement Impérial de Russie prenant acte des engage- 
ments ci-dessus et accordant ses sympathies au but humanitaire que poursuit 
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l’Association, reconnaît son pavillon — drapeau bleu avec étoile d’or au centre Nr. 8608. 


— comme celui d’un Etat ami. Konferens- 
Fait à Bruxelles, le 5 Février, 1885. | 23. Feb. 1885. 


Comte Bloudoff. 
Baron Beyens. 


Convention entre les Royaumes- Unis de Suède e! de Norvège et V Association 
Internationale du Congo. 

Art. I. | Les Royaumes-Unis de Suède et de Norvège reconnaissent le 
pavillon de l’Association — drapeau bleu avec étoile d’or au centre — comme 
le drapeau d’un Etat ami. 

[Artikel II—X entsprechen den Artikeln I—IX des englischen Vertrages.) 

Art. XI. || L’Association s’engage 4 faire tout ce qui est en son pouvoir 
pour empécher la Traite et supprimer l’esclavage. 

Art. XII. || En cas de cession des territoires actuels ou futurs de l’Asso- 
ciation ou d’une partie de ces territoires, les obligations contractées par l’Asso- 
ciation dans la présente Convention seront mentionnées dans l’Acte de Cession : 
et imposées à l’acquéreur. Ces obligations ct les droits accordés par l’Asso- 
ciation aux sujets Suédois et Norvégiens resteront en vigueur, aprés toute 
cession, vis-à-vis de chaque nouvel acquéreur de n’importe quelle partie des 
dits territoires. 

Art. XIIL || Cette Convention sera ratifiée, et les ratifications seront 
échangées dans le plus bref délai possible. 

Cette Convention entrera en vigueur immédiatement après l’échange des 


ratifications. 
Fait à Berlin, le 10° jour du mois de Février de Pan 1885. 
Strauch. 
Bildt. 


Convention entre le Portugal et Vassociation internationale du Congo, signée a 
Berlin, sous la médiation de la France, le 14 Février 1885.*) 

Sa Majesté Trés Fidele, le Roi de Portugal et des Algarves, etc. || Et || 

Sa Majesté le Roi des Belges, agissant comme fondateur de l'Association inter- 





mu — 


*) Die Anlagen zum 9. Protokoll geben die Verträge ohne die Eingangsformeln 
wieder. Da die Mitbetheiligung Frankreichs an obigem Vertrage nur in dem Eingang 
erwähnt ist, schien es nothwendig, den Vertrag vollständig aufzunehmen. Das Gelb- 
buch (11, S. 332. 333) veröffentlicht über die französische Vermittelung folgende Akten- 
stücke: 

Le Baron de Courcel, Ambassadeur de France à Berlin, || au Marquis de Penafiel, 


Ministre de Portugal. | 
Berlin, le 7 février 1885. 


Monsieur le Marquis, le Gouvernement français ayant réglé par voie de commune 
entente avec l'Association internationale du Congo les questions de délimitation qui 
14° 
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nationale du Congo et au nom de cette Association. || Animés du désir de 
régler par une Convention les rapports du Portugal avec l’Association inter- 


23. Feb. 1885. nationale du Congo ct désirant fixcr en méme temps les limites de leurs pos- 


sessions respectives dans l'Afrique occidentale, se sont concertés à cette fin, 
sous la médiation amicale de la République française, et un accord s'étant 


restaient pendantes entre la France et cette Association, une Convention, consacrant 
l'accord intervenu, a été signée à Paris, le 5 de ce mois. J'ai eu occasion de vous 
indiquer déjà le point de vue auquel mon Gouvernement s’est placé en traitant cette 
affaire, et je crois d’autant plus utile de le préciser avec vous que, dans notre con- 
viction, une complète analogie de situation et d'intérêt existe entre le Portugal et la 
France, en ce qui concerne les relations à entretenir avec l'Association internationale. 
Il est d’une utilité manifeste pour les deux Pays de favoriser, dans le voisinage im- 
médiat de leurs colonies, l’organisation d'un pouvoir régulier, capable d’assurer le 
maintien de l’ordre et la sécurité de commerce, et constitué à cet effet dans des con- 
ditions qui le rendent véritablement viable. Afin d'arriver à ce résultat, la France a 
consenti à des sacrifices territoriaux considérables. Mon Gouvernement est d'avis que 
le Portugal ne doit pas hésiter à suivre cet exemple et qu’il importe d'assurer au 
futur État du Congo un large ct libre accès vers la mer. La puissance coloniale de 
votre pays étant appelée à un grand développement sur la rive gauche du Congo, 
la combinaison la plus simple serait d'attribuer à l'Association la rive droite, de ma- 
niere à ce qu'elle disposât de tout le territoire compris entre le Tchi-Loango et le 
Congo. Toutefois, vous avez bien voulu me faire observer que des souvenirs histori- 
ques de haute valeur se rattachent, pour la nation portugaise, aux positions de Mo- 
lembo et de Cabinda, compris dans cette région, et que les noms mémes de cette pro- 
vince figurent parmi les titres constitutionnels de la Monarchie. Le Gouvernement 
français s'est arrèté devant ce scrupule; mais il persiste à penser qu’en dehors des 
deux districts cn question, le Gouvernement portugais agirait avec prudence, en se’ 
desistant de toute prétention sur des territoires situés au nord du Congo. L'avantage 
de voir la souveraineté portugaise immédiatement reconnue sur de vastes territoires 
où elle était contestée jusqu'à ce jour, doit contrebalancer assurément, aux yeux du 
Cabinet de Lisbonne, le sacrifice plus apparent que réel auquel consentirait le Por- 
tugal. || Recevez, etc. 
Alph. de Courcel. 


Le Marquis de Penaticl, Ministre de Portugal, | au Baron de (‘ourcel, Ambassa- 
deur de France. 
Berlin, le 7 Février 1555. 
Vous avez bien voulu déjà prèter votre entremise pour des pourparlers entre le 
Portugal ct l'Association internationale africaine, en vue d’une délimitation de leurs 
territoires respectifs dans la region du Zaire, et vous avez facilité ainsi notre entrée 
en relations avec une Association qui conserve encore à nos yeux un caractère pure- 
ment privé. || Mon Gouvernement attacherait du prix à ce que Votre Excellence fit 
autorisée à continuer au Portugal ses bons offices, et, dans l'espoir que la médiation 
amicale de la République française rendra possible la conclusion de l'accord auquel 
il a le sincère désir d'arriver avec l'Association africaine, s'inspirant des conseils bien- 
veillants et éclairés de la France, de Allemagne et de la Grande-Bretagne, il émet 
le voeu de vous voir, le cas échéant, intervenir comme médiateur à la signature du 
Traité final. 
de Penafiel 


Lo 
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etabli entre eux sur ces divers points, ont résolu de le sanctionner par une Nr. 8603. 


Convention et muni, & cet effet, de pleins pouvoirs pr 
[Namen der Bevollmächtigten). 23. Feb. 1885. 


Lesquels, aprés avoir échangé leurs pleins pouvoirs trouvés en bonne ct 
due forme, sont convenus des articles suivants: 

Art. 1. || L’Association internationale du Congo déclare étendre au Portugal 
les avantages qu’elle a concédés aux Etats-Unis d'Amérique, à l’Empire d’Alle- 
magne, à l'Angleterre, à l'Italie, à l’Autriche-Hongrie, aux Pays-Bas, à l'Espagne, 
à la France et aux Royaumes-Unis de Suède et de Norvège, en vertu des 
Conventions qu’elle a conclues avec ces diverses Puissances, aux dates des 
22 avril, 8 novembre, 16, 19, 24, 29 décembre 1884, 7 janvier, 5 et 10 fé- 
vrier 1885, et dont l’Association s’engage à remettre des copies authentiques 
au Gouvernement de Sa Majesté Très Fidèle. 

Art. 2. || L'Association internationale du Congo s'engage en outre à ne 
jamais accorder d'avantages, de quelque nature qu’ils soient, aux sujets d’une 
autre nation, sans que ces avantages soient immédiatement étendus aux sujets 
de Sa Majesté Très Fidèle. 

Art. 3. || Sa Majesté Très Fidèle le Roi de Portugal et des Algarves et 
l'Association internationale du Congo adoptent pour frontière entre leurs pos- 
sessions respectives dans l’Afrique occidentale, savoir: || Au Nord du fleuve 
Congo (Zaire): la droite joignant l'embouchure de la rivière qui se jette dans 
l'océan Atlantique, au Sud de la baie de Cabinda, près de Ponta Vermelha, 
à Cabo-Lambo; le parallèle de ce dernier point prolongé jusqu'à son inter- 
section avec le méridien du confluent du Culacalla avec le Lu-Culla; le méri- 
dien ainsi déterminé jusqu’à sa rencontre avec la rivière Lu-Culla; le cours 
du Lu-Culla jusqu’à son confluent avec le Chiloango (Cuango-Leu) || Le cours 
du Congo (Zaïre) depuis son embouchure jusqu’à son confluent avec la petite 
rivière de Uango-Uango; le méridien qui passe par l'embouchure de la petite 
rivière de Uango-Uango; entre la factorerie hollandaise et la factorerie portu- 
gaise, de manière à laisser cette dernière en territoire portugais, jusqu'à la 
rencontre de ce méridien avec le parallèle de Noqui; le parallèle de Noqui 
jusqu’à son intersection avec la rivière Kuango (Cuango); à partir de ce point, 
dans la direction du Sud, le cours du Kuango (Cuango). 


Le Baron de Courcel, Ambassadeur de la République française, | au Marquis de 
Penafiel, Ministre de Portugal. 





Berlin, le 9 fevrier 1885. 

En réponse à la lettre que vous m’avez fait ’honneur de m’adresser, le 7 de ce 
mois, et dans laquelle vous exprimiez l’espoir que la mediation de la République fran- 
caise rendrait possible la conclusion d’un accord, notamment sur les questions de de- 
limitation, entre le Portugal et l’Association internationale du Congo, je m’empresse 
de vous annoncer que je regois de mon Gouvernement l’autorisation d’accepter le röle 
amical de médiateur, agréé par les deux Parties, et d’intervenir en cette qualité à 
la signature de la Convention qui bientöt, je le souhaite, pourra consacrer leur mu- 
tuelle entente. Alph. de Courcel. 
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nn Art. 4. || Une Commission, composée de Représentants des deux Parties 
Staaten. contractantes, en nombre égal de chaque côté, sera chargée d’exécuter sur 
23. Feb. 1885.]e terrain le tracé de la frontière, conformément aux stipulations précédentes. 
En cas de différend, le règlement en sera arrêté par des délégués, qui seront 

nommés par la Commission internationale du Congo. 

Art. 5. || Sa Majesté Très Fidèle le Roi de Portugal et des Algarves est 
disposée à reconnaître la neutralité des possessions de l’Association internatio- 
nale du Congo, sauf à discuter ct à régler les conditions de cette neutralité, 
d'accord avec les autres Puissances représentées à la Conférence de Berlin. 

Art. 6. || Sa Majesté Très Fidèle le Roi de Portugal et des Algarves 
reconnaît le drapeau de l’Association internationale du Congo — drapeau bleu 
avec étoile d’or au centre — comme le drapeau d’un Gouvernement ami. 

Art. 7. || La présente Convention sera ratifiée et les ratifications seront 
échangées à Paris dans un délai de trois mois ou plut tôt, si faire se peut. |! 
En foi de quoi, les Plénipotentiaires des deux Parties contractantes, ainsi que 
Son Excellence le Baron de Courcel, Ambassadeur extraordinaire et Plénipo- 
tentiaire de France à Berlin, comme Représentant de la Puissance médiatrice, 
ont signé la présente Convention et y ont apposé leur cachet. 

Fait en triple à Berlin, le quatorzième jour du mois de février mil huit 
cent quatre-vingt-cinq. 

Alph. de Courcel. 
Strauch. 
Marquis de Penafiel. 


Convention entre le Danemark et l'Association Internationale du Congo. 


Art. I. || Le Gouvernement Royal de Danemark reconnait le pavillon de 
l’Association Internationale du Congo — drapeau bleu avec étoile d’or au centre 
— comme le drapeau d’un Etat ami. 

[Art. II—VI wie Art. I—V des russischen Vertrages.| 
- Art. VII. || Cette Convention sera ratifiée, et les ratifications en seront 
échangées dans le plus bref delai possible. || Cette Convention entrera en 
vigueur immédiatement après l’échange des ratifications. 

En foi de quoi les deux Plénipotentiaires ont signé la présente Conven- 

tion et y ont apposé le sceau de leurs armes. 


Fait à Berlin, le 23° jour du mois de Février, 1885. 
Strauch. 


de Vind. 


Déclarations échangées entre le Gouvernement Belge et l'Association Inter- 
nationale du Congo. 


L’Association Internationale du Congo déclare par la présente, qu’en vertu 
de Traités conclus avec les Souverains légitimes dans le Bassin du Congo et 
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de ses tributaires, il lui a été cédé en toute souveraineté de vastes territoires Nr. 8608. 

en vue de l’érection d'un État libre et indépendant; que des Conventions dé- eme 

limitent les frontières des territoires de l’Association de ceux de la France et 23. Feb. 1885. 
du Portugal, et que les frontières de l’Association sont indiquées sur la carte 
ci-jointe; || Que la dite Association a adopté comme drapeau de l'État géré 
par elle un drapeau bleu avec une étoile d’or au centre; || Que la dite Asso- 
ciation a résolu de ne percevoir aucun droit de douane sur les marchandises 
ou les produits importés dans ces territoires ou transportés sur la route qui 
a été construite autour des cataractes du Congo; cette résolution a été prise 
afin d’aider le commerce à pénétrer dans l’Afrique Equatoriale; || Qu'elle assure 
aux étrangers qui se fixent sur ses territoires le droit d'acheter, de vendre, 
ou de louer des terrains et des bâtiments y situés, d'établir des maisons com- 
merciales et de faire le commerce sous la seule condition d’obeir aux lois. 
Elle s'engage en outre à ne jamais accorder aux citoyens d’une nation un 
avantage quelconque sans l’étendre immédiatement aux citoyens de toutes les 
autres nations, et à faire tout ce qui sera en son pouvoir pour empêcher la 
Traite des Esclaves. || En foi de quoi, le Président de l’Association, agissant 

pour elle, a ci-dessous apposé sa signature et son cachet. 

Berlin, le 23° jour du mois de Février, 1886. . 

, Strauch. 


Le Gouvernement Belge prend acte des déclarations de l’Association Inter- 
nationale du Congo, et par la présente reconnaît l’Association dans les limites 
qu’elle indique et reconnaît son drapeau à l’égal de celui d’un Etat ami. 

En foi de quoi, les Soussignés, dûment autorisés, ont apposé ci-dessous 
leur signature et leur cachet. 

Berlin, le 23° jour du mois de Février, 1885. 

Comte Auguste van der Straten-Ponthoz. 
Baron Lambermont. 


Annexe 2 to Protocole No. 9. 


Acte Général de la Conférence de Berlin. 
[Siehe Nr. 8605.] 


Annexe 3 au Protocole No. 9. 


Rapport sur quelques Modifications nouvelles du Texte, sur la Neutralité et 
les Dispositions générales ainsi que sur la Forme définitive des Décisions 
émanées de la Conférence. 

Messieurs, || Votre Commission, s’acquittant du mandat que vous avez bien 
voulu lui confier dans votre séance du 31 Janvier, a examiné les Projets re- 
latifs à la forme définitive à donner à l’ensemble de vos travaux. | Au cours 
de ses délibérations, elle a rencontré et discuté quelques propositions qui sur 
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Nr. 8603. certains points modifient et sur d’autres complètent les Actes de la Conférence 

vel C'est de l’accomplissement de cette double tâche que nous allons avoir l'hos- 

98. Feb. 1585 neur de vous rendre compte, en faisant passer les questions de fond avant 
les questions de forme. 

1. Nous avons à vous entretenir d’abord des modifications au texte que 
vous avez déjà adopté et des additions qui y ont été faites. | Les modifications 
saillantes sont au nombre de deux. 

La première se rapporte à l'Article 1*, qui a pour objet de déterminer 
l'étendue du bassin conventionnel du Congo. Le Bassin géographique n'est 
qu'un des éléments de celui-ci; il est décrit au paragraphe 1* de l'Article. 
Le Lac Tanganyka y figure comme limite orientale de ce bassin. On a fait 
remarquer avec raison que cette détermination n'était pas strictement correcte 
puisque le versant oriental du lac appartient également au bassin géographi- 
que du Congo, et qu'elle avait en outre l'inconvénient d'introduire un mode 
de délimitation différent de celui qui avait été adopté au nord et au sud, où 
les bassins extérieurs étaient pris pour limites. Bien que la phrase finale du 
paragraphe ne püt laisser de doute sur la portée réelle de la disposition votée 
par la Conférence, la Commission, tenant compte en même temps de l’état 
encore imparfait de nos connaissances géographiques sur cette région, vous 
propose de prendre pour limite à l’est “la ligne de faîte oricntale des affluents 
du Lac Tenganyka.” Cette rédaction écarte toute ambiguïté et ne fait que 
préciser davantage le sens du vote que vous aviez déjà émis à ce sujet, 

Le second changement concerne l’Article 19, qui fait partic de l’Acte de 
Navigation du Congo. Cet Article stipulait dans son premier alinéa que la 
Commission Internationale se constitucrait dans un délai de six mois après la 
ratification de l’Acte de Navigation. On a reconnu depuis que le mode de 
fonctionnement des institutions représentatives de l’un des États Signataires 
commandait pour la ratification un délai qui pourrait s'étendre jusqu’à un an. 
La réunion de la Commission Internationale, contrairement à vos vues, aurait 
donc pu étre ajournée à un très long terme. C’est pour éviter cet incon- 
vénient que votre Commission vous propose de revenir sur votre décision 
antéricure. D’après le nouveau texte qu'elle vous soumet, il suffirait de la 
nomination de cinq délégués pour que la Commission Internationale püt se 
constituer. Ce nombre a paru suffisant pour donner toute garantie aux Puis- 
sances non encore représentées. Les États qui auraient nommé leur Agent, 
en avertiraient le Gouvernement de l’Empire d’Allemagne qui ferait alors les 
démarches nécessaires pour amener la réunion de la Commission Internationale. 
Cet amendement, loin de déroger à la penséc qui avait dicté votre premier 
vote, ne tend également qu’à en mieux assurer la réalisation. || Les dispositions 
nouvelles sont d'une importance plus considérable. Elles forment deux cha- 
pitres distincts, compusés chacun des trois Articles. 

Le premier a trait à la neutralité. Ce n’est pas la première fois que 
cette idée apparaît dans vos délibérations. Au cours de l'examen de la Dé- 
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claration sur la liberté commerciale, comme dans la discussion des Actes de en 
Navigation du Congo et du Niger, la pensée de neutraliser tout ou partie des staaten. 
territoires du bassin conventionnel s'était fait jour. Elle avait même reçu 2-Feb.1685. 
une application partielle dans le régime assigné à ces deux fleuves en temps 
de guerre (Articles 25 et 33) M. le Ministre des États-Unis vous avait 
soumis une proposition étendue qui aurait arrrêté, pour l'ensemble des terri- 
toires, des arrangements analogues à ceux qui avaient obtenu votre assenti- 
ment par rapport au domaine fluvial. Cette proposition avait rencontré d'emblée 
les sympathies de plusieurs Plénipotentiaires; toutefois certains dontes quant 
à la portée pratique des termes de neutralité et de neutralisation appliqués 
à des territoires, le souci du respect de la souveraineté des États, les incer- 
titudes mêmes qui subsistaient alors sur la distribution future des contrées du 
Bassin du Congo, avaient empêché une entente de s’établir sur une formule 
qui satisfit à toutes les exigences. || Ces difficultés se sont notablement atté- 
nuées depuis. Au moment même où la Conférence touchait au terme de sa 
tâche, les circonstances ont paru comporter la solution d’un problème qu’elle 
n'avait pas abandonné sans regret. S’inspirant de cette pensée et combinant 
divers éléments qui s'étaient produits au cours des discussions antérieures, 
M. l'Ambassadeur de France a pris l'initiative d’une proposition dont le dis- 
positif a un caractère essentiellement transactionnel. Votre Commission n'avait 
pas reçu de mandat pour traiter ce point; mais elle a eu le sentiment qu’en 
Yabordant, elle répondait à votre intention et faciliterait la marche de vos 
travaux. || L'examen de la proposition de M. le Plénipotentiaire de France 
n'a pas révélé de dissentiment sérieux. M. l'Ambassadeur d'Angleterre y a 
donné son adhésion. Quelques Plénipotentiaires, et M. le Comte de Launay 
ainsi que Mr. Kasson se sont faits les organes de ce désir, eussent préféré 
une solution plus complète et plus large; mais ce regret ne les a pas em- 
pêchés de se rallier à la transaction proposée, qui a réuni finalement tous 
les suffrages. Il ne me reste qu’à en préciser brièvement le sens et la portée. 
‘Le premier des trois Articles qui vous sont soumis, prévoit que des Puissances 
exerçant des droits de souveraineté ou de Protectorat dans le bassin conven- 
tionnel du Congo, pourront, en se proclamant neutres, assurer à leurs posses- 
sions le bienfait de la neutralité. Dans ce cas — et là se trouve la pensée 
fondamentale de la clause — les Puissances Signataires s'engagent d'avance à 
respecter cette neutralité, sous la seule réserve de l'observation corrélative des 
devoirs qu’elle impose. Cet engagement n’est pas seulement contracté vis-à-vis 
de la Puissance d’où émane la Déclaration de Neutralité, mais à l'égard de 
toutes les autres Puissances Signataires qui acquièrent ainsi le droit d’en 
demander le respect. || Aucune limite n’est imposée à la Déclaration de Neu- 
tralité, qui peut être temporaire ou perpétuelle. Il a été explicitement entendu 
que cette disposition visait surtout l’État que l'Association Internationale du 
Congo est en voie de fonder et qu’elle paraît avoir l'intention de placer sous 
le régime de la neutralité permanente. Ce voeu obtient donc d’avance l’as- 
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Nr. 8608. gentiment et la sanction des Puissances. Cependant d’autres Etats ont ou 
Konferenz- . . . . 
Staaten, Auront des possessions dans le Bassin du Congo et peuvent vouloir revendiquer 
23. Feb. 1885. Je même privilège. Il s’en trouve dès aujourd’hui deux qui possèdent des 
Colonies d’un seul tenant, situées partie dans le bassin conventionnel, partie 
en dehors. Il n’était possible ni d’exclure ces territoires de la clause de 
neutralité, ni de les y comprendre complètement, puisque la neutralisation, 
placée sous la garantie facultative des Puissances Signataires de l’Acte Gé- 
néral, ne saurait s'étendre en aucun cas au delà des limites du bassin con- 
ventionnel. C’est pour parer à cette difficulté qu’on a visé dans l’Article, à 
côté des territoires, “les parties de territoire dépendant des dites contrées.” 
Au surplus l'Article suivant vise plus spécialement la situation des Puissances 
qui se trouvent dans ce cas. Ajoutons, comme M. l'Ambassadeur d’Angle- 
terre en a fait la remarque, que la faculté de se déclarer neutres appartien- 
drait aux Puissances adhérentes qui exercent une souveraineté ou un Protec- 
torat dans les territoires du bassin conventionnel du Congo, au même titre 
qu'aux Puissances Signataires. Tel serait le cas, par exemple, pour le Sultan 
de Zanzibar, s’il adhérait à l’Acte Général et plaçait ses Etats sous le régime 
défini par cet Acte. || Le deuxième Article a pour but de soustraire autant 
que possible aux maux de la guerre, les régions comprises dans le Bassin du 
Congo, sans toutefois porter atteinte à la souveraineté des Gouvernements. Il 
prévoit le cas où une Puissance, y possédant une Colonie, serait entraînée 
dans une guerre dont la cause ou l’origine serait étrangère à ses possessions 
d'Afrique. Les Puissances Signataires ou adhérentes s’engagent alors à offrir 
leurs bons offices pour amener les deux parties belligérantes à consentir, l’une 
à ne pas étendre les hostilités aux contrées situées dans le Bassin du Congo, 
l’autre à n’en pas faire une base d'opérations militaires. Si ce consentement 
réciproque est acquis, les territoires dont il s’agit seraient en fait neutralisés 
pour la durée de la guerre. || Le troisième Article contient un engagement 
de recourir à une médiation préalable si un conflit venait à surgir en Afrique 
même, entre des Puissances exerçant des droits de souveraineté dans le Bassin 
du Congo. La Conférence se rappellera qu’une proposition à ce sujet lui 
avait déjà été soumise antérieurement par M. le Comte de Launay (No. 26 
des documents). C’est cette proposition que l'Article 12 reproduit en grande 
partie. La médiation n’exclut pas la possibilité de la guerre; elle peut ne 
pas aboutir. C’est moins que l'arbitrage, que le respect du principe de l’in- 
dépendance des États empêche d'imposer a priori; mais c’est plus que le 
simple recours aux bons offices. Dans la réalité, la médiation sera générale- 
ment efficace et conduira le plus souvent à l’aplanissement des difficultés in- 
ternationales. Pour l’État naissant du Congo, que toutes les Puissances dé- 
sirent entourer de garanties pacifiques, cette disposition offre une sérieuse 
valeur, puisqu'elle oblige les États qui auraient un dissentiment avec lui à 
recourir d’abord à la médiation des Puissances amies. || Afin de mieux pré- 
ciser le sens préventif de la clause, M. Ambassadeur d'Italie a demandé 
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qu'on substituät au terme de “conflit” celui de “dissentiment sérieux”, et M. Nr. 8603. 
le Ministre des États-Unis, d’accord à ce sujet avec M. le Comte de Launay, ans 
a proposé de stipuler explicitement que la médiation précéderait toujours 2%. Feb. 1885. 
l'appel aux armes. Il a été fait droit à cette double observation. || Le second 
chapitre nouveau, qui formerait le Chapitre VII de l’Acte Général, règle 
d'autres matières dont V’intérét ne vous échappera point: la révision éventuelle 
de l’Acte Général, la faculté d’adhésion pour les Puissances non-Signataires, 
les ratifications, l’entrée en vwigueur. 

L’oeuvre de la Conférence doit offrir avant tout les garanties de stabilité 
sans lesquelles l’esprit d’entreprise resterait paralysé. Mais, ainsi que la Com- 
mission a déjà eu l’honneur de vous le faire remarquer dans un Rapport pré- 
cédent, “lorsque le mouvement sera imprimé et que de sérieux progrés auront 
été accomplis, des perspectives, des néccessités nouvelles viendront probable- 
ment & se révéler et le moment pourra arriver oü une sage prévoyance deman- 
dera la révision d’un régime qui avait été surtout adapté & une période de 
création et de transformation.” || Ces réflexions visaient un cas spécial, le 
régime des droits d’entrée; votre Commission a pensé qu’elles pourraient utile- 
ment recevoir une application plus étendue. || La situation étant ce quelle 
est dans les régions du Congo, il semble difficile et peut-étre prématuré de 
tout prévoir et de tout régler à l’avance. || En subordonnant toute modifica- 
tion des Actes de la Conférence & un accord des Puissances éclairées par les 
faits, on ferait leur juste part aux exigences de l’avenir et au respect de la 
permanence de vos décisions. || (C’est d’après ces considérations que votre 
Commission vous propose de supprimer les Articles qui prévoient la révision 
des Actes de Navigation du Congo et du Niger et de les convertir en une 
clause qui s’appliquerait l’Acte Général en son entier; elle serait conçue dans 
les termes suivants: — “Les Puissances Signataires du présent Acte Général 
se réservent d'y introduire ultérieurement et d’un commun accord les modi- 
fications ou améliorations dont l'utilité serait démontrée par l’expérience.” 

Il est entré dans les vues et des Puissances qui ont convoqué la Con- 
férence et de la Conférence elle-même que les États non représentés dans 
cette Haute Assemblée pourraient s'associer au résultat de ses travaux. || La 
Commission n’a fait que se conformer à cette commune intention en préparant 
un Projet d’Article qui permet aux Puissances non-Signataires d’adhérer à 
l'Acte Général, et qui, en outre, règle la procédure et détermine les effets de 
l'adhésion. || L’Article est ainsi formulé: — “Les Puissances qui n'auront pas 
signé le présent Acte Général pourront adhérer à ses dispositions par un Acte 
séparé. || L’adhésion de chaque Puissance est notifiée, par la voie diplomatique, 
au Gouvernement de l’Empire d’Allemagne, et par celui-ci à tous les États 
Signataires ou adhérents. || Elle emporte de plein droit l'acceptation de toutes 
les obligations et l’admission à tous les avantages stipulés par le présent Acte 
General.” || Des observations qui se rapportent à la fois à cet Article et à 
l'Article précédent out été échangées au sein de la Commission. Il s’est agi 
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Nr. eas. surtout de savoir si les Puissances adhérentes auront qualité pour prendre 


part avec les Puissances Signataires & la révision éventuelle de l’Acte Gé- 


23. Feb. 1885. néral. || On a demandé si l’Article 36, au lieu de ne désigner que les “Puis- 


sances Signataires” ne devrait pas mentionner aussi les “Puissances adhérentes?” 
M. le Ministre des Etats-Unis répond affirmativement. Une inégalité de si- 
tuation sous ce rapport pourrait conduire à des difficultés. Il ne lui paraît 
pas que le texte de l'Article 37 comporte une différence de traitement entre 
les Puissances Signataires et les adhérentes. || “Le Président a fait observer 
que l’omission des “Puissances adhérentes” pouvait être intentionnelle; on a 
vraisemblablement voulu réserver aux seules Puissances Signataires la faculté 
de prendre part aux révisions éventuelles. Les Puissances Signataires, en 
effet, constituent le groupe des États les plus intéressés dans les questions 
que règle l'Acte Général de la Conférence. Elles sont en nombre limité et 
consacrent leur accord sous une forme solennelle. Les ratifications qui seront 
ensuite échangées impliquent l'intervention de l'autorité souveraine la plus élevée 
dans chacun de ces États. Au contraire, les Puissances qui se borneront à 
adhérer à l’Acte déjà existant, seront admises à le faire par un simple acte 
d'adhésion notifié par la voie diplomatique et non soumis à la formalité des 
ratifications. Il est stipulé, il est vrai, que cette adhésion leur procure tous 
les avantages ct les soumet à toutes les obligations de l’Acte Général; mais 
on peut admettre que l'égalité de droits dont il s’agit est liée à l'existence 
de ce même Actc. Si les Puissances qui ont concouru à son élaboration vou- 
laient s'entendre un jour pour l’abroger ou pour le modificr, devrait-on leur 
en refuser la faculté parce qu'elles auraient admis d’autres Puissances à béné- 
ficier de leur accord primitif? Les Puissances adhérentes, en cas de modi- 
fications apportées à cet accord, auraient le droit évident, mais unique, de 
considérer leur adhésion comme annulée. || M. le Plénipotentiaire d'Espagne 
cite des précédents à l'appui de cette manière de voir. || Admettre d'avance 
des collaborateurs inconnus, en nombre indéterminé, ce serait, au jugement 
de M. le Plénipotentiaire d'Autriche-Hongrie, s’exposer à rendre l'entente bien 
difficile. . Dans des négociations qui exigent l’unanimité des vues, ct la faculté 
d’adhérer étant ouverte à tous, on s’associerait peut-être des Puissances ayant 
peu ou point d'intérêt dans les remaniements auxquels on devrait les laisser 
concourir. || Ces considérations n’ont pas convaincu M. le Ministre des États- 
Unis. N croit que la faculté laissée aux Puissances adhérentes de se retirer 
d’un accord modifié sans leur consentement, serait inefficace, en les condamnant 
à l'isolement. Il y a d’ailleurs dans l’Acte Général des dispositions qui n’ont 
pas seulement une portée commerciale, mais qui devront être considérées à 
l'avenir comme faisant partie du droit international et ne peuvent dès lors 
ètre modifiées sans un consentement général. || Sur l'observation faite par 
M. le Plénipotentiaire de la Grande-Bretagne que si le futur État du Congo 
n’était pas constitué en temps utile pour figurer au nombre des Gouverne- 
ments Signataires, il se trouverait exclu lors des futures révisions, M. le Baron 
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de Courcel exprime l'avis que les Puissances Signataires pourront procéder Nr. 8008. 
par voie d'invitation à l'égard des Gouvernements qu’elles jugeraient À propos ‘State, 
d'appeler à participer à leurs travaux. || Le Baron Lambermont dit que l'éga- 23: Feb. 1885. 
lité de droits entre les adhérents et les signataires est une question qui peut 
être débattue au point de vue de la doctrine. Il cite les travaux d’un suteur 
qui occupe une position également élevée dans la sphère diplomatique et dans 
le domaine de la science, D’une manière générale et aux termes du dernier 
paragraphe de l'Article les Puissances adhérentes sont admises à bénéficier 
des avantages stipulés dans l’Acte Général; mais la Conférence a incontes- 
tablement le droit de définir et de préciser la portée de ses résolutions. Il 
conviendra, toutefois, que scs intentions ne donnent prise à aucun douto quant 
au cas particulier dont il s’agit. En fait, le Plénipotentiaire Belge reconnaît 
que l'appel, sans distinction, de toutes les Puissances adhérentes pourrait pré- 
senter des inconvénients. || On conciliera les opinions en présence s’il reste 
bien entendu, d’une part, quelles Puissances adhérentes auront toujours pleine 
liberté de retirer leur adhésion à un Acte modifié sans leur coopération, et 
d'autre part, que les Puissances Signataires pourront toujours s’adjoindre, en 
cas de révision, telles Puissances adhérentes, dont les intérêts seraient directe- 
ment en jeu ou dont le concours paraîtrait particulièrement utile. || La Com- 
mission a maintenu l'Article 36 tel qu'il était formulé, sous la réserve que 
les explications qui précèdent seraient reproduites dans son Rapport; || Et pour 
mettre le paragraphe 3 de l'Article 37 en harmonie avec cette décision, elle 
y a substitué l'expression “acceptation de toutes les obligations” à celle “d’ac- 
cession à toutes les clauses,” qui était dans le texte primitif. 

Tl aurait été utile, à divers points de vue, que l’Acte Général pit pro- 
duire ses effets dans un terme très rapproché. La nécessité pour certaines 
Puissances de le soumettre à la sanction Parlementaire — ce que l’une d’elles 
ne pourra faire qu'à la fin de l’année — n’a pas laissé à la Commission une 
entière latitude & cct égard. || Aux termes de l'Article 38, VActe Général 
sera ratifié dans un délai qui sera le plus court possible, mais qui, en aucun 
cas, ne dépassera un an. || Cette disposition se combine avec deux autres: 
D'après l’une, l’Acte Général entrera en vigueur pour chaque Puissance à partir 
de la date où elle l'aura ratifié. || L'autre est due à l'initiative de Yun des 
Plénipotentiaires de l'Allemagne. M. de Kusserow avait d’abord suggéré l'idée 
de rendre l’Acte Général provisoirement obligatoire; mais cette proposition 
n'ayant pas semblé pouvoir être mise en pratique par tous les Gouvernements, 
il y a été supplée par une clause que la Commission a acceptée et qui oblige 
les Puissances à n’adopter, en attendant leurs ratifications respectives, aucune 
mesure qui serait contraire aux stipulations du dit Acte. || Le mode de rati- 
fication a donné lieu à un examen prolongé; les divers systèmes suivis jusqu’à 
ce jour et notamment dans les récentes transactions diplomatiques, ont été 
passés successivement en revue, dans le but d'arriver à simplifier autant quo 
possible une opération essentielle, mais laborieuse quand un grand nombre de 
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ral Puissances participent à un même arrangement international. Voici briève- 
Stauten, ment les règles qui ont été adoptées: — Chaque Puissance aura la faculté de 
28. Feb. 1885. ratifier séparément sans devoir attendre que ses co-signataires soient en mesure 
d'accomplir la même formalité (Chaque acte de ratification est adressé au 
Gouvernement de l'Empire d'Allemagne qui en donne avis aux autres Puis- 
sances Signataires. || Les diverses ratifications sont successivement déposées 
aux archives Impériales. Quand elles y sont toutes parvenues, les Représen- 
tants des Puissances Signataires se réunissent pour dresser un Protocole authen- 
tique constatant le dépôt de toutes les ratifications. Un exemplaire certifié 
de ce document est ensuite transmis à toutes les Puissances Signataires par 
les soins du Gouvernement Impérial d'Allemagne. || Cette procédure est d’une 
grande simplicité; elle atteint le but voulu en réduisant les formalités aux 
proportions strictement indispensables. Elle paraît particulièrement appropriée 
aux convenances d’assemblées diplomatiques nombreuses, dont la réunion est 
fréquente à notre époque et paraît appelée à exercer une influence de plus 

en plus considérable sur Je développement des relations entre les Etats. 

2. Parmi les formes adoptées pour les transactions internationales quelle 
est celle dont il conviendra de revêtir les résolutions arrêtées par la Con- 
ference? || Quelques indications vous ont été fournies à ce sujet, dans votre 
séance du 31 Janvier, par celui des Plénipotentiaires que vous avez bien voulu 
charger de la préparation de l’Acte Final, et après quelques considérations 
développées par d’autres membres de la Conférence, vous avez confié à votre 
Commission le soin de discuter et de vous soumettre le Projet définitif sur 
lequel vous aurez à statuer. || La Commission a adoptée d'une voix unanime 
la proposition de réunir et de coordonner en un instrument unique tous les 
Actes sortis de vos délibérations. || Elle s’est trouvée d’accord avec l’auteur 
du Projet pour donner à ce document diplomatique la qualification d’Acte 
Général de la Conférence de Berlin. Outre qu’il est en concordance avec un 
précédent bien connu, ce titre a l’avantage, non sans intérêt dans le cas qui 
nous occupe, de représenter collectivement une série d’Actes partiels. La dé- 
nomination d’Acte Général empéchera d’ailleurs les confusions qui pourraient 
se produire entre le Traité à intervenir et le Traité de Berlin de 1878; 
ajoutons qu’elle a contribué à lever les scrupules que le titre de Traité faisait 
naître chez quelques-uns des Plénipotentiaires. || Un Acte Général rendait 
nécessaire un préambule adapté à l’ensemble de l'oeuvre de la Conférence. 
La Commission a donné son approbation à la formule suivante, exprimant les 
vues qui ont provoqué la réunion de la Conférence de Berlin et qui vous ont 
vous-mêmes dirigés: — “Sa Majesté l'Empereur d'Allemagne, &c. !! Voulant 
régler dans un esprit de bonne entente mutuelle les conditions les plus favo- 
rables au développement du commerce et de la civilisation dans certaines ré- 
gions de l’Afrique, et assurer à tous les peuples les avantages de la li 
navigation sur les deux principaux fleuves Africains qui se déversent dans 
YOcéan Atlantique; désireux d’autre part de prévenir les malentendus et les 
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contestations que pourraient soulever & l’avenir les prises de possession nou- ei 
velles sur les côtes de l’Afrique, et préoccupés en même temps des moyens staaten. 

d’accroitre le bien-être moral et matériel des populations indigènes, ont résolu, 2 Feb. 1885. 

sur l'invitation qui leur a été adressé par le Gouvernement Impérial d’Alle- | 
magne, d’accord avec le Gouvernement de la République Française, de réunir 
à cette fin une Conférence à Berlin et ont nommé pour leurs Plénipoten- 
tiaires, savoir,” &c. || D'autre part, de sérieux motifs rendaient désirable de 
conserver aux divers Actes de la Conférence leur physionomie propre et leur 
caractère distinct. Dans ce but, le Projet les énumère avec les indications 
particulières que la Conférence y a attachées et il les distribue ensuite en 
autant de chapitres séparés qu’il y a d’Actes, chaque chapitre portant le titre 
de l’Acte lui-même. || Enfin l'énumération des Articles, poursuivie du commence- 
ment à la fin de l’Acte Général, rattache entre elles toutes ses parties et y 
facilitera les références. || Tel est, dans ses lignes principales, le plan sou- 
mis à votre approbation. || Nous ne fatiguerons pas votre attention par 
l'examen des détails. || Les textes des Actes que vous avez déjà votés, et ils 
constituent la presque totalité de l’Acte Général, ont été purement et simple- 
ment reproduits ou n’ont subi que quelques corrections d'intérêt secondaire. || 
Les autres, qui font l’objet de la première partie de ce Rapport, prendront, 
s’ils obtiennent votre suffrage, la place qui leur est assignée dans l’instrument 
commun. |} L’Acte Général, ainsi complété, n’attendra plus que votre sanction 
et votre signature. Le Président, 

Alph. de Courcel. 
Le Rapporteur, 
Baron Lambermont. 
A Messieurs les Membres de la Conference. 


Annexe No. 1. 
Acte Général de la Conference de Berlin. 


Chapitre I. — Déclaration relative à la Liberté du Commerce dans le Bassin 
du Congo, ses Embouchures et Pays circonvoisins, et Dispositions connexes. 


Art. 1. || Le commerce de toutes les nations jouira d’une complete liberte: 

1. Dans tous les territoires constituant le Bassin du Congo et de ses 
affluents. Ce bassin est délimité par les crétes des bassins contigus, & savoir: 
notamment les Bassins du Niari, de l’Ogowé, du Schari et du Nil, au nord; 
par la ligne de faite orientale des affluents du Lac Tanganyka, & l’est; par 
les crétes des Bassins du Zambéze et de la Loge, au sud. Il embrasse, en 
conséquence, tous les territoires drainés par le Congo et ses affluents, y 
compris le Lac Tanganyka et ses tributaires orientaux. 


Nr. 8608, 

Konferenz- 
Staaten. 

23. Feb. 1685. 
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Annexe No. 2. 


Proposition de la Commission tendant à modifier le Premier et le Second 
Paragraphe de l'Article 19 du Projet d’Acte Général. 


La Commission Internationale de Navigation du Congo se constituera 
aussitöt que cinq des Puissances Signataires du présent Acte Général auront 
nommé leurs Délégués. En attendant la constitution de la Commission, la 
nomination des Délégués sera notifiée au Gouvernement Impérial d’Allemagne, 
par les soins duquel les démarches nécessaires scront faites pour provoquer 
la réunion de la Commission. 

La Commission élaborera, &c. 


Annexe No. 3. 


Projet de Déclaration relative à la Neutralité des Territoires compris dans 
le Basin conventionnel du Congo. 


Art. A. || Afin de donner une garantie nouvelle de sécurité au commerce 
et à l'industrie et de favoriser, par le maintien de la paix, le développement 
de la civilisation dans les contrées mentionnées à V’Article 1* ct placées sous 
le régime de la liberté commerciale, les Hautes Parties Signataires du pré- 
sent Acte et celles qui y adhereront par la suite s'engagent à respecter la 
neutralité des territoires ou parties de territoires dépendant des dites con- 
trées, y compris les eaux territoriales, aussi longtemps que les Puissances 
qui exercent ou qui exerceront des droits de souveraineté ou de Protectorat 
sur ces territoires, usant de la faculté de se proclamer ncutres, demeureront 
fidèles aux devoirs que la neutralité comporte. 

Art. B. || Dans le cas où une Puissance exerçant des droits de souverai- 
neté ou de Protectorat dans les contrées mentionnées à l'Article 1* et pla- 
cées sous le régime de la liberté commerciale scrait impliquée dans une guerre, 
les Hautes Parties Signataires du présent Acte et celles qui y adhéreront par 
la suite s’engagent à prêter leurs bons offices pour que les territoires appar- 
tenant à cette Puissance ct compris dans la zone conventionnelle de la liberté 
commerciale soient, du consentement commun de cette Puissance et de l’autre 
ou des autres parties belligérantes, placés pour la durée de la guerre sous 
le régime de la neutralité ct considérés comme appartenant à un État non- 
belligérant; les parties belligérantes renonccraient dès lors à étendre les hosti- 
lités aux territoires ainsi neutralisés aussi bien qu’à les faire servir de base 
à des opérations de guerre. 

Art. C. || Dans le cas où un conflit, ayant pris naissance au sujet ou dans 
les limites des territoires mentionnés à l'Article 1” et placés sous le régime 
de la liberté commerciale, viendrait à s’élever entre des Puissances Signataires 
du présent Acte, ces Puissances s'engagent à faire appel à la médiation d’une 
ou de plusieurs Puissances amies. 
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Annexe No. 4. Nr. 8605. 
Konforenz- 


Chapitre II. — Déclaration relative à la Neutralité des Territoires compris _ Stsaten. 
. . 23. Fob. 1888. 
dans le Bassin conventionnel du Congo. 


[Siehe Artikel 10, 11 und 12 der General-Akte.] 


Annexe No. 5. 
Chapitre VII. — Dispositions générales. 


[Siehe Artikel 36, 37 und 38 der General-Akte.] 


Annexe No. 6. 
Protocole de la Séance de la Conférence du 31 Janvier, 1885. Extrait. 


Le Président propose à la Haute Assemblée de procéder à un échange 
de vues générales relativement à la forme que devra revêtir l’Acte Final. 

Le Plénipotentiaire d’Espagne rappelle notamment que son Gouvernement, 
après avoir pris part aux travaux du Congrès de 1815, n’avait, pour des 
motifs particuliers, pas cru pouvoir signer le Traité issu de ses délibérations. 
Le Cabinct de Madrid avait seulement adhéré plus tard au même Traité. 
Plusieurs membres de la Conférence et le Président de la Haute Assemblée 
expriment l’avis que ce précédent pourrait être suivi dans le cas où le Gou- 
vernement des États Unis aurait des objections contre la forme adoptée par 
les Gouvernements Européens pour sanctionner les décisions prises par la 
Conférence. La question est, d’ailleurs, renvoyée à la Commission avec toutes 
celles concernant la préparation de l’Acte Final. 


Nr. 8604. KONFERENZ-STAATEN. — Berliner Konferenz. Pro- 
tokoll Nr. 10. Schluss-Sitzung vom 26. Februar 1885. 


Étaient présents: 


Pour l'Allemagne — , Le Prince Bismarck. || M. Busch. || M. de Kusserow. ru 

Pour l’Autriche-Hongrie — | Le Comte Széchényi. Staaten. 

Pour la Belgique — | Le Comte van der Straten-Ponthoz. | Le Baron” Fob. 1825. 
Lambermont. 


Pour le Danemark — ! M. de Vind. 
Pour l'Espagne — | Le Comte de Benomar. 


Pour les Etats-Unis d’Amérique — | Mr. John A. Kasson. : Mr. Henry 
S. Sanford. 
Pour la France — | Le Baron de Courcel. 


Pour la Grande-Bretagne — | Sir Edward Malet. 
Pour l'Italie — | Le Comte de Launay. 


Pour les Pays-Bas — || Le Jonkheer van der Hoeven. 
Staatsarchiv XLV. 15 


Nr. 8604. 
Konferenz- 
Staaten. 
26. Fob. 1886. 
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Pour le Portugal — || Le Marquis de Penafiel. || M. de Serpa Pimentel. 

Pour la Russie — || Le Comte Kapnist. 

Pour la Suéde et la Norvége — || Le Général Baron Bildt. 

Pour la Turquie — || Said- Pacha. 

La séance est ouverte & 2 heures et demie, sous la présidence de son 
Altesse Sérénissime le Prince de Bismarck. 

Le Président exprime le regret qu’il éprouve d’avoir été empéché, par 
l’état de sa santé et l’excès de ses occupations, de s’associer à une partie des 
travaux de la Haute Assemblée qu’il a pourtant suivis avec tant de sympathie. 

Son Altesse Sérénissime prononce ensuite le discours suivant: — || “Mes- 
sieurs, || Notre Conférence, après de longues et laborieuses délibérations, est 
arrivéc au terme de ses travaux, et je suis heureux de constater que, grâce 
à vos efforts et à l'esprit de conciliation qui a présidé à nos négociations, 
une entente complète a été établie sur tous les points du programme qui nous 
avait été soumis. || Les résolutions que nous sommes sur le point de sanction- 
ner assurent au commerce de toutes les nations le libre accès au centre du 
continent Africain. Les garanties dont la liberté commerciale dans le Bassin 
du Congo sera entourée et l’ensemble des dispositions consignées dans les 
Actes de Navigation du Congo et du Niger sont de nature à offrir au com- 
merce et à l’industrie de toutes les nations les conditions les plus favorables 
à leur développement et à leur sécurité. || Par une antre série de dispositions 
vous avez manifesté votre sollicitude pour le bien-être moral ct matériel des 
populations indigènes, et il y a lieu d'espérer que ces principes, dictés par 
un esprit de sage mesure, porteront leurs fruits et contribueront à associer 
ces populations aux bienfaits de la civilisation. || Les conditions particulières 
dans lesquelles se trouvent placées les vastes régions que vous venez d’ouvrir 
aux entreprises du commerce ont paru exiger des garanties spéciales pour le 
maintien de la paix ct de l’ordre public. En cffet, les fleaux de la guerre 
assumeraient un caractère particulièrement désastreux si les indigènes étaient 
amenés à prendre partie dans les conflits des Puissances civilisées. Justement 
préoccupés des dangers qu’une pareille éventualité pourrait porter aux intéréts 
du commerce et de la civilisation, vous avez recherché les moyens de soustraire 
une grande partie du continent Africain aux vicissitudes de la politique gé- 
nérale en y restreignant les rivalités nationales à la concurrence pacifique du 
commerce et de l’industrie. || Dans le même ordre d'idées vous avez tenu à 
prévenir les malentendus ct contestations auxquels de nouvelles prises de pos- 
session sur les côtes d’Afrique pourraient donner lieu. La Déclaration sur 
les formalités à remplir pour que ces prises de possession soicnt considérées 
comme effectives introduit dans le droit public une nouvelle règle qui contri- 
buera à son tour à écarter des relations internationales des causes de dissen- 
timent et de conflit. || L'esprit de bonne entente mutuelle qui a distingué vos 
délibérations a présidé également aux négociations qui ont eu lieu en dehors 
de la Conférence dans le but de régler des questions difficiles de délimitation 
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entre les parties qui exereeront des droits de souveraineté dans le Bassin du Nr. 8604." 
Congo et qui, par la nature de leur position, sont appelées à devenir les staaten. 
principaux gardiens de Vocuvre que nous allons sanctionner. || Je ne puis tou- 2%. Feb. 1885. 
cher à ce sujet sans rendre hommage aux nobles efforts de Sa Majesté le Roi 
des Belges, fondateur d'une ocuvre qui est aujourd’hui reconnue par presque 
toutes les Puissances, et qui, en se consolidant, pourra reudre de précieux 
services à la cause de l’humanité. || Messieurs, je suis chargé par Sa Majesté 
l'Empereur et Roi, mon auguste Maître, de vous exprimer ses remereiments 
les plus chaleureux pour la part que chacun de vous a prise dans l’heureux 
accomplissement de la tâche de la Conférence. || Je remplis un dernier devoir 
en me rendant l'organe de la reconnaissance que la Conférence doit à ceux 
de ses membres qui se sont chargés des travaux difficiles de la Commission, 
notamment à M. le Baron de Courcel et à M. le Baron Lambermont. Je re- 
mercie également MM. les Délégués du précieux concours qu’ils ont bien voulu 
nous prêter et j’associe, dans l'expression de cette reconnaissance, le Secré- 
tariat de la Conférence qui, par la précision de ses travaux, a contribué à 
faciliter notre tâche. || Messieurs, les travaux de la Conférence seront, comme 
toute oeuvre humaine, susceptibles d'amélioration et de perfectionnement; mais 
ils marqueront, je l'espère, un progrès du développement des relations inter- 
nationales et formeront un nouveau lien de solidarité entre les nations 
civilisées.” 

Le Comte de Launay prend la parole dans les termes ci-après: — || “Mes- 
sieurs, || Nous avons été vivement satisfaits de revoir au milieu de nous son 
Altesse Sérénissime le Prince de Bismarck. || Nous avons l'honneur de le re- 
mercicr de son langage empreint d’une si parfaite courtoisie, et de son juge- 
ment si flatteur pour nos efforts qui ont amené une entente générale. || Ainsi 
que vous venez de l’entendre, il a été empêché, bien malgré lui, de présider 
en personne & toutes nos séances; mais son vaste esprit planait sur cette 
Assemblée. S'il a dû se prévaloir de la faculté de délégner ses fonctions, il 
savait d'avance qu'il les plaçait en bonnes mains. En effet, son Excellence 
M. le Comte de Hatzfeldt et le Sous-Sccrétaire d'État M. Busch ont successi- 
vement rempli leur mandat avec une intelligence, un tact ct un sentiment de 
conciliation que nous nous plaisons à constater. Nous acquittons envers eux 
une dette de reconnaissance. L’un ct l'autre s’inspiraient des principes ex- 
posés, avec autant de justesse que d’élévation de vues, lors de l'inauguration 
de la Conférence. || Quel que soit l'avenir réservé à notre ocuvre, qui reste 
soumise aux vicissitudes de toutes choses humaines, nous pouvons, dès à pré- 
sent, du moins, porter témoignage de n’avoir rien négligé, dans la mesure du 
possible, pour ouvrir jusqu'au centre du continent Africain unc large voie au 
progrès moral ct matériel des populations indigènes, au développement des 
intérêts généraux du commerce ct de la navigation. || Nous avons, en même 
temps, servi ja cause de la religion, de la paix, de l'humanité, et agrandi 
le domaine du droit public international. « Tel était le but que nous nous 
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Mr. 804. proposions. Si nous avons réussi à Vatteindre, une grande part du mérite 

Konforens- 5 a Kai, 

Staaten, €n revient à notre illustre Président, au promoteur de la réunion de cette 

26.Feb. 1685. Conférence, à l’auteur du programme qui formait la base de nos délibérations. 
Je suis donc certain de rencontrer l’assentiment unanime des membres de 
cette Haute Assemblée, en exprimant à son Altesse Sérénissime le Prince de 
Bismarck notre vive reconnaissance pour avoir su, de loin comme de près, 
imprimer la meilleure direction à nos travaux. || Sur le point de nous séparer, 
je crois aussi, Messieurs, me rendre votre fidèle interprète en offrant l’hom- 
mage de notre respectueuse gratitude pour l’accueil si bienveillant que nous 
avons reçu de Sa Majesté l'Empereur d’Allemagne, Roi de Prusse, ainsi que 
de la part de son auguste famille.” 

Sur la proposition du Comte de Launay, les membres de la Haute Assem- 
blée se lèvent de leur siège pour marquer leur chalcureux assentiment aux 
paroles prononcées par le Représentant de l'Italie à l'adresse de sa Majesté 
l'Empereur. 

Le Prince de Bismarck romercie le Comte de Launay de ses bienveil- 
lentes appréciations. Il exprime le voeu que les Plénipotentiaires, et lui- 
même, aient, au cours de leur existence politique, de fréquentes occasions de 
se rencontrer dans cet esprit si unanimement amical qui a caractérisé la Con- 
férence de Berlin, Son Altesse Sérénissime témoigne de la satisfaction qu'il 
a puisée dans les excellentes relations auxquelles elle a donné lieu. 

Le Président consulte la Haute Assemblée pour savoir s’il lui convient, 
avant de procéder à la signature de l’Acte Général, qu’une dernière lecture 
soit faite, devant elle, de ce document. L’Acte Général, déjà adopté dans 
son ensemble par la Conférence, a été imprimé ct distribué aux Plénipoten- 
tiaires qui ont pu en prendre mürement connaissance. La Haute Assemblée 
estimera donc peut-être pouvoir passer outre la formalité de la lecture d’usage. 
Si tel était son sentiment, il répondrait à celui du Président. 

Saïd-Pacha croit, en effet, la lecture superflue. 

La Haute Assemblée donne unanimement son adhésion à la suggestion 
présentée par le Prince de Bismarck. 

Le Président en prend acte et fait connaître que, la Haute Assemblée 
ayant donné à l’Acte Général sa sanction définitive, sans désirer cn entendre 
lecture une dernière fois, il peut être immédiatement passé à la signature 
des instruments. 

Toutefois, avant d'inviter les Plénipotentiaires à procéder à cette forma- 
lité, le Prince de Bismarck, pour simplifier l’ordre des travaux, désire faire 
à la Conférence une communication qui, rigoureusement, devrait plutôt suivre 
la signature du Traité, et il s'exprime comme suit: — || “En me référant à 
YArticle 37 de l’Acte que vous venez d’agréer, j'ai l'honneur de vous faire 
part d’une communication qui m'est parvenue tout à l’heure. C'est l'acte d’ad- 
hésion de l'Association Internationale du Congo aux résolutions de la Confé- 
rence. Je me permettrai de vous donner lecture de cet Acte, ainsi que 
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d’une lettre et des pleins-pouvoirs de M. le Colonel Strauch, Président de un pus 
on 


l'Association.” 


Le Président donne lecture de ces documents, qui sont ainsi conçus: — 26. Feb. 1886. 


“1. Acte d’adhésion de l’Association Internationale du Congo à l’Acte 
Général de la Conférence de Berlin en date du 26 Février, 1885. || L’Asso- 
ciation Internationale du Congo, en vertu de l’Article 37 de l’Acte Général 
de la Conférence de Berlin, déclare par les présentes adhérer aux dispositions 
du dit Acte Général. || En foi de quoi le Président de YAssociation Inter- 
nationale du Congo a signé la présente Déclaration ct y a apposé son cachet. 

Fait à Berlin, le 16° jour du mois de Février, 1885. 

Colonel Strauch.” 


2. Lettre de M. le Colonel Strauch à son Altesse Sérénissime le Prince 
de Bismarck: — || “Prince, || En vertu des pleins pouvoirs qui m'ont été dé- 
livrés par Sa Majesté le Roi des Belges, agissant comme fondateur de l’Asso- 
ciation Internationale du Congo, pleins pouvoirs qui sont ci-annexés, et en con- 
formité de l'Article 37 de l’Acte Général de la Conférence de Berlin, jai 
l'honneur d'adresser au Gouvernement de l’Empire d'Allemagne V’Acte par 
lequel l’Association Internationale du Congo adhére au dit Acte Général. || J’ai 
la confiance que votre Altesse Sérénissime voudra bien, selon la stipulation 
qui forme le paragraphe 2 du même Article, notifier cette adhésion aux États 
qui ont signé l’Acte Général ou qui y adhéreront. || L’Association Internatio- 
nale du Congo envisagera la suite favorable donnée & sa demande comme un 
nouveau témoignage de la bienveillance des Puissances pour une oeuvre ap- 
pelée par son origine, ses conditions d'existence et son but à seconder l’ac- 
complissement des vues généreuses de la Conférence. || Je suis, &c. 

Le Président de l’Association Internationale du Congo, 
Colonel Strauch.“ 
“Berlin, le 26 Fevrier, 1885.” 


3. Pleins pouvoirs conférés à M. le Colonel Strauch: — || “Nous, Léo- 
pold II, Roi des Belges, agissant comme fondateur de l’Association Internatio- 
nale du Congo, donnons par les présentes pleins pouvoirs à M. Strauch, Pré- 
sident de cette Association, de signer l’Acte d’Accession au Traité Général 


adopté par la Conférence de Berlin.“ 
“Léopold.” 


“Bruxelles, le 15 Février, 1885.” 


Son Altesse Sérénissime le Prince de Bismarck prononce ensuite les pa- 
roles suivantes: — || “Messieurs, je crois répondre au sentiment de l’Assemblée 
en saluant avec satisfaction la démarche de l’Association Internationale du 
Congo et en prenant acte de son adhésion à nos résolutions. Le nouvel État 
du Congo est appelé à devenir un des principaux gardiens de l'oeuvre que 
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nous avons en vue et je fais des voeux pour son développement prospére et 
pour l’accomplissement des nobles aspirations de son illustre fondateur.” 
Sur l'invitation du Président, les Plénipotentiaires procèdent alors à la 
signature de l’Acte Final. 
Le Président fait connaître que la séance est levéc et la Haute Assemblée 
se sépare à 4 heures et demi. 
[Unterschriften.] 





Nr. 8605. KONFERENZ-STAATEN. — General-Akte der Berliner 
Konferenz. Vom 26. Februar 1885. 


Au Nom de Dieu Tout-Puissant. 
Sa Majesté l'Empereur d’Allemagne, Roi de Prusse: Sa Majesté l’Empe- 
reur d’Autriche, Roi de Bohéme, &c., et Roi Apostolique de Hongrie; Sa Ma- 


26.Fobr.1885. jcsté le Roi des Belges; Sa Majesté le Roi de Danemark; Sa Majesté le Roi 


d’Espagne: le Président des Etats-Unis d'Amérique; le Président de la Répu- 
blique Française; Sa Majesté la Reine du Royaume-Uni de la Grande-Bre- 
tagne et d'Irlande, Impératrice des Indes; Sa Majesté le Roi d'Italie; Sa Ma- 
jesté le Roi des Pays-Bas, Grand-Duc de Luxembourg, &c.; Sa Majesté le 
Roi de Portugal et des Algarves, &c.; Sa Majesté l'Empereur de Toutes les 
Russies; Sa Majesté le Roi de Suède et de Norvège, &c.; et Sa Majesté l'Em- 
pereur des Ottomans, 

Voulant régler dans un esprit de bonne entente mutuelle les conditions 
les plus favorables au développement du commerce et de la civilisation dans 
certaines régions de l’Afrique, et assurer & tous les peuples les avantages de 
la libre navigation sur les deux principaux fleuves Africains qui se déversent 
dans l’Oc&an Atlantique; désireux d’autre part de prévenir les malentendus et 
les contestations que pourraient soulever à l’avenir les prises de possession 
nouvelles sur les côtes de l’Afrique, et préoccupés en mème temps des moyens 
d’accroftre le bien-être moral et matériel des populations indigènes, ont résolu, 
sur l'invitation qui leur a été adressée par le Gouvernement Impérial d’Alle- 
magne, d'accord avec le Gouvernement de la République Française, de réunir 
à cette fin une Conférence à Berlin, et ont nommé pour leurs Plénipoten- 
tiaires, savoir: — | 

Sa Majesté l'Empereur d'Allemagne, Roi de Prusse, le Sieur Othon, 
Prince de Bismarck, son Président du Conseil des Ministres de Prusse, Chan- 
celier de l’Empire; le Sieur Paul, Comte de Hatzfeldt, Son Ministre d’État 
et Secrétaire d’État du Département des Affaires Etrangéres; le Sieur Auguste 
Busch, son Conseiller Intime Actuel de Légation ct Sous-Sccrétaire d'État au 
Département des Affaires Etrangéres; et le Sieur Henri de Kusserow, son 
Conseiller Intime de Légation au Département des Affaires Étrangères; 

Sa Majesté l'Empereur d'Autriche, Roi de Bohème, &c., et Roi Aposto-. 
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lique de Hongrie, le Sieur Emeric, Comte Széchényi, de Särväri Felsö-Videk, u on 
Chambellan et Conseiller Intime Actuel, son Ambassadeur Extraordinaire et staaten. 


Plénipotentiaire près Sa Majesté l'Empereur d’Allemagne, Roi de Prusse; 

Sa Majesté le Roi des Belges, le Sieur Gabriel Auguste, Comte van der 
Straten-Ponthoz, son Envoyé Extraordinaire et Ministre Plénipotentiaire près 
Sa Majesté l'Empereur d'Allemagne, Roi de Prusse; et le Sieur Auguste, 
Baron Lambermont, Ministre d’État, son Envoyé Extraordinaire et Ministre 
Plénipotentiaire; 

Sa Majesté le Roi de Danemark, le Sieur Émile de Vind, Chambellan, 
son Envoyé Æxtraordinaire et Ministre Plénipotentiaire près Sa Majesté l’Em- 
pereur d'Allemagne, Roi de Prusse; 

Sa Majesté le Roi d'Espagne, Don Francisco Merry y Colom, Comte de 
Benomar, son Envoyé Extraordinaire et Ministre Plénipotentiaire près Sa 
Majesté l'Empereur d’Allemagne, Roi de Prusse: 

Le Président des États-Unis d'Amérique, le Sieur John A. Kasson, En- 
voyé Extraordinaire et Ministre Plénipotentiaire des États-Unis d'Amérique 
pres Sa Majesté l'Empereur d'Allemagne, Roi de Prusse, et le Sieur Henry 
S. Sanford, ancien Ministre; 

Le Président de la République Française, le Sieur Alphonse, Baron de 
Courcel, Ambassadeur Extraordinaire et Plénipotentiaire de France près Sa 
Majesté l'Empereur d'Allemagne, Roi de Prusse; 

Sa Majesté la Reine du Royaume-Uni de la Grande-Bretagne et d'Irlande, 
Impératrice des Indes, Sir Edward Baldwin Malet, son Ambassadeur Extra- 
ordinaire et Plénipotentiaire près Sa Majesté l’Empereur d'Allemagne, Roi de 
Prusse; 

Sa Majesté le Roi d'Italie, le Sieur Édouard, Comte de Launay, son 
Ambassadeur Extraordinaire et Plénipotentiaire près Sa Majesté l'Empereur 
d'Allemagne, Roi de Prusse; 

Sa Majesté le Roi des Pays-Bas, Grand-Duc de Luxembourg, &c., le Sieur 
Frédéric Philippe, Jonkheer van der Hoeven, son Envoyé Extraordinaire et 
Ministre Plénipotentiaire près Sa Majesté l'Empereur d'Allemagne, Roi de 
Prusse: 

Sa Majesté le Roi de Portugal et des Algarves, &c., le Sieur da Serra 
Gomes, Marquis de Penafiel, Pair du Royaume, son Envoyé Extraordinaire 
et Ministre Plénipotentiaire près Sa Majesté l'Empereur d'Allemagne, Roi de 
Prusse, et le Sieur Antoine de Serpa Pimentel, Conseiller d'État et Pair du 
Royaume : 

Sa Majesté l'Empereur de Toutes les Russies, le Sieur Pierre, Comte 
Kapnist, Conseiller Privé, son Envoyé Extraordinaire et Ministre Plénipoten- 
tiaire près Sa Majesté le Roi des Pays-Bas; 

Sa Majesté le Roi de Suède et de Norvège, &c., le Sieur Gillis, Baron 
Bildt, Lieutenant-Général, son Envoyé Extraordinaire et Ministre Plénipoten- 
tiaire près Sa Majestè l'Empereur d'Allemagne, Roi de Prusse; 
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Sa Majesté l'Empereur des Ottomans, Méhémed-Said-Pacha, Vizir et 
Haut Dignitaire, son Ambassadeur Extraordinaire ct Plénipotentiaire près Sa 
Majesté l'Empereur d'Allemagne, Roi de Prusse; 

Lesquels, munis de pleins pouvoirs qui ont été trouvés en bonne et due 
forme, ont successivement discuté ct adopté: — 

‘1. Une Déclaration relative à la liberté du commerce dans le Bassin du 
Congo, ses embouchures ct pays circonvoisins, avec certaines dispositions 
connexes; 

2. Une Déclaration concernant la 'Traite des Esclaves et les opérations 
qui sur terre ou sur mer fournissent des esclaves à la Traite; * 

3. Une Déclaration relative à la neutralité des territoires compris dans 
le bassin conventionnel du Congo; 

4. Un Acte de Navigation du Congo, qui, cn tenant compte des circon- 
stances locales, étend à ce flcuve, à ses affluents et aux eaux, qui leur sont 
assimilées, les principes généraux énoncés dans les Articles CVIH à CXVI de 
VActe Final du Congrès de Vienne ct destinés à régler, entre les Puissances 
Signataires de cet Acte, la libre navigation des cours d’eau navigables qui 
séparent ou traversent plusieurs États, principes conventionnellement appli- 
qués depuis à des fleuves de l’Europe et de l'Amérique, et notamment au 
Dauube, avec les modifications prévues par les Traités de Paris de 1856, de 
Berlin de 1878 et de Londres de 1871 ct de 1883; 

5. Un Acte de Navigation du Niger, qui, en teuant également compte 
des circonstances locales, étend à ce fleuve et à ses affluents les mêmes 
principes inscrits dans les Articles CVIII à CXVI de l'Acte Final du Congrès 
de Vienne; 

6. Une Déclaration introduisant dans les rapports internationaux des 
règles uniformes relatives aux occupations qui pourront avoir lieu à l'avenir 
sur les côtes du continent Africain; 

Et ayant jugé que ces différents documents pourraient tre utilement 
coordonnés en un seul instrument, les ont réunis en un Acte Général com- 
posé des Articles suivants: — 


Chapitre I. — Décluration relative à la Liberté du Commerce dans le Bassin 
du Congo, ses Embouchures et Pays circonvoisins, et Dispositions connexes. 


Art. 1. || Le commerce de toutes les nations jouira d'une complète liberté: — 

1. Dans tous les territoires constituant le Bassin du Congo et de ses 
affluents. Ce bassin est délimité par les crétes des bassins contigus, à savoir: 
notamment les Bassins du Niari, de l’Ogowe, du Schari et du Nil, au nord; 
par la ligne de faite orientale des affluents du Lac Tanganyka, à l'est; par 
les crêtes des Bassins du Zambèze et de la Log‘, au sud. Il embrasse, a 
conséquence, tous les territoires drainés par le Congu ct ses affluents, y com- 
pris le Lac Tauganyka et ses tributaires orientaux. 


l 
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2. Dans la zone maritime s’étendant sur l'Océan Atlantique depuis le Nr. 8805. 
parallèle situé par 2° 30, de latitude sud jusqu'à l'embouchure de Ia Loge, À "Suns 
La limite septentrionale suivra le parallèle situé par 2° 30’, depuis la côte 2. Feb. 1885. 
jusqu’au point od il rencontre le bassin géographique du Congo, en évitant 
le Bassin de l'Ogowé auquel ne s’appliquent pas les stipulations du présent 
Acte, || La limite méridionale suivra le cours de la Loge jusqu’à la source de 
cette rivière et se dirigera de là vers l'est jusqu'à la jonction avec le bassin 
géographique du Congo. 

3. Dans la zone se prolongeant à l'est du Bassin du Congo, tel qu'il 
est délimité ci-dessus, jusqu’à l'Océan Indien, depuis le cinquième degré de 
latitude nord jusqu’à l'embouchure du Zambéze au sud; de ce point la ligne 
de démarcation suivra le Zambeze jusqu'à 5 milles en amont du confluent du 
Shiré et continuera par la ligne de faite séparant les eaux qui coulent vers 
le Lac Nyassa des eaux tributaires du Zambéze, pour rejoindre enfin la ligne 
de partage des eaux du Zambéze et du Congo. 

Il est expressément entendu qu’en étendant à cette zone orientale le prin- 
cipe de la liberté commerciale, les Puissances représentées & la Conférence 
ne s’engagent que pour elles-mêmes et que ce principe ne s’appliquera aux 
territoires appartenant actuellement à quelque État indépendant et souverain 
qu’autant que celui-ci y donnera son consentement. Les Puissances convien- 
nent d'employer leurs bons offices auprès des Gouvernements établis sur le 
littoral Africain de la mer des Indes afn d'obtenir le dit consentement ct, 
en tout cas, d'assurer au transit de toutes les nations les conditions les plus 
favorables. 


Art. 2. || Tous les pavillons, sans distinction de nationalité, auront libre 
accès à tout le littoral des territoires énumérés ci-dessus, aux rivières qui s’y 
déversent dans la mer, à toutes les eaux du Congo et de ses affluents, y 
compris les lacs, à tous les ports situés sur les bords de ces eaux, ainsi 
qu’à tous les canaux qui pourraient être creusés à l'avenir dans le but de 
relier entre eux les cours d’eau ou les lacs compris dans toute l'étendue des 
territoires décrits à l'Article 1”. Ils pourront entreprendre toute espèce de 
transports et exercer le cabotage maritime et fluvial ainsi que la batellerie 
sur le même pied que les nationaux. 


Art. 3. || Les marchandises de tonte provenance importées dans ces ter- 
ritoires, sous quelque pavillon que ce soit, par la voie maritime ou fluviale 
ou par celle de terre, n'auront à acquitter d’autres taxes que celles qui pour- 
raient Ôtre perçues comme une équitable compensation de dépenses utiles 
pour le commerce et qui, à ce titre, devront être également supportées par 
les nationaux et par les étrangers de toute nationalité. || Tout traitement dif- 
ferentiel est interdit à l'égard des navires comme des marchandises. 

Art. 4. || Les marchandises importées dans ces territoires resteront affran- 
chies de droits d’entrée et de transit. || Les Puissances se réservent de décider, 
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au terme d’une période de vingt années, si la franchise d’entree sera ou non 
maintenue. 

Art. 5. || Toute Puissance qui exerce ou excercera des droits de sou- 
veraineté dans les territoires susvisés ne pourra y concéder ni monopole ni 
privilège d’aucune espèce en matière commerciale. || Les étrangers y jouiront 
indistinctement, pour la protection de leurs personnes et de leurs biens, l'ac- 
quisition et la transmission de leurs propriétés mobilières et immobilières, et 
pour l'exercice des professions, du même traitement et des mêmes droits que 
les nationaux. 

Art. 6. || Dispositions relatives à la Protection des Indigènes, des Mis- 
sionnaires et des ‘Voyageurs, ainsi qu’à la Liberté religieuse. — Toutes les 
Puissances exerçant des droits de souveraineté ou unc influence dans les 
dits territoires s'engagent à veiller à la conservation des populations indi- 
gènes et à l'amélioration de leurs conditions morales et matérielles d’exi- 
stence et à concourir à la suppression de l'esclavage et surtout de ls 
Traite des Noirs; elles protégeront ct favoriseront, sans distinction de na- 
tionalités ni de cultes, toutes Iles institutions ct entreprises religieuses, 
scientifiques, ou charitables créécs et organisées à ces fins ou tendant à in- 
struire les indigènes et à leur faire comprendre et apprécier les avantages 
de la civilisation. || Des missionnaires Chrétiens, les savants, les explorateurs, 
leurs escortes, avoir ct collections seront également l’objet d’une protection 
spéciale. || La liberté de conscience et la tolérance religieuse sont expressé- 
ment garantics aux indigènes comme aux nationaux ct aux étrangers. Le 
libre ct public exercice de tous les cultes, le droit d’eriger des édifices reli- 
gieux et d'organiser des missions appartenant à tous les cultes ne seront sou- 
mis à aucune restriction ni entrave. 

Art. 7. — Régime postal. — La Convention de l'Union Postale Univer- 
selle révisée à Paris le 1° Juin, 1878*), sera appliquée au bassin conventionnel 
du Congo. || Les Puissances qui y exercent ou exerceront des droits de souve- 
raineté ou de Protectorat s'engagent 4 prendre, aussitôt que les circonstances 
le permettront, les mesures nécessaires pour l’exécution de la disposition qui 
précède. 

Art. 8. — Droit de Surveillance attribué à la Commission Internationale 
de Navigation du Congo. — Dans toutes les partics du territoire visé par la 
présente Déclaration où aucune Puissance n’exercerait des droits de souve- 
raineté ou de Protectorat, la Commission Internationale de la Navigation du 
Congo, instituée en vertu de l’Article 17, sera chargée de surveiller l’appli- 
cation des principes proclamés et consacrés par cette Déclaration. || Pour tous 
les cas où des difficultés relatives à l’application des principes établis par la 
présente Déclaration viendraient à surgir, les Gouvernements intéressés pour- 
ront convenir de faire appel aux bons offices de la Commission Internationale 
en lui déférant l'examen des faits qui auront donné licu à ces difficultés. 


*) Siehe Staatsarchiv Bd. XXXII, Nr. 7006. 
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Chapitre II. — Déclaration concernant la Traite des Esclaves. 


Art 9. Conformément aux principes du droit de gens, tels qu'ils sont 
reconnus par les Puissances Signataires, la Traite des Esclaves ¢tant interdite, 
et les opérations qui, sur terre ou sur mer, fournissent des esclaves à la 
Traite devant étre également considérées comme interdites, les Puissances qui 
exercent ou qui exerceront des droits de souveraineté ou une influence dans 
les territoires formant le bassin conventionnel du Congo déclarent que ces 
territoires ne pourront servir ni de marché ni de voie de transit pour la 
Traite des Esclaves de quelque race que ce soit. Chacune de ces Puissances 
s'engage à employer tous les moyens en son pouvoir pour mettre fin à ce 
commerce ct pour punir ceux qui s’en occupent. 


Chapitre III. — Déclaration relative à la Neutralité des Territoires compris 
dans le Bassin conventionnel du Congo. 


Art. 10. Afin de donner une garantie nouvelle de sécurité au commerce ct à 
l'industrie ct de favoriser, par le maintien de la paix, le développement de la 
civilisation dans les contrées mentionnées à l'Article 1* et placées sous le 
régime de la liberté commerciale, les Hautes Parties Signataires du présent 
Acte et celles qui y adhéreront par la suite s'engagent à respecter la neu- 
tralité des territoires ou parties de territoires dépendant des dites contrées, 
y compris les eaux territoriales, aussi longtemps que les Puissances qui 
exercent ou qui exerccront des droits de souveraineté ou de Protectorat sur 
ces territoires, usant de la faculté de se proclamer neutres, rempliront les 
devoirs que la neutralité comporte. 

Art. 11. Dans le cas où une Puissance exerçant des droits de souve- 
raineté ou de Protectorat dans les contrées mentionnées à l'Article 1” et pla- 
eées sous le régime de la liberté commerciale serait impliquée dans une guerre, 
les Hautes Parties Signataires du présent Acte et celles qui y adhéreront par 
la suite s'engagent à prêter leurs bons offices pour que les territoires appar- 
tenant à cette Puissance et compris dans la zone conventionelle de la liberté 
commerciale soient, du consentement commun de cette Puissance et de l’autre 
ou des autres parties belligérantes, placés pour la durée de la guerre sous le 
régime de la neutralité et considérés comme appartenant à un État non-belli- 
gérant; les parties belligérantes renonceraient, dès lors, à étendre les hosti- 
lités aux territoires ainsi neutralisés, aussi bien qu'à les faire servir de base 
à des opérations de guerre. 

Art. 12. Dons le cas où un dissentiment sérieux, ayant pris naissance 
au sujet ou dans les limites des territoires mentionnés à l'Article 1 et placés 
sous le régime de la liberté commerciale, viendrait à s'élever entre des 
Puissances Signataires du présent Acte ou des Puissances qui y adh£reraient 
par la suite, ces Puissances s'engagent, avant d’en appeler aux armes, à 
recourir à la médiation d’une ou de plusieurs Puissances amies. 
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Pour le même cas, les mêmes Puissances se réservent le recours facul- 
tatif à la procédure de l’arbitrage. 


Chapitre IV. — Acte de Navigation du Congo. 


Art. 13. La navigation du Congo, sans exception d’aucun des embran- 
chements ni issues de ce fleuve, est et demeurera entièrement libre pour les 
navires marchands, en charge ou sur lest, de toutes les nations, tant pour le 
transport des marchandises que pour celui des voyageurs. Elle devra se con- 
former aux dispositions du présent Acte de Navigation et aux Règlements à 
établir en exécution du même Acte. || Dans l'exercice de cette navigation les 
sujets et les pavillons de toutes les nations seront traités, sous tous les 
rapports, sur le pied d'une parfaite égalité, tant pour la navigation directe 
de la pleine mer vers les ports intérieurs du Congo, et vice versa, que pour 
le grand et le petit cabotage ainsi que pour la batellerie sur le parcours de 
ce fleuve. || En conséquence, sur tout le parcours et aux embouchures du 
Congo, il ne sera fait aucune distinction entre les sujets des États Riverains 
ct ceux des non-Riverains, et il ne sera concédé aucun privilège exclusif de 
navigation, soit à des Sociétés ou Corporations quelconques, soit à des parti- 
culiers. || Ces dispositions sont reconnues par les Puissances Signataires comme 
faisant désormais partie du droit public international. 

Art. 14. La navigation du Congo ne pourra être assujettie à aucune 
entrave ni redevance qui ne seraient pas expressément stipulées dans le pré- 
sent Acte. Elle ne sera grevée d’aucune obligation d'échelle, d'étape, de 
dépôt, de rompre charge, ou de relâche forcée. || Dans toute l'étendue du 
Congo, les navires et les marchandises transitant sur le fleuve ne seront 
soumis à aucun droit de transit, quelle que soit leur provenance ou leur 
destination. || Il ne sera établi aucun péage maritime ni fluvial basé sur le 
seul fait de la navigation, ni aucun droit sur les marchandises qui se trou- 
vent à bord des navires. Pourront seuls être perçus des taxes ou droits qui 
auront le caractère de rétribution pour services rendus à la navigation même, 
savoir: — || 1. Des taxes de port pour l'usage effectif de certains établisse- 
ments locaux tels que quais, magasins, &c. || Le Tarif de ces taxes sera cal- 
culé sur les dépenses de constructions et d’entretien des dits établissements 
locaux, et l'application en aura lieu sans égard à la provenance des navires 
ni à leur cargaison. || 2. Des droits de pilotage sur les sections fluviales où 
il paraîtrait nécessaire de créer des stations de pilotes brevetés. || Le Tarif de 
ces droits sera fixe et proportionné au service rendu. || 3. Des droits destinés 
à couvrir les dépenses techniques et administratives, faites dans l'intérêt 
général de la navigation, y compris les droits de phare, de fanal et de bali- 
sage. || Les droits de cette dernière catégorie seront basés sur le tonnage des 
navires, tel qu'il résulte des papiers de bord, et conformément aux règles 
adoptées sur le Bas-Danube. 

Les Tarifs d’après lesquels les taxes et droits, énumérés dans les trois 
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paragraphes précédents, seront percus, ne comporteront aucun traitement diffé- Nr. 8605.) 

Konferens- 
rentiel et devront être officiellement publiés dans chaque port. || Les Puissances staaten, 
se réservent d’examiner, au bout d’une période de cing ans, s’il y a lieu de 2- Feb.1888. 
réviser, d’un commun accord, les Tarifs ci-dessus mentionnés. 

Art. 15. Les affluents du Congo seront à tous égards soumis au même 
régime que le fleuve dont ils sont tributaires. || Le même régime sera appliqué 
aux fleuves et rivières ainsi qu'aux lacs et canaux des territoires déterminés 
par l'Article 1*, paragraphes 2 et 3. || Toutefois, les attributions de la Com- 
mission Internationale du Congo ne s’etendront pas sur les dits fleuves, 
rivières, lacs, et canaux, à moins de l’assentiment des États sous la souve- 
raineté desquels ils sont placés. Il est bien entendu aussi que pour les terri- 
toires mentionnés dans l’Article 1“, paragraphe 3, le consentement des États 
Souverains de qui ces territoires relèvent demeurc réservé. 

Art. 16. Les routes, chemins de fer, ou canaux latéraux qui pourront 
être établis dans le but spécial de suppl&cr à l’innavigabilité ou aux imper- 
fections de la voie fluviale sur certaines sections du parcours du Congo, de 
ses affluents et des autres cours d’eau qui leur sont assimilés par l’Article 15 
seront considérés, en leur qualité de moyens de communication, comme des 
dépendances de ce fleuve et seront également ouverts au trafic de toutes les 
nations. || De même que sur le fleuve, il ne pourra être perçu sur ces routes, 
chemins de fer ct canaux que des péages calculés sur les dépenses de con- 
struction, d’entretien ct d'administration, et sur les bénéfices dus aux entre- 
prencurs. || Quant au taux de ces péages, les étrangers ct les nationaux des 
territoirs respectifs seront traités sur le pied d’une parfaite égalité. 

Art. 17. Il est institué une Commission Internationale chargée d’assurer 
l'exécution des dispositions du présent Acte de Navigation. || Les Puissances 
Signataircs de cet Acte, ainsi que celles qui y adhéreront postérieurement, 
pourront, en tout temps, se faire représenter dans la dite Commission, cha- 
cune par un délégué. Aucun délégué ne pourra disposer de plus d’une 
voix, même dans le cas où il représenterait plusieurs Gouvernements. || Ce 
délégué sera directement rétribué par son Gouvernement. || Les traitements et 
allocations des agents et employés de la Commission Internationale seront 
imputés sur le produit des droits perçus conformément à l'Article 14, para- 
graphes 2 et 3. || Les chiffres des dits traitements et allocations, ainsi que le 
nombre, le grade et les attributions des agents et employés, seront inscrits 
dans le compte rendu qui sera adressé chaque année aux Gouvernements 
reprétentés dans la Commission Internationale. 

Art. 18. Les membres de la Commission Internationale, ainsi que les 
agents nommés par elle, sont investis du privilége de l’inviolabilit& dans 
l'exercice de leurs fonctions. La même garantie s’étendra aux offices, bureaux 
et archives de la Commission. 

Art. 19. La Commission Internationale de Navigation du Congo se con- 
stituera aussitöt que cing des Puissances Signataircs du présent Acte General 


Nr. 8605. 
Konferenz- 
Staaten. 
96. Feb. 1885. 
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auront nomme leurs délégués. En attendant la constitution de la Commission, 
la nomination des délégués sera notifiée au Gouvernement de l’Empire d’Alle- 
magne, par les soins duquel les démarches nécessaires seront faites pour 
provoquer la réunion de la Commission. || La Commission elaborera immédis- 
tement des Règlements de navigation, de police fluviale, de pilotage et de 
quarantaine. || Ces Règlements, ainsi que les tarifs à établir par la Commission, 
avant d’être mis en vigueur, seront soumis à l'approbation des Puissances 
représentées dans la Commission. Les Puissances intéressées devront faire 
connaître leur avis dans le plus bref délai possible. || Les infractions à ces 
Règlements seront réprimées par les agents de la Commission Internationale, 
là où elle exercera directement son autorité, ct ailleurs par la Puissance 
Riveraine. || Au cas d’un abus de pouvoir ou d’une injustice de la part d’un 
agent ou d’un employé de la Commission Internationale, l'individu qui se 
regardera comme lésé dans sa personne ou dans ses droits pourra s’adresser 
à l’Agent Consulaire de sa nation. Celui-ci devra examiner la plainte: s'il 
la trouve prima facie raisonnable, il aura le droit de la présenter à la Com- 
mission. Sur son initiative, la Commission, représentée par trois au moins 
de ses membres, s’adjoindra à lui pour faire une enquête touchant la conduite 
de son agent ou employé. Si l’Agent Consulaire considère la décision de ls 
Commission comme soulevant des objections de droit, il en fera un Rapport à 
son Gouvernement qui pourra recourir aux Puissances représentées dans ls 
Commission et les inviter à se concerter sur des instructions à donner à la 
Commission. 

Art. 20. La Commission Internationale du Congo, chargée aux termes 
de l'Article 17 d'assurer l'exécution du présent Acte de Navigation, aura 
notamment dans ses attributions: — || 1. La désignation des travaux propres 
à assurer la navigabilité du Congo selon les besoins du commerce international. 
‚Sur les sections du fleuve où aucune Puissance n'exercera des droits de 
souveraineté, la Commission Internationale prendra elle-même les mesures 
nécessaires pour assurer la navigabilité du fleuve. || Sur les sections du fleuve 
occupées par une Puissance Souveraine, la Commission Internationale s’entendra 
avec l'autorité riverainc. || 2. La fixation du Tarif de pilotage ct celle du Tarif 
général des droits de navigation, prévus au 2° ct au 3° paragraphes de l’Ar- 
ticle 14. || Les Tarifs mentionnés au 1" paragraphe de l'Article 14 seront 
arrêtés par l'autorité territoriale, dans les limites prévues au dit Article. || La 
perception de ces différents droits aura lieu par les soins de l’autorité inter- 
nationale ou territoriale pour le compte de laquelle ils sont établis. || 3. L'ad- 
ministration des revenus provenant de l'application du paragraphe 2 ci-dessus. 
| 4. La surveillance de l'établissement quarantenaire établi en vertu de l’Ar- 
ticle 24. || 5. La nomination des agents dépendant du service général de la 
navigation et celle de ses propres employés. || L'institution des Sous-Inspec- 
teurs appartiendra à l'autorité territoriale sur les sections occupées par une 
Puissance, et à la Commission Internationale sur les autres sections du fleuve. 
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| La Puissance Riveraine notifiera à la Commission Internationale la nomina- Nr. #608. 


. ee Konferenz- 
tion des Sous-Inspecteurs qu’elle aura institués, et cette Puissance se chargera staaten. 
de leur traitement. 26. Feb. 1685. 


Dans l’exercice de ses attributions, telles qu’elles sont définies ct limitées 
ci-dessus, la Commission Internationale ne dépendra pas de l'autorité terri- 
toriale. 

Art. 21. Dans l’accomplissement de sa tâche, la Commission Internatio- 
nale pourra recourir, au besoin, aux bâtiments de guerre des Puissances Signa- 
taires de cet Acte et de celles qui y accéderont à l'avenir, sous toute réserve 
des instructions qui pourraient être données aux Commandants de ces bâtiments 
par leurs Gouvernements respectifs. 

Art. 22. Les bâtiments de guerre des Puissances Signataires du présent 
Acte qui pénètrent dans le Congo sont exempts du paiement des droits de 
navigation prévus au paragraphe 3 de l'Article 14; mais ils acquitteront les 
droits éventuels de pilotage ainsi que les droits de port, à moins que leur 
intervention n'ait été réclamée par la Commission Internationale ou ses agents 
aux termes de l'Article précédent. 

Art. 23. Dans le but de subvenir aux dépenses techniques et admini- 
stratives qui lui incombent, la Commission Internationale instituée par l’Ar- 
ticle 17 pourra négocier en son nom propre des emprunts exclusivement 
gagés sur les revenus attribués à la dite Commission. | Les décisions de la 
Commissions tendant à la conclusion d’un emprunt devront être prises à la 
majorité de deux tiers des voix. Il est entendu que les Gouvernements repré- 
sentés à la Commission ne pourront, en aucun cas, être considérés comme 
assumant aucune garantie, ni contractant aucun engagement ni solidarité à 
l'égard des dits emprunts, à moins de Conventions spéciales conclues par eux 
à cet effet. || Le produit des droits spécifiés au 3° paragraphe de l'Article 14 
sera affecté par priorité au service des intérêts et à l'amortissement des dits 
emprunts, suivant les Conventions passées avec les préteurs. 

Art. 24. Aux embouchures du Congo, il sera fondé, soit par l'initiative 
des Puissances Riveraines, soit par l’intervention de la Commission Inter- 
nationale, un établissement quarantenaire qui exercera le contrôle sur les 
bâtiments tant à l'entrée qu’à la sortie. || Il sera décidé plus tard, par les 
Puissances, si et dans quelles conditions un contrôle sanitaire devra être exercé 
sur les bâtiments dans le cours de la navigation fluviale. 

Art. 25. Les dispositions du présent Acte de Navigation demeureront 
en vigueur en temps de gucrre. En conséquence, la navigation de toutes les 
nations, neutres ou belligérantes, sera libre, en tout temps, pour les usages 
du commerce sur le Congo, ses embranchements, ses affluents et ses embou- 
chures, ainsi que sur la mer territoriale faisant face aux embouchures de ce 
fleuve. || Le trafic demeurera également libre, malgré l’état de guerre, sur 
les routes, chemins de fer, lacs et canaux mentionnés dans les Articles 15 
et 16. || Il ne sera appurté d'exception à ce principe qu’en ce qui concerne 
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Fe le transport des objets destinés à un belligérant ct considérés, en vertu du 

Susten. droit des gens, comme articles de contrebande de guerre. || Tous les ouvrages 

36. Fob. 1885. ot établissements créés cn exécution du présent Acte, notamment les Bureaux 

de Perception et leurs Caisses, de même que le personnel attaché d'une 

manière permanente au service de ces établissements, seront placés sous le 

régime de la neutralité et, à ce titre, seront respectés et protégés par les 
belligérants. 


Chapitre V.— Acte de Navigation du Niger. 


Art, 26. La navigation du Niger, sans exception d'aucun des embranche- 
ments ni issues de ce fleuve, cst ct demeurera cntiérement libre pour les 
navires marchands, en charge ou sur lest, de toutes les nations, tant pour le 
transport des marchandises que pour celui des voyageurs. Elle devra se con- 
former aux dispositions du présent Acte de Navigation ct aux Règlements à 
établir en exécution du même Acte. || Dans l'exercice de cette navigation, les 
sujets et los pavillons de toutes les nations seront traités. sous tous les 
rapports, sur le pied d'une parfaite égalité, tant pour la navigation directe de 
la pleine mer vers les ports intérieurs du Niger, et vice versa, que pour le 
grand et le petit cabotage, ainsi que pour la batellerie sur le parcours de ce 
fleuve. || En conséquence, sur tout le parcours ct aux embouchures du Niger, 
il ne sera fait aucune distinction entre les sujets des États Riverains et ceux 
des non-Riverains, et il ne sera concédé aucun privilége exclusif de navigation, 
soit & des Sociétés ou Corporations quelconques, soit & des particulicrs. || Ces 
dispositions sont reconnues par les Puissances Signataires comme faisant dés- 
ormais partie du droit public international. 

Art. 27. La navigation du Niger ne pourra étre assujettie À aucune 
entrave ni redevance basées uniquement sur le fait de la navigation. || Elle 
ne subira aucune obligation d'échelle, d'étape, de depät, de rompre charge, 
ou de relâche forcée. || Dans toute l'étendue du Niger, les navires et les 
marchandises transitant sur le fleuve ne seront soumis & aucun droit de 
transit, quelle que soit leur provenance ou leur destination. || Il ne sera établi 
aucun péage maritime, ni fluvial, basé sur le seul fait de la navigation, ni 
aucun droit sur les marchandises qui se trouvent à bord des navires. Pourront 
seuls être perçus des taxes ou droits qui auront le caractère de rétribution 
pour services rendus A la navigation même. Les Tarifs de ces taxes ou 
droits ne comporteront aucun traitement différentiel. 

Art. 28. Les affluents du Niger seront à tous égards soumis au mème 
régime que le fleuve dont ils sont tributaires. 

Art. 29. Les routes, chemins de fer, on canaux latéraux qui pourront 
être établis dans le but spécial de suppléer à l'innavigabilité ou aux imper- 
fections de la voie fluviale sur certaines sections du parcours du Niger, de 
ses affluents, embranchements ct issues seront considérés, en leur qualité de 
moyens de communication, comme des dépendances de ce fleuve et seront 
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également ouverts au trafic de toutes les nations. || De même que sur le Nr. 80. 
fleuve, il ne pourra être perçu sur ces routes, chemins de fer et canaux, que erenz 
des péages calculés sur les dépenses de construction, d’entretien et d’admini- %. Feb.1885. 
stration, et sur les bénéfices dus aux entreprencurs. || Quant au taux de ces 

péages, les étrangers et les nationaux des territoires respectifs seront traités 

sur le pied d’une parfaite égalité. 

Art. 30. La Grande-Bretagne s'engage à appliquer les principes de la 
liberté de navigation énoncés dans les Articles 26, 27, 28, 29, en tant que 
les eaux du Niger, de ses affluents, embranchements et issues, sont ou seront 
sous sa souveraineté ou son Protectorat. || Les Règlements qu’elle établira 
pour la sûreté et le contrôle de la navigation seront conçus de manière à fa- 
ciliter autant que possible la circulation des navires marchands. || Il est en- 
tendu que rien dans les engagements ainsi pris ne saurait être interprété 
comme empêchant ou pouvant empêcher la Grande-Bretagne de faire quelques 
Règlements de navigation que ce soit, qui ne seraient pas contraires à l'esprit 
de ces engagements. || La Grande-Bretagne s'engage à protéger les négociants 
étrangers de toutes les nations faisant le commerce dans les parties du cours 
du Niger qui sont ou seront sous sa souveraineté ou son Protectorat, comme 
s'ils étaient ses propres sujets, pourvu toutefois que ces négociants se con- 
forment aux Règlements qui sont ou seront établis en vertu de ce qui 
précède. 

Art. 31. La France accepte sous les mêmes réserves ct en termes iden- 
tiques les obligations consacrées dans l'Article précédent, en tant que les 
eaux du Niger, de ses affluents, embranchements et issues sont ou seront sous 
sa souveraineté ou son Protectorat. 

Art. 32. Chacune des autres Puissances Signataires s'engage de même, 
pour le cas où elle exercerait dans l’avenir des droits de souveraineté ou de 
Protectorat sur quelque partie des eaux du Niger, de ses affluents, embran- 
chements ct issues. 

Art. 33. Les dispositions du présent Acte de Navigation demeureront 
en vigueur en temps de guerre. En conséquence, la navigation de toutes les 
nations, neutres ou belligérantes, sera libre en tout temps pour les usages du 
commerce sur le Niger, ses embranchements et affluents, ses embouchures et 
issues, ainsi que sur la mer territoriale faisant face aux embouchures et 
issues de ce fleuve. || Le trafic demeurera également libre, malgré l’état de 
guerre, sur les routes, chemins de fer et canaux mentionnés dans l'Article 29.) 
Il ne sera apporté d'exception à ce principe qu’en ce qui concerne le trans- 
port des objets destinés à un belligerant et considérés, en vertu du droit des 
gens, comme articles de contrebande de guerre. 


Btaatsarchiv XLV, 16 
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un pal Chapitre VL — Déclaration relative aux Conditions essentielles à remplir pour 
Blasten, Que des Occupations nouvelles sur les Côtes du Continent Africain soient con- 


3. Fob, 1885. sidérées comme effectives. 


Art. 34. La Puissance qui dorénavant prendra possession d’un territoire 
sur les côtes du continent Africain situé en dehors de ses possessions actucl- 
les, ou qui, n'en ayant pas cu jusque-là, viendrait à en acquérir, ct de même, 
la Puissance qui y assumera un Protcctorat, accompagnera l'Acte respectif 
d’une Notification adressée aux autres Puissances Signataires du présent Acte, 
afin de les mettre à même de faire valoir, s’il y a lieu, leurs réclamations. 

Art. 35. Les Puissances Signataires du présent Acte reconnaissent l'obli- 
gation d'assurer, dans les territoires occupés par elles, sur les côtes du con- 
tinent Africain, l'existence d’anc autorité suffisante pour faire respecter les 
droits acquis et, le cas échéant, la liberté du commerce et du transit dans 
les conditions où elle scrait stipuléc. 


Chapitre VII. — Dispositions générales. 

Art. 36. Les Puissances Signataires du présent Acte Général se réser- 
vent d’y introduire ultrieuremont et d’un commun accord les modifications 
ou améliorations dont l'utilité serait démontrée par l'expérience. 

Art. 37. Les Puissances qui n'auront pas signé le présent Acte Général 
pourront adhérer à ses dispositions par un Acte séparé. || L'adhésion de 
chaque Puissance est notifiée, par la voie diplomatique, au Gouvernement de 
VEmpire d'Allemagne, ct par celui-ci à tous les États Signataires ou adhé 
rents. || Elle emporte de plein droit l'acceptation de toutes les obligations et 
l'admission à tous les avantages stipulés par le présent Acte Général. 

Art. 38. Le présent Acte Général sera ratifié dans un délai qui sera le 
plus court possible’ et qui, en aucun cas, ne pourra excéder un an. I 0 en- 
trera en vigueur pour chaque Puissance à partir de la date où elle l'aura 
ratifié, || En attendant, les Puissances Signataires du présent Acte Général 
s'obligent à n’adopter aucune mesure qui serait contraire aux dispositions du 
dit Acte. || Chaque Puissance adressera sa ratification au Gouvernement de 
l'Empire d'Allemagne, par les soins de qui il en sera donné avis à toutes les 
autres Puissances Signataires du présent Acte Général. || Les ratifications de 
toutes les Puissances resteront déposées dans les archives du Gouvernement 
de l’Empire d'Allemagne. Lorsque toutes les ratifications auront été pro- 
duites, il sera dressé acte du‘ dépôt dans un Protocole qui sera signé par 
les Représentants de toutes les Puissances ayant pris part à la Conférence 
do Berlin ct dont une copie certifiée sera adressée à toutes ces Puissances. 
En foi de quoi, les Plénipotentiaires respectifs ont signé le présent Acte 
Général et y ont apposé leur cachet. 

Fait à Berlin, le 26° jour du mois de Février, 1885. 
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Nr. 8606. GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Berlin an den 
engl. Min. des Ausw. — Bericht über die Thätigkeit 
der Konferenz. . 


(Received December 25.) Berlin, December 23, 1884. 

My Lord,— As the Conference has been adjourned I have thought, that eas. 
it may be useful if I put on record a summary of the result of its labours britaunien. 
up to the present time, and point out what questions still remain for consi- 2D 1884. 
deration. 

The first basis laid down in the invitation was the freedom of commerce 
in the basin and mouths of the Congo. || The delimitation of the territory to 
which the principle was to be applied formed the first subject for deliberation, 
Your Lordship’s instructions were that Her Majesty’s Government would wish 
that the territory should include, besides the basin of the river, the whole 
coast-line between the Colony of Gaboon and the Province of Angola. This 
object has been attained. The territory marked out comprises the geographical 
basin defined by a frontier following the watershed of the affluents, and an 
additional district which has been described as the maritimo zone; the latter 
includes the coast-line named by your Lordship and the territory which lies 
between that line and the basil There is, however, one point yet to be 
settled, namely, the precise limit of the Gaboon frontier; the French Am- 
bassador has accepted a line of latitude to be drawn from the Sette Camma 
factories; but there is some difference of opinion as to the exact position of 
that Settlement; this question stands over for subsequent discussion. || On the 
proposal of the American Minister it was decided to extend the principle of 
freedom of commerce to that part of the continent lying between the Congo 
Basin and the Indian Ocean; special reservation, however, was made of all 
existing sovereign rights; consequently, the Mozambique Colony, the territory 
of the Sultan of Zanzibar, and that of other independent States, cannot be 
affected by the Declaration without the assent of the Rulers. It is, however, 
proposed that the Powers should use their good offices with the territorial 
Powers on the coast to obtain favourable terms for transit into the interior. 
The advantage of the extension of the delimitation on the East may probably 
be principally appreciated in England in so much as it applies the principlo 
of freedom of commerce, of religious worship and of missionary and educa- 
tional establishments, to Lake Nyassa and the adjoining districts, which arc 
beyond the Mozambique frontier. || I should mention that at the meeting of 
the Conference of the 22nd instant, it was recorded that the Representatives 
understood that the- reservations as to the rights of existing States in the 
eastern zone applied with equal force to any territory belonging to Zanzibar 
which might be included in the basin of the Congo; this was intended to 
protect the Sultan’s claims in the direction of Lake Tanganyika. || The Turkish 


Ambassador has stated, that he is precluded by his instructions from accepting 
1° 
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Nr. 8606. the extension of the Declaration to the eastern zone. It remains to be seen 
britannien, What will be the result of this abstention. 

38. Deo. 1884, The definition of liberty of commerce was the second subject of dis- 
cussion. Your Lordship had instructed me, that Her Majesty’s Government 
accepted the anderstanding that no import nor transit dues should be levied, 
and that the imposts should be moderate and solely intended for administrative 
needs; but my attention was called to the necessity of provisions for absolute 
equality of treatment as regards duties and taxes, residence, liberty to trade 
and travel, use of roads, railways, coasting trade and religious freedom 
I venture to hope, that none of these questions have been neglected; the coasting 

- trade, which was not mentioned in the original proposals, is secured, and on 
the other points differential treatment is absolutely prohibited. Provisions are 
made for free exercise of all forms of religion, for the cncouragement of reli- 
gious, scientific and charitable institutions and enterprises, and it is stipulated 
that the administrating Powers shall watch carcfully over the well-being of 
the natives. || I observe, that the stipulation which permits the revision after 
twenty years of the prohibition of import duties has been commented upon 
in England. I would therefore remark, that the Representatives and Dele- 
gates, including those specially representing commercial interests, were unani- 
mously of opinion that it would be a mistake to lay down a rule that a par- 
ticular fiscal system, by which import duties arc prohibited and export duties 
permitted — a system in itself disapproved by many Powers and adopted solely 
with reference to the exceptional conditions of a barbarous country — should 
remain in force for all time in spite of the expected development and civili- 
zation of the country. Twenty years was not thought too short a term, and 
your Lordship will see that combined action on the part of the Powers will 
be necessary, when that term is reached, to effect an alteration. || Your Lordship 
informed me, that Her Majesty’s Government considercd that the engagements 
taken in the Conference should be binding on all the Powers represented, 
and that those not represented should be invited to accede. The Declaration, 
as formulated, practically binds the territory itself to which the engagements 
relate. No Power can occupy any part of it in future except under those 
engagements. Any Power, therefore, not represented in the Conference, if it 
acquires possessions in the territory, would have to respect the engagements 
entered into. I trust, that this will meet your Lordship’s views. 

The second basis, that of the application to the Congo and Niger of the 
principles adopted by the Congress of Vienna with regard to liberty of navi- 
gation, has been settled so far as its terms originally extended. || Her Majesty's 
Government wished, that the principles might be applied to the other rivers 
of Western Africa and to the Zambesi. The result has so far not been 
attained. The Portuguesc Representatives met my proposal respecting the 
Zambesi with the objections that that river was not one of the subjects for 
discussion. They insisted on their objection, which was consequently fatal to 
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the proposal. The objections of the French Government to discuss the rivers Nr- 9606. 
within French jurisdiction is not likely to be removed, and the extension of britannien. 
the basin is consequently improbable. || Your Lordship instructed me, that the 28- Dec. 18%. 
questions of the Congo and Niger must be dealt with separately, and that the 
establishment of an International Commission on the latter river appeared to 
be impracticable. I had no difficulty in inducing the Conference to accept 
this view. An International Commission will regulate the free navigation of 
the Congo. As regards the Niger, England engages to apply the principles 
of free navigation on the lower river, while France engages for such portion 
of the upper river as may be under her control. As regards both rivers, it 
is stipulated, that flags of all nations shall be free to navigate and to carry 
on coasting trade without differential treatment, and shall be entitled to free 
transit, no tolls or duties being exacted, based on the sole fact of navigation, 
except such as may be necessary to provide for payment for services rendered 
to navigation. I trust, that your Lordship will consider that, in assenting to 
these conditions, I have carried out the wish of Her Majesty’s Government 
that the principles of the Congress of Vienna might be applied to the two 
rivers, while securing the difference of application rendered necessary by the 
difference of their position. || The provisions in the Congo Act relating to the 
composition, attributes and powers of the International Commission were 
framed carefully after mature deliberation, and the suggestions which I have 
made from time to time, in compliance with your Lordship’s instructions, 
have been in the main adopted. || Of the supplementary questions which have 
been raised during the discussions, the one that has been found most difficult 
is that of the application to the territory included in the freedom of com- 
merce of a provision which should protect it against the evils of warfare. || 
An important agreement has been arrived at as regards the navigation of 
the Congo and Niger, by the adoption of a provision that on both rivers 
ships and goods, except contraband of war, under all flags, neutral or belli- 
gerent, shall be free in time of war, and in respect to the former river, that 
the property and personnel of the International Commission shall be respected; 
but no means has as yet been found of reconciling the divergence of views 
on the larger question as to the “conventional” basin of the Congo, which 
will consequently be further considered. 

The question of the abuses feared from the introduction of spirituous 
liquors has been exhaustively discussed and disposed of. On this subject, also, 
there was much difference of opinion. What passed respecting it has been 
fully detailed in my previous despatches. 

The expediency of a general Declaration to the effect, that the Slave 
Trade, and the commerce which furnishes slaves for that trade, are forbidden, 
as being contrary to the law of nations, and that all nations should do their 
utmost to suppress them, was urged by me at the meeting of the 18th; it | 
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was discussed at the meeting of the 22nd, and its further consideration ad- 
journed. 

The question brought forward on several occasions by Mr. Sanford, one 
of the American Representatives, of the concession of a monopoly to the State 
holding the territory adjoining the rapids of the Lower Congo to continue to 
the sea any railway constructed by it to avoid the rapids, has met with serious 
opposition and is still unsettled. 

A proposal made by the German Representatives to include the “con- 
ventional” basin of the Congo, as soon as circumstances permit, in the Postal 
Union, has been adopted. 

The third basis has{not yet been touched. 

Your Lordship will see from the above résumé, that while the principal 
points for the discussion of which the Conference was summoned have been 
more or less disposed of, there is much important work to be done before 
the conclusion of its labours. I have, &c. 

Edward B. Malet. 





Nr. 8607. GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in Berlin an den 
engl. Min. des Ausw. — Weiterer Bericht über die 
Thätigkeit der Konferenz. 


(Received February 23.) Berlin, February 21, 1885. 

My Lord,—In my despatch of the 23rd December I gave à summary of 
the proceedings of the Conference up to the date of the adjournment for 
Christmas. I now propose to complete the record by giving a summary of 
the work that has been done since the Representatives and Delegates reas- 
sembled, || The first and second bases had been fully discussed and in the 
main settled, before the adjournment; the third was untouched. || The question 
for consideration with which the latter dealt was the nature of the formalities 
to be observed in order to render future occupations on the coast of Africa 
effective. My instructions were, that, as the German Government had ex- 
plained that all that would be required would be the practical application of 
the principles unanimously laid down by the jurists and Judges of all lands, 
including England, 1 was authorized to accept the discussion on that basis. | 
When the Project of Declaration was laid on the table it was apparent, that 
it involved new principles of international law. There could be no objection 
to the provisions contained in it, that a Power undertaking a Sovereignty or 
Protectorate should notify the fact to the other Signatory Powers; but the 
treatment of Sovereignties and Protectorates as enforcing identic obligations 
was novel and required consideration. || It devolved upon me, after receiving 
special instructions from your Lordship, to contend that it would be an in- 
convenient precedent to confound the two systems. I explained, that Great 
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Britain had no wish to avoid responsibility, and that it was her interest that Nr. 8607. 
Powers assuming the control of territories in Central Africa should undertake yritannien. 
the obligations resulting from it, but that it was essential for her, considering #1. Feb. 1885. 
the extent of her Colonial Empire, to weigh words, and have a clear per- 
ception of their meaning; that she could not admit, the identity of Sovereign- 
ties and Protectorates; nor could she admit that the equal treatment of the 
two was consistent with the understanding that the Conference was only to 
apply acknowledged principles of international Jaw. To the argument, that it 
was intended to limit the application of the Declaration to the African coasts, 
I replied that Great Britain could not accept a principle as applicable to 
one portion of her dominions which she rejected as regards other portions. 
In the discussions which followed, the practical importance of my contention 
became evident to all the Representatives, and the result was a unanimous 
decision that no mention should be made of the obligations of Protectorates. 
The effect of this decision is, that no attempt is made by the Conference to 
interfere with existing maxims of international law; dangerous definitions have 
been avoided, and international duties on the African coasts remain such as 
they have been hitherto understood; the only stipulated requirement, that of 
notification, being rather an act of courtesy than a rule of law. || As the idea 
accepted by Her Majesty’s Government was that of the application of existing 
principles to African occupations I trust, that the settlement of the third 
basis will be approved. || I adverted, in my despatch of the 23rd September, 
to the fact that there were certain points reserved for discussion. || One of 
these was the delimitation of the spot spoken of as Sette Camma, fixed as 
the northern limit, on the coast, of the free commercial zone. || The French 
Ambassador, whose attitude on the point was eminently conciliatory, expressed 
his preference for a line of latitude, which he asked me to name. Having 
ascertained that the position of the British and German factories is at 2° 32° 
of south latitude, I suggested the adoption of 2° 30° as the frontier. His 
Excellency accepted this suggestion, which was approved by Her Majesty’s 
Government. By the arrangement the factories reap the benefit of being in- 
cluded in the territory to which the freedom of commerce is applied. || Finding 
that certain commercial bodies, including the Manchester Chamber of Com- 
merce, still retained the apprehension that diffcrential treatment might be 
introduced at the end of twenty years, and feeling that it was important that 
these apprehensions should be allayed, I brought the subject pointedly before 
the Conference. The assurances given, in which the French Ambassador em- 
phatically joined, that equality of treatment in the free zone is for all time, 
cannot fail to set this question at rest. || The Declaration respecting the Slave 
Trade, which has been adopted at the invitation of Her Majesty’s Government, 
binds the Powers exercising influence in the conventional basin of the Congo 
to suppress slave-gangs and slave-markets. I am aware, that Her Majesty’s 
Government would have been glad if the opportunity could have been utilized 
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Nr, 9607. to obtain more extended general powers of dealing with persons of any nations 
britannion, engaged in slave-dealing; the Conference, however, was disposed to think, that 
21. Feb. 1885. jt was hardly competent to deal with a question of this magnitude, but it 


had no difficulty in accepting a Declaration tending to suppress the evil which is the 
curse of the continent with whose future it was specially concerned. || The question 
of railway monopoly, to which I referred in my previous despatch as having 
been brought forward by Mr. Sanford, has not been pressed. It is under- 
stood, that it will form the subject of separate negotiation between the terri- 
torial Powers. || Some difficulty was experienced in giving effect to the general 
wish, that the territories enjoying the benefit of the free régime should be 
exempted from the evils of war. The main obstacle was the fact that portions 
of these territories would belong to States, who might be belligerents, having 
other territories outside the zone, and that it would not be easy to secure 
the absolute neutrality of given portions of the territories of a belligerent 
Power. Her Majesty’s Government were auxious to extend the benefits of 
neutrality as widely as should be found practicable; but they felt it to be 
absolutely necessary to insist on such provisions as should secure that, if 
parts of the territories of a belligerent were to be respected as enjoying 
immunity from hostilities, they should in no sense and in no degree be capabic 
of serving as a base of opcrations for the forces of such belligerent. France 
and Portugal, while admitting that it was natural that such provisions should 
be demanded, felt that it would be inconsistent with sovereign rights to accept 
them; it was impossible to reconcile the contending views, and consequently 
all that has been accepted is a declaration that the Signatory Powers will 
use their good offices, in case of a war in which one or more of the belli- 
gerents should hold territory in the free basin, to obtain a neutralization of 
such territory during the war by special arrangement; under these conditions 
Great Britain, if she should be at war, could consent to the neutrality of 
belligerent territory in the free zone, hut would be empowered to make her 
own terms by Convention. The result of the provision is that opportunity is 
given to provide for special neutralization, but that the rights of the Sovereign 
State and freedom of the belligerent Power are fully reserved. The freedom 
of the merchant flag of the belligerent on the Congo and Niger had, as your 
Lordship is ‘aware, been already secured. || As regards States whose entire 
territories are in the free zone, such as the newly-formed free States of the 
Congo, the Signatory Powers specially engage to respect their neutrality if 
they declare themselves neutral States. This engagement does not involve a 
guarantee, but it entails a moral obligation. || A further engagement has been 
taken, providing that in case of difficulties arising respecting territory in the 
free zone, or within that zone, the first resort shall be to mediation. || I have 
to observe, that the Sultan of Zanzibar, if he think fit to place his territory 
under this free régime, will have the full benetit of these stipulations, which, 
it may probably be thought, go as far as it would be safe to go, considering 
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the general opinion, that anything in the nature of a guarantee could not, in amends 
such vast and partly inaccessible regions, be prudently undertaken by the britannien. 
Signatory Powers. || In conclusion, I have to express my regret that on one 2. Feb. 1686. 
point I have not succeeded in obtaining a concession which Her Majesty’s 
Government desired. Portugal declined to accept the extension to the Zambesi 

of the provisions for freedom of navigation, and France was equally unwilling 

to permit their application to the rivers in her existing Colonies; the pro- 

visions are consequently confined to the Congo and Niger and their affluents, 

and to rivers within the free basin. As, however, a general wish that they 

may be further extended has been expressed, and as Portugal in refusing her 

assent distinctly stated that the navigation of the Zambesi and its affluents is 

at present free, it may be hoped that equality of treatment of the flags of all 

nations on the African rivers may become in future an accepted principle. || 

I have, &c. Edward B. Malet. 





Nr. S608. GROSSBRITANNIEN. — Derselbe an denselben. — Be- 


merkungen über die auf der Konferenz erzielten 
Erfolge. 


(Received February 23.) Berlin, February 21, 1885. 


My Lord, — As the Conference has practically concluded its labours, Nr. 9608. 
I venture to make the following observations upon the work connected with brie von. 
it. I speak of the work with which it was connected rather than that with 21. Feb. 1688. 
which it was occupied, as it is my wish to refer not only to what has taken 
place at the formal meetings of the Representatives and Delegates, but also 
to the important questions which have been discussed and decided outside the 
Conference, without the settlement of which the labour would have been in- 
complete. || Of the general results I think that one of the most considerable 
will be found to have been the education of the public opinion of Europe as 
to Central African questions. When the Conference assembled there was much 
confusion of thought, leading to distrust among the different nations as to 
territorial and commercial rivalries; but there was imperfect knowledge of 
facts, and a danger of friction lay in that ignorance. Study of the past and 
temperate discussion of the future have had a marked effect in allaying in 
most quarters mutual suspicions, and if distrust has not been altogether remo- 
ved it can hardly fail to be so sooner or later by the general understanding 
which has been arrived at on questions hitherto subjected to independent and 
more or less irresponsible treatment. || It is now an accepted historical fact 
that during the greater part of the present century two Powers only, Eng- 
land and Portugal, have been established on the Gulf of Guinea and the coast 
between that Gulf and the Cape of Good Hope; and that while the latter 
Power has been occupying itself with the administration of its ancient Pro- 
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vince of Angola, the former has been developing Colonies and exercising Pro- 
tectorates on the Gold Coast and at the Cape, has been exploring the Niger 
and its affluents, and opening the markets of that region to its commerce. 
It is farther accepted, that England, by her successful efforts to stop the 
export of slaves beyond the seas, has been the chief benefactress of the na- 
tives, and that it is owing to her opposition to the unconditional occupation 
of the mouths of the Congo by Portugal that the control of the two rivers 
whose system drains the Central African region is not a present in the hands 
of one and the same Power. It is also, I think, understood, that when the 
rush for West Africa following on the discoveries of Stanley necessitated the 
etablishment of settled government in the Congo districts, it was not unna- 
tural that, in the first instance, the two principal territorial Powers (there 
being at the time of those discoveries no territory under the control of any 
other Power, except the small French Settlement at Gaboon) should endeavour 
to effect an arrangement in the interests of all. Whatever may have been 
the impression as to the merits of the Anglo-Portugucse Treaty, the reason 
of the negotiations which led to it is no longer misunderstood by students of 
the West African question. The revulsion of opinion on this subject is stri- 
kingly illustrated by the fact that whereas a few months since the German 
Government absolutely refused to recognize the sovereignty of Portugal on 
the Congo, maintaining that she had no stronger claim to the territories on 
that river than any other Power which frequented them, Germany has now, 
in conjunction with Great Britain and France, recognized her claim to the 
southern bank of the river up to the very point which was fixed by the Eng- 
lish Treaty; it cannot be doubted, that this change has resulted from the 
closer examination of facts to which the Conference has led. || While misunder- 
standings have been dispelled as regards the past a settlement has been ob- 
tained which should dispose, for the present at least, of territorial rivalries. 
Portugal extends her sovereignty to the southern bank of the Congo; France 
advances the coast-line of her Gaboon Colony to the Chiloango, where she 
meets the frontier of a strip of territory reserved to Portugal on the coast 
north of the Congo; while the latter Power, recognizing that the International 
Association, the value of whose efforts in the cause of civilization is univer- 
sally appreciated, is deprived by the French advance of its access to the sea 
by the Quilloo Valley, withdraws in its favour all claim to the north bank 
of the Congo and to a certain portion of the adjoining coast-line. By this 
distribution the whole available coast is absorbed, while provision has been 
at the same time made for the prevention of frontier disputes in the interior. , 
England has had no share in this distribution of territory, having confined 
herself to lending her aid to promote an amicable settlement between the 
parties interested. She entered the Conference as mistress of almost the entire 
coast-line from the western limit of her Gold Coast Colony to the Cameroons, 
and she had no desire to increase her responsibilities; she was indeed well 
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pleased to see, that other Powers were ready to undertake the charge of pro- Nr. 8608. 
tecting the natives of the continent, and preventing the anarchy and lawless- britanalan, 
ness which must have resulted from the influx of traders of all nations into 21. Feb. 188. 
countries under no recognized form of government. || But, though claiming no 
territory on the Congo, she had nevertheless important interests at stake. It 
was essential for her to secure, that her commerce should not be at a disad- 
vantage in the large field which enterprise is opening up. In her Colonies 
and Protectorates she has no concessions to make, for in them the British 
trader has no advantages over his foreign rivals; her only object, therefore, 
was to secure, that other markets shall be as free as her own. That the 
Congo markets shall be free has been unanimously declared by the parties 
to the Conference. Freedom of navigation is secured and the International 
Commission established. In the whole basin of the river merchants have the 
freedom of competition, the security of fair rivalry, the guarantees against 
differential treatment which alone the British trader requires when he enters 
& fresh market. || It is not for me to offer an opinion as to whether the san- 
-guine expectations entertained in some quarters as to the value of the mar- 
kets of the Congo Basin are likely to be at once realized, or whether mer- 
chants will have to await the slower process of gradual development; but in 
either contingency British trade has a fair start. The Declaration as to free- 
dom of commerce has been carefally framed; it has been anxiously scrutinized 
by the keenest critics, those interested in the benefits of it, and I have seen 
with satisfaction that, since the apprehension which was entertained that, 
under an interpretation of a certain clause, differential treatment might be 
possible at the end of twenty years, has been dissipated by the emphatic 
expression of opinion to the contrary which I drew from the Conference, no 
doubt seems to have been expressed that, as far as words can go, the docu- 
ment gives ample satisfaction. || The objection has been raised in some quar- 
ters that, whilst the interests of commerce have been carefully studied, those 
of the natives have not received sufficient consideration, and the fear has been 
expressed that the welfare of the blacks may have been subordinated to the 
commercial wants of the whites. I venture to say, that, if this objection is 
sound, the work of the Conference has not fulfilled its intentions. But to 
meet it I would point to the Slave Trade Declaration. If the present condi- 
tion of the negro of the Congo were that of undisturbed idleness, and if that 
condition were his highest happiness, it might be contended that he might 
not benefit by contact with civilization; but the inhabitants of the districts 
of the Congo Basin can calculate on no such easy existence; hanging over 
their lives is the constant terror of the slave-gang, with all its attendant 
horrors, The approach of civilizing Powers brings to them safety, for the 
slave-gang is doomed; the Powers have bound themselves to suppress the 
internal Slave Trade by every means which may be at their command; the 
slave-dealer’s trade will be in the Congo regions at, it may be hoped, no 
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ae oe. distant date as effectually extinguished on land as it has been on the sea. , 
britannien. The Powers have further, by their Neutrality Declaration, engaged to endea- 
31 Feb. 1885. your to preserve these regions from the evils of war. || If considerations of 
material interests and economic motives have prevented the approval of mea- 
sures for the prevention of the introduction of spirits, a step has been taken 
in that direction by the expression of a general wish in favour of the control 
of the traffic. || I think, that in these considerations will be found an answer 
to the fear that the Conference has neglected humanitarian considerations. It 
is, indeed, impossible to have watched its proceedings from day to day without 
being impressed with the fact that such considerations have occupied a pro- 
minent place in the discussions. || Without exaggerating the importance of the 
work that is now concluded, I think I should be justified in saying that its 
results can hardly fail to be considerable. || All the Powers of Europe and 
the United States of America, many Powers being included who are wedded 
to protective commercial systems, have met and pronounced themselves, by 
solemn engagements, in favour of absolute commercial freedom in vast terri- 
tories hitherto closed in great part to the outer world. This general adoption. 
of liberal commercial principles must, from the point of view of Great Bri- 
tain, be an advance in the right direction. But I would also advert to the 
general benefit derived from an interchange of views between the Powers on 
economic, administrative, and humanitarian questions, which can hardly fail 
to have an enduring result, The beneficial effect of free discussion on these 
points has been unmistakable. As an instance, I would specify the debates 
on the third basis, at the commencement of which England stood alone in 
her refusal to treat all occupations, whatever might be their character, as 
entailing the same obligations; it was gradually understood, that her objection 
that there was an essential distinction between the obligation of a Sovereign 
and of a Protecting Power was based on the exceptional experience which 
she has derived from her large Colonial Empire; her advice prevailed; and 
the Powers were eventually unanimous in admitting the validity of her con- 
tention. The knowledge gained on this head, as on others, must tend in 
future to harmony of treatment of subjects on which there has hitherto been 
divergence. || I trust, that England at least, who, while endeavouring to show 
the same spirit of conciliation which has been remarkable on the part of all 
the Powers, did not yield any point which she considered to be essential, 
will have no reason to be dissatisfied with the substantial results that have 
been obtained from a meeting of Powers in which no result at all could have 
been recorded if dissent on the part of one had prevented the possibility 


of unanimous agreement. || I have, &c. 
Edward B. Malet, 


En 
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Nr. 8609. FRANKREICH. — Botschafter in London (Waddington) 
an den engl. Minister des Ausw. (Granville) — An- 
kündigung der Blokade der Häfen von Formosa. [B. 2.]*) 


Londres, le 24 Octobre, 1884. 

M. le Comte, — Pour faire suite & ma lettre du 22 de ce mois, relative 
au blocus effectué par les forces navales Françaises sur une partie des côtes 
de lle de Formose, j'ai l'honneur d'adresser à votre Seigneurie copie de la 
Notification officielle de ce blocus, telle qu’elle a paru au “Journal Officiel.” | 
Je vous serais très reconnaissant, M. le Comte, de vouloir bien porter les 
dispositions qu'elle contient à la connaissance du Département compétent. | 
Veuillez, &c. Waddington. 


Nous, Soussigné, Vice-Admiral commandant en chef les forces navales 
Françaises dans l’Extr&me-Orient, || Agissant en vertu des pouvoirs qui nous 
appartiennent, || Déclarons: 

Qu’& partir du 23 Octobre, 1884, tous les ports et rades de l'Ile For- 
mose, compris entre le Cap Sud, ou Cap Nan-sha, et la Baie Soo-au, en 
passant par l’ouest et le nord (ces points placés, le premier par 21° 55’ lati- 
tude nord, et 118° 30’ longitude est de Paris; le second par 24° 30’ latitude 
nord, et 119° 33° longitude est de Paris) seront tenus en état de blocus 
effectif par les forces navales placées sous notre commandement, et que les 
bätiments amis auront un délai de trois jours pour achever leur chargement 
et quitter les lieux bloqués. || Ii sera procédé contre tout bâtiment qui tenterait 
de violer le dit blocus conformément aux lois internationales et aux Traités 


en vigueur. | Courbet. 
A bord du cuirassé Français “Bayard, le 20 Octobre, 1884. 





*) B. bezeichnet das englische Blaubuch ,Correspondence respecting hostilities 
between France and China and the rights of neutrals.’ (C—4359.], G. das französische 
Gelbbuch ,Affaires de Chine 1885.’ Die Zahlen verweisen auf die Nummern, welche die 
Aktenstiicke in diesen Publikationen haben. Anm. der Red. 
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Nr. 8610. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den franz. 
-Botschafter in London. — Wünscht Verständigungüber 
die Handhabung der Blokade. [B. 4. 
Foreign Office, October 31, 1884. 

M. l’Ambassadeur, — I have the honour to acknowledge the receipt of 
your Excellency’s letter of the 24th instant, inclosing a copy of the notifi- 
cation of the blockade of the ports of Formosa by the French naval forces 
in China as it appears in the „Journal Officicl.” || In thanking you for that 
communication, I beg to transmit copies of the “London Gazette,” in which 
that notification has been duly published in the usual manner. || I avail myself 
of this opportunity, M. l’Ambassadeur, to ask your Excellency to be good 
enough to consider, in communication with your Government, whether it might 
not be desirable that some understanding should be arrived at between Great 
Britain and France as regards the exercise of belligerent rights and the obli- 
gations of neutrality flowing from the notification of the blockade. The posi- 
tion of affairs up the present time has been, that both France and China have 
abstained from asscrting or exercising those belligerent rights of visit and 
search over neutral vessels on the high scas which are incident to a state 
of war. || In these circumstances, Her Majesty's Government have, on their 
side, abstained from issuing the usual Proclamation of Neutrality. || They still 
entertain the hupe, that some pacific solution may be found of the present 
difficulty, and they are most reluctant to take any step which could aggravate 
the situation. But the notification of blockade which has now been issued 
by France to neutral Powers has created a different situation. It indicates 
an intention on the part of France of entering upon a new phase of hosti- 
litics and of asserting belligerent rights over neutral vessels. If so, it is of 
the highest importance, that British ship-owners and merchants in China should 
not be left in doubt as to their position and liabilities in regard to their 
trade with China, which has already suffered severely from the existing state 
of affairs. On the other hand, it may still be the wish and intention of the 
French Government to confine the operations of war to particular localities, 
and while warning off neutral vessels and preventing all access by them tu 
the blockaded ports of Formosa, to refrain altogether from exercising over 
them the belligerent rights of visit and of capture. || If the French Govern- 
ment should be disposed to limit the exercise of the rights of war over 
neutral vesscls in the manner above indicated, Her Majesty's Government 
would consider it unnecessary to modify the instructions issued by them for 
the observance of neutrality during the hostilities, and which are at present confined 
to the observance of the provisions of the Foreign Enlistment Act. || I have the 
honour to request your Excellency to invite the consideration of your Govern- 
ment to the above observations, and to inform me of their view and wishes 
on this important subject. || I have, &c. Granville. 
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Nr. 8611. FRANKREICH. — Botschafter in London an den engl. 
Min, des Ausw. — Die franz. Regierung nimmt die 
Rechte der Kriegführenden gegenüber den Neutralen 

auf hoher See nicht in Anspruch. [B. 5.) 


Londres, le 5 Novembre, 1884. 


M. le Comte, — Je n’ai pas manqué de transmettre à mon Gouvernment Nr. 8611. 


copie de la dépêche que votre Seigneurie m’a fait l’honneur de m’adresser le 
31 October dernier à la suite de la notification que j'avais été chargé de lui. 
faire du blocus d’une partie du littoral de Formose par les forces navales 
Françaises réunies sous le commandement de l’Amiral Courbet. || M. Jules Ferry 
m’accuse aujourd’hui réception de cette communication dans des termes qui 
ne laissent planer aucun doute sur la facon dont cette mesure doit étre 
envisagée par les Puissances amies. || Ainsi que jai eu l’honneur de vous 
Yannoncer, M. le Comte, au cours de nos derniers entretiens, il n’entre pas 
dans la pensée du Gouvernment de la République, en bloquant certains ports 
de Formose, de faire entrer la lutte, qui se poursuit dans l’Extrême-Orient, 
dans une nouvelle phase ayant pour conséquence de l’armer, à l'égard des 
neutres, des droits conférés aux belligérants. La ferme résolution du Cabinet 
Français est de limiter strictement le blocus aux dispositions nécessaires pour 
interdire d’une manière absolue l'accès des parages spécifiés dans la Notifi- 
cation du 20 Octobre. Pas plus aujourd’hui qu'auparavant, il n’entend reven- 
diquer le droit qui appartient aux seuls belligérants de visiter et de capturer 
en haute mer les bâtiments étrangers. L’action des croiseurs Français se 
bornera à maintenir un blocus effectif, et à cn assurer le respect, soit en 
repoussant, soit en capturant les navires qui tenteraient d’en forcer les lignes. Ce 
sont là des droits que l'Angleterre, comme la France, a exercés dans des circonstan- 
ces semblables en dehors de toute guerre déclarée, et dont les jurisdictions spé- 
ciales des deux pays ont consacré la légitimité. || Nous ne saurions donc 
prévoir qu’un désaccord püt s'élever sur ce point, et il est à peine besoin 
de dire que les Commandants de forces navales Françaises s’efforceront dans 
la pratique de concilier, autant que possible, la rigueur de leurs instructions avec 
les ménagements dus au pavillon d’une Puissance amie. || Je me plais à espérer, 
M. le Comte, que ces explications auront pour effet de dissiper toutes les 
incertitudes qu’aurait pu faire naître dans l'esprit de votre Seigneurie la 
mesure de contrainte prise par le Gouvernement de la République à l'égard 
de la Chine dans les eaux de Formose, et de lui démontrer, en même temps, 
que le Cabinet de Paris, en ce qui concerne l'exécution de ce blocus, se 
trouve être en parfaite communauté d'idées avec les vues exposées par le 
Gouvernement Britannique dans sa note du 31 Octobre. || Veuillez, &c. 


Waddington. 





Nr. 8612. 
Gross- 
britannien. 
11.Nov. 1884. 
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Nr. 8612. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den franz. 
Botschafter in London. — Die engl. Regierung er- 
kennt das franz. Princip der Blokade im Frieden 
nicht an, will jedoch von einer förmlichen Neutrali- 
täts-Erklärung vorläufig Abstand nehmen. [B. 6.] 


Foreign Office, November 11, 1884. 

M. l’Ambassadeur, — Her Majesty’s Government have had under their 
consideration the communication which I had the honour to receive from your 
Excellency on the 5th instant, in reply to my note of the 31st ultimo, 
respecting the recent notification by your Government of the blockade of the 
ports of Formosa by the French naval forces in China. || Your Excellency 
informs me, that in establishing that blockade the Government of the Republic 
has no intention of asserting belligerent rights as against neutrals such as 
the right of visit and capture on the high seas, but only to maintain an 
effective blockade to be enforced either by driving away or by capturing 
vessels which should attempt to violate it. Your Excellency adds, that such 
blockades may be established without war; that they have been resorted to 
both by Great Britain and France in similar circumstances, and their validity 
recognized by the Tribunals of both countries. || I regret to have to inform 
you, M. l’Ambassadeur, that Her Majesty’s Government are unable to concur 
in the views expressed in your Excellency’s letter on this subject. || They do 
not think, that it is expedient or necessary to discuss the circumstances and 
conditions under what is termed a pacific blockade might be established con- 
sistently with the principles of the law of nations. But they cannot admit, 
that the blockade of the ports of Formosa, which has been notificd to neutral 
Powers, can be considered in the light of a pacific blockade. Actual hosti- 
lities have already taken placc between France and China on a large scale 
and of a character which is quite inconsistent with a state of peace. || Moreover, 
the contention of the French Government, that a “pacific blockade” confers 
on the blockading Power the right to capture and condemn the ships of 
third nations for breach of such a blockade, is opposed to the opinions of 
the most cminent statesmen and jurists of France, and to the decisions of its 
Tribunals, and it is in conflict with well-established principles of international 
law. || Her Majesty’s Government consider, that the hostilities which have taken 
place, followed by a formal notice of blockade, constitute a state of war 
between France and China, and they are prepared to recognize the blockade 
of the ports of Formosa as a belligerent blockade, carrying with it the usual 
belligerent rights as against neutrals. || Nevertheless, for the reasons explained 
in my note to your Excellency of the 31st ultimo, and considering the present 
circumstances and the limits imposed by the French Government on their 
operations in China, Her Majesty’s Government will not aggravate the situa- 
tion by issuing a formal Proclamation of Neutrality, and enforcing all the 
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strict rights of neutrals, so long as the hostilities are confined to particular Nr. 8612. 
one . . .. . Gross- 

localities, aud both France and China refrain from exercising against neutrals pritannieu, 

the belligerent right of visit and capture on tne high seas. || Her Majesty’s !!-Nov. 188. 


Government desire to impress on the French Government in the clearest 
manner that, they cannot admit the right of visit or capture of British ships 
unless it be founded on the law of nations applicable to a state of war. || 
I have, &c. 

Granville. 





Nr. 8613. FRANKREICH. — Botschafter in London an den engl. 
Min. des Ausw. — Zulässigkeit der Blokade im Frie- 
den. [B. 7. 


Londres, le 21 Novembre, 1884. 


M. le Comte, — Par une lettro en date du 11 courant, en réponse aux Nr. 8618. 
éclaircissements que j'avais eu l'honneur de fournir à votre Excellence, rela-,, À, 1884 


tivement à la nature du blocus de Formose, vous m'avez fait part des vues 
et des résolutions du Gouvernement de la Reine dans cette question, || Il en 
résulte que le Gouvernement Français ne serait pas fondé à faire rentrer ce 
blocus dans la catégorie des blocus pacifiques, les mesures de cette nature 
nimpliquant pas, au profit des forces bloquantes, le droit de prise sur les 
navires étrangers. || Le Gouvernement de la Reine estime, en conséquence, que 
depuis la Déclaration du 23 Octobre dernier, la France se trouve en état de 
guerre avec la Chine et il est disposé à reconnaître à la première de ces 
Puissances tous les droits que le blocus entraîne pour des belligérants au 
regard des neutres. || Néanmoins, en raison des circonstances ct des limites 
restreintes qui sont assignées actuellement aux opérations Françaises, le Gou- 
vernement de la Reine est décidé à ne pas publier une Déclaration spéciale 
de neutralité, tant que les hostilités resteront localisées et que la Chine et la 
France s’abstiendront d'exercer en haute mer les droits de visite et de prise. |) 
Mon Gouvernement a pris, avec tout le soin qu’elles méritent, connaissance 
des déclarations de votre Excellence. Sur la question de principe il a le 
regret de ne pouvoir se rallier aux vues du Gouvernement de la Reine et 
croit devoir maintenir entièrement la doctrine dont je me suis fait l'interprète 
auprès de votre Seigneurie, par ma lettre du 5 de ce mois. Cette réserve 
faite sur le point de droit, le Gouvernement de la République prend acte, 
avec satisfaction, de la résolution prise par le Gouvernement de la Reine de 
ne pas édicter de Déclaration de neutralité. Le désir de mon Gouvernement 
est de causer le moins de trouble possible aux intérêts du commerce étranger; 
il ne peut donc que se féciliter d’une mesure qui sauvegarde ces intérêts. || 
Il est bien entendu d’ailleurs que les dispositions résultant du blocus tel que 
Staatsarchiv XLV. 17 


Nr. 8613. 
Frankreich 
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l'entend le Gouvernement Français, restent limitées à Formose et que, jusqu'à 


al. Nor. 1884. nouvel avis, les Commandants des croiseurs de la République s’abstiendront 


Nr. 8614. 
China. 


21.Nov. 1884. 


Nr. 8816. 
Gross- 
britannion. 


26. Nov. 1884. 


d’exercer en haute mer les droits de visite et de capture sur les bätiments 


étrangers. || Veuillez, &c. 
Waddington. 





Nr. 8614. CHINA. — Gesandter in London (Tseng) an den engl. 
Min. des Ausw. — Hofft, dass der „Foreign Enlist- 
ment Act’ in allen englischen Gebieten zur Anwen- 
dung kommen wird. [B. 9. 


(Received November 24.) Chinese Legation, November 21, 1884. 

My Lord, — At the interview which I had the honour of having with 
your Lordship at the Foreign Office on the 18th instant, I understood your 
Lordship to say, when referring to the blockade which the French fleet has 
recently imposed on certain ports in the Island of Formosa, that Her Majesty’s 
Government had decided to recognize that blockade, but that, so long as the 
French Government did not claim the right of a belligerent to interfere with 
British ships on the high seas, Her Majesty’s Government would merely insist 
on the observance of the Foreign Enlistment Act, and not issue any Procla- 
mation of Neutrality. || In view of the importance of this declaration, I think 
it advisable to inform your Lordship, that I take the statement that Her 
Majesty's Government will cause the Forcign Enlistment Act to be enforced 
to mean that the Act will be put into execution, not only as regards Hong- 
Kong, but as regards all parts of Her Majesty’s dominions, and that, con- 
sequently, ships belonging to the French and Chinese naval and military ser- 
vices will not be allowed to equip, that is, to coal, or do any other thing 
which might adapt them for the sea, or increase their warlike force, either 
at Hong-Kong, or at any of those places in Her Majesty’s dominions where 
ships proceeding to, or returning from, China are accustomed to call. | 
I have, &c. [B. I] 

Tstng. 





Nr. 8615. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den chi- 
nesischen Gesandten in London. — Zusagende Antwort 
auf Nr. 8614. 


Foreign Office, November 26, 1884. 
M. le Ministre, — I have the honour to acknowledge the receipt of 
your letter of the 21st instant, referring to my conversation with you on the 





Tonkin (Rechte der Neutralen). 259 


18th instant respecting the Notification issued by the French Government of Nr. £15. 
the blockade of a portion of the coasts of Formosa by their naval forces en. 
under Admiral Courbet. || In regard to your remarks as to the observance of.26.Nov. 1884. 
the Foreign Enlistment Act by Her Majesty’s Government, I have the honour to _ 
‚state to you tbat the Act will be enforced not only at Hong-Kong, but at 

all British ports. || I beg further to point out, that clause 8, sub-section 3, 

of the Act prohibits the “equipping” of any vessel which it is believed will 

be employed in the military or naval service of any foreign State at war with. 

any friendly State, and that the term “equipping” is explained in the Inter- 
pretation Clause (30) of the Act. || I have, &c. 


Granville. 


Nr. 8616. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den franz. 
Botschafter in London. — Die engl. Regierung er- 
kennt die Blokade an, da Frankreich und China sich 
‘de facto’ und ‘de jure’ im Kriegszustande befinden. 
[B. 10. 


Foreign Office, November 26, 1884. 

M. l'Ambassadeur, — In our conversation on the 17th instant your Ex- Nr. 8616. 
cellency spoke to me on the subject of the letter which I had the honour of yrtannien. 
addressing to you on the 11th instant with regard to the French blockade 26.Nov. 1884. 
of certain ports in the Island of Formosa. || Your Excellency stated, that you 
understood from that letter that Her Majesty’s Government preferred that the 
blockade should be considered as local, though of a belligerent character. | 
I replied, that I had no intention of expressing any preference, and that the 
object of the letter had been to guard ourselves against admitting a principle 
of international law in which we did not concur. || It was agreed, that we should 
both refer again to the letter in question and examine its wording. || On the 
following day your Excellency recurred to the subject, and stated that after 
a further perusal of the letter you understood it to mean that Her Majesty’s 
Government did not acknowledge a pacific blockade on the coast of Formosa, 
and that in order to avoid all difficulty and discussion at present Her Majesty’s 
Government prefer to recognize the blockade as a legitimate blockade, car- 
rying with it the usual belligerent rights as against neutrals. || Consequently, 
your Excellency continued, if blockade runners or other vessels were to force the 
blockade, Her Majesty’s Government would recognize the right of French cruizers 
to capture or fire into them; the whole being a de facto arrangement without 
discussing any new principle. || I have since had the honour to receive your 
Excellency’s note of the 21st instant on the same subject. || I think it will be 


better, for the sake of clearness, to explain at somewhat greater length the 
17° 
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Nr. 8616. exact intention of my letter of the 11th ultimo. || It was not meant to express 

britemnien, any preference for a “local” or for a “belligerent” bluckade, or for a special 

26.Nov. 1884 “arrangement.” Her Majesty’s Government consider, that a state of war exists 
between France and China de facto and de jure. They have instructed the 
Governor of Hong-Kong to enforce the provisions of the Foreign Enlistment 
Act (which is only operative during the existence of hostilities betwecn forcign 
States with which Her Majesty is at peace), and the French Admiral has given 
his assurance that he will scrupulously observe its provisions. Bombardments 
and other hostilities have taken place, and the French Government have 
proclaimed to neutral Powers the effective blockade of the ports of Formosa, 
and have warned Her Majesty’s Government that British ships attempting to 
enter those ports, to which they have the right of access by Treaty, will be 
captured. || Her Majesty’s Government cannot admit any such novel doctrine as 
that British ships are liable to capture for entering certain Treaty ports in 
China in time of peace. But they maintain, that a state of war exists, and 
therefore they do not deny the right of the French Government to establish 
an effective blockade of the ports in question according to the laws of war, 
and to capture neutral vesscls attempting to force it. Her Majesty’s Govern- 
ment admit, that they are bound to recognize the blockade as a belligerent 
blockade, and to submit to the exercise by either belligerent of the rights of 
war which the law of nations accords as against neutral vessels. But the 
French Government, with the view of alleviating the consequences above men- 
tioned as against neutrals, have declared, that they do not propose to exercise 
the right of visit or capture over neutral ships on the high seas, to which 
they are entitled, in order to prevent the carriage of contraband of war to 
China. || Her Majesty’s Government, on the other hand, being reluctant to 
aggravate the situation, have declared, that so long as the hostilities are con- 
fined to particular localities, and neutral vessels are not interfered with on 
the high seas, they will not issue a Proclamation of Neutrality in the usual form 
and exercise the strict rights of neutrality as regards belligerent vessels in 
British ports, but will confine themselves to the enforcement of the Forcign 
Enlistment Act. Such is the precise situation from the point of view of Her 
Majesty’s Government, and it will be understood from what I have stated that 
the continuance of this state of things depends on the adherence of the French 
Government and their naval authorities to the declaration above mentioned 
as to abstention from exercising the right of visit and capture over British 
vessels on the high seas. || I have, &c. 


Granville. 
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Nr. S617. FRANKREICH. — Min. des Ausw. (Ferry) an den franz. 
Botschafter in London. — Die strengere Handhabung 
des ‘Foreign Enlistment Act’ veranlasst die fran- 
zösische Regierung, die Rechte der Kriegführenden 
gegen die Neutralen in vollem Umfange in Anspruch 
zu nehmen*) [G. 3.] 


Paris, le 24 janvier 1885**). 


Monsieur, j'ai l’honneur de vous communiquer ci-joint deux télégrammes Nr. 8617. 
qui m'ont été adressés hier par nos consuls à Singapore et à Hong-Kong. Il24. Jan. 1885. 


en résulte, comme vous le verrez, que des ordres envoyés de Londres prescri- 
vent dorénavant aux autorités coloniales anglaises une application plus rigou- 
reuse des prescriptions du Foreign enlistment act. D’après les notifications 
faites à nos agents, nos vaisseaux de guerre n’auront plus la faculté de se 
réparer, ni même de faire du charbon dans les ports anglais; du moins ne 
pourront-ils y prendre que la quantité de charbon nécessaire pour gagner le 
port le plus proche du théâtre des opérations navales, cette faculté n'étant 
d’ailleurs concédée à chacun d’eux qu'une fois par trois mois. || Ces résolu- 
tions, dont nous n’entendons nullement discuter la légitimité, n’ont pas été 
sans nous causer quelque surprise. Dès le 4 septembre dernier, le consul de 
France à Victoria annonçait qu’une proclamation, publiée la veille sur les 
ordres reçus de Londres, prescrivait la mise en vigueur du Foreign enlistment 
act. Néanmoins, un de nos cuirassés, le La Galissonniére, et le torpilleur 
français n° 46 étaient admis, le jour même, dans les bassins de Hong-Kong, 
où ils ont pu librement réparer les avaries qu’ils avaient subies dans la rivière 
de Fou-Tchéou. Depuis lors, les bâtiments de notre marine de guerre n’ont 
éprouvé aucune difficulté à se ravitailler dans les ports de la mer des Indes 
et des mers de Chine. || D’autre part, l'attitude que le Gouvernement de Sa 
Majesté Britannique avait résolu d'observer provisoirement, en l’état de notre 
conflit avec la Chine, était indiquée avec précision dans la communication que 
vous aviez reçue de lord Granville à la date du 26 novembre dernier. D’après 
cette communication, “le Gouvernement de Sa Majesté Britannique considérait 
qu’il existait entre la France et la Chine un état de guerre de facto et de 
jure”. Toutefois, il voulait tenir compte de ce fait “que le Gouvernement 
français, en vue d’atténuer les conséquences de la guerre en ce qui concerne 
les vaisseaux neutres, déclarait qu’il ne se proposait pas d’exercer le droit de 
visite ou de capture sur les vaisseaux neutres en pleine mer, droit qui lui : 
appartient, afin de prévenir le transport de la contrebande de guerre à desti- 
nation de la Chine”. Dans cet état de choses, le Gouvernement anglais, “ne 


nn 


*) Diese Depesche wurde sämmtlichen französischen Legationen bei den See- 
mächten mitgetheilt. Anm. d. Red. 
**) Eine entsprechende Note wurde von Waddington an den engl. Min. des Ausw. 
am 29. Januar gerichtet. Anm. d. Red. 


Nr. 8617. 
Frankreich. 
24. Jan. 1885. 


Nr. 8618. 
Gross- 
britannien. 
28. Jan. 1885. 
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voulant pas aggraver la situation, déclarait, de son côté, que, tant que les 
hostilités seraient limitées à certaines localités et qu’on n’entraverait pas les 
vaisseaux neutres en pleine mer, il s’abstiendrait d'émettre une proclamation 
de neutralité dans les formes ordinaires, et d'exercer strictement les droits 
de neutralité vis-à-vis des navires des belligérants, dans les ports britanniques, 
ct qu'il se bornerait à la mise en vigueur du Foreign enlistment act.” || Le 
modus vivendi, déterminé par ces déclarations et consacré par la pratique des 
derniers mois, se trouve évidemment modifié à notre désavantage par les in- 
structions qui viennent d’être envoyées aux autorités des possessions coloniales 
anglaises. Nos croiseurs ne devant plus trouver dans les ports étrangers les 
facilités qu'ils y ont rencontrées jusqu’à présent, il n’y a plus de raison pour 
qu’ils s’abstiennent de soumettre les bâtiments neutres à une exacte surveil- 
lance. La situation nouvelle, qui leur est faite par une application plus 
rigoureuse des règles de la neutralité, nous détermine à avancer l'heure que 
nous aurions choisie pour revendiquer le plein et entier exercice des droits 
reconnus aux belligérants par la loi internationale. || Des ordres en ce sens 
vont être adressés aux commandants de nos escadres. Je vous serai obligé 
de vouloir bien en aviser le Gouvernement de la Reine, en ajoutant, d’ailleurs, 
que nous entendons nous conformer strictement aux règles de la Déclaration 
du Congrès de Paris du 16 avril 1856. || Je n’ai pas besoin de dire que notre 
résolution ne doit, à aucun titre, être envisagée comme un acte dirigé contre 
le Gouvernement anglais, dont nous nous plaisons à reconnaître la parfaite 
correction et les procédés bienveillants depuis le début de notre conflit avec 
la Chine. Vous devrez, au contraire, lui donner l'assurance que des recom- 
mandations expresses seront faites aux commandants de nos forces navales, 
pour qu'ils continuent à user de tous les égards et de tous les tempéraments 
conciliables avec les intérêts légitimes du commerce britannique et la néces- 
sité de prévenir l'importation en Chine de la contrebande de guerre. 
Jules Ferry. 





Nr. 8618. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botschafter in Paris. — Gründe für die stricte An- 
wendung des ‘Foreign Enlistment Act’. [B. 15.] 


(Extract.) Foreign Office, January 28, 1885. 

In a conversation with M. Waddington this afternoon on the subject of 
the enforcement of the Foreign Enlistment Act, I reminded his Excellency 
that we had informed the French Government, through him, that, in view of 
the character of the hostilities going on between France and China, we were 
legally bound to put that Act into force, the object of the Act being to pre- 
vent assistance being given to either side which would be inconsistent with 
our position as neutrals. || With a view to avoid aggravating the situation, we 
agreed with the French Government not to issue a Proclamation of Neutrality, 
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which would entail measures of a much more stringent character than the Nr. 8618. 
simple enforcement of the Foreign Enlistment Act, such as the prohibition britennien. 


to belligerent vessels to remain more than twenty-four hours in British ports, 
unless detained by stress of weather. || The French Government, on their side, 
agreed not to search vessels on the high seas. || Instructions were accordingly 
sent at the time of this correspondence to our Colonial authorities to carry 
out the provisions of the Act. || Rumours had reached us, that those provisions 
were not observed; but for some time we had no official complaints. || In 
November, however, a formal complaint was made on the subject by the Chinese 
Government, and was twice repeated, and we also received from our Colonial 
Governors applications for more detailed instructions. These we issued under 
the authority of our legal advisers, in order to protect ourselves from very 
serious pecuniary claims. 








Nr. S619. GROSSBRITANNIEN — Min. des Ausw. an den franz. 
Botschafter in London. — Erkennt die Rechtmässig- 
keit der französischen Maassregel an. [B. 17.] 


Foreign Office, January 31, 1886. 


| M. l'Ambassadeur, — I have the honour to acknowledge the receipt of Nr. 8819. 
your Excellency’s note of the 29th instant*) in which you acquaint me, that Nee 
the French Government, whilst fully recognizing the correctness of the attitude 31. Jan. 1885. 


of Her Majesty’s Government in regard to the enforcement of the Foreign 
Enlistment Act, in view of the hostilities between France and China, do not 
feel themselves any longer in a position to waive the full exercise of the 
rights accorded to belligerents by international law, and that instructions in 
that sense are about to be addressed to the French Naval Commanders. || Her 
Majesty’s Government cannot contest the right of the French Government to 
avail themselves of all the precautions allowed by international law against 
the transport of contraband of war, and they take note with pleasure of your 
Excellency’s assurance that the French Naval Commanders will be instructed 
to exercise their duties in this respect with all possible moderation and re- 
spect for the legitimate interests of British commerce. || I had the honour, 
M. l'Ambassadeur, at our last interview, to explain fully to your Excellency 
the obligation imposed upon Her Majesty’s Government by the Foreign Enlist- 
ment Act, and the nature of the instructions which have been sent to the 
Governors of Her Majesty’s Eastern Colonies in this respect; and it only re- 
mains for me, therefore, to assure your Excellency, that Her Majesty's Govern- 
ment do not contemplate any change in their attitude on this question, which 
is now, as previously, confined to the enforcement of the Act in question. | 
I have, &c. Granville. 





*) Vgl. Anm. **) zu Nr. 8617. 


Nr. 8620. 
Gross- 
britannion. 
2. Febr. 1885. 


Nr. 8621. 
Frankreich. 
14.Febr. 1885. 
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Nr. 8620. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botschafter in Paris. — Instruction für die Gouver- 
neure der östlichen Kolonieen. [B. 18]. 


Foreign Office, February 2, 1885. 

My Lord, — I transmit to your Excellency, for your information, a copy 
of the instructions which have been sent to the Governors of Her Majesty’s 
Eastern Colonies with regard to the enforcement of the Forcign Enlistment 
Act; and I also inclose copies of further correspondence on this subject which 
has passed between M. Waddington and myself. || I am &c. 

Granville. 


Instructions to Governors of Eastern Colonies. 


Referring to 10th section of Foreign Enlistment Act, public ships. of 
either belligerent should not be allowcd supplies such as would assist naval 
operations. Therefore, no more coal should be furnished to any belligerent 
ships than would be necessary for moving to the ncarcst national port or 
nearer destination. Also repairs of belligerent ships and supply of provisions 
for crew should be restricted to such as are necessary to enable belligerent 
ship to hold the sea on voyage to such destination as aforesaid. You should 
allow no repairs to be effected or supplies furnished to belligerent ship ex- 
cept under supervision of local authorities, whose duty it would be immedia- 
tely to report to the Governor in each case in which the limits imposed were 
being infringed. 

Repeat telegram to Governor of Ceylon and Governor of Straits 
Settlements. 








Nr. 8621. FRANKREICH. — Min. des Ausw. an den Min. der Ma- 
rine und Kolonieen. — Stimmt dem Vorschlage des 
Admirals Courbet, Reis als Kriegscontrebande zu be- 
handeln, bei. [G. 12. 


Paris, le 14 fevrier 1885. 

Monsieur l’Amiral et cher Collègue, vous m’avez transmis, à la date d’hier, 
un projet de télégramme que vous vous proposez d’envoyer à l’Amiral Courbct 
en réponse à sa. demande de considérer le riz comme contrebande de gucrre. 
Devant l’insistance de l’Amiral pour obtenir l'autorisation de saisir le riz sous 
pavillon neutre, j'ai soumis la question à un nouvel examen, dont le résultat 
a été qu'aucune règle formelle de droit des gens n'empêche de traiter 
accidentellement comme contrebande de guerre une denrée dont la privation 
pourra conduire l'ennemi à demander la paix. Dans ces conditions, nous ne 
devons pas, ce me semble, interdire l'emploi d’un moyen de guerre dont 
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notre Ministre en Chine et le Commandant de nos forces navales s'accordent Nr. 8821 
à reconnaître l'efficacité. || J’estime donc que vous pouvez répondre dès à pré- eus 
sent à l’Amiral Courbet qu'il sera autorisé à saisir le riz sous pavillon neutre. 

Je me réserve de faire les notifications nécessaires aux Puissances neutres. 


Jules Ferry. 





Nr. S622. FRANKREICH. — Min. des Ausw. an die franz. Lega- 
tionen bei den Scemächten. — Reis wird als Kriegs- 
contrebande behandelt werden. [G. 14]*) 


Paris, le 20 fevrier 1885. Nr. 8698. 


Les conditions dans lesquelles notre conflit avec la Chine se poursuit oo rene nae. 
actuellement nous ont déterminés à user du droit qui nous appartient, comme 
belligérants, de considérer et de traiter désormais le riz comme contrebande 
de guerre. Des ordres sont donnés aux commandants de nos forces navales 
pour que cette mesure soit mise à exécution à partir du 26 février; je vous 
prie de vouloir bien le notifier au Gouvernement auprès duquel vous êtes 
accrédité, afin que le commerce neutre puisse en être avisé. | Vous recevrez 
incessamment des renseignements qui vous fixeront sur l’état du droit inter- 
national en pareille matière et vous permettront de répondre aux questions 
dont vous pourriez être saisi. Je vous serai, d’ailleurs, obligé de me com- 
muniquer sans retard la réponse faite à votre notification et les observations 
auxquelles elle aurait donné lieu, 

| Jules Ferry. 








Nr. S623. FRANKREICH. — Min. des Ausw. an die franz. Lega- 
tionen bei den Seemächten. — Rechtfertigung der 
Behandlung des Reis als Kriegscontrebande. [G. 15.] 


Paris, le 21 fevrier 1885. 


Je vous ai fait savoir, à la date d’hier, que le Commandant en chef de nr. seas. 
nos forces navales avait reçu l’ordre de considérer à l’avenir le riz comme D RU TRE. 
contrebande de guerre. Je crois devoir compléter cette information par l'ex- 
posé des raisons qui nous ont amenés à prendre une semblable mesure. 


*) Vgl. Nr. 8625, 8626 und 8627. Die Kabinette von Lissabon [G. 18], Berlin 
[G. 20], Wien [G. 22], Haag [G. 24] und Madrid [G. 26] erhoben keine Einwendungen 
gegen diese Maassregeln. Anm. der Red. 


266 Tonkin (Rechte. der Neutralen). 


Nr. 8628. Il n’est pas nécessaire de rappeler avec quel soin nous nous sommes 

Fer appliqués, dès l’origine de notre conflit armé avec la Chine, à respecter au- 
tant que possible les intérêts des Puissances neutres. (C’est pour ce motif 
que, pendant plusieurs mois, nous avons limité le champ des hostilités, et 
interdit, en même temps, à nos amiraux d’user à l'égard des neutres des 
droits de la guerre maritime, en dehors du cas de violation de blocus. De- 
puis lors, nous avons dû, en présence de l’attitude de la Chine, recourir à 
tous les moyens de coercition autorisés par les règles internationales, tout en 
ordonnant aux commandants de nos vaisseaux d'apporter, dans la pratique, les 
tempéraments compatibles avec les nécessités de la guerre. Nous apprenons 
aujourd’hui que de grandes expéditions de riz doivent partir prochainement 
de Shanghai pour se rendre dans le Nord ‘de la Chine; nos agents dans 
YExtréme-Orient présentent la suspension de ces envois comme étant suscep- 
tible d’exercer une action efficace sur le Gouvernement de Pékin, et nous ne 
saurions nous dispenser d’y recourir, sous peine de nous priver de l’arme la 
plus puissante que les circonstances placent dans nos mains. Deux voies 
s’ouvraient à nous pour atteindre ce but: bloquer Shanghaï et d’autres ports 
ouverts de la Chine, ainsi que nous en avions le droit incontestable, ou inter- 
dire le commerce du riz en le déclarant contrebande de guerre. Fidèles à 
notre système d’atténuer autant que possible pour les neutres les conséquences 
de la guerre, nous nous sommes arrêtés à ce dernier parti. Les sujets des 
Puissances neutres peuvent donc, quant à présent, continuer dans la plupart 
des ports de la Chine le commerce pacifique auquel ils s’y livrent, à la condition 
d’exclure de ce commerce tous les articles de contrebande de guerre, y com- 
pris le riz. Quant à notre droit de faire entrer cette denrée dans la caté- 
gorie des articles prohibés, il ne paraît pas contestable. A côté des objets 
constituant par leur nature méme la contrebande de guerre, comme les armes, 
les munitions, etc., il en est d’autres dont le commerce peut étre accidentelle- 
ment prohibé en temps de guerre, par suite de l'utilité particulière qu’en re- 
tirent les belligérants. C’est ainsi que le charbon a pu, dans certains circon- 
stances, être considéré comme contrebande de guerre, bien qu'il ne contribue 
qu’indirectement & la poursuite des hostilités Au surplus, vous trouverez ci- 
joint une note où sont exposées les considérations d’ordre juridique, dont 
vous auriez à vous inspirer si des explications vous étaint demandées. 


Jules Ferry. 


D’après la Déclaration de Paris du 16 avril 1856, dont le Gouvernement 
français s’est engagé à observer les prescriptions, “le pavillon neutre couvre 
la marchandise ennemie à l’exception de la contrebande de guerre.” Il s'agit 
par conséquent de savoir si le riz est ou peut être déclaré contrebande de 
guerre. || On peut dire qu’actuellement encore les lois internationales ne con- 
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sacrent aucune classification rigoureuse des objets qu’un belligérant est fondé Nr. 8628. 
& traiter comme contrebande de guerre. La théorie et la pratique sont bron seas, 
d’accord pour comprendre sous cette désignation “les objets transportés à l’un 
des belligérants dans le but de faciliter les opérations militaires et dont il 
peut se servir pour faire la guerre.” Dans cette classe sont comprises, sans 
contestation possible, les armes et les munitious de guerre et tous autres ob- 
jets qui, par leur nature même, sont d’un usage spécial à la guerre et servent 
directement à l’attaque ou à la défense. Les instructions adressées aux com- 
mandants de nos forces navales en donnent l’énumération suivante: “Bouches 
et armes à feu, armes blanches, projectiles, poudres et autres matières explo- 
sibles, salpêtre, soufre, objets d'équipement, de campement, de harnachement 
militaire et tous instruments et objets quelconques fabriqués a l’usage de la 
guerre.” || Mais, à côté de ces articles, il en est d’autres qu’un belligérant 
peut avoir un égal intérêt à intercepter, soit parce que son adversaire est en 
mesure de les approprier directement à la guerre, soit parce que la privation 
de tels approvisionnements le met hors d’état de continuer la lutte. Dans 
nos rapports avec la Chine, le riz fait incontestablement partie de cette se- 
conde catégorie: par sa nature même, il n’est pas compris dans la contre- 
bande de guerre proprement dite; mais peut-on l'y faire rentrer par une dé- 
claration expresse comme contrebande accidentelle? | “Si, dit Grotius, je ne 
puis me défendre qu’en interceptant les choses envoyées à mon ennemi, la 
nécessité me donnera le droit de le faire, à moins qu'une autre cause ne sur- 
vienne.” || Vattel est plus explicite: “Les choses, dit-il, qui sont d’un usage 
particulier pour la guerre et dont on empêche le transport chez l’ennemi 
s’appelleront marchandises de contrebande. Tels sont les armes, les muni- 
tions . .... les vivres mêmes, en certaines occasions où l’on espère réduire 
l'ennemi par la faim.” || Tous les auteurs qui ont écrit depuis lors sur la 
matière admettent qu’elle ne comporte pas de règle absolue. Cependant ils 
inclinent pour la plupart à restreindre autant que possible les droits des belli- 
gérants. Pinheiro Ferreira, se plaçant au point de vue de ces derniers, dé- 
clare “qu’il est loisible à toute Puissance belligerante de déclarer contrebande 
de guerre les objets dont elle est sûre que la privation amènera l'ennemi à 
faire la paix ou ceux dont elle a les moyens de lui couper l’approvisionne- 
ment.” || Les publicistes anglais James Reddie, Phillimore, Pratt, Moseley, en- 
seignent que les belligerants peuvent comprendre dans la contrebande de 
guerre: || Les objets qui, quoique l’on ne s’en serve pas généralement dans les 
vues de guerre, comme les grains, la farine, les provisions de bouche... ., 
peuvent cependant venir en aide à ces desseins, particulièrement lorsqu'ils sont 
destinés à ravitailler et à secourir des armées.” || Le droit conventionnel et 
les législations intérieures des Etats ne fournissent pas d’éléments de décision 
plus précis que les dissertations des auteurs. || Un décret hollandais de 1689, 
rendu pendant la guerre contre le Portugal, classait parmi les articles pro- 
hibés: “les grains, les farines, les viandes et en général toutes les céréales et 


Nr. 8623. 
Frankreich. 
21.Febr.1885. 


268 Tonkin (Rechte der Neutralen). 


les substances alimentaires.” | Au XVIIIe siècle, le plus grand nombre des 
conventions qui ont trait à la matière limitent la prohibition aux armes et 
aux munitions de guerre; dans les temps plus rapprochés, de nombreuses con- 
ventions étendent bien au delà la liste des prohibitions, tandis que d’autres 
stipulent pour les neutres une entière liberté de commerce. En 1795, le 
Gouvernement anglais expédia un ordre en Conseil qui enjoignait aux croi- 
seurs d’avoir à s'emparer de tous les navires qu’ils rencontreraient chargés de 
vivres à destination de la France: mais cette mesure donna lieu à des récla- 
mations. Il intervint entre l’Angleterre et les États-Unis une convention (1796) 
portant qu’en raison de le difficulté de préciser les cas dans lesquels les pro- 
visions de bouche et autres articles analogues constituaicnt réellement la 
contrebande de guerre, il était convenu que chaque fois que ces articles 
seraient capturés, il ne serait pas permis de les confisquer, et que l’on indemni- 
serait les propriétaires. || Dans le sens de la prohibition du commerce des 
vivres, on peut citer encore plusieurs ordonnances de l’Angleterre en 1689, 
en 1793. Mais ce qu'il importe surtout de retenir, c’est l’ensemble des 
Déclarations faites devant le Parlement anglais en 1870, lors de la discussion 
du Foreign enlistment act, et qui précisent l’opinion du Gouvernement bri- 
tannique sur la matière. Il en résulte que la qualification des articles de 
contrebande de guerre n’est pas du ressort du droit des gens, et que la 
question se rattache au domaine de la loi municipale ou interne. “Lorsqu'il 
prend lui-même part aux hostilités, soit directement, soit comme allié de l’un 
des belligérants, le Gouvernement anglais prétend devoir ne tenir compte que 
de ses lois municipales, et avoir la faculté d’édicter telles prohibitions qu’il 
juge utile pour atteindre le but de la guerre, et d’étendre ou de restreindre 
à son gré la liste des articles compris sous le nom général de contrebande 
de guerre*).” Le 21 juillet 1870, M. Gladstone, répondant à une question 
posée à la Chambre des Communes, se refusait à définir les objets qui con- 
stituent la contrebande de guerre, “parce qu’une semblable définition serait 
une tâche trop difficile.” Il est, disait-il, des articles qui, “bien que d’une 
importance vitale dans la conduite des opérations belligérantes, ne peuvent 
être définis dans leur nature que par les circonstances du cas qui se pré- 
sente.” En mème temps, il citait une lettre du Foreign Office, du 18 mai 
1859, d’où il résulte que la Cour des prises de l’État capteur est seule 
compétente pour décider si la marchandise saisie est ou non contrebande de 
guerre. || Les Cours d’amirauté de la Grande-Bretagne ont consacré cette doc- 
trine par plusieurs arrêts et elles ont décidé notamment “que les souverains 
ont le droit de déclarer quelles sont les marchandises qui doivent être répu- 
tées contrebande et qu'ils ont de tout temps fait ainsi; || Que les princes dé- 
clarent souvent contrebande des objets qui ne sont pas tels par leur nature, 


— 


*) Le droit international (livre IV), par M. Charles Calvo. Anm. d. Gelbbuchs. 
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et qu’en cas pareil il doit en étre donné notification aux autres souverains *).” Fre 
| Des indications qui précèdent on peut conclure tout au moins qu’aucune 21 Pebr.1885. 
règle formellement consacrée par le droit des gens ne s'oppose à ce que le 
riz soit accidentellement traité comme contrebande de guerre. Des motifs 
suffisants, tirés des circonstances mêmes de la lutte engagée entre la France 
et la Chine, peuvent être invoqués à l’appui de la mesure prise par le 


Gouvernement de la République et notifiée par lui aux Puissances maritimes. 


Nr. 8624. FRANKREICH. — Min. des Ausw. an die franz. Lega- 
tionen bei den Seemächten. — Die Reis-Einfuhr darf 
in Kanton und den südlichen Häfen auch fernerhin 
stattfinden. [G. 17.) 


Paris, le 24 fevrier 1885. Nr. 8624. 
Par ma dépéche du 20 de ce mois, je vous ai fait savoir 1 _ Frankreich, 
P » J savoir que les CON- 4, pobr 188. 


ditions particulières dans lesquelles nous nous trouvons vis-à-vis de la Chine 
nous ont déterminés & classer le riz parmi les articles de contrebande de 
guerre. Décidés & n’appliquer cette mesure que dans les limites rigoureuse- 
ment nécessaires pour atteindre le but que nous poursuivons, nous avons 
reconnu depuis lors quil était possible d’en restreindre, quant 4 présent du 
moins, la portée, dans Vintérét du commerce des neutres. Les expéditions de 
riz à destination de Canton et des ports du Sud. de la Chine pourront être 
continuées librement après comme avant la date du 26 février. Celles-là seu- 
lement qui sont destinées aux ports situés au Nord de Canton seront dès à 
présent interdites et, par conséquent, soumises au droit de capture. || Je vous 
prie de vouloir bien donner avis de cette décision au Gouvernment auprès 
duquel vous êtes accrédité. 
Jules Ferry. 


Nr. 8625. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den franz. 
Botschafter in London. — Die engl. Regierung er- 
kennt ein Recht der französischen Regierung, Reis 
allgemein für Kriegscontrebande zu erklären, nicht 
an. [B. 26.) 


Foreign Office, February 27, 1885. Nr. 8625. 
M. l’Ambassadeur, — I have the honour to acknowledge the reccipt of Gross- 


} . . . britannien. 
your Excellency’s notes of the 20th and 24th instant, in the former of which 9;.Febr.1885 


*) Pratt, Law of contraband of war. Anm. d. Gelbbuchs. 


Nr. 8625. 
Gross- 
britannien, 
27.Febr.1885. 
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you announce that, in view of the conditions under which war with China is 
now being carried on, it is the intention of the Government of the French 
Republic to treat rice generally as contraband of war, and in the latter, that 
only those cargoes of rice which are destined for Chinese ports to the north 
of Canton will be so treated, but that those having destination for Canton 
and the southern Chinese ports will be allowed to pass freely. || I regret to 
have to inform you, M. l’Ambassadeur, that Her Majesty’s Government feel 
compelled to take exception to the proposed measure, as they cannot admit 
that consistently with the law and practice of nations, and with the rights of 
neutrals, provisions in general can be treated as contraband of war. Her 
Majesty’s Government do not contest, that under particular circumstances pro- 
visions may acquire that character, as, for instance, if they should be con- 
signed direct to the fleet of a belligerent, or to a port where such fleet may 
be lying, and facts should exist raising the presumption that they were about 
to be employed in victualling the fleet of the enemy. In such case it is not 
denied, that the belligerent would be entitled to seize the provisions as contra- 
band of war, on the ground that they would enable warlike operations to be 
carried on. || But Her Majesty’s Government cannot admit that, if such pro- 
visions were consigned to the port of a belligerent (even though it should be 
a port of naval equipment), they could therefore be necessarily regarded as 
contraband of war. || In the view of Her Majesty’s Government the test appears 
to be whether there are circumstances relative to any particular cargo, or 
its destination, to displace the presumption that articles of this kind are 
intended for the ordinary use of life, and to show, prima facie at all events, 
that they are destined for military use. || No such qualification, however, is 
contained in the announcement made by your Excellency in respect of the 
destination of the rice, or of the purposes to which it is intended to be 
applied. || I have, therefore, the honour to state to your Excellency, that Her 
Majesty’s Government cannot assent to the right of the Government of the 
French Republic to declare rice generally to be contraband of war, if carried 
to any port north of Canton. || I beg leave to add, that Her Majesty’s Govern- 
ment could not, under any circumstances, acquiesce in that portion of your 
Excellency’s note in which it is stated that the Notification in question will 
take effect from the 26th instant, as many vessels Jaden with rice may have 
already commenced their voyages. || I have, &c. 


Granville. 
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Nr. 8626. ITALIEN. — Min. des Ausw. (Mancini) an den franz. 
Botschafter in Rom (Decrais), — Behält sich vor, die 
Rechtmässigkeit des französischen Vorgehens zu prü- 
fen. [G. 23.) 


Rome, le 28 février 1885. 
Je recois et je prends acte de la note que Votre Excellence a bien 


voulu m’adresser, le 25 de ce mois, pour m’informer que le Gouvernement de 28.Febr. 1885, 


la Republique ayant décidé de considérer et de traiter le riz comme contre- 
bande de guerre, des ordres avaient été donnés aux commandants des forces 
navales frangaises pour que cette mesure fit mise 4 exécution & partir du 
26 fevrier. Le Ministére royal de la marine aura soin de porter cette déci- 
sion du Gouvernement français à la connaissance de la marine italienne. 
Comme il me parait qu’il s’agit d’un cas nouveau, je me propose de sou- 
mettre la question de principe à examen du Conseil du Contentieux diplo- 
matique. Mancini. 





Nr. 8627. FRANKREICH. — Gesandter in Stockholm (d’Aunay) 
an den franz. Min. des Ausw. — Die schwedische Re- 
gierung kann Lebensmittel nicht zur Kriegscontre- 
bande rechnen. [G. 25.] 


Stockholm, le 6 mars 1885. 


La réponse que le Cabinet de Stockholm a faite & la communication par Nr. 8627. 
laquelle je l’informais de notre intention de traiter le riz comme contrebande ¢ yarz 1888. 


de guerre m'est parvenue ce matin seulement, et je mempresse d’en adresser, 
ci-joint, une copie à Votre Excellence. || Ainsi que vous le verrez, le Gouver- 
nement des Royaumes-Unis ne croit pas pouvoir classer les vivres parmi les 
objets envisages comme contrebande de guerre. Il fonde son opinion dans la 
question sur les déclarations suédoises, ainsi que sur les lettres-patentes nor- 
vegiennes de 1854 et 1855, qui, pour lui, ont force de loi. Ces documents 
étant conçus dans des termes à peu près identiques, je me bornerai à vous 
envoyer ci-joints ceux qui sont relatifs à la Suède. 

D’Aunay. 


Stockholm, le 4 mars 1885. 
Par la note que vous m’avez fait l’honneur de m’adresser le 23 fevrier 
dernier, vous avez notifié au Gouvernement du Roi que le Gouvernement 
francais vient de déclarer le riz contrebande de guerre, et que des ordres 
ont été donnés aux commandants des forces navales françaises pour que cette 
mesure fût mise à exécution à partir du 26 du mois dernier. | En vous 
accusant réception de cette communication, jai l’honneur de porter à votre 


a 


Nr. 8727. 
Frankreich. 
6. März 1885. 


Nr. 8628. 
Frankreich. 
7. März 1885. 
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connaissance que le Gouvernement du Roi, en vertu des déclarations suédoises 
des 8 avril 1854 et 13 septembre 1855, ct des lettres-patentes norvegiennes 
des 15 mars, 17 mai 1854 ct 29 septembre 1855, comprend sous la déno- 
mination de contrebande de guerre les objets suivants: canons, mortiers, armes 
de toutes espéces, pistolets, bombes, grenades, boulets, pierres & feu, méches, 
poudre, salpétre, soufre, cuirasses, piques, ceinturons, gibernes, selles et brides, 
plomb en plaques, en masse ou en quelque forme que ce soit, ainsi que tous 
les objets fabriqués pouvant servir directement 4 l’usage de la guerre. || Les- 
dites déclarations et patentes royales, qui se trouvent d’accord avec l'ordon- 
nance royale de la marine française de 1681 et avec le droit des gens tel 
qu'il a été établi par les traités dans lesquels la France a spécifié ce qui 
constitue la contrebande de guerre, n’admettent pas les vivres au nombre des 
marchandises de contrebande de guerre. Hochschild. 





Nr. 8628. FRANKREICH. — Min. des Ausw. an den franz. Bot- 
schafter in London. — Widerlegung der englischen 
Auffassung. [G. 27.] 


Paris, le 7 mars 1885. 

Vous avez bien voulu, & la date du 28 fevrier, me transmettre copie de 
la réponse du Gouvernement anglais & la notification que vous avez été charge 
de lui faire de notre intention de considérer le riz comme article de contre- 
bande de gucrre, dans notre conflit actuel avec la Chine. Dans cette réponse, 
le chef du Forcign Office ne conteste pas qu’A cété des objects qui par leur 
essence constituent la contrebande de guerre, il y en ait d’autres, comme les 
denrées et les approvisionnements, auxquels on peut, à titre exceptionnel, 
étendre la même qualification, par suite de leur destination ct de l'utilité 
qu'en retirent les belligérants. Le Comte Granville estime toutefois qu’une 
pareille extension ne peut être admise que dans des cas spéciaux, déterminés 
par des circonstances particulières, dont il prend soin d'indiquer la nature, 
et ne peut pas être déclarée d’une manière générale. || La doctrine qui, à côté 
de la contrebande de guerre par nature, admet la contrebande de guerre par 
destination est professee depuis longtemps en Angleterre. C’est ainsi que 
l'attorney général appelé, à la séance de la Chambre des Communcs du 
30 mars 1854, à prendre la parole sur ce sujet, après avoir reconnu que la 
détermination des objets de contrebande de guerre cst une des questions les 


- plus difficiles et les plus compliquées du droit des gens, s’exprimait ainsi: 


“On peut en général classer la contrebande de guerre sous les deux rubriques 
suivantes: 1° les articles qui, par leur nature, servent directement à la guerre, 
comme ics armes et munitions; 2° les articles qui sont susceptibles de servir 
indirectement à la guerre, en permettant la continuation des hostilités, comme 
les provisions.” || Amenés par des nécessités impérieuses à faire une application 
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de cette doctrine, nous devions croire que nous ne rencontrerions pas d’ob- ne nen 
jections de principe chez le Gouvernement anglais. Le seul point sur lequel 7, marziges. 
nous nous séparons est l’appréciation des circonstances qui peuvent autoriser 
à ranger le riz parmi les articles de contrebande. A cet égard mème, nous 
avions lieu de penser qu'aucune divergence de vues ne s’eleverait entre l’Ang- 
leterre et nous. Il semble que, jusqu’à présent, les hommes d’État britanni- 
ques s'étaient abstenus de préciser eux-mêmes les circonstances qui autorisent 
les belligérants à pratiquer la saisie des marchandises qualifiées accidentelle- 
ment de contrebande de guerre, comme le charbon par exemple. || Telle a été 
notamment l'attitude de M. Gladstone, à la séance de la Chambre des Com- 
munes du 22 juillet 1870, où il a été conduit à citer à l’appui de son opi- 
nion une lettre officielle de lord Malmesbury, datée du 18 mai 1859, et qui 
contient le passage suivant: „Je dois déclarer que la proclamation de Sa Ma- 
jesté ne spécifie point et ne pouvait en réalité spécifier quels articles sont 
ou ne sont point contrebande de guerre, et que les passages se rapportant à 
la contrebande de guerre n’ont pas pour but d’empécher l'exportation du 
- charbon, ni d'aucun autre article, mais simplement d’avertir les sujets de Sa 
Majesté que s’ils transportent, pour l’usage d’un des belligérants, des articles 
réputés contrebande de guerre et que leur propriété soit saisie par un des 
belligérants, le Gouvernement de Sa Majesté ne prendra pas sur lui d’inter- 
venir en leur faveur contre une saisie de guerre, ou contre ses conséquences. 
Je dois ajouter que le tribunal des prises du pays qui aura fait la saisie est 
compétent pour juger, etc”. Plus récemment M. Bourke, au mois dé mai 
1877, confirmait cette manière de voir en déclarant que des objets, autres 
que les armes et munitions, ,qui peuvent dans certains cas être employés dans 
les opérations militaires, ont été considérés comme contrebande de guerre 
suivant leur destination et d’autres circonstances dont le Conseil des prises 
est juge.” || Ce sont les circonstances particulières dans lesquelles se poursui- 
vent les hostilités contre la Chine qui nous ont déterminés à prendre la 
décision à la suite de laquelle le Comte Granville a cru devoir présenter des. 
réserves. Ces circonstances, dont nous sommes les meilleurs juges, je n'ai 
pas à vous les rappeler ici. J’ai déjà eu l'occasion de vous signaler que 
l'importation du riz dans l’alimentation des populations et des armées chinoises 
ne nous permettait pas d’en autoriser le transport dans le nord de la Chine, 
sous peine de nous priver d’un des procédés de coercition les plus puissants 
qui soient à notre disposition. Nous pouvions atteindre ce but, sans arrêter 
les vaisseaux neutres en pleine mer, en déclarant le blocus des ports chinois 
ouverts au commerce étranger; mais une mesure de ce genre aurait eu pour 
les intérêts des neutres des conséquences désastreuses, auxquelles il nous 
répugnait d’exposer les Puissances amies. Nous avons pensé qu'il serait plus 
avantagcux pour tous de laisser les trafiquants étrangers continuer leur com- 
merce pacifique dans les mers de Chine, à la seule exception du commerce 


du riz, ct il nous a semblé qu’en l’état du droit des gens sur la matière 
Staatsarchiv XLV. : 18 


Nr. 8628, 
Frankreich. 
7. März 1885, 


. Nr. 8629. 
Frankreich. 
9. März 1885. 


Nr. 8630. 
Frankreich. 
13.März1885. 
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rien ne nous interdisait d’arriver au double but que nous poursuivons, 
— nuire le plus possible à l’ennemi et le moins possible aux neutres, — en 
déclarant que le riz serait traité par nous comme un article de contrebande 
de gnerre. Au surplus, la décision définitive, conformément à l'opinion de 
lord Malmesbury et de M. Bourke, appartiendra, s’il y a lieu, au Conseil des 
prises, séant à Paris, qui ne manquera pas de tenir compte de toutes les 
circonstances qui pourraient être indiquées en faveur des propriétaires des 
cargaisons saisies. 

Je vous prie de vouloir bien vous inspirer des indications qui précèdent 
pour répliquer à la note du Comte Granville du 27 février. 

| Jules Ferry. 


Nr. 8629. FRANKREICH. — Botschafter in London an den engl. 
Min. des Ausw. — Auch die Schiffe, welche vor der 
französischenBekanntmachungKriegscontrebandeein- 
geladen haben,unterliegender Beschlagnahme. [B. 27.]*) 


Londres, le 9 Mars, 1885. 

M. le Comte, — Par une lettre du 23 Février dernier vous m’avez fait 
P’honneur de me demander si les navires qui ont appareillé avec de la contre- 
bande de guerre, avant le moment od le Gouvernement Francais a déclaré 
son intention d’exercer le droit de visite, sont sujets à capture. || Je suis 
chargé de faire savoir à votre Excellence que mon Gouvernement se voit forcé 
de ne pas se departir de la doctrine établie, et en vertu de laquelle les droits 
de belligérants, par rapport 4 la contrebande de guerre sous pavillon neutre, 
sont applicables & partir du jour oü les belligérants ont officiellement déclaré 
leur intention de les exercer. li regrette que les circonstances actuelles ne 
lui permettent pas de modifier cette régle au profit du commerce des neutres. 
| Le Conseil des Prises sera d’ailleurs appelé & juger des moyens de défense 
que les intéressés auraient & faire valoir. || Veuillez, &c. 


Waddington. 





Nr. 8630. FRANKREICH. — Min. des Ausw. an den franz. Bot- 
schafter in London. — Weitere Rechtfertigung des 
Reis-Einfuhr-Verbots. [G. 28.] | 


Paris, le 13 mars 1885. 
Monsieur, — Les indications contenues dans ma lettre du 6 de ce mois nous 
auront permis d'établir que notre résolution de traiter le riz comme contre- 
bande de guerre n'a rien que de conforme aux doctrines soutenues par les 





*) Im Gelbbuch nicht veröffentlicht. Anm. d. Red. 
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hommes d’État du Royaume-Uni jusque dans ces dernières années. Il en Nr. 8850. 


ressort, en même temps, cette conclusion que, dans les conditions actuelles de 
notre conflit avec la Chine, la détermination à laquelle nous nous sommes 
arrêtés est moins préjudiciable au commerce neutre que d’autres mesures aux- 
quelles nous aurions pu recourir légitimement. || À ces considérations vous 
pouvez en ajouter une autre qui rentre dans l’ordre d'idées où lord Granville 
s'est placé dans sa communication du 27 février. Le Gouvernement de Sa 
Majesté est d’avis que, pour attribuer aux provisions le caractère de contrebande de 
guerre, le point essentiel est de savoir s’il existe des circonstances qui démontrent 
que ces articles ne sont pas seulement destinés à l’usage ordinaire de la vie, 
mais qu'ils doivent être affectés à un usage militaire. A ce point de vue 
même, vous rappellerez que le plus grand nombre des chargements de riz ex- 
portés des ports chinois du Sud vers le Nord, ceux-là mêmes dont le départ 
imminent de Shanghaï nous était signalé par l’Amiral Courbet il y a quelques 
semaines, représentent le montant de l'impôt en nature, ou tribut, que les 
Gouverneurs de province envoient chaque année à la Cour de Pékin. On sait, 
d'autre part, que les soldats des armées impériales chinoises reçoivent une 
partie de leur solde en versements de riz et que le tribut des provinces est 
précisément affecté à cet emploi On peut dire, par suite, que les circonstances 
prévues dans la communication de lord Granville se trouvent réunies, et que 
les cargaisons de riz expédiées des ports du Sud sont destinées à un usage 
militaire, outre qu’elles peuvent être considérées comme propriété de l'État . 
ennemi et susceptibles de capture à ce titre. Dans ces conditions, tout au 
moins, le Gouvernement de la Reine admettra que rien ne s'oppose à ce que 
le riz soit traité comme contrebande de guerre, et il ne fera pas non plus 
difficulté de reconnaître que le soin d'apprécier, d'après les circonstances, la 
légitimité et les conséquences des saisies qui viendraint à être opérées, appar- 
tient exclusivement au Conseil des prises. 

Jules Ferry. 








Nr. 8631. DÄNEMARK. — Min. des Ausw. (Rosenörn-Lehn) an 
den franz. Gesandten in Kopenhagen (Croy). — Lebens- 
mittel dürfen nicht als Kriegscontrebande behandelt 
werden. [G. 29.] 


Copenhague, le 16 mars 1886. 


Monsieur le Comte, — J’ai reçu les deux notes que M. le Comte de Ker- nr. 8691. 


golay m’a fait d'honneur de m'adresser le 24 et le 27 du mois dernier et par 
lesquelles il me notifie que le Gouvernement de la Republique française, se 
considérant comme étant en état de guerre avec la Chine, a déterminé de 
traiter le riz comme contrebande de guerre; que voulant toutefois restreindre 


la portée de cette mesure dans l'intérêt du commerce des neutres, il a décidé 
18° 


Nr. 8681. 
Dänemark. 
16.März1885. 


Nr. 8632. 
Frankreich. 
20, Marz18&5. 
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que seulement les expéditions de riz destinées aux port chinois situés au nord 
de Canton seront dès à présent interdites et par conséquent soumises au droit 
de capture. || En réponse à cette communication, j'ai l'honneur de vous prier, 
Monsieur le Comte, de vouloir bien informer le Gouvernement français que 
celui du Roi ne peut pas reconnaître à un belligérant le droit de traiter 
comme contrebande de guerre une substance alimentaire comme l'est le riz, 
à moins qu'elle ne soit expédiée directement à l’armée ennemie ou à une ville 
assiégée. Ce principe est conforme aux traditions que le Gouvernement du 
Roi a suivics de tout temps et, jusqu'ici, avec la pleine approbation de la 
France. Il est en outre formellement stipulé entre le Danemark et la France, 
dans le traité de commerce du 23 août 1742, renouvelé par la Convention 
additionelle du 9 février 1842, attendu que l'article 27 de ce traité porte 
expressément que sous le genre de marchandises de contrebande ne seront 
compris en aucune manière les froments, blés et en général les articles ali- 
mentaires. Comme, toutefois, la part que prend la navigation danoise aux 
expéditions de riz à destination des ports de la Chine est de peu d’impor- 
tance, et comme, de l’autre côté, le Gouvernement français peut avoir à em- 
pêcher, dans les conjonctures présentes, toute expédition de ce genre, le Gou- 
vernement du Roi, afin de donner une nouvelle preuve de ses sentiments 
amicaux envers la France, ne se refusera pas à admettre que la mesure, qui 
interdit les expéditions de riz destinées aux ports chinois situés au nord de 
Canton, soit appliquée à la marine marchande danoise. || En admettant cette 
fois, et par exception, une mesure qui défend l'importation du riz dans l'Empire 
de Chine, le Gouvernement du Roi fait cependant des réserves expresses dans 
ce sens, que ce fait ne pourra en aucune manière servir plus tard de précé- 
dent, mais que, sous ce rapport, le Gouvernement du Roi entend conserver 
entière sa liberté d'action. || En second lieu, il demeure entendu que, si pour 
une raison ou une autre, la mesure prohibitive dont il s’agit n’est pas appli- 
quée par le Gouvernement français aux marines marchandes de toutes les 
nations neutres sans exception, le Gouvernement du Roi retire ipso facto son 
consentement libre à ce que la mesure puisse s'appliquer à la marine mar- 
chande danoise. Rosenörn-Lehn. 








” 


Nr. 8632. FRANKREICH. — Min. des Ausw. an den franz. Ge- 
sandten in Stockholm. — Beantwortung des schwedi- 
schen Protestes. [G. 30. 


Paris, le 20 mars 1885. 
Monsieur le Comte, — Par votre lettre-du 6 de ce mois, vous m’avez trans- 
mis la réponse de M. le Baron Hochschild & la notification que vous avez été 
chargé de lui faire tonchant notre décision de considérer le riz comme contre- 
bande de guerre dans notre conflit actuel avec la Chine. Le Ministre des 
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Affaires étrangères de S. M. le Roi de Suède et de Norwége croit devoir Nr. 8632. 
opposer des réserves & cette mesure, en se fondant sur certaines ordonnances 20 Mano 
royales qui contiennent une liste limitative des articles de la contrebande de | 
guerre. || Les indications que je vous ai fournies sur les motifs de la mesure 

à laquelle nous nous sommes arrêtés vous permettront de répliquer facilement 

à la note que vous m'avez communiquée. J’ai pris soin de marquer en effet 

qu’il existe, dans l'opinion de tous les auteurs, deux sortes de contrebande 

de guerre: la contrebande par nature ct la contrebande par destination, La 
première, seule, peut être déterminée d’une manière générale ct en vue de 

toutes les gucrres à intervenir; mais il ne saurait en être de même de la 
seconde, dont la détermination dépend des événements et des circonstances: il 

n’est donc pas étonnant que le riz, dont la saisie sous pavillon neutre est 
exceptionnellement ordonnée par suite des conjonctures particulières où nous 

nous trouvons, ne figure pas dans les ordonnances suédoises. J’ajoute que les 
hommes d’Etat et les publicistes de la plupart des pays s'accordent à ad- 

mettre que les tribunaux des prises institués par les belligerants sont com- 

pétents pour statuer sur les difficultés de cette nature. Les ordonnances 
rendues en Suède ne sauraient donc être invoquées dans le litige qui serait 

porté devant le Conseil des prises à Paris, si quelque bâtiment naviguant sous 
pavillon suédois venait à être saisi dans les mers de Chine par les forces 
uavalcs françaises. || Au surplus, j'ai l'honneur de vous envoyer ci-joint copie 

de deux lettres que j'ai adressécs, aux dates des 7 et 13 mars, à notre am- 
bassadeur à Londres sur la même question ct qui complèteront les informa- 

tions que vous possédez déjà. || Je vous prie de vous inspirer des considé- 

rations qui précèdent pour faire part au Baron Hochschild des motifs qui ne 

nous permettent pas de nous arrêter aux réserves contenues dans son office 

du 4 mars. Jules Ferry. 





Nr. 8633. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den franz. 
Botschafter in London. — Die engl. Regierung hat 
sich innerhalb der Grenzen der Pflichten der Neu- 
tralen gehalten. [B. 29.) + 


(Extract.) | Foreign Office, March 21, 1885. 

In a conversation on the 16th instant your Excellency stated to me, that Nr. 8638. 
the Colonial authoritics of Hong-Kong were inclined to stop the export of Ne 
coal which the provider of the French squadron sends by merchant-vessels to 21.Märzıs8s. 
his firm at Kelung in Formosa, whilst at the same time no restriction had 
been placed on the exportation of war material from the Colony to China, 
and, in reply, I had the honour to acquaint your Excellency that no intelli- 
gence had reached Her Majesty’s Government respecting the stoppage of ship- 


ments of coal from Singapore or Hong-Kong, and that it was not possible 


Nr. 8633. 
Gross- 
britannien. 
21.Marz1885, 
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to form an opinion as to the legality of the action of the Colonial authorities 
without full knowledge of the facts. || I beg leave now to state, that I have 
requested Her Majesty’s Secretary of State for the Colonies to instruct the 
Governors of Her Majesty’s Colonies of Hong-Kong, Ceylon and the Straits 
Settlements that, whilst carrying out the provisions of the Foreign Enlistment 
Act as to equipment, they are not to interfere with any shipments of coal 
made in the way of trade, and having the character of a commercial trans- 
action. || In the course of the same conversation, your Excellency also alluded 
to the action of Her Majesty’s Minister in China in issuing a public Notifi- 
cation, to the effect that Her Majesty’s Government did not admit the right 
of the French Government to treat rice generally as contraband of war; a 
step which your Excellency stated had given much dissatisfaction to your 
Government, as it was calculated to encourage the Chinese to resistance, and 
to create a false impression as to the attitude of Her Majesty’s Government 
on this question. || I then had the honour to inform your Excellency, in reply, 
that I had no knowledge of the Notification by Sir H. Parkes of which your 
Government complained, and that it had not been issued in pursuance of any 
instructions from Her Majesty’s Government; that your Excellency was aware 
that Sir II. Parkes was most desirous of seeing a termination of the war. 
He doubtless had issued this Proclamation in no unfriendly spirit to France, 
but in the exercise of his discretion as to giving the necessary information 
to his countrymen. |! Since the date of this conversation I telegraphed to Sir 
H. Parkes on the subject, and stated that such Notification might create a 
false impression that Her Majesty’s Government would forcibly oppose seizures 
of rice, and that he should acquaint the Chinese Government that the legality 
of any seizures of rice shipments must be decided by the French Prize Courts, 
subject to ulterior diplomatic action, and that in the meanwhile Her Majesty’s 
Government could not interfere, though they have felt bound to protest in 
order to reserve their rights. || I beg leave to add, that I have now received 
a telegram from Sir H. Parkes, in which he states that he instructed Her Majesty’s 
Consuls to inform British subjects in China of the protest of Her Majesty’s 
Government, in order to allay excitement caused by telegraphic reports from 
England on the subject, and that when British ship-owners asked him whether 
they would be protected in case of seizure of rice cargoes, he replicd: “All 
seizures are subject to Prize Law, and owners should be careful not to 
infringe it.” || Sir H. Parkes states, that he has made full explanations to the 
Yamén in the same sense, and adds that his action in the matter has stopped 
large ricc shipments, which was what the French Government desired, and 
has probably prevented the scizure of several British vessels. || Her Majesty’s 
Government have limited their action in strict accordance with what they 
have been advised are the duties and obligations of neutrals under international 
law. || It has been their special endeavour to avoid going beyond the necessity 
of the case during hostilities which they carnestly desire to see closed in a 
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satisfactory manner. || Their friendship for France and their own interest com- wr 8683. 
ross- 
bined to make them desire this end. britannien. 


21. Mars 1885, 





“Nr. 8634. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den franz. 
Botschafter in London. — Protest gegen Nr. 8629, 
[B. 30.] 


Foreign Office, April 4, 1885. 

M. l’Ambassadeur, — I have the honour to acknowledge the receipt of Nr. 8684. 
your Excellency’s note, in which you express the regret of the French britannien. 
Government that they cannot depart, in favour of neutral vessels, from the 4- Apri! 1885. 
dcctrine that the rights of belligerents in regard to contraband of war under a 
neutral flag apply from the date at which the belligerents have officially declared 
their intention to exercise them. || Your Excellency further states, that in cases 
where seizures have been made of cargoes which were shipped before the 
owners could be aware of the intention of the belligerent to exercise the 
right of search, the Prize Courts will have to judge of the validity of the 
defence which may be raised in behalf of the parties interested. || Her Ma- 
jesty’s Government feel bound, however, to record their protest against the 
views expressed in your Excellency’s note on the following grounds: — || The 
French Government abstained advisedly from making a declaration of war, 
and the usual Proclamation of Neutrality was accordingly not issued by Her 
Majesty. They adopted the course of endeavouring to limit the area of bel- 
ligerency, and the incidents attaching to it; and they abstained, for a consi- 
derable time after belligerent operations had commenced, from exercising any 
right of search for contraband of war. || It does not, under these circumstances, 
appear reasonable to Her Majesty’s Government that those, who had dispatched 
cargoes on the faith that this state of things would continue, should be im- 
mediately affected by the announcement of a decision that the right of search 
would be exercised, of the imminence of which no knowledge could be enter- 
tained when the cargoes were dispatched. || I trust, that your Excellency will 
bring these considerations to the attention of your Government, and I beg 
leave at the same time to express the hope that, if any case of this nature 
should anfortunately occur, due weight will be given to the representations 
which I have now the honour to make to your Excellency. || I am, &c. 

Granville. 





8635. GROSSBRITANNIEN. — Derselbe an denselben — 
Widerlegung von Nr. 8630. [B. 31.] 
Foreign Office, April 4, 1885. Nr. 8635. 
M. Ambassadeur, — I have the honour to acknowledge the receipt of en. | 
your Excellency’s note of the 10th ultimo, containing further observations 4. April 1885, _ 


Nr. 8685. 
Gross- 
_britannien. 
4. April 1885. 


280 Tonkin (Rechte der Neutralen). 


concerning the claim of the French Government to treat as contraband of 
war cargoes of rice destined for Chinese ports north of Canton. || I beg leave 
to state, in reply, that Her Majesty’s Government do not contest the general 
correctness of the view taken by the Government of the Republic, to the 
effect that it is for the Prize Court to decide in the first instance on the 


‘legality of the seizure; but any such decision to be binding on neutral Go- 


vernments must be in accordance with the rules and principles of international 
law; but Her Majesty’s Government feel themselves bound to reserve their 
rights by protesting at once against the doctrine that it is for the bellige- 
rent to decide what is and what is not contraband of war, regardless of the 
well established rights of neutrals. || Since the receipt of your Excellency's note 
under reply my attention has been directed to M. Ferry’s despatch of the 
13 March, published at p. 41 of the Parliamentary Papers on the Affairs of 
China, recently laid before the French Chambers, in which further arguments 
are adduced in support of the contention of your Government, and it is sug- 
gested that some of the shipments of rice destined for China are in the 
nature uf a tribute or subsidy to the Court of Peking, and that under those 
circumstances, at least, Her Majesty’s Government will admit that such ship- 
ments are liable to seizure as contraband of war. I think it right to ob- 
serve, M. l’Abassadcur, in order to prevent any misapprehension, that the 
seizure of such shipments under a neutral flag would be inconsistent with the 
Declaration of Paris, which provides that the neutral flag covers enemy’s goods 
with the exception of contraband of war, aud that Her Majesty’s Government 
adhere in all respects to the views expressed in my note of the 27th Fe- 


_bruary last protesting against rice being treated generally as contraband of 


war, and that they will not consider themselves bound by the decision of any 
Prize Court which should uphold a contrary doctrine. || I have, &c. 
Granville. 
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Nr. 8636. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. (Granville) an 
den engl. Botschafter in St. Petersburg (Thornton).— 
Hat dem russischen Botschafter cine Vereinbarung 
über die asiatische Politik beider Regierungen, ins- 
besondere über die Regulirung der russisch-persi- 
schen Grenze vorgeschlagen. [I. 6.] 


Foreign Office, February 2, 1882. 


Sir, — In conversation with the Russian Ambassador this afternoon I al- yy. 968. 
luded to the friendly relations existing between the two countries, and remar- L grue 
Ti en. 


ked that they had rarely, if ever, been on a better footing. I could answer 2 rep, 1982. 
for Her Majesty’s Government, that they were animated by feelings of cordia- 
lity and goodwill towards that of Russia, and I believed that a similar dispo- 
sition existed at St. Petersburgh. This fortunate condition of affairs, I thought, 
offered an opportunity which should not be neglected to arrive at an under- 
standing upon any question which was capable in the future of becoming a 
subject of difference or suspicion. It was on this ground, that I wished to 
suggest whether some agreement might not be come to as regards the policy 
and position of the two Powers in Asia, which should remove the jealousy 
with which, as he was aware, public opinion in this country was inclined to 
view the success and progress of the Russian arms in those regions. It would, 
in my opinion, be not merely an advantage for England and Russia themselves 
that such an agreement should be attained, but it would materially contribute 
to the tranquillity and civilization of the Asiatic States and populations that 
the two Governments should be understood to be acting harmoniously. || I said, 
that the subject was one on which Prince Lobanow bad himself spoken to 


*) Die folgenden Aktenstiicke sind entnommen aus den Blaubiichern Central-Asia 
Nr. 1 (1884) [C—3930] (in den Ueberschriften mit I bezeichnet), Central- Asia Nr. 2 (1885) 
[C—4387] (in den Ueberschriften mit II), Central-Asia Nr. 5(1885) [C—4418] (mit III) 
und Central-Asia Nr. 4 (1885) [C—4389] mit IV bezeichnet.) 

Ueber die früheren Verhandlungen vgl. Staatsarchiv Bd. XXVI, XXXV, XXXVI, 
XXXVIII und XL. À. d; Red. 
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pus me when first 1 had taken office, that it must presumably have often occupied 
britannien, his thoughts, and I asked his Excellency whether it occurred to him to sug- 
. 2. Feb. 1882. gest any means by which such an object could be furthered, || Prince Lobanow 
said he had no positive suggestion to make; but he added, that he was under 
the impression that some agreement had at onc time been come to on the 
subject. || I asked Prince Lobanow whether he referred to the agreement which 
had been the result of the discussions between Prince Gortchacow on the one 
side and Lord Clarendon and afterwards myself on the other.*) || Prince Loba- 
now said, that that was what he meant. || I answered, that that agreement was 
perfectly clear and satisfactory as far as it went; that it was as formal as 
anything could be which was not the subject of a Treaty or Convention; that 
I was not aware that it was open to any question. His own Government had 
very recently acknowledged its validity, and it had never occurred to Her 
Majesty’s Government to question its force and binding effect at the present 
moment. But there were points which it did not touch, and details which 
it left unsettled, which it might be advantageous to make the subject of fur- 
ther arrangement. || One of these questions was the position of Persia. Eng- 
land and Russia were agreed in regarding the independence of that country 
as a matter of mutual interest. But a considerable portion of her frontier 
to the north-east still remained undefined, nor had she by hersclf the means 
of laying it down. We, understood that the Russian Government had come to 
an arrangement with that of the Shah as to the line of frontier from the 
Caspian to a considerable distance castward and south-eastward, as far, I be- 
lieved, as a place named Baba-Durmaz. I wished to suggest, that an agree- 
ment should also be come to between England, Russia and Persia, for the 
settlement of the frontier now left undefined between Persia and the Turko- 
man country from this point, Baba-Durmaz, to the point where the Persian 
fronticr meets that of Afghanistan in the neighbourhood of the Heri-Rud, and 
for its subsequent demarcation by English, Russian and Persian officers. ! 
1 thought that, something might be done with regard to the adjacent Afghan 
frontier. || Prince Lobanow said, that he did not know the place to which 
I alluded; that he was not aware of any point of contestation between the 
Russian and the Persian Governments as to their respective frontiers, and at 
first sight it occurred to him that they might consider that the definition of 
the Persian fronticr had been pushed as far as was necessary or useful for 
the present, and that if in the future it became necessary to define further 
the boundary between Russia and Persia, it was a matter to be settled be- 
tween the two conterminous States. || I said, that it seemed to me that when 
two powerful countries were admitted to be jointly interested in maintaining 
the independence of a weak neighbouring State, it was difficult to argue that 
the settlement of the frontier of this latter State was a matter which interested 


— 


*) Siehe Staatsarchiv Bd. XXVI Nr, 5108 u. fig. 
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only that one of the two Powers whose territories were actually contiguous. Nee 8686. 
- We agreed to resume the conversation at a later date, and to consider what pritannien. 
had passed as merely preliminary conversation. || You will not allude to it Feb..1862. 


until you have further instructions. || I am, &c. Granville, 





Nr. 8637. GROSSBRITANNIEN. — Derselbe an denselben. — Die 
russische Regierung ist zum Abschluss einer Ver- 
einbarung über die afghanische Grenze bereit. [I. 14.] 


Foreign Office, February 22, 1882. 

Sir, — The Russian Ambassador called upon me this afternoon by ap- le 

pointment. His Excellency told me, that he had reported to his Government britannien. 
the substance of the conversation we had had on the 2nd instant on the? Feb-1882. 
policy of the two Governments in Asia, as reported in my despatch of that 
date. || Prince Lobanow said, that he had told his Government that I had com- 
menced by stating that the present good relations between Russia and Eng- 
land offered an opportunity, of which it was desirable to take advantage, for 
coming to some further understanding as to the position of the two countries 
in Central Asia; that he had thereupon suggested a renewal of the agreement 
formerly made with Prince Gortschacow by Lord Clarendon and me; that to 
this I had replied, that I looked upon that agreement as still existing in full 
force, but that it left certain matters undecided which it would be well de- 
finitively to settle, and that I had finished by proposing a delimitation of the 
Persian frontier from Baba-Durmaz to a point in the neighbourhood of the 
Heri-Rud. || He had now received the reply of his Government. They acknow- 
ledged the continued validity of the agreement formerly entered into by Prince 
Gortchacow, by which Afghanistan was admitted to be beyond the spherc of 
Russian influence. That agreement was, however, as I had said, incomplete; 
and they were ready to supplement it by & settlement of the frontier of 
Afghanistan, from the point where it had been left undefined as far as Sarakhs. 
To this I replied, that several observations occurred to me at once in regard 
to such a proposal, but that I would reserve them until I had been able to 
examine the matter carefully, and was in a position to present him with my 
views in a more complete shape. || I am, &c. Granville. 





Nr. 8638. GROSSBRITANNIEN. — Derselbe an denselben. — Eng- 
land wünscht eine Vereinbarung, welche Russland 
jede Gelegenheit, weiter nach Afghanistan vorzudrin- 
gen, benimmt. [L 16.] 


(Extract.) Foreign Office, March 14, 1882. Nr. 8638. 
In the course of conversation this afternoon the Russian Ambassador briteratan, 


alluded to the Central Asian question. || I reminded his Excellency, that when 14 mars 1882, 


Nr, 8638, 
Gross- 
britannien. 
14. Marz1822. 
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at our last interview he had mentioned to me the counter-proposal of the 
Russian Government for a delimitation of the frontier of Afghanistan from 
Khoja-Saleh tu. Sarakhs, I had said that certain observations occurred to me 
at once in regard to it, but that I would reserve them until I could consider 
the matter thoroughly. || I had since, I said, been confirmed in my impression— 
and I found that it was entirely shared by the India Office and Indian Go- 
vernment —that the proposal did not in any way meet the requirements of 
the caso. || It was acknowledged, I continued, not only by Her Majesty's Go- 
vernment, but by that of Russia also, that it was desirable to avoid any con- 
tact or very close contiguity between the frontiers of the British and Russian 
possessions in Central Asia or of the native States under their immediate and 
direct influence. Russia, on her part, had shown considerable susceptibility 
in this respect in regard to the possible eventuality of an English occupation 
of Herat, while on our side Lord Derby, when Forcign Sccretary, had equally 
expresscd the objections that would be felt here and in British India to an 
advance of the Russian arms to the immediate vicinity of the Afghan frontier. 
| During the last two years our movement had been in a retrograde direction, 
In this we had been influenced, as I was ready to admit, not by a deference 
to the wishes of Russia, but by political considerations of our own. Still, 
the fact remained. The Russian Government, on the contrary, had advanced 
far beyond what we had been led to expect from the assurances previously 
given to us. We now heard of a surveying party having proceeded beyond 
the Russian advanced positions as far as Sarakhs, and that point was men- 
tioned by the Russian Government as the termination of a proposed delimi- 
tation of the Afghan frontier. It appeared to us that, if the possession of 
Sarakhs were at any time to be arrived at by the Russian Government, it 
could not be necessary for the purposes which have hitherto been stated by 
them as their object. || In the meanwhile, the Government of India were placed 
in a position of considerable difficulty by the ambiguity of the Russian po- 
sition. It was necessary for them to settle the whole question of their future 
relations with the Ameer, and it was natural and reasonable that they should 
desire to know on what footing they stood in regard to the intentions and 
claims of Russia, and for what eventualities they might have to provide. || I 
begged Prince Lobanow to believe, that the matter was of serious importance, 
and that it was one which neither of the two Governments could afford to 
neglect. || Prince Lobanow said he had not very clearly understood what had 
been the object of my original proposal to him. || I told his Excellency, that 
I had no hesitation in telling him frankly — for I belicved it was in the in- 
terest of both countries — that our desire was to make an arrangement which 
should prevent any occasion or opportunity for a further advance of Russia 
towards Afghanistan. We believed, that her present acquisitions were all that 
she could require for purposes of security. It had seemed to us, that the in- 
terposition of a barrier, even though it were more of a moral than of a ma- 
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terial character, by recognition of the territorial rights of Persia over the Nr. 8688. 
adjacent region to the south might take away the opening for a further pro- briturmien. 
gress of the Russian forces, which we believed to be deprecated at St. Peters- !%- März1882. 
burgh, though it might often be difficult under the circumstances to prevent it. 
| Prince Lobanow said he had understood, that there had been at one time 
an attempt to agree upon a neutral zone between the possessions and depen- 
dencics of the two countries, and that this arrangement had been found to 
be impracticable. The Russian Government considered, that Afghanistan should 
be an independent or semi-independent State, subject to English influence, 
and the country to the north of it, now under discussion, should remain a 
neutral territory, placed in a somewhat similar position -with regard to Russia. 
| I told his Excellency, that this view was new to me, and only observed how 
important it was that the Indian Government should clearly understand what 
the intentions of the Russian Government were. || Prince Lobanow agreed, that 
it was not impossible, and certainly desirable, that we should come to some 
definite understanding. || I told his Excellency, that, if the negotiation could 
be pursued, I thought it would be very desirable to arrange a meeting be- 
tween him, Lord Hartington and myself, at which the details could be pro- 
_ posed and discussed. 


Nr. 8639. GROSSBRITANNIEN. — Derselbe an denselben. — Ver- 
handlungen zwischen Lobanow, Granville und Hart- 
-ington (Staatssecretär für Indien). fl. 17.] 


(Extract.) Foreign Office, March 22, 1882. 

The Russian Ambassador came to the Foreign Office yesterday afternoon a 
by appointment in order to meet Lord Hartington and me, and to resume pritannien. 
with us jointly the discussion of the Central Asian question, which had hith- 22-Märzi#R2. 
erto been carried on between his Exccllency and me alone. || Prince Loba- 
now began by requesting some further explanation of the proposal which I 
had already made to him at our previous interviews. || Lord Hartington, on 
my invitation, replied to his Excellency’s inquiry. He stated, that the recent 
advances of Russia on the north-eastern frontier of Persia were of a nature 
to cause serious uneasiness to the Ameer of Cabul, and had been noticed 
not without concern by the Government of India. The Amecr would think 
himself justified in requesting Her Majesty’s Government to augment his sub- 
sidy, in order to provide against possible eventualities. It was possible, said 
Lord Hartington, that the extension of the Russian occupation as far as Baba- 

Durmaz had been necessary for the protection of the Russian possessions and 
means of communication from the brigandage of the Turkomans. But it was 
evident that the same grounds might be alleged for further advances beyond 
the point now reached, and even as far as Sarakhs or its vicinity. In that 
case the incursion of a band of Turkomans into Russian territory and its 
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_ Nr. 868. subsequent flight across the Afghan frontier might at any time suffice to pro- 
Fe duce serious difficulties between Russia and Afghanistan, or, in fact, between 
22, März1882. Russia and England, which had special relations with Afghanistan. It seemed 
therefore to be equally in the interest of Russia and of England, that their 
two Governments should endeavour to prevent a contract so dangerous in its 
possible results. || The method which had suggested itself as a simple and 
obvious one was embodied in the proposal already made. || In the present 
state of affairs the Turkomans of Merv were the only tribes from which acts 
of aggression on Russian territory were to be apprehended. But unless they 
ventured through the desert these tribes could only reach the Russian frontier 
by one route, that which descends in a south-westerly direction from Merv 
to the neighbourhood of Sarakhs and thence turns to the north-west, following 
for some distance the course of the Tejend or the district known as the Atak 
at the base of the mountains. It seemed therefore possible to prevent such 
incursions by an arrangement between Russia and England to determine the 
limits of Persia towards the Steppe. We should in fact do no more than 
recognize, as forming part of the Shah’s dominions, a territory to which he 
has an undoubted right, attaching to our recognition an obligation on the 
Persian Government to establish forts upon it, and to maintain in it a 
sufficient number of troops to bar effectually any hostile attempt on the part 
of the Turkomans. || The territory in question would comprise the whole of 
the cultivated tract between Baba-Durmaz and Sarakhs, including that lying 
on the banks of the Tejend. || Lord Hartington observed, that the Persian 
Government would of course be invited to become a party to any arrange- 
ment that might be concluded between the two Governments, adding that the 
question of the Persian frontier on this side might no doubt be said to be 
one in which Russia and Persia were primarily interested, but that it had 
also a practical interest for Russia and England for the reasons which had 
formerly been acknowledged by both Governments; that, however anxious 
Persia might be to assert her rights in that quarter, she could do nothing 
which she might imagine to be distasteful to the Russian Government, and 
that he had reason to believe that, if she were encouraged to do so by both 
Russia and England, it would not be so difficult as was contended for her 
to establish a real authority in those districts. || I made some remarks in sup- 
port of Lord Hartington’s arguments, and I once more impressed upon Prince 
Lobanow my conviction of the importance of the question, and of the expe- 
diency of removing all occasion and opportunity for a further Russian ad- 
vance towards the Afghan frontier. || His Exccllency replied, that he had al- 
ready submitted to his Government the proposal which Lord Hartington had 
just laid before him in detail. Their view had been, that, if there were occa- 
sion to proceed to a delimitation of the frontier in question, it was a matter 
which concerned Russia and the Shah exclusively. || His Excellency then went 
on to discuss the arguments adduced by Lord Hartington. He urged, that, 
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considering that Persia had never been able to repress the incursions of the Dhs 
Téké Turkomans, it was scarcely to be expected that she would be more yritannien. 
fortunate with regard to the Turkomans of Merv, and that an arrangement ?2-Märzl88. 
which would intrust to the Persian authorities the duty of taking measures 
for the security of the Russian frontiers would be a mere delusion. England, 
on the other hand, was so remote from the regions in question that her 
participation in such an arrangement offered no guarantee for its efficacy. || 
Prince Lobanow added, that Russia had never interfered in the arrangements 
between England and Afghanistan. She expected on her side to be left free 
to take any measures with regard to the States within the sphere of her in- 
fluence which might be required for purposes of security. || I observed upon 
this, that it might be inferred from his Excellency’s words that Russia consi- 
dered herself free to advance to Sarakhs. This, however, was exactly the 
kind of approach which the Russian and English Governments had always 
joined in deprecating. The Russian Government had especially in 1875 dwelt 
upon the more than inconvenient results that would attend an English move- 
ment upon Herat. Lord Derby used the same language as to advances on 
the part of Russia. As it happened, we had withdrawn -from Afghanistan, 
while the Russians had advanced beyond the lines they occupied at that time. 
As an affair of national amour-propre, the present time was singularly pro- 
pitious for Russia to make an arrangement which would restore confidence 
on both sides. || Prince Lobanow remarked, that he was not in a position to 
make any reply to what I had said on the subject of Herat. It was a matter 
upon which he could not undertake to anticipate the views of his Government. 
' We retarned to the discussion of the main question. In regard to the ob- 
jections which had been advanced by Prince Lobanow as to the practical 
value of the proposed arrangement, I said that a combined pressure by. Eng- 
land and Russia could not fail of inducing the Persian Government to take 
effectual measures in the territory which would be recognized as belonging 
to them. It was my belief, that the Persian Government would accept without 
difficulty the conditions which might be attached to our recognition, and 
would seriously and conscientiously endeavour to fulfil them. || In this opinion 
Lord Hartington expressed his concurrence. || In answer to Prince Lobanow’s 
argument, that the arrangement offered to Russia no quid pro quo, and that 
it was impossible, at the distance at which the English were, that they could 
offer Russia any security against molestation, I said I could speak to his 
Excellency with perfect frankness, as there was no chance of his misconstruing 
into anything of a possible menace that which I had to say. It semeed to 
me that there would be an immensc advantage to Russia, no less than to 
England, if an agreement could be come to by which suspicion on both sides 
might be averted. || Prince Lobanow listened attentively to my observations, 
but said that his instructions were positive, and that he had no latitude to 
depart from the language he had held. || Lord Hartington and I requested his 


Nr. 8639. 
Gross- 
dritannien. 
22.März1882. 


Nr. 8640. 
Gross- 
britannion. 
29. Aprill882, 


288 Central-Asiatische Frage. 


Excellency to lay before his Government the considerations which had been 
stated on either side, in the hope that it might modify their views. || This 
Prince Lobanow consented to do. At my request his Excellency has also 
been good cnough to show me his account of the interview before forwarding 
it to St. Petersbourgh, and I am enabled to state that it corresponds substan- 
tially with that which I have given in the present despatch. 


Foreign Office, March 22, 1882. 

Sir, — The Russian Ambassador called upon me again this afternoon. 
and brought to me the draft of his despatch giving an account of his con- 
versation with Lord Hartington and me yesterday. || I have requested his 
Excellency to alter slightly onc or two passages in which I thought Lord 
Hartington’s and my language had not been quite accurately rendered, and 
to insert a few remarks which we had made and which he had omitted to 
mention. || I took the opportunity to make a further observation on the con- 
tention of the Russian Government, that the further delimitation of the Persian 
frontier beyond Baba-Durmaz was a matter which concerned Persia and Russia 
alone. I said, that it had been for years a settled understanding between 
Russia and England that they both desired to maintain the stability and in- 
dependence of Persia. I could not, therefore, admit, that Her Majesty’s Go- 
vernment were not interested in the settlement of frontier questions regarding 
the latter country. || But I continued, that without giving up that principle we 
should be satisfied if an agreement were arrived at between Russia and Persia 
in the sense of Lord Hartington’s proposal without England being a party 
to it. || I am, &c. Granville. 


Nr. S640, GROSSBRITANNIEN.— Botschafter in St.Petersburg an 
den engl. Min. des Ausw. — Die russische Regierung 
beabsichtigt gegenwärtig nicht, nach Sarakhs oder 
Merw vorzugehen, und würde gegen eine Besetzung 
von Kandahar und Herat durch England keine Ein- 
wendungen erheben. [I. 28.] 


St. Petersburgh, April 29, 1882. 

My Lord, — In accordance with the permission granted me by your 
Lordship’s telegram of the 22nd instant, I have had two interviews with 
M. de Giers on the 26th and 28th instant, during which I have read to him 
your Lordship’s recent despatches, informing me of conversations you had had 
with the Russian Ambassador in London respecting the Central Asian question. 
| M. de Giers agreed with your Lordship, that it would be better that there 
should not be double discussions, and he stated that he had a few days ago 
sent further instructions to Prince Lobanow, the nature of which his Excellency 
will probably have already communicated to you. But as he scemed to wish 
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to make me acquainted with his views, I listened, offering only enough ob- Nr. 8010. 
servations to keep up the conversation. || His Excellency answered me not en. 
once, but several times during the conversation, that Russia had no intention 2.Apriliss2. 
whatever at present of advancing towards Sarakhs or Merv, or of occupying 
with her forces any territory in that region beyond what was already in her 
possession. He could positively assert, that this was the feeling and deter- 
mination of the Russian Government at present, and that he hoped it would 
be carried out for many years to come. What might happen in the far 
fature it was impossible to say or divine; for circumstances might compel 
them to do what they had now no intention of doing. || The influence of 
Russia, he said, was entirely devoted to the establishment of firm and per- 
manent peace in that region, and it was now beginning to have a good effect. 
It was, therefore, very desirable, that there should be no troublesome or dis- 
orderly neighbours who would counteract the measures which the Russian 
authorities were now carrying out for the pacification and civilization of the 
Turkoman tribes in that region. The Russian Government could not acquiesce 
in the proposal made by Her Majesty’s Government, that the Atek country 
from Sarakhs to Baba-Durmaz, and between that line and the River Tejend, 
should be handed over to the care and into the possession of Persia. His 
Excellency insisted, that she had no right whatever to that country, and that 
whatever influence Russia and Great Britain might bring to bear upon her 
she would be utterly unable to govern it, und that any attempt to do so on 
her part would only excite discontent, and produce disorder where there now 
seemed to be some prospect of the natives abandoning habits of brigandage 
and devoting themselves to commercial and agricultural pursuits. He under- 
stood, that Her Majesty’s Government were anxious that Russia should be con- 
fined within the limits now held, and should not extend her territory to the 
East or South, and the Russian Government declared that they had no desire 
to advance in that direction; but His Imperial Majesty was very averse to 
making any engagements to that effect with another Power, which the force 
of circumstances might hereafter render it impossible for the Russian autho- 
rities to keep. His Excellency was of opinion that the occupation of the 
Atck region by Persia would have just the contrary effect to that hoped for 
and anticipated by Her Majesty’s Government. He belevicd, that it would 
create such a state of disorder (“un tel gächis”) in that country, that not 
only would the people of Merv avail themselves of it to come westward for 
purposes of plunder, but that the Atek Turkomans themselves would be ma- 
king incursions into the territory now held by Russia, and attacking Russian 
caravans, so that the Russian military authorities would be compelled to enter 
the Atek territory for the purpose of punishing the wrong-doers and preven- 
ting their hostilities from being repeated; and this, notwithstanding the most 
stringent instructions to the Russian military authorities that they should allow 


no movement in that direction, instructions which General Röhrberg had 
Stastearchiv XLV. 19 
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Nr. 8640. shown himself entirely disposed to obey. || M. de Giers informed me, that very 

Er recently the Turkomans in the district of Dereghez had risen against their 

99.Apriliss2. Khan, and that their motive in doing so was to throw off their allegiance to 
Persia and come under the control of the Russian authorities; that the Persian 
Government had consequently addressed themselves to the Russian Government, 
entreating them to use their influence in order to pacify the disaffected Tur- 
komans; that General Röhrberg had, in compliance with this request, been 
instructed to cause the latter to be informed that on no account would the 
Russian authorities receive them under their protection or control, and that 
these instructions, having been carried out, had had the effect of undeceiving 
and pacifying the Turkomans in the Dereghez district. || But M. de Giers pro- 
ceeded to say, that, whilst the Russian Government were entirely opposed to 
allowing the Atek territory to be placed under the direct and sole control 
of Persia, they were much inclincd to endcavour to come to some under- 
standing with the Persian Government as to the government of that region. 
He was not prepared to say as yet what might be the nature of such an 
arrangement; for, indecd, it had not yet been sufficiently considered, and he 
was also desirous to await the arrival of M. Zinovieff, the Russian Minister 
at Tehran, who is now on his way to this city, but will not probably arrive 
here for three weeks or more. But in making any such proposal to the 
Persian Government they would be strongly recommended not to pretend to 
or to assert any rights over the district of Merv, nor to send an expedition 
for the purpose of establishing their supposed rights to that country. Such 
a move, his Excellency said, would be the cause of much confusion and 
disorder, and might force the Russian authorities to adopt more vigorous 
measures. || In the course of conversation, M. de Giers said, that his Govern- 
ment would have no particular objection to Candahar being occupicd by Her 
Majesty’s forces, or even British authorities exercising controlling influence 
at Herat; but they had a right to expect, that Russian influence should be 
allowed to prevail in the countries to the north of Afghanistan and Persia, 
with which they were encouraging the establishment of commercial relations, 
in the hope of imbuing their inhabitants with ideas of civilization. || M. de Giers 
added, that, with a vicw to preventing disturbances on the borders of Afgha- 
nistan, he considered it to be of great importance that the boundary of that 
country from Khojah-Saleh to the Persian frontier in the neighbourhood of 
Sarakhs should be formally and definitely laid down, and that he had in- 
structed Prince Lobanow to endeavour to induce Her Majesty’s Government 
to agree to the adoption of measures for this purpose. || M. de Giers spoke 
with great apparent frankness on the above subjects; but I gathered that the 
proposed occupation of the Atek territory by Persia had been carefully con- 
sidered by the Emperor, the Minister of War and himsclf, and had encoun- 
tered the decided opposition of 11 of them. || I have, &c. 

Edwd. Thornton. 
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Nr. 8641. GROSSBRITANNIEN. — Gesandter in Teheran (Thom- 
son) an den engl. Min. des Ausw. — Russland ver- 
zögert fortgesetzt die Ernennung des Commissars 
zur Regulirung der persischen Grenze. [I 90] | 


(Extract.) (Received March 19.) Tehran, February 17, 188% Nr. 8641. . 
With reference to my despatch of the 11th December last, in which I Gros- ! 

stated that the Minister for Foreigu Affairs had again endeavoured to induce eae, 

the Russian Government to appoint its Commissioner, and proceed at once 

with the delimitation of the Akhal-Khorassan boundary, as stipulated in the 

IInd Clause of the Russo-Persian Frontier Treaty of December 1881, I have 

now the honour to report to your Lordship that Mirza Said-Khan has infor- 

med me that his representations on this subject have had no effect, the same 

reply which was formerly given having again been repeated, namely, that the 

severe cold of winter, and the incompleteness of the frontier surveys, rendered 

it impossible for the Commission to meet at present, and that the matter must 

therefore be deferred till spring. \ 


Nr. 8642. GROSSBRITANNIEN. — Vicekönig von Indien an den 
Emir von Afghanistan. — England hat den Willen 
und die Kraft, Afghanistan gegen fremde Mächte zu 
schützen. [I. 94.]*) 


| Fort William, February 22, 1883. 

Many vague rumours are doubtless afloat; but they are, for the most Nr. sede. 
part, without foundation, and need cause your Highness no uneasiness, more brie on 
especially as, under the engagements of 1880, which are embodied in the 22. Fob. 1888. 
Memorandum presented to your Highness by Sir Lepel Griffin in that year, 
your Highness is in possession of the assurance of the British Government 
that, if any foreign Power should attempt to interfere in Afghanistan, and if 
such intreference should lead to unprovoked aggression on the dominions of 
your Highness, in that event the British Government would be prepared to 
aid you—to such extend and in such manner as may appear to the British 
Government necessary—in repelling it, provided that your Highness follows 
unreservedly the advice of the British Government in regard to your external 
relations. || Under these circumstances your Highness need be under no ap- 
prehension, but may rest in secure reliance that the British Government has 
both the will and the power to make good all its engagements with your 
Highness. || I beg to express the high consideration I entertain for your 
Highness, and to subscribe myself your Highness’ sincere friend. 








*) Mittels Schreibens vom 5. April 1883 vom Unterstaatssecretär für Indien dem 
Unterstaatssecretär des Auswärtigen Amts übersandt. Anm. der Red. 
19° 


292 Central-Asiatische Frage. 


Nr. 8643. GROSSBRITANNIEN. — Vice-König von Indien an den 
Emir von Afghanistan. — Die russisch-afghanische 
Grenzbestimmung. — Offerte englischer Subsidien zur 
Bezahlung der Truppen und Vertheidigung der 


4 Grenze. [I. 116 und 117.]*) 
(After compliments.) Simla, June 16, 1888. 
ps Your Highness expresses a wish to be supplied with a document and map, 


britannien. showing the boundaries between Afghanistan and Russia and Persia, || The 
16.Jani TS. boondarics of Afghanistan were settled by the British Government with Russia 
- in 1873, when the Afghan territory between the Oxus to the Heri-Rud was 
defined as follows.**) || “This internal districts of Akcha, Sir-i-Pul, Maimena, 
Shibergan and Andkoi, the latter of which would be the extreme Afghan 
frontier possession to the north-west, the desert beyond belonging to inde- 
pendent tribes of Turkomans.” || This boundary has, however, never been laid 
down accurately on any map, and the country has not been examined on 
the spot with that view. No map, therefore, which could be sent to your 
Highness would show this line of frontier correctly; but I should be glad 
tO be informed what districts your Highness understands to be described by 
the words above quoted, and exactly what you consider to be the boundary 
defined by them. 


(After compliments.) Simla, June 16, 1883. 
Your Highness will remember, that, at Sir Lepel Griffin’s interview with 
you at Zimma on the 31st July, 1880, he said that the Government of India 
could only start your Administration by giving you a grant to pay your 
army and officials and your immediate expenses, and that, having recognized 
you as Ameer, it was anxious to see you strong; but after you had taken 
possession of Cabul, you must rely on your own resources. || I have always 
interested myself so much in your Highness’ success, and have felt so great 
a desire for the establishment of a strong and friendly Power under your 
Highness’ auspices in Afghanistan, that I have on various occasions gone 
beyond the determination then communicated to you, and have from time to 
time aided your Highness with sums of money and arms, besides devoting 
some lakhs a-ycar to the support of Afghan refugees and detenus, whose 
presence in Afghanistan is, I understand, regarded by your Highness as dan- 
gerous to your power. Still my view of the relations to cach other of the 
two countrics has throughout been that, in matters of internal policy and 
finance, India should not seek to interfere with Afghanistan, but should con- 


—— 





*) Beide Briefe wurden am 17. August 1883 vom Unterstaatssecretär für Indien 
dem englischen Auswärtigen Amte mitgetheilt. 

**) Siehe Staatsarchiv Bd. XXVI Nr. 5133 (Seite 117 Nr. 3), und Nr. 5140 (Seite 
139). Anm. d. Red. 
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fine herself to the part of a friendly neighbour and ally. On these conditions, Nr. 8643. 
it would be in accordance with the practice of nations that Afghanistan Nee 
should regulate her own finance and bear her own burdens, as she has al- 16. Juni 1883, 
ways done heretofore. || As regards matters of external policy, your Highness 
was informed in the communication from the Foreign Secretary to the Go- 
vernment of India, dated the 20th July, 1880, and again in my letter of the 
22nd February, 1883,*) that, if any foreign Power should attempt to interfere 
in Afghanistan, and if such interference should lead to unprovoked aggression 
on the dominions of your Highness, in that event the British Government would 
be prepared to aid you to such extent and in such manner as might appear 
to the British Government necessary in repelling it; provided that your High- 
ness follows unreservedly the advice of the British Government in regard to 
your external relations. || On consideration, however, of your accounts of the 
condition of your north-west frontier, I have been satisfied that your Highness 
has to contend with exceptional difficulties in that quarter. I have under- 
stood that, owing to various untoward circumstances, your Highness has not 
yet been able to reduce the important frontier province of Herat to the or- 
derly and secure condition so essential for the protection of Afghanistan as 
a whole; and therefore that, for the settlement of the affairs of that frontier, 
some friendly assistance may be needful to you. I further observe, with 
satisfaction, your Highness’ assurances of good faith and loyalty to the British 
Government; and your Highness’ language convinces me, that you realize how 
much it is to the interest of Afghanistan to maintain friendly relations with 
the Government of India, || Impressed by these considerations, I have deter- 
mined to offer to your Highness personally, as an aid towards meeting the 
present difficulties in the management of your State, a subsidy of 12 lakhs 
of rupees a-year, payable monthly, to be devoted to the payment of your 
troops, and to the other measures required for the defence of your north- 
western frontier. I feel that I may safely trust to your Highness’ good faith 
and practised skill to devote this addition to your resources to objects of 
such vital importance as those which I have above mentioned. 





Nr. 8644. GROSSBRITANNIEN. — Botschafter in St.-Petersburg 
an den engl. Min. des Ausw. — Verhandlungen mit 
Giers über die persische Grenze. [I. 143. 


(Received October 29.) St. Petersburgh, October 24, 1883. 
My Lord, — I had the honour to receive last night your Lordship’s nr, 3644. 


despatch of the 19th instant**). I called upon M. de Giers this morning, and  Gross- 
ae britannien. 


*) Siehe Nr. 8642. 24. Oct. 1888, 
**) Dieselbe lautet [I 136): Foreign Office, October 19, 1883. 
Sir, — Her Majesty’s Goverment think it desirable that your Excellency should 

request information from the Russian Government as to the point on the Tejend to 
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inquired of his Excellency, for the information of Her Majesty’s Government, 
to what point on the River Tejend the line of boundary would be drawn. ' 
M. de Giers replied, that he was not prepared to give me an immediate an- 
swer to this question; that he had not yet examined it carefully, but that 
he would do so, and would have a further conversation with me on the sub- 
ject. || His Excellency expressed his opinion, that the Ateks did not extend so 
far south as Sarakhs. But he said, that the Imperial Government were actually 
engaged, through their Representative at Tehran, in endeavouring to come to 
an arrangement as to what was to be considered the Atcks, and as to the 
boundary-line between Baba-Durmaz aud Tejend. || In the course of the con- 
versation, M. de Giers informed me, that he had this morning received a te- 
legram from the Russian Minister at Teliran, from which he had learnt that 
a very extensive raid had been made into Persia by the Turkomans, who 
had committed great havoc and carried off.a deal of property. His Excellency 
added, that His Majesty the Shah had earnestly begged that the Russian autho- 
rities would endeavour to procure the restitution of the spoils, and would 
take vigorous measures for the prevention of future raids. He said, that the 
Persian troops were utterly unable to cope with the Turkomans, and did not 
dare to meet them. M. de Giers could not tell me the exact point at which 
this raid was made, for he had at once sent off the telegram to the Emperor; 
but he did not seem to be certain that the incursion of the hostile Turko- 
mans was made from any part of the Ateks. He adduced the incident, ho- 
wever, as a proof of the utter inability of the Persian authorities to control 
the Turkoman tribes, wherever it might be. || I further inquired of M. de Giers, 
with reference to former engagements between England and Russia with re- 
gard to the north-western frontier of Afghanistan, what was the nature and 
extent of the control exercised by Russia to the east of the Tejend. His 
Excellency, in reply, disclaimed her having any direct control over that terri- 
tory; indeed, he refused to admit the word control, although he acknowledged 
that General Tchernaieff had employed a certain moral influence in the in- 
terest'of peace. He said, that the different Turkoman tribes at Merv were 
constantly quarrelling and fighting among themselves, and that the General 
had recommended them to submit to the authority of the Khan of Khiva; the 
greater part of them had consequently consented to be governed by the per- 
son named by the Khan. But his Excellency insisted, that this was the extent 
of Russian intervention, the result of which had been, he maintained, com- 
parative tranquillity in that region. | I have, &k. Edwd. Thornton. 


eee —_ 


which it is proposed that the Russo-Persian line of boundary from Baba-Durmaz should 
be drawn. It would also seem expedient to obtain explanations as to the nature and 
extent of the claim of Russia to control the country to the east of that frontier-line. 
|| This question has an obvious reference to the previous engagements between Eng- 
land and Russia with regard to the north-western frontier of Afghanistan. '|I am, &c. 
Granville. 
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Nr. 8645. GROSSBRITANNIEN. — Derselbe au denselben. — Die 
russische Regierung kann die persische Grenze noch 
nicht bestimmen. [I. 146.) 


(Received November 5.) St. Petersburgh, November 1, 1883. 

My Lord, — With reference to my despatch of the 24th ultimo, I 
yesterday inquired of M. de Giers whether he could give me any further de- 
tails with regard to the proposed line of boundary from Baba-Durmaz to the 
Tejend. || His Excellency replied, that he had been making inquiries upon the 
subject of M. Zinovieff, who was well acquainted with the matter, and that 
he had ascertained that the negotiations upon it were not so far advanced 
as he had supposed, and that, in fact, there had been no official negotiation 
at all at Tehran; for the preliminary surveys which were necessary before 
the question could be discussed between the two Governments had not yet 
been completed, owing to the Russian officers who had been detailed to make 
the surveys not having arrived in time to complete them during this season, 
and that, consequently, they would not be ready till next spring or summer. 
| In the meantime, and until this work should be completed, it would be 
impossible to decide what direction the proposed boundary should take. || As 
to the control exercised by Russia over the country to the east of the Tejend, 
M. de Giers repeatcd that the control was not direct, and that it was no 
more than a certain influence which the Russian authoritics had acquired in 
that region, and which was employed by them in endeavouring to persuade 
the different tribes to refrain from hostilities among themselves, and from 
making incursions and preying upon their neighbours. || M. de Giers again 
alluded to the hostile incursion which had been recently made into Persian 
territory, but seemed to have very vague ideas as to the locality at which 
it had taken place. He stated, however, that it was made, not by Turko- 
mans, but by Mervites, and that these had carried off as much as 50,000 
animals, between cattle and sheep. || Upon my inquiring at what point on the 
Tejend these marauders had crossed into Persian territory, he replicd that 
they had not crossed that river at all, but that the raid was made into Kho- 
rassan. In compliance, however, with the request of the Shah, instructions 
had been sent to the Russian authorities to endeavour to induce the raiders 
to restore the property of which they had taken possession. || I have, &c. 

Edwd. Thornton. 








Nr. 8646. GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw.an denengl. Botsch. 
in St.Petersburg. — Annexion von Merw. Gründe der 
. russischen Regierung. Stellung Englands dazu. [II.5.] 


Foreign Office, February 28, 1884. 
Sir, — The Russian Ambassador called upon me this afternoon, and told 
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1. Nov. 1888, 
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me that he had received a despatch from his Government instructing him 4s 98. Feb. 1884. 


Nr. 8636. 
Gross- 
britannien. 
8, Feb. 1884. 
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to the language which he was to use in explaining what had recently hap- 
pened in regard to Merv. M. de Mohrenheim added, that, not having lately 
had an opportunity of conversing with me, he thought it best to let me see 
the despatch itself, and he accordingly gave it to me to read. || The despatch 
describes the acceptance by Russia of the submission of the Turkomans of 
Merv as an act of local administration, brought about by the force of circum- 
stances, without any political premeditation on the part of Russia. || These 
tribes, it is stated, could no longer have continued their life of brigandage 
without exposing themselves to severe measures of repression. As they were 
obliged to abandon their practices in order to live at peace with the Russian 
authorities, they prepared to secure the advantages of protection from a re- 
gular Government rather than to remain in a condition of anarchy, of .which 
the advantages were for the future denied to them and which the Russian 
authorities were bound to repress. The Russian Government, on the other 
hand, could not reject their petition without compromising the tranquillity of 
the countries bordering on their own possessions. |j In all this there was no 
hostile combination against England, nor any intention to take advantage of 


‘the present embarrassments of Her Majesty’s Government elsewhere. || Baron 


Mohrenheim was instructed to assure me, that the views of the Emperor as 
regards the relations between the two countries in Central Asia were in no 
way changed, and that it was His Majesty’s desire that these relations should 
continuc to be marked by a spirit of friendly sincerity and an equitable ap- 
preciation of our mutual interests. || I told Baron Mohrenheim that we had 
been informed by your Excellency of the facts, and that at this moment a 
draft was being submitted to my colleagues on the subject. I could not pre- 
tend that the news had produced no effect on our minds. Assurances had 
constantly been given, not only by the Russian Government, but by the 


-Empcror himself, on the subject of Merv — assurances which seemed to put 


out of the question, at all events for the present and under existing circum- 
stances, any annexation of Merv, || I fully admitted that there were qualifica- 
tions of those assurances, and that the Russian Government did not give up 
their liberty of action in regard to Merv for all time and under all circum- 
stances. But we were not aware of any change uf circumstances which might 
not have been anticipated at the time when the assurances were given; and, 
even if the facts had been of that nature, there was some occasion for sur- 
prise, when two Governments have for a long time been exchanging commu- 
nications and explanations upon a subject, if one of them suddenly acted in 
a sense Opposite to its assurances without any previous communication with 
the Power with whom it had carried on this friendly exchange of ideas. ' 
The Russian Ambassador stated, that the assurances of the Emperor and of 
the Russian Government had been given in perfect good faith; that his Go- 
vernment had never the slightest intention of conquering Merv, though it 
might have becn necessary to inflict occasional chastisements on the depreda- 
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ting Turkomans of that distriet, but that no permanent occupation was con- Nr. 8616. 
templated. But the state of things had cntirely changed; the Chiefs had prenom. 
suddenly asked for the Protectorate of Russia. This Protectorate was a mea- 28. Feb. 1884. 
sure which would add to the heavy expenses of Russia in those regions, but 

with a view to tranquillity in the surrounding countries, it would be a great 
advantage. {| His Excellency alluded to the great difficulty which both Russian 

and English statesmen had always acknowledged to exist for a civilized Power 

to stop short in the extension of its territory where uncivilized tribes were 

its immediate neighbours, and said that there was nothing in the present 
extension of Russian authority which could be of disadvantage to us. || I told 

him, that, as be had broached the subject, I had thought it fair to let him 

know that the news had not been received by us with indifference. I added, 

that I was about to send to St. Petersburgh the expression of our views, 

and that it, perhaps, would be better that we should not anticipate that 
communication by further verbal discussion. || I am, &c. Granville. 





Nr. 8647. GROSSBRITANNIEN. — Derselbe an denselben. — Re- 
capitulation der Verhandlungen mit Russland tiber 
Merw. [IL 6. 


Foreign Office, February 29, 1884. 

Sir, — I have received and have laid before the Queen your Excellency’s us Soa. 
despatch of the 15th instant, reporting that M. de Giers had informed you vritannien. 
that the Emperor of Russia had determined to accept the allegiance of the 2%-Feb. 1884. 
Merv Turkomans, and would send a Russian officer to Merv for the purpose 
of administering the Government of that region and of establishing order 
therein; that the officer in question might perhaps be accompanied by a small 
escort, probably of natives, but that the Russian Government hoped that it 
would not be necessary, for the present at least, to send any Russian troops 
in that direction. || A similar announcement which has appeared in the news- 
papers has excited much attention in the public mind in England, and has 
formed the subject of a debate that took place on the 22nd instant in the 
House of Commons. || The views entertained by Her Majesty’s present Govern- 
ment and by their predecessors in office in regard to the extension of Russian 
sovereignty over Merv are so well known to your Excellency and to the 
Government of the Emperor, that it is hardly necessary that I should repeat 
them here. But it may be convenient to recapitulate the communications 
which have passed between the Governments of England and Russia on the 
subject since the conclusion of the Treaty with Khiva in 1873 called atten- 
tion to the possibility of an eventual advance of Russia to Merv. || On the 
7th January, 1874*), I addressed a despatch to Lord A. Loftus, expressing the 
views of Her Majesty’s Government upon the Russian proceedings in Central 


*) Siehe Staatsarchiv Bd. XXVI, Nr. 5140. 
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Asia. I said, that the apprehensions of the Ameer of Afghanistan had been 
especially roused by the reported intention to send a Russian expedition to 
capture Merv and reduce the Turkoman tribes in those parts. Rumours of 
such an expedition had reached Her Majesty’s Government, and though it 
might be discontenanced and disavowed by the Governement of St. Petersburgh, 
it would be unwise, in the face of previous events, not to contemplate the 
possibility that considerations of self-defence or the necessity of punishing 


‘acts of plunder and hostility might eventually give occasion for such an ex- 


pedition. The Amecr, fearing that the result would be to drive the Turko- 
mans to take refuge in the neighbourhood of Herat, which might bring him 
into collision with the Russian authorities, had applied for advice to the 
Government of India. The Viceroy had endeavoured to reassure him as to 
the safety of his territories; but Her Majesty’s Government thought it best 
to bring the Amcer’s fears to the knowledge of the Russian Government, and 
to express their earnest hope that the question of any further expedition 
against the Turkoman tribes might be carefully considered in conjunction with 
the results which the Ameer apprehended might ensue from it. || Prince Gor- 
tchakoff’s reply upon this point, contained in a despatch of the 21st January 
(0. s.)*) to Count Brunnow, was as follows: — || “As regards the eventual 
danger pointed out to us by Lord Granville, and to which Shere Ali appears 
already to have called the attention of the Government of India, namely, that 
nomad tribes of Turkomans driven off by our troops may returm to seek 
assistance or refuge on the territory of Herat, and may bring about a conflict 
between us and Afghanistan, I have told Lord A. Loftus that we had no in- 
tention of undertaking an expedition against the Turkomans; it depended en- 
tirely on them to live on good terms with us, and even to derive profit from 
our proximity and from the outlets which we are endeavouring to make for 
peaceful commerce; but if these turbulent tribes were to take to attacking or 
plundering us we should be compelled to punish them. This is a necessity 
which Her Majesty’s Government know from their own experience, and which 
no Government in contact with wild populations can avoid. We are in any 
case the first to wish that this punishment, if it becomes necessary, should 
be inflicted as near as possible to our own frontier. || Lord A. Loftus has 
received the same assurances from the mouth of our august Master, and has 
doubtless reported them to his Government. || I added, that, although the 
eventuality pointed out by Shere Ali is scarcely probable, the Ameer of Cabul 
can assist in removing the possibility of it by making the Turkomans under- 
stand clearly beforehand that if they provoke rigorous measures by acts of 
depredation against us they cannot count upon any assistance or protection 
from him.” || A change of Government took place in February 1874, and on 
the 13th April of the same year Count Brunnow communicated to Lord Derby 


*) Bd. XXVI. Nr. 5141. 
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a letter from Prince Gortchakoff to the effect that the orders of the Emperor, Nr. 847. 
that no expedition should be undertaken against the Téké Turkomans, which britaanien. 
meant in the direction of Merv, had been given in such peremptory terms ??. Feb. 1884. 
that no local ambition would dare to take the liberty of transgressing them. 
|| On the 12th March, 1875*), Count Schouvaloff, who inquired whether there 
was any inclination on the part of England to advance further in the direction 
of the Russian possessions, was informed by Lord Derby that the only case 
in which he could conceive such an advance as probable was in the event 
of any Russian movement tending to the occupation of Merv; he reminded 
-his Excellency of the great importance which the Indian Government attached 
to that place, and of the danger to good relations that would ensuc if it 
were meddled with. || On the 11th May Count Schouvaloff communicated a 
note from Prince Gortchakoff, dated the 5th April**) which contained a po- 
sitive assurance that the Emperor had no intention of extending the fronticrs 
of Russia such as they existed at that time in Central Asia, cither on the | 
side of Bokhara or on the side of Krasnovodsk and the Attrek. This note j 
was, however, accompanied by a Memorandum reviewing the correspondence 
which had passed on the subject with Her Majesty’s Government, explaining 
the successive Russian advances, and claiming complete liberty of action over 
the territory between the Russian frontiers and Afghanistan. || In a Memo- 
randum in reply, which was forwarded to Herr Majesty’s Chargé d’Affaires at 
St. Petersburgh on the 25th. October***), Lord Derby stated that Her Majesty’s 
Government fully accepted the assurances of the Imperial Cabinet as to the 
extension of the southern frontiers of Russian territory, but they equally ad- 
mitted the force of the arguments which had been advanced to explain the 
repcated annexations which, in spite of those assurances, had taken place. 
|| However sincere, therefore, the desire of the Russian Government to avoid 
future extension of territorial responsibilities, Her Majesty’s Government could 
not regard the line of the Russian frontier as fixed and immovable. The re- 
currence of similar causes might lead to similar results, and Her Majesty’s 
Government could not regard with indifference, and as a matter with which 
they had no concern, further occupation and absorption by Russia of the 
regions which still separated Afghanistan from the Russian territory. Regar- 
ding the maintenance of the integrity of Afghanistan as an object of the 
highest importance, they must reserve to themselves the most complete liberty 
of action under all future contingencies as to the measures which might, in 
their opinion, be necessary to secure it. They could not but feel, that such 
an event as the occupation of Merv, which would bring the line of Russian 
territory into direct contact with Afghan tcrritory, would arouse the suscep- 
tibilities of the Ameer to the highest degree, and possibly involve him in a 


*) Bd. XXXV, Nr. 6826. 
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common cause of defensive action with the Turkoman tribes on his borders. 
This might lead to complications which would eventually bring about the very 
result which both Governments desired to avert, viz., the contact of the two 
Powers in Central Asia. The Memorandum concluded by expressing the satis- 
faction with which Her Majesty’s Government had received Prince Gortchakoff's 
assurances as to the Emperor’s conviction that the extension of Russian terri- 
tory towards the Afghan borders was contrary to Russian interests, and that 
formal orders had been given that all future action in those regions was to 
be strictly confined to the defence of existing limits and the protection of 
property and commerce from pillage and brigandage. || This Memorandum 
was formally replied to by the Russian Government in a despatch to Count 
Schouvaloff of the 3rd February, 1876 (o. s.)*), which, without going into 
details, reiterated the declaration that Afghanistan was beyond the sphere of 
Russia’s action, and stated the two Cabinets, while retaining entire freedom 
of action, should be guided by a mutual desire to pay due regard to their 
respective interests and necessities by avoiding, as far as possible, any imme- 
diate contact with each other, and any collisions between the Asiatic States 
placed within the circle of their influence. || The movements in the summer 
of 1875 of General Lomakin, who was engaged in a military reconnaissance 
of the Turkoman steppe, had led to renewed rumours of an intended expe- 
dition to Merv, and accordingly, on the 3rd August, Mr. Doria, Her Ma- 
jesty’s Charge d’Affaires at St. Petersburgh, mentioned the subject to Baron 
Jomini, whose language led Mr. Doria to believe that there was no foundation 
for the report, and his Excellency referred to the orders of the Emperor 
against any attack on Merv. || In the autumn of 1876 General Lomakin left 
Krasnovodsk on a fresh reconnaissance, and the report of an expedition to 
Merv was revived; but Her Majesty’s Ambassador at St. Petersburgh wrote, 
on the 15th November**), that Prince Gortchakoff had charged him to in- 
form Lord Derby that there was no question of such an expedition or of 
occupying the place. || In view, however, of the General’s operations against 
the Téké Turkomans in 1877 Lord Derby wrote to Lord A. Loftus, on the 
13th June***) of that year, that they might ultimately end in the occupation 
of Merv unless positive instructions to the contrary were at once issued by 
the Russian Government. He therefore instructed his Excellency to make a 
renewed representation to the Russian Government on the subject of the mo- 
vements of the Russian troops, to recall to Prince Gortchakoff his observation 
of the 15th November, and to point out clearly, but courteously, that the 
occupation of Merv would be held by the general opinion of the inhabitants 
of the neighbouring regions of Asia to announce a design on the part of the 
Emperor to extend his influence, if not his dominions, into territories with 


*) Bd. XXXV, Nr. 6830. 
++) Bd. XXXV, Nr. 6836. 
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which Her Majesty’s Government understood that it was not his intention to Nr. 8647. 
interfere. Such an impression might impose upon Her Majesty’s Government britaunien. 
the necessity of making a corresponding advance, and they hoped, therefore, 29. Feb. 1883. 
that His Majesty would issue stringent injunctions to his officers in those 
countries to abstain from advancing into the neighbourhood of Merv. || On the 
18th July (0. s.)*) M. de Giers replied, in a despatch to Count Schouvaloff, 
which was, however, not communicated until after the lapse of several months, 
that the sole object of the expedition was to punish some Turkoman hordes 
quite distinct from the Tékés of Merv; that the most formal orders had been 
given to the Commandant of the column not to exceed instructions, which 
were merely to kecp order on the frontier, and that in presence of these 
frank explanations any anxicty respecting Merv must fall to the ground. || In 
the spring of 1879 an expedition under General Lazareff left the eastern shore 
of the Caspian, the sole object of which, as Count Schouvaloff assured Lord 
Salisbury on the 16th May, was to effect a land communication, by means 
of fortified posts, between Krasnovodsk and Chikishlar. Lord Salisbury in- 
formed him, that there were two points of view from which any such expe- 
dition might meet with objections on the part of England. “Her Majesty’s 
Government,” he said, “would take exception to any operations by which 
Merv was menaced,” and would “object to any encroachments upon Persian 
territory.” Count Schouvaloff replied, that there was no intention of menacing 
Merv or advancing nearer to it than a point 160 miles distant, and that 
Her Majesty’s Government might rest assured that no infringement of Persia’s 
rights was probable. His Excellency added, however, that this conversation 
was unofficial. || But on the 9th July**) M. de Giers assured Lord Dufferin 
most positively that there was no intention on the part of the Russian Govern- 
ment to go to Merv, and in a conversation on the same subject with Baron 
Jomini, the latter informed Her Majesty’s Ambassador that the Russian ad- 
vance was intended to stop at a point 150 miles upon this side of it. He 
added, “Although we do not intend to go to Merv, or to do anything which 
may be interpreted as a menace to England, you must not deceive yourself, 
for the result of our present proccedings will be to furnish us with a base 
of operations against England hereafter, should the British Government, by 
the occupation of Herat, threaten our position in Central Asia.” || Simulta- 
neously, Lord Salisbury received similar assurances from Count Schouvaloff, 
who stated that he had informed his Government of the intimation that Her 
Majesty’s Government could not look without dissatisfaction upon any opera- 
tion which would have the effect of either threatening Merv or encroaching 
upon Persian territory, and he could only repeat the assurance that no design 
involving cither result was entertained by the Imperial Government. || On the 
30th July Lord Dufferin reported, that M. de Giers. had informed him that 
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the Emperor had expressly approved the assurances he had given as to the 
non-advance of the Russian troops on Merv, and on the 12th August the 
Emperor personally confirmed to Lord Dufferin the Minister’s statement. | 
When, however, Mr. Stanhope, Under-Secretary of State for India, said in 
Parliament, that Her Majesty’s Government held the solemn promise of the 
Russian Government that it was not their intention to march as far as Merv, 
M. de Giers informed Lord Dufferin on the 15th August that he considered 
this language went too far; that although he had told the Ambassador and 
had authorized Count Schouvaloff to assure Lord Salisbury that an advance 
on Merv was not contemplated by the Russian Government, and formed no 
part of the existing programme, he did not mean to imply by his former 
remarks that under different circumstances, and in view of unforeseen con- 
tingencies, the occupation of Merv might not become necessary; that, in fact, 
the Russian Government had never intended by a solemn pledge given for all 
time to preclude themselves from ever going to Merv. || Lord Dufferin replied, 
that he hoped these observations were not intended to impair the bona fide 
character of previous Ministerial assurances, or to imply a modification of 
those given by the Emperor. M. de Giers said, that he did not desire his 
remarks to be so interpreted, and that the Ambassador might be satisfied 
Merv was in no sense the object of General Lazareff’s expedition. || The re- 
pulse of the Russians at Geok-Tépé in September 1879 led to the organization 
in the following year of an expedition on a still more considerable scale, 
and the command was intrusted to General Skobeleff. || On the 21st December, 
1879, M. de Giers admitted to Lord Dufferin that preparations for this ex- 
pedition were on foot, but that it was undertaken with much repugnance by 
Russia. He incidentally mentioned a report that the Merv Turkomans had 
joined with the Tékés against the Russian troops, and said that it might be- 


_ come necessary to destroy the place, though he added that there could be no 


intention that any Russian troops should remain there. || Nevertheless, an im- 
pression prevailed, that the ultimate destination of the expedition was Merv, 
and in August 1880 Lord Dufferin again mentioned the subject to M. de Giers, 
who replied that so far as General Skobeleff’s present plans were concerned 
there was no change of intention, and he most emphatically denied that Mery 
was the object of the expedition. || After General Skobeleff’s victory at Geok- 
Tépé in January 1881, M. de Giers observed to Lord Dufferin that the time 
had come for the Russian Government to show its moderation, and to take 
care not to allow itself to be entangled in further military operations in that 
quarter of the world, and these remarks were afterwards expressly approved 
by the Emperor. || In connection with a report which was immediately circu- 
lated, and turned out afterwards to be well founded, that General Skobeleff 
might advance to Askabad, 50 miles beyond Geok-Tépé, Lord Dufferin was 
assured, both by M. de Giers and Gencral Miliutine, that, even in such an 
event, the policy of the Russian Government would be confined to the subju- 





Central-Asiatische Frage. 303 


gation of the Akhal-Téké Oasis, and that an attack upon Merw was quite ‘Nr. 8647. 
outside of any possible programme. || On the 7th February*) the Russian Am- britannien. 
bassador, Prince Lobanow, showed me a despatch from his Government, 2% Feb. 1884. 
written in the previous April, which contained some observations as to the 
scope and objects of the expedition against the Turkomans. It stated, that, 
in the opinion of the Russian Government, the importance of Merv had been 
much exaggerated; that they could not pledge themselves as to the. exact li- 
mits within which their military operations would be confined; that they had 
no desire to push them as far as Merv, but if they found themselves compelled 
to do so, they certainly did not contemplate a permanent occupation, and’ 
would withdraw as soon as possible. || I replied, that I noted the date of the 
despatch; otherwise it would have struck me, that the information given did 
not go so far as the speech recently made by M. de Giers to Lord Dufferin, 
and already quoted. || Upon this, Lord Dufferin wrote on the 16th February, 
that he considered the personal assurance given to him by the Emperor him- 
self, to the effect that there was no intention of the part of Russia of ad- 
vancing to Merv, as still extant and in full force, and as never having been 
since qualified or withdrawn by His Majesty or any of his Ministers. He had 
taken care from time to time to remind M. de Giers, that this was the sense 
in which he continued to regard His Majesty’s communication. || Shortly after- 
wards, however, M. de Giers**), whilst contradicting a report in the “Times 
of India,” that Russia was about to occupy Merv, told Lord Dufferin that the 
murder of two Rusgjans by Merv Turkomans, and the intrigues of the English 
at the place itself, made it uncertain what would have to be done; and upon 
‘Lord Dufferin referring to the assurances he had so lately received, remarked 
that those assurances merely consisted in the statement that the Russian Go- 
vernment at the time they were given had no intention of going to Merv. 
Lord Dufferin replied that although the word “intention” was undoubtedly 
to be found in some of the phrases made use of, the general purport of his 
repeated conversations with himself and with General Miliutine amounted to 
a serious bona fide and unambiguous declaration on the part of the Russian 
Government that Merv was not to be attacked; that when the Emperor had 
deigned on two occasions to give him similar assurances His Majesty had 
made use of the most unequivocal language, and an intimation of this kind, 
proceeding from so august a source, possessed a direct and abiding force 
which of necessity endured until it was formally retracted. Fortified by these 
considerations, and impressed by the sincerity and earnestness of his Excel- 
lency’s repeated asseverations upon this point, he had led his Government to 
consider the matter as having been placed beyond doubt, and he hardly saw 
in what language he could convey to me any intimation to a contrary effect. 


*) Bd. XXXVIII, Nr. 7378. 
**) Bd. XXXVIII, Nr. 7380. 
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At all events, if the announcements which had been so frequently made to 
him, and which he had been requested to repeat to London, were to be 
annulled, he should expect the fact to be conveyed to him, not by hints and 
doubtful innuendoes, but in terms absolutely clear and explicit. || On this 
M. de Giers reasserted his anxious desire to make the Russian policy in 
Central Asia conform to the programme he had described to Lord Dufferin 
as the one which recommended itself to his own judgment. || A few days later 
Lord Dufferin called on M. de Giers, who informed him that the Emperor had 
again authorized him to say that there was no question of an advance on 
Merv. “Not only we do not want to go there,” said M. de Giers, “but 
happily there is nothing which can require us to go there. But,” he added, 
“the Emperor, trusts that you, upon your part, will render a policy of abs- 
tention and moderation possible to us by not permitting English officers to 
haunt the oases and stir up the Turkoman population against us.“ || This 
remark referred to the proceedings of Captain Gill and Licutenant-Colonel 
Stewart, but there was no foundation for the insinuation, for Captain Gill had 
been prevented by Her Majesty’s Government from visiting the Turkoman 
country, and Colonel Stewart was known not to have extended his journey 
beyond the Persian district of Dereghez. || The arrival at Askabad of a de- 
putation from Merv, and the reported dispatch of Russian Agents thither, 
formed the subject of representations by Lord Dufferin to M. de Giers on the 
30th March and the 15th April; M. de Giers replies were that in any event 
there was no question of the acquisition of the country, of which General 
Skobeleff’s proximate return was a proof; and again, that the circumstances 
certainly did not imply the acquisition of any sovereignty over the Merv 
Turkomans by the Czar, and that Russia had no desire to acquire the Merv 
oasis. || On the 24th May*) an Imperial Ukase announced the annexation to 
the Empire of the territory of the Téké Turkomans occupied by the Russian 
troops; but Her Majesty’s Government failed during the summer to elicit from 
the Russian Government any statement of what the frontiers of these territo- 
ries were. || In December 1881 a Convention was signed between Russia ‘and 
Persia relative to the Turkoman frontier ‘as far as Baba Dormuz, and since 
that date communications have passed between Her Majesty’s Government and 
Russia with a view to the settlement of the frontier still left undefined 
between Persia and the Turkoman country beyond that point to the frontier 
of Afghanistan; but our proposals have been met by the reply that the matter 
concerned Russia and Persia exclusively. || The Russian Government has, how- 
ever, expressed itself in favour of the definition of the Afghan boundary up 
to the Persian frontier. || During these discussions M. de Giers has assured 
your Excellency, that Russia had no intention whatever at present of advancing 
towards Merv, or of occupying any territory in that region beyond what was 
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already in her possession. He would, however, object to the assertion by Nr. 5647. 
Persia of any rights over the district of Merv, and such a move might force britennien. 
the Russian authorities to adopt more vigorous measures. || In April 1882 your ® Feb. 18¢4. 
Excellency mentioned to M. de Gicrs a report, that some Russian cavalry had 
gone towards Merv. M. de Giers replied, that they had merely gone as an 
escort to a caravan of Russian merchants, and that the most stringent orders 
had been given to General Röhrberg to avoid as far as possible sending any 
troops beyond the limits of the territory then held by the Russian forces. || 
During a conversation with your Excellency on the 24th October last M. de 
Giers admitted, that General Tchernaieff employed a certain moral influence 
over the independent Turkomans in the interest of peace. He said, that the . 
different tribes at Merv were constantly quarrelling amongst themselves, and 
had been recommended to submit to the authority of the Khan of Khiva; the 
greater number had consented to be governed by the person named by the 
Khan. This, M. de Giers insisted, was the extent of Russian intervention. 
+ On the 10th November a note appeared in the “Journal de St. Péters- 
bourg,” in reply to an article in the French “Agence Havas,” denying 
the intention of Russia to go to Merv, but repudiating any pretension on the 
part of Persia to occupy that territory. | The foregoing summary shows, that 
up to the 15th February last, the day on which M. de Giers announced to 
your Excellency that the Emperor had determined to accept the allegiance of 
the Merv Turkomans, Her Majesty’s Government had every reason to believe 
that the Russian Government were pledged not to take such a step under 
existing circumstances, although their more recent assurances had been accom- 
panied by qualifications which reserved to Russia liberty of action in the 
event of changes not then foreseen, or regarded as possible, taking place at 
some future time in the state of affairs. || Her Majesty’s Government are not 
aware, that any new circumstances have occurred which can be held to create 
a pressing necessity for the course that has been decided upon; but even if 
such were the case, it seems entirely inconsistent with the whole tenour of 
the mutual explanations between the two Governments that one of them should 
take a step which appears to be in contradiction with the assurances which 
have on sO many occasions been received both from the Emperor and his 
Government, without any previous communication of their change of views. 
|| M. de Giers, in making the announcement to you, expressed a hope that 
the measures which were about to be taken would be to the advantage of 
the Turkoman territory and of the neighbouring States of Persia and Afghani- 
stan, and would be viewed by Her Majesty’s Government as being adopted 
only in the cause of peace and good order. || He did not state in any detail 
what those measures were to be, and I cannot, therefore, express an opinion 
upon them; but you will take an early opportunity of urging his Excellency 
to lose no time in communicating to Her Majesty’s Government the proposals 
which the Russian Government may have to make to them in order to provide 
Staatsarchiv XLY. | 20 
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against the complications to which this further extension of Russian sovereignty 
in the direction of the frontiers of Afghanistan may give rise. || I am, &c. 
Granyille. 





Nr. 8648. RUSSLAND. — Min. des Ausw. (Giers) an den engl. 
Botsch. in St. Pcetersburg*). — Vorschlag, die afgha- 
nische Grenze festzustellen. [IL 13. 


St. Petersbourg, le 17 (29) Mars, 1884. 

M. l’Ambassadeur, — La note que votre Excellence m'a adressé en date 
du 29 Février (12 Mars), a été soumise 4 un examen attentif. || Je ne m’éten- 
drai pas ici sur l’exposé historique qu'elle contient des communications 
échangées entre les deux Gouvernements au sujet de Merve. Je joins ci-prés 
une notice renfermant les points de vue du Ministère Impérial à cet égard. | 
Je crois plus pratique de m’en tenir au principe, qu’en dehors des arrange- 
ments écrits et signés entre eux concernant la frontière nord et nord-est de 
l'Afghanistan, tous deux conservent la pleine liberté d’apprécier ce que 
réclament leurs propres intérêts, tout en témoignant un égal réspect pour leur 
dignité et leurs convenances réciproques. || Le Cabinet Impérial croit pour sa 
part ne s'être jamais écarté de ce respect vis-à-vis du Gouvernement de Sa 
Majesté Britannique. Il s’est abstenu de toute observation au sujet des trans- 
actions conclues à différentes époques par l'Angleterre avec les États limi- 
trophes, et qui ont considérablement étendue sa sphère d'action le long de 
sa frontière Indienne. || Il est fondé à attendre les mêmes égards pour la 
liberté des déterminations que lui commandent les intérêts de la Russie. || Mais, 
en même temps, le prix qu'il attache au maintien de bonnes et cordiales 
relations avec le Cabinet de Londres l’a toujours engagé à se prêter à des 
explications amicales destinées à écarter toute cause de mésintelligence ou 
de malentendu entre les deux pays. || C’est pourquoi, lorsque le Gouvernement 
de Sa Majesté Britannique l’a interpellé sur ces intentions quant à certains 
points de l’Asie Centrale, et notamment au sujet de Merve, il n’a fait aucune 
difficulté pour répondre avec une entière franchise, sans pourtant attacher 
à ces réponses la valeur d'engagements qu’il ne pouvait, ni ne devait prendre. 
|| La récente résolution des Chefs Merviens de demander la sujétion de la 
Russie a été subite. La notice ci-jointe expose la manière dont les choses 
se sont passées. Cette éventualité devait être envisagée comme possible et 
désirable dans un avenir plus ou moins éloigné du moment, où les Merviens 
se trouvaient placés dans l'alternative de s’exposer à de sévères répressions, 
s'ils continuaient leurs brigandages, ou de perdre le plus clair de leurs 
moyens d’existence s'ils y renonçaicnt. Le Gouvernement Impérial ayant 
assumé dans son intérêt et dans celui de la Perse, la tâche de mettre un 


— m  —— 
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terme & ces désordres et de pacifier la steppe, ne pouvait pas se dispenser Ba ner 
d'imposer cette obligation aux Merviens s'ils voulaient vivre en paix avec nous. 29, März1884. 
La résolution que leurs Chefs ont prise de préférer la soumission à la lutte, 
aux châtiments qu’ils auraient encourus et à l’anarchie où l'oasis aurait été 
plongée, est certainement l’issue la plus favorable qu’on puisse désirer pour 
nous, pour eux et pour tous leurs voisins. Il nous était impossible de nous 
y refuser. Mais je crois que les conditions dans lesquelles le fait s’est 
accompli suffisent pour écarter toute pensée d’un manque de courtoisie ou de 
bon vouloir de notre part envers le Cabinet de Londres. || En terminant sa 
note, votre Excellence nous demande quelles propositions nous comptons faire 
au Gouvernement de Sa Majesté Britannique, afin de prévenir les conséquences 
pouvant résulter du nouveau pas que nous venous de faire. || Le Cabinet © 
Impérial n’a pas de propositions formelles à faire, et votre Excellence trou- 
vera certainement naturel, qu'après l'interprétation qui a été donnée à nos 
précédentes assurances, nous devons, à l’avenir, être très circonspects au 
sujet des assurances nouvelles qui nous seraient demandées. Pour le moment, 
nous ne saurions préciser la manière dont sera mise à exécution le passage 
des Merviens sous la sujétion Russe. || II faudra s’enquérir sur place du mode 
le plus pratique d'organiser le Gouvernement de l’oasis. Tout ce que nous 
pouvons dire, c’est que le Cabinet Impérial devra résoudre cette question 
conformément au but qu'il s’est tracé de pacifier ces contrées, d’y faire régner 
l'ordre et la sécurité, et d’y introduire les germes de la civilisation. || Quant 
aux conséquences qui peuvent en résulter, nous croyons qu’elles seront pro- 
fitables à tout le monde, et nous sommes persuadés que si les deux Gouverne- 
ments d'Angleterre et de Russie continuent à s’inspirer des égards que se 
doivent réciproquement des États voisins, sincèrement animés du désir de 
maintenir les liens d’amitié qui les unissent, ils pourront aisément prévenir 
toute complication. || Le Cabinet Impérial y est tout disposé, de même qu’il 
est déterminé à respecter comme par le passé les arrangements antérieurement 
conclus entre les deux Gouvernements. || Si le Cabinet de Londres trouvait 
utile et pratique de compléter ces arrangements par une définition plus exacte 
des conditions des contrées qui séparent la possession Russe des confins de 
l'Afghanistan, nous ne pouvons que lui rappeler la proposition que l’Ambas- 
sadeur de Sa Majesté l'Empereur a été chargé de lui faire en 1882. Elle 
avait pour objet de continuer, à partir de Khodja-Saleh, dans la direction 
de l’ouest, la ligne de démarcation convenue en 1872-73. || Le Gouvernement 
de Sa Majesté Britanique avait hésité, à cette époque, à émettre un avis sur 
cette proposition. S’il désire reprendre la négociation, le Cabinet Impérial 
s’y prètera volontiers, et votre Excellence peut réitérer à Lord Granville 
l’assurance qu’il pourra toujours compter sur notre franche et amicale 
coopération dans la mission civilisatrice que les deux Empires ont à remplir 
en Asic Centrale. || Veuillez, &c. Giers. 
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* Memorandum. 


Dans sa note en date du 29 Février (12 Mars), M. l’Ambassadeur de Sa 
Majesté Britannique affirme que la manière de voir du Gouvernement Bri- 
tannique actuel et de celui qui l’a précédé quant à léventualité de l’extension 
de la souveraineté de la Russie sur Merv est si bien connue du Gouvernement 
de Russie qu'il lui semblerait à peu pres superflu d’en parler aujourd'hui. 
Son Excellence n’en donne pas moins un exposé historique des explications 
qui ont été échangées entre les deux Gouvernements depuis la conclusion 
du Traité de 1873 avec le Khanat de Khiva. || Cet exposé porte l'Ambassadeur 


à conclure que son Gouvernement possédait des raisons suffisantes pour croire 


que le Gouvernement de Russie s’était engagé à ne point prendre possession 
de Merv, quoique les assurances plus récentes aient été accompagnées de ré- 
serves de nature à assurer à la Russie une liberté d’action en cas de change- 
ments imprévus ou bien s'il était à prevoir qu’un changement pouvait survenir 
dans l'avenir, || Le Gouvernement Britannique, ajoute M. Thornton, ignore 
l'existence de circonstances qui auraient placé la Russie dans la nécessité de 
prendre la décision qu’elle vient d'adopter; mais il lui semble que, même 
dans ce dernier cas, les explications échangées entre les deux Gouvernements 
auraient dû empêcher la Russie de s’engager dans une voie qui serait en 
contradiction avec les assurances reçues précédemment de l'Empereur et de 
son Gouvernement, avant d’avoir fait part au Gouvernement Britannique du 
changement qui s’était opéré dans la manière de voir du Cabinet Imperial. || 
À ces considérations nous sommes en mesure de répondre par les arguments 
suivants. || Le Gouvernement Britannique n’ignore point que la nature même 
des pays qui séparent les possessidns Russes des contrées comprises dans la 
sphère d'influence de l’Angleterre excluse très souvent la possibilité du 
maintien d’un état de choses stables. Cette vérité a été constatée à l’occasion 
des pouparlers qui ont eu lieu entre les deux Gouvernements en 1869. Il a 
été reconnu à cette époque que s’il était arrivé à la Russie et à l’Angleterre 
d'entreprendre des expéditions militaires dans l’une ou l’autre partie de 
l'Asie Centrale et d’adjoindre à leurs possessions de nouveaux territoires, 
cette conduite ne leur avait été dictée que par la force des circonstances 
et par une impossibilité absolae d'agir autrement; que, dans cet état de 
choses, les frontières Russes et Anglaises en Asie Centrale ne pouvaient être 
considérées comme immuables et qu’un arrangement international sur ce 
point resterait sans effect. Ce furent ces considérations qui poussèrent les 
deux Gouvernements à abandonner le projet primitif d’une zone intermédiaire 
destinée à séparer leurs possessions en Asie, ct à s’entendre sur une délimi- 
tation de leurs sphères d’action respectives en fixant les limites nord et nord- 
est de l'Afghanistan. C'est grâce à cette dernière combinaision que des com- 
plications ont pu être prévenues dans la zone qui est traversée par la ligne 
de démarcation convenue en 1872-73, laquelle, en partant du Lac Sarikoul, 
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s’etend jusqu’à Khodja-Saleh sur l’Amou-Daria. || L’Angleterre pourrait d’au- nes 


tant moins contester aujourd’hui la valeur pratique des principes ci-dessus 29. März1884. 
exposés que ses frontières en Asie ne sont non plus restées immuables depuis 

1869, et que pour assurer la sécurité de ses propres confins elle a cru devoir 

ajouter à ses possessions de nouveaux territoires ct établir sa suprématie sur 

d’autres. || Sans parler des circonstances tout à fait exceptionnelles qui ont 

été la suite de la dernière guerre d'Orient, ce sont des motifs analogues qui 

ont poussé la Russie à étendre ses possessions, et qui ont été amené à la 

fin à la soumission de la population de Merv. || Le Gouvernement Impérial ne 

saurait admettre que les assurances qu’il s’est trouvé dans le cas d’adresser 

à differentes reprises au Cabinet Britannique puissent être considérées comme 

des engagements formels de sa part de ne jamais prendre possession de Merv. 

|| Aux interpellations qui lui ont été successivement adressées par la Grande- ° 
Bretagne au sujet de cette éventualité, le Cabinet Impérial s’était toujours 
borné à répondre par un exposé franc et loyal de sa manière de voir et de 
ses intentions, Ceux-ci n’ont pu échapper & l’influence des changements qui 
se sont opérés dans létat des possessions Russes en Asie Centrale, surtout 
depuis la conquéte de l’oasis d’Akhal-Téké, et il en a été de méme du 
langage du Cabinet Impérial comme, du reste, le constate la note de M. 
Thornton. || Amenés par la force des circonstances & nous mettre en contact 
avec la population turbulente de Merv nous ne pouvions nous dissimuler 
qu’en cas où nos efforts tendant à adoucir les instincts farouches de cette 
population viendraient & manquer leur but, nous pourrions difficilement nous 
soustraire à la nécessité de recourir à la force. Nous n'avons jamais cherché 
à en faire un mystère au Gouvernement Britannique. || C’est ainsi qu’à l’occa- 
sion d’une déclaration faite en 1879 par le Sous-Secrétaire dans l’Inde à la 
Chambre des Communes au sujet d’une promesse formelle qui aurait été 
obtenue de Gouvernement Russe de ne point pousser ses opérations jusqu’à 
Merv, M. de Giers crut devoir faire observer à Lord Dufferin que Mr. Stan- 
hope s’était trop avancé; que les assurances données à la Grande-Bretagne 
n’excluaient point la possibilité d’une occupation de Merv, en cas où les cir- 
constanees démontreraient l’urgence de cette mesure, et que le Cabinet Impé- 
rial n’a jamais entendu contracter des engagements solennels de nature à lui 
interdire pour toujours une marche sur Merv. Des réserves analogues ont 
été formulées depuis lors toutes les fois que le Cabinet de Londres croyait 
devoir s’enquerir sur nos intentions. || Le reproche que nous addresse M. 
Thornton de n'avoir pas prévenu le Gouvernement Britannique de notre réso- 
lution de prendre possession de Merv est loin d’être fondé. || Nous pourrions 
y objecter avec raison que jamais nous ne nous sommes engagés vis-à-vis 
du Gouvernement Britannique de le prévenir en cas oü l’occupation de Merv 
nous semblerait indispensable; que, d’ailleurs, pour étre menée & bonne fin, 
une opération aussi importante et délicate demandait à être tenue dans le 
plus grand secret, et que l’ébruiter d'avance c’eut été nous exposer à voir 
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se compliquer les difficultés de notre täche. Dans le cas présent nous n’avons 
aucun besoin de nous prévaloir de ces raisons, attendu que pour nous la 
mission des Merviens a été un événement tout aussi inattendu que pour l’An- 


gleterre. || Voici un exposé succinct des faits qui ont amené ce résultat, et 


qui, en grande partie, sont de notoriété publique. || Désireuse de ne point 
étendre sans une absolue nécessité nos possessions, et de nous épargner autant 
que possible les lourds sacrifices qu’entraine toute prise de possession en 
Asie Centrale, nous avions pris, dés le lendemain de la conquéte de l’oasis 
d’Akhal, la résolution de ne point dépasser le Tedjen, et de nous borner a 
exercer une influence morale sur les Merviens dans le but de les astreindre 
au respect de l’ordre des choses établi par nous. Le Chef de la province 


.Transcaspienne fut invité en conséquence à ouvrir des négociations avec les 


Chefs de la population de la vallée du Mourgab pour les amener à conclure 
avec nous des arrangemehts tendant à les obliger à protéger les caravanes 
et à empêcher leurs congénères de se livrer au brigandage. Sauf quelques 
exceptions d’une importance secondaire ce dernier engagement a été observé 
jusqu’à l’automne dernier, lorsque des avis parvenus de Merv nous apprirent 
qu’un revirement était en train de s’opérer dans les dispositions des Turco- 
mans, et que ce revirement n'était dû qu’à des émissaires venus de l’Afgha- 
nistan, et qui cherchaient à paralyser les cffets de nos efforts pacifiques en 
encourageant les Merviens à la violence. Au nombre de ces émissaires figurait 
un certain Siappouche, qui prétendait avoir été investi d’une mission Divine, 
et qui se distinguait surtout par la violence de son langage. Les résultats 
de cette propagande ne tardèrent pas à se traduire en faits dont il nous était 
impossible de méconnaître la gravité. Ces bandes composées de plusieurs 
centaines de Merviens vinrent fondre sur les confins du Khorassan et sur 
l’Atek, et nous ne tardämes pas à être informés que d’autres bandes étaient 
en train de se former pour imiter l'exemple de celles-ci. Il nous était tout 
à fait impossible de nous renfermer dans l’inaction en présence d’une viola- 
tion aussi flagrante du pacte conclu, et c’est pour prévenir de plus graves 
complications que le Commandant des troupes de la province Transcaspienne 
reçut l’ordre de donner un avertissement aux Merviens en dirigeant un déta- 
chement sur Kary-Bend au bord du Tedjen. Ce fut cette démonstration dont 
nous avons déjà eu précédemment l’occasion d’apprécier les effets salutaires 
qui fit réfléchir les Mervicns aux conséquences de leur conduite. S’étant 
réunis en conseil, leurs principaux Chefs résolurent de se rendre en personne 
à Kary-Bend pour déclarer au Commandant de notre détachement que les 
Merviens reconnaissaient leur impuissance à sc gouverner par eux-mêmes, 
et qu'ils suppliaient le Gouvernement de l'Empereur d’envoyer à Mery un 
fonctionnaire Russe pour y établir l’ordre et la sécurité. || Il nous était tout 
à fait impossible de ne pas nous rendre aux voeux des Merviens sans risquer 
de compromettre gravement notre prestige, ainsi que tous les résultats de 
nos laborieux efforts. La Perse entre autres, dont les confins ont de tout 
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temps été le théâtre des exploits des bandes de brigands Merviens, aurait ae ia 


pu nous reprocher à bon droit d’avoir laissé echapper une occasion favorable 99,.März1884, 
de la délivrer a tout jamais de ce fléau. 





Nr. 8649. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botsch. in St. Petersburg. — Annahme des russischen 
Vorschlages. [IL 23.] 


Foreign Office, April 29, 1884. 

Sir, — I have received and laid before the Queen your Excellency’s 
despatch of the 31st ultimo, forwarding the reply of M. de Giers to the note pes 
which you addressed to him on the 29th February on the subject of the britannien. 
annexation of Merv by Russia. || Her Majesty’s Government are glad, that the 20. Apr. 1884. 
representations which you were instructed to make have been received in a 
friendly spirit. They cordially concur in the desire expressed by his Excel- 
lency, that all complications may be avoided by a friendly understanding, 
and they are, equally with the Russian Government, determined to respect 
the arrangements in regard to Central Asian affairs, which have been con- 
cluded on previous occasions between the two Governments. || The advance of 
Russia towards the frontiers of Afghanistan gives an increased importance to 
the question of the definition of the boundaries which divide that State from 
the territories under the influence of Russia, and Her Majesty’s Government 
are prepared to accept the proposal put forward in 1882, and now repeated 
by M. de Giers, for the delimitation of the frontier of Afghanistan from 
Khodja Saleh westwards. || You will inform M. de Giers of this decision, and 
you will add that Her Majesty’s Government are of opinion that it would be 
desirable that the principal points of the boundary line should be laid down 
on the spot, and that a Joint Commission, including an Afghan Representative, 
should be appointed for that purpose, and should commence operations next 
autumn. || I am, &c. Granville. 








Nr. 8650. GROSSBRITANNIEN. — Botsch. in St. Petersburg an 
den engl. Min. des Ausw. — Russland leugnet auf das 
bestimmteste die Absicht, in den Besitz von Sarakhs 
zu gelangen [IL 35. | 


(Received May 16.) St. Petersburgh, May 12, 1884. 

My Lord, — In the conversation which I had this afternoon with M. de Bi 
Giers, he most positively disavowed any intention on the part of the Imperial vritannien. 
Government to endeavour to obtain the cession by Persia of Sarakhs, which !2 Mei1884. 
he said belonged to her, and would continue to do so. By this he meant 
the Sarakhs which was on this or the west side of the Tedjend, and which 
was garrisoned by Persian troops. || The place on the other side of the river, 
he says, is called “Old Sarakhs,” and this I had previously understood from 


Nr. 8650. 


Nr. 8850. 
Gross- 
britannion. 
12 Mai 1884. 


Nr. 8651. 
Russland. 
15. Mai 1891. 
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him had a Persian garrison; but it appears that I was mistaken, and that 
it is nothing more than a few huts inbabited by Turkomans, who cultivate 
the ground or feed their flocks in the neighbourhood. || M. de Giers added 
that it was to this latter place that General Komaroff recently went in order 
to endeavour to settle disputes which had arisen about the water supply. 
I have, &c. Edwd. Thornton. 





Nr. 8651. RUSSLAND. — Min. des Ausw. an den engl. Botsch. in 


St. Petersburg. — Grenzcommission. Widerspruch 
gegen die Zulassung eines afghanischen Kommissars. 
(II. 40.) 


Ministère des Affaires Étrangères, Departement Asiasique, le 3 Mai, 1884. 

M. l’Ambassadeur, — J’ai reçu la note que votre Excellence m'a fait 
Vhonneur de m’adresser en date du 24 Avril (6 Mai), pour m’annoncer l’accueil 
que ma note du 17 (29) Mars dernier, au sujet de l’annexion de Merv au 
territoire de l’Empire, a trouvé aupres du Gouvernement de Sa Majesté la 
Reine. || C’est avec une vive satisfaction que j’ai constaté que la Cabinet de 
Londres, étant, de son côté, résolu à respecter les arrangements conclus an- 
térieurement entre les deux Gouvernements relativement à l’Asie Centrale, 
considère une entente amicale comme le moyen le plus sûr de prévenir des 
complications, et qu’il partage entièrement l’avis du Cabinet de Sa Majesté 
l'Empereur quant à l'opportunité de la fixation d’une ligne de démarcation 
qui séparerait l'Afghanistan des territoires placés sous l'influence de la Russie. 
| Votre Excellence a bien voulu me faire savoir en mème temps que le Cabinct 
de Londres serait d'avis que les parties principales de la ligne de démarcation 
devraient être fixées sur les lieux par une Commission dont les opérations 
pourraient commencer l’automne prochain. || Je m’empresse de vous informer, 
M. Ambassadeur, que le Cabinet Impérial est tout disposé à nommer un 
Commissaire qui aurait à visiter, avec son collègue de. la Grande-Bretagne, 
les contrées qu'il s'agirait de délimiter, et à rechercher, de concert avec lui, 
les éléments du tracé d’une frontière de nature à satisfaire les intérêts 
respectifs des deux Puissances. Pour ce qui est du fonctionnaire Afghan, 
dont il est fait mention dans votre note du 24 Avril (6 Mai), je me fais un 
devoir de vous prévenir que, dans l'opinion du Cabinet Impérial, ce fonction- 
naire ne saurait être adjoint à la Commission de Délimitation qu'à titre d’ex- 
pert, pour fournir des éclaircissements sur des questions de détail et d’un 
caractère purement local, lorsque les Commissaires des deux Puissances se 
trouveraient dans le cas de le consulter. Il est, d’ailleurs, à prévoir que 
les Commissaires pourront difficilement se dispenser de consulter aussi d’autres 
experts qui seraient choisis parmi les peuplades établies dans ces parages ou 
dont les intérêts ne sauraient être entièrement séparés des dispositions que 
les deux Puissances seront appelées à prendre lors de la délimitation. 
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Quant aux négociations qui auraient pour objet le tracé de la ligne de dé- Re my 
' marcation, il semblerait, vu la nature délicate de cette question, qu'il serait 35. Mai 1894. 

au plus haut point inopportun d’y admettre l’intervention d’individus qui ne 

sauraient sans de graves inconvénients être initiés aux intéréts politiques qui 

s'y rattachent. Le réglement d'intérêts de cette nature ne pourrait être 

confié qu’a des fonctionnaires possédant une grande expérience et qui jouiraient 

de l'entière confiance de leurs Gouvernements respectifs. || Veuillez, &c. 


Giers. 





Nr. 8652. RUSSLAND. — Min. des Ausw. an den engl. Botsch. in 
St.Petersburg. —Wünscht vor dem Zusammentritt der 
Kommission einen Ideen-Austausch über die all- 
gemeinen Gesichtspunkte. Die Arbeiten der Kom- 
mission würden am Amu- Daria zu beginnen sein. {Il 55.] 


Ministére des Affaires Etrangöres, le 18 Juin, 1884. 
M. Ambassadeur, — Par sa note en date du 11 (23) courant votre Nr. 8682. 
Kussland. 
Excellence a bien voulu m’annoncer que le Gouvernement de Sa Majesté la gp, Juni 1884, 
Reine est disposé a partager les vues du Cabinet Impérial consignées dans 
la note du 3 (15) Mai dernier, quant à la composition de la Commission qui 
aura à délimiter la frontière de l'Afghanistan. || Je ne puis que me féliciter 
de ce résultat, qui me fait espérer que, grâce à l'entente qui vient de s’éta- 
blir entre elles, les deux Puissances ne tarderont pas à arriver à une solution 
satisfaisante de cette importante question, ce qui contribuera à consolider les 
liens d'amitié qui les unissent, et à assurer le succès de la mission humani- 
taire et civilisatrice que chacun d'elles est appelée à poursuivre dans sa 
sphère d’action respective. || Ainsi qu’il résulte de votre note précitée, M. 
l'Ambassadeur, le Gouvernement de Sa Majesté la Reine est d'avis que les 
Commissaires respectifs devraient se trouver vers le 1* du mois d'Octobre 
prochain à Sarakhs, sur la rive gauche du Heri-Rud. || Le Cabinet Impérial 
ne voit aucun inconvénient à se ranger à cet avis; mais d’un autre côté il 
lui semblerait utile que préalablement à l’envoi des Commissaires sur les licux, 
les deux Gouvernements procédassent à un échange de vues sur les bases 
générales de la prochaine délimitation, afin de prévenir autant que possible 
les divergences d'opinions et les malentendus qui pourraient surgir entre les 
Commissaires et entraver la marche de leurs travaux, || Ainsi que jai cu 
l'honneur de le constater dans ma note du 17 Mars dernier, dans l'opinion 
du Cabinet Impérial la prochaine délimitation est destinée à compléter 
l’arrangement antéricurement intervenu entre les deux Gouvernements et dont 
les bases ont été consignées dans la dépêche adressée par le Comte Granville 
à Lord Loftus en date du 17 Octobre, 1872*), ainsi que dans la dépêche du 
Prince Gortchacow au Comte Brunnow du 12 Janvier, 1873**) De votre 
7 +) Siehe Staatsarchiv Bd. XXVI, Nr. 5133. 
**) Muss heissen 19 Janvier 1873; cf. Staatsarchiv Bd. XXVI, Nr. 5137. A. d. Red, 


Nr. 8652. 
Russland. 
20. Juni 1881. 


Nr. 8653, 
Gross- 
britannion, 
10. Juli 1884, 
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côté, dans votre Acte du 24 Avril (6 Mai) vous avez bien voulu me donner 
l'assurance que le Gouvernement de Sa Majesté la Reine est également résolu 
& respecter tous les arrangements antéricurs. || La dépéche précitée du Comte 
Granville, qui contient une definition de la frontière nord et nord-ouest de 
l'Afghanistan, établit, entre autres, que c’est le poste de Khodja-Saleh qui 
forme l'extrémité des possessions de l’Emir de l’Afghanistan sur l’Amou- Daria, 
et qu’en aval de cette localité ’Emir n’a rien à réclamer. Cette indication 
étant donnée, le Cabinet Impérial est d’avis que c'est Khodja-Saleh que la 
Commission devrait adopter comme point de départ de la frontière de l’Afgha- 
nistan et que, pour ce qui est du tracé ultéricur de cette frontière, les 
Commissaires auront 4 se conformer aux autres indications contenues dans la 
dépéche du Comte Granville, ainsi qu’aux données qui seraient recueillies par 
eux sur les lieux. Les Commissaires seraient, entre autres, tenus de signaler 
sans retard 4 leurs Gouvernements respectifs tous les points sur lesquels une 
divergence d’opinion se produirait entre eux. En me faisant un devoir de 
signaler ces observations à l'attention de votre Excellence, je viens la prier 
de vouloir bien les porter à la connaissance du Gouvernement de Sa Majesté 
la Reine. || Je vous serais très reconnaissant, M. l’Ambassadeur, si vous 
voudriez avoir l’obligeance de me faire connaître un moment plus tôt l'avis 
du Cabinct de Londres quant aux points ci-dessus exposés, ainsi qu’à d’autres 
sur lesquels une cntente préalable serait d’une grande utilité pratique et con- 
tribucrait efficacement à prévenir les retards qu’en cas contraire pourraient 
subir les travaux de délimitation. || Veuillez, &c. Giers. 





Nr. 8653. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botsch. in St. Petersburg. — Wünscht die Grenzfest- 
setzung im Westen zu beginnen. ([II. 58.) 


Foreign Office, July 10, 1884. 

Sir, — I have received your Excellency’s despatch of the 1st instant 
relative to the proposed delimitation of the north-west frontier of Afghanistan, 
and inclosing a copy of a note from M. de Giers, stating that the Russian 
Government see no objection to the meeting of the Commissioners at Sarakhs, 
but suggesting that the meeting should rather take place at Khodja Saleh, 
which should be taken as the point of departure of the Afghan frontier. | 
Her Majesty’s Governement would much prefer, that the work of delimitation 
should commence from the western end of the boundary, and for the follo- 
wing reasons: — || 1. The British Commissioners must pass through Sarakhs 
in order to arrive at Khodja Saleh, and it would be a useless waste of time 
for them to go over the ground a second time. || 2. The western portion 
being that where the most important interests are at stake, and where there 
is most likelihood of complications arising which might hinder a satisfactory 
settlement, it should be dealt with first. || Her Majesty’s Government con- 
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sider that the Commission should in the first place fix the point where the N 8653, , 
Afghan frontier joins the Ieri-Rud, and should then proceed to lay down pritannien. 
the boundary from that point to Khodja Saleh. || Her Majesty’s Government 10. Juli 1884. 


are further of opinion that any points on which the Commission are unable 
to agree should be referred for the decision of the two Governements. || I have 
to request that your Excellency will report to me by telegraph any commu- 
nications which you may receive from the Russian Government on this subject. 
F I am, &c. . Granville. 





Nr. 8654. GROSSBRITANNIEN. — Derselbe an denselben. — Die 
Besetzung des westlichen Ufers des Heri-Rud würde 
eine Verständigung mit Russland unmöglich machen. 
(ll. 59. 

Foreign Office, July 12, 1884. 


Sir, — The Russian Ambassador called upon me this afternoon, and I Nr. 8654. 
took the opportunity of having some conversation with his Excellency on yritannion 
Central Asian affairs. || I said, that I had no doubt that M. de Giers was as 12. Juli 1884. 


anxious as I was that matters should be kept on a footing satisfactory to 
both countries, but that I could not but notice that since Russia had assu- 
med the Protectorate of Merv, the Russian press had adopted a very aggressive 
tone as regards further annexations, and the future relations of the Empire 
with Afghanistan. The activity of the Russian military authorities on the 
Persian frontier, and in the neighbourhood of Afghanistan, had also increased. |, 
I begged his Excellency to state to M. de Giers, that any attempt on the part 
of the Russian authorities to establish a footing on the western bank of the 
Heri-Rud would produce a state of feeling in this country which would put 
an end to the hope of a friendly arrangement. || I observed, that the two 
Governments were now agreed as to the method of procedure for the demar- 
cation of the northern boundary of Afghanistan, and that nothing remained 
to be settled but the question of the point from which the Commission for 
this purpose should start. I felt sure, that upon this point M. de Giers would 
see the reasonableness of our view that the operations should commence at 
the north-western end of the frontier, for the double reason that it was the 
more important portion of the boundary, and that this was the more con- 
venient mode of action, and would save unnecessary travelling and loss of 
time. {| M. de Staal said, that he would report my observations to M. de Giers. 
His Excellency observed, that before he left St. Petersburgh he had heard 
complaints made of the action of the Ameer of Afghanistan in regard to 
Penjdeh. || I said that a was a was question which I should be prepared tu 
discuss with him, but that as far as the information in our possession went, 
Penjdeh had long belonged to Afghanistan. || I am, &. Granville. 
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Nr. 8655. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botsch. in St. Petersburg. — Lumsden engl. Kommissar. 
Dringt auf Beginn der Arbeiten am Heri-Rud. 


(Telegraphic.) Foreign Office, July 16, 1884, 7 er. x. 

Inform Russian Government officially that Major-General Sir Peter 
Lumsden, K. C. B., member of the Indian Council, Aide-de-camp to the Queen, 
and formerly Adjutant-General in India, will be appointed British Commissioner 
for the delimitation of the Afghan boundary. || Ask the Russian Government 
to let Her Majesty's Government know the name of their Commissioner as 
soon as convenient. || Arrangements are being made respecting dispatch of 
escort, &c. || You will at the same time press for a favourable answer as to 
beginning the demarcation of the frontier at the Heri-Rud. 








Nr. 8656. RUSSLAND. — Min. des Ausw. an den engl. Botsch. in 
St. Petersburg. — Besteht auf Khodja-Saleh (am Amu 
Daria) als Ausgangspunkt. [Il 68.) 


Ministère des Affaires Étrangères, Département Asiatique, le 6 Juillet, 1884*). 

M. l’Ambassadeur, — J’ai recu la note que votre Excellence m’a fait 
l'honneur de m'adresser en date du 29 Juin (11 Juillet) en réponse à la 
mienne du 18 Juin, année courante, au sujet de la délimitation de la frontiere 
nord-ouest de l’Afghanistan. || Le Governement de Sa Majesté la Reine, ainsi 
que vous me le mandez, préférerait que les travaux de délimitation commen- 
cassent à l’extrémité occidentale de la frontière, et non à Khodja-Saleh. 
Cette préférence est motivée, d’une part, par le désir de prévenir une perte 
de temps, qui serait inévitable si les Commissaires Anglais, qui doivent arriver 
d’abord à Sarakhs, étaient obligés d’y retourner plus tard, ct, de l’autre, par 
la considération que c’est à la partie occidentale de la frontière que se 
rattachent les plus graves intérêts, et que c’est là que des complications de 
nature à entraver une solution satisfaisante sont le plus à craindre. || Quelque 
disposé que soit le Cabinet Impérial à se conformer aux césirs du Gouverne- 
ment de Sa Majesté la Reine, je me vois pourtant dans la nécessité de faire 
observer à votre Excellence que les considérations ci-dessus exposées ne lui 
semblent pas suffisantes pour le faire renoncer au point de vue exposé dans 
ma note du 18 Juin, année courante, ct selon lequel le poste de Khodja- 
Saleh devrait être adopté comme point de départ des trauvaux de délimita- 
tion. || Pour ce qui est de la perte de temps qu’appréhende le Gouvernement 
de Sa Majesté la Reine, elle ne saurait être qu’insignifiante, vu l'absence 
complète de sérieux obstacles qu'offre aujourd’hui le voyage dans ces con- 
trées. Elle sera, en outre, largement compensée par les facilités que trou- 


*) Eingegangen bei dem Auswärtigen Amt zu London am 22. Juli 1884. A. d. Red. 
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veront les Commissaires s’ils sont appclés à commencer la délimitation à un ne 
point désigné d'avance et sur lequel aucune divergence d'opinions ne saurait ys, Julilss4, 
se produire. || Quant aux difficultés inhérentes au tracé de la partie occidentale 
de la frontière Afghane, cette circonstance me semblerait plutôt de nature à 
militer en faveur du point de vuc du Cabinet Impérial, c’est-à-dire en faveur 
du choix du poste de Khodja-Salch comme point de départ de la délimitation. 
| Voici les considérations sur lesquelles je crois de mon devoir d’appeler 
l'attention de votre Excellence. || C'est pour la première fois qu’une Commis- 
sion Russo-Anglaise va être chargée du tracé d'une frontière en Asie Centrale. 
Rien que la nouveauté du fait et l'insuffisance d'informations positives sur 
les contrées que cette Commission aura à visiter sont de nature à faire prévoir 
qu’il ne sera pas facile d’ecarter des divergences d'opinions entre les Com- 
missaires respectifs, sur les conditions dans lesquelles ils auront à remplir 
leur mandat. Ces aspérités, comme il y a tout lieu de supposer, ne man- 
queront pas de s’aplanir plus tard, lorsque les Commissaires se seront fami- 
liarisés avec les questions qu'ils auront à traiter et surtout lorsqu'ils auront 
appris à mieux se connaître. Mais jusque-là il semblerait peu pratique de 
les placer en face de la partie la plus difficile de leur tâche. Ce serait 
s’exposer à voir surgir entre eux dès le début des malentendus dont leurs 
rapports mutuels pourraient peut-être se ressentir et qui ne sauraient en tout 
cas exercer qu’une influence défavorable sur la marche de leurs travaux. || Il 
est au contraire à présumer qu’une entente sur quelques-unes des qnestions 
à régler, ne fût-ce que de moindre importance, ne manquerait pas de servir 
d'encouragement aux Commissaires et contribucrait jusqu’à un certain point 
à faciliter la solution des difficultés qui pourraient se présenter plus tard. 
| En admettant, ainsi que le pense le Gouvernement de Sa Majesté la Reine, 
que les plus grandes difficultés se rattacheraient au tracé de la partie occi- 
dentale de la frontière Afghane, c’est à l’occasion de la désignation du point 
où devrait commencer cette frontière que des divergences d'opinions sont 
surtout à prévoir. Dans cet état de cause, l’on ne saurait s’empécher de 
poser dès à présent la question de savoir, qu’auront à faire les Commissaires 
dans le cas où ils ne parviendraient pas à s’entendre sur le point en question. 
Devront-ils suspendre les travaux jusqu’à ce que le litige ait été examiné et 
résolu par les deux Gouvernements, ou bien seront-ils tenus de passer outre 
et de procéder aux: choix d’un autre point où la délimitation pourrait être 
reprise avec plus de succès? Dans le premier de ces deux cas, les travaux 
de délimitation subiraient infailliblement un temps d'arrêt dont il est impossible 
de calculer d’avance la durée, ct, quant au second, il y a tout lieu de sup- 
poser que les mémes difficultés ne tarderaient pas à se représenter lorsqu'il 
faudrait s’entendre sur le choix d’un nouveau point.. L'oeuvre de la déli- 
mitation sera égalcment entravce, et les résultats d'un tel état de choses 
seraient d’autant moins conformes aux intentions des deux Puissances, que 
les populations de l'Asie Centrale, qui sont loin d’être initiées à la nature 


Nr. 8656. 
Russland. 
- 18. Juli 1884. 
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des rapports qui unissent la Russie et la Grande-Bretagne, ne tarderaient & 
y voir l'indice de graves malentendus. Il ne saurait être de l’intérét d’aucune 
des deux Puissances de voir se propager de telles erreurs. || D’autre part, 
il est permis de croire qu’en adoptant Khodja-Saleh comme point de départ 
de la future frontière Afghane, les deux Gouvernements parviendraient d’autant 
plus facilement à se soustraire à la plupart des inconvénients ci-dessus ex- 
posés, que la dépêche, adressée par Lord Granville à Lord Loftus en date du 
17 Octobre, 1872, renferme, de l'avis du Cabinet Impérial, des éléments de 
délimitation de la partie orientale de la frontière, auxquels les Commissaires 
auront à se conformer. || Toutes ces considérations suffiront pour démontrer 
à votre Excellence qu’en se prononçant pour Khodja-Saleh le Cabinet Impérial 
n’a eu en vue que de faciliter la tâche qui incombe aux Commissaires et de 
contribuer au succès de l'oeuvre de la délimitation. Je me plais à espérer, 
M. l'Ambassadeur, que le Gouvernement de Sa Majesté la Reine ne refusera 
pas de reconnaître l'importance de ces mêmes considérations, et qu'il n’hési- 
tera pas non plus à donner son adhésion à la proposition du Cabinet Impérial, 
dans quel cas les deux Gouvernements pourraient procéder sans retard à la 
nomination de leurs Commissaires respectifs, ainsi qu’à l'élaboration des in- 
structions auxquelles ceux-ci auront à se conformer dans l’accomplissement de 
leur tâche. || Vouillez, &c. Giers. 








Nr. 8657. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botsch. in St. Petersburg. — Ausgangspunkt der Grenz- 
kommission. Anweisung den engl. Standpunkt in einer 
Audienz bei dem Kaiser geltend zu machen. [IL 70. 


Foreign Office, July 25, 1884. 

Sir, — I have received your despatch of the 19th instant, forwarding 
a note from M. de Giers, in which his Excellency urges the expediency of 
the Commission for the demarcation of the Afghan frontier making Khodja 
Saleh their starting-point, and gives rcasons for this opinion. || Her Majesty’s 
Government, while recognizing the friendly tone of M. de Giers’ explanations, 
cannot agree with his Excellency that it would be advisable to begin the 
demarcation at Khodja Saleh. || Owing to the distance which the Commission 
would have to travel before arriving there, and to the severity of the winter 
in those parts, the arrangement would be tantamount to postponing the com- 
mencement of operations until next year. Moreover, there is no pressing 
need of tracing the boundary at Khodja Saleh, which is already fixed by the 
Agreement between the two Governments. On the other hand, the annexation 
of Merv has caused much anxicty in Afghanistan in regard to the portion of 
the frontier between the Murghab and the Heri-Rud, and the only way to 
allay that anxicty is by a definitive settlement of the points where the boun- 
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dary touches those two rivers. || No advantage can be gained by postponing 


Nr. 8657. 


Gross- 


this settlement; on the contrary, the difficulties of it will be aggravated by britannien, 


delay. || Her Majesty’s Government have every confidence, that, if entered upon 
now, the negotiations may be brought to a satisfactory result; but they feel 
that there would be great danger in delaying them. || Her Majesty’s Govern- 
ment desire, that your Excellency should call upon M. de Giers at once, and 
should you think it advisable, that you should request an audience of His 
Majesty the Emperor, in order to urge the above considerations in the stron- 
gest manner. | I am, &c. | Granville. 





Nr. 8658. GROSSBRITANNIEN.—Botsch. in St.Petersburg an den 
engl. Min. des Ausw. — Der Kaiser ist unter gewissen 
Bedingungen geneigt, den Heri-Rud alsAusgangspunkt 
zu acceptiren. [IL 73. 74.] 
(Received by telegraph, July 30.) St. Petersburgh, July 30; 1884. 
My Lord, — With reference to your Lordships telegram of the 25th 


inclined to assent to your proposal that the delimitation of the Afghan fron- 
tier should be begun on the Heri-Rud, on condition that an agreement can 
be come to between the two Governments as to the point of departure from 
that river, and as to the principles which are to form the basis of the in- 
structions to be given to the Commissioners. _ But His Majesty is awaiting a 
Report upon the subject which he has ordered the War Department to fur- 
nish him. || M. Lessar arrived here yesterday, and M. de Giers promises me 
a written answer to my last note in a few days. || I have, &c. 
Edwd. Thornton. 


(Received August 4.) St. Petersburgh, July 30, 1884. 

My Lord, — I called upon M. de Giers this afternoon at his office, and 
inquired of him what had been the result of his interview with the Emperor 
yesterday with regard to the question of the Afghan frontier. || M. de Giers 
replied, that he had submitted the whole case to His Majesty, and had had 
a long conversation which him upon the subject. He had informed him of 
the reasons on which Her Majesty’s Government founded their wish that the 
delimitation of the boundary should be commenced from a point on the Heri- 
Rud, and that he had addressed a lettcr to the Acting Minister of War, sta- 
ting the whole case and requesting that he would make a Report upon it 
without delay. He had added that, in the event of its being neccssary, I 
should request His Majesty to grant me an audicnce. || The result of their 
consideration of the matter was, as M. de Giers informed me, that His Ma- 
jesty felt himselt obliged to await the Report from the War Department be- 
fore coming to a definite decision, but that His Majesty was most anxious 
to meet the wishes of Ier Majesty’s Government as far as lay in his power, 


25, Julil8S4. . 
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britannien. _ 
instant, M. de Giers has this afternoon told me, that His Imperial Majesty is 30. Juli 1884. 
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and that the work of the Commission should be carried out. He was there- 
fore inclined to assent to the proposal, that the Commission should begin its 
labours from a point on the Heri-Rud, on the condition that the two Go- 
vernments could previously come to an agreement as to the point in question 
from which the line of boundary should start, and as to the principles upon 
which the instructions for the guidance of the Commissioners should be fra- 
med. || Without coming to an agreement upon the first question, both the 
Emperor and M. de Giers thought that there would be nothing definite for 
the Commissioners to go upon, and that the result might be an immediate 
conflict between them, which would make an extremely bad impression upon 
the semi-civilized populations of those regions. || The groundwork of the in- 
structions to be given it was also most desirable to agree upon as soon as 
possible, and His Majesty therefore hoped that Her Majesty’s Government 
would set forth their views upon these two subjects without delay. || M. de 
Giers informed me, that M. Lessar arrived here last night, but that he had 
not yet seen him. Ile hoped, however, to be much enlightened upon the 
topography of those regions by that gentleman, who was, perhaps, better 
acquainted with them than almost any one. || M. de Giers added, that the 
Emperor shared his apprehensions that the Persian Government might put 
forward claims to territory on the right bank of the Heri-Rud, aud that 
difficulties might arise from their pretensions. He said, that a Special Embassy, 
charged with presents from the Shah of Persia to the Cesarewitch, was now 
on its way from Tehran to St. Petersburgh, and he had no doubt that it was 
also the bearer of instructions to submit those claims to the consideration 
of the Imperial Government. || I have, &c. 


Edwd. Thornton. 








Nr. 8659. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botsch. in St. Petersburg. — Kann einen bestimmten 
Punkt am Heri-Rud nicht bezeichnen. Grundsätze 
für die Feststellung der Grenze. [Il 75. 


Foreign Office, August 5, 1884. 

Sir, — With reference to your Excellency’s telegram of the 28th ultimo 
respecting the Afghan boundary, I have to request you to inform the Russian 
Government that Her Majesty’s Government have up to the present time con- 
sidercd that the territory of the Ameer of Afghanistan extended to a point 
on the Heri-Rud, in the ncighbourhood of Sarakhs. They think, however, 
that it would be undesirable to make any attempt to arrive at a precise 
understanding beforehand upon a matter which it is one of the objects of 
the Commission to investigate. || In the opinion of Her Majesty’s Government, 
the primary duty of the Commission will be to ascertain the true limits of 
the Ameer’s territory, and, therefore, in defining his jurisdiction, they must 
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be guided by the political relations of the tribes which inhabit the country; ve a 
but, in order to avoid as far as possible the risk of future complications, the pyritsnnien. 
Commission, whilst respecting all the legitimate rights of the Amcer, should 5. Aug. 1884, 
bear in mind the importance of not imposing upon him such obligations as 

he would be unwilling to assume, or would practically be unable to fulfil. | 
Her Majesty’s Government propose to frame their instructions to the British 
Commissioner in accordance with the principles stated above. || I am, &c. 


Granville. 








Nr. S660. RUSSLAND. — Min. des Ausw. an den engl. Botsch. in 
St. Petersburg. — Grundsätze für die Feststellung 
der Grenze. [II. 80.) 


St. Pétersbourg, le 30 Juillet (11 Août), 1884. 

M. l'Ambassadeur, — Par sa note en date du 15 (27) Juillet votre Ex- a nee 
cellence a bien voulu informer le Ministère Impérial des Affaires Étrangères 11. Aug 1824, 
que le Gouvernement de Sa Majesté la Reine ne saurait s’associer à l’avis du 
Cabinet Impérial quant à l’opportunite d’adopter Khodja-Saleh comme point 
de départ de la frontière nord-ouest de l'Afghanistan, et que pour couper 
court à l’agitation qui s’est produite dans les États de l’Emir Abdourrahman- 
Khan à la suite de l'annexion de Merv, il lui semblerait urgent de procéder 
d’abord à la délimitation du territoire compris entre le Hériroud et le Mour- 
gab. Le Gouvernement de Sa Majesté la Reine, ainsi qu’il résulte de la même 
note, est convaincu que les négociations au sujet du territoire en question 
pourraient aboutir aujourd’hui à un résultat satisfaisant et qu’il serait, au con- 
traire, dangereux d’ajourner le tracé de cette partie de la frontière. || Étant 
fermement résolu à ne point s’&carter de la ligne de conduite qui lui est in- 
diquée par scs arrangements antérieurs avec la Grande Bretagne, le Cabinet 
Impérial est loin de partager les craintes du Gouvernement de Sa Majesté la 
Reine, et il persiste, d’un autre côté, à croire qu’une délimitation poursuivie 
dans les conditions précisées dans la note du Ministère des Affaires Étran- 
gérés du 6 (18) Juillet pourrait mener plus facilement à une entente entre 
les deux États sur une ligne de démarcation à tracer entre les sphères d’in- 
fluence respectives. Poussé toutefois par le désir de donner une nouvelle 
preuve des dispositions conciliantes qui l’animent, le Cabinet Impérial s’est 
fait un devoir de soumettre à un examen minutieux la proposition que vous 
avez été chargé de lui faire, et il a dû reconnaître que l’adoption de cette 
proposition ne pourrait aboutir à des résultats satisfaisants qu’en cas où une 
entente préalable s’établirait entre les deux Puissances sur les principes aux- 
quels les Commissaires respectifs auront à se conformer dans l’accomplissement 
de leur tâche, || Le Mémorandum en date du 25 Juillet (6 Août) que votre 
Excellence a bien voulu mc remettre, prouve que le Gouvernement de Sa 


Majesté la Reine reconrait, de son côté, l'utilité d’une telle entente, et cette 
Staatsarchiv XLV. al 
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Nr. 8860. circonstance me fait supposer qu’un échange ultérieur de vues entre les deux 

Russland. 

11.Aug. 1884. Cabinets ne saurait tarder à amener entre cux un accord sur la nature des 
instructions dont il y aurait lieu de munir les Commissaires Démarcateurs. 
Ainsi qu’il résulte du Mémorandum ci-dessus mentionné, le Gouvernement de 
Sa Majesté Britannique trouve qu’il serait peu pratique de chercher à arriver 
d'avance à une definition précise des limites de la juridiction de l’Émir Afghan 
dans les contrées qu’il s'agit de délimiter, et que ce soin devrait être abar- 
donné aux Commissaires Démarcateurs. Pour ce qui est de ces derniers, ils 
seraient tenus de se laisser guider dans l’accomplissement de leur tâche par 
les relations politiques des tribus habitant ces contrées. Ils ne devraient pas 
non plus perdre de vue la nécessité de réduire au minimum les risques de 
futures complications, et de ne point imposer à l’Emir des obligations qu'il 
ne voudrait point assumer, ou qu'il serait hors d'état de remplir. || Le 
Cabinet Impérial est loin de méconnaître les difficultés auxquelles ne tarderait 
pas à se heurter toute tentative prématurée ayant pour objet d'établir un 
accord sur une exacte définition de l’étendu du territoire Afghan. Toutefois, 
eu égard à l’état actuel des choses dans ces contrées, il est d'avis qu'il serait 
de la plus haute importance de donner plus de développement aux principes 
généraux exposés dans le mémoire du 25 Juillet (6 Août) || Vous n’ignorez 
peut-être pas, M. l’Ambassadeur, qu’aussitöt après la soumission des Merviens 
le Gouvernement Impérial s’est vu obligé de recueillir des informations sur 
les contrées contigues aux Etats de l’Emir de l'Afghanistan. Je crois avoir 
à peine besoin de vous dire que cette disposition a été motivée tout autant 
par la nécessité d’aviser à la sécurité des confins de l’vasis de Merv que par 
le désir de prévenir tout ce qui serait de nature à donner lieu à des inter- 
prétations erronées sur les projets de la Russe. || Il appert des investigations 
effectuées par le soin des autorités de la Province Transcaspienne que le 
territoire au sud de Merv cest occupé par la tribu des Turcomans Saryks dont 
les campements s'étendent depuis Yolatan, sur le Mourgab, jusqu'à proximité 
des postes-frontières Afghans. Cette tribu, qui s’est de tout temps distinguce 
par ses instincts pillards, se trouvait en état d’hostilité permanent avec les 
Merviens; mais, depuis la soumission de ces derniers, les Saryks sont venus 
solliciter à leur tour la protection des autorités Russes. Celle-ci leur a été 
promise à condition qu’ils renonçassent cux-mémes à troubler le repos de 
leurs voisins. || Étant résolu à faire respecter les engagements contractés par 
les Turcomans, le Cabinet Impérial ne saurait perdre de vue que l'efficacité 
de ses efforts ne scrait assurée que dans le cas où la tribu des Saryks toute 
entière scrait placée sous l’influence des autorités Russes, et que l'action de 
ces autorités se heurterait à des difficultés insurmontables si la Jigne de dé- 
marcation projetée venait à partager cette tribu et à en placer une partie 
sous la domination de l'Afghanistan, Eu égard à cette considération, le 
Cabinct Impérial croit devoir exprimer dès à présent le désir que YEmir 
Abdourrahman-Khan soit mis en demeure de renoncer à toute velléité d’agran- 
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dissement aux dépens des contrées habitées par les Saryks, qui n’ont jamais Nr- 8660. 
été sujets de l’Afghanistan. Un tcl engagement serait entièrement conforme 11 Aug 19%. 
aux bases de l’arrangement de 1872-73. || D’autre part, ayant réussi à réprimer 
le brigandage, qui a été la principale ressource des Turcomans, la Russie est 
tenue d’encourager ces derniers & chercher leurs moyens d’existence dans le 
travail et surtout dans l’agriculture. Ce dernier but pourrait difficilement 
être atteint si, pour accroître le territoire de l’Afghanistan, l’on évinçait les 
Turcomans des terres susceptibles de culture, qui sont très restreintes dans 
ces contrées et dont la population Afghane ne saurait tirer parti. D'ailleurs 
le Cabinet Impérial a déjà eu précédemment l’occasion de faire observer que 
ce n’est point dans une extension de son territoire, mais bien plutôt dans 
une entente sincère entre les deux Grandes Puissances que l’Emir Abdourrahman- 
Khan trouverait la garantie de sécurité qu'il semble rechercher pour ses 
États. || Telles sont, M. l'Ambassadeur, les considérations auxquelles le Cabinet 
Impérial croit devoir attacher la plus haute importance et qu'il voudrait voir 
insérer dans les instructions dont les deux Gouvernements auront à munir les 
Commissaires Démarcateurs. || Loin de porter atteinte aux intérêts de l’Émir 
‘Abdourrahman- Khan, ces considérations ne tendent qu’à écarter tout motif 
de malentendu et de complication, et à assurer la stabilité des arrangements 
à intervenir. À ce point de vue elles semblent entièrement conformes aux 
vues du Gouvernement de Sa Majesté Britannique telles qu’elles ressortent du 
Memorandum du 25 Juillet (6 Août). || Je me plais en conséquence à espérer 
que le Gouvernement de Sa Majesté voudra bien accueillir les observations 
ci-dessus exposées comme une nouvelle preuve de la valeur que le Cabinet 
Impérial attache à la consolidation des relations amicales entre les deux 
Puissances et qu’il ne refusera pas d’y donner suite. || Veuillez, &c. 
Giers. 


Nr. S661. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Grenzkommissar (Lumsden). — Allgemeine Instruction. 
(II. 84.) 
Forcign Office, August 25, 1884. 

Sir, — Her Majesty having been pleased to appoint you to be her nr. sssı. 
Commissioner for the demarcation of the north-western boundary of Afgha- Nr 
nistan, it becomes my duty to furnish you with the following general in- zs. Aug.1884. 
structions. || 2. You are aware, that, when the question of the Afghan frontier 
came for the first time, in 1870, prominently before Her Majesty’s Government, 
the Governor-General of India in Council considered that the north-west fron- 
tier of that State should run in a south-westerly direction from a point on 
the Oxus between Khoja Saleh and Kerki, skirting and including the Provinces 
of Balkh, Maimena with its dependencies of Andkoi, &c., and Herat with its 
dependencics between the Murghab and the Heri-Rud, and that an agreement 


21° 
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was entered into in 1872-73 between the Government of Her Majesty and 
that of Russia, in which it was laid down that Afghan territory in the north- 
west along the Oxus should be held to cease at Khoja Saleh, and that within 
the Ameer’s dominions should be comprised the internal districts of Aksha, 
Seripul, Maimena, Shibarghan and Andkoi, the la‘ter of which would be the 
extreme Afghan frontier possession to the north-west, the desert beyond 
belonging to independent tribes of Turkomans. The western Afghan frontier, 
it was added, between the dependencies of Herat and those of the Persian 
Province of Khorassan, “is well known and need not here be defined.“ This 
definition of the north-west boundary of Afghanistan was deemed at the time 
to be sufficiently accurate for the purposes of the agreement, and no question 
arose, therefore, as to the actual examination of the ground on the spot. 
3. The course of events, however, in Central Asia, and especially the recent 
acquisitions of Russia, have rendered it apparent that the time has arrived 
when it is necessary that the boundary should be more precisely defined. 
This step has become, in the opinion of Her Majesty’s Government, all the 
more urgent on account of the engagement which this country has entered 
into with the Ameer of Afghanistan to the effect that, if any foreign Power 
should attempt to interfere in Afghanistan, and if such interference should 
lead to unprovoked aggression on the dominions of lis Highness, in that 
event the British Government would be prepared to aid him to such extent 
and in such manner as may appear to them necessary in repelling it, pro 
vided that His Highness follows unreservedly the advice of the British Go- 
vernment in regard to his external relations. Their opinion in this respect 
has been strengthened by the anxiety which His Highness has, since his 
accession to power, evinced as to the condition of his north-western bour- 
daries, and the strong desire he has signified that the exact limits up to 
which those boundaries extend may be made known to him in some definite 
form. Accordingly, in the carly part of this year, in response to wishes more 
than once expressed by the Government of Russia, Her Majesty’s Government 
proposed, that the arrangements of 1873 should be completed by a more 
exact definition of the Afghan boundary, and the communications between the 
two Governments have resulted in the appointment of an Anglo-Russisn 
Commission for this purpose. To the assembly of this Commission, and 
the gencral course of policy which Her Majesty’s Government have followed 


in the matter, the Amcer of Afghanistan has given his full consent and a . 


herence. || 4. Her Majesty’s Government desire to leave you a large discretion 
in the discharge of the duties which you have undertaken, and they will 
therefore confine themselves to an expression of their general views on some 
of the more important points with which the Commission will have to deal 
Your primary duty will be to ascertain the true limits of Afghan territory 
to which the agreement of 1872-73 applied. But whilst in defining these 
limits you will be guided by the political relations of the tribes occupying 
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the country in which your operations lie, and will recognize all the legitimate Mr un 
rights of the Ameer, you will, also, in your final recommendations and de- pritannien. 
cisions, bear carefully in mind the importance, in order to reduce to a mi- ®-Aug.1884. 
nimum the risk of future complications, of providing that no obligations shall 
be imposed on His Highness which he would be unwilling to assume, or could 
not, in practice, adequately fulfil. || 5. The first question to engage your 
attention will presumably be the exact point on the Heri-Rud from which 
the Afghan fronticr-line is to run. Her Majesty’s Government think, that this 
is a matter which can only be settled after the locality has been examined 
on the spot by competent officers. They will not, therefore, attempt to arrive 
beforehand at a conclusion which, in the absence of proper information, 
might in the end retard rather than assist the objects of the Commission. 
They think it right, however, to remind you that they have hitherto assumed, 
according to the best information possessed by them, that the point on the 
Heri-Rud up to which Afghan territory extends is in the neighbourhood of 
Sarakhs, At the same time it appears to them that, if any insurmountable 
difficulty occur in thus fixing it, a good frontier-line might be obtained at 
or near Pal-i-Khatun, this place having the advantage of certain ranges of 
hills, which, meeting the Heri-Rud near it, are believed to form a good natural 
boundary. || 6. It seems, however, from recent trustworthy reports, that since 
the discovery of an easy road on the right bank of the Heri-Rud from 
Sarakhs to the vicinity of Herat, the Persian Governor of Khorassan has 
placed outposts on Afghan territory, of which the southernmost is near the 
Khombau Pass. It is not improbable, therefore, that one of the earliest 
difficulties which you may have to meet will be a claim on the part of the 
local Persian authorities to certain parts of the territory through which this 
road runs. Her Majesty’s Government have no reason to attribute any validity 
to such a claim, and you should therefore reject it without hesitation. A 
merely temporary occupation by the Persians of certain outposts cannot be 
allowed to set aside the permanent rights of the Afghan Ruler. || 7. Some 
difficulty may also be raised as to the recognition of Afghan rights over 
Panjdeh, and this subject will require very careful attention. So far as Her 
Majesty’s Government are informed, it appears that Panjdeh is a district of 
the Afghan province of Badkis, and that it is considered by the Afghans to 
form a part of Afghanistan. It is stated, that the Turkoman tribes who have 
settled at Panjdeh during the last quarter of a century have fully acknowled- 
ged that they are within Afghan territory, that they have accordingly paid 
revenue in some form or other to the Herat authorities, and that a Naib or 
Deputy of the Governor of Herat has, as a rule, resided amongst them, the 
names of the officials who have done so before and since 1873 being well 
known or casily ascertainable. In this matter, however, Her Majesty's Government 
in no way desire to control your action by an absolute expression of their 
own opinion. They are rather content to await the result of your local in- 


Nr. 8401, 
Gross- 
britannien. 
2%. Aug. 1&4, 


Nr. 8662. 
Russland, 
6 Sept. 1684. 


326 Central-Asiatische Frage. 


quiries, and to rely on your discretion and judgment in arriving at a proper 
conclusion in regard to it, bearing in mind that the object of the presen 
negotiations is that a lasting and satisfactory arrangement on the whole que- 
stion may be reached, and that the Ameer may be assigned a good working 
frontier. || 8. As to the further line of boundary from the Murghab to the 
Oxus, Her Majesty’s Government have not sufficient information to form any 
decided opinion upon its details. It may be presumed, however, that the lire 
might with advantage be traced along the skirts of cultivation of Maimena 
and Andkoi, and they do not anticipate that you will have any special diffi- 
culty in coming to a satisfactory decision on the subject. || 9. Her Majesty’s 
Government trust, that no serious divergence of opinion may arise between 
you and your Russian colleague, but you will of course submit to them 
through this Office any question upon which you may find it impossible to 
arrive at an agreement, with full explanations of the points at issue, and of 
the views which you have formed respecting them. || 10. You will be assisted 
in your duties by Mr. A. Condic Stephen, C. B., C. M. G., Colonel C. E. Ste- 
wart, C. I. E., and Licutenant-Colonel Ridgeway. Captain A. F. Barrow, of 
the Bengal Staff Corps, will accompany you from England as Private Secretary 
and Aide-de-camp, as also will Nawab Mirza Hassan Ali-Khan, C. I. E., who 
has been appointed your native Attaché. On your arriva) at Tehran, en route 
to the fronticr, you will be good enough, in consultation with Her Majesty’s 
Minister at the Shah’s Court, to complete all necessary arrangements for 
telegraphic correspondence with this country and with India, and you will 
also take all necessary steps, before commencing the demarcation of tlıe 
boundary, to establish good postal communications both with Tehran and with 
Calcutta. You will address your Reports to this Office, forwarding them 
under flying seal through Her Majesty’s Minister at Tehran. || 11. In conclu- 
sion, I have only to add, that Her Majesty’s Government place entire confi- 
dence in your discretion and judgment, and that you may rely upon their full 
support in the important mission with which you have been intrusted. || I am, &c. 
Granville. 


ofits 





Nr. 8662. RUSSLAND. — Min. des Ausw. an den engl. Botsch. 
in St. Petersburg. — Ernennung des Gencral-Majors 
Zelenoi zum Grenz-Kommissar. [IL 92.] 


Ministere des Affaires Etrangères, le 25 Août, 1884*), 

M. l'Ambassadeur, — J'ai reçu les notes que votre Excellence m’a fait 
l'honneur de m'adresser en date du 9 (21), ct du 13 (25) courant, au sujet 
de la délimitation de la frontière nord-oucst de l'Afghanistan. || Dans la pre- 
mitre de ces deux notes vous me signalez les motifs qui empêchent le Gouver- 
nement de Sa Majesté la Reine d'adopter pour base des instructions, devant 


,——— me = — 


*) Im Auswärtigen Amt zu London eingegangen am 11. Septbr. Anm. d. Red. 
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guider les Commissaires Délimitateurs dans l’accomplissement de leur tâche, Re 
la proposition contenue dans ma note du 30 Juillet dernier, et qui implique- g, sept. 1884. 
rait de la part de l’Émir de l'Afghanistan une renonciation à toute velléité 
d’agrandissement de ses États aux dépens des terres habitées par les Turco- 
mans Saryk. || Quant à la seconde note de votre Excellence, il en résulte. 
que le Gouvernement de la Reine vient de munir son Commissaire d’instruc- 
tions conformes aux principes exposés dans son Mémorandum du 25 Juillet 
(6 Août), et selon lesquels la Commission de Délimitation serait tenue de se 
régler sur les relations politiques des tribus habitant les contrées qu’il s’agit 
de délimiter, de rechercher les moyens de réduire à un minimum possible 
les chances de futures complications, et de ne point imposer à l’Émir d’Afgha- 
nistan des obligations qu’il ne voudrait point assumer, ou qu’il serait hors 
d'état de remplir. || Nonobstant la divergence de vues qui vient de se pro- 
duire entre les deux Cabinets, mais qui pourrait n’avoir sa source que dans 
l'insuffisance des informations que l’on possède sur les contrées qu’il est que- 
stion de délimiter, le Cabinet Impérial tient à ne point laisser échapper 
l’occasion qui s’offre aux deux Puissances d’écarter à tout jamais tout motif 
de malentendus ou de rivalité entre elles sur le terrain de l'Asie Centrale, 
et de compléter l’ocuvre de conciliation heureusement inaugurée en 1872-73. 
! Des dispositions viennent d’être prises pour que le Commissaire Russe, M. 
le Général-Major Zelenoi, puisse rejoindre M. le Général Sir Peter Lumsden, 
vers le 1” Octobre à Sarakhs, où il aura à s’entendre avec son collègue Bri- 
tannique sur la marche des travaux de délimitation. || En conformité des in- 
structions dont vient d’être muni Sir Peter Lumsden, le Général Zelenoi sera 
invité à rechercher conjointement avec lui les éléments d’un arrangement qui 
serait de nature à écarter autant que possible les motifs de malentendus et 
de complicatious. Pour ce qui est des bases d’un tel arrangement je ne puis 
que vous répeter, M. l'Ambassadeur, que, suivant une conviction intime du 
Cabinet Impérial, qui est le résultat d'une étude consciencieuse des renseigne- 
ments recueillis par ses Agents, celles-ci ne sauraient être trouvées que dans 
une combinaison qui aurait pour objet d’établir entre les sphères d'influence 
respectives des deux Puissances une ligne de démarcation aussi conforme que 
possible aux conditions géographiques et ethnographiques des contrées formant 
la zone de la future délimitation. || Le projet du Cabinet Impérial, qui a fait 
l’objet de ma note du 30 Juillet dernier, répond à tous les points de vue à 
ces exigences, et je me plais à espérer qu'après s'être rendu compte des con- 
ditions locales, le Commissaire Britannique ne manquera pas d’en apprécier 
les avantages incontestables. || Je ne puis non plus m'empêcher de profiter de 
la présente occasion pour rappeler à votre Excellence qu’il est urgent d’em- 
pêcher, en attendant, les autorités Afghanes de se livrer à des empiétements 
territoriaux, lesquels ne sauraient manquer de neutraliser les effets des inten- 
tions conciliantes des deux Puissances, et de créer de graves obstacles à la 
délimitation. || Veuillez, &c. Giers. 
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Memorandum. 
Nr. 8862. Dans sa note en date du 9 (21) Août, son Excellence M. ’Ambassadeur 


6. Bent 1884. Britannique a bien voulu annoncer au Ministère Impérial des Affaires Étran- 
gères que le Cabinet de Londres ne saurait munir son Commissaire pour la 
délimitation de l'Afghanistan d'instructions impliquant une aliénation, sans le 
consentement de l'Émir Abdourrahman-Khan, de territoires sur lesquels ce 
dernier élèverait des prétentions. || Dans le but de prévenir tout malentendu 
à ce sujet, le Ministère des Affaires Étrangères croit de son devoir de rappeler 
à M. l'Ambassadeur qu'il a déjà été convenu entre les deux Gouvernements 
qu'aucun Délégué Afghan ne sera admis dans la Commission de Délimitation, 
et que. les deux Gouvernements, ainsi que leurs Commissaires respectifs, 
auront seuls le droit de se prononcer sur les différents points se rattachant 
au tracé de la frontière. | Eu égard à cette circonstance, le Ministère des 
Affaires Étrangères se fait un devoir de prévenir M. l'Ambassadeur que le 
Cabinct Impérial se propose de se borner à l’examen des opinions qui seront 
émises par les Commissaires des deux Puissances, et que, pour sa part, il ne 
saurait reconnaître aucune valeur obligatoire aux avis des autorités Afghanes 

St. Pétersbourg, le 25 Août, 1884. 





Nr. S663. GROSSBRITANNIEN. — Botsch.in St.Petersburg an den 
engl. Min. des Ausw. — Der russische Kommissar 
muss vorerst nach St. Petersburg zurückkehren. [IL 98] 


(Received September 27.) St. Petersburgh, September 24, 1884. 
Nr. 8603. My Lord, — In accordance with the instruction contained in your Lord- 
britannien. Ship’s telegram of the 14th instant, I on the following day informed M. Vlan- 
24. Sept.1854. galy, in the absence of M. de Giers, that, owing to the great distance which 
the escort for the Afghan Boundary Commission would have to march from 
India, Her Majesty’s Commissioner would not probably rcach Sarakhs before 
the 7th November next. || M. Vlangaly expressed his satisfaction at this in- 
formation, because, as his Excellency stated, the Russian Commissioner, Ge- 
neral Zelenoi, was in Germany, when it was decided to appoint him for that 
service, that he had been obliged to return to the Caucasus*), where he held 
a responsible office which he had to give up personally, and that it was 
necessary that he should come to St. Petersburgh to receive his instructions 
before he joined the Commission. || M. de Giers, whom I have since seen, 

expressed himself in the same sense, || I have, &c. 
Edwd. Thornton. 











*) Am 16. September telegraphirte Lumsden aus Tiflis: Russian Commissioner, 
who was present, starts for St. Petersburgh to-morrow to receive final instructions. 
I named 7th November (N. S.) as date of Commission reaching Sarakhs. [IL 94] 
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Nr. 8664. RUSSLAND. — Memorandum über Zeit und Ort des 
Zusammentritts der Grenzkommission. [IL 104] 


Le Ministère Impérial des Affaires Étrangères a été informé que M. le Nr. #64. 
Général Sir Peter Lumsden, chargé de représenter le Gouvernement Britan- sheet tae. 
nique au sein de la Commission Russo-Anglaise qui aura à définir la frontière 
nord-ouest de l’Afghanistan, vient d’arriver à Téhéran, et qu'il se propose de 
se rendre prochainement à Sarakhs, où, conformément à une entente préala- 
blement intervenue entre les deux Cabinets, les Commissaires respectifs de- 
vraient se rencontrer vers le 25 Octobre N. S. [sic]*). || Le Ministère se voit 
aujourd’hui dans la nécessité d'informer son Excellence M. l’Ambassadeur 
d’Angleterre que le Commissaire Russe, M. le General Zelenoi, ne saurait 
‘rejoindre son collègue Britannique à la date convenue. || Ce retard n’est dû 
qu’à des circonstances complètement indépendantes de la volonté du Cabinet 
Impérial, et notamment à une maladie de M. le Général Zelenoi, qui l'a obligé 
de prologer son séjour à l'étranger. N’étant arrivé que tout récemment à St. 
Pétersbourg, M. Zelenoi est tenu de se rendre à Tiflis, et ensuite à Askhabad, 
pour se concerter avec les autorités locales sur les détails de l'organisation 
de la section Russe de la Commission de Délimitation. Les préparatifs se 
rattachant à cette organisation ne pouvant être terminés que vers le mois 
de Décembre, il résulte des informations fournies au Cabinet Impéral que, vu 
les conditions climatiques des contrées que la Commission aura à parcourir, 
les travaux de délimitation ne sauraient être commencés à une époque aussi 
avancée de l’année, et qu'ils devront être ajournés jusqu’au mois de Fé- 
vriér. Ce n’est qu’alors que la Commission pourra s’aventurer dans ces con- 
trées sans crainte de se voir brusquement arrété par des intempéries, et sans 
y exposer les chameaux du train, qui, comme l'ont prouvé de nombreuses 
expériences, sont complètement incapables de résister au froid. || Une entente 
préalable entre les Commissaires respectifs devant précéder l'ouverture des 
travaux, il semblerait opportun, vu les circonstances ci-dessus exposées, 
d’ajourner leur rencontre jusqu’au 15 Janvier prochain. || En dehors de ces 
considérations le Ministère Impérial des Affaires Étrangères croit devoir 
signaler à l'attention de M. l'Ambassadeur d'Angleterre les points suivants: — 
|| 1. Malgré les divergences d’opinion qui pourraient se produire au sujet de 
Ja definition de l'extrémité occidentale de la frontière de l'Afghanistan com- 
prise entre le Ileri-Rud et le Mourghab, il demeure incontestable que ce 
n'est point à Sarakhs que pourrait être commencé le tracé, et que le point 
de départ de la frontière devrait être cherché plus au sud. Eu égard à cette 
considération le Cabinet Impérial est loin de penser que Sarakhs soit l’endroit 

‚le mieux approprié à la rencontre des Commissaires, et il lui semblerait 





+) Muss heissen A. 8. cf. Nr. 8663, Auch die übrigen Daten des Memorandum 
sind nach altem Stil zu verstehen. Anm. der Red. 
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d’autant plus urgent d'adopter à cet effet une autre localité, que le passage 
de l’escorte militaire Anglaise jusqu’à Sarakhs pourrait rencontrer de sérieux 
obstacles, attendu que la rive gauche du Tedjend fait partie du territoire 
Persan, et que sa rive droite est occupée par des Turcomans Salours, qui, 
depuis peu de temps, sont venus s’y réfugier au nombre de plus de 2,000 
familles, et à l'établissement desquels les autorités de la province Trans- 
Caspienne sont tenues de veiller actuellement. Toute autre localité comme, 
par exemple, Pouli-Khatoum, serait exempte des inconvénients ci-dessus ex- 
posés, ct le Cabinet Impérial serait vivement désireux de voir le Gouvernemet 
de Sa Majesté Britannique adopter ce point pour la réunion des Commissaires. 
| 2. La contrée se tendant à l’est du Tedjend étant complètement déserte le 
Cabinet Impérial pense qu'il y aurait lieu de prendre des dispositions pour 
que les escortes militaires des Commissaires respectifs soient réduites au mi- 
nimum possible dans le but de prévenir les retards et les difficultés qu’éprou- " 
verait infailliblement le mouvement et le ravitaillement de corps considérables. 
Suivant l’avis du Cabinct Impérial la force numérique des deux escortes de- 
vrait être entièrement égale et les Commissaires respectifs pourraient être 
autorisés à s'entendre à ce sujet. || 3. Ainsi qu’il a déjà été convenu entre 
les deux Gouvernements les Commissaires seront tenus en cas où de diver- 
gences d'opinion se produiraient entre eux d'en référer sans retard à leurs 
Gouvernements respectifs et de continuer en attendant leurs travaux. Ces 
travaux devraient avoir pour objet principal le levé et la description de la 
zone dans les limites de laquelle la ligne de démarcation devra être tracée, 
afin que les deux Gouvernements soient à mesure de disposer de tous les ren- 
seignements dont ils pouvaient avoir besoin pour procéder en connaissance 
de cause à la solution des points litigieux qui leur seraient soumis. !| Le Mi- 
nistere des Affaires Étrangères a l'honneur de prier M. l'Ambassadeur de vou- . 
loir bien signaler par la voie télégraphique les points ci-dessus exposés à 
l'attention du Gouvernement de Sa Majesté Britannique et de faire connaître 
un moment plus tôt au Ministère les dispositions que le Gouvernement de Sa 


Majesté aurait jugé nécessaire d'adopter en conséquence. 
St. Pétersbourg, le 19 Septembre, 1584. 








Nr. 8665. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botsch. in St. Petersburg. — England hältan den frühe- 
ren Abmachungen fest. [IL 105.) 


Foreign Office, October 11, 1884. 
Sir, — I have received your Excellency’s despatch of the 2nd instant, 
inclosing a Memorandum from M. de Giers respecting the Afghan Boundary 
Commission. || Her Majesty’s Government regret, that they are unable to alter 
the arrangements in regard to the Indian escort which is to accompany Sir 
Peter Lumsden. The escort, which only consists of 200 infantry and 200 
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cavalry, is already on its way to the Helmund, and it is therefore too late. nen 
to make any change in the numbers of the force or in the date of its arrival britunnien. 
on the frontier. || With reference to M. de Giers’ proposal that the Commission !!- Oct. 1864. 
should assemble at Pul-i-Khatum, I have to request your Excellency to point 
out, that the Russian Government having formally agreed to Sarakhs as the 
place of meeting, Her Majesty’s Government cannot now consent to any other 
place being named. || Your Excellency will be good enough to inform M. de 
Giers, that Sir Peter Lumsden has left Tehran for Meshed, and you will ex- 
press to him the earnest hope of Her Majesty’s Government that the Russian 
Government will adhere to the agreement arrived at between the two Govern- 
ments, and that they will instruct their Commissioner to reach Saraklıs in 
time to commence the work of delimitation before the winter sets in. || Iam, &o. 
Granville. 





Nr. 8666. RUSSLAND. — Memorandum. Nothwendigkeit, die 
Obliegenheiten der Grenzkommission vorher festzu- 
stellen. [II. 117. 


Ayant pris connaissance du contenu du Memorandum en date du Nr. 8606. 
30 Septembre (12 Octobre)*), qui lui a été remis par M. Ambassadeur de ae. 
Sa Majesté Britannique, le Ministère Impérial des Affaires Étrangères se fait 
un devoir de communiquer à son Excellence ses conclusions au sujet de points 
exposés dans ce document. || Malgré le vif désir dont est animé le Cabinet 
Impérial de häter la solution de la question qui fait l’objet des négociations 
entre les deux Gouvernements, il a été constaté que les préparatifs qu’exige 
l'organisation de la section Russe de la Commission de Délimitation ne sau- 
raient dans aucun cas être terminés avant le mois de Decembre, et M. le 
Général Zelenoi se verra par conséquent dans l’impossibilité de rejoindre son 
collègue Britannique avant le 15 Janvier (v. s.. Pour ce qui est des motifs 
de ce retard, le Ministère des Affaires Etrangéres ne peut que se référer à. 
son Mémorandum du 19 Septembre dernier. || Les observations du Ministère 
Impérial quant à la force numérique des escortes dont seront munis les Com- 
missaires Délimitateurs n’avaient été motivées que par la crainte des difficultés 
que ne manqueraient pas d’eprouver dans des contrées désertes le mouvement 
et le ravitaillement de corps tant soit peu considérables. Le Gouvernement 
de Sa Majcsté Britannique ayant jugé nécessaire de porter Vescorte Anglaise 
à 400 hommes, des dispositions ont été prises pour que l’escorte Russe soit 
vortée au même chiffre. || Le Gouvernemeot de Sa Majesté Britannique s’étant 
trouvé dans l'impossibilité d'accéder à Ja proposition du Cabinet Imperial 
quant au choix de la localité où les Commissaires respectifs devront se ren- 


— 





*) Cf. Nr. 8665. 
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contrer, le Ministère des Affaires Étrangères ne voit pas d’inconvénient à in- 
viter le Commissaire Russe à se rendre à Sarakhs. Le Ministère n'en croit 
pas moins de son devoir d’insister sur les considérations contenues dans son 
Mémorandum du 19 Septembre quant aux inconvénients qu’offriraient le pas- 
sage de l’escorte Anglaise par les localités de la rive droite du Heri-Rud 
(Tedjen) occupées par les Turcomans Salors, inconvénients qui ne manqueraient 
pas de neutraliser l’effet des dispositions prises par les autorités Russes dans 
le but d'assurer la tranquillité dans les Steppes. || Le Mémorandum en date 
du 30 Septembre (12 Octobre) ne contenant aucune information sur ce que 
le Gouvernement de Sa Majesté Britannique a cru devoir décider au sujet des 
travaux de levé ct de description, que la Commission aura a exécuter, le 
Ministère Impérial des Affaires Etrangères croit de son devoir d’appeler de 
nouveau l'attention de M. l'Ambassadeur d'Angleterre sur la nécessité de pré- 
ciser d'avance les devoirs des Commissaires Délimitateurs à cet égard et de 
définir l'étendue de la zone qui fera l’objet de leurs investigations. Vu la 
nature des contrées que la Commission aura a visiter, il est à prevoir que 
ce n'est qu'à cette condition que les deux Gouvernements réussiront à pré- 
venir les divergences d'opinions qui, en cas contraire, ne tarderaicnt pas à 
surgir entre les Commissaires et qui auraient pour résultat inévitable de re- 
tarder indéfiniment la marche de leurs travaux. L’entente préalable sur la 
zone & étudier ne préjugerait en rien la direction finale du tracé & convenir, 
mais elle circonscrirait la discussion des points 4 fixcr dans des limites pra- 


tiques qui seules peuvent la faire aboutir à une issue satisfaisante. 
St. Pétersbourg, le 9 Octobre, 1884. 


U el 





Nr. S667. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw an den engl. 
Botsch. in St. Petersburg. — Klagen übor die russische 
Verschleppungs-Politik. [II. 116.) 


Foreign Office, October 24, 1884. 

Sir, — In conversation with the Russian Ambassador this afternoon, I 
took an opportunity of observing that I entirely concurred in the opinion 
publicly expressed by Lord Dufferin as to M. de Giers’ character and friendly 
disposition. || I mentioned, however, the delays which were at present occur- 
ring, and the difficulties which were made in regard to the date and place 
of meeting of the Afglıan Boundary Commission, and which I thought were 
very unfortunate. These difficultics were’ almost certain to be considered by 


. the Government of India as being purposely created by the Russian Govern- 


ment, with the object of postponing the operations of the Commission until 
the Russian authorities on the spot had had time to arrange matters in the 
manner they thought most favourable to their views, and Lord Dufferin, who 
was leaving England with the best dispositions for promoting a friendly 
settlement, would have little or nothing to say to remove such an impression. 
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! M. de Staal assured me, that the delay in the arrival of the Russian Com- Nr. 8967. 
missioner was unintentional and unavoidable, being due to General Zelenoi’s britannien 
illness. || I am, &c. Granville, 0c 88 





Nr. 8668. RUSSLAND. — Min. des Ausw. an den engl. Botsch. in 
St. Petersburg. — Vorgängige Feststellung einer Zone*) 
für die Operationen der Grenzkommission. [II. 138.) 


St. Pétersbourg, le 14 (26) Novembre, 1884. . 

M. l'Ambassadeur, — J'ai reçu la note que votre Excellence m'a fait Nana 
l'honneur de m'adresser en date du 5 (17) courant, et qui contient un exposé 25.Nor. 188 
des vues du Gouvernement de Sa Majesté Britannique relativement aux que- 
stions qui ont fait l’objet de votre entretien avec MM. Zinoview et Zelenoi, 
ainsi que du Mémorandum du Ministere Impérial des Affaires Etrangéres du 
9 (21) Octobre, et au sujet desquelles ’Embassadeur de ’Empereur à Londres 
a été également chargé de s’expliquer avec M. le Comte de Granville. || Le 
Cabinet Impérial s’est fait un devoir d’examiner avec la plus scrupuleuse 
attention les considérations contenues dans la susdite note. || Le Gouvernement 
de Sa Majesté Britannique vous a chargé, M. l’Ambassadeur, d’exprimer au 
Cabinet Impérial les regrets que lui fait éprouver le retard inattendu qu’a 
subi la rencontre des Commissaires respectifs. || Le Ministére Impérial s’étant 
déjà fait un devoir de vous exposer avec une entière franchise les motifs de 
ce retard, je crois pouvoir me borner à y ajouter que, suivant les dernières 
informations reçues des autorités de la province Trancaspienne, les conditions 
climatériques**) s’opposent dés & présent au commencement des travaux aux 
environs de Sarakhs, où la température descend pendant la nuit jusqu’à 
14 degrés Réaumur au-dessous du zero. || Je ne saurais en outre m’abstenir 
de vous faire observer qu’en dehors des circonstances imprévues qui ont em- 
pêché la rencontre des Commissaires à l’époque convenu, il y en a d'autres 
qui sont également de nature à entraver la marche des négociations et que 
le Cabinet Impérial ne pourrait écarter qu'avec le concurs du Gouvernement 
de Sa Majesté Britannique. Ces circonstances, comme vous le savez déjà, 
M. l'Ambassadeur, se rattachent à la divergence de vucs qui s’est produite | 
entre les deux Gouvernements quant au mode de fixation des limites de la 
zone qui doit faire l’objet des investigations des Commissaires respectifs. || 
Persuadé qu’une entente directe à ce sujet entre les deux Gouvernements 
serait le moyen le plus pratique pour prévenir les contestations éventuelles 
entre les Commissaires, c’est déjà à la date du 19 Septembre dernier que le 


*) Diese Idee wurde von Russland zuerst am 4. November 1884 angeregt. 
Anm. der Red. 
**) Lumsden telegraphirt dagegen aus Sarakhs am 9. November [II. 127]: Weather 
very fine, and no reason why work of the Commission should not have been proceeded 
with. Anm, der Red. 
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Ministère des Affaires Étrangères s’est fait un devoir d'attirer votre attention 
sur cette grave question et de réclamer votre intervention auprès du Gouver- 
nement Britannique dans le but d’en activer la solution. Or, ce n’est que 
depuis la recéption de votre note du 5 (17) courant que le Ministère s'est 
trouvé en mesure d’apprécier les conclusions du Cabinet de Londres. Le Gou- 
vernement de Sa Majesté la Reine, ainsi qu’il résulte de la susdite note, re- 
connaît de son côté l'utilité d’une entente sur la zone; mais en mème temps 
il est d'avis que c’est aux Commissaires respectifs qu’il appartiendrait d'en 
fixer les limites et que le Commissaire Britannique serait en outre tenu de 
consulter préalablement à ce sujet le fonctionnaire Afghan qui a été désigné 
par l’Emir Abdourrahman-Khan pour lui fournir des informations. || Le Com- 
missaire Russe n'ayant point à intervenir dans les rapports du Général Lums- 
den avec les autorités Afghanes, le Cabinet Impérial ne pense pas non plus 
que la nécessité de consulter préalablement le Délégué d’Abdourrahman-Khan 
puisse servir d’obstacle à l’adoption de la proposition exposée dans les Mé- 
morandums du Ministère des Affaires Étrangères du 19 Septembre et du 
9 Octobre. La note de votre Excellence du 5 (17) courant ne contenant en 
outre aucune autre objection de nature à expliquer les inconvénients qui pour- 
raient résulter de l'application de ce mode de solution, je me fais un devoir 
d'appeler encore une fois l'attention la plus sérieuse de votre Excellence sur 
les considérations qui portent le Gouvernement Impérial à penser qu'une en- 
tente préalable et immédiate entre les Cabinets serait de la plus haute im- 
portance pour assurer le succès des négociations, et qu’en cas contraire les 
Commissaires risqueraient de se heurter à des difficultés inextricables. 

Ces considérations sont les suivantes: — || La définition préalable d’une 
zone d’investigations ne saurait préjuger la direction de la ligne-frontière dont 
le tracé devra faire l’objet d’une entente ultérieure soit entre les Commis- 
saires, soit entre les deux Cabinets, dans le cas où les Commissaires ne par- 
viendraient pas à tomber d'accord à ce sujet. Elle ne saurait en conséquence 
porter la moindre atteinte aux intérêts légitimes des parties en cause. || La 
définition de la zone est nécessaire pour prévenir des contestations éventuelles 
entre les Commissaires au sujet de l'étendue du territoire qu’ils seront tenus 
d'étudier, afin d'être en mesure de fournir à leurs Gouvernements respectifs 
des données aussi complètes que possible sur les conditions géographiques et 
ethnographiques de ce territoire dans son ensemble, et qui pourraient servir 
de base solide au tracé d'une ligne de démarcation répondant aux intérêts 
des parties en cause, ainsi qu’à l'établissement d’un ordre de choses stable. 
| Une entente sur les limites de la zone devant précéder le commencement 
des travaux, ces limites ne sauraient être désignés que sur la base de données 
recueillies précédemment et qui figurent déjà sur les cartes existantes. Les 
imperfections et les erreurs qu’offrent ces cartes ne pourraient dans aucun 
cas servir d’obstacle à une entente cntre les deux Cabinets, attendu qu’il 
serait tout à fait superflu de rechercher une définition mathématique de la 
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zoïe et qu'il suffirait d’en préciser les limites en traits généraux. || Les Com- 
missaires delimitateurs eux-mémes, en cas oü ils seraient autorisés 4 fixer 
d’un commun accord les limites de la zone, ne pourraicnt prendre pour base 
de leur travail que ces mêmes cartes, et le Gouvernemert Impérial se croit 
en droit d’en conclure qu’il ne saurait y avoir d’obstacles à ce que les deux 
Cabinets procédassent dés & present & un échange d’idées en vue de hater la 
solution de cette importante question, afin que les Commissaires puissent 
commencer leurs investigations aussitôt après leur réunion à Sarakhs. || Tout 
autre mode de procéder ne manquerait pas d'exercer une influence défavorable 
sur la marche ultérieure des négociations. Les Commissaires délimitateurs, 
en cas où les divergences d'opinions se produiraicnt entre eux sur les limites 
à assigner à la zone d’investigations, se trouveraient dans la nécessité d’en 
référer tout de mème à leurs Gouvernements respectifs, et se condamner à 
l'inaction jusqu’au moment où le différend aura été réglé. Sans parler du 
retard qui en résulterait pour les travaux de délimitation — retard dont il 
est difficile de prévoir la durée — une telle situation ne serait non plus 
exempte d’autres inconvéuients, non moins graves, sur lesquels je crois tout 
à fait superflu de m’etendre, mais qui ne sauraient échapper à la perspicacité 
des deux Gouvernements. || Persuadé qu'il ne saurait être conforme aux in- 
tentions du Gouvernement Britannique de laisser les négociations s'engager 
dans une impasse et étant en mème temps animé du désir de häter autant 
que possible la solution des questions pendantes, le Cabinet Impérial a cru 
devoir profiter de la- présence à St. Pétersbourg de: son Commissaire pour le 
charger de la rédaction d’un projet de zone d'investigation sur la base de 
données existantes. 

En vous transmettant ci-près une copie du travail du Général Zelenoi, 
je viens vous prier, M. l'Ambassadeur, de vouloir bien le soumettre à l’ap- 
préciation de votre Gouvernement. || En cas où le Cabinet de Sa Majesté la 
Reine jugerait nécessaire de lui faire parvenir ses observations sur les details 
de ce travail, le Cabinet Impérial se fera un devoir de les examiner ct de 
les discuter dans un esprit de conciliation. Mais se trouvant dans l’impossi- 
bilité d'exercer une action quelconque sur les dispositions des autorités Afgha- 
nes, il se plait, d’autre part, à espérer que le Cabinct de Sa Majesté 
la Reine ne refusera pas de lui fournir des garanties qui permettraient au 
Commissaire Russe de procéder conjointement avec son collègue Britannique 
aux investigations nécessaires, avec la certitude qu'aucun obstacle ne serait 
opposé à une étude consciencicuse de la zone dans les limites qui sont in- 
diquées en traits généraux dans le travail du Général Zelenoi. || Veuillez, &c. 

Giers, 





Memorandum. 
Pour assurer une base solide au tracé définitif d’une frontière stable, il 
est nécessaire de donner à la zone d’investigations une configuration telle que 
ses limites puissent autant que possible coïncider avec les limites géographiques 
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du territoire qui fera l’objet des études des Commissaires. Pour satis- 


26. Nov. 1884, faire aux conditions ci-dessus exposées, la zone d'investigation doit embrasser 


Nr. 8669. 
Gross- 
britannien. 
9. Dec. 1884. 


toutes les localités comprises dans les limites géographiques et dont les con- 
ditions topographiques et ethnographiques sont peu ou point connues, et sur- 
tout celles ot les populations Turcomanes se trouvent en contact avec les 
populations Afghanes. || Vu l'impossibilité de faire oboutir la limite septen- 
trionale de la zone & des frontiéres naturelles, le Gouvernement Impérial de 
Russie pourrait admettre que la limite en question aboutisse aux localités où 
se sont arrété les travaux de levé exccutes par ordre des autorités de la 
province Transcaspienne. || Conformément & ce point de vue la limite septen- 
trionale de la zone partirait du point sis sur la rive droite du Heri-roud, 
vis-à-vis de Darnletabad, se dirigeant en ligne droite vers le Mourghab, qu’elle 
franchirait en amont d’Iman-bakhsch pour aboutir ensuite au fort Afghan 


‘Khodja Saleh, sur l’Amou-Daria. || Le cours du Heri-roud formerait la limite 


occidentale de la zone d’investigation. || Quant à sa limite méridionale, elle 
partirait également de la rive droite du Heri-roud, suivrait la ligne naturelle 
de la chaîne de montagnes*) qui ferme au nord la vallée de Hérat dans la 
direction des sources de la Rivière Kouschk, dont elle descendrait le cours 
jusqu’a Thikil-Doukhter. A partir de ce point la limite méridionale longerait 
les confins des établissements des Djemchidis et Firouz-Kouhis jusqu’au fort 
Afghan de Bala-Mourghab, d'où elle suivrait le cours du Kaïsar et du Sangalah, 
et les confins du district d’Andkir pour aboutir également à Khodja-Saleh. ;: 
En admettant même que quelques parties des territoires non contestés de l’un 
ou de l’autre Etat limitrophe scraient comprises dans la zone d’investigation, 
cette circonstance ne saurait porter la moindre atteinte aux droits des dits 
États, tandis que la description et le levé des parties de territoire en que- 
stion profiteraient à la science. || Il serait nécessaire de bâter autant que 
possible une entente sur les limites de la zone afin que le Gouvernement 
Impérial puisse préciser le personnel et les moyens topographiques qu’il aura 
à mettre à la disposition de son Commissaire en vue des travaux de levé ct 
de description que le Commissaire aura à faire exécuter. 





Nr. S669. GROSSBRITANNIEN. — Min. des Ausw. an den engl. 
Botsch. in St. Petersburg. — Rechtfertigung des russ. 
Vorrückens auf Pul-i-Khatun. Besetzung von Penjdeh 
durch die Afghanen. [Il 148. 





Foreign Office, December 9, 1884. 
Sir, — The Russian Ambassador called upon me to-day and communi- 
cated to me the substance of a despatch which he had received from his 


Re me me 


*) En 1375, à l’époque du voyage du Colonel MacGregor, cette même chaine de 
montagnes formait aussi, suivant le témoignage de cet officier, la ligne des postes- 
frontières Afghans, lesquels cependant n'étaient pas occupés par des gardes frontières. 
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Government on the subject of the Afghan boundary. || In this despatch, which Nr. bees 
was dated the 29th ultimo, M. de Giers, after referring to the communications pritannien. 
which have passed between himself and your Excellency, stated with respect 9. Doc. 1884. 
to the difference of opinion between the two Cabinets as regards the limits 
of the zone, within which the work of the Commission is to be confined, that 
the Russian Government have been obliged to adhere to the views which they 
have ‘expressed, and that the arguments adduced by Her Majesty’s Government 
in favour of allowing the Commissioners to come to an agreement with regard 
to the limits of the zone do not appear to them at all conclusive; that having 
no relations with the Afghan authorities, they do not feel called upon to alter 
their opinion on account of Sir Peter Lumsden being obliged to previously 
consult the Afghan Delegate who has been commissioned to confer with him 
by the Ameer, and tbat the Russian Government are particularly anxious to 
avoid the complications likely to arise in the event of the Commissioners 
failing to come to an understanding. M. de Giers observed, that with a view 
to facilitate a solution of the difficulty, the Russian Government had instructed 
their Commissioner to draw up a proposal as to the zone for submission to 
Her Majesty’s Government through your Excellency. M. de Staal urged, that 
advantage should be taken of the delay which must elapse before the Com- © 
missioners can commence work, to consult Sir Peter Lumsden in regard to 
the proposed zone. His Excellency said, that the Russian Government, while 
ready to examine in a spirit of conciliation any remarks which Sir P. Lumsden 
might have to make, would no doubt feel obliged to insist on the adoption 
of their proposal in its essential points. || M. de Giers, after referring to his 
conversations with your Excellency respecting the advance of the Russian 
troops to Pul-i-Khatun and of the Afghan forces on the Murghab, states that 
it has been impossible for the Russian Government to share the views of Her 
Majesty’s Government in regard to this questicn, that having succceded in 
establishing tranquillity in the Turkoman steppes, they were forced to seek 
means to consolidate the state of affairs created by Russia, and to take steps 
against the disorder, which there was every reason to apprehend in conse-. 
quence of the considerable military preparations of the Afghans on the 
northern borders of Herat and the approach of the British escort, the num- 
bers of which greatly excceded what had been agreed upon. || M. de Giers 
observes, that the establishment of an advanced Russian post at Pul-i-Khatun 
had no other object than the above, that this place had never formed part 
of Afghanistan, and was morcover too far removed from the northern frontier 
of that country to interfere with the direction of the frontier-line, the deli- 
mitation of which, in accordance with the principles of the Agreement of 
1872-73, should be carried out with reference to the possessions of the 


(“Narrative of a Journey through the Province of Khorassan and on the North-West 
Frontier of Afghanistan in 1875, by Colonel MacGregor:” London, 1879, p. 241. 
Anm. des Memorandum. 
Staatsarchiv XLY. yo 
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Gross- 
britannien. 
9. Dec. 1884. 


Nr. 6670. 
Gross- 
britannien. 
23.Dec. 1884. 
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Ameer Sheer-Ali, that the evidence of Colonol Mac Gregor, referred to by 
General Zelenoi in his proposal, indicates very clearly the limits of those 
possessions. || With regard to the recent encroachments of the Afghan forces, 
M. de Giers states that even if the Sarik Turkomans established at Penjdeh 
formerly paid tribute to Afghanistan, this fact would not of itself confirm 
the claim of the present Ameer to the place, looking to the fact that it had 
never been occupied by Afghan troops, and that its population had always 
enjoyed complete independence, that from the commencement of the present 
negotiations it had been pointed out to Her Majesty’s Government that designs 
appeared to be entertaincd at Herat against the independence of Penjdeh, 
but that in spite of these representations the place had been occupied by 
Afghans who, according to recent reports, had even advanced beyond Sari- 
Yazi*). || M. de Giers concludes by observing that this state of affairs is cal- 
culated seriously to compromise the success of the negotiations. || The Russian 
Ambassador stated to me, that he was instructed to call my very serious 
attention to the state of affairs which he had described to me. || I am, &c. 
Granville. 





Nr. 8670. GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den russ. 
Botsch. in London (Staal). — Abgrenzung der Zone. 
Pul-i-Khatun und Penjdeh gehören zu Afghanistan. 
[II. 153.) 


Foreign Office, December 23, 1884. 

M. l'Ambassadeur, — I have consulted Her Majesty’s Secretary of State 
for India in regard to the communication which your Excellency made to me 
on the 9th instant on the subject of the proposal that a zone should be laid 
down, within which the work of the Afghan Boundary Commission should be 
confined; and I have now the honour to acquaint you, that Her Majesty’s Go- 
vernment, being desirous of meeting, as far as possible, the wishes of the 
Russian Government in this matter, are prepared to agree that the Commis- 
sioners should be instructed not to extend these inquiries beyond the line 
Which has been proposed by your Excellency as the northern limit of the 
zone, and which would run from a point on the right bank of the Heri-Rud 





*) Hlierüber telegraphirt Lumsden an Granville [II. 149}: 

(Telegraphic.) (Received December 16, 5°40 P. M.) lenjdeh, December 8, 1884. 

I have been received with great cordiality here by the Afghan officials and Turko- 
mans Elders. Afghan Government is fully established, and has strengthened natural 
stronghold at junction of rivers; outpost at Sari-Yazi has been withdrawn. Have im- 
pressed on Afghan officials vital necessity for just and lenient treatment of the Sariks, 
whose future allegiance entirely depends on their action. Every facility has been 
given for survey operations between the Ileri-Rud and the Mourghab, which, should 
weather permit, will extend cast towards the Oxus. 
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opposite Dowletabad direct to the Murghab, erossing the river above Imam Nr. 8870. 


Bakhsh, and thence to Khoja-Saleh. It would, however, in the opinion of 


Her: Majesty’s Government, be undesirable to attempt any preliminary defini- 28. Deo. 1884. 


tion of the southern limit of the zone. || I think it right to add, that Her 
Majesty’s Government do not agree with the Russian Government that Pul-i- 
Khatun and Penjdeh are outside the limits of Afghanistan, but they consider 
that these questions must be decided by the Commissioners on the spot. 

I have, &c. Granville. 


Nr. 8671. RUSSLAND. — Min. d. Ausw. an den russ. Botsch. in 
London. — Vorschlag einer Grenzlinie. [IL 182. 


(Communicated to Earl Granville by M. de Staal, February 3.) 
St. Pétersbourg, le 16 (28) Janvier, 1885. 


M. l'Ambassadeur, — J'ai reçu la dépèche en date du 18 (30) Décembre ur el. 
par laquelle votre Excellence a bien voulu me transmettre copie de la note 98, Jan, 1885. 


qui lui a été adressée par le Comte de Granville au sujet de la délimitation 
de l’Afghanistan. 

C’est avec regret que nous avons constaté que le Cabinet de Londres 
persiste à repousser notre proposition relative à une entente prealable entre 
les deux Gouvernements sur les limites de la zone de délimitation, sans même 
préciser les motifs de son refus. Vous avez été à mème d'apprécier les cir- 
constances qui nous ont placé dans la nécessité d’insister sur cette condition, 
laquelle, sans porter la moindre atteinte aux intérêts de la Grande-Bretagne, 
n’est destinée qu’à nous procurer des garanties indispensables contre une dé- 
viation des principes qui ont servi de base aux négociations. Nous ne sau- 
rions renoncer à ces garanties en présence des empiétements territoriaux des 
Afghans, et la réponse de Lord Granville tend à nous en frustrer. Toutes 
ces considérations sont développées dans la Notice ci-jointe, qui résume la 
marche des négociations. || Dans ces conditions il est à prévoir que l'envoi 
de notre Commissionnaire sur les lieux n’aboutirait qu'à un échec. L'intérêt 
que nous attachons à une solution favorable de la présente question nous im- 
pose le devoir d'éviter cette éventualité. || Vous aurez soin de relever ces con- 
sidérations aux yeux de Lord Granville. || La Notice ci-jointe contient égale- 
ment l'exposé d’une nouvelle proposition que vous êtes autorisé à faire au 
Cabinet de Londres, pour faire sortir les négociations de l'impasse dans 
laquelle elles viennent de s’engager. Cette proposition a pour objet une entente 
entre les deux Cabinets sur la ligne de démarcation dont le tracé, indiqué 
dans la Notice, a été combiné en vue des préventions qu’inspirerait à l’Angle- 
terre la proximité des nos établissements de la ville de Ilérat. Moyennant ce 
tracé un espace de 110 kilom. environ séparerait cette ville des points les plus 
rapprochés de la future frontère. || Si les deux Cabinets sc mettaient d'accord 
en principe sur cette direction de la ligne, la tâche des Commissaires respectifs 


22% 
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hae et serait simplifiée. Ceux-ci pourraient se rendre sans retard sur les lieux pour 

93, Jan.ısss procéder au tracé de la frontière. || Je n’ai pas besoin de réitérer à votre 
Excellence combien nous désirons voir s’établir un accord qui écarterait & 
l'avenir toute complication et tout malentendu entre les deux Gouvernements, 
et leur permettrait de placer sur des bases solides les bonnes et amicales 
relations qui doivent subsister entre eux dans leur propre intérét comme dans 
celui de la tranquillité, de l’ordre et de la civilisation dans ces contrées. | 
C’est parce que nous y attachons le plus grand prix que nous invitons le 
Gouvernement de Sa Majesté Britannique 4 entrer avec nous dans un échange 
d'idées direct, et que nous lui indiquons avec une entière franchise le terrain 
sur lequel l’entente que nous souhaitons pourrait s'établir. || Vous êtes autorisé 
à donner lecture et copie de la présente dépêche et de l'Annexe à Lord 
Granville lorsque vous le jugerez opportun. || Veuillez, &c. Giers. 


Notice. 

Le Cabinet Impérial a pris connaissance de la note, en date du 23 Dé- 
cembre, 1884, que M. le Comte de Granville a cru devoir adresser à l’Am- 
bassadeur de Russie à Londres au sujet de la délimitation de l’Afghanistan. ' 
Le Cabinet Impérial s'étant trouvé dans la nécessité de proposer à celui de 
Londres de s'entendre d'avance sur une zone de délimitation, le Gouvernement 
Britannique, ainsi qu’il résulte de la note ci-dessus mentionnée, est tout 
disposé à admettre que les investigations des Commissaires délimitateurs ne 
dépassent pas la ligne qui, suivant l’avis du Cabinct Impérial, pourrait être 
adoptée comme limite septentrionale de la zone en question; mais, d’un autre 
côté, il ne croit pas possible de procéder à une définition préalable de la 
limite sud de la même zone. Le Cabinet Britaunique ne saurait non plus 
admettre que Pouli-Khatoum et Pendjdé se trouveraient en dehors des limites 
de l'Afghanistan, ainsi que le pense le Cabinet Impérial, et il est d'avis que 
ces questions devraient être résolues par les Commissaires sur les lieux. || La 
pote précitée de M. le Comte de Granville garde le silence sur les raisons qui 
empêchent le Gouvernement Britannique d’adopter Ja proposition du Cabinet 
Impérial, et elle ne fait pas la moindre allusion aux circonstances et aux 
considérations qui ont motivé la susdite proposition, et qui ont été exposées 
en detail dans la note adresseé par M. de Giers 4 l’Ambassadeur d’Angleterre 
en date du 14 Novembre, 1884. || Vu la gravité qui s'attache à ces consi- 
derations, le Cabinet Impérial ne saurait s’empécher d’appeler encore une 
fois l’attention la plus serieuse du Gouvernement Britannique sur les motifs 
qui lui font craindre que, dans les conditions actuelles et & défaut d’une 
entente préalable sur l'étendue de la zone de délimitation, l’envoi des Com- 
missaires sur les lieux n’aboutisse à un malentendu ou même a un échec 
dont Jes conséquences ne sauraient manquer d’exercer une influence défavorable 
sur la marche ultérieure de négociations. || Dés le début de ces négociations 
il avait été convenu entre les deux Gouvernements que tous les Arrangements 
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antérieurement conclus au sujet de l'Asie Centrale resteraient en vigueur; 


Nr. 8671. 
Russland, 


dans sa note du 17 Juin, 1884, le Cabinet Impérial s’etait fait un devoir de 2e Jan. 1885, 


signaler à l’Ambassadeur Britannique que, dans sa pensée, la prochaiue deli- 
mitation était destinée & completer celle de 1872-73. Les deux Cabinets 
convinrent, en outre, que la direction de la ligne de démarcation entre 
l'Amou-Daria et le Héri-Rud serait combinée de façon à prévenir autant que 
possible tout motif de malentendus et de complications dans l'avenir. L’état 
des possessions de l’Emir Schir Ali-Khan ayant servi de base à l’Arrangement 
de 1872-73, c’est cette même base qui devait être adoptée pour la prochaine 
délimitation, et le Cabinet Impérial a eu soin de préciser dans sa note du 
30 Juillet, 1884, que selon son avis les complications ne pourraient être 
écartées que dans le cas où la frontière à tracer serait conforme aux 
conditions géographiques et ethnographiques du territoire à délimiter, || En 
partant de ce point de vue Je Cabinet Impérial s’est fait un devoir de 
prévenir Ambassadeur Britannique qu’il se voyait dans la nécessité de de- 
mander que la tribu des Turcomans-Saryks, dont une partie avait déjà 
fait sa soumission aux autorités Russes, soit comprise tout entière dans la 
sphère d'action de la Russie, et que l’Émir Abdourrahman-Khan renonçât à 
toute velléité d'extension de son territoire aux dépens des terres habitées par 
les Turcomans en question. || Quoique le Gouvernement Britannique n’eüt pas 
jug& possible de donner son adhésion à cette proposition, M. de Giers ne 
crut pas moins de son devoir de prévenir Sir Edward Thornton que le Cabinet 
Impérial se réservait d’insister sur l’application du programme ci-dessus exposé. 
' La réalisation de ce programme n'étant possible qu’à condition que l’oasis 
de Pendjdé, habité par les Saryks, ne fût pas envahi par les Afghans, 
le Cabinet Impérial n’avait pas manqué de signaler dès le mois de Juin 1884 
à l'attention du Gouvernement Britannique les bruits qui prétaient à l’Émir 
Abdourrahman-Khan l'intention de s'emparer de cette localité. En donnant 
plus tard son consentement définitif à l’envoi de son Commissaire sur les 
lieux, il n’a pas cru pouvoir s'empêcher de rappeler à l'Ambassadeur Britan- 
nique que les empiétements territoriaux des Afghans ne sauraient manquer de 
neutraliser les effets des intentions conciliantes des deux Puissances et de créer 
de graves obstacles à la délimitation (note du 25 Août, 1884). || Au com- 
mencement du mois de Septembre le Cabinet Impérial eut le regret de con- 
stater que les représentations amicales dont il avait usé auprès du Gouverne- 
ment Britannique n’avaient pu prévenir l’envahissement de Pendjdé par les 
Afghans, et pour empêcher que la délimitation ne s’ecartät des principes 
consacrés en 1872-73, il si vit obligé de proposer à l'Ambassadeur d’Angle- 
terre de s’entendre d’avance sur les limites de la zone qui ferait l’objet des 
investigations des Commissaires respectifs. || La réponse du Foreign Office ne 
fut reçue au Ministére des Affaires Etrangères que le 5 du mois de Novembre; 
tout en reconnaissant l’utilité de la définition d’une zone de délimitation, le 
Gouvernement Britannique prétendait pourtant que c'était aux Commissaires 


Nr. 8671. 
Russland, 
28. Jan. 1855. 
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respectifs qu’il fallait abandonner le soin de régler cette question, et qu'avant 
de s'entendre à ce sujet avec son collégue de Russie, le Commissaire Anglais 
était tenu de consulter le Délégué de V’Émir Abdourrahman-Khan. || Cette 
réponse n'était point de nature à satisfaire le Cabinet Impérial. N'ayant point 
à intervenir dans les rapports du Commissaire Anglais avec les autorités 
Afghanes, le Cabinet Impérial se voyait dans l'impossibilité d'admettre que 
la nécessité d'explications préalables entre le Général Lumsden et le Délégué 
de l’Emir puisse servir d’obstacle à une entente directe entre les deux Gouver- 
nements. Cette entente pouvait, selon son avis, éprouver d’autant moins de diffi- 
cultés, qu’il suffisit de définir les limites de la zone en traits généraux ct que 
cette définition, qui devait évidemment précéder le commencement des travaux 
de délimitation, ne pouvait s'effectuer que sur la base d'informations recueillies 
précédemment et qui figuraient déjà sur les cartes existantes. || Dans le but 
de häter la solution de la question et persuadé que le bien-fondé des consi- 
dérations ci-dessus exposées ne pouvait échapper à l'attention du Gouverne- 
ment Britannique, le Cabinet Impérial crut devoir transmettre à Sir Edward 
Thornton un projet de zone dressé par le Général Zélénoï. Ayant pris pour 
point de départ de la limite nord de la zone Daouletabad, situé à une grande 
distance des possessions Afghanes, le Commissaire Russe était, d’autre part, 
d'avis que la limite méridionale de la zone devait suivre la chaîne des hau- 
teurs qui borde au nord la vallée de Hérat et qui, conformément au témoi- 
gnage du Colonel MacGregor, formait en 1875 la frontière réelle de l’Afgha- 
nistan. L’oasis de Pendjde n’ayant été que tout récemment occupé par les 
Afghans, cette localité fut comprise dans la zone. Dans la pensée du Cabinet 
Impérial le travail du Général Zélénoï ne préjugerait point la direction de la 
future ligne de démarcation, dont le tracé devrait faire l’objet d’une entente 
ultérieure, soit entre les Commissaires respectifs, soit entre les deux Gouver- 
nements. Ce travail n’était destiné qu’ à écarter des contestations éventuelles 
entre les Commissaires sur l'extension à donner aux travaux de levée et de 
description et à fournir, en même temps, au Gouvernement Impérial, une. 
garantie que le tracé de la future frontière ne subirait point l’influence des 
changements territoriaux survenus à la suite des empiétements des Afghans, 
et que le Commissaire Russe ne serait point empèché de visiter les localités 
dont l'investigation préalable constituerait un élément essentiel de la future 
délimitation. || La réponse de M. le Comte de Granville, contenue dans sa 
note du 23 Décembre dernier, tend à nous frustrer des garanties ci-dessus 
spécifiées, et à démontrer que dans les conditions actuelles, la rencontre des 
Commissaires à Sarakhs ne saurait plus répondre au but que les deux 
Puissances étaient convenues de poursuivre. Le Commissaire Russe ne pouvait 
que renouveler auprès de son collègue d'Angleterre la proposition qui vient 
d'être rejetée par le Gouvernement Britannique, et il y a tout lieu de sup- 
poser que les circonstances qui ont empêché les deux Gouvernements de s’en- 
tendre sur les limites de la zone de délimitation ne manqueraient pas de 
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susciter des obstacles insurmontables 4 un arrangements 4 ce sujet entre les 
Commissaires respectifs; ces derniers ne tarderaient pas en conséquence & se 
voir placés dans l'alternative, soit de rompre les négociations ct de se séparcr, 
soit d'attendre dans une complète inaction le résultat des négociations ulté- 
rieures entre leurs Gouvernements. Loin de faciliter la solution des difficultés, 
de telles éventualités ne contribucraient qu'à compliquer la situation. || Pour 
ce qui est de Pouli-Khatoum et de Pendjde, le Cabinet Imperial se trouve 
dans l’impossibilité de s'associer aux appréciations contenues dans la note de 
M. le Comte de Granville du 23 Décembre dernier. La première de ces deux 
localités est séparée par une distance de 80 kilom. environ de la frontière 
réelle de l'Afghanistan, laquelle, suivant le témoignage du Colonel C. M. Mac- 
Gregor, est formée par la chaîne des hauteurs, qui borde au nord la route 
conduisant de Hérat à Kehriz*) Le détachement Russe qui vient d’être in- 
stallé à Pouli-Khatoun n’y a pas trouvé la moindre trace d'habitations Afghanes. 
Et quant à l’oasis de Pendjdé, qui dans le courant de l’année passée a été 
à deux reprises visité par des voyageurs Russes, le fait tout récent de son 
occupation par les Afghans ne saurait, conformément aux principes de l’Arran- 
gement de 1872-73, constituer un titre de possession en faveur de ceux-ci. : 
Dans cet état de cause et dans le cas, où le Gouvernement Britannique per- 
sisterait dans sa résolution de repousser notre proposition relative à l’entente 
préalable sur les limites de la zone de délimitation, le Cabinet Impérial serait 
d'avis que, pour empêcher les négociations d'aboutir à une impasse, les deux 
Gouvernements pourraient cssayer de s’entendre sur la ligne même de dé- 
marcation à tracer entre leurs sphères d’action respectives. Suivant l'opinion 
d'hommes compétens Russes cette ligne pourrait être tracée de la façon 
suivante: — || En partant du point de la rive droite du Iféri-Rud, sis à une 
distance de 10 verstes environ au sud de Zoulfajar, la ligne sc dirigerait par 
Kehrizi-Elias et Kebrizi-Soumé jusqu'au ruisseau de Yegri-Gucuk, suivrait la 
créte des hauteurs qui bordent la rive droite de ce ruisscau jusqu'aux ruines 
de Tchéménibid et ensuite la chaine de collines de la rive droite du Kouschk, 
jusqu'à Havuzi-Khan, d'où elle irait rejoindre un point sis au nord de Mé- 
routchak, qui resterait à Afghanistan. A partir de ce point la ligne de dé- 
marcation suivrait la crête des hauteurs qui bordent au nord la vallce du 
Kaisor et à l'ouest celle du Sangalak, et en laissant Andkhoï à l’est**), elle 


mm mm = 





*) “Narrative of a Journey through the Province of Khorassan and on the North- 
West Frontier of Afghanistan in 1875, by Colonel C. M. MacGregor.” London, 1879:— 
„Tout le long de cette route la chaine des hauteurs peu élevées qui ferme la vue 
dans la direction du nord, est garnie d'une ligne de tours d'observation (karaouls) 
qui sont censées être occupées par des gardes-frontières, mais qui, comme de raison, 
ne le sont jamais. En cas où elles seraient occupées, ainsi que l’on en avait l’inten- 
tion, ces tours auraient pu constituer une défense effective. . . ”—(Vol. i, P. 24 1.) 
Anm. der russ. Note. 
**) Der ursprüngliche Text hatte “à l’ouest”. Dies wurde durcli Note vom 7 März 
1885 [1l, 217] für einen Schreibfehler erklärt, Anm. d, Red. 


Nr. 811. 
Russland. 
2°. Jan. 1885. 


Nr. 8671. 
Russland. 
28. Jan. 1885. 


Nr. 8672. 
Russland. 
24. Feb. 1885. 
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rejoindrait Khodja-Saleh sur l’Amou-Daria. || Conformément & ce trace, tout 
le territoire compris entre la ligne de démarcation ci-dessus décrite et celle 
dont parle le Colonel MacGregor serait annexé à l'Afghanistan, mais à la 
condition que Emir Abdourrahman-Khan s’engage à ne point faire élever 
dans les limites de ce territoire des fortifications qui pourraient devenir une 
menace pour les populations de l’autre côté de la frontière. Par contre, 
l’oasis de Pendjdé serait compris dans la sphère d’action de la Russie. Ainsi 
qu'il a été expliqué plus haut, le Cabinet Impérial croit devoir insister sur 
ce point, pour la raison que Pendjdé est exclusivement habité par les Turco- 
mans-Saryks, dont les congénères établis à Yolatan et à Tcharbagh ont déjà 
fait leur soumission aux autorités Russes. Par le fait de l’annexion de Pendjdé 
à l'Afghanistan la tribu des Saryks serait partagée en deux, et ce partage, 
vu surtout les habitudes nomades et les instincts pillards des Turcomans, ne 
manquerait pas de devenir la source de complications entre la Russie ct 
l'Afghanistan — complication qu'il est de l'intérêt commun des deux Grandes 
Puissances de conjurer. 





Nr. 8672. BUSSLAND. — Memorandum. Rechtfertigung des Vor- 
dringens der russischen Truppen. [IL 205.] 


Le Ministère Impérial des Affaires Étrangères a pris connaissance de la 
communication que M. l'Ambassadeur de Sa Majesté Britannique a cru devoir 
lui remettre à la date du 8 (20) courant, et qui a pour objet l'occupation du 
défilé de Zoul-fagar par la milice Turcomane, ainsi que l’apparition d’un dé- 
tachement de cavalerie Russe à Aimak-Djar. || Ces procédés pouvant, confor- 
mément à l'opinion du Gouvernement Britannique, donner lieu à des conflits 
et amener les plus graves complications, M. l'Ambassadeur a été chargé d’in- 
sister auprès du Cabinet Impérial pour que le détachement de cavalerie ci-des- 
sus mentionné reçoive l’ordre de se retirer au delà de Sary-yaz et pour qu'il 
soit défendu aux troupes Russes d’advancer jusqu'à ce que la Commission 
Mixte n'ait pris une décision quleconque. De son côté le Gouvernement Bri- 
tannique serait prêt à cmployer ses efforts pour empécher les troupes Afgha- 
nes d'avancer au delà des points occupés aujourd’hui par elles. || Le Mini- 
stère Impérial des Affaires Etrangères a d’autant plus lieu d’être surpris de 
l'insistance déployée par M. l’Ambassadeur dans sa communication que toutes 
les représentations qui ont été adressées à son Excellence par le Cabinet Im- 
périal dans le but de prévenir des empiètements de la part des autorités 
Afghanes sont restées complètement infructueuses. || C’est à la date du 9 Juin 
dernier que le Ministère des Affaires Étrangères s'était fait un devoir de si- 
gnaler à l'attention de M. l'Ambassadeur les bruits qui prétaient aux autorités 
Afghancs l'intention de s'emparer de Pendjde. L’occupation de cette localité 
par les Afghans n'ayant pu être empéchée, le Cabinet Impérial s'était flatté de 
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Yespoir que les effets de cet envahissement auraient pu être ncutralises, si les Nr- 8672. 
deux Cabinets parvenaient à s’entendre sur les limites d’une zone de délimi- 94 Febr.1585. 


tation, laquelle comprendrait entre autres le territoire de Pendjde. L'accueil 
qui a été fait à Londres à cette proposition conciliante n’a pas répondu à 
nos attentes, et en présence de ce fait, ainsi que des armaments poursuivis 
par les autorités Afghanes, le Cabinet Impérial s’est vu placé dans la nécessité 
d’aviser aux moyens de sauvegarder ses droits. L’envoi d’un détachement 
Russe à Pouli-Khatum n’a été qu’une conséquence directe et inévitable de cet - 
état de choses; mais elle ne devait point préjuger les décisions de la Com- 
mission de Délimitation dans le cas où les deux Gouvernements perviendraient 
à tomber d’accord sur les moyens propres à écarter les obstacles qui s’étai- 
ent opposés à la réunion des Commissaires respectifs. || La proposition rela- 
tive à la zone de délimitation ayant été déclinée par M. le Comte de Gran- 
ville dans sa note du 11 (23) Decembre, 1884, l'Ambassadeur de l'Empereur 
fut invité à faire une nouvelle démarche conciliante auprès de son Excellence 
et à lui proposer une entente sur une ligne de démarcation définitive. A peine 
M. de Staal s’était-il acquitté de cet ordre que le Cabinct Impérial recevait 
d’Askabad la nouvelle que les troupes Afghanes s’étaient avancées, d’un côté, 
jusqu'à Zoul-fagar et, de l’autre, jusqu'à Sary-yaz. C’est pour empêcher des 
envahissements ultérieurs propres à porter une atteinte irréparable aux intérêts 
de la Russie se rattachant à la délimitation que le Commandant des troupes 
de la province Transcaspienne fut invité à faire avancer les avant-postes 
Russes. | M. l'Ambassadeur de Sa Majesté Britannique voudra bien relever 
de ce qui précède que les derniers mouvements militaires dans la province 
Transcaspienne n’ont été motivés que par la nécessité qui incombe à la Russie 
de sauvegarder contre des empiètements des Afghans les droits qu’elle a 
acquis au prix de lourds sacrifices, et qu’en présence des intentions hostiles 
dont semblent animées les autorités Afghanes le Cabinet Impérial se trouve 
dans une complète impossibilité d’obtemperer à la demande formulée dans la 
communication ci-dessus mentionnée de son Excellence. || Le Cabinet Impérial 
se fait d’ailleurs un devoir d’assurer M. le Ambassadeur que, dans le but de 
prévenir des complications, les Commandants des postes Russes ont reçu 
l'ordre d'éviter soigneusement des conflits avec les troupes Afghanes et que 
des complications ne seraient en conséquence à craindre que dans le cas où 
les troupes Afghanes se porteraient à des actes d’hostilité à l'égard des 
postes Russes. 
St. Pétersbourg, le 12. Février, 1885. 





Nr. 8673. 
Gross- 
britannien. 
3. März 1885. 


Nr. 8674. 
Gross- 
britannien. 
9. März 1885. 
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Nr. 8673, GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den engl. 
Botsch. in St.-Petersburg. — Hofft, dass die russ. 
Truppen stricte Ordre bekommen, nicht weiter vor- 
zurücken. [IL 211.] 


Foreign Office, March 3, 1885. 

Sir, — Her Majesty’s Government have received from their Commissioner 
on the Afghan fronticr Reports which will enable them very shortly to reply 
to the proposals of the Russian Government which were communicated to them 
by M. de Staal on the 3rd ultimo. || Her Majesty’s Government consider, that 
it is of the utmost importance that until an agreement is arrived at no mo- 
vement of troops should be allowed to take place in disputed territory. With 
that view Her Majesty’s Government have instructed the British Commissioner 
to inform the Afghan authorities, that they must not attak the Russian troops 
with a view to dislodge them from the positions which they now hold, but 
that any further advance on the part of the latter should be resisted subject 
to military considerations. The Afghan authorities have further been infor- 
med, that their policy should be to maintain the status quo, pending the result 
of the negotiations which are proceeding. || Iler Majesty’s Government desire, 
that your Excellency will express to the Russian Government their earnest 
hope that the instructions to the Russian officers on the frontier will be of 
the most stringent kind. || Your Excellency should point out to M. de Giers, 
that to bring on a collision with the Afghan troops by pushing forward the 
Russian outposts to a line which is merely assumed by Russia to be the 
proper frontier and which has in no way been admitted by Her Majesty’s 
Government on behalf of Afghanistan is quite inconsistent with a friendly ne- 
gotiation, and that Her Majesty’s Government cannot be expected to take the 
responsability of advising the Afghans to yicld indefinitely, and without in- 
vestigation of the claims of either party, territory which has never been in 
the possession of Russia. || I am, &c. Granville. 





Nr. 8674. GROSSBRITANNIEN.—Min. d. Ausw. an den engl. Botsch. 
in St.- Petersburg. — Unterredung mit dem russ. 
Botsch. über die Eventualität eines Krieges. [IL 220.) 


Foreign Office, March 9, 1885. 

Sir, — The Russian Ambassador called to-day and read me a telegram 
which he had received from M. de Giers on the 7th instant to the following 
effect. || The Russian Government had taken note of Mr. Gladstone’s statement 
in Parliament in regard to the Afglıan Frontier question. They could not 
believe, that the present dispute would cause war between the two Empires. 
If England made it a national question, it was the same in Russia; but that 
did not exclude (the possibility of) a friendly understanding. | M. de Staal 





Central-Asiatische Frage. 347 


said he was authorized to assure me, that his Government had not ceased to Nr. 8674. 


endeavour to arrive at such an understanding, apart from military proceedings 


? britannien. 


and that they would continue to be animated by the same desire. || I told 9. Mars 1885. 


his Excellency, that our answer to the despatch of the 16th January would 
be forwarded to him in a very short time. || I am, &c. 
Granville. 





Nr. 8675. GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den russ. 
Botsch. in London. — Englischer Grenz-Vorschlag. 
(II. 226.) 


Foreign Office, March 13, 1885. 


M. Ambassadeur, — Her Majesty’s Government have had under their Nr. 8675. 

. . r 
careful corsideration the despatch from M. de Giers on the subject of the pritannien. 
Afghan boundary question which you did me the honour to communicate to 13.März1885. 


me on the 3rd ultimo. || The delay which has occurred in replying to this 
communication has been occasioned by the necessity of referring M. de Giers’ 
proposals to the English Boundary Commissioner, who was awaiting on the 
spot the arrival of his Russian colleague. Having now been placed in posses- 
sion of his observations I have the honour to transmit to your Excellency a 
Memorandum dealing with the points raised in the inclosure to M. de Giers’ 
‘despatch, and stating the line which, in the opinion of Her Majesty's Govern- 
ment, according to such information as they possess, constitutes the boundary 
of the territories under the sovereignty of the Ameer and his predecessors 
on the Throne of Afghanistan. || Her Majesty’s Government have been and 
continue to be most anxious to settle this question in a friendly manner with 
the Russian Government; but it would be impossible for them to agree that 
territories claimed as Afghan, in regard to which the Ameer has been in- 
formed that an investigation would be conducted on the spot by Commissio- 
ners appointed by the Governments of Great Britain and Russia, shall, 
without any such inquiry, be declared to be under Russian dominion. This 
assurance was given to the Ameer in reliance on the agreement come to 
between the two Governments that such an investigation should take place. 
Her Majesty’s Government are ready on their part to carry into effect this 
agreement, and they trust that the Russian Government will no longer delay 
to send their Commissioner to join the British Commissioner. || They are 
willing, in order to mect as far as possible the wishes of the Russian Go- 
vernment, to consent that the line, which is defined in the accompanying 
Memorandum, as forming, in their opinion, the boundary of Afghan territory, 
and the linc proposed as the boundary-line in M. de Giers’ despatch of the 
16th January*) should be taken as the northern and southern limits of a zone 


nn nn 


*) Nr. 8671. 


Nr. 86:5. 
Gross- 
britännien. 
13.März 1885. 
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to which the inquiries of the Commissioners should be restricted. || Her Ma- 
jesty’s Government will be prepared to instruct their Commissioner, taking this 
zone as a basis, to discuss the question in the most conciliatory spirit, and 
to endeavour to come to an arrangement which will be satisfactory to the 
two Governments, and which Her Majesty’s Government in consultation with 
the Amcer would be justified in accepting. || I have, &c. 

Granville. 


Memorandum in reply to the Memorandum inclosed in M. de Giers’ Despatch 
of January 16, 1885. 


Her Majesty’s Government have carefully considered the Memorandum 
inclosed in M. de Giers’ despath of the 16th January, proposing a line of 
demarcation of the Afghan boundary, in the event of the two Governements 
being unable to agree upon the limits of a zone of operations. || Before ex- 
pressing their views on this proposal, Her Majesty’s Government think it de- 
sirable to refer briefly to the correspondence which has taken place between 
the two Governements on the subject of the boundary, in order that there 
may be no misapprehension as to the course they have taken up to the pre- 
sent time in regard to it. || The representations adressed to the Imperial 
Cabinet by Her Majesty’s Government in the spring of last year, arising 
from the extension of Russian sovereignty over Merv, resulted in the renewal 
by the Imperial Government of a proposal which was made in 1882 to Earl 
Granville by Prince Lobanoff for a “settlement of the frontier of Afghanistan 
from the point where it was left undefined as far as Sarakhs.” Adverting 
to this proposal, which, to use M. de Giers’ own words, “had for its object 
the continuation from Khoja-Salch in a westerly direction of the line of the 
Afghan boundary which had been agreed upon in 1872-73,” the Imperial 
Cabinet intimated that, if the British Government desired to renew the nego- 
tiations, that of Russia would willingly consent. || Her Majesty’s Government 
accepted this proposal, suggesting at the same time that the principal points 
of the frontier-line should be laid down on the spot, and that a joint Com- 
mission, which would include an Afghan Representative, should be appointed 
for that purpose, in sufficient time for the commencement of operations in 
the ensuing autumn. || The Imperial Governement thereupon expressed their 
readiness to appoint a Commissioner “who should visit, with his British 
colleague, the countries in question, and seek in concert with him the ele- 
ments of a frontier-line which would satisfy the respective interests of the 
two Powers.” They objected to the presence of an Afghan official except 
as an expert to give information when required to the Commission. || Her 
Majesty’s Government proposed to the Russian Government, that the Commis- 
sioners should mect in the following October at Sarakhs; the Viceroy of. 
India, at the same time, acquainted the Ameer of Afghanistan with the above- 
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mentioned arrangements, requesting His Highness to depute an Afghan official, Dhs 
possessing his full confidence, to the frontier, to assist the British Commis- britunnien. 
sioner. || After some further correspondence, to which it is unnecessary to \-März18£3. 
refer, Her Majesty’s Government appointed Major-General Sir Peter Lumsden 
to be the Queen’s Representative on the Commission, and that officer, after 
receiving instructions, of which the purport was communicated to the Imperial 
Cabinet, left London for Sarakhs early in September. || Information was re- 
ceived three days after Sir P. Lumsden’s departure, from M. de Giers, that 
the Imperial Cabinet adhered to its wish “not to let pass the present oppor- 
tunity of removing for ever all ground of misunderstanding or rivalry between 
the two Powers in Central Asia, and of completing the work of conciliation 
happily inaugurated in 1872-73;” that arrangements had accordingly been 
made for the Russian Commissioner, General Zelenoi, “to join Sir P. Lumsden 
about the ist (13th) October at Sarakhs, where he would have to come to 
an understanding with his colleague in regard to the conduct of the work of 
delimitation;” that he would be “desired to seek, in conjunction with Sir 
‘P. Lumsden, the elements of an arrangement of a nature to remove, as far 
as possible, the motives of misunderstandings and complications.” || Thus Her 
Majesty’s Government had every reason to believe, that the work of the 
Commission would proceed without delay, and that any differences of opinion 
would be either settled on the spot by the Commissioners, or referred, if ne- 
cessary, to their respective Governments. || To their great disappointment, 
however, Her Majesty’s Government learnt, some weeks after Sir Peter 
Lumsden’s departure from England, from M. de Giers’ Memorandum of the - 
ist October, that General Zelenoi’s departure was postponed, and that he 
would not be ready to meet Sir P. Lumsden before the 15th January; and 
the Russian Government at the same time intimated their opinion, that the 
operations of the Commission should be limited to tracing a zone within 
which the line of demarcation should be agreed upon by the two Governments. 
The proposal that a zone should be agreed upon by the two Governments 
before the Commissioners met was first mentioned at a meeting which took 
place on the 13th October between Sir E. Thornton, General Zelenoi and 
M. Zinovieff, and was proposed officially in M. de Giers Memorandum of the 
2nd October. || In order to meet the wishes of the Russian Cabinet in a 
friendly spirit Her Majesty’s Government, although of opinion that it would 
be best for the Commissioners themselves to decide on the spot what should 
be the region of their inquiry, agreed to the principle of this new proposal. 
Her Majesty’s Government accepted the northern limit of the zone suggested 
by the Russian Government, but expressed the opinion that it would be “un- ; 
desirable to attempt any preliminary definition of the southern limit of the 
zone.” || The Imperial Cabinet now express their fears that, in default of a 
previous agreement with regard to the extent of the zone of operations, the 
dispatch of the Commissioners to the spot is likely to result in misunder- 
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Nr. 8675. to it. According to the information in their possession, the true line of 

ee Afghan boundary would run from Shir Tépé, on the Heri-Rud, to Sari Yazi 

13.März1885.0n the Murghab, and thence along the skirts of the cultivation of Maimena 
and Andkoi to Khoja Saleh. But, in expressing this opinion, they must add, 
that they have always held, and still hold, that the line of frontier should 
be traced on the spot with the assistance of the Ameer’s officers, and that 
the British and Russian Commissioners should have full liberty of action in 
regard to the conclusions at which they may arrive, and the recommendations 
they may desire to make, after hearing all the evidence which-may be ad- 
duced as to the question of right, and after examining the country itself. 
With this view they arc prepared to agree, that the lines which the two 
Governments have respectively proposed should be taken as the limits of a 
zone to which the inquiries of the Commissioners shall be restricted, that is 
to say, the northern limit of the zone would be a direct line running from 
Shir Tépé to Sari Yazi, and thence along the northern skirts of the cultiva- 
tion of Maimena and Andkhoi to Khoja Saleh, while the southern limit would 
be a line running from a point on the Heri-Rud about 6 miles south of Zul- 
fikar to Kehrizi Elias and Kehrizi Soumé to the rivalet of Yegri Gueuk, 
thence to Tchéménibid, and along the chain of hills on the right bank of 
the Kuschk to Havuzi-Khan, thence to a point situated to the north of 
Meruchak, and thence by the heights which border the valleys of Kaïsor and 
Sangalak to Khoja Saleh. || Her Majesty’s Government entertain the earnest 
hope, that the Russian Government will, in the interests of both countries, 
agree with them that the arrangement arrived at in May last shall be again 
considered in full force, and that no further delay shall take place in com- 
mencing the work of the Commissioners. 





Nr. 8678. GROSSBRITANNIEN. — Min. d. Ausw. an den engl. 
Botsch. in St.-Petersburg. — Entspricht Gladstones 
Erklärung im Parlament tber das Vorrücken der 
russ. Truppen der Auffassung der russ. Regierung? 
(II. 230.) 


Foreign Office, March 14, 1885. 
Nr. 8676. Sir, — Mr. Gladstone made statement in the House of Commons last 
er night to the effect, that it has been agreed between this country and Russia 
14.Märsısss. that no further advance should be made by the Russian or Afghan forces 
respectively to points within the debatable or debated ground. || This state- 
ment was founded on the assurances recorded in my despatches of the 19th 


ultimo and 3rd instant and on those given in M. de Giers’ Memorandum of 
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the 24th February*), and in your telegram of the 5th instant**) || I have Nr. 8676. 
to instruct your Excellency to inquire of M. de Giers whether he agrees en, 
that the assurances referred to constitute an Agreement to the effect stated 14.März1885. 
by Mr. Gladstone. || Her Majesty’s Government would be glad to receive an 
immediate answer on the point, as a question will be asked on the subject | 


in Parliament on Monday. || I am, &c. Granville. 





Nr. 8677. GROSSBRITANNIEN. —Botsch. in St.-Petersburg an den 
engl. Min. d. Ausw. — Die russischen Truppen werden 
über ihre augenblicklichen Stellungen hinaus nicht 
vorgehen. [II 244.] 


(Received March 24.) St. Petersburgh, March 17, 1885 °°°). Nr. &677. 
My Lord, — On the 15th instant (Sunday), when I had the honour to em 


receive your Lordship’s telegrams of the 14th instant, I called upon M. de 17.Märzısss, 
Giers; but as he had several people with him on business I could not obtain 
admittance. I therefore wrote to him and begged, that his Excellency would 
receive me on the following morning. He acceded to my request. || I began 
by informing him of the statement which had been made by Mr. Gladstone 
in the House of Commons on the night of the 13th instant, and I inquired 
whether he had any objection to make to that statement. His Excellency 


—— 





*) No. 8672. 
**) Dasselbe lautet [III. 215): St. Petersburgh, March 5, 1885. 

My Lord, — I have the honour to acknowledge the receipt of your Lordship’s 
telegram of yesterday’s date, and to state that I have communicated to M. de Giers 
the substance of Sir Peter Lumsden’s telegram of the 1st instant. His Excellency 
admits, that Russian troops may be making movements within the line which M. de 
Staal, under instructions from his Government, has recently proposed to your Lord- 
ship, but declares that they will on no account go beyond it, and that they will not 
attack any Afghan troops which they may meet. || M. de Giers expresses the greatest 
confidence, that a collision will be avoided unless the Afghans should attack the Rus- 
sian troops. || I have, &c. Edwd. Thornton. 

***) Am 16 hatte Thornton bereits folgenden Auszug telegraphisch übermittelt: 

St. Petersburgh, March 16, 1885. 

My Lord, — With reference to your Lordship’s telegram of the 14th instant, 
I have the honour to state that I called upon M. de Giers this morning, and com- 
municated to him the contents of that telegram. Ilis Excellency assured me that the 
wussian forces will not advance from the positions which they now occupy, provided 
the Afghans on their side do not advance nor attack, or unless there should be some 
extraordinary reason for their advancing, such as a disturbance in Penjdeh. j I also 
acquainted his Excellency with the contents of your Lordship’s telegram also of the 
l{th instant, with reference to which his Excellency declared that the strictest orders 
had been sent to avoid a conflict by every possible means, and not to incite to a 
conflict; but he promised that these orders should be repeated to Colonel Alikhanoff. 


"I have, &c. Edwd. Thornton. 
Staatsarchiv XLV. 23 


Nr. 8617. 
Gross- 
dritannien. 
17.März1885. 
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replied that, as far as he was personally concerned, he could say that he 
had already informed me ihat no advance would be made to any point beyond 
the line which had recently been proposed by M. de Staal as a boundary. 
I replied, that I understood that Russian troops now occupied posts at 
Pul-i-Khatun, Zulfagar, Ak-Robat, Ak-Tépé and Puli-Khisti, and that his 
Excellency had more than once assured me that no attack would be made 
on Penjdeh nor upon any Afghan force unless the Russians were attacked 
by the Afghans. Would he authorize me to announce to your Lordship, that 
Russian troops would not advance from the positions they now occupy unless 
the Afghans should on their side advance from their positions. || M. de Giers 
replied, that he would wish on this point to consult the War Department, 
and, perhaps, to take the orders of the Emperor, before giving me a final 
answer. I then informed his Excellency, that your Lordship had expressed 
a desire to have an immediate answer, because a qnestion would be asked 
on the subject in the House of Commons the same evening. || M. de Giers 
then said, that he had no objection to state that the Russian forces would 
not advance from the positions they now occupy provided the Afghans should not 
advance nor attack them, Or unless some extraordinary circumstance should 
happen, such as a disturbance in Penjdeh. I inquired whether he had any 
reason to suppose that any such incident would occur. He replicd, that there 
was no special reason for fearing it except that there was a good deal of 
excitement among the Sarik Turkomans, who were not well disposed towards 
the Afghans. || This brought me to the contents of your Lordship’s telegram 
of the 14th instant, of which I informed his Excellency by saying that Sir 
P. Lumsden had telegraphed to your Lordship that Colonel Alikhanoff had 
been writing letters to the Sariks in Penjdeh, inciting them to rise against 
the Afghans. M. de Giers asked me if I seriously meant that this was the 
casc. I replied, that Sir P. Lumsden had certainly telegraphed to that effect 
to your Lordship. I repeated the words and added, that I was directed to 
ask that Colonel Alikhanoff might be instructed to desist from so doing. ‘ 
M. de Giers declared, that if such a procecding had been employed it was 
entirely in violation of the orders which had been issued to the officers in 
the Trans-Caspian, which were not only that all care should be taken to 
avoid a conflict, but that no measures of incitement should be made usc of 
(“qu’on ne se scrvirait de moyens d’excitation”), He said, that, however much 
it might be his duty to support the claims of Russia with regard to territory 
which her Government believed had always belonged to the Turcomans tribes, 
he would never be a party to such proceedings as Colonel Alikhanoff was 
now accused of. His Excellency asked me what was the date of Sir P. 
Lumsden’s telegram. I was unable to tell him. He said that it might, per- 
haps, be anterior to the reception of peremptory instructions which had been 
given to Colonel Alikhanoff, but that he would take care that they should 
be repeated to him at once. || M. de Giers again mentioned to me, as he 
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had already done when I saw him on the 14th instant, that the Ameer of Nr. 8677. 
Bokhara had sent information that a large Afghan force was being concen- oritemton, 
trated on the Oxus, on the frontier of Bokhara, a proceeding which was 7.Märs1885, 
causing apprehensions in the mind of His Highness. || I have, &c. 


Edwd. Thornton. 








Nr. S678. GROSSBRITANNIEN. — Derselbe an denselben. — Der 
Kaiser hat das Abkommen gebilligt. [IL 245.] 


(Received March 24.) St. Petersburgh, March 19, 1885. 

My Lord, — I called upon M. de Giers yesterday at his office, when vr ans. 
his Excellency informed me that he had submitted the day before to the yritannien. 
Emperor the statements which he had made to me on the 16th instant, as 19.März1885. 
reported in my telegram of that day, and that His Imperial Majesty had been 
pleased to express his approval of them. || M. de Giers had before him te- 
legrams which had just arrived from London, and which reported that your 
Lordship, in the House of Lords, and the Prime Minister, in the House of 
Commons, had read my telegram above mentioned. The text of this telegram 
was also transmitted; it was in German, but, as far as I could judge, it was 
a substantially correct translation of what I had stated. || M. de Giers also 
admitted that it was a faithful statement of the declarations he had made 
to me on the 16th instant, proprio motu, which had since received the appro- 
val of His Majesty the Emperor. || I have &c. | 
Edwd. Thornton. 








Nr. 8679. RUSSLAND. — Min. des Ausw. an den russ. Botsch. in 
London. — Entgegnung auf den engl. Grenzvorschlag. 
(II. 207). 


(Communicated to Earl Granville by M. de Staal, April 1.) 
St. Petersbourg, le 15 Mars, 1885. 


M. l’Ambassadeur, — J’ai pris les ordres de Sa Majesté l’Empercur au Nr. 8679. 
sujet de l’expédition de votre Excellence du 3 (15) courant et de la commu- oo Mae tae. 
nication de Lord Granville qui s’y trouvait annexée. || Sa Majesté a ordonné 
de la soumettre à un examen attentif. || Vous trouverez dans la notice ci- 
jointe nos observations sur le Mémorandum Anglais qui accompagne la dé- 
péche de Lord Granville. Ces observations portent sur des questions d’une 
haute importance, sur les principes mémes qui doivent servir de base 4 un 
arrangement équitable entre les deux parties. Nous ne saurions laisser sub- 
sister le moindre malentendu à ce sujet, ct je crois, en conséquence, devoir 
vous engager à signaler sans retard à l'attention du Principal Secrétaire 
d'Etat pour les Affaires Étrangères les motifs qui nous empêchent de nous 

93° 
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associer aux conclusions contenues dans son Memorandum ct à lui remettre 
copie de notre notice, || Lord Granville continue & se montrer impatient de 
voir notre Commisaire pour la délimitation arriver sur les licux, et il n’admet 
point qu’une entente sur Ics points en litige puisse s’opérer en dehors d’une 
enquête locale. Nous n'avons nullement renoncé à l’idée de cette enquêto; 
mais la zöne d’investigations que vient de nous proposer Lord Granville 
s'écarte sur plus d’un point des conditions d’impartialit& voulues pour pouvoir 
être acceptée par nous ct elle ne répond pas non plus aux circonstances lo- 
cales du moment. || Cependant Mr. Gladstone ayant loyalement reconnu ct 
constaté devant le Parlement que les territoires en litige, supposés jusqu’à 
présent appartenir à l’Afghanistan, étaient en réalité l'objet de contestations, 
il nous semble que les vues des deux Gouvernements sont suffisamment rap- 
prochées pour offrir un terrain pratique à des négociations amicales. || Si 
le Gouvernement de Sa Majesté Britannique voulait revenir à l’idée d'une 
zone d’investigations nous ne pourrions accepter que celle que nous avons 
proposée dès le début. Mais, vu les changements survenus dans la situation 
de ces contrées, nous croyons que les recherches et lcs études à faire dans 
un rayon aussi étendu entraineraient une grande perte de temps, sans modifier 
les points de vuc réciproques et sans autoriser l’espoir d’une entente finale 
des Commissaires qui en définitif devraient soumettre leurs divergences à la 
décision des deux Gouvernements. || Il nous paraît plus pratique d’assigner 
aux investigations de la Commission les territoires situés sur la ligne que 
nous avons indiqué en dernier lieu au Gouvernement de Sa Majesté Britanni- 
que dans le sincère désir de concilier les intérêts des deux parties. || Dans 
ces conditions si elles étaient acceptées par le Cabinet de Londres, la Com- 
mission pourrait se réunir sans délai ct procéder sur place à ses travaux 
avec les chances d’une prompte solution. || Vous êtes autorisé à transmettre 
cette proposition à Lord Granville, || Veuillez réitérer à son Excellence que 
le Cabinet Impérial n’a absolument aucune des intentions qu’on se plaît à lui 
attribuer. Il n’a aucun projet hostile relativement à aucune partie de l’Afgha- 
nistan, et désireux de mettre ses relations amicales avec l'Angleterre à l'abri 
de tout malentendu, c’est dans l'établissement d’une bonne frontière entre les 
sphères d’influences respectives des deux Puissances qu’il voit le moyen: le 
plus efficace de réaliser le but. || Veuillez, &c. Giers. 


Observations au sujet du Mémorandum joint à la Note adressée par Lord 
Granville à M. de Slaul, en date du 1 (13) Mars, 1885. 


Par sa note en date du 1° (13) Mars dernier, M. le Comte de Granville 
a transmis à l'Ambassadeur de Russie à Londres un Memorandum qui sert 
de réponse à celui qui accompagnait la dépêche adressée par le Ministère 
Impérial des Affaires Étrangères à M. de Staal en date du 16 Janvier, au 
sujet du tracé de la frontière nord-oucst de l'Afghanistan. || La marche des 
négociations entre les deux Gouvernements, ainsi que les motifs qui ont réglé 
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l'attitude du Gouvernement de Russie dans cette question ayant été exposés Nr. au. 
en detail dans le Mémorandum ci-dessus mentionné du 16 Janvier, le Cab, 
Impérial croit pouvoir se borner aujourd'hui à ne relever que quelques-unes 

des observations contenues dans la communication de M. le Comte Granville 

et qui pourraient selon son avis donner lieu à des malentendus. 

1. Le Memorandum Britannique fait entre autres allusion à la proposi- 
tion que l'Ambassadeur de Russie à Londres avait été chargé de faire en 
1882 au Gouvernement de Sa Majesté la Reine relativement au réglement de 
la frontière Afghane depuis le point où elle avait été laissée non définie 
jusqu'à Sarakhs. Cette proposition avait été motivée par une proposition 
pi ute du Gouvernement Britannique, laquelle avait pour objet l’oppor- 
tunité d’unc entente entre les deux Puissances au sujet de leur politique et 
de leur position mutuelles en Asie Centrale. M. le Comte de Granville ayant 
suggéré, entre autres, à l'Ambassadeur de Russic, la nécessité d’un arrange 
ment entre l'Angleterre, la Russie et la Perse au sujet du tracé d’une ligne- 
frontière entre les possessions Persanes ct la Turcomanie depuis Baba-Dormaz 
jusqu’au point où la frontière Persane rejoint celle de l'Afghanistan aux en- 
virons de Hériroud, le Prince Lobanow fut chargé de répondre au Cabinet 
de Londres: || 1. Qu’une délimitation de la frontière entre nos possessions 
et celles de la Perse était une question qui ne pourrait concerner exclusive- 
ment que cette Puissance et la Russie et dans laquelle nous ne saurions ad- 
mettre aucune ingérence étrangère; ct || 2. Que si l'Angleterre désirait 
pourtant contribuer à la consolidation de la paix dans les contrées qui offrent 
principalement le danger de conflits, le Cabinct Impérial scrait tout disposé 
à lui prêter son assistance ct à cntrer en négociations sur une ligne de 
démarcation à partir de Khodja-Saleh, sur l’Amou-Daria jusqu'aux environs 
de Sarakhs. Le territoire s'étendant à l’est du Hériroud n'ayant pu être 
exploré avant cette époque, à cause do l'absence complète de sécurité dans 
ces contrées, le Cabinet Impérial avait cru devoir indiquer Sarakhs comme un 
point dont la position géographique était tout à fait connue; mais en même 
temps il avait invité le Prince Lobanow à déclarer au Cabinet de Londres 
que la ligne-frontière à tracer devait coïncider avec la limite qui sépare les 
possessions Afghanes du territoire des Turcomans indépendants de l’Afghani- 
stan ct les tribus des Salors ct des Saryks de celles des Djémchidis et des 
Hézarés. Le Prince Lobanow avait également été chargé de signaler au 
Gouvernement de Sa Majesté la Reine que le Cabinet Impérial poursuit à 
l'égard des Turcomans le même but que l'Angleterre poursuit à l'égard des 
tribus, Afghanes voisines des Indes et de Béloudjistan, c’est-à-dire & l'étab- 
lissement solide de la sécurité de ses possessions et d’un ordre de choses 
pacifique sur sa frontière. Le Cabinet de Londres n'ayant pas jugé possible 
à cette époque de donner suite à la proposition du Cabinet Impérial, ’Am- 
bassadeur de Russie s'était trouvé de son côté dans l'impossibilité de faire 
usage des instructions dont il avait été muni à cet égard. 
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2. Si le retard involontaire qu’a subi le départ du Général Zelenoi pour 
Sarakhs a été un objet de desappointement pour le Gouvernement de Sa 
Majesté Britannique, ce n’est pourtant pas cette circonstance, mais bien 
l'envahissement de Pendjdé par les Afghans qui a empêché les négociations 
de suivre leur cours naturel. Ayant eu soin de prévenir & temps le Gou- 
vernement de Sa Majesté la Reine des conséquences défavorables qu’un tel 
envahissement ne pouvait manquer d’amener, le Cabinet Impérial s’est vu place 
dans la nécessité d’aviser & la sauvegarde de ses droits, et c’est dans ce but 
qu’il a cru devoir demander que les arrangements précédémment convenus entre 
les deux Gouvernements au sujet des attributions de la Commission soient 
complétés par une définition préalable des limites de la zone d'investigations. 
Les faits n’ont pas tardé à démontrer le bien-fondé des appréhensions du Ca- 
binet Impérial quant aux difficultés que devait éprouver une entente directe 
entre les Commissaires respectifs à ce sujet. Le Gouvernement Britannique 
n’a pas jugé possible d'adopter le projet de zone dressé par les soins du 
Général Zelenoi, ct le projet, qu’il vient de proposer à son tour dans son 
Memorandum du 1* (13) Mars, se trouve sur plus d’un point en désaccord 
avec la manière de voir du Cabinet Impérial et les résultats des ,investiga- 
tions exécutées par son ordre. Le Cabinct Impérial croit tout à fait superflu 
d’insister sur la gravité des inconvénicnts qui se seraient produits si dès le 
début la Commission s’était heurtée à des obstacles insurmontables. 

3. Le Gouvernement de Sa Majesté Britannique affirme que le principe, 
suivant lequel l’état des possessions de Shir Ali-Kban en 1872-73 aurait dû 
servir de base à Parrangement présent, aurait été abandonné pour ce qui 
concerne la partie nord-oucst de la frontière, et il se réfère à cet effet à un 
passage de la dépêche adressée par le Prince Gortchacow au Comte de 
Brunnow en date du 7 (19) Décembre, 1872. Le Cabinet Impérial se voit 
dans l'impossibilité d'admettre cette interprétation. En donnant son adhésion 
à un tracé de la susdite partie de la frontière, indiquée dans la dépêche du 
Comte Granville du 17 Octobre, 1872, ct qui s’écartait du principe cidessus 
exposé, le Cabinet Impérial n'a nullement entendu abandonner le principe 
même, ainsi qu'il résulte du passage de la dépéche du Prince Gortchacow, 
qui fait suite au paragraphe cité par le Comte de Granville: “Par déférence 
pour le Gouvernement de Sa Majcsté Britannique, le Cabinet Impérial serait 
disposé à adhérer pour cette partie des frontières au tracé indiqué dans la 
dépêche de Lord Granville.” || Eu égard à ces circonstances le Cabinet Im- 
périal ne saurait reconnaître aujourd’hui aux Afghans le droit d’étendre leur 
souveraineté sur des territoires qui n'avaient pas été désignés dans l'Arran- 
gement de 1872-73. D'ailleurs, dans son Mémorandum du 9 Juin, 1884, 
ainsi que dans plusieurs de ses communications ultérieures, le Cabinet Im- 
périal a cu soin de signaler à l'Ambassadeur d'Angleterre que ce n’est que 
sur la base du principe, consacré par l’Arrangement de 1872-73, qu’il croyait 
pouvoir procéder à la délimitation de la frontière nord-ouest de l’Afgbanistan, 
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et de son côté le Gouvernement de Sa Majesté la Reine n’a élevé aucune Nr. 86:9, 
objection contre cette condition. oy Mars 1886, 
4. Sans attribuer un caractére officiel aux observations contenues dans 
louvrage du Colonel Macgregor au sujet de la partie nord-oucst de la frôn- 
tière Afghane, le Cabinet Impérial ne sourait pourtant méconnaître l’impor- 
tance qu’offrent les informations fournies par un témoin oculaire, et surtout 
par un officier supérieur de l’armée Britannique, initié aux questions poli- 
tiques se rattachant à l’Asie Centrale et qui, ainsi que son ouvrage en fait 
foi, s’est donné pour tâche de rechercher les moyens propres à assurer les 
intérêts Britanniques en Asie contre des projets ambitieux qu’il prête à la 
Russie. (Ces conditions sont de nature à placer l’impartialité des informations 
ci-dessus mentionnées à l’abri de tout soupçon. Les termes dans lesquels est 
conçu le passage de l'ouvrage du Colonel Macgregor, cité dans le Mémoran- 
dum du Cabinet Impérial du 16 Janvier dernier, suffisent pour démontrer qu'il y est 
question d’une ligne-frontière et non d’une ligne de défense intérieure, ainsi 
que le Gouvernement Britannique est porté à le croire. - 
5. L’oasis de Pendjdé n’a jamais fait partie de la province Afghane de ° 
Badghis, et la population Turcomane de cette localité a de tout temps joui 
d’une complète independance, comme le prouve entre autres les nombreuses 
incursions commises préalablement à l’etablissement de l’autorité Russe à 
Merv par les Saryks de Pendjde, sur le territoire de leurs voisins ct entre 
autres dans le Khorassan, ainsi que les actes de représailles qu’ils avaient 
cus à subir à leur tour. Le voyageur Russe, M. Lessar, a librement par- 
couru Pendjdé au printemps de l’année dernière et il n’y a pas trouvé de 
traces de la domination Afghane. A cette occasion, le Cabinet Impérial ne 
croit pas non plus superflu de se référer aux deux Mémoires qui ont été 
échangés au mois d'Avril 1884 entre l’Ambassadeur de Sa Majesté Britan- 
nique et le Ministère des Affaires Étrangères. Eu égard aux négociations 
amicales poursuivies entre les deux Gouvernements, Sir E. Thornton avait 
témoigné le désir que des ordres fussent adressés aux autorités de la Province 
Transcaspienne pour empêcher les Agents Russes de visiter les localités faisant 
partie du territoire Afghan. Tout en se déclarant prêt à se conformer à ce 
désir, le Ministère Impérial des Affaires Étrangères s'est fait un devoir de 
prévenir l'Ambassadeur d'Angleterre, dans une notice datée du 16 Avril, 1884, 
de la nature des rapports qui s'étaient établis entre les Turcomans de Pendjdé 
ct les autorités de la Province Transcaspienne, et l'envoi de deux Agents 
Russes chargés de visiter Yolotan et, en cas de necessité, Pendjdé. Cette 
communication n’a pas provoqué la moindre observation de la part du Gou- 
vernement Britannique. L'ensemble des considérations ci-dessus exposées tend 
à démontrer que l’envahissement de Pendjdé par les Afghans, qui s’est effectué 
dans le courant de l'été dernier, constitue un acte incompatible avec les prin- 
cipcs de Arrangement 1872-73, qui devaient aussi servir de base à un arran- 
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Nr. 8670. gement ayant pour objet ‘la fixation définitive de la frontière nord-ouest de 
wo Mace tags l'Afghanistan. | 

j j 6. Ainsi qu'il résulte du Memorandum Anglais du 1+ (13) Mars, l’Asie 
offre plus d’un exemple du partage des tribus par des frontières territoriales, 
ot le Gouvernement de Sa Majesté la Reine ne voit aucune raison à ce qu’un 
tel partage soit considéré comme impraticable dans le cas présent ou qu’il 
soit de nature à donner lieu à de graves difficultés. || Lo Cabinet Impérial 
croit devoir y répondre que de nombreuses expériences lui ont démontré les 
inconvénients d’un tcl état de choses; qu’il n’a pas cessé de les éprouver tant 
que les Turcomans de Merv, congénères de ceux d’Akhal, n'étaient point 
soumis à l'autorité Russe, ct qu’il continue à les éprouver sur YAtrek, où 
les tribus habitant les deux contrées de la rivière sont unis par les liens du 
sang. || Les difficultés qui résulteraient du partage des Turcomans Saryk entre 
la Russie ct l'Afghanistan seraient d’autant plus graves que les conditions 
politiques qui règlent la position de l’Afghanistan pourraient bien souvent 
servir d’obstacle & un réglement satisfaisant ct prompt des contestations 
éventuelles sur la frontière des deux États. Ce sont ces considérations qui 
ont poussé le Cabinet Impérial à proposer au Gouvernement Britannique de 
prendre les conditions ethnographiques pour base du tracé de la frontière 
Afghane, et qui l’empécheraient de donner son adhésion à tout projet qui 
s’ccarterait de ce principe. 

7. Le Gouvernement Britannique se voit dans l'impossibilité de donner 
son adhésion à un projet d’arrangement qui, en écartant une enquête préalable 
sur les licux, tendrait à détacher de l'Afghanistan Pendjdé ou d’autres loca- 
lités sur lesquelles les Afghans élèvent des prétensions. Il ne croit pas non 
plus pouvoir adhérer à la ligne-frontière proposée par le Gouvernement Im- 
périal, et il serait tout au plus disposé à l’admettre comme limite méridionale 
d’une zone d'investigation dont la limite septentrionale serait formée par une 
autre ligne laquelle, partant de Shir-Tépé sur le lIeriroud, rejoindrait Sary- 
Yazy sur le Murghab ct longerait ensuite les confins des terres cultivées de 
Maimené et d’Ankhoï pour aboutir à Kodjah-Saleh. || Le Cabinet Impérial ne 
peut s’empécher de faire observer que cette zone est loin d'offrir les condi- 
tions d’impartialité voulue. En soustrayant à l’enquête des Commissaires re- 
. spectifs tout le territoire compris entre la ligne proposée par le Cabinet Im- 

pcrial et la frontiére réelle de l’Afghanistan, qui a été décrite par le Colonel 
Macgregor, elle étend la compétence de la Commission à des contrées occu- 
pées aujourd'hui par des troupes Russes et où il n’existe pas la moindre 
trace de populations ou d'intérêt Afghans. || Toutes ces circonstances sont de 
nature 4 faire supposer que la négociation ayant pour objet une définition 
limites des de la zone d'investigation pourrait difficilement aboutir à un 
prompt résultat; qu’elle ne contribuerait probablement qu’à prolonger l’état 
d'incertitude qu'il est de l'intérêt des deux Gouvernements de faire cesser le 
plus tôt possible, et que la saison favorable aux investigations de la Com- 
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mission pourrait en attendant être perdue. || Les inconvénients ci-dessus ex- Nr. 8679. 
posés ne pourraient étre empéchés que si le Gouvernement de Sa Majesté „nen 
Britannique consentait & adopter comme base des investigations la lignc-fron- | 
tiere proposée dans le Mémorandum du Cabinet Impérial du 16 Janvier der- 

nier, dans quel cas ce dernier serait tout disposé à envoyer sans retard son 
Commissaire sur les lieux pour examiner conjointement avec le Général Sir 

Peter Lumsden les détails de la frontière à tracer. 





Nr. 8680. GROSSBRITANNIEN. — Lumsden an d. engl. Min. des 
Ausw. — Die Russen haben Penjdeh genommen. {IL 5.] 


(Telegraphic.) (Received April 7, 10°30 P. M.)*) Gulran, April 1, 1885. 

I have just received a note from Captain Yate at Chemeni Beed, which „,, gen. 
he had reached with all British officcrs and escort safely yesterday at 8 P.M. Grow- 
They are coming on here. Russians attacked and defeated Afghans, and Irene 
occupied Penjdeh on the 30th. The Afghans are said to have fought gallantly, 
and to have lost heavily, two companies being killed to a man in intrenchments. | 
Survivors retreated along Maruchak road. British officers were neutral. It 
was reported, that Colonel Alikhanoff had urged the Sariks to attack them, ' 
and that he had offered 1,000 krans a-head. They were tlıen obliged to 
leave; but, nevertheless, a few Sarik Chiefs cscorted them out of valley. 
Captain Yate had on the previous day specially explained to Colonel Zakr- 
chevsky, that Pul-i-Khisti had always been held by the Afghans, and had 
never been occupied by Russian troops. 








*) Auch in St. Petersburg scheint die Nachricht von diesem Ereigniss erst am 
7 April eingetroffen zu sein, wie das folgende Telegramm des russ. Ministers des Aus- 
wärtigen an den Botschafter in London ergiebt [III. 6.]: - 
(Telegraphique.) St. Pétersbourg, le 7 Avril, 1885. 

Mon télégramme de ce jour était à peine expédié lorsque nous apprimes qu’un 
conflit sérieux a eu lieu près d’Ak-Tépé entre les Afghans et nos troupes. Détails et 
motifs ne nous sont pas encore parvenus. 

Ueber die Telegraphen-Verbindung zwischen St. Petersburg und Penjdeh hat die 
russische Itegierung folgende Angaben gemacht [III. 54} Earl Granville to Sir E. 
Thoruton. Foreign Office, April 19, 1885. 

Sir, — The Russian Ambassadeur told me to-day that knowing the importance 
which Her Majesty’s Government attached to the question of the time required for 
communications to pass between St Petersburgh and Dash Kepri, he had written to 
M. de Giers on the subject, and had received a telegram in reply, stating that, up 
to the 8th instant, the telegraph was not working beyond Askabad, but that since 
that date it had been opened as far as Baba Dormaz; that telegrams from Dash 
Kepri took from eight to ten days to reach St. Petersburgh, and that messages sent 
from there to General Komaroff took probably about the same time, allowing for the 
inevitable delays consequent on the General’s movements. | J am, &c. 

| Granville. 
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Nr. 8681. GROSSBRITANNIEN. — Lumsden an den engl. Min. d. 
Ausw. — Das angebliche Vorrücken der Afghanen. 
(II. 14.) 


(Telegraphic.) (Received April 9, 4:30 P. M.) Gulran, April 3. 

In my telegram of the 31st March I said, that the Afghans had made 
no forward movement whatever since receipt of your telegram of the 16th 
March. Captain Yate and other British officers having now arrived, I find 
that, when the Afghan position was immediately threatened by Russians who 
advanced in force from Aimak-Chari to Kizil-Tepe, the Afghans threw out 
vedettes to their front, and extended their picket at Pul-i-Khisti on the left 
bank of the Kuslık. They gradually strengthened it, until on 30th the bulk 
of their forces had been transferred across river. This was not an advance 
on their part, but merely the occupation of what they considered to be an 
advantageous military post close in front of their camp; but it is right, that 
your Lordship should know all‘ the facts. || Captain Yate reports, that the 
Afghan Generals were strongly opposed to further retirement without fighting. 
Afghan Commander offered to mect General Komaroff’s wishes regarding 
outposts, but received no reply to his message. Evidently Gencral Komaroff 
was misled regarding whereabouts of Pul-i-Khisti, for he hated his ultimatum 
from there on the 29th ultimo, though he was not nearer than Kizil-Tépé. 
The Russians have never occupied Pul-i-Khisti before now. 








Nr. 8682. GROSSBRITANNIEN.—Min. d. Ausw. an den engl. Botsch. 
in St.-Petersburg — Die russ. Vorschläge bieten 
keine Basis zu Verhandlungen. [If. 271.) 


Foreign Office, April 4, 1885. 

Sir, — I spoke to-day to the Russian Ambassador after consultation 
with my colleagues. I informed M. de Staal, that I could not conceal from 
him the disappointment with which the recent communications from his Go- 
vernment regarding the Afghan boundary question had becn received. || In 
their reply of the 13th March Her Majesty’s Government had endeavoured to 
make proposals affording reasonable grounds for hoping that an agreement 
might be arrived at. || They did not propose that which seemed to them ab- 
stractedly the best. In answer to this the Russian Government had replied 
by a despatch and Memorandum, couched in terms which were not discour- 
teous, but of which the substance was to this effect: That the Russian Go- 
vernment objected to the proposals of Her Majesty’s Government, and on the 
other hand offered no counter-proposal, but insisted upon the adoption of 
their own views in their entirety. || I stated, that the Russian Government 
appeared virtually to exclude by disparagement their own zone, while by 





Central-Asiatische Frage. 363 


direct words they refused that of Her Majesty’s Government. || There remained Nr. 862. 
only the proposal for an inquiry upon a line prescribed by one of the parties, Mer 
with the rejection in limine of that proposed by the other. || This appeared 4. april 1888 
to proceed upon the principle that, when the two Powers were about to under- 
take a joint inquiry, it appertained to one of them to dictate the terms. || 
It was impossible, I said, for the British Government to proceed on a basis ! 
which substantially denied the equal footing of the two Powers. || Her Ma- 
jesty’s Government could not believe, that this was the last word of the Rus- 
sian Government, which could only be met by a refusal. Such a result would 
be lamentable, and unworthy of the two countries; and they entertained the 
hope, that the Russian Government had not communicated their final decision, 
but would consider some mode which would enable the two countries to 
carry on the inquiry on equal terms. || M. de Staal replied, that, in his view, 
the Russian Government did not insist upon the immediate acceptance of the 
boundary-line proposed in the despatch of the 16th (28th) January; but that 
the question was that the line should be taken as the basis of investigation 
for the Commission, which would then meet without delay, retaining the power 
of discussing the different points of the line on the spot. When their exa- -. 
mination was completed, the Commissioners would submit the result of their 
labours and of their discussions to their respective Governments. || I expressed 
my regret, that the explanations which his Excellency had given did not re- 
move the objections which I had stated to be felt by Her Majesty’s Govern- 
ment. || But I said, that I would repeat his observations to my colleagues; 
and I subsequently informed M. de Staal, that the Cabinet adhered to the 
observations which I had stated to his Excellency, and that they would be 
glad if he would communicate them to his Government, from whom Her 
Majesty’s Government hoped to hear again. || I am, &e. 
Granville. 





Nr. 8683. GROSSBRITANNIEN.—Min. d. Ausw. an den engl. Botsch. 
in St.Petersburg. — Die russ. Regierung ist um Auf- 
klärung über die Vorgänge bei Penjdch zu ersuchen. 
(LL. 7 a. 11. 


Foreign Office, April 8, 1885. 

Sir, — You will have learnt from Sir Teter Lumsden’s telegrams of the yp, gags. 
29th and 31 ultimo and 1st instant, which have been repeated to you, the Mr 
circumstances attending the collision which occurred between the Russian g, April 1885 
and Afghan forces on the 30th March, and the occupation of Penjdeh by the 
Russian troops. || I have to request your Excellency to ask the Russian Go- 
vernment for an explanation of this apparently complete disobedience of the 


Empcror’s orders. || I am, &c. Granville. 
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Foreign Office, April 8, 1885. 

Sir, — Your Excellency will have learnt from Sir Peter Lumsden’s 
telegrams of the 29th and 31st ultimo and the 1st instant, which have been 
repeated to you, that the Chief of the Russian Staff positively assured Captain 
Yate, that no such arrangement as that recorded in your telegram of the 16th 
March*) had been communicated to the Russian camp, nor would he give 
any assurance that the Afghans would not be attacked without previous no- 
tice; and he claimed the right to turn out the Afghan posts whenever they 
might inconvenience the Russians without reference to any third party. || In. his 
telegram of the 31st ultimo Sir P. Lumsden states, that the Afghans have 
made no forward movement whatever before or since the receipt of my tele- 


_gram of the 17th March, reporting the agreement arrived at with the Russian 


Nr. 8684. 
Russland. 
8. April 1885. 


Government, and that Penjdeh was perfectly quiet. || In his telegram of the 
1st instant Sir P. Lumsden states, that Captain Yate, who has left Penjdeh, 
reports that the Russian troops had attacked and defeated the Afghans and 
occupied that place on the 30th ultimo, two companies of Afghans being 
killed to a man in their entrenchments. || Her Majesty’s Government desire 
your Excellency to inform M. de Giers that this news is of the utmost gra- 
vity. A Cabinet Council will be held to-morrow. || I am, &c. 
Granville. 





Nr. 8684. RUSSLAND. — Min. d. Ausw. an den russ. Botsch. in 
London. — Der russische Angriff ist von den Afghanen 
provocirt. [HI 12. 


(Communicated to Earl Granville by M. de Staal, April 9.) 

(Télégraphique.) St. Pétersbourg, le 8 Avril, 1885. 

Nos troupes n’ont attaqué les positions des Afghans qu’aprés y avoir été 
provoquées par des actes d’hostilité de leur part. Les ayant mis en déroute, 
le Général Komaroff s’est retiré sur la rive gauche du Koutchk. Les officiers 
Anglais qui avaient dirigé les troupes Afghanes, mais sans prendre de part 
active au combat, sc sont vus obligés de réclamer & la suite de la déroute 
la protection du Général Komaroff; mais, ayant été entrainés dans la fuite, 
le détachement Russe envoyé à leur secours n’a pu les rejoindre. Ai commu- 
niqué ces faits à Sir E. Thornton. 





*) Siche Anmerkung zu Nr. 8677. 


Druck von Bär & Hermann in Leipzig. 
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